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eines Niersgesetzes ....

Anlage 39: Bericht und Antrag des Pro»
(Drucksache vinzialausschusfes, betr. Be»

Nr. 36) williguug einer Beihilfe von
12250U NM. zur Verbesserung
der Borflutueihältniffe an
der Niers ........

Anlage 40: Bericht uud Antrag des Pro.
(Drucksache vinzialausschusses, betr. Be»

Nr. 39) williguug einer Beihilfe zu
deu Kosteu der Verbefferung
der Straßenbrücke über die
Mosel zwifcbcn Bullay uudAlf

Anlage 41: Verzeichnis der an den 73.
(Drucksache Probinziallandtag zur Ent»

Nr. 37) lastnng überwieseuen Rech»
nnngen .........

Bericht des Provinzinlausschufses über
die Ergebnisseder Provinzialverwaltung
für das Rechnungsjahr vom 1. April
1925 bis 31. März 1926......

Sonstige Anträge usw.
Entschließung der Zentrumsfrattion, betr.

den baldigen Abschluß der Reform der
rheinischen Landgemeindeordnung . .

Antrag derselben Fraktion an die Reichs»
und Stnatsiegielung auf stärkere Fö,de<
inng der Wiederbelebung der Wirt¬
schaft in der Nheinpiovinz und auf
Ueberweifuug ausreichender Mittel an
die Gemeinden und Gemeindeverbände
zur Unterstützung der Opfer der Wirt»
schuft . - - -' ..........

Antrag derselben Fraktion an die Reichs»
und Stnatsregierung auf Znioeifügung»
stelluug Nun Mitteln a» verschiedene
Landkreise in den Regierungsbezirken
Aacheu, Trier und Koblenz zur Bcsei-
tignng der durch die Besatzung uud die
Abtreuunnss des Saaissebieles und der
Kreise Enpen»Ma<mcdy bedingten Wirt»
schaftlichenNotlage .........

Seitenzahl
des steno»

giaPhischen
Berichts

2. 5. 10,
16,27,35,
38,57,106

82, 167

23,30,36,
167

4, 214

165

83

3, 5, 32,
38, 176

5, 22, 46,
77, 225

5,32,179

Seilenzahl

des steno»
graphischen

Berichts

Entschließung derselben Fraktion an die
Reichs- uud Staatsregierung, betr. be»
sondere Berücksichtigungder Rheinpro»
uiuz infolge der gegenüber dem übrigen
Deutschland relativ größeren Zahl der
Arbeitslosen bei Gewährung der aus
der produktiven Erwerbslosenfürsurge
zu Notstaudsllibeiten zur Verfügung
steheuden Mittel..........

Entschließung derselbe» Fraktion, betr.
Beeinträchtigung der Technische» Hoch¬
schule iu Aachen durch die von der
Staatsiegierung beabsichtigte Einrich¬
tung tcchnifcher Fakultäten an der
Universität iu Münster.......

Antrag derselben Fraktion auf Erhöhung
des Zuschusses au die Fachschule für
Wirtschaft und Verwaltung im Haus»
halt „Verschiedenes" um 1800 NM. . .

Antrag derselben Fraktion, betr. energisches
Vorgehen seitens desLandesjngendnmtes
gegen Schmutz- und Schuudschrifteu .

Antrag derselben Fraktion, betr. Prüfung
der Frage des Neubaues eines Fraueu»
lazaretts bei der Arbeitsaustalt Brau»
Weiler ..............

Entschließung derselben Fraktion, betr.
beschleunigte Durchführung des Pro»
iektcs der Autobahn Köln-Düsseldorf .

Antrag derselben Fraktion, betr. Prüfung
der Frage, ob durch Aenderung der Ge<
setzgebuug eine Verminderung der
Straßenuuterhllltnugstustcu erreicht wer»
den kann .............

Entschließung derselben Fraktion, betr.
Gewährung einer Meistbegünstigung für
die fillnzüfifche Weinciufuhr bei Ab¬
schluß des endgültigen Handelsvertrages
mit Frankreich...........

Entschließung derselben Fraktion, betr.
Notlage der Landwirtschaft.....

Antrag derselben Fraktion auf finanzielle
Förderung des Obst» und Gemüsebaues
iu der Nheinpiovinz.........

Antrag derselben Fraktion, betr. Zurvci»
fügnugstellung erhöhter Mittel seitens
der Staatsiegieruug zwecks Berbesfe»
inng der Wasserversorgung in den är»
meren Teilen der Provinz.....

5,10, 26
225

5, 21, 31.
35, 88

5, 199

5, 28, 42,
71, 188,
189, 236

5.28,143

5, 16,27,
35,38,57,

106

5,26,107

5, 29, 44,
56,72,97,
103, 110,

202

5, 8, 29,
34,66,67,
75,84,91

5,30,209

5, 30, 61,
63, 92



73. Rheinischer Provinziallandtag, Inhaltsverzeichnis.

Antrag derIcntrumsfraltionan die Reichs»
regierung auf Durchführung dci füi die
Grenzgebiete der Rheinprovinz, ins»
besondere für das Wurm- nnd Saar»
revier lebenswichtigen Verkehrsfrage»

Einspruch derselben Fraktion bei der
Reichs- und Staatsiegiciuug bezüglich
der Beschränkung der Tätigkeit der Pro»
Vinzial-Verwaltung auf den Gebieten
des Wegebaues und des Arbeitsnach»
weises ..............

Antrag derselben Fraktion, betr. Schaffung
Uou Eiurichtungeu für sehschwache Kinder
in der Nheinpiovinz........

Antrag derselben Fraktion, betr. Ersuche»
an die Staatsregierung, für Häudlervieh,
das als Milch- und Nutzvieh eiugeführt
wird, wieder ciue mindestens 10-tägige
Quaiautäue einzuführen......

Antrag derselben Fraktion zn dem Antrage
der Arbeitsgemeinschaft, betr. Behebung
der Kredituot in der mittlereu und kleinen
rheinischen Industrie durch Zuführung
langfristiger Hypothekarkrcdite seitens
der Laudesbauk ..........

Antrag derselben Fraktion, betr. Verbilli-
gung des landwirtschaftlichen Reallre»
dites ...............

Antrag derselben Fraktion zum Erlah eines
Niersgcsetzcs ...........

Antrag derselben Fraktion, betr. die Ein¬
gabe der Fachgruppe der Sekretariats»
beamteu der Rheinischen PioUiuzialver»
wllltung auf Besserstellung iu ihren
Bezügen und der Fachgruppe der Se»
lretariatsbeamten bei der Provinzial»
^eueiueisicheruugsaustnlt auf Schaffung
weiterer Befürderuuqsstellen in Gruppe
X uud XI ............

Antrag derselben Fraktion, betr. Besetzung
der besolduugsplanmähia. in Gruppe XI
vorgesehenen Stellen für Landcsamt»
Männer..............

Abänderungsantrag derselben Fraktion
zu dem Antrage der sozialdemotratischen
Fraktion, betr. die Fassung des Arbeits»
zeitnotgesetzes ...........

Antrag derselben Fraktion an die Reichs»
und Sllllltsregieruug,betr. Verwendung
von Natursteine» der Steiuiudustrie des
besetztenGebietes zum Bau von öffent»
licheu Gebäuden, Brücken ufw. . . .

Antrag der Arbeitsgemeinschaft, betr. Be»
Hebung der Kredituot in der mittleren
und kleinen rheinischen Industrie durch

2ett«nz»hl

bll steno»
giaphtlchen

Verich»

2, 5. 32
165, 180

12,13,22,
165

23. 91

23, 100

2,77,87

29.56,68,
82,83,84

23,30,36,
82. 167

110. 196

36,43,62,
196

22,46,77,
225

110. 214

Zuführung langfristiger Hypothekar»
iieditefcitensdeiLandesbank ....

Antrag derselben Fraktion, betr. Einrich»
tung se eines Landesaibeitsgerichts für
die Früheren Landgerichtsbezirke bei der
bevorstehenden Bildung der Arbeits»
geiichle ..............

Antrag derselben Fraktion, betr. Bereit»
stellung Uou 30 000 RM. zur Ermög»
lichung der Anfiedeluug rheiuifcher
Bauernsöhue iu deu Ostprovinzen . .

Antrag derselben Fraktion dahingehend,
die Positionen TitelII4auuddimHaus-
halt, betr. Fürsorge für Kriegsbeschädigte
pp., für übertragbar zu erklären . . .

Antrag derselben Fraktion, betr. Iuruer»
füaungstelluug von 60 000 RM. zur
Schaffung von Verkllufseinrichtuugeu
nach holländischem Muster zwecksBei»
besseruug der Absatzmöglichkeitin den
Obst- uud Gemüsebau treibenden Gegen»
den der Nheinpiovinz .......

Antrag der sozialdcmolratischcn Fraktion
auf Einsetzungeines Betrages vuu 150 000
RM. für Kiuderfpeifung in den Haus»
haltsplan „Verschiedenes" .....

Zusahantrog derselben Fraktion zum An»
trag der Zentrumsfraktion, betr. Ratio»
nlllisieruug und Zusammenlegung von
Betrieben im westlichenIndustriegebiet

Antrag derselben Fraktion, betr. Auftrags»
erteilung uonBnnsbaustoffeu seitens der
Provinz, der Reichs» und Staats«-
gieruug zur Behebung der Arbeitslosig»
leit iu deu Kreisen Neuwied uud Kob»
leuz ...............

Antrag derselben Fraktion, betr. Erhöhung
der Ortslöhne...........

Antrag derselben Fraktion auf Bewilligung
eines Betrages von 50 000 RM. für
die allgemeine Volksbilduugsarveit iu
der Rheinproviuz .........

Antrag derselben Fraktion, betr. Vorlage
einer Aufstellung über die Größe der
landwirtschaftlichen Flächen bei den ein»
zelneu ProUinzialanstalten, die Zahl der
zu verpflegeudeu Anstaltsiusasseu usw.
gelegentlich der nächsten Prouinzial»
Landtllgstagung ..........

Antrag derselben Fraktion, betr. Waste-
rung der Proviuzialstraßeu in Ortslagen,
soweit noch Schotterdecken vurhauden
sind ...............

Leltenzahl

de« slen»
»laphi

«eii
graphischen

' ich«

22,77,8?

22. 165

22, 64,
173

23,160

23, 209

22,42.63,
199

5, 22, 46,
77, 225

22, 87

22, 214

22, 42,
63, 182

23, 42,
143

«3,1?S,«11



VI 73, Rheinischer Provinziallandtag, Inhaltsverzeichnis.

Antrag bei sozlalbemolratlschen Fraktion,
betr. Beseitigung der Eisenbahnüber»
gänge auf der Provinzialstraße Koblenz»
Ningen mitRücksichtauf den gesteigelten
Verkehr auf dieser Straße......

Antrag derselben Fraktion auf Einsetzung
eines Betrages von 100 000 RM, in den
nächstjährigen Haushalt der Provinzial»
Verwaltung zur Bcrbilligung der von
der Landesbank zur Förderung des ge»
meiunützigen Wohnungslinues ausge»
liehenen Hypotheken ........

Antrag derselben Fraktion, betr. die neben»
berufliche Wusiktätigkeit der Provinzial«
beamten und »Angestellten......
<Der Antrag wurde zurückgezogen,)

Antrag derselben Fraktion, bett, Wahl des
Abg, Hauck zum Mitglied der Provinzial»
komnüssion für die Provinzial Heil» und
Pflegeanstlllten an Stelle des ausge¬
schiedenen Abgeordneten Orlopp . . .

Entschließung der kommunistischen Frak¬
tion an die Reichs» und Staatsre»
gierung, betr, Aufnahme der Bahn¬
linie Iriel—Echteinacherbrück—Bollen»
dorf—Schwaizenbiuch—Sinfpelt^
Neuerburg in das Arbeitsbeschaffuugs»
Programm ............

Entschließung derselben Fraktion, betr,
Antrag an die Staatsregieruug auf die
Reichslegierung dahin zu wirken, daß
außer den zur Linderung der Not der
sogenannten Luzemburggünger bereits
bewilligte« Mittel weitere Mittel zur
Verfügung gestellt werdcu.....

Antrag derselben Fraktion, betr, Eriich»
tung eines Provinzial-Wohlfahrtsamtes
als' Kontrollorgan und Beschwerdein-
stauz im Sinne der aus der Fürsorge»
pflichtverurdnung resultierenden Aus¬
gaben ..............

Entschließung derselben Fraktion, betr.
Protest gegen die Beschießung chine¬
sischer Städte durch euglischc Kriegs»
schiffe ...............

Antrag derselben Fraktion auf Erhöhung
der Beihilfe für den Ausbau des Iugeud»
herbergswefens ..........

Antrag derselben Fraktion, betr. Aussicht
über die Fürforgezöglinge ......

Antrag derselben Fraktion, betr. Er»
holungskur für schulpflichtigeFürsorge-
zügliuge nach ihrer Vinlieferung . . .

Seitenzahl

be« steno»
graphischen
Berichts

23, 176

47, 82,
84, 85,
86, 234

151, 198

22, 190

22, 32
179

22, 193

22, 44,
152

23, 141

23, 28,
50, 116

23, 116

Antrag derselben Fraktion, betr. Ein»
Weisungvon Fürsorgczöglingen in das
evangelische Fürsorgeheim II in Nie«
derseßmar uud in das Fürsorgeheim I in
Gummersbach ...........

Antrag derselben Fraktion, betr. Durch¬
führung der Fürsorgeerziehung . . .

Antrag derselben Fraktion, betr. die Haus¬
ordnung für die Proviuzilll-Arbeitsan»
stalt in Brauweiler........

Antrag derselben Fraktion auf Außer¬
kraftsetzung der Fürsoigepflichtveroid»
nung ...............
(Der Antrag wurde zurückgezogen.)

Antrag derselben Fraktion, betr, Erhühuug
der Anleihe für Straßeuzwecke von
13 Millionen auf 20 Millionen Mark

Antrag derselben Fraktion, betr, Aenderung
einiger Bestimmungen des Entwurfs
eines Niersgesetzes ........

Antrag derselben Fraktion auf direkte Zu»
leituug des Entwurfs eines Niersge¬
setzes an den Preußischen Laudtag
zwecks Vermeidung einer weiteren Ver¬
zögerung in der Verabschiedung des
Gesetzes ..............

Antrag derselben Fraktion, betr, Erhöhung
der Beihilfe zur Verbesserung der Vor«
flutverhällnifse au der Nicrs ....

Antrag derselben Fraktion, betr. Erhöhung
der Beihilfe zur Behebung der Winzer»
not und für die Zweckedes Weinbaues

Antrag derselben Fraktion, betr. Aenderung
der Reichsbefoldungsoidnung und Um¬
gestaltung oer Nuhegehaltsorduung .

Antrag derselben Fraktion, betr. ander-
weite Besoldungsregelung der Beamten
und Angestellten der Rheinischen Pro»
vinzilllverwaltung in den Gruppen I
bis III ..............

Antrag derselben Fraktion, betr. Ueber»
nähme des Pflichtanteils der bei der Pro»
vinzilllverwaltung beschäftigten Arbeiter
und Angestellten an den Beiträgen der
Sozialversicherung seitens der Bei»
waltung und der Veittagszuschüsse für
die freiwillige Kranken» und An»
gestelltenversicherung ........

Seitenzahl
be« steno»
giaphilchen

Neiicht«

23 71,
116, 132

23, 46,
51. 116

23 156

23, 82

2, 10, 23,
26, 27,38,
65, 211,

217

23, 30,
36, 82,

167

23, 167

23, 30,
36, 167

23, 29,56,
72, 94,97,
102, 148,
174, 205

48, 77,
196

43. 48,
77, 196

77, 196



73. Rheinischer Piovinziallandtag, Inhaltsverzeichnis. VII

Antrag der kommunistischen Fraktion auf
Einstellung eines Betrages von 500 000
RM. für Kinderspeisung inden „Außer¬
ordentlichen Haushalt".......

Antrag derselben Fraktion auf Bewilligung
eines Zuschusses von 5000,- RM. zum
Ausbau des proletarischen Kinderheims
in Remscheid ...........

Entschließung derselben Fraktion, betr.
die Verurteilung ungarischer Arbeiter
durch ein Standgericht.......

Antrag'derselben Fraktion, auf Erhöhung
der Position 1 in Titel IV der Aus.
gaben des Haushaltsplans der Pro»
vinzial'Arbeitsanstalt Brauweiler auf
400 000 RM............

Antrag derselben Fraktion zum Etat, betr.
Fürsorge für Kriegsbeschädigte und
Kriegshinterbliebene ........

Antrag derselben Fraktion zum Bericht uud
Antrag des Provinzialausschusses, betr.
die Unterstützung größerer Landeskultur»
Projekte ..............

Antrag derselben Fraktion auf Einsetzung
eines Betrages von 5,0 000 M. in den
Haushaltsplan der Provinzia!»Heil. u.
Pflegeanstlllt Bonn zur Schaffung ein«
wandfieiei Arbeitsräume, Moderni»
fierung der Anstalt pp........

Antrag derselben Fraktion, betr. die Unter¬
bringung von Fürsoigezöglingen oder
sonstigen Pfleglingen in Privatan-
stalten ..............

Antrag derselben Fraktion, betr. Kündigung
des Mietvcitrages mit dem katholischen
Erziehungsfüisoigevciein Maria>Been
und Benutzung der Anstalt Galkhausen
in vollem Umfange als Heil» u, Pflege»
anstatt für Geisteskranke .......
<Der Antrag wurde zurückgezogen»

Antrag derselben Fraktion, betr. Auf»
nähme der projektierten Eisenbahn¬
linien Neuwied—Eugers—Setters und
Neuwieb—Wiedmühle in das gegen»
wärtige Arbeitsbeschaffungspiogiamm

Einschließung derselben Fraktion, betr.
Stellung eines Antrages an die Reichs»
nnd Staatsregierung auf Niederschlagung
der an Kleinwinzer gewährten Kredite

Entschließung derselben Fraktion, betr.
den Todesfall im Fürforgeheim in
Niederfeßmar ...........

Leitenzahl

des stenu»
graphischen

Neiichts

77, 199

77, 183

77. 152

77, 156

77, 160

2,30,36,
61,78, 92

48.82,145

51, 82,
116

48, 82,
188

82, 190

82, 95,
103, 202

72, 112,
127, 132,
13«, 127,
128, 13»,
18», 188

Entschließung derselben Fraktion, betr.
die Aufhebung des Gesetzes zur Be»
kämpfung von Schmutz und Schund .

Antrag derselben Fraktion, betr. die Ein¬
gabe der Fachgruppe der Sekretariats»
beamten der Rheinischen ProUinzialver»
waltung auf Besserstellung in ihren Be»
zügen und derFachgiuppe deiSekretari-
atsbeamten bei der Provinzial-Feuer-
Versicherungsanstalt auf Schaffung wei»
terer Beförderungsstellen in Gruppe
X und XI .............

Antrag derselben Fraktion, betr. den Ab¬
schluß des Handelsvertrages mit Frank¬
reich ...............

Antrag der Wirtschaftlichen Bereinigung,
betr. Iuckerung der Weine und Vnt»
schleimungder Moste bei den Provinzial»
Weinbauschulen ...........

Antrag derselben Fraktion, betr. Austausch
der den Winzern usw. gegebeneu
Analysen durch die Weinbauschulen. .

Entschließung derselben Fraktion an die
Reichsregierung, betr. Aufnahme des
BllhnblluesBitburg—Neuerburg—Irrel
in das gegenwärtige Arbeitsbeschaffungs»
Programm ............

Antrag derselben Fraktion, betr. den Ab»
schluß des endgültigen Handelsvertrages
mit Frankreich...........

Antrag derselben Fraktion auf Abänderung
des Weingefetzes über „Hefewein" , .

Entschließung der Gruppe „Nollsrechts-
partei", betr. Beseitigung der Wohnungs¬
not ................

Antrag des Abgeordneten Nr. Ereutz in
Adenau auf Gewährung eiues weiteren
verbilligten Darlehns von 300 000 RM,
an den Kreis Adenau zum Bau des
Nürburgiings...........

Entschließung des I. Fachausschusses, betr.
die Beiteilung der Kraftfahrzeugsteuer

Antrag des IV. Fachausschusses, betr.
Aufnahme einer Anleihe für außer»
ordentliche Aufwendungen bei dem
Piovinzialstraßenbllu und Bereitstellung
weiterer Mittel für zusätzliche Arbeiten

Leitenzahl

des steno»
«laphilchen

Veiichts

71, 189,
235

196

5, 29, 44,
5t!,72, 97,
103, 110,

202

5. 105

5. 105

22, 74,
77, 190

5, 29, 44,
56,72,94.
97, 103,

202

56, 156,
202

110

39, 74,
152, 204,
218, 230

13, 19,
26,152,

204, 215

211



VIII 73. Rheinischer Provinziallandtag, Inhaltsverzeichnis.

Antrag des V. Fachausschusses, betr. Obst»
und Gemüsebau ..........

Antrag desselbenFachausschusses, betr.
Forderung und Unterstützung der Ge>
flügelzucht .............

Antrag der Landwirtschaftslammer auf
Anstellung eines Obstbauwandeilchiers

Antrag des Rhein-Main'schen Verbandes
für Nollsbildung. L.N., in Frankfurt
n.M., betr, Bewilligung einer Bei»
Hilfe von 60UU M..........

Antrag des Ientralverbandes der Ne»
amtcn und Angestellten der preuß.
Provtniialvetwaltungen, Landesver»

Seitenzahl

des sten»»
gi«pl>i!chen

Berichts

75, 92,
97

92, 99

5, 92, 97

5, 182

band Rheinprouinz, auf Gewährung
einer Ehrengabe nach langjähriger Pro»
uinzial-Nienstzeit ..........

Antrag der Fachgruppe der Telretariats-
beamten der Rheinischen Provinzial-
Verwaltung auf Besserstellung in ihren
Bezügen ..............

Antrag der Fachgruppe der Sekretariats-
beamten bei der Provinzial-Feuer-
Versicherungsanstalt auf Schaffung
weiterer Neföideiunqsstellen in Gruppe
X und XI. ............

«eitenzahl

des stenu»
giaphllchen

Äeiichts

5, 36, 62,
165

36, 43,
48,62,82,
110, 196,

36,43,48,
62, 82,

110. 196



Alphabetisches Sachregister
zu dem

stenographischenBericht über die Verhandlungen des 72. und 73. Rheinischen Proninziallandtages.

^. 72. Rheinischer Provinziallanbtag.

A
Abilnderungs» bezw. Zusatzanträge zu dem

Bericht und Antrag des Provinzialaus»
schusses, betr. den Bau der Autobahn»
stiaße Küln-Düsseldorf:
») der Kommunistischen Partei . . .

b) der Wirtschaftlichen Vereinigung .

Abgabe, Einspruch des Automobilklubs von
Deutschland gegen Erhebung einer
solchen für Benutzung der Autobahn .

— desgleichen des Adnc-präsibiums . . .

— Erhebung einer solchen für Benutzung
der Autobahn...........

Abgeordnete, Feststellung der bei der
Tagung anwesenden .......

-^ durch Nlllndlltsniederleguug ausge»
schieden« .............

— neu eingetretene..........
— am Erscheinen verhinderte.....

Alterspräsident, Abgeordneter Krawinke!
übernimmt den Vorsitz.......

Acltcstcnrnt, leine Aenderung in dessen
Zusammensetzung .........

Anleihe, Aufnahme einer solchenzum Bau
der Autobahn Köln-Düsseldorf . . .

Antrag der sozialdemokratischen Fraktion,
betr. Erwerbslosigkeit iu der Rhein»
Provinz ..............

Seitenzahl
des slenu»
graphischen

Berichts

1», 17, 21,
23, 25, 32,
39, 41, 43

13, 33,
41. 42

ü, 6, ?, 3,
1«, 12, 15,
17, 18, 23,
25, 30, 41

7, 23, 25.
27, 41

10,11,14,
18,22,23,

35. 43

Arbeitsbeschaffung zur Linderung der Er»
werbslosigteit ...........

Arbeitszeit beim Bau der Autobahnstraße.

B
Ban der Autobahnstraße Küln-Düsseldorf

Bedingungen der Staatsiegieiuug zu dem
Bau der Autobahnstraße......

Beisitzer des Provinziallandtags, deren
Wahl...............

Bejeitigung der Staatsbahnüberquerungen

E
Ebcrle, Abgeordneter, dessen Wahl zum

stellvertretenden Vorsitzendendes Prov.»
Landtags .............

Einspruch des Automobilklubs von Deutsch»
land gegen Erhebung einer Abgabe für
Benutzung der Autobahn......

— des Adac-Pillsidinms, desgleichen wie
vor................

Entschließung der Niederrheinischen In»
dustrie» und Handelskammer zum Bau
der Autobahnstraße .........

— zu dem Urteil des französischen Kriegs»
gerichts in Landau.........

Eröffnung des Provinziallandtags . .

Erwerbslosigkeit iu der Rheinprovinz,
Linderung durch Arbeitsbeschaffung ,

Seitenzahl
des sieno»

aiovhilchen
Belicht«

IU, 11, 14,
1», 22, 23,

35, 43

21, 43

4, 11

6

17, 18,
30

2, 3

7

7

e

11,43,44

1

10,11,14,
19,22,23,
3b, 43
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Teitenzohl
des steno»
gillpyischen
Berichts

7. 25

G
Gesamtbaulosten der Autobahn.....

s
Dr. Falles, Abgeordneter, dessen Wahl

zum VorsitzendendesProvinziallandtags

Landau, Entschließung zu dem Urteil des
französischen Kriegsgerichts ......

m
Mitglieder des Provinzillllandtags, Fest»

stellung der bei der Tagung anwesenden

— durch Mcmdatsniederlegung ausge»
schiedene .............

— neu eingetretene..........
— Prüfung, ob bei deren Eintritt ord»

nungsmäßig verfahren ist......
— am Erscheinen verhinderte .....

n
Notlage, wirtschaftliche im Rheinlands Be<

willigung erhöhter Mittel seitens der
Reichs» und Staatslegierung ....

P
Provinziallandtag, Eröffnung.....
— Beschlußfähigkeit ..........
— durch Mandatsniederlegung.'ausge» ^

schiedene Mitglieder ........
— neu eingetretene Mitglieder.....
— Wahl des Vorsitzenden.......
— Wahl der stellvertietenden^Borsihenden

«. 73. Rheinischer
A

Abgeoldnete, Feststellung der bei der Tagung
anwesenden ............

— am Erscheinen verhinderte .....

Abstimmungen, namentliche......

Aggertalsperre bei Dümmlinghausen, Bau
einer solchen ............

Als und Bulln»!, Bewilligung einer Beihilfe
zu den Kosten der Verbesserung der
dortigen Straßenbrücke ......

Altersgrenze, deren Herabsetzung in der
Invaliden» und Angestelltenveisicherung

10, 11,
14,19,22,
23,35,43

1
2

3
3
2

2. 3

3
4

201, 225,
226, 230

2, 30, 99

4. 214

22,46.7?,
225

Provinziallandtag, Wahl der Beisitzer . .
- Schluß..............

R
Rentabilität der Autobahn.......

Ruhrsiedlungsveiband zum Bau der Auto»
bllhnstraße .............

S
Dr. Taaßen, Abgeordneter, dessen Wahl

zum stellvertretenden Borfitzenden des
Provinzillllandtags.........

Sonderausschuß, deffen Bildung ....

u
Unterstützung des Baues der Autobahn aus

der produktiven Eiweibslosenfürsoige

Urteil des französischen Kriegsgerichts in
Lllndau, Entschließung dazu .....

V
Vorsitzender des Provinzillllandtags, dessen

Wahl...............

Vorsitzende, stellv., des Provinzillllandtags,
deren Wahl............

av
Wahl des Vorsitzenden des Provinzialland»

tags ...............
— der stellv. Vorsitzenden des Provinzial»

landtages .............
— der Beisitzer des Provinzillllandtags .

I
Zusammensetzung des 30 er Ausschusses .

Provinziallanbtag.
Altelspläsident Abg. Kiawinlel übernimmt

den Vorsitz ............

Aeltestenlllt des Provinziallandtages, dessen
Zusammensetzung .........

Amtsbezeichnung der Aerzte der Provinzial»
Heil» und Pflegellnstalten......

Analysen der Weinbllulehranstalten, Aus»
taufch der den Winzern usw. gegebenen

Angestellte und Beamte der Provinzial»
Verwaltung, Erstellung von Wohnungen
für solche .............

Anleihe, Aufnahme einer folchen für ver»
schiedene Zwecke ..........

Seitenzahl

des steno»
«illvhlschen

«eiicht«

3
45

8, 16, 17

3

4. 10

7. 12,13,
17,18, 41

11,43,44

2

2, 3

2, 3
3

4. 10

3

6

195

5,105

35,62,86

18, z?, 84,
214, 217,
218, 230
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Anleihe, Aufnahme einer solchenzur Durch»
führung des Aibeitsbeschaffungspro»
grammes für den Straßenbau . . .

Anleihen der Piovinzialverwaltung, Höhe
derselben .............

Ansiedlung von rheinischen Bauernsöhnen
in den Ostprovinzen........

Anstaltsfürsorge für bezirlshilfsbednrftige
Geisteskranke, Idiote, Epileptikcr,Taub»
stumme und Blinde, Haushaltsplan .

Anweisung für die Verwaltung der Arbeils»
anstatt Brauweiler ........

Arbeitsanstalt Nrauweilcr, Aufnahme von
entmündigten Trinlerinnen und weib»
lichen fllumigen Unterhaltspflichtigen

— Austausch von Grundstücken der Anstalt
mit dem Rheinisch.Westflllischen Elek»
trizitütswerk...........' .

— Erhöhung des Titels IV 1 des Haus-
hllltsplanes der Anstalt.......

— Haushaltsplan..........

— Hausordnung für die Anstalt ....

— Neubau eines Frauenlazarettes bei
derselben .............

Arbeitende NcviMerung, Unterstützung der»
selben durch Reich und Staat ....

Albeitel «nd Angestellte der Provinzial»
Verwaltung, Uebernahme des Pjlichtan.
teils an den Beiträgen zur Sozialver»
sicherung und der Beitragszufchüsse für
die ficiwiXigeKranken- und Angestellten-
Versicherung ............

Arbeiterwohlfahrt, Berücksichtigung der»
selben bei Verteilung von Provinz»
Mitteln für die Wohlfahrtspflege . . .

Arbeitsbeschafsungsprogramm für den
Slrahenullu,Aufnahme einerAnleihe zur
Durchführung desselben .......

^ Aufnahme der Bahnlinie Irrel°Neuer°
bürg in dasselbe .........

— Aufnahme der Bahnlinie Vitburg»
Irrel in dasselbe.........

— Aufnahme der Eisenbahnlinien Neu-
wied»Selters und Nenwied-Wiedmühle
in dasselbe ............

Arbeitsgerichte, Vinnchlung von solchen.

Seitenzahl

de« steno»
giaphüchen

Berichts

2, 10, 23,
2», 27, 88,
61,S5,211,

21?

18, 19, 2»,
26, 213,

21?

22, 64,
173

17, 28,
142

156

28, 156

143

77,156

156

23, 156

5,28,143

45

77, 196

42

2, 10, 23,
2«, 2?, 38,

81, 65,
211, 21?

22, 190

74,77,190

82, 190

22,165

Arbeitslosiglett, besondere Berücksichtigung
derNheinprouinz bei Gewährung der ans
der produktiven Eiweibslosenfürsurge
zu Notstandsarbeiten zur Verfügung
stehenden Mittel.........

deren Folgen

— in den Kreisen Neuwied und Koblenz,
Behebung derselben durch Auftrags'
erteilung von Bimsbaustoffen , . . .

Arbeitsnachweis, Beschränkung der Tätig«
keit der Provinzillloerwaltung auf diesem
Gebiete ..............

Arbeitszeit, Sicherung der Achtundvierzig»
stunden'Woche ...........

Arbeitszcitnotgesetz,dessen Fassung . . .

Aerzte der Provinzial»Heil» uud Pflege»
anstauen, Aenderung der Amtsbe»
zeichnung .............

Aufsicht über die Fürsorgezöglinge . . .

Aufwertungsgesetz, dessen Folgen ....

Außerordentlicher Haushalt......

— Einstellung von 500000 RM, für Kinder-
fpeisung in denselben ........

Ausschüsse des Prouinziallandtages, deren
Zusammensetzung .........

Autobahn Köln-Tllsseldorf, Stand der
Vorarbeiten, Voranschlag uud Anträge
der K. P. D.'Fillktion bezüglich der
Entlohnung der Arbeiter......

— beschleunigte Durchführung des Pro»
fettes ..............

B
Nahnprofelte im Rheinland«, deren Aus»

führung..............

Naudenimiiler, Bewilligung von Beihilfen
zur Instandsetzung von solchen ....

Nauernsühne, rheinische. Ansiedlung von
solchen in den Ostprovinzen.....

Vaumarlt, dessen Wiederzuführung an die
private Wirtschaft.........

Beamte und Angestellte, Bewilligung von
Unterstützungen an dieselben .....

Seitenzahl

des steno»
giophilchcn
Neilchts

5,10,26,
225

9, 25, 38,
46,53,61,

117

22,87

13,22,165

22,46,54,
225

22,46,77,
225

195

23,28,50,
116
61

20, 214

77, 199

6

2, 5, 10,
16,27,35,
38,57,106

5,16,27,
35,38,57,

106

27, 74,
190

31, 42,
71, 89

22, 64,
173

35

42
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Beamte und Angestellte, Erstellung von
Wohnungen für diese........

— Gewährung einerEhrengabe an dieselben
nach langjähriger Provinzial» Dienstzeit

- in den Gruppen I bis III, Regelung
der Besoldung derselben ......

Neamtenstab, dessen Verjüngung ....

Neamtenstellcn, Uebersicht über die 1914
und 1927 vorhandenen Beamten und
Angestellten ............

Beaufsichtigung der Fürfoigezüglinge . .

Nedvnlg—Ha», Bau eines Hauses für an»
steckende Krankheiten in der dortigen
Heil» und Pflegeanstlllt.......

— höhere Ortsklassen-Einstufung der Heil»
nnd Pflegeanstalt.........

Beethoven-Archiv in Bonn, Beteiligung
an der Gründung eines solchen . . .

Behörden, Neben» und Gegeneinander»
arbeiten der verschiedensten .....

BeisiKcr des Prouixziallanotages, deren
Wahl...............

Besatzung, deren große Zahl......

^ die durch diese entstehenden Lasten. .

Beschießung chinesischerStädte durch eng»
lische Kriegsschiffe .........

NeschluMhigleit des Provinzialandtages

Bcschlusznnsähiglcit des Provinzialland»
tages ...............

Besetztes Gebiet, dessen Räumung. . . .

NcsoldungSordnung, dereu Aenderung, .

Ncsuloungsrcgclung sin die Beamten der
Grnppen II bi« VII . . ......

^ für die Beamten und Angestellten der
Gruppen I bis III .........

— für die Selrctariatsbeamten ....

Seitenzahl

des steno»
gillphischen

Berichts

35,62,86

5, 36, 62,
165

43,48,77,
196
43

165, 197

23,28,50,
116

142

36.196

20,31,35,
109

11,13,37,
66

1,33

72

22, 44,
152

149, 186

1, 33,36,
44, 6U

43,48,62,
77, 196

43,48,62,
194

43,48,77,
196

62, 82,
110, 196

Bestimmungen über die Aufnahme, Ent»
lafsung und Kostentragung der unter»
zubringenden Krüppel.......

— über die Aufnahme in die orthopädische
Provinzial-Kinderheilanstalt zu Süchteln,
sowie über die Verwaltung, Leitung und
Beaufsichtigung dieser Anstalt ....

Betriebseinschriintungen im westlichen In»
dustiiebezirk, deren Folgen.....

Betriebsfonds der Provinzialverwaltung.

Nimsbaustoffe, Auftragserteilung hierin.

Nitburg, Bau von Eisenbahnlinien in diesem
Kreise ..............

Blinde, bessere Unterstützung derselben .

Nlindcnwcsen, Haushaltsplan .....

Bonn, Schaffuug von einwandfreien Arbeits»
räumen in der dortigen Heil« und Pflege«
anstatt, Modernisierung der Anstalt usw.

Nrauweiler, Anweisung für den Ver¬
waltung der Arbeitsanstlllt.....

— Aufnahme von entmündigten Trinker¬
innen und weiblichen säumigen Unter»
haltspflichtigen in die Arbeitsanstlllt .

— Austausch von Grundstücken zwifchen
der dortigen Arbeitsanstalt und dem
Rueinisch°WestfälischenElektrizitätswerl

— Hausordnung für die Arbeitsanstalt .

Nullay und Als, Bewilligung einer Beihilfe
zu den Kosten der Verbesserung der
dortigen Straßenbrücke .......

BUrgcrmeisterMcm, Erhaltung desselben
in der Nheinprovinz bei der Reform der
Landgemeindeordnung .......

Bürgschaft, Uebernahme derfelben für die
Beteiligung der Provinzilll«Feueivei»
sicherungsllnstlllt an der Rheinischen
Wohnungsfürforge-Gesellschllft ....

Bürgschaften, Uebernahme von solchen für
Darlehen an Anstalten der privaten
Wohlfahrtspflege..........

E
ChinesischeStädte, deren Beschießung durch

englische Kriegsschiffe ........

D
Defizit des Rechnungsjahres 1925 . . . .

Eeitenzahl

bei steno»
«illphischen

Belicht«

143

143

5, 22, 46,
77, 225

18

22,87

22,74,77,
190
91

91

48,82,145

156

28,156

143
23, 156

4, 214

32, 73
176

35,57,62,
76. 89

234

22, 44,
152

11,15,17,
18,20,25,
37.51,216



73. RheinischerProvinziallcmdtcig,AlphabetischesSachregister. XIII

Defizit des Rechnungsjahres 1926 ....

Dom zu Kittn, Beihilfe zu dessen Unter.
Haltung ..............

Dunder, Abg., dessen Eintritt als stclwer.
tretendes Mitglied in den Provinzial-
ausschuß .............

E
Eberle, Abg., dessen Wahl zum stellver-

treteuden Vorsitzenden des Provinzial-
landtllges .............

Ehrengabe an Beamte und Angestellte,
Gewährung einer solchen nach lang»
jähriger Pruuinzial-Dienstzcit.....

Eifcl-KomPanie°A.-G.,Berhältnis derselben
zu dem Kreise Adenau als Erbauerin des
Nürouigrings...........

Eingaben an den Pruvinziallandtag, Bei»
zeichnis derselben .........

Einlommensteuellluflommen in den ein»
zelnen Provinzen.........

Einladung der Stadt Düsseldorf zum Besuch
der Städtischen Theater ......

Einladung der Stadt Duisburg zum Besuch
der Duisburg-Nuhrorter Häfeu . . .

Eisenbahnlinie Nitburg-Irrel, Aufnahme
derselben in das Arbeitsbeschaffungspio»
gramm ..............

Eisenbahnlinie Irrcl—Neuerburg, Auf»
nähme derselben iu das NrbeilBbeschaf»
fuugsprogramm..........

Eisenbahnlinie Mürs-Oeldern, Wieder.
aufnähme der Nauarbeiten cm derselben

Eisenbahnlinien im Kreise Vitburg, Bau
derselben .............

Eisenbahnlinien Neuwied—Selters und
Neuwied—WiedmUhle, Aufnahme der¬
selben in das Arbeitsbeschaffungspio»
gramm ..............

Eijenbahnprujette im Rheinland, deren
Ausführung............

Eiscnbahniibergänge auf der Pruvinzial»
stiaße Kublenz—Biugen, Beseitigung
derselben .............

Seitenzahl

be« sleno»
graphischen

Berichts

20,25,216

2, 31, 89

5, 36. 62,
165

57

4,144,105,
190, 134,
135, 138

31

22,74,77,
190

22, 190

144

22.74,77,
19U

82, 190

27, 74,
190

23, 176

Epileptiker, Zunahme der Kranken und
Steigerung der Kosten hierfür ....

Ergebnisse der Provinzialverwaltung, Be»
richt für das Rechnungsjahr 1925 . . .

Erholungskur für schulpflichtigeFürsorge«
zöglinge nach der (Anlieferung....

Eröffnung des Prouinziallandtages . . .

Erwerbslose, Beschäftigung beim Bau des
Nürburgrings...........

- Bezahlung usw, derselben......

— Schwarzarbeit derselben .......

Erwerbslosenfürsorge, besondere Berück¬
sichtigungder Rheinpruvinz bei Gewäh¬
rung der zu Notstandsarbeiten zur Bei¬
fügung stehenden Mittel ......

— produktive, Höhe der Verzinsung uud
Tilgung der aus derselben gegebenen
Darlehen.............

Erwerbslosigkeit, deren Folgen.....

— Zahl der Unterstützungsempfänger ufw.

Erziehungsheime, Provinziell-, Haushalts¬
plan ...............

Eichen, Malmedh und St. Vith, Gcwähruug
des Rechts der Selbstbestimmung an die
Bevölkerung dieser Gebiete ......

5
Fachausschüsse des Prouinziallandtages,

deren Zusammensetzung .......

Fachschule für Wirtschaft und Verwaltung,
Erhöhung des Zuschusses ......

Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1925 . .

— des Rechnungsjahres 1926 ......

Feuerversicherung für die mit Hilfe der
Piovinzilll-Feucruersicherungsanstaltuud
der Lanbesbank errichteten Gebäude .

Feuerversicherungsanstalt, Haushaltsplan
für die Verwaltnngskosteu .....

— Uebernahme der Bürgschaft für die Be¬
teiligung derselben au der Rheinischen
Wohnungsfürloige-Gefellschaft ....

Finanzausgleich zwischen Reich, Ländern
und Gemeinden..........

Seitenzahl

des steno»
graphischen

Bericht«

17

83

23, 116

1

38, 219,
222

93, 106

53, 61

5, 10, 26,
225

10, 26

9, 25, 38,
46,53,61,

117
19,26,38,

46, 74

116

37

5, 199

11, 15, 17,
18, 2U, 25,
^?, 51,218

20,25/. 16

35

90

35,57,62,
76, 89

24,33,37,
216
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Finanzielle und steuerholitijche Neuor-
zugung des Ostens vor dem Westen . .

Finanzlage der Kommunen......

— der Provinzialverwaltung......

Französische Weineinfuyr.Gewährung einer
Meistbegünstigung hierfür bei Abschluß
des Handelsvertrages mit Frankreich .

Frauenlazarett bei der Arbeitsanstalt Brau»
Weiler, Neubau eines solchen .....

Fiirsorgeerziehungsuerein Maria Veen,
Kündigung des Mietvertrages bezüglich
der Anstalt Galthaufeu.......

Fürsorgeerziehung Minderjähriger, Haus»
hllltsplllN.............

-- Steigerung der Ausgaben......

— deren Durchführung (Antrage der K.
P. D.»Fraktion> ..........

— Entlassungen aus derselben .....

— Ueberweisung von vorfchulpflichtigen
Kindern ..............

— Ueberweisungsgründe ........

Fürsorgeheim für pfychupathifcheMädchen
(Fürsorgezüglinge» .........

Fürsorgeheim Niedcrscßmar, Todesfall in
der Anstalt............

Fürjurgeheime Niederseßmar und Gum-
mcrsbach, Einweisung von Zöglingen
in dieselben ............

FUlsorgepflichtueroldnung. Außeriiaft«
fetzung derselben ..........

Fürsorgezöglinge, deren Beaufsichtigung .

— Kosten der Beaufsichtigung derselbe« .

— deren Unterbringung in Privatanstalten

— Pflegesätze für die in Familienpflege
untergebrachten ..........

— deren Unterbringung in Familien . .

— deren Ausbildung ..........

— deren Arbeitszeit in den Anstalten und
Entschädigung ...........

Tettenzahl

be« steno»
8i»philchen

«nicht«

31,33,66,
73

11. 24.
216

20, 63,
216

5,29,44,5«,
72, 34,87,
1U3, 110,

202

5,28,143

48, 82,
188

17,28,46,
49, 116

17.28,41,
46. 49

23,46.51.
116
5U

42
50. 119

145

72, 112,
127, 133,
1N6 137,
138 139,
185 188

23. 71.
116 132

23, 82

23. 28,
50, 116

50

51, 82.
116

49. 116.
124. 125.
132 215
28 49.

125, 132
41, 50.

120. 130

121, 128.
133

Fürsorgczöglinge, schulpflichtige,Erholungs»
tur für dieselben nach der Einlieferung
und Ferienbewilligung.......

— Abnahme der Zahl der geschlechtslranken

— Selbstmorde bei denfelben ......

— Steigerung der Zahl und Ausgaben hier»
für................

— Transport derfelben durch uniformierte
Polizeibeamte ...........

— Einrichtung von paritätischen Anstalten
für dieselben............

— weibliche, Artikel in der Zeitschrift
„Wohlfahrtspflege" über die Ausbildung
derfelben in den Anstalten.....

G

Gallhausen. Kündigung des Mietvertrages
mit dem Fürsorgeerziehung/verein Maria
Veen bezüglich der dortigen Anstalt und
Benutzung derselben als Heil» und Pflege»
anstatt ..............

Geflügelzucht, deren Förderung und Unter
stützung ..............

GeisteSKanle, Befchäftigung derselben .

— weibliche, Errichtung einer Kolonie für
diefelben in der Nettemühle in Weißen»
thurm...............

— Zunahme derfelben und Steigerung
der Ausgaben hierfür........

Gemeinde- und Kreisstraßen, Ausbau und
Uebernahme von solchendurch die Pro«
vinzialverwaltung.........

Gemeinde- und Kreiswegebau, Haushalts»
plan über die Unterstützung desfelben

— Nebeneinandeilliveiten der Behörden.

Gemeinnütziger Wohnungsbau, Berbilli-
gung der Hypotheken zur Förderung des»
selben ..............

Gemüsebauschulen, Errichtung von solchen
in Fifchenich und Düsseldorf.....

Geschäftsbericht der Landes»««! für 1926

<2e««nzahl

be« steno»
graphischen

Bericht«

23, 116

117

72, 134

17,41,49,
117, 125,
126,131

50

41

40, 130,
137

188

92. 99

49,145.
146. 147

35, 144

17, 60

16. 27,
47,176

16, 27.
47, 211.

13

47,82,84,
85,86 234

30.101

23
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Geschäftsordnung des Provinzialaus-
schusses, deren Aenderung .....

Geschäftsordnungsausschuß des Provinzial-
landtages, dessen Zusammensetzung. .

Geschlechtskranke Fülsorgeziiglinge, Ab»
nähme der Zahl..........

Gesetz zur Neliimpfung von Schmutz und
Schund,'. Aufhebung desselben ....

Gewerbliche Zwecke, Haushaltsplan . . .

Gewerkschaften, deren Einfluß auf die Gesetz»
gebung und die Verwaltung ....

Grenzgebiete der Provinz, Durchführung
der für diese Gebiete lebenswichtigen
Veikehisfragen ..........

Grundstilcksaustausch zwischender Arbeits-
anstatt Brauweiler und dem Rheinisch»
WestfälischenElektrizitätswerl ....

Gummersbllch und Niederseßmar, Einwei¬
sung von Zöglingen in die dortigen Für»
sorgeheime ............

Handels- und Handwerkskammern, deren
Einfluß auf die Verwaltungen....

Handelsvertrag mit Frankreich, Gewährung
einer Meistbegünstigung für die franzö¬
sische Weineinfuhr .........

Handelsvcrtragsverhandlungen, Wahrung
der Lcbensbedingungen des rheinischen
Obst- und Gemüsebaues bei denselben

Hiindlcrvieh, Einführung einer IN tägigen
Quarantäne für eingeführtes zur Be¬
kämpfung der Viehseuchen .....

Hauck, Abg,, dessen Eintritt!!, die Provinzial»
lommission für die Provinzilll-Heil- und
Pflegeanstalten ..........

Hauptverwaltung, Haushaltsplan ....

Haushaltsplan der Piovinzialverwaltung
und Borbericht hierzu.......

-^ Aenderung des Entwurfs......

Haushaltsplan der Hauptverwaltung . .
-^ über Ruhegehälter und Hinterbliebenen¬

renten...............
— über Steuern und Uebelweisungen ans

Reichs- und Staatsmitteln.....

Seitenzahl

des steno¬
graphischen

Berichts

35, 109

6

117

235
39,64,90

54

2. 5,165,
180

143

23. 71,
116, 132

37, 54

5,29,44,5«,
72, 84, 37,
103, 1t«,

2N2

75,92,97

23, 100

22

83

15,24,37,
62, 215
17, 18,
148, 215

83

83

15,18,19,
31, 214

Haushaltsplan der Vermögens- und
Schuldenveiwaltung........

— der Vermögens- und Schuldenveiwal¬
tung, Aenderung desselben ......

— der Provinzilllstraßenverwaltung . . .

— über die Unterstützung zum Bau und
Betrieb von Kleinbahnen......

— über die Unterstützung des Gemeinde»
und Kreiswegebaues ........

— der Fürsorgeerziehung Minderjähriger

— der Provinzilll-Erziehungsheime . . .
— des Landesjugendamtes .......
— des Lllndesfürsorgewesens ......

— des Lllndesfürsorgewesens, Aenderung
desselben .............

— des Lllndesfürsorgewesens, Gewährung
von Beihilfen aus demselben zur Deckung
der Kosten der Wohlfahrtspflege in den
Regierungsbezirken Aachen, Koblenz und
Trier...............

— der Arbeitsllnstlllt Brauweiler ....
— der Arbeitsllnstlllt Brauweiler, Erhöhung

des Titels IV, 1 der Ausgaben . . .
— der Anstllltsfürforge für bczirkshilfsbe-

dürftige Geisteskranke, Idiote, Epilep-
tiler, Taubstumme und Blinde . . .

— der Kiüppelfürforge.........

— der Heil- und Pflegellnstalten. einschließ¬
lich der Kindeianstlllt für feelisch Ab-
norme und des Fürsorgeheimes für
pshchopathische Mädchen <Fürsorgezüg-
linge)...............

— der Orthopädischen Provinzial-Kinder-
Heilanstalt zu Süchteln.......

— der Fürsorge für Kriegsbeschädigte und
Kriegshinterbliebene .........

— der Fürsorge für Kriegsbeschädigte und
Kriegshinterbliebene, Uebertragblllleit
des Titels II, 4«, und d......

— der Fürsorge für Kriegsbeschädigte und
Kriegshinterbliebene, Aenderung des¬
selben ..............

— des Lllndesllibeits» und Berufsamtes
— des Provinzialinstituts für Arbeits» und

Berufsforschung ..........
— über das Hebammenwesen .....
— der Taubstummenanstalten (Schulen) .
— des Taubstummenheimes Euskirchen .
— über das Bandenwesen.......
— über die landwirtschaftlichen Angelegen¬

heiten ..............

— des Rittergutes Desdorf......
— des Prouinzilllgutes Bylerward . . .
— der Provinzialdomäne Lammeisdorf .
— über die Viehseuchenentschädigung
— der Provinzillllehillnstlllten für Weinbau,

Obstbau und Lllndwirtfchaft .....

Lettenzahl

de« steno¬
graphischen

Nerichts

18, 26,
214

17, 18.
214

16, 26,
211

211

16.27.47,
211

17,28,46,
49, 116

116
28, 141
17. 28,

148

17. 148

5,32,179
156

77, 156

17. 28,
142

17, 28,
143

28, t45

143

28. 61,
160

23, 160

77, 160
83

83
28. 91

90
90
91

29,39,61,
66, 91

99
166
165
100

102
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Haushaltsplan für die Förderung von
Kunst und Wissenschaft .......

— für die Forderung von Kunst» und
Wissenschaft,Aufteilung der unter Titel
V, 1 vorgesehenen Mittel......

— für die Förderung von Kunst und Wissen»
schaft, Ueberweisung von 150000 NM.
für Kindelspeisung aus diesem Haus»
hllltsplllN.............

— der Provinzialmuseen........
— der Huchbauabteilnng ........
— für gewerbliche Zwecke .......
— Verschiedenes ...........

— Verschiedenes, Erhöhung des Zuschusses
an die Fachschulefür Wirtschaft und Bei»
Wallung .............

— Verschiedenes, Einsetzung von 150000
RM, für Kinderfpeisung in denselben

— Außerordentlicher Haushalt.....
— Außerordentlicher Haushalt, Einsetzung

von 500000 RM. für Kinderfpeifung in
denfelben .............

— für die Besoldungen und anderen per»
sünlichen Ausgaben der Provinzialbe»
amten bei der Landesversicherungsanstalt
Rheinprovinz............

— für die Berwllltungskosten des Genoffen»
schaftsvoistllndes der Rheinischen land¬
wirtschaftlichenBerufsgenosfenschaft . .

— für die Verwaltungstosten der Provinzial»
Feuerversicherungsllnstalt der Rhein»
Provinz ..............

— für die Berwllltungskosten der Landes«
dank der Rheinprovinz ........

— für die Rerwaltungskosten der Provinzial»
Lebensversicherungsanstalt der Rhein»
Provinz ..............

Hausordnung für die Arbeitsanstalt Brau«
Weiler ..............

Hausuorsteherzulagen, Wiedereinführung
derselben beiden Provinzinl-Erziehungs«
Heimen ..............

Hauszinssteuer, Aufkommen und Verteilung
derselben .............

— deren restloseVerwendung zur Förderung
des Wohnungsbaues ........

Hebammcnlehranstalt Elberfcld, Ueber»
ficht über die Erweiterung der Anstalt und
der entstandenen Kosten ......

Hebammenwesen, Haushaltsplan ....

Hefewein, Aenderung des Weingesetzes . .

Heil» undPflegeanstaltNedburg-Hau, Bau
eines Haufes für ansteckende Krankheiten

»— höhere Ortsllasseneinstufung .....

Tettenzahl

des steno»
«illphischen

Berichts

20,31,42,
89

31,42,71,
89

89
90
142

39,64,90
18, 30,

199

5, 199

22,42,63,
199

20. 214

77, 199

89

87

90

83

90

23, 156

196

31, 126

110, 116

91

28, 91

56,156,
202

142
36. 196

Heil- und Pflegeanstalt Bonn, Schaffung
einwandfreier Arbeiisrämne in der An»
statt, Modernisierung usw. der Austalt

Heil- und Pflcgeanstalt Galthauscn, Kün»
digung des Mietvertillges mit dem Für»
sorgeerziehungsverein Maria Been be<
züglich dieser Anstalt ........

Heil- und Pflegeanstaltcn, Beschäftigung
der Geisteskranken .........

— Eintritt des Abgeordneten Hauck in die
Piovinzilllkommissionfür diese Anstalten

— Haushaltsplan ...........

Hirschhorn, Landesbaurat, dessen Versetzung
in den Ruhestand..........

Hochbauabteilung, Haushaltsplan ....

Hochschule, technische, in Aachen, Neein»
trcichtiguug derselben durch die beab»
sichtigte Einrichtung technischer Fatul»
täten an der Universität in Münster . .

— Gewährung von Beihilfen an die Stu»
dentenwohlfllhitseinrichtungen ....

Hochwllsserschutzmaslnahmen,Unterstützung
von solchen ............

Höhere private Schulen, Zuschüsse des
Staates..............

Dr. Hold, Abg., dessen Eintritt als Mitglied
in den Piovinzialausschuß......

Hypotheken, Beibilligung derselben zur
Förderung des gemeinnützigen Woh¬
nungsbaues ............

Hhpothelarlredite, Zuführung von solchen
an die mittlere und kleine Industrie . .

3
Industrie, mittlere und kleine, Behebung

der Kreditnot bei derselben.....

Industriegebiet, westliches,Rationalisierung
und Zusammenlegung von Betrieben in
demselben .............

Inruhestandversetzung des Landesbaurats
Hirschhorn .............

Invaliden- und Angestelltenuersicherung,
Herabsetzung der Altersgrenze ....

I
Iahresrechnungen, Entlastung von solchen .

Dr. Iarres, Abg., dessen Wahl zum Vor»
sitzenden des Provinziallandtages . .

Seitenzahl

des steno»
«rapWchen

Neiichts

48, 82,
145

48, 82,
188

49,145,
146,14?

22
28,145

109

142

5, 21, 31,
35,88

21,29,35,
109

2, 20, 30,
108

32

82

47,82,84,
85,86,234

22, 77, 87

22,77,87

5,22,46,
77, 225

109

22, 225

165

3
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Iugendherbergsnetz, dessen Ausbau . . .

-- Berücksichtigungdes Belgischen Landes,
des Siegtals, des Westerwaldes und des
Hunsrücks beim Ausbau desselben . .

Iugendherbergswcsen, Erhöhung der Bei»
Hilfe für den Ausbau desselben ....

- Herabsetzung der Ausgaben hierfür, evtl.
ehrenamtliche oder unentgeltliche Durch»
führung desselben .........

Jugendliche Wanderer,Füisorge für nibeits»
und mittellose ..........

Kartoffelbaustclle, rheinische, Unterstützung
derselben durch die Provinzialverwaltung

Katholische Kirche in Stoppenberg, deren
Beschädigung im Jahre 1921 ....

Kinderanstalt für seelisch Abnorme, Hans»
hllltsplllN.............

Kindcrheilanstalt, orthopädische, zu Such»
teln, Bestimmungen über die Aufnahme
in dieselbe, sowie über die Verwaltung,
Leitung und Beaufsichtigung dieser An«
stalt ...............

Kinderheim, Proletarisches, in Remscheid,Be»
willigung von 5000 RM. zum Ausbau
desselben .............

Kinderspcisung,Einstc!1ung Uon 150000RM.
hierfür in den Haushaltsplan „Verschie¬
denes" ..............

- Einstellung von 500000 RM. hierfür in
den „Außerordentlichen Haushalt" . .

- Uebeiweisung von 150000 RM. hierfür
aus dem Haushaltsplan für die Förde»
rung Uon Kunst und Wissenschaft . .

Kleinbahnen, Haushaltsplan über die Un»
terstützuug zum Bau und Betrieb von
solchen ..............

Kleinwinzer, Niederschlagung der denselben
gewählten Kredite.........

Kölner Tom, Beihilfe zu dessenUnterhaltung

Kommunen, deren schlechte Finanzlage .

Konzentration der öffentlichen Verwaltungen
in Berlin.............

Seitenzahl

bc« steno»
gillphilchcn
Berichts

21,28,35,
57,61,02,

141

29. 35.
141

23,141

57, 61,62

17,28,35,
42. 149

39.65,67

89

145

143

77, 183

22,42,63,
199

77, 199

89

211

82. 95,
103, 202
2, 31, 89

11,24,216

11,37.66

Körperschaftssteucr, Höhe der Ueberwei»
sungen ..............

Kraftfahrzcugstcuer, deren Beiteilung .

— Höhe der Uebelweisungen .....

Kraftwagen, Höchstbelastungund Beieifung
derselben .............

Kranken- und Angestclltenvcrsicherung,
freiwillige, Beit' agszuschüssefür die Ar»
beiter nnd Angestellten der Provinzial-
veiwaltung............

Krawinlcl, Abgeordneter, übernimmt den
Altersvorfitz............

Kredite, Niederschlagung der den Klein»
Winzern gewährten .........

Kreditnut der Landwirtschaft......

— in der mittleren und kleinen rhei»
uischen Industrie ..........

Kreis Adenau, Gewährung eines weiteren
Darlehns an denselben zum Bau des
Nüiburgrings...........

Kreis Vitburg, Bau von Eisenbahnlinien
in diesem Kreise..........

Kriegsbeschädigte, Ansiedlung derselben .

Kriegsbeschädigte und Kricgshintcrbltebene
Haushaltsplan...........

— Aenderung des Haushaltsplanes für die»
selben ..............

— Uebertillgbarkeit des Titels II, 4», und d
im Haushalt der Fürsorge für dieselben

Krüppel, Bestimmungen über die Aufnahme,
Entlllsfuug und Kostcntragung der unter»
zubringenden ...........

KlUppelfürsorge, Haushaltsplan ....

Kulturelle Belange der Provinz ....

Kunst und Wissenschaft, Haushaltsplan für
die Förderung...........

— Aufteilung der im Haushaltsplau zur
Förderung derselbenvorgesehenenMittel

Seitenzahl

des steno»
graphischen

Berichts

215

13,19,26,
152, 204,

215
16, 19

27, 107

77, 196

82,95,
103, 202

29,56,68,
82,83,84

22, 77. 87

39, 74,
152, 204,
218. 230

22,74.77,
190

160, 162

28, 61,
160

77. 160

23, 160

143

17, 28,
143

20, 89

20,31,42,
89

31.42,71,
89
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t
Landarbeiter, Ansiedlung von solchen in den

Ostsirovinzen ...........

Landcsamtmiinnel, Besetzung der für die«
selben in GruppeXI vurgesehenenStellen

Landesarbeits» und Nerufsamt, Haus»
hllltsplllN.............

— dessen Loslüsung von der Provinzial»
Verwaltung und Einrichtung als selb«
ständige Reichsbehürde .......

Landesarbeitsgerichte, Einrichtung von
solchen ..............

Landesbanl, Aenderung der Satzung . .

— Erhöhung des Stammkapitals ....

— Geschäftsbericht derselben für 1926 . .

— Haushaltsplan für die Verwaltungs»
kosten ...............

— deren Reingewinn.........

— Verwendung der von derselben zur
Förderung des Wohnungsbaues bereit»
gestellten Mittel..........

— Rerbilligung der von dieser ausge»
liehenen Hypotheken zur Förderung des
gemeinnützigen Wohnungsbaues . . .

— Beibilligung des landwirtschaftlichen
Reallredits ............

— Zuführung von Hypothetarlrediten an
die mittlere uud kleine Industrie . . .

— Iuwahl von weiteren Vertretern der
Landwirtschaft in den Neiwaltungsrat
derselben .............

Landesbaurat Hirschhorn, dessen Bei»
setzung in den Ruhestand ......

Landesfillwlgewesen,Aufhebung des Mi»
nisterialtaiifs ...........

— Gewährung von Beihilfen aus dem
Haushaltsplan für dasselbe zur Deckung
der Kosten der Wohlfahrtspflege in den
Regierungsbezirken Aachen, Koblenz
und Trier.............

— Haushaltsplan...........

— Aenderung des Haushaltsplanes . . .

Landesjugendamt, Haushaltsplan ....

Seitenzahl

des stenu»
giaphiichen

Neiichts

178

36,43,62,
196

83

13, 71

22, 165

35,84

26,35.83

23

83

26

31.47,86

47,82,84,
85. 86.

234

29,56,68,
82,83,84

22,77,8?

85

109

17, 148

5,32,179

17, 28,
148

17, 148

28. 141

Landesjugendamt, feine Tätigkeit ....

LandMulturpwMe, Unterstützung von
solchen ..............

Landesplanungsverbiinde, gesetzliche Rege»
lung derselben ...........

Landesliite Westermann und Dr. Schcll-
nmnn, deren Wiederwahl......

Landesratsftelle, Einsparung einer solchen

Landesverstchcrungs»nstaN,Haushllltspllln
für die Berwaltungsiosten .....

Landgemeindeordnung, rheinische, baldiger
Abschluß der Reform........

Landkreise in den Regierungsbezirken
Aachen, Trier und Koblenz, Iuiverfü»
gungstellung von Mitteln zur Beseitigung
der in diesen Kreisen durch die Besatzung
und Abtrennung bedingten wirtschaft»
lichen Notlage...........

Landwirtschaft, Aufwendungen der Pro»
vinzilllverwllltung hierfür......

— deren Lage............

— deren Notlage...........

— Iuwahl von weiteren Vertretern der»
selben in den Berwaltungsrat bei Aan»
desbank ..............

Landwirtschaftliche Angelegenheiten, Haus»
haltsplan.............

LandwirtschaftlicheNerufsgenossenschaft,
Haushaltsplan für die Verwaltungs»
kosten des Genossenschaftsvoistandes. .

— deren Unfallverhütungsvorschriften . .

Landwirtschaftliche Flächen bei den Pro»
Uinzialllnstalteu, Grüße derselben usw. .

Landwirtschaftliche Schulen, Errichtung
von solchen in Baumholder und Much

Landwirtschaftlicher Reallredit, Verbilli»
gung desselben ..........

Landwirtschaftslammer der Rheinprovinz,
Antrag derselben, betr, Anstellung eines
Obstblluwanderlehrers .......

— Höhe der Verwaltungskosten ....

Seitenzahl

des slenu»
graphischen

Neiichts

35, 141

2, 30, 36,
61,78,92

13

43, 110

110

89

3, 5, 32,
38, 176

5.32,179

39, 64

8, 29,39,
56,64,66,

67, 75
5, 8, 29,

34,66,67,
75,84,91

85

29,39,61,
66, 91

8?

56

23, 42,
143

30, 101

29,56,68,
82,83,84

5, 92, 97

89,85,8»,
69,75,35,
97, 209
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Landwirtschustslamm« der Rheinvrouinz,
Kontrolle über die bewilligten Gelder

— Gehalt und Aufwandsentschädigung des
Vorsitzenden ............

-- Vorwürfe gegeu den Vorsitzendender¬
selben ..............

Lastkraftwagen, Höchstbelastung und Ne»
reifung derselben..........

Lebensvcrsichcrungsanstalt, Haushaltsplan
für die Berwaltungslosten .....

Lehranstalten fUr Weinbau, Obstbau und
Landwirtschaft, Haushaltsplan . . .

Lehrlingsheime, Errichtung von solchen
durch die Provinzialverwaltung . . .

vi>. Limbourg, Zurückweisung der gegen
diesen Abgeordneten erhobenen Bor»
würfe...............

Luxemburggiingcr, Linderung deren Not

m
Malmedh, Lupen und 2t. Nith, Gewährung

des Rechts der Selbstbestimmung an die
Bevölkerung diefer Gebiete.....

Maria Neen, Misorgeeiziehungsveiein,
Kündigung des mit diesem Verein bezgl.
der Anstalt Galthansen abgeschlossenen
Mietvertrages...........

Meliorationsarbeiten, Ausführung von
solchen zur Hebung der Notlage der Land»
wirtschaft .............

Mitglieder des Prouinziallandtages, Fest»
stellung der bei der Tagung anwesenden

-^ am Erscheinen verhinderte .....

Mors—Geldern, Wiederaufnahme der
Bauarbeiten an dieser Eisenbahnlinie .

Moste, deren Entschleimung bei den Wein»
bllulehranstlllten ..........

Museen, Provinzial», Haushaltsplan. . .

Musiltiitigteit, nebenberufliche, der Pro»
vinzialbeamten und »Angestellten . . .

n
Namentliche Abstimmungen......

Natursteine der Steinindustrie im besetzten
Gebiete, Verwendung von solchenzum
Bau von öffentlichen Gebäuden ufw.

Teitenzahl

des steno»
graphischen

Bericht«

40,65,70,
75, 93

83, S5, 68,
75,85,97,

208

38, 87, 63,
»5, 88,210

27, 107

90

103

41

58, 76

22, 32,
179

37

48, 82,
188

5, 91

3

4

144

5, 105

90

151. 198

201, 225,
226, 230

110, 214

NettemUhle in Weihenthurm, Erwerbung
derselben und Errichtung einer Kolonie
für weibliche Geisteskranke .....

Niederseßmar und Gummersbach, Ein»
weifung von Fürsorgezöglingen in die
dortigen Füisorgcheime .......

Niederseßmar, Todesfall in dem dortigen
Fürsorgeheim ...........

Niers, Bewilligung einer Beihilfe zur Bei»
besserung der Borflutverhültnisse . . .

Niersgesetz, Begutachtung des Entwurfs.

— Vermeidung einer weiteren Verzöge»
rung in der Verabschiedung des Gesetzes

Notlage der Landwirtschaft ......

— der sogenannten Luxemburggänger . .

— verschiedener Landkreife in den Re¬
gierungsbezirken Aachen, Koblenz und
Trier, Zurverfügungstellung vonMitteln
zur Beseitigung derselben......

— der Winzer............

Nutstandsarbeiten in der Rheinprovinz . .

Notstandsarbeiter, deren Entlohnung . .

Niirburgring, Bedingungen für die Gewäh»
rung des Darlehns zum Bau desselben

— Beschäftigung der Erwerbslosen beim
Bau desselben ...........

— Beschuldigungen gegen eine dort be<
schäftigte Person ..........

— Gewährung eines weiteren Darlehns
zum Bau desselben .........

— Verhältnis des Kreises Adenau als Er»
baueiin des Rings zu der Vifel°Kom»
pagnie-A.»G............

<v
Oberdilrster, Abg., Niederlegung des Amtes

als stellvertretendes Mitglied des Pro»
uinzilllausschusses ..........

Obstbauwanderlchrer, Antrag der Land»
wirtschllftskammer auf Anstellung eines
solchen ..............

Eeitenzahl

des steno»
graphischen

Veiichts

35,144

23, 71,
116, 132

72, 112,
127, 18»,
186, 187,
188, 138

23,30,36,
167

23,30,36,
82, 167

23, 167

5, 8, 29,
34,66,67,
75, 84,91
22, 32,

179

5,32,179

2,23,23,56,
72,34,87,
102, 148,
174, 205

5, 10, 26,
225
39

57, 221,
223

38, 219,
222

57,74,77,
219, 222,

224

39, 74,
152, 204,
218, 230

57

5, 92, 9?
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0bst° und GemUsebau, Förderung desselben

— Schaffung von Beiillufseimichtungeu
für denselben usw ..........

^ Wnhruug der Lebensbedingungen des»
selben bei zuküuftigen Haudelsueitillgs-
vcrbaudlungen ...........

Nr. Olbeil), Geheimrat. früherer Alters«
Präsident des Provinziallandtages. Nach»
ruf................

Olthopädifchc Kindcrhcilanstalt zu Such-
tcln, Vestimmungen über die Aufnahme
in dieselbe, fowie über die Verwaltung,
Leitung und Beaufsichtigung dieser An»
stall ...............

^ Haushalisplan...........

LrtsNasfcn-Mnstufung, der Anstalt Ved»
burg—Han .............

Ortsl'öhne, Erhöhung derselbeu .....

Dstprobinzen, Ansiedlung von rhciuischen
Bauerufühnen und Landarbeiten, . .

P
PnlitiitijchcAnstalten für Fürsorgezög»

linge ...............

vi>. Pattberg, Abgeordneter, Niederlegung
des Amtes als Mitglied des Provinzial»
ausschnsscs ............

Pcrsonalausgabcn im Jahre 1914 u. 1927

Perjunalpolitit in der Rheinprovinz . .

Pflcgellöhnc, Erhöhungderselben....

PflcgcMic, Erhöhung derselben in den
Anstalten .............

Plivatanstnlten, Erhöhung der Pflegesähe

^ Unterbringung von Fülsorgezüglingcn
und suustigeu Pfleglingen in dieselben

Pliuatschulcn,höhere,Zuschüssedes Staates

Prolctaiisches Kinderheim in Nemscheid,
Bewilliguugvuu 5000 RM. zum Aus»
bau desselben ...........

Pwuinzialanstaltcn. Einkauf des Viehs
bei deu Viehhändlern .......

Größe der iaudwirischaftlichen Flächen
bei denfelben ...........

Vettenzahl

des steno»
nraphischcn

Neiichts

5,30,
209

23, 209

75,92,97

143

143

36, 196

22, 214

22, 64,
173

41

82

165

43

17

17, 215

17

51. 82.
116
31

77, 183

144

23, 42,
143

Provinzialanstalten und Privatanstalten,
Besichtigung derselben durch Abgeord¬
nete ...............

Plovinzialausschnß, Aenderung der Ge»
schäftsordnnug für dcuselbcu ....

— Nieberleguug des Amtes als stellver»
tretendes Mitglied durch den Abgeord¬
neten Oberdürster .........

— Eintritt des Abgeordneten Dnnder als
stellvertretendes Mitglied......

— Niederlegung des Amtes als Mitglied
durch den Abgeordneten Dr. Pattberg

— Eintritt des Abgeordneten vi. Hold
als Mitglied............

— Wahlordnung für denfclbeu.....

Provinzialdomäne Lammcisdorf, Haus«
haltsplan.............

Plouinzial-ElziehunMeime, Wieder.
einführung der Hausvorsteherzulage .

Plovinzialgut Nylelwald, Haushaltsplan
— dessen Viehbestand .........

Prouinzialinstitut für Arbeits» und Berufs»
forfchung. Haushaltsplan......

Plovinzialtommisfion für die Provinzial»
Heil» und Pflegeaustalleu, Eintritt des
Abgeordneten Hauck in diefelbe anstelle
des ausgefchiedenen Abgeordueteu Or>
lupp...............

Provinziallandtag, dessen Eröffnung . .
— Abgeordneter Nrawinkcl übernimmt als

Alterspräsident deu Vorsitz......
— Beschlußfähigkeit desselben .....
— Beschlußunfähigkeit desfelben ....
— am Erscheinen verhinderteAbgeordnete
— Zusammensetzung des Aeltestenrates .
— Iusllmmcufetzung der Ausschüsse . . .
— Wahl der Beisitzer.........
— Wahl des Vorsitzenden .......
— Wahl der stellvertretenden Vorsitzenden
— Schluß ..............

Plovinzilllmusecn, Aufrechterhaltung der
Berbindnng mit den örtlichen Heimat»
mufeeu, Veranstaltung von Wander»
llusstellungen usw ..........

— Haushaltsplan...........

Plovinzialmuseum Nunn.Herausgabe eines
Heftes anläßlich des 50 fahrigen Ne»
stehens desselben ..........

Pwvinzialstratzc Vonn-Godesberg, Ne»
seitiguug eines Gefahrenpunktes auf
derfelben .............

Provinzialstraßc Koblenz—Ringen, Ve»
feitigung der Eifenbahnübergünge. . .

Seitenzahl

des sten»»
giaphischen

Berichts

137, 138

35, 109

4

4

82

82
35, 109

165

196

116
166

83

22

1

3
3

149, 186
4
6
6
4
3
3

236

90
90

6

75

23, 176
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Provinzialstraße Mettmann-Elberfeld,
Beseitigung der gefährlichen Kurven auf
derselben .............

Provinzialstraßen, Fortgang des Ausbaues
derfelbeu .............

^ Pflasteruug derselben in Orlslagen, so»
weit noch Schotterdecken vorhanden sind

Pluvinzialstraßenbau, Aufnahnre einer An»
leihe für diesen Zweck........

^ im Bezirk des Landesbauamts Prüm

Provinzialstraflennctz, dessen Größe . . .

Provinzialstraßenoerwaltung, Haushalts'
Plan ...............

Prouinzialumlage, deren Höhe.....

Provinzial-Wohlfahrtsamt, Errichtung
eines solchenals Kontrollorgan und Be>
schweideinstanz ...........

V
Quarantäne, Einführung einer 10tägigen

für eingeführtes Händlervieh zuz Be»
lümpfung der Viehfeucheu.....

<R
Rationalisierung nnd Zusanrmenlegung

von Betrieben im westlichen Industrie»
gebiet ..............

Räumung des besetz!«, Gebietes ....

Rcaltredit, landwirtschaftlicher, Verbi!»
ligung desselben ..........

Rechnungen, Entlastung von solchen . . .

Rcdcdauel, Beschränkung derselben . . .

Regiebetriebe der Verwaltungen ....

Ncichsbllhnlinie Mürs^Oeldern, Wieder»
aufnähme der Bauarbeiten.....

Reichsbesoldungsordnung, deren Aenderung

Reichseintommen- und Körpcrschafts-
stcncr, Höhe der Ueberweifungen . .

Rcmschcid, Bewilligung von 5000 RM.
zum Ausbau des dortigen proletarischen
Kinderheims ............

Eeitenzahl

des steno»
graphischen

Neiichts

35

26,27,35,
47, 176

23, 170,
211

2, 10, 23,
20,27,38,
65, 211,

217
75

10

16, 26,
211

15,36,37,
63, 216,

217

22, 183

23. 100

5, 22, 46,
77, 225
1, 33, 36,

44, 60

29,56,68,
82,83,84

165

7,23,116,
156, 188

55

144

48, 77,
196

15, 18

77, 183

Rhein-Mainijcher Verband fiir Nolls-
bildung in Frankfurt a./M., Antrag
desselben auf Bewilligung einer Bei»
Hilfe ...............

Rheinisch-Westfälisches Eleitrizitätswerl,
Austausch von Grundstücken mit der
Arbeitsllnstalt Brauweiler......

Rheinische Heimatblätter, Rheinische Ver»
lagsnesellschaf!m. b. H., in Koblenz, An»
trag auf Bewilligung eines Zuschusses .

Rheinische iiandgemeindeordnung, baldiger
Abschluß der Reform........

Rheinische WohnungsfUrsorgcgescllschaft,
Kritik an derselben.........

— Uebernahme der Bürgschaft für die Be°
teiligung der Piovinzial-Feuerver»
ficheruugsaustült an derselben ....

Rheinisches Iugcndherbergsnetz, dessen
Ausbau ..............

Rittergut Tesdorf, Haushllltsplau . . . .

Ruhegehälter und Hinterbliebenenrenten,
Haushaltsplan ...........

Ruhcgchaltslasse der Kreiskommunalver»
bände und Stadtgemeinden, Abänderung
des § 2 der Satzungen.......

— der Landbürgermeistereien nnd Land«
gemeinden, Aenderung der Satzungen

Ruhcgehnltslassen, Höhe der Beiträge .

Nuhcgehaltsurdnung, deren Umgestaltung

Ruhrprovinz, Schaffung einer solchen . .

Ruhrsicdlungsvcrband, dessen gnsammen»
arbeiten mit der Pioviuzialuerwalluug

— Klagen aus dessen Bezirk ......

S
Saargcbict, dessen Rückgabean Deutschland

Dr. Saahen, Abgeordneter, dessen Wahl
zum stellvertretenden Vorsitzenden des
Priwinziallandtages ........

Saattartoffclstclle der Landwirtschafts-
tammei..............

St. «ith, Malmedh und Enden, Ge»
Währung des Rechts der Selbstbestim«
mung au die Bevölkerung dieser Ge¬
biete ...............

Teitenzahl

des steno»
graphische»

Berichts

5, 182

143

165

3. 5, 32.
38, 176

57. 62

35,57 62,
76, 89

21,28,35,
57,61,62,

141
99

83

35, 114

35, 115

115, 116

48, 77,
196

14,32,34,
55,65,69,

237

14

14

61

4

39,65, 67

3?
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Satzung der Landesbanl, Aenderung der»
selben ..............

Satzungen der Ruhegehaltslasseder Kreis»
lommunalverbände und Stadtgemein«
den, Abänderung des z 2......

— der Landbürgermeistereien und Land»
gemeinden, Aenderung derselben . . .

Sehschwache Kindel, Schaffung uo<Vin-
richtungen für solche ......" . .

Selretariatsbcamten der Provinzialuer»
waltung und der Piovinzial'Feueivei»
ficherungsanstalt, Antrag auf Besser»
stellung in ihrenBczügen und auf Schaf»
fung weiterer Vefördeiungsstellen .

Selbstmorde bei den Fürsoigezüglingen .

Selbstverwaltung und Staatsverwaltung

Sozialversicherung, Uebernahme desPflicht»
anteils für die Arbeiter und Angestellten
der Verwaltung auf die Provinz . .

Sch
Ni>> Schellmann, 2llndesrat,dessen Wieder»

Wahl ...............

Schluß des Piouinzillllllndtllges.....

Schmutz und Schund, Aufhebung des Ge»
fetzes zur Bekämpfung desselben. . .

Schmutz und Schundschriften, energisches
Borgehen des Landesjugendamtes gegen
dieselben ..............

Schnellbahn Köln—Dortmund, deren Aus»
führung ..............

Schuldenlast der Provinzialverwaltung .

Schwachsinnige, deren Zunahme und
Steigerung der Kosten hierfür ....

Schwarzarbeit der Erwerbslofen ....

St
Staatsverwaltung und Selbstverwaltung

Stammkapital der Landesbanl, Erhöhung
desselben .............

Statut (zweites) für den Provinzialverband,
Aenderung des z 4 ........

Steinindustrie im besetzten Gebiet, Unter»
stützung derselben durch Verwendung von
Natursteinen zum Bau von öffentlichen
Gebäuden .............

Eeltenzahl

des steno»
glllphilchen

Neiichls

35. 84

3b, 114

35, 115

23. 91

36, 43,
48,62,82,
110, 196
72, 134

77. 196

43, 11N

236

71, 189,
235

5,28,42,
71, 188,
189, 236

27

18,19,20,
26, 213,

217

17
53. 61

12,34,66

35, 109

110, 214

Stellvertretende Vorsitzende des Provinzial»
landiages, deren Wahl.......

Steuerbedarf der Provinzialverwaltung.

Steuerlasten, deren Beiteilung.....
— stärkere Heranziehung des Besitzes . .

Steuernund Neberweisungenaus Reichs»
uud Staatsmitteln, Haushaltsplan . .

Steuerpolitische und finanzielle Bevor¬
zugung des Ostens vor dem Westen .

Stoppenberg, Beschädigung der dortigen
katholischen Kirche im Jahre 1921 . .

Straßen, Uebernahme von weiteren in die
Unterhaltung und Verwaltung des
Piovinzialverbaudes........

Straßenbau, Aufnahme einer Anleihe zur
Durchführung des Arbeilsbeschaffungs»
prugrcnnms für denselben ......

Straßcnbllupliine des Reichs n, Staates .

Straßenbrücke zwischen Bnllay uud Als,
Bewilligung einer Beihilfe zu den
Kosten der Verbesserung derselben . .

Straßennetz der Provinzialverwaltung,
dessen Grüße . . . ? .......

Straßenunterhaltungstusten, deren Bei»
Minderung............

Straßcnvcrwnltung, Haushaltsplan. . .

Studcntenwohlfahrtseinrichtungen bei den
Universitäten in Bonn und Köln und der
Technischen Hochschulein Aachen, Ge»
Währung von Beihilfen.......

T
Tagesordnungen für die Sitzungen des

Piovinziallandtllges ........

Taubstummenanstalten «Schulen», Hans»
hllltsplllN.............

Taubstummenhcim Vuslirchcn, Haushalts¬
plan ...............

Technische Hochschulein Aachen und Univer¬
sitäten in Bonn uud Köln, Gewährung
von Beihilfen an die Studentenwohl»
fahitseimichtungen.........

— Beeinträchtigung derfelben durch die be>
abfichtigte Einrichtung technifchcrFaknl»
täten an der Universität in Münster
i,/W................

Tettenzahl

des steno»
gillphilchen

Berichts

15, 18,
215
37
3?

15,18,19,
31, 214

31, 33,
66, 73

89

16,27,47,
176

2,10, 23,
26,27,38,
61, 65,

211, 217
12. 22

4, 214

16

5, 26,
107

16, 26,
211

21,29,35,
109

7, 22, 78,
154,186

90

90

21,29,35,
109

5, 21, 31,
35. 88
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Todesfall in dem Fürsurgeheimin Nieder«
seßmnr ..............

u
Unfallverhiitungsvorschristen der land»

wirtschaftlichen Berufsgenoffenschaft .

Ungarische Arbeiter, Verurteilung von
solchen durch ein Standgericht ....

Universitäten in Bonn und Killn, sowie
Technifche Hochschulein Aachen, Ge»
Währung von Beihilfen an die Studenten»
wohlfahitseinrichtungen.......

Unterstützungen, Bewilligung von solchen
an Beamte und Angestellte.....

Verjüng««« des Beamtenstabes.....

Verkaufseinrichtungen für den Obst» und
Gemüsebau nach holländischem Muster

Verkehrsflüssen, Durchführung der für die
Grenzgebiete, insbesondere für das
Wurm» und Sllllireuier lebenswichtigen

Vermögen des Piovinzialverbandes, Vor»
läge einer Aufstellung hierüber . . .

Vermögens- und Schuldenverwaltung,
Haushaltsplan...........

— Aenderung des Haushaltsplanes . . .

Verschiedenes, Haushaltsplan ......

- Einsetzung von 150 000 RM. für Kinder-
speisung in diesen Haushaltsplan, . .

Verurteilung ungarischer Arbeiter durch
ein Standgericht..........

Verwaltungsbericht für das Rechnungsjahr
1925 ...............

Verwaltungsreform, deren Durchführung

Verwaltungsrat der Lanbesbanl, Zu»
Wahl von weiteren Vertretern der Land»
wirtfchaft zu demselben .......

Verzeichnis der an den Provinziallandtag
gerichteten Eingaben ........

Vieh, Einführung einer 10 tagigen Quaran»
täne für eingeführtes zur Bekämpfung
der Viehseuchen ..........

Seitenzahl

des steno»
graphischen

Berichts

72, 112,
12?, 133,
13K, 187,
138, 133,
185,188

56

77, 152

21,29,35,
1U9

42

43

23, 209

2, 5, 32,
165,180

56, 61

18, 26,
214,

17, 18,
214

18, 30,
199

22, 42,
63, 199

77. 152

83

3, 11, 13,
37. 54

85

4, 144,
165, 190,
194. 195,

196

23, 100

Viehhändlerverein in Grefrath, Antrag
wegen Einkaufs des Viehs für die
Piovinzilllanstlllten.........

Viehseuchenentschädigung, Haushaltsplan

Niehseuchenentschädigungsabteilung,Auf»
teilung derselben ..........

NSllerbnnd, dessen Stellung......

Voltsbildung, Rhein«Mainischer Verband
für Volksbildung in Frankfurt a./M.,
Antrag auf Gewährung einer Beihilfe.

— deren Pflege ...........

Vollsbildungsarbeit in der Rheinprovinz,
Bewilligung von 50 000 RM. für die»
selbe ...............

Nollsrechtsbartei, Nildung dieser Partei
durch die Abgeordneten Pohl, Herr«
mann und Wedershoven......

Vorbericht zu den Haushaltsplänen der
Piovinzialverwllltung........

Norlagenverzeichnis ..........

Vorsitzende, stellvertretende, des Pro-
vinziallllndtages, deren Wahl ....

Vorsitzender des Proninziallandtag.es, des»
sen Wahl ............

M
Wahl des Vorsitzenden des Provinzial»

landtllges .............
— der stellvertretenden Vorsitzenden . .
— der Beisitzer des Provinziallandtages .

Wahlordnung für den Provinzialausschuß.

Wahlprüfungsausschus, des Provinzialland»
tages, dessen Zusammensetzung . . .

Waldbesitz in der Rheinprovinz, Wieder»
Nutzbarmachungdesselben ......

Wanderer, jugendliche, Fürsorge für ar»
beits» und mittellose........

Wandererfilrsorge, gesetzliche Regelung
derselben .............

Wasserversorgung in den ärmeren Teilen
der Provinz, Zurverfügungstellung er»
höhter Mittel zwecksVerbesserung der»
selben ..............

Wegebau, ^Beschränkung der Tätigkeit der
Piovinzilllueiwllltung auf diesem Ge»
biete ...............

Eettenzahl

des steno»
graphischen

Berichts

144

100

112

44

5, 182

20, 63,
182

22,42,63,
182

6, 58, 60

24, 215

4

3, 4

3

3
3, 4

4

35, 109

6

30

17/28,35.
42, 149

18, 28

5, 30, 61,
63, 92

2,165
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Wegebau und Wegcunterhaltung iu den
Grenzlreisen, besondere Berücksichtigung

Weine, Iuckerung derselben und Ent-
schleimungder Moste bei den Weinbau«
lehranstalten ............

Weinbau, Bereitstellung eines Betrages
für Zwecke desselben ........

Weinbau, Obstbau und Landwirtschaft,
Hanshllltsplan der Provinzial-Lehr-
anstlllten ..............

WcinbauIclMNstalten, Austausch der den
Winzern usw, gegebenen Analysen. .

— Iuckerung der Weine und Entschlei-
mnng der Moste bei denselben ....

Weincinfuhr, französische, Gewährung
einer Meistbegünstigung hierfür bei
Abschluß des endgültigen Handelsver¬
trages ..............

Weingesetz, dessen Aenderung bezügl, des
Hefeweins .............

Wescndonl'sche Oemtildcsammlung, deren
Ausstellung in anderen Städten . . .

Wcstermann, Landesrat, dessen Wieder»
Wahl ...............

WesterwaldvrUche-Altiengesellschaft,Ab»
bau der Beteiligung der Provinz . .

Wiederwahl der Landesriite Westermann
und Dr. Schellmann........

Winzer, Gerichtsverhandlung in Bern»
castel ...............

— Niederschlagung der den Kleinwinzern
gewahrten Kredite.........

Winzernut, Bereitstellung eines Betrages
zur Behebung derselben ......

Wirtschast, deren Einfluß auf die Bei.
Wallungen ............

— stärkere Förderung der Wiederbelebung
derfelben und Unterstützung der Opfer
derselben.............

Wirtschaftliche Lage in der Rheinpiovinz

Seitenzahl

des steno»
glllphtlchen

Neiichls

32

5, 105

2, 23, 28,
5«, 72, 84,

87, 102,
148, 2U5

102

5,105

5, 105

5, 29, 44,
56,72,97,
103, 110,

202

56,156,
202

90

43, 110

55

43, 110

75

82, 95,
103. 202

2,23,28,2«,
72, 84, 87,

102,148,
174, 205

37. 44

5, 22, 46,
77, 225

7, 25, 53

Wirtschaftliche Notlage in verschiedenen
Landkreisen der Regierungsbezirke
Aachen, Trier und Koblenz, Zurver¬
fügungstellung von Mitteln zur Beseiti¬
gung derselben ...........

Wirtschaftliche Vereinigung, Austritt der
Abgeordneten Pohl, Herrmann und
Wedershoven aus dieser Fraktion . .

Wohlfahrtsamt der Provinz, Errichtung
eines solchenals Konttollorgan und Ne-
schwerdeinstanz ...........

Wohlfahrtspflege, Artikel über die Aus¬
bildung der weiblichen Fürsorgezüglinge
in den Anstalten in dieser Zeitschrift .

— Ausgaben der Gemeinden.....
— in den Regierungsbezirken Aachen, Kob¬

lenz und Trier, Gewährung von Bei¬
hilfen zur Deckungder Kosten derfelben

— Steigerung der Ausgaben......

Wohnungen für Beamte und Angestellte der
Provinzilllveiwllltung, Erstellung von
solchen ..............

Wohnungsbau, restlose Beiwendung der
Hlluszinssteuer zur Forderung desselben

— gemeinnütziger, Beibilligung der Hypo¬
theken zur Förderung desselben . . .

— Verwendung der von der Landesbank
bereitgestellten Mittel znr Förderung
desselben .............

Wuhnungsfürsorgegescllschaft, Kritik an
derselben .............

Wohnungsfürsorge-GesellschaftMeinische,
Uebernahme der Bürgschaft für die
Beteiligung der Provinzial-Feuerver-
sicherungsllnstlllt an derselben ....

Wohnungsnot, Beseitigung derselben. . .

Wurm- und Taarrevier, Durchführung
der für diefe Reviere lebenswichtigen
Berlehrsfillgen ..........

3
Zentralisierungsbestrebungen, bei den

Reichs- und Staatsbehörden.....

Zuüerung der Weine bei den Weinbau»
lehranstalten ............

Leitenzahl

des steno¬
graphischen

Neiichts

5, 32,
179

6, 58, 60

22. 193

40, 130,
137
24

5.32.
179

17.28,44

35,62,86

110, 116,

47.82,84,
85, 86,

234

31,47,86

57, 62

35,57,62,
76, 89

31,35,47,
61, 84,

110

2, 5. 32,
165.180

11,37,66

5, 105



72. Rheinischer Provinziallandtag, 1. Sitzung am 29. Dezember 1926.

Erste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Donnerstag, den 29. Dezember 1920.

Um l Uhr 30 Minuten treten die Mitglieder des
Provinziallandtages im Sitzungssaale des Stände-
Hauses zu Düsseldorf zusammen.

Um l Uhr 55 Minuten eröffnet der Landtags-
lommissar,Oderpräsident der Rheinprovinz Dr. Fuchs
deu 72. Rheinischen Provinziallauotag mit folgender
Ansprache!

Sehr geehrte Damen und Herren! Mit besonderer
Teilnahme verfolgt die Rheinprovinz die augenblick¬
lich schwebendenaußenpolitischen Fragen, von deren
Entwicklung die wichtigstenLebens in tcressen des besetz¬
ten Gebietes betroffen werden. Wir hoffen und wün¬
schen, daß unsere auswärtige Politik zielbewußt auf
dem bisher eingeschlagenenWege fortschreitet und daß
ihr 'dabei der erwartete Erfolg beschießenist. Mit
Reich und Staat ist die Bevölkerung unserer West-
Provinz vom aufrichtigen Willen zur Befriedung und
Versöhnung erfüllt. Wie in der Vergangenheit, so
wird sie auch weiterhin mit Ruhe und Besonnenheit
die Last der Besatzung tragen. Es ist nur ein Bedürf¬
nis, bei Kiefer Gelegenheit wiederum der Bevölkerung
der besetzten Rheinprovinz Dank und Anerkennung
^u sagen für bic mustergültige Haltung, die sie auch iu
schlimmsten Tagen stets bewiesen hat. (Lebhafter Bei-
snll.)^ Das besetzte Gebiet kann aber vor aller Welt
beanspruchen, daß die unter schweren Opfern vom
deutscheu Volke zugestaudeucn außenpolitischen Be-
N'iedungsmaßunhmen endlich auch diejenige Rück¬
wirkung finden, die uns nach Recht und Moral zusteht,
l^rueuter starker Beifall.) Wir verkennen nicht, daß
d>e Zusammenkünfte der Staatsmänner ln London,
^urarno, Ahoirh und Genf eine gewisse Entspannung
nebracht haben uud einen Fortschritt auf dem Wege
zum Frieden bedeuten. Wir können aber auch unsere
liefe Enttäuschung darüber nicht verhehlen, daß >das
Jahr 1926, das seine außenpolitische Kennzeichuung
durch den Gintritt Deutschlands in den Völkerbund
erhalt, unser heißes Bestreben um die Räumung der
Rheinlande und >damit um die Freiheit unseres Vater¬
landes nicht merklich gefördert hat. (Lebhafte Zu-
nunmung.) Nach dem Eintritt Deutschlands in den
"ölkerbund ist die Anwesenheit fremder Besatzungs-
lnippen auf deutschem Boden ein Unding. «Allseitige
Zustimmung.) Wir haben ein Recht auf die baldigste
Entfernung der Besatzung, die ein unbedingtes Hin¬
dernis für eine wahre Befriedigung ist und stets bleiben
wird. (Lebhafter Beifall.) Dabei ist es nicht einmal
erforderlich, daß unser Verföhnungswillc derart mit

Keulen niedergeschlagen wird, wie es vor wenigen
Tagen durch ein völlig unverständliches Militärgericht-
liches Urteil in der venachbarteu Pfalz geschehenist
(Zurufe: Leider! uud: Sehr richtig!), das zu unserer
Gcnugtuuug auch bei den maßgebenden Stellen der
betreffenden Befatzungsmacht Anllang nicht gefunden
Hat. Was wir wollen, das ist aber nicht Gnade, son¬
dern Recht (lebhaftes Sehr richtig!), das Recht, wenn
nicht schon auf völlige Freiheit, dann doch wenigstens
auf ausreichenden Schutz aller friedlichen Bürger des
unfreien Gebietes. (Rufe: Sehr richtig! und: Bravo!)

Als oberster Berwaltungsbeamter derjenigen Pro¬
vinz, die noch immer 'den größten Anteil an der Be¬
satzung zu tragen hat, habe ich geglaubt, vorstehende
Erklärung abgeben zu müssen, bevor ich mich nun zu
der einzigen Vorlage wende, zu dereu Beratung die
Preußische Staatsregierung Sie hierher berufen hat.

Der Bau einer Autostraße, die dem Verkehr dieueu
soll, ist ein neues und damit selbstverständlich auch ein
umstrittenes Problem. Es ist zuzugeben: Es gehört
ein gewisser Wagemut 'dazu, um in wirtschaftlich
schwerer Zeit erhebliche öffentliche Mittel für ein
Unternehmen aufzuweudeu, das noch nicht erprobt ist.
Wenn Sie, meine Damen und Herren, trotzdem ver¬
antwortungsbewußt au Ihre Entschließung Heran¬
gehen, so tonnen Sie sich zunächst verlassen auf die
gründliche Vorarbeit der zuständige,: Stellen. Die
Deutschrift des Landeshauptmanns, !die Ihnen vor¬
liegt, zeigt die große wirtschaftlicheund technische Not¬
wendigkeitder Straße, sie gibt auch völlige Aufklärung
über die Rentabilität. Warme Fürsprecher stoheu dein
Projekte iu den berufeuen Vertretungen von Handel
und Industrie uicht minder zur Seite als in den not¬
wendige» Rücksichten auf eine weife Erwerbsloseu-
politik. Weun gerade die Rheinprovinz bei der
Schaffung eines neuen Verkehrsmittels als Wegweiser
vorangeht, so entspricht dies ihrer überragenden wirt¬
schaftlichenBedeutung, die ihr einerseits Opfer auf¬
erlegt, andererseits aber auch deu Anspruch auf Ent¬
gegenkommenvon Reich und Staat sichert.

Ich wünscheIhren Beratungen vollen Erfolg und
erkläre namens der Staatsregierung den außerordent¬
lichen Rheinischen Provinziallandtag für eröffnet.
(Beifall.)

Meine Damen und Herreu! Nach 8 32 der Pro-
uiuzialurdnnug und ß 1 der Geschäftsordnung für deu
Provinziallandtag hat das an Jahren älteste Mitglied
des Provinziallandtags deu Nltersvorsih zu über-

!
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nehmen. Wie mir mitgeteilt, ist Herr Abgeordneter
Kommerzienrat Krawinkel 'das älteste hier anwesende
Mitglied. Er ist am 10. September 1851 geboren. —
Es meldet sich lein älteres Mitglied. Ich darf wohl den
Herrn Abgeordneten Kommerzienrat Krawinkel bitten,
seines Amtes zu walten.

Altersvorsitzender Krawinkel : Ich habe zunächst
die beiden jüngsten Mitglieder des Provinzialland-
tages als Schriftführer hierher zu bitten. Wie mir
mitgeteilt worden ist, sind das die Abgeordneten
Meurer, geboren am 19. Februar 1899, und Hack,
geboren am 19. Dezember 1898. Sind die beiden Mit¬
glieder anwesend? (Jawohl!) Dann bitte ich Sie, hier
Platz zu nehmen. (Die Abgeordneten Meurer und
Hack nehmen zu beiden Seiten des Altersborfitzenden
Platz.)

Gemäß H 2 der Geschäftsordnung 'kommenwir setzt
zur Auszählung des Hauses durch Namensaufruf. Ich
bitte den Herrn Schriftführer Hack, den Namens¬
aufruf zu vollziehen; Herrn Schriftführer Meurer
bitte ich, die Gegenliste zu führen.

Schriftführer Hack vollzieht den Namensaufruf.
Altersvorsitzender Krawinkel: Nach der Liste

fehlen 11 Mitglieder. Wir wären also hier mit 152
Mitgliedern vertreten und infolgedessenbeschlußfähig.

Wir kommen dann zur Wahldes Vorsitzen¬
den. Werden Vorschläge gemacht?

Abgeordneter Mönnig: AIs ersten Vorsitzenden
schlage ich den bisherigen Vorsitzenden,Herrn Ober¬
bürgermeister Dr. Iarres, vor.

Altersvorsitzender Krawinkel: Zur Geschäfts¬
ordnung Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Nach den Vorgängen bei
der letzten Tagung des Provinzmllandtags ist meine
Fraktion Mcht in der Nage, durch Zuruf für den bis¬
herigen Vorsitzenden,Herrn Iarres, zu stimmen. Wir
beantragen deshalb Zettelwahl.

Altersvorsitzen'der Krawinkel: Wir sind zur
Zettelwahl genötigt. Ich bitte Sie, sich mit Stimm¬
zetteln zu beisehen.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter Knab: Ich habe für die kommu¬

nistische Fraktion die Erklärung abzugeben, daß wir
der borgeschlagenenWahl »des Herrn Iarres nicht zu¬
stimmen werden, weil nach unserer Auffassung der
VorsitzendeIarres in der letzten Tagung des Provin-
ziallandtags sein Amt in parteiischer Weise ausgeübt
hat. (Oho!-Rufe.)

Altersvorsitzender Krawinkel: Meine Damen
und Herren! Wir kommenzur Iettelwahl.

Ich werde soeben daaruf aufmerksam gemacht, daß
8 13 folgendes bestimmt: „Ungültig sind Stimmzettel,
welche I. mit einem Kennzeichenversehen sind, 2, die
Stimmabgabe nicht einwandfrei erkennen lassen." Ich
bitte weiter, die folgenden Vorschriften aus ß 14 zu
beachten: „Ueber die Gültigkeit der Stimmen ent¬
scheiden der Vorsitzendeund die beiden Schriftführer.

Ungültige Stimmzettel werden als nicht abgegebenbe¬
trachtet; sie zählen jedoch mit zur Feststellung der Be¬
schlußfähigkeit."

Sie werden mir verzeihen, daß ich diese Bemerkung
nicht schon früher gemachthabe.

Meine Damen und Herren! Wir schreiten zum
Namensaufruf. Ich bitte Herrn Schriftführer Hack.

Schriftführer Hack vollzieht den Namensaufruf. Es
folgen Zettelwahl und die Auszahlung der Stimmen.

Altersvorsitzender Krawinkel: Es sind 152
Zettel in Briefumschlägen abgegebenworden. Ist noch
jemand da, der einen Stimmzettel abzugeben hat? Das
scheint nicht der Fall zu sein, trotzdem vorhin hier
beobachtet worden ist, baß sowohl Herr Braun als
auch Herr Limbourg inzwischenerschienen sind. Ich
erkläre die Wahl für geschlossen.

Das Ergebnis der Zettelwahl ist: 109 Stimmen für
Dr. Iarres, 21 für Triebe! und 22 unbeschriebene
Zettel. Ich erkläre somit Herrn Oberbürgermeister
Dr. Iarres zum ersten Vorsitzendengewählt.

Ich frage den Herrn Abgeordneten, ob er die Wahl
annimmt.

Abgeordneter D r. Iarres : Ich nehme mit Dank
an, (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Ein Parla¬
mentarisches Kainszeichen hat er aber bekommen!
Lachen bei «den bürgerlichen Parteien.)

Altersvorsitzender Krawinkel: Meine Damen
und Herren! Wir kommen zur Wahl des ersten
stellvertretenden Vorsitzenden. Wird ein
Vorschlag gemacht?

Das Wort hat Herr Abgeordneter Gerlach.
Abgeordneter Ger lach: Ich schlage zum ersten

stellvertretenden Vorsitzenden Herrn Abgeordneten
Eberle, Barmen, vor.

Altersvorsitzender Krawinkel: Das Wort hat
Herr Dr. Kaiser.

Abgeordneter Dr. Kaiser: Namens meiner
Freunde beantrage ich Zettelwahl. (Heiterkeit.)

Altersvorsitzender Krawinkel: Wir kommen
also erneut zur Zettelwahl.

Meine Damen und Herren! Der Namensaufruf
erfolgt aufs neue zur Wahl des ersten stellvertretenden
Vorsitzenden.

Schriftführer Hack vollzieht den Namensaufruf. Es
folgen Zettelwahl und Auszählung der Stimmen.

Altersvorsitzender Krawinkel. Ich erkläre die
Abstimmung für geschlossen.

Die Auszählung hat 141 abgegebene Stimmen er¬
geben. Davon entfallen auf Eberle 85 und auf
Dr.Saaßen eine. Ferner sind 55 weiße, also ungültige,
Stimmzettel abgegeben worden. Dementsprechend
ist Herr Abgeordneter Eberle zum ersten stellver¬
tretenden Vorsitzendengewählt. Ich frage den Herrn
Abgeordneten Eberle, ob er die Wahl annimmt. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Haas: Er ist im Augenblick nicht
da!) Abgeordneter Eberle ist nicht da.
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Wir dürfen zur Wahl des zweiten stell¬
vertretenden Vorsitzenden schreiten.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Vielen.
Abgeordneter Vielen: Ich schlage vor, Herrn

Abgeordneten Sa aßen durch Zuruf zu wählen.
Altersvorfitzender Krawinkel: Herr Abgeord¬

neter Knab.
Abgeordneter Knab: Ich beantrage auch hier

Zettelwahl, um die Vorstellung zu vervollständigen.
Weiterkeit.)

Altersvorsitzender Krawinkel: Wir kommen
also aufs neue zur Zettelwahl.

Schriftführer Hack vollzieht deu Namensaufruf.
Die Wahl wird getätigt uud das Ergebnis festgestellt.

Altersvorsitzender Krawinkel: Hat jemand
seinen Stimmzettel noch nicht abgegeben? Das ist
nicht der Fall. Dann erkläre ich die Wahl für ge¬
schlossen.

Meine Damen und Herren! Das Ergebnis der
Wahl ist folgendes: 136 Stimmen sind abgegebenwor¬
den. Davon hat Herr Dr. Sanken 1l6 erhalten, und
weiße Zettel sind 20 abgegeben worden. Herr Dr. Sanken
ist 'somit gewählt. Ich frage ihn, ob er die Wahl an¬
nimmt.

Abgeordneter Dr. Saaßen: Ich nehme mit
Dank an.

AltersvorsitzenderKrawinkel: Die Wahl ist also
vollzogen. Ich bitte, nun noch festzustellen,wer nach
8 22 der ProUuMalordnung der stellvertretende Vor¬
sitzende sein soll. (Zuruf des Abgeordneten Haas: Ich
schlage Herrn Eberle vor!) Es wird Herr Vbcrle vor¬
geschlagen. Gin Widerspruch dagegen erhebt sich nicht.
Ich stelle das fest und stelle gleichzeitigfest, baß Herr
Eberle die vorhergegangene WM angenommen hat.

Damit ist mein Amt soweit erfüllt. Ich bitte den
ersten Vorfitzenden, Herrn Abgeordneten Dr. Iarres,
den Vorsitz zu übernehmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und
Herren! Ich übernehme den Vorsitz und danke den
Fraktionen, die mich wiedergewählt haben. Ich ver¬
spreche, meine Pflicht zu tun und auch in Zukunft mein
Amt unparteiisch zu führen. (Zuruf eines Kommu¬
nisten: Unparteiisch?)

Ich habe sodann dem Herrn Alterspräsidenten für
seine Mühewaltung verbindlichstzu danken. Es war
diesmal sehr viel Arbeit. Er hat sich mit der gewohn¬
ten Umsicht und Liebenswürdigkeit diesem Amte unter¬
zogen.

Wir haben dann zur endgültigen Bildung des
Vorstandes zu schreiten.

Nach tz 2 Ziffer 2 der Geschäftsordnung sind zu¬
nächst vier Beisitzer zu bestellen, ,die durch den Aeltesten-
rat nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechts auf
die Fraktionen verteilt worden sind. Der Aeltestenrat
hat eine Uebereinkunft dahin getroffen, daß die Abge¬
ordneten, die im letzten Provinziallandtag als Bei-
ntzer tätig waren, auch für diese Tagung als Beisitzer
bestellt werden sollen. Es waren das die Herren Elfes,

vom Zentrum, Dr. Kirchner von der Arbeitsgemein¬
schaft, Hauck von der SPD. und Triebe! von der KPD.
— Wenn ich Eeinen Widerspruchhöre, stelle ich fest, daß
die vier Herren gewählt find. Ich darf annehmen, daß
Sie die Wahl annehmen; ich stelle dies fest.

Ich bitte dann die Herren Elfes un>d Hauck, in dieser
Sitzung das Amt der Beisitzer zu übernehmen. (Die
Abgeordneten Elfes und Hauck nehmen zu beiden
Seiten des VorsitzendenPlatz.)

Damit ist der Vorstand des Hauses gebildet. Ich
habe dem Herrn Stnatskommissar mitzuteilen, daß der
Prouinzillllllndtag sich gesetzmäßig konstituiert hat.

Der Herr Landtagstommissar hat mitgeteilt, daß er
die Herren Vizepräsident des Oberpräsidiums von
Svbel und Regierungsassessor Quast als seine Kom¬
missare zu den Sitzungen des Probinziallandtages und
der von diesemzur Vorbereitung seiner Beschlüsse ge¬
wählten Kommissionenanmeldet.

Meine Damen und Herren! Die Provinzialland-
tagsabgeordneten Schande, Palehti, Orlopp und Bick
sind infolge Mllndatsniedevlegung aus dem Provin-
ziMandtage geschieden. Der Provinzialausschnß hat
auf Grund des 8 22 des Wahlgesetzesfür die Provin-
ziallandtage und Kreistage festgestellt, daß Herr Kauf¬
mann WedershoUenin Köln für Herrn Schande, Herr
Geschäftsführer Albertz in Oberhaufen für Herrn Pn-
letzki, Herr Lagerhalter Kemper in Kettwig für Herrn
Orlopp und Herr Geschäftsführer Ernen in Solingen
für Herrn Bick als Abgeordnete eingetreten sind.

Der Provinziallandtag hat von Amts wegen zu
prüfen, ob bei dem Eintritt der neuen Mitglieder ord¬
nungsmäßig verfahren worden ist. Ich habe mir die
Vorgänge heute morgen daraufhin angesehen und bin
der Ueberzeugung, daß in allen Fällen, und zwar auch
in einem Falle, wo ein verspäteter Einspruch gegen
eine Wahl eingegangen ist — es handelt sich um die
Ersatzwahl für den ausgeschiedenenProvinzialland-
tagsabgeordneten Schande — ordnungsmäßig verfah¬
ren worden ist. Unter diesen Umständen fragt es sich,
ob der Wahlprüfungsausschuß noch zusammentreten
soll, uni die Rechtmäßigkeitder Wahl zu prüfen. Falls
das nicht besonders gewünschtwird, möchte ich bitten,
sich damit einverstanden zu erklären, daß die genannten
Herren eintreten und eine besondere Prüfung nicht
mehr stattfindet. — Das scheintder Wille des Hauses
zu sein. Ich darf dann die neu eingetretenen Mitglieder
auf das herzlichste zu ersprießlicher Zusammenarbeit
hier begrüßen.

Nach den mir bis jetzt zugegangenen Mitteilungen
haben sich krankheitshalber entschuldigtdie Herren Ab-
geordnten Dr. Adenauer, Baumnnn-Huisberden, Gör-
linger, Dr. Hommelsheim und Dr. de Weerth. Ferner
sind nach den bisherigen Mitteilungen verhindert Herr
Dr. Wesenfeld, Fräulein Dnhni, Herr Kühler und Herr
Zell.

In der Zusammensetzungdes Aeltestenrnts ist gegen¬
über der letzten Tagung keine Aenderung eingetreten.

1'
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Nur für Herrn Dr. Wesenfeld ist infolge dessen Ver¬
hinderung Herr von Stedman eingetreten.

Meine Damen und Herren! Der jetzige Provinzial-
landtag ist zu einer außerordentlichen Tagung zu¬
sammenberufen worden, weil die Beschlußfassung des
Landtags über die Durchführung des Bauprojekts der
Autostraße Köln—Düsseldorfaus den Gründen, die in
der Ihnen zugegangenen Vorlage dargelegt sind, nicht
länger hinausgeschobenwerden konnte. Der Aeltesten-
rat hat sich mit der geschäftsordnungsmäßigen Be¬
handlung dieser Vorlage befaßt und schlägt Ihnen vor,
gleich noch den Vortrag des Herrn Landeshauptmanns
in dieser Angelegenheit entgegenzunehmen und dann
diese Vorlage an die zusammengesetzten Fachausschüsse I
und IV zu überweisen. In diesem Ausschusse würde
gemäß Vereinbarung im Ältestenrat der Vorsitzende
des I. Fachausschusses,der vom Zentrum gestelltwird,
den Vorsitz haben. Die SPD. würde den stellvertreten¬
den Vorsitzenden,die Arbeitsgemeinschaft den Schrift¬
führer und die KPD. den stellvertretenden Schrift¬
führer stellen. — Ich stelle fest, daß gegen diese Vor¬
schläge des Ältestenrats Widerspruch nicht erhoben
wird und daß Sie damit einverstanden sind.

Ich dars dann dem Herrn Landeshauptmann zur
Begründung der Vorlage das Wort erteilen.

Landeshauptmann Dr. Horion : Meine sehr ver¬
ehrten Damen und Herren! Gestatten Sie mir, daß
ich Sie aus der Sphäre der Politischen Gegensätze,in
denen sich bisher die Arbeit dieser Tagung bewegt hat,
wieder hineinführe in die praktischeTätigkeit der pro¬
vinziellen Selbstverwaltung. lBravo!) Die diesmalige
Tagung des Provinziallandtags gibt ja dem Landtage
in ganz besonderer Weise Gelegenheit, sich als Selbst-
verwaltungstörper zu fühlen, d. h. als eine Körper¬
schaft, die berufen ist, die wirtschaftlichen,kulturellen
und wohlsahrtspflegerischenBelange der Rheinprovinz
wahrzunehmen, soweit sie über den Bereich des ein¬
zelnen Stadt- und Landkreises hinausgehen. Die
Aufgabe, die Ihnen diesmal gestellt ist, ist eine solche
wirtschaftlicher Art, eine Verlohrsaufgabe. Es ist ja
allen denjenigen, "die in der Selbstverwaltung tätig
sind, nicht auffallend, baß es gerade eine Verkehrs-
aufgabe ist, die zuerst den Apparat eines besonderen
Provinziallandtags nötig gemacht hat, denn die Ver¬
kehrsprobleme und die Mittel zu ihrer Lösung sind ja
in den letzten Jahren, neben den WMfahrtsaufgaben,
wohl das beliebteste Gebiet der Arbeit der Selbst¬
verwaltung und ihrer Körperschaften. Das liegt ja
einmal daran, daß gerade dieses Gebiet uns in den
letzten Jahren solche Umwälzungen und Neuerungen
gebracht hat, daß auch die Selbstverwaltung genötigt
ist, um diesen Neuerungen und neuen Verhältnissen
zu folgen, sich stets wieder umzustellen,und nach neuen
Mitteln und Wegen zu suchen. Ich brauche dafür nur
auf eine Zahl hinzuweisen, 'die in der Ihnen vorliegen¬
den Drucksache enthalten ist, wonach der Verkehr auf
den provinziellen Landstraßen in den letzten Jahren

gegenüber der Zeit vor einem Iahrzohnt aus das
Fünfzig- bis Siebzigfache gestiegen ist. Ich darf Sie
weiter aus die schwierigen Vertehrsprobleme hinweisen,
die sich in den großen Städten ergeben haben, ferner
auf die Notwendigkeit der Verkehrsbeschleunigungund
Verkehrsverbesserung,die zu <den Projekten von Schnell¬
bahnen uud Kanälen geführt hat, endlich auf das jetzt
zwischen alle anderen Verkehrsmittel geschobene Flug¬
zeug. Wenn Sie auf diese Weise die sprunghafte Ent¬
wicklungunseres Verkehrs in den letzten Jahren über¬
sehen, so liegt die Versuchung nahe, nunmehr an die
Verwirklichung jeder nur in der Phantasie bestehen¬
den Möglichkeitzu glauben und ganz ungeahnte Ent¬
wicklungenvorauszusehen. Wenn man dazu noch den
Zusammenhang der Durchführung der Vertehrs-
projekte mit der Bekämpfung der uns alle so drücken¬
den Erwerbslosigkeit und die Finanzierungserleichte-
rung, die durch die produktive Erwerbslosenfürsorge
gegeben ist, hinzunimmt, so ist es verständlich,daß der
Verwaltungsbeamte und auch die Selbstverwaltungs-
törperschaft manchmal alle Mühe hat, den nüchternen
und tlaren Blick zu bewahren und nicht phantasievollen
Schlagwurten nachzugehen, die vor der Wirklichkeit
nicht standhalten. Mit diese»! nüchternen Blick muß
auch au den Vorschlag der Erbauung einer Autobahn-
straße Köln—Düsseldorf, den Ihnen der Provinzial-
ausschuß unterbreitet, herangegangen werden. Dann
verschwinden zunächst die sogen, großzügigen Pläne,
ganz Deutschland auf große Entfernungen mit Auto¬
straßen zu überziehen. Es verschwindetauch der Ein¬
wand, das Reich müsse zunächst solche Linien von einem
Ende des Reichs zum anderen, etwa von Aachen nach
Insterburg, aufstellen; erst dann könne an den Bau
solcher Straßen herangegangen werden, wenn man
geprüft hätte, daß die zu erbaueude Straße in eine
solche Linie hineinpasse. Es bleibt lediglich übrig das
Nestreben, dem Autoverkehr zwischen zwei benachbarten
Großstädten, der zudem noch durch die zahlreichen da¬
zwischenliegenden Ortschaften besonders erschwert ist,
ein Verkehrsmittel zu schaffen,das den Erfordernissen
des Autoverkehrs, aber auch den Bedürfnissen der Be¬
wohner der in Betracht kommenden Ortschaften in
etwa entspricht.

Ich führe dies zunächst an, um das Projekt loszu¬
lösen von diesen uferlosen Plänen, die nichts mit ihm
zu tun haben und ihm bisher schon genügend geschadet
haben. Das Projekt hat und behält seine Bedeutuug,
auch wenn eine weitere Autvuahnstraße in Deutsch¬
land überhaupt nicht gebaut wird. Auch dann ist es
noch richtig, daß gerade an dieser Stelle eine solche
neue Verkehrseinrichtung jetzt geschaffen wird, denn an
der Stelle, um die es sich hier handelt, hat der Verkehr
ganz besondere Eigenschaften,die ihn von dem Verkehr
im übrigen Deutschland durchaus abheben. Es ist ge¬
rade eiuer der Gründe, warum im übrigen Deutsch¬
land unser Projekt vielfach so falsch beurteilt wird, daß
man dort meistens gar keine Ahnung hat von dem
Umfang des Autoverkehrs, wie wir ihn in der Rhein-
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Provinz Mischen den Großstädten haben. Wenn man
beispielsweisein anderen Provinzen von einem Auto¬
verkehr von 100 bis 200 Autos auf den Straßen mit
Entsetzen redet und dann schon davon spricht, Klein-
Master anzulegen, so sind das Zahlen, die Mir mit
unserem Verkehr von 1500 bis 2900 Autos längst über¬
wunden haben. Wir haben hier — neben einer anderen
Straße in der Rhcinprovinz — den größten Land¬
straßenautoverkehr in ganz Deutschland bor uns. Es
muß aber jede Verkehrseinrichtung in bezug auf die
Frage, ob sie zu treffen ist oder nicht, daraufhin geprüft
werden, wie groß der Verkehr gerade zufällig an der
Stelle ist, für die sie getroffen werden soll. Es ist ver¬
kehrt, Verkehrseinrichtungen mit dem Lineal zu
Planen nnd Durchgangsstraßen durch große Gebiete
von einem Ende zum anderen zu ziehen und nunmehr
diese Straßen deshalb besonders auszubauen, weil sie
gerade in dieser mit dem Lineal gezogenen Linie liegen.
Es kann wohl vorkommen, daß auf einer solchen
Strecke Mometerweise der Verkehr in größtem Maße
abnimmt oder zunimmt und infolgedessenauch ganz
andere Erfordernisse an den Ausbau zu stellen sind.

Daß die Verkehrsverhältnisse auf der setzigen Land¬
straße Köln—Düsseldorf so nicht bleiben können, Wie
sie bisher sind, darüber herrscht heute wohl allgemeine
Uebereinstimmung, Es genügt nicht, daß die jetzige
Straße, wie es geschehenist. den Erfordernissen des
Autoverkehrs durch Kleinvflasterung angepaßt wird,
denn damit ist weder für die Bedürfnisse eines
schnellen, reibungslosen und ungefährlichen Auto¬
verkehrs und noch viel weniger für die Bedürfnisse
der übrigen Straßenpassantcn, die zu Fuß gehen,
und der Anwohner ausreichend gesorgt. Ich will
5um Beweis nicht hinweisen ans die zahlreichen
Autounglücke, die gerade gestern vorgekommen sind,
denn sie hängen mit den besonderen Wetterverhält¬
nissen des gestrigen Nachmittags zusammen, sind aber
auch hier auf dieser Straße wieder zu evtlären durch
den großen Umfang des Verkehrs, durch die zahlreichen
Krümmungen und die uuübersichtlichenStellen, die die
ietzige Straße zeigt. Aber abgesehendavon, berichteten
auch an einein normalen Tage die Zeitungen von
Nutounfällen mit drei Toten auf dieser Strecke.

Es ist nnn zu fragen, wie geholfen werden kann.
Die Erbreiterung der jetzigen Straße käme nur stück¬
weise in Betracht und würde vor allem nicht dazu
dienen, den Autoverkehr aus den eng gebauten Ort¬
schaften wegzuschaffen. Das zweite Mittel wäre die
Anlage von Umgehnngsstraßen um die wichtigsten
Ortschaften. Dadurch würde zweifellos ein Teil der
Mißstände beseitigt. Dagegen ist erstens einzuwenden,
daß dadurch der bisherige Autoweg um vier bis acht
Kilometer verlängert würde, je nach Lage der Nm-
nehungsstraßen und je nachdem, ob sie um sämtliche
Ortschaften oder nur um einen Teil der Ortschaften
angelegt würden — eine für den Autoverkehr natur-
nemäß sehr üble Zugabe, zumal jetzt schon der Weg
auf der Straße Köln—Düsseldorf im Verhältnis zur

Luftlinie infolge der Krümmung über Opladen un¬
gewöhnlich lang ist. Der zweite Einwand, den die
Prouinzialverwaltuug dagegen erhebt, besteht darin,
daß die Durchführung dieses Projekts für den Pro-
vinzialverband, abgesehen davon, daß er nicht dazu
verpflichtet wäre, viel kostspieligerwäre als die vor¬
geschlagene Autobahnstraße, denn die Autobahnstraße
soll mit Hilfe von Abgaben gebaut werden, während
die Umgehungsstraßen lediglich aus Provinzmlmitteln
gebaut und mit Provinzialgeldern verzinst werden
müßten und infolgedesseneine dauernde schwereBe¬
lastung des Haushaltsplans der Provinz darstellen
würden.

Aus diesen Erwägungen ergab sich naturgemäß der
Gedanke,hier einmal den ersten Versuchmit einer so¬
genannten Autobahnstraße, d. h. mit einer Straße zu
machen, auf der die Autos niveaukreuzungsfrei und
dadurch mit ganz besonderer Beguemlichkeitund Ge¬
schwindigkeit fahren können, für diesen besonderen
Vorteil aber mich etwas für die Benutzung der Straße
zu zahlen haben.

Diese neue Art von Verkehrsweg, die damit in
Deutschland geschaffenwürde, stellt gewiß zunächst
einen Versuch dar, bei dem die Erfahrungen, wie bei
allem Neuen, abzuwarten sind. Aber es erscheint doch
richtig, gerade hier im Verkehrsschwerpunkt Deutsch¬
lands die richtige Stelle zn sehen, nm diesen Versuch
zu machen, zumal da auch alle Berechnungen dafür
sprechen,daß das Lehrgeld, das etwa bei dem Versuch
zn zahlen sein würde, doch nur ganz unbedeutend sein
kann.

Ich gehe zunächstauf die finanzielle Seite ein, und
zwar auf den Punkt der Vorlage, der die Grundlage
für die Durchführung des Projekts ist und der in der
letzten Zeit in der Oessentlichkeit hier und da Anfech¬
tungen gefunden hat; das ist die Frage der Erhebung
einer Abgabe für die Benutzung der Straße,

Wie Sie ans der Vorlage ersehen, ist vorläufig an
eine Abgabe von fünf Pfennig für den Kilometer bei
Personenautos und zehn Pfennig für den Kilometer
bei Lastautos gedacht. Es werden natürlich hinterher
Abonnements, vielleichtauch Abstufungen jn bezug auf
die verschiedenen Arten der Autos vorzusehen sein.
Etwas Endgültiges kann darüber heute noch nicht
gesagt werden, da sich heute noch in keiner Weise über¬
sehen läßt, mit welchen Verhältnissen und mit welchen
Arten von Fahrzeugen wir in etwa zwei bis drei
Jahren, wenn die Straße fertig ist, zu rechnen haben
werden. Heute handelt es sich zunächst um das Prinzip.
Was die Abgaben für die Gesamtfahrkostendes Auto¬
fahrens bedeuten, möge Ihnen folgende Zahl zeigen:
Ein mittlerer Personenwagen kostet heute einschließlich
Fahrer bei normaler Ausnutzung Pro Kilometer etwa
N Pfennig und ein Lastwagen etwa 80 bis 90 Pfennig.
Durch die Abgaben würden also auf dieser Strecke die
Wirklichen Kosten um etwa 12 Prozent erhöht. Die
Sachkenner versichern, daß diese Kostenwieder reichlich
aufgewogen würden durch die Ersparnis an Brenn-
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stoff und Gummi und den geringeren Verschleiß des
Wagens bei der Möglichkeit,in beliebiger Geschwindig¬
keit ohne jede Störung auf ebener Straße glatt durch¬
führen zu können, gegenüber einem ständigen Bremsen,
Abstoppen, Anziehen und Wiederausweichen, wie es
auf der normalen Straße notwendig sein würde. Eine
einzige Polizeistrafe wegen zu schnellen Fährens würde
den Netrag von etwa 50 Abgaben für die Strecke
Köln—Düsseldorfaufwiegen. (Heiterkeit) Jeder Kenner
wird zugeben, daß auf 50 Fahrten auf dieser Strecke
den Fahrer mindestens einmal eine Polizeistrafe trifft,
es sei denn, daß er bereit ist, die vorschriftsmäßigen
Geschwindigkeiten einzuhalten; dann muß er aber
1 ^ Stunden von Köln nach Düsseldorf fahren. (Heiter¬
keit.)

Die Folge dieser Erwägungen ist denn auch, daß die
zuständigen Handelskammern Köln, Düsseldorf und
Solingen — das sind die Wirtschaftskreise,in denen die
Bahn liegt und die in erster Linie die Straße mit dem
Auto befahren — sich mit der vorgesehenenErhebung
einer Abgabe durchaus einverstanden erklärt haben,
wie Sie aus den Gutachten, die unserer Drucksache an¬
gefügt sind, ersehen.

Es ist mir dann heute morgen noch folgende Ent¬
schließung der NiederrheinischenIndustrie- und Han¬
delskammer Duisburg-Wesel zu Duisburg-Ruhrort
zugegangen:

„Wir nehmen Bezug auf die Denkschrift der In¬
dustrie- und Handelskammer zu Düsseldorf an den
Preußischen Minister für Volkswohlfahrt. Wir
stimmen dieser Denkschrift in allen wesentlichen
Punkten zu. Insbesondere müssen wir auch das
Bedürfnis nach Schaffung einer besonderen Auto¬
straße Köln—Düsseldorf mit Weiterführung nach
Duisburg und Essen durchaus bejahen. Grundsätz¬
lich sind wir auch mit Erhebung einer Gebühr für
die Benutzung der geplanten Autostraße einverstan¬
den. Wir glauben jedoch, daß über die Höhe dieser
Gebühr erst auf Grund eingehender Unterlagen Ent¬
scheidendesbestimmt werben kann. Wir richten an
den Rheinischen Provinziallandtag die Bitte, der
Borlage, die ihm seitens des Provinzialausschusses
unterbreitet wurde, seine Zustimmung zu erteilen"
Nunmehr sind aber in der letzten Zeit Widerstände

aufgetaucht. Das ist um so auffallender, als doch schon
seit zwei Jahren das Projekt einer Autostraße mit Er¬
hebung von Abgaben in der Rheinprovinz erörtert
wird und schon einmal zu einem Beschlusseim Pro-
vinziallandtage geführt hat. Ich erinnere an diesen
Beschluß bei Gelegenheit der Beratungen über
Köln—'Aachen. Ich weise auch darauf hin, daß in¬
zwischen schon längst eine solche Straße in der Avus-
straße bei Berlin in Betrieb ist. Ich weise auch darauf
hin, daß im vollen Einverständnis mit allen beteilig¬
ten Kreisen hier in der Rheinprovinz eine weitere
Straße, auf der Autos gegen Abgaben fahren, in
dem sogenannten Nürburg-Ring, im Bau begriffen ist.

Bedenkensind zunächst aufgetaucht bei den Beratun¬
gen mit den PreußischenMinisterien in Berlin. Aller¬
dings waren diese Bedenken nicht materieller Natur;
vielmehr wurde von vornherein die sachlicheRichtigkeit
der Erhebung der Abgabe anerkannt. Es wurde aber
eingewandt, daß die augenblickliche Gesetzeslage die Er¬
hebung einer Abgabe nicht gestatte. Das Kraftfahr-
zeugsteuergcsehbestimmt, daß weitere Abgaben nicht
erhoben werden dürfen, es sei denn, daß es sich um
selbständige Verkehrseinrichtungen handelt, und die
Mehrheit der Ministerien war der Ansicht, daß diese
Straße nicht als eine selbständigeVerkehrseinrichtung
in diesem Sinne angesehen werdeil könne. Das Kraft-
fahrzeugsteuergesetzsieht aber auch vor, daß der Reichs-
rat eine Ausnahme beschließen kann. Das Preußische
Staatsministerium hat nunmehr erklärt, seinerseits
beim Reichsrat einen entsprechendenAntrag stellen zu
wollen. Allerdings hat es daran zwei Bedingungen
geknüpft, die folgendermaßen lauten:

„Der Provinziälverwaltung der Rheinprovinz ist
zu eröffnen, daß ein durch eine etwaige Aenderung
der Reichsgesetzgebungerfolgender Fortfall des Rechts
zur Gebührenerbebung iu keinem Falle zur An¬
erkennung irgendwelcher Ansprüche auf Schadlos-
halbung durch den Staat führen kann. Ferner ist
Vorsorge zu treffen, daß keine Vernachlässigung der
in der Unterhaltung der Provinz stehenden benach¬
barten gebührenfreien Wege und Straßen infolge
Fertigstellung der Auiobahnstraßc eintritt."
Neide Bedingungen sind m. E. durchaus unbedenk¬

lich. Die erste ist selbstverständlich,zumal doch nicht
anzunehmen ist, daß etwa der Reichsrat jetzt eine Aus¬
nahme beschließt und die Erhebung von Gebühren ge¬
stattet und dann, wenn daraufhin die Straße halb
fertig ist, den Beschluß wieder rückgängig macht und
die Erhebung von Gebühren auf der Straße wieder
verbietet. Die zweite Bedingung ist deshalb selbst¬
verständlich,weil doch im Interesse des auf den Nor-
mlllstraßen verbleibenden lokalen Autoverkehrs diese in
einem für Autos zulässigen Zustande erhalten werden
»nissen.

Grundsätzliche Bedenken gegen die Abgabenerhebung
sind in der Öffentlichkeit zuerst seitens der Leitung
des Nuhrsiedlungsverbandes geltend gemacht worden,
wobei übrigens von vornherein darauf hinzuweisen ist,
daß die Strecke Köln—Düsseldorfnicht im Gebiete des
Nuhrsiedlungsiverbandes liegt. Der Verbandsausschuß
des Nuhrsiedlungsverbandes hat aber in seiner Sitzung
vom 16. Dezember sich zu der vorliegenden Frage in
folgender Weise ausgesprochen:

„Der Bau wegefreier abgabepflichtiger Auto¬
bahnen im Verbandsgebiet wird solange nicht für
notwendig erachtet, bis die Erfahrungen der Auto¬
bahn Köln—Düsseldorf vorliegen."
Danach muß man annehmen, daß an sich im Inter¬

esse des Ruhrgebiets der Ruhrsiedlungsverband deu
Bau der Straße Köln—Düsseldorfnur begrüßen kann,
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um die Erfahrungen, die er ja nicht zu bezahlen
braucht, die dort gemacht werden, sich selbst zunutze
zu machen und dann hinterher im Gebiete des Ruhr-
siMungsverbandes, sei es nach der positiven, sei es
nach der negativen Seite, für sich verwerten zu
können,

Es sind aber gestern dem Provinziallandtag noch
zwei Telegramme folgende» Wortlauts zugegangen:

„Berlin, 27. ,2. 26. Betrifft Autostraße Köln—
Düsseldorf. Erheben Einspruch gegen jegliche Ab-
gabepflicht bei Straßen, die aus öffentlichen Mitteln
erbaut werden. Automobilklub von Deutschland."

„München, 27. 12. 26, Der Allgemeine Deutsche
Automobilklub muß aus prinzipiellen Gründen
Protest erheben gegen Einführung besonderer Ab¬
gaben auf Autostraßen wie Köln—Düsseldorf.

Adacpräsidium."
Infolgedessen ist nun noch ein grundsätzliches Wort

zu der Abgabencr'hebung zu sagen.
Es ist klar, daß es den beteiligten Kreisen er¬

wünschter ist, ein solches Verkehrsmittel ohne Gebühr
benutzen zu können, als eine Gebühr zu zahlen. Dieses
Schicksal teilt die vorliegende Gebühr mit jeder an¬
deren Gebühr und auch joder Steuer, sei sie direkter,
sei sie indirekter Art. Es ist immer angenehmer, sie
nicht zu zahlen, als sie zahlen zu müssen. Wenn aber
liier >die Abgabe in allcrengster Beziehung zu einem
wirtschaftlichen Vorteil steht, wenn sie lediglich eine
Bezahlung darstellt für die Benutzung eines besonders
bequemen und auch kostspieligen Verkehrsmittels, dessen
Benutzung man ebenso gut unterlassen kann, so ist doch
die innere Berechtigung der Erhebung einer solchen
Abgabe in keiner Weise zu bestreitcn, zumal wenn die
Sache so liegt, daß unbedingt feststeht, daß ohne die
Erhebung der Abgabe das Verkehrsmittel nicht ge¬
schaffen werden kann, denn das verbietet die Finanz¬
lage 'des Provinzialverbaudes. Es ist auch beispiels¬
weise nicht einzusehen, welcher innere Unterschied etwa
besteht zwischen einer solchen besonderen Straße zur
Fortbewegung von Autos oder etwa einem besonders
gebauten Kanal zur Fortbewegung von Schiffen. Man
hat aber niemals gehört, daß etwa verboten werden
soll, auf einem solchen Kanal von den Schiffen, die sich
dort bewegen, eine Abgabe zu erheben, die in etwa die
Unterhaltskosten deckt. Dasselbe muß auch für Autos
Netten, die auf einer solchen besonders für sie gebauten
Straße sich fortbewegen. Diese Gründe sind hier um
so durchschlagender, als irgendein Zwang zur Be¬
nutzung der neuen Verkehrseinrichtung gar nicht be¬
steht. Genau so, wie jeder Mensch die Wahl hat, etwa
negen Zahlung einer Gebühr mit der Eisenbahn zu
fahren oder diese Gebühr zu sparen und neben der
Eisenbahn zu Fuß zu gehen (Heiterkeit), so hat auch
h'er jedes Auto die Wahl, in bequemer und schneller
Weise über die Straße zu fahren oder die 1,50 Mark
zu sparen und auf anderen Straßen sich langsam
durchzuwinden.

Der Einwand, daß durch eine solche Abgaben-
erhebnng ein Rückschritt um hundert Jahre herbei¬
geführt würde, ist doch wohl nicht ernst zu nehmen,
denn ich glaube, vor hundert Jahren hat es weder
Autos uoch Autobahnstraßen gegeben.

Auch die Verkehrshemmung, die von dem kleinen
Aufenthalt zur Zahlung der Abgabe beim Betreten der
Autostraße befürchtet wird, ist Koch nicht anders zu
beurteilen als der gleiche Aufenthalt, der an zahlreichen
Stellen zur Bezahlung des Brückengeldes entsteht, zu¬
mal hier die Sache noch wesentlich anders liegt, denn
die Brücke zu benutzen ist jedermann genötigt, während
das bei unserer Straße nicht der Fall ist.

Aus diesen Erwägungen heraus hält der Provin-
zialausschuß die Erhebung 'der Abgabe sowohl inner¬
lich für durchaus berechtigt als auch durch 'die allge¬
meine Finanzlage für geboten. Derjenige, der eine be»
sondere Verlehrsannehmlichleit, die mit teuren Kosten
hergestellt wird, in Anspruch nimmt, soll für'deren Be¬
nutzung auch etwas zahlen. Das ist im vorliegenden
Falle um so mehr gerechtfertigt, als doch die Zahlung
dieser Abgabe zu einem großen Teil auf recht zahlungs¬
fähigen Schultern lasten wird. Ich bin auch über¬
zeugt, wenn die Bahn einmal fertig ist und ein Mit¬
glied des Deutschen Automobilklubs die Fahrt von
Köln nach Düsseldorf macht, so wird es lieber die
1,50 Mark zahlen und mit 100 Kilonieter Geschwindig¬
keit auf 'der Autobahn fahren, als die 1,50 Mark er¬
sparen und sich mit 20 bis 30 Kilometer Geschwindig¬
keit auf der Normalstraße durch die Ortschaften hin-
durcbwinden.

Wenn wir von Her Abgabenerhebung in dem an¬
gegebenen Umfange ausgehen, so ist die Frage zu
prüfen, ob unter diesen Umständen die Erbauung der
Straße für den Provinzialverband finanziell tragbar
uud zu verantworten ist. Die Gesamtbaukosten sollen
17 Millionen Mark betragen. Zunächst wir!d deren
Aufbringung erleichtert durch die Voraussetzung, die
dem Beschlusse zuzufügen ist, daß die übliche Unter¬
stützung aus der produktiven Erwerbslosenfürsorge ge¬
geben wird. Allerdings ist die finanzielle Erleichte¬
rung, die da'durch gewährt wird, nicht zu überschätzen.
Denn zunächst werden die Baukosten durch die Be¬
schäftigung von Erwerbslosen wegen deren geringerer
Leistungsfähigkeit sich Wohl etwas erhöhen. Es kommt
hinzu, daß das Darlehen aus der Erwerbslosenfürsorge
schon in 15 Jahren getilgt werden muß, dafür aller-
idings auch nur 4 Prozent Zinsen berechnet werben.
Die Gesamtbelastung mit Verzinsung und Amorti¬
sation würde aber nicht wesentlich größer sein, wenn an
die Stelle des Darlehens eine Anleihe träte, die mit
Rücksicht auf den wirtschaftlichen Zweck des Unter¬
nehmens ruhig erst in dreißig Jahren getilgt zu
werden brauchte. Nichtsdestoweniger ist 'die finanzielle
Erleichterung, 'die 'durch die Gewährung des Andert¬
halbfachen als verlorener Zuschuß eintritt, Wohl zu
begrüßen. Der Betrag wird wahrscheinlich auch in¬
folge der inzwischen eingetretenen Erhöhung der Er-



72. Rheinischer Provinziallandtag, 1, Sitzung am 29, Dezember 1926,

werbslosenunterstützung etwas größer sein, als er in
der Vorlage errechnet ist.

Die Frage der Rentabilität des Unternehmens und
damit die Gefahr einer eventuellen dauernden Be¬
lastung des Provinzialverbandes durch Gewährung
von Zuschüssenhängt dann entscheidendab von der
Schätzung des Verkehrs, der auf die Straße kommen
soll. Im einzelnen verweise ich auf die vorliegende
Vorlage, Zunächst kommt es darauf an, in etwa die
Zunahme des Autoverkehrs in Deutschland, speziell in
der Rheinprovinz, zu schätzen. Ich glanbe, daß die
Vorlage des Provinzialnusschusses sich dabei von allen
übertriebenen Zukunftsphantasien fernhält, wenn sie
annimmt, daß sich der Verkehr von 1925 biß 193N, also
in fünf Jahren, verdoppeln wird. Gerade in den letzten
Tagen sind mir durch den Herrn Regierungspräsiden¬
ten in Düsseldorf noch die Zahlen iiber die Vermeh¬
rung der Antos im Bezirk Düsseldorf zugegangen. Sie
sind von 1925 auf 1926 von 39 999 auf 3« NW gestiegen.
Das ist für dieses eine Jahr eine Zunahme von
28,7 Prozent. Die Zunahme von 1924 bis 1926 geht
von 21 NNO auf 38 699; das ist eine Zunahme von rund
89 Prozent in zwei Jahren. Dabei ist zu bedenken,
daß das Jahr 1921/25 noch eine Zeit wirtschaftlicher
Depressiondarstellte, während wir uns heute doch sicher
in einer Zeit wirtschaftlichen Aufschwungs befinden
^Widerspruch),wobei man sich nur darüber unterhalten
kann, wie groß etwa der wirtschaftlicheAufschwungist.

Bei der in der Vorlage angenommenen bescheidenen
Steigerung, die sich zwischen 29 und 11 Prozent Pro
Jahr bewegt, bleiben wir im Endergebnis immer noch
sehr weit zurück hinter den Ziffern, die das Ausland
in bezug auf die Zahl der Autos im Verhältnis zur
Bevölkerung aufweist.

Nun kann die Zahl der vorhandenen Autos über¬
haupt als durchaus proportional der Zahl derjenigen
Autos angesehen werden, die sich auf der wichtigsten
Verfehrsstraßc, hier im Bezirk also «uf der Straße von
Köln nach Düsseldorf, bewegen. Es kann sich nur
fragen, wieviel von diesem Verkehr auf die Autobahn¬
straße entfallen wird. Hier sind wir natürlich völlig
auf Schätzung angewiesen.Diese Schätzung geht dahin,
daß wir mit zwei Dritteln der auf der Straße jetzt
oder in Zukunft verkehrenden Autos rechnen. Ich
glaube, daß, wenn auch nicht sofort, so doch allmählich
die Autofahrer und vor allem auch die Chauffeure der
Autos soviel Vorteile und Annehmlichleiten in dem
Fahren über die Autostraße finden werden, daß min¬
destens zwei Drittel gegen Zahlung der Abgabe auf
die Nutobahnstraße übergehen werden. Jedenfalls sind
diese Schätzungen durchaus nicht unvorsichtiger und
kühner, als sie bei jedem neuen Verkehrsunternehmen,
sagen wir etwa bei der Begründung der Schnellbahn
Köln—Dortmund, ebenfalls getroffen werden müssen.
Ein etwa zu großer Optimismus, der in diesen zwei
Dritteln liegt, wird voll und ganz dadurch aufgewogen,
daß m. E. die Zahl der Zunahme des Verkehrs in fünf
Jahren mit 10« Prozent zu Pessimistisch gegriffen ist.

Ueber die Höhe der Abgabe habe ich eben schon das
Erforderliche gesagt. Wie die Berechnung der Vorlage
im einzelnen ergibt, würde schon im ersten Jahre zu
erwarten sein, daß die entstehenden Ausgaben ein¬
schließlichVerzinsung nnd Tilgung durch die Ein¬
nahmen gedeckt werden. Ich will aber zugeben, es sind
die Unsicherheitspunkte vorhanden, die ich eben an¬
geführt habe. Sie sind hier genau so vorhanden wie
bei allen Vertehrsunternehmungen, die geschätztwerden
müssen. Auf der anderen Seite darf ich aber auch
noch auf einen Sicherheitspunkt nach der günstigen
Seite hinweisen. Ich erwähnte schon die voraussichtlich
größere Zunahme des Gesamtverkehrs. Es ist ferner
auch keine Einnahme vorgesehen aus der Vermietung
von Reklameflächen,die noch in Frage kommen wird.
Auf der anderen Seite würde eine Verbilligung der
IahresanKgaben sich auch im Notfalle leicht dadurch
erzielen lassen, daß die Tilgung des Reichsdarlehens
zwar dem Reiche gegenüber auf 15 Jahre bemessen, im
Innern der Provinziasverwaltnng, im Haushaltsplan,
aber dieses Darlehen in eine Anleihe umgewandelt
wird, die in 39 Jahren getilgt würde, was sich wirt¬
schaftlichdurchaus vertreten ließe und einen Unter¬
schied von mehreren hunderttausend Mark im Jahr
ausmachen würde.

Aus diesen Gründen glaubt der Provinzialausschuß
den vorliegenden Vorschlag nach der finanziellen Seite
durchaus verantworten zu können. Das ist um so mehr
der. Fall, wenn wir etwa die vorliegende Beschluß¬
fassung mit der Beschlußfassung vergleichen, die Sie
vor einigen Jahren vorgenommen haben, als Sie be¬
schlossen. 2909 Kilometer Gemeinde- und Kreisstraßen
ohne jedes Entgelt und ohne die Möglichkeiteiner Ab¬
gabenerhebung auf den Provinzialverband zu über¬
nehmen, und zwar in weit verkehrsarmeren Gegeude»
im wesentlichen, als wir sie hier vor uns haben. Dieser
Beschluß wird auf die Dauer den Provinzialverband
mit einer Iahresabgabe von etwa zwei Millionen Mark
belasten. Wenn daher im schlimmstenFalle sich auch
hier hinterher eine nicht hohe Belastung des Provin¬
zialverbandes ergeben würde, so würde das in der¬
selben Weise als eine Ausgabe flir eine Verkehrs¬
verbesserunggerade hier im wichtigsten VerkehrKgebiete
zu würdigen sein wie die Ausgaben, die alljährlich für
weit verkehrsarmere Gegenden der Rheinprovinz vom
Provinzialverbande mit Recht gemachtwerden.

Zu der Bedeutung des Projekts für die Beschäfti¬
gung Erwerbsloser kann ich im wesentlichenauf den
Inhalt der Vorlage verweisen. Ich möchte noch die
bekannte Tatsache hervorheben, daß gerade auf der
Rheinprovinz die Erwerbslosigkeit in besonders schwe¬
rem Maße lastet. Auf 1000 Einwohner entfielen am
1. Dezember 1926 in Preußen 21,6, dagegen in
der Rhcinprovinz 28,1 Hauptunterstützungsempfnnger.
Ganz besonders hoch sind aber die Zahlen gerade in
den Arbeitsnachweisbezirken, die von der Autobahn¬
straße durchschnittenwerden, so in Köln auf 1000 Ein-
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wohncr »3,4, in Düsseldorf 39,9, in Bergisch-Gladbach
3N,5, in Wiesdorf 27,7, in Opladen 25,9.

Wenn von den Abgeordneten der Rheinprovinz mit
Necht im Reichs- nn>d Landtag darüber geklagt wird,
daß von den Mitteln der produktiven Erwerbslosen-
fürsorge nnd von den Notstandsarbeiten nicht genug
nnf die Rheinprovinz entfallt, so ist die erste Voraus¬
setzung, daß aus der Rheinprouinz wirtschaftlich ver¬
tretbare Bauvrojekte gebracht werden. Gin solches
Projekt ist aber u. E. auch 'das vorliegende. Auch aus
diesem Gesichtspunkteheraus wird an die Vorlage Her¬
anzugeheu sein.

Es ist dann noch ein Wort über die Frage der Ver¬
längerung der Straße nach Duisburg und Essen zu
sagen. Ich habe schou darauf hingewiesen, daß das
letzt vorliegende Projekt durchaus für sich beurteilt
werdeu und für sich bestehen kann und daß in derselben
Weise auch in Zukunft jede weitere Strecke, die etwa
gebaut wird, für sich allein beurteilt und geprüft
werden muß. ob gerade auf dieser Strecke der nötige
Verkehr — also etwa 10N0 bis 15NN Autos Pro Tag —
vorhanden sein wird. Wenn in der Vorlage auf die
Verlnngernngsmöglichkeit schon hingewiesen ist, so ist
das vor allem deshalb geschehen, weil bei den früheren
Veratungen über diese Frage gerade hier im Provin-
ziallllndtag und auch außerhalb des Landtags von den
Vertretern von Essen nnd Duisbnrg nachdrücklich diese
Verlängerung verlangt wurde. Neuerdings sind aller¬
dings, wie erwähnt, aus den Kreisen des Rnhrsiedlungs-
verbandes Bedenken geltend gemacht worden. Dar¬
über wird man sich in aller Ruhe zn unterhalten haben.
Das ist sicher: Provinzialverband und Provinzial-
landtag werden keine Autostraße in das Rnhrgebiet
hineinbaucn, wenn sie von den zuständigen Kreisen
nicht gewünscht wird. Auch muß die etwaige Linien¬
führung durchaus in Uebereinstimmung mit den zu¬
ständigen Stadt- nnd Landkreisenund mit dem Ruhr-
Nedlungsverband getroffen werden. Es ist auch kein
Zweifel, worauf der Ruhrsiedlungsverband schon mehr¬
fach hingewiesenhat, daß die Frage im Ruhrgebiet zum
Teil anders zu beurteile« ist, als auf der Strecke
zwischen Köln und Düsseldorfs. Eine solche Straße läßt
n'ch nicht mitten durch die Städte legen, sondern sie
kann die Städte immer nur am Rande berühren. Dar¬
über werden sich die Stadtvertretungen in Verbindung
mit der Provinz klar werden müssen, ob sie an einer
solchenStraße, die ihre Städte nur am Rande be-
nihrt und zu der sie Zugangswege anlegen müssen,
r>n Interesse haben. Ich betone aber,'daß augenblick¬
lich diese Frage nicht zur Debatte steht. Wenn der
Vrovinizallandtag es wünscht, werden natürlich die
Verhandinngen mit den beteiligten Kreisen sofort auf-
ttenommen werden und entsprechendeVorbereitungen
und Proiektierungen stattfinden. Ich könnte mir aber
auch wohl denken, daß, wie es anscheinend der Ver-
bandsausschuß des Ruhrsiedlungsverbandes wünscht,
zunächst die Erfahrungen abgewartet werden, die mit
dem Betriebe der Autostraße Köln—Düsseldorfgemacht

werden, so daß die Frage der Verlängerung solange
vertagt würde, bis diese Straße einige Jähre in Be¬
trieb ist. Ich selbst bin allerdings 'bei der Zuversicht,
mit der ich dem Unternehme» gegenüberstehe, der
Ansicht, daß ein solches Abwarten für eine Verkehrs¬
verbesserung bedauerlicherweise verlorene Zeit dar¬
stellt. Aber ich wiederhole nochmals, daß die zunächst
beteiligten Kreise hier das entscheidende Wort zn
sprechen haben.

Wenn nun der Provinziallandtag sich dein Antrage
des Provinzialansschusses, wie er in der Vorlage ent¬
halten ist, anschließt, so ist damit — ich mnß sagen:
leider — der Bau der Straße durchaus noch nicht end¬
gültig gesichert. Allerdings ist es inzwischengelungen,
die in der Angelegenheit zuständigen fünf Preußischen
Ministerien zn einer Stellungnahme zugunsten der
Straße zu bringen, wobei ich besonders dankbar die
Unterstützung anerkennen möchte, die das Unternehmen
von vornherein beim Preußischen Wohlfahrtsministe¬
rium gefunden hat. Aber nunmehr hat noch das Reich
mitzusprechen. Das Reichsarbeitsministerium und die
Reichsarbeitsverwllltung stehen der Frage der Unter¬
stützung des Unternehmens ans der produktiven Er¬
werbslosenfürsorge dnrchans sympathischgegenüber. Es
ist ihnen anch gelungen, das Neichsfinanzministerittm
zu demselben Standpunkt zn bewegen. Aber noch nicht
gesprochen hat das Das
Reichsverkehrsministerium verhandelt, soweit mir be¬
kannt ist — es hat die Sache schon monatelang vor¬
liegen —, zur Zeit über diese Frage mit der Reichs¬
bahn, und die Reichsbahn ist unserem Unternehmen
durchaus nicht freundlich gesinnt. Dieses Schicksal teilt
unser Unternehmen mit jedem anderen neuen Ver-
kehrsuntcrnehmen. Die Gründe der Reichsbahn sind
bekannt. Sie sind m. E. im vorliegenden Falle aber
weit unberechtigter als jeden: anderen Unternohmen
gegenüber. Eine Abwanderung von der Reichsbahn
auf das Auto wird m. E. infolge der Erbauung dieser
Straße in keiner Weise zu befürchtensein. Es handelt
sich ja hier nicht etwa um ein Konkurrenzunternehmen
neben der Reichsbahn — wie beispielsweisebei einer
Schnellbahn oder einer Nntobusl'inie—, wobei jeder für
dasselbe weid, das er auf der Bahn zu zahlen hat oder
vielleicht noch weniger, ohne weiteres fahren kann.
Vielmehr ist Voraussetzung der Benutznng der neuen
Straße, daß derjenige, der das Unternehmen in An¬
spruch nimmt, ein Auto besitzt oder die Kosten eines
Autos aufbringt, also bereit ist, für die Fährt das
Zehn-, Zwanzig- oder Dreißigfachewie bei der Reichs¬
bahn zn zahlen. Wenn nun durch die Abgabe auf der
Autostraße dazu noch ein Zuschlag kommt, so ist nicht
zu ersehen, warum infolgedessen noch jemand mehr ins
Auto hineingehen soll, der nicht sowieso schon ein Auto
benutzt, Mer nichtsdestoweniger,die Widerstände sind
so stark, daß das letzte Wort in dieser Hinsicht noch
nicht gesprochenist.

Sodann steht, wie schon erwähnt, auch die Beschluß¬
fassung des Reichsrats über den Antrag Preußens
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noch aus, die Erhebung von Abgaben auf der Straße
zu genehmigen. Von diesem Beschluß ist, wie schon
betont, die Erbauung der Straße unter allen Um¬
ständen abhängig zu machen. Es ist 'dabei, wie auch
schon erwähnt, selbstverständlich Voraussetzung, daß der
Beschluß in solcher Weise erfolgt, daß er nicht etwa,
wenn die Straße auf Grund des Beschlussesgebaut
und fertig ist, wieder aufgehoben wird.

Gerade deshalb, um diese noch 'bestehenden Hinder¬
nisse besser hinwegräumen uud dadurch vor allem auch
im Interesse der Erwerbslosen möglichstbald an die
Arbeit gehen zu können, hat Her Provinzialausschuß
Sie zu dieser Sondertagung einberufen. Es ist Wohl
anzunehmen, daß, wenn der Provinziallandtag in
dieser Frage zu einem möglichsteinstimmigen Votum
kommt, dies dann auch den Eindruck auf diejenigen
Stellen, die in der Sache noch mitzureden haben, nicht
verfehlen wird.

Wie der Herr Vorsitzendees vorgeschlagen hat, wird
es nunmehr Sache der zuständigen Ausschüsse— da
die Sache sowohl finanzielle als auch verkehrstechnische
Bedeutung hat, des I. und IV. Fachausschusses — sein,
die Beschlußfassungdes Plenums vorzubereiten. Wenn
diese Ausschüsseund das Hohe Haus sich dann dem
Vorschlage des Provinzialausschusses anschließen, so
'bin ich überzeugt, daß damit ein neuer bedeutsamer
Fortschritt angebahnt ist, um die der Provinzial-
verwaltung anvertrauten zwischenörtlichenVerkehrs¬
interessen gerade an besonders schwierigen Stellen
einer Lösung entgegenzufü'hren. (Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und
Herren! Der Aeltestcnrat schlägt Ihnen nunmehr vor,
sich zu vertagen und den vereinigten FachausschüssenI
und IV die weitere Beratung zu überlassen. Es war
vorgesehen,daß die Beratung um < Uhr begannensollte.
Das wirb nicht mehr möglichsein. Ich schlage 1^ Uhr
vor. (Zuruf des AbgeordnetenDr. Hagen: Um 1 X Uhr!)
Es ist mir von verschiedenenSeiten der Wunsch ge¬
äußert worden, noch einen Augenblick Zwischenpausezu
machen. Sind Sie damit einverstanden? Also ^ Uhr
pünktlich beginnt die Nusschußsitzung,

Es ist nun ein Antrag der sozialdemokratischen
Fraktion folgenden Wortlauts eingegangen:

„Das rheinische Volt, das durch Krieg, Nuhrkampf
und Besatzung, die noch große Gebiete der Provinz
besetzt hält, stark gelitten hat, «wird durch die wirt¬
schaftlicheKrisis der letzten Jahre besonders stark
getroffen.

Von den am !5. Oktober >!»26 vorhandenen
1146 538 Erwerbslosen in Preußen entfallen allein
308 699, also fast ein Drittel, auf die Rheinprovinz.
Von diesen sind nur 209 313 Unterstützungsempfän¬
ger. Aus 1000 Einwohner entfallen im Reich 21,1,
in Preußen 20,7, dagegen im Rheinland 28,7 unter¬
stützte Erwerbslose.

Nicht allein die Arbeiter leiden unter diesen Ver¬
hältnissen bittere Not, sondern auch weite Schichten
des Mittelstandes, der Kleingewerbetreibenden und

der im Rheinlnnde so zahlreich vertretenen Klein¬
bauern und Winzer werden durch die lang andau¬
ernde Wirtschaftskrise außerordentlich stark in Mit¬
leidenschaftgezogen,

Gemeinden, Kreise und Städte sind im allgemei-
ueu in der Bekämpfung der bittersten Not bis an die
Grenze ihrer Leistungsfähigkeitgegangen. Es ist des¬
halb die Pflicht des Reiches und des Staates, dem
notleidendenVolte am Rhein mehr zu helfen, als dies
bisher geschehen ist.

Die beste und erfolgreichsteHilfe für alle ist die
Arbeitsbeschaffung,

Der Rheinische Provinziallandtag erwartet da¬
her von der Reichs- und Staatsregierung, daß alle
Maßnahmen getroffen werden, um die Projekte des
Wege- und Straßenbaues, des Eisenbahnbaues und
des Hochwasserschutzes, der Entwässerung und der
Melioration mit der produktiven Grwerbslosen-
fürsorge im weitesten Maße zu fördern.

In den in der Nachkriegszeitso stark abgebauten
VrauUkohlengebieten ist im Zusammenwirten mit
den Gemeinden uud Kreisen möglichst bald eine
großzügige Wiederaufpflanzung vorzunehmen. Das¬
selbe gilt für die durch die Reblaus verseuchtenWcin-
baugebiete.

Im Interesse der Wurmkohle, der Erze des Sieger-
lllndesund des Lahngebietcs und der danieder liegen¬
den Rhcinschisfahrt sind für die angeführten Güter
Eisenbllhnsondcrtarisc dringend notwendig. Die Kul¬
tivierung von Oedländereien und die Zusammen-
logungsarbeiten des Landestülturamtes sind durch
vermehrtes Personal und vermehrte Mittel stärker
zn fördern als bisher.

Der Provinziallandtag fordert ferner zur Be¬
kämpfung der großen Wohnungsnot im Westen
Deutschlands und im Interesse der arbeitslosen Bau¬
arbeiter, ganz besonders im Interesse der noch be¬
setzten Gebiete, daß endlich der Wohnungsbau durch
die produlktiveErwerbslosenfürsorge gefördert wird.

Vorstehenden Antrag bitten wir den Reichs- und
Staatsbehörden sowie den rheinischen Reichs- und
Landtagsabgcordneten zu übermitteln.

Für die soziäldemokratischeFraktion: Haas."
Nach 8 11, letzter Absatz, der Geschäftsordnung siud

alle Vorlagen, Eingaben uud Uranträge, welche den:
Provinzialausschuß nicht vorgelegen haben, sofort dem
Vorsitzendendes Provinzialausschusses und dem Lan¬
deshauptmann mitzuteilen, damit der Provinzialaus¬
schuß die Möglichkeit hat, dazu Stellung zu nehmen.
Ich werde also diesen Antrag dem Herrn Landes¬
hauptmann und dem Herrn Antragsteller als stell¬
vertretenden! Vorsitzenden des Provinzialausschusses
geben, möchte aber anregen, falls von dem Provinzial¬
ausschuß eine besondereStellungnahme nicht gewünscht
wird oder falls er überhaupt Von der Möglichkeit,
Stellung zu nehmen, keinen Gebrauch macht, diesen
Antrag den vereinigten Fachausschüssengleich mit zu
überweisen. Hier werden ja Provinzialmittol nicht
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angefordert, sondern es ist nur eine Anregung, die an
die Reichsregierung und die Landesregierungen er¬
gehen soll, — Wenn Sie damit einverstanden sind,
werde ich so «erfahren. Das ist der Fall,

Ich bitte dann, die nächste Vollsitzung des Hauses
im Einverständnis mit dem Aeltestenausfchuß auf
morgen früh 11 Uhr anzuberaumen mit folgender
Tagesordnung:

1. Eingänge.
2. Antrag des 3«er-Ausschusseszu dem Bericht und

Antrag des Proviuzialausschusses, betreffend den
Bau der Nutostrahe Köln—Düsseldorf,

3. Entschließung zu dein Urteil des französischen
Kriegsgerichts in Landau.

Mit Punkt 2 verbunden ist die Behandlung des An¬
trages Haas. Damit sind Sie einverstanden. Gs wür¬
den dann morgen vor dem Plenum die Fraktionen noch
Gelegenheit haben, zu tagen.

Noch eine Mitteilung: Meine Damen und Herren!
Die Stadt Düsseldorf hat freundlicherweise die Mit¬
glieder des Hauses eingeladen, heute abend das Düssel¬
dorfer Theater zu besuchen. Vs stehen Eintrittskarten
für die beiden städtischen Bühnen zur Verfügung, Die¬
jenigen Damen und Herren, die davon Gebrauch
machen Mollen, bitte ich, das sofort unten im Bureau
anzuzeigen.

Ich schließe die Sitzung.
(Schluß 1 Uhr 15 Minuten.)

Zweite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf. Freitag, den 3U. Dezember 1N2tt.

«Beginn 11 Uhr 35 Minuten)

Tagesordnung:
1. Eingänge,
2, Antrag des 3»er-Ausschusseszu dem Bericht und

Antrag des Provinzialausschusses, betreffend den
Bau der Autostraße Köln-Düsseldorf.

In Verbindung hiermit:
3, Antrag der sozialdemokratischenFraktion, be¬

treffend Zurverfügungstellung erhöhter Mittel
seitens der Reichs- und Staatsregierung zur Lin¬
derung der wirtschaftlichen Notlage im Rhein-
lande.

4. Entschließung zu dem Urteil des französische«
Kriegsgerichts in Landau.

Vorsitzender Dr, Iarres: Die Sitzung ist er¬
öffnet. Meine Damen und Herren! Die Niederschrift
über die gestrige Sitzung 'liegt auf dem Tische des Hauses
offen. Schriftführer für die heutige Sitzung sind die
Herren Abgeordneten Dr. Kirchner und Triebe!. Ich
bitte Herrn Dr. Kirchner, hier Platz zu nehmen. — Er
ist nicht da. Dann bitte ich Herrn Glfes (Zuruf: Auch
nicht da!), dann Herrn Haus.

Für die heutige Sitzung haben sich entschuldigt die
Herren Abgeordneten Nongartz und Esser.

Wir treten in die Tagesordnung ein:
Punfft 2: Antrag des 30er-Ausschusses

iu dem Bericht und Antrag des Provin¬
zialausschusses, betreffend den Bau der
Autobahnstraße Köln — Düsseldorf.

Berichterstatter: Herr Dr, Saaßen,

Abgeordneter Dr, Saaßen: Meine sehr verehr¬
ten Damen und Herren! Dem vom Provinzilllausschuß
vorgelegten Projekt, eine Nutobahnstraße von Köln
nach Düsseldorf zu bauen, stehen die vereinigten Fach¬
ausschüsse I und IV in ihrer überwiegenden Mehrheit
sympathisch gegenüber, Sie haben diesem Projekt
gegenüber ihre volle Zustimmung ansgesvrochen.Seine
alsbaldige Durchführung wird mit Rücksicht auf den
gegenwärtigen Verkehr, erst recht aber mit Rücksicht
auf den in Zukunft zu erwartenden Verkehr unter
Berücksichtigungder augenblicklichen unhaltbaren Stra-
ßenverhältnisse zwischen Köln und Düsseldorf für drin¬
gend erforderlich gehalten.

Soweit grundsätzlicheBedeuten gegenüber der Vor¬
lage geltend gemacht worden sind, Uegen sie einmal
ans finanziellem Gebiete. Es würbe 'bezweifelt,ob die
gegenwärtige Wirtschaftslage, insbesondere auch die
Lage auf dem Geldmarkt, die Verwendung derartig
erheblicher Mittel wie die Summe von l? Millionen
Reichsmark für Straßcnbauzwecke tunlich erscheinen
ließe. Weitere Bedenken wurden geltend gemacht mit
Rücksicht auf die Interessen der übrigen Provinzteilc.
Es wurde befürchtet, daß das vorliegende Projekt zu
einer Einschränkung der Aufwendungen der Provinz
für den Ausbau und die Unterhaltung der Provinzial-
straßen in den übrigen Provinziellen und derjenigen
Mittel führen werde, die die Provinz zur Unter¬
stützungdes Kreis- und Gemeindewegebaues,besonders
auch in den letzten Jahren, in starten, Maße in den
wirtschaftlich zurückgebliebenen Teilen der Provinz
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aufgewandt hat. Eine dritte Art von grundsätzlichen
Bedenken wurde damit begründet, das; es nicht zweck-
maßig sei, derartine Autoinobilsonderstraßen zu bauen,
sondern daß es viel richtiger sei, die vorhandenen Pro-
vinzinlstraßen in der Weise auszugestalten, das; sie den
Erfordernissen des gewachsenen Verkehrs, insbesondere
also des AutomotMuerkehrs, dienlich seien.

Die finanziellen Bedenken wurden von dem Aus¬
schuß in seiner Mehrheit nicht für stichhaltig gehalten.
In Nebereinstimmung mit den Gutachten der Handels¬
kammern Köln, Düsseldorf und Duisburg war man
vielmehr der Auffassung, daß die Anzeichen, die für
die Besserung der Wirtschaftslage vorliegen, es ge¬
radezu erforderlich machen, Borsorge zu treffen, das;
der mit "weiterer Besserung der Wirtschaftslage mit
Sicherheit zu erwartende gesteigerte Verkehr auch die
notwendige Bahn vorfände. Es wurde aber auch mit
Recht darauf hingewiesen, daß aus sozialen Gründen
die Durchführung der Aufgabe im gegenwärtigen
Augenblickerforderlich sei, da sie ein Gebiet betrifft,
das mehr als alle anderen Teile der Provinz an Er¬
werbslosenzahlen aufweist.

Gegenüber den Befürchtungen, daß das vorliegende
Projekt zu einer Einschränkung der Provinzialaufwen-
dnngen für den Straßenbau in den übrigen Provinz¬
teilen führen könne, erklärte der Herr Landeshaupt¬
mann, daß er den Wegebau wünschen in den übrigen
Provinzteilen nach wie vor sympathischgegenüberstehe
uud daß die Durchführung des AutomovitbahUbaues
Köln—Düsseldorfnicht die Ursache für eine Einschrän¬
kung der Provinzialausgaben für Wegebau in den
anderen Gebieten sein werde.

Es ist nach dieser Richtung hin auch zu berücksich¬
tigen, baß die Vorlage nicht zu einer Belastung des
Provinzial-Hanshaltsplans führen soll, das; sie viel¬
mehr gerade zu einer Entlastung dienen wird, Weil
ohne die Durchführung dieser Straße erheblichhöhere
Aufwendungen für die Unterhaltung der bisherigen
Provinzialftraße zwischen Köln und Düsseldorf not¬
wendig sein werden, die aus der einen Seite erspart
werden, und daß auf der anderen Seite die Kosten,
die hier aufgewandt werden sollen, wie man mit einer
ziemlichen Wahrscheinlichkeiterwartet, aus den Ein¬
nahmen dieser Straße gedeckt werden können.

Auch die Rücksicht auf die beiden größten Städte
der Provinz, Köln nnd Düsseldorf, die ja letzten Endes
auch die Hauptsteuerzahler der Provinz sind, lassen
es dringend geboten erscheinen,dem besonders großen
Verkehrselend dieser Gebiete in vollem Maße Rech¬
nung zn tragen.

Die Ausschüsse gehen bei ihrer Zustimmung von
der Voraussetzung aus, die auch der Herr Landes¬
hauptmann betont hat, daß selbstverständlicheine Ein¬
schränkung der Aufwendungen für den Wegebau in
den anderen Provinzteilen infolge dieser Vorlage nicht
eintreten soll.

Die grundsätzlichenBedenken gegen die Errichtung
von Automobilsonderstraßen erscheinengleichfalls nicht

berechtigt, besonders nicht, wenn man sich die vor¬
liegendeVorlage ansieht. In Anbetracht der Verhält¬
nisse des Gebietes Mischen Köln und Düsseldorf würde
der Ausbau der vorhandenen Provinzialstraßen zu den
heutigen VerkchrsverMtnisseu entsprechenden Ver¬
kehrswegen infolge der sehr zahlreichen Umgehungs¬
straßen, die gebaut werden müßten, auch ganz
erhebliche Aufwendungen verursachen, die mehr als
die Hälfte der für die vorliegende Straße erforder¬
lichen Mittel betragen würden, ohne daß damit aber
mit Sicherheit behauptet werden Wnnte, daß das dann
Erreichte den erstrebten Zweck wirtlich voll erfülle»
könnte.

Es darf auch darauf hingewiesen werden, daß die
neu zu errichtende Straße ja nicht ein ausschließliches
Benutzungsmonopul für Kraftwagen haben soll, son¬
dern das; jeder, der in Zukunft nicht gewillt ist, die
Gebühren für die Benutzung dieser Sonderstraßc auf¬
zuwenden, nach wie vor in der Lage ist, ans den
Straßen des allgemeinen Verkehrs zu fahren, und zwar
voraussichtlich wesentlich besser und gefahrloser als
heute, weil diese Straße von einem großen Teil des
Verkehrs ganz sicher durch die neue Straße entlastet
wird.

Bei der Beratung der Einzelheiten der Vorlage
wurde zunächst die Frage aufgeworfen, ob es zweck¬
mäßig sei, für die Benutzung der Straße Abgaben zu
erheben. Die Bedenken, die bei einem Teil der Mit¬
glieder der Ausschüsse bestanden, müssen fallen gelassen
werden, da ohne eine Abgabenerhebung die Finanzie¬
rung der Straße eine Unmöglichkeitist und zu einer
Belastung des Provinzial-Hanshaltsplans für diese
eine Straße in einem Ausmaß führen müßte, das an¬
gesichts der Finanzlage der Provinz nicht verant¬
wortet werden könnte. Die Ausschüsse legen den größ¬
ten Wert darauf, zu betonen, daß das Recht der Ab-
gabenerhebnng geradezu die notwendige Voraussetzung
für die Inangriffnahme der Durchführung dieses
Planes ist und daß mit der Durchführung nur be¬
gonnen werden darf, wenn die nnwiderrufliche Er¬
teilung der Erlaubnis zur Erhebung der Abgaben
seitens der zuständigen Rechtsstellen vorher in bün¬
diger Form erzielt worden ist. Sie gehen dabei von
der Erwartung aus, daß die zuständigen Reichsstellen
auch nicht etwa die jetzt zu erteilende Erlaubnis in
Zukunft dadurch illusorisch machen, daß sie sie ent¬
weder widerrufen oder auf gesetzlichem Wege zurück¬
ziehen, ohne daß gleichzeitig der Provinz eine ent¬
sprechendeAbfindung hierfür gewährt wird.

Es wurden weitere Bedenken laut gegen die Durch¬
führung der Straße als Notstandsarbeit mit Mitteln
der Erwerbslosenfürsorge. Diese Bedenken verdichteten
sich zu einer Reihe von Anträgen, die seitens der Kom¬
munistischen Partei eingereicht worden sind und die
sich in Ihren Händen befinden. Die Abstandnahme
pon der vom ProvinFialausschuß vorgeschlagenen
Finanzierung mit Hilfe der produktiven Grwerbs-
losenM'sorge erscheint den Allsschüssennicht möglich,
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da nach den Erklärungen der Verwaltung nicht damit
zu rechnen ist, daß die zuständigen Zentralstellen die
Genehmigung zur Aufnahme derartiger Anleihen er¬
teilen werden, wenn ohne Gruud die Provinz auf die
Bereitstellung der Mittel der produktiven Erwerbs-
lusenfürsorgc verzichtet. Auch erscheint die in diesen
Anträgen vorgeschlagene Finanzierung dieser aufzu¬
nehmendenAnleihe mit Hilfe einer Erhöhung der vor¬
geschlagenenTarife nicht möglich, da nach der Auf¬
fassung sachverständigerKreise die vorgeschlagenenGe¬
bühren das Höchstmaßdessen darstellen, was dem Ver¬
kehr billigerweise zugemutet werden kann.

In den Anträgen der KommunistischenPartei wird
im einzelnen die Durchführung der Erdbewegungs-
und Straßenbefestigungsarbeiten in Regie der Pro¬
vinz verlangt. (3s wird eine Beschränkung der wöchent¬
lichen Arbeitszeit auf 42 Stunden gefordert. Es wird
eine Entlohnung für die 42stündige Arbeitszeit nach
dem Tarif für die volle Arbeitszeit verlangt, und end¬
lich, soweit die Tarife keine Wegegelder, Fahrgeld¬
erstattung, Auswärtszulagen und Montagespesen vor¬
sehen, die Gewährung von Wegegeldern und Fahr¬
geldern und außerdem eine Verpflegungszulage, soweit
sie für auswärtige Arbeiter erforderlich ist.

Ein weiterer Antrag verlangt, daß für diefe Zwecke
ein besondererBetrag von 5U0N0U Mark für die Unter¬
bringung und Verpflegung bereitgestelltwerden möge.
Ein letzter Antrag verlangt, daß die Ausschreibung
der Erdarbeiten unter Zugrundelegung von Leistungs¬
normen pro Arbeiter in bestimmter Höhe — und zwar
fünf Kubikmeter bei Sand, vier Kubikmeter bei Lehm
und drei Kubikmeter bei Kicsbodcn — erfolgen soll.

Die vereinigten Ausschüsse schlagen Ihnen vor, den
Antrag ber KommunistischenPartei, der sich auf die
Vornahme der Arbeiten in Regie der Provinz bezieht,
abzulehnen, die Anträge, die sich aus die Regelung
der Arbeitszeit, die Gewährung von besonderen Zu¬
lagen und die Festsetzungder Mindestarbeitsleistung,
die der Ausschreibung zugrunde zn legen ist, beziehen,
dem Provinzialausschuß zur Berichterstattung in der
nächsten Tagung zu überweifen.

Die Wirtschaftspartei hat im Gegensatz zu dem An¬
trag der Kommunistischen Partei, die Arbeiten in
eigener Regie der Provinz vorzunehmen, ihrerseits be¬
antragt, daß die Ausführung irgendwelcher Arbeiten
in eigener Regie nicht erfolgen dürfe. Die Ausfchüsse
sind der Auffassung, daß durch die Ihnen vorgeschla¬
gene Ablehnung des kommunistischenAntrages der
Antrag der Wirtschaftspartei als angenommen zu
nelten hat.

Es darf bei der Frage, ob die Arbeiten in eigener
Elegie vorzunehmen sind, nicht unberücksichtigtbleiben,
daß die Durchführung derartiger Arbeiten die Bereit¬
stellung einer großen Zahl von Spezialmaschinen wie
auch von spezialtechnischenKräften erfordert, die der
Provinzialverwnltung zur Zeit nicht zur Verfügung
stehen und deren Beschaffung für diesen besonderen

Zweck doch im finanziellen Interesse der Provinz recht
bedenklich erscheint. Aus diesen und anderen Gründen
sind die Ausschüsse"der Auffassung der Wirtschasts-
Partei beigetreten, die Arbeiten nicht in Regie der
Provinz vornehmen zu lassen.

Es wurde dann bei der Beratung der Einzelheiten
der Vorlage noch eine Reihe von Anregungen gegeben,
die zuni Teil technischer Natur sind und sich beispiels¬
weise auf die Breite !des Planums beziehen. Einer-
feits wurde geltend gemacht, daß die vorgesehene Breite
von vier Fahrbahnen für den Anfang zu groß fei.
Von anderer Seite wurde betont, es müsse Vorsorge
getroffen werden, daß für die zn erwartende Steige¬
rung des Verkehrs eine Erbreiterung der Straße mög¬
lich sei.

Seitens der Verwaltnng wurde zu der ersten An¬
regung einer Einschränkung des Planums darauf hin¬
gewiesen, daß eine Fahrbahn in der Breite von vier
Bahnen unbedingt notwendig sei nach den Erfahrun¬
gen, die man mit ähnlichen Straßen gemacht habe,
wenn man schon die heutigen Verkohrsverhältnisse auf
der Straße zugrunde lege, Eine Erbreiterung der
Straße oder etwa ein Erwerb des dafür erforderlichen
Geläudes, eine Gestaltung der Bauwerke für ein brei¬
teres Planum ist nach den Berechnungen der Ver¬
waltung nicht zu empfehlen, da, wenn man damit
rechnet, daß die VerkehrKzunahmeetwa in 15 Jahren
eine Erbreiterung notwendig macht, die Investierung
der jetzt schon notwendigen Kosten nicht ratsam er¬
scheint. Es wird jedoch insbesondere bei dem Grund¬
erwerb darauf Rücksicht genommen werden, daß nicht
etwa die spätere Erbreiterung der Straße durch die
Ausdehnung der Bebauung verhindert wird, und es
soll, soweit notwendig, in der Bauzone auch heute
schon bei dem Grundstückserwerb aus diese Erbreite¬
rung Rücksicht genommen werden.

Weitere Anregungen betrafen die Frage der Be¬
nutzung der Straße für die Verlegung von Kabeln,
Gasfernleitungen und ähnlichen!. Auch diese An¬
regung haben die Ausschüssedem Provinzialausschuß
für seine späteren Arbeiten als Anregungen über¬
wiesen.

Zuletzt beschäftigten sich die Ausschüsse mit der
Frage der Tarifgestaltung. Es wurde von vielen Seiten
nicht mit Unrecht darauf hingewiesen, daß die starre
Tarifgestaltung, die die Provinzialausschußborlage
vorsieht, erhebliche Bedenkeil habe, da es doch einen
Unterschied bedeute, ob man die Straße mit einem
schweren Personen- und Lastkraftwagen defahre oder
mit den: heute sich immer mehr einbürgernden Klein-
kraftwagcn oder üeichtlastwagen. Es würbe dem Pro¬
vinzialausschuß die Anregung mit auf den Weg ge¬
geben, bei der Tarifgestaltung diese Frage zu prüfen,
die voll den Ausschüssenin ihrer Mehrheit gebilligt
wurde.

Ich fasse bie Stellungnahme der Ausschüsse wie
folgt zusammen. Die Ausschüsse empfehlen Ihnen die
Vorlage des Pruvinzialausschusses, gehen dabei aber
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von der Voraussetzung aus, das; damit die Tätigkeit
des Prouinziallandtags und der Fachausschüsse bei der
Bearbeitung der vorliegenden Vorlage nicht ihr Ende
gesunden hat, 'sondern daß der Provinziallnndtug in
seiner nächsten Tagung, die ini März zu erwarten ist,
einem Bericht des Provinzialausschusses über den
Stand der Vorarbeiten entgegensieht,"der sich auch auf
die Vorlage eines genaueren Kostenplanes erstreckt, und
sie schlugenIhnen bor, zu dem Antrage, der in der
ProvinzlUlausschuß-Vorlage enthalten ist, einen ent¬
sprechendenZusatz zu machen, nach dem der Provin-
ziulausschuß verpflichtet wird, dem nächsten Provin-
ziullandtag einen Bericht über den Stand der Vor¬
arbeiten und eine Veranschlagung der Kosten vorzu¬
legen. Mit diesem Zusatz wird die Annahme der Vor¬
lage empfohlen.

In gleicher Weise schlagen die beiden Ausschüsse
Ihnen die Annahme des von der sozialdemotrutischen
Fraktion vorgelegten ausführlichen Antrages vor, der
sich mit dem Problem der Arbeitsbeschaffung besaßt
und der gestern Uon dem Herrn Präsidenten zur Ver¬
lesung gebracht worden ist.

Ich habe noch mitzuteilen, daß «die Zustimmung der
beiden Ausschüsse zu der Vorlage selbst mit allen gegen
vier Stimmen erfolgt ist.

Vorsitzender Dr. Iarres.' Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Ereutz.

Abgeordneter Dr. Ereutz: Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Im wesentlichenhat ja der Herr
Berichterstatter Ihnen schon die notwendigen Auf¬
schlüssegegeben; ich kann mich deshalb im allgemeinen
kurz fassen.

Es ist grundsätzlichaußerordentlich erfreulich, daß
die Provinzialverwaltung diese Vorlage eingebracht
hat. Sie zeigt uns, daß das allgemeine Bestreben bei
den Behörden und den Selbstverwaltungstüiper-
schllften,dem modernsten Fahrzeug eine Entwicklung
zu sichern,auch für den wirtschaftlichenVerkehr mehr
und mehr Fuß faßt. Ich glaube, wir tonnen in der
Rheinprovinz mit Stolz sagen, daß sowohl die staat¬
lichen Behörden wie auch die sonstigen Körperschaften
in der Weiterentwicklung des Automobils als Ver¬
kehrsfahrzeug vorbildlich vorangehen. Es ist von be¬
sonderer Bedeutung, wenn man berücksichtigt, wie die
Verhältniszahlen des Gebrauchs des Kraftwagens im
Auslande und im Inlande liegen. Sie haben in der
Denkschrift gesehen, daß in Deutschland immer noch
auf über 20N Personen ein Kraftwagen kommt, wäh¬
rend in Frankreich und England, in Ländern, in denen
die wirtschaftlichen Voraussehungen ähnlich sind wie
bei uns, man auf 50, 60 bis 70 Personen einen Kraft¬
wagen rechnet. Wenn wir uns der von maßgebenden
Kreisen ausgesprochenen Erwartung anschließen, daß
der wirtschaftlicheWiederaufstieg in Deutschland wei¬
tere Fortschritte macht, dann müssen wir auch mit Be¬
stimmtheit damit rechnen, daß das Kraftfahrzeug in
einer Weise bei uns weiteren Eingang findet, die uns

in wenigen Jahren zu ähnlichen Verhältniszahlen
führt, wie sie das benachbarte Ausland ausweist, ja,
daß wir vielleicht in dieser Hinsicht noch vorbildlich
werden und daß einmal zur Wahrheit wird, was ich
in meinen letzten Ausführungen, die ich anläßlich der
Vorluge über den Bau des Nürburg-Rings hier
machte, sagte, daß das Auto als Beförderungsmittel
auch einmal das Gemeingut des Arbeiters werden
wird. (Zuruf eines kommunistischenAbgeordneten:
Die brauchen erst einmal etwas zum Essen!) Die Vor¬
aussetzungen, die eine derartige Entwicklung ermög¬
lichen, scheinenmir auch bezüglichder Leistungen un¬
serer Automobilindustrie in jeder Weise gegeben zu
sein. Wer Gelegenheit hatte, in diesem Jahr in Berlin
'die Automobilausstellung zu besuchen, konnte den Ein¬
druck gewinnen, daß seitens unserer Automobilindu¬
strie die grüßten Anstrengungen gemachtwerden, den
einheimischenMarkt zu bedienen und — das wollen
wir besonders hoffen — darüber hinaus auch im Aus¬
lande Fuß zu fassen. Wir werden in kurzer Zeit —
und sind es eigentlich jetzt schon — in der Lage sein,
sowohl Personenwagen als auch Krafträder zu Preisen
M bekommen,die es jedem möglich machen, sich ein
Kraftfahrzeug zu halten. Also auch von diesem Ge¬
sichtspunkte aus ist es durchaus gerechtfertigt, mit
einer stärkeren Entwicklung des Automobilvertehrs zu
rechnen und eine Anlage zu schaffen,die die stärksten
Verkehrszentren Köln und Düsseldorf in vorbildlicher
Weise miteinander verbindet. (Zuruf eines kommu¬
nistischenAbgeordneten: Das ist nur für die Profit¬
macher !)

Meine Damen und Herren! Es ist vielfach erwähnt
worden, daß 'das Projekt einer Autostraße — ich sage
ausdrücklich,Autostraße, denn das genügt ja, warum
brauchen wir >da dus Wort Bahn noch dazwischen zu
schalten? — vielleicht die Pläne stören könnte, die sei¬
tens gewisser Kreise für die großzügige Erschließung
ganz Deutschlands durch Autostraßen gefaßt sind. Ich
glaube, daß es verfehlt ist, unser Projett mit diesen
Plänen, über die wir ja hier nicht weiter zu befinden
huben, in irgendeiner Weise in Verbindung zu bringen.
Meine Damen und Herren! Vor 80 Jahren ist auch
einmal die erste Eisenbahn entstanden; sie wurde von
Fürth nach Nürnberg gebaut. So kann auch einmal
die erste Autostraße entstehen; sie wird von Köln nach
Düsseldorf gebaut. Das schließtnicht aus, daß, genau
wie bei der Eisenbahn, später ein entsprechendesNetz,
falls es notwendig ist, entstehen kann.

Darüber hinaus würden wir auch die Vertretung
des Gedankens begrüßen, recht bald in weitere Er¬
wägungen über die Verlängerung der Straße nach
Duisburg und Essen einzutreten. Dadurch würde der
Straße ein Gepräge gegeben, daß sie ganz besonders
für die Verbindung zwischen Köln und dem Ruhrgebiet
geeignet erscheinen läßt.

Sonst wäre zu der Notwendigkeit dieser Anlage
nichts Besonderes mehr zu sagen, da der Herr Bericht¬
erstatter ja die Einzelheiten vorgetragen hat.
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Seitens unserer Fraktion wird aber Wert darauf
gelegt, daß zum Ausbau der Straße Erwerbslose heran¬
gezogen werde«. Gerade diese Zeit, in der es leider
noch immer soviel Erwerbslosigkeit gibt, ist wie keine
andere geeignet, die Erwerbslosen zur Durchführung
eines derartigen Bauprojekts zu vereinigen.

Selbstverständlich wünschen wir, daß den Erwerbs¬
losen in jeder Weise eine anständige Lebenshaltung
ermöglicht wirb und daß alles das berücksichtigt wird,
was man mit Rücksicht auf den Arbeiter als Selbst¬
verständlichkeit verlangen muß, (Zurufe links.)

Wir haben es abgelehnt, die Arbeiten in eigener
Regie der Provinz ausführen zu lassen. Die eigene
Regie würde für die Provinz eine ganz außerordent¬
lich starke Belastung insofern bedeuten, als ein ganzer
Stab von Baubeamten und Bauführern angestellt
werden müßte, als eine große AnFahl von Maschinen
beschafft werden müßte und bergl. mehr. Darüber
hinaus haben wir auch gerade im Rheinland ein so
leistungsfähiges Tiefbauunternehmertum, daß es durch¬
aus verfehlt wäre, dem Gedanken, in eigener Regie zu
arbeiten, in diesem Zusammenhange naherzutreten.

Meine Damen und Herren! Die Anlage an sich
ist etwas Neuartiges, Wir haben in Deutschland eine
derartige Anlage wie bie geplante noch nicht. Die ein¬
zigen Anlagen, bie vergleichsweise herangezogen wer¬
den könnten, sind die Autostraße in Oberitalien, ins¬
besondere zu den oberitalienischen Seen. Die dort ge¬
machten Erfahrungen werden zweifellos auch der Pro-
vinzilllverwaltung für den Bau unserer Straße von
llroßem Wert sein. Diese Neuartigkeit der Anlage be¬
dingt es, daß ein Rentabilitätsplan in ber scharf um-
risseuen Form, wie er bei Unternehmungen, bezüglich
deren man schon Erfahrungen hat, möglich ist, nicht
aufgestellt werden können, sondern daß sehr viel auf
Schätzungen abgestellt ist. Immerhin kann man sagen,
daß es hoffentlich möglich sein wird, die Abgabe, die
auf der Straße »leider nun einmal erhoben werben
muß, verhältnismäßig gering zu halten. Es ist durch¬
aus 'verständlich, wenn das Bestreben der Autosport-
uerbände, die sich ja auch in sehr dankenswerter Weise
eingehend mit den Automobilveritehrsfragen beschäfti-
uen, dahin geht, bie Straße möglichst abgavefrei zur
Benutzung zu erhalten. Aber anderseits ist es auch
klar, daß, wenn der Bau dieser Straße mit der Frage
der Abg«benerhebung steht oder fällt, auch alle diese
Kreise, die ich personlich sehr gut keune, zweifellos es
vorziehen werden, eine mit leichten Abgaben belastete
uute Straße benutzen zu können, als gar keine ent¬
sprechende Anlage zu haben. Außerdem ist ja die Be¬
nutzung der alten Provinzialstraße nicht ausgeschlossen.
Wer glaubt, daß er die poar Pfennige nicht ausgeben
l"nn, kann sie ja auch noch immer benutzen. Ich bin
aber fest überzeugt, daß von der alten Provinzialstraße
nur in ganz geringem Mnße noch Gebrauch gemacht
werden wird.

Die Einnahmen sind so kalkuliert, daß man etwa die
gesamte Verzinsung und Tilgung aus der Abgaben¬

erhebung glaubt aufbringen zu können. Ich mache dar¬
auf aufmerksam, daß darüber hinaus noch ganz erheb¬
liche weitere Einnahmequellen vorhanden sind. Ins¬
besondere werden im Zusammenhang mit dieser An¬
lage Tankstellen, Wirtschaften und dergleichen ent¬
stehen, bie Pachtzinspflichtig sinb. Wesentlich ist auch die
Ausnutzung der Reklame, die immerhin in geschmack¬
vollen! Rahmen gehalten werden, aber trotzdem sehr
zugkräftig sein kann, Sie tun damit der engeren Hei¬
mat überhaupt einen großen Gefallen, da wir dann
zum Beispiel bie Retlame ausrufen können: Deutsche,
lauft beutsche Kraftwagen! oder: Deutsche, trinkt deut¬
schen Wein! (Unruhe links.)

Darüber hinaus ist dann noch die Möglichkeit vor¬
handen, die Straße zur Verlegung von Kabeln und
dergleichen zu benutze» und auf diese Weise auch Ein¬
nahmequellen zu erschließen und ben technischen Be¬
trieb zu vereinfachen. Auf der anderen Seite muß
natürlich noch an bie Unterhaltungskosten und an den
Netrieb gedacht werden. Aber auch die werden sich in
Grenzen halten lassen tonnen, daß wir hoffen, daß bie
Abgabe möglichst gering bleiben kann.

Auf die technische Seite einzugehen, würde viel zu
weit führen. In den Ausschußsitzungen >ist wiederholt
die eine oder andere technische Frage angeschnitten
worden; sie wird ja ihre Erledigung bei ben Sach¬
verständigen finden. Wesentlich ist lediglich, daß man
für den Schnellverkehr nach den Erfahrungen eine
möglichst rauhe Oberfläche sicherstellt. Es ist dabei zu
beachten, daß je nach der Wahl bes Oberflächenbehalid-
lungsverfahrens sich auch die Kosten ganz erheblich ver¬
schieben können. Ich glaube aber, daß in der Hinsicht
das beste Verfahren gerade gut genug ist.

Des weiteren möge Bebacht darauf genommen
werden, wie sich die Anschlüsse in den beiben Städten
gestalten, damit man nachher nicht enttäuscht von der
guten Autostraße in allzu enge Verkehrsstraßen der
Städte geleitet wird.

Bezüglich der Breite ist der Wunsch aufgetaucht, die
Straße noch breiter als 14 Meter Fahrbahn gebaut zu
sehen. Ich kann der Prüfung dieses Wunsches grund¬
sätzlich nur zustimmen. Insbesondere möchte ich die
Provinzialverwaltung bitten, auf unsere zahlreichen
Motorradfahrer Rücksicht zu nehmen, bie doch auch die
Straße benutzen sollen und die eigentlich ihre geson¬
derte Fahrbahn haben müßten. Es muß zum mindesten
versucht werden, sie ohne Gefährdung in den Betrieb
der Autostraße einzurangieren.

Das wären im wesentlichen die grundsätzlichen tech¬
nischen Ausführungen, die in diesem Zusammenhang
zu machen wären. Es ist die Befürchtung laut gewor¬
ben, daß die Mittel der Provinz durch die Anlage der
Straße in einer Weise beansprucht werden, daß da¬
durch andere Straßenbauprojekte nicht zur Ausfüh¬
rung kommen. Aber anderseits konnte seitens ber
Provinzialvevwaltung festgestellt werden — und diese
Feststellung wurde als richtig erkannt —, daß erstens
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her Bau der Autostraße den Provinzialetat nicht be¬
lastet und zweitens, wenn die Straße nicht gebaut
würde, die Ausgaben für Umgehungsstraßen, die un¬
bedingt notwendig wären, bedeutend größer wären als
die eben den Etat gar nicht belastendeAutostraße.

Es ist darüber hinaus auch die Befürchtung auf¬
getreten, daß durch die Inanspruchnahme der Mittel
der Provinz insbesondere in den ländlichen Teilen der
Rheinprovinz der Straßenbau in irgendeiner Weise
leiden tonnte. Es ist hier mit allem Nachdruck darauf
hinzuweisen, daß tatsächlichin weiten Kreisen der Be¬
völkerung die Meinung vorherrscht, als ob in den
ländlichen Teilen der Provinz der Straßenbau nicht
in dem Umfange gefördert würde wie in den Teilen
der Provinz, die enger besiedeltfind. Wenn wir uns
auch grundsätzlichdarüber einig sind, daß die Provinz
ihr möglichstes tut und in vorbildlicher Weise ihr
Straßennetz in Ordnung hält, so wäre es doch wün¬
schenswert, wenn manche berechtigte Wünsche, ins¬
besondere aus dem südlichen Teile der Rheinprovinz,
in nächster Zeit ihre Erfüllung finden könnten. Daß
das natürlich bei der Beschränktheit der Mittel der
Provinz nicht alles auf einmal geschehen kann, ist zu
verstehen. Aber wir bitten, doch gerade diese ländlichen
Wünschein den Vordergrund des Interesses zu stellen.

Es ist ja sonst mit Freude und Genugtuung festzu¬
stellen, daß seitens der Provinzialverwaltung für die
Erleichterung des Verkehrs das Möglichstegetan wird.
Hoffen wir, daß dasselbe sich auch durch die Maß¬
nahmen der Polizeibehörden in weiteren. Umfange
ermöglichenläßt und daß z. B. ini nächsten Jahre ver-
lehrshemmende Maßnahmen, wie die Sonntagssperrc
der Ahrtalftraße und ähnliche Sachen, wegfallen.

Ich möchte zum Schluß noch bemerken, daß wir das
Vertrauen haben, daß der Proviuzialausschuß in seinen
nächsten Sitzungen für die weitere Ausgestaltung der
Vorarbeiten das fördern und schaffen wird, was not¬
wendig ist, und daß wir demgemäß in der nächsten
Tagung des Provinziallandtags, also voraussichtlichim
März, dann des weiteren hören werden, wie die Vor¬
arbeiten sich im einzelnen entwickelthaben.

Im übrigen schließen wir uns den Anträgen des
Herrn Berichterstatters an.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Hartmann, Remscheid.

AbgeordneterDr, Hartmann, Remscheid:Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Die Arbeits¬
gemeinschaftbegrüßt mit Freuden das Vorhaben der
Provinzialverwaltung, die Straße zu verbessern und
sie dem wirtschaftlichenVerkehr anzupassen. Wir sind
davon überzeugt, baß die heutige Vorlage nur einen
Vorläufer bedeutet und daß tatsächlichnoch wesentlich
größere Aufgaben auf diesem Gebiete für die Rhein-
Provinz zu lösen sind. Wir legen auch Wert darauf,
daß Kie Nheinprovinz, die in wirtschaftlicher Bedeu¬
tung in unserem Vaterlande an der Spitze steht, in den
Verlehrsfragen vorbildlich ist und bleibt. (Abgeord¬
neter Krawinlel: Brauol)

Wir haben eingehend die Frage geprüft, ob gerade
diese Autostraße, die mit soviel Kosten verbunden ist,
eine dringende Notwendigkeit darstellt oder nicht, und
wir sind bei der Prüfung zu einer Bejahung dieser
Frage gekommen. Wir haben einsehen müssen, daß der
Verkehr zwischenKöln und Düsseldorf auf der alten
Straße bei den heutigen Verhältnissen sich nicht gefahr¬
los nick reibungslos bewältigen läßt. Daher trat die
Frage auf: Kann eine Verbesserung eintreten, indem
man die alte Strecke ausbaut unter Umgehung der ein¬
zelnen Gefahreupunlte, oder muß eine besondere Auto¬
straße angelegt werden? Zwei Gründe haben uns zur
Verneinung der Frage des Ausbaues der alten Strecke
geführt: Einmal wird tatsächlichdie Belastuug durch
den Ausbau der alten Straße für den Provinzialetat
höher sein als durch den Bau der Autostraße. Demi
mit dem Ausbau der alten Straße läßt sich eine Ab¬
gabe nicht verbinden, die doch hier beidiesem Projekt
die Haupteinnahmequelle darstellt. Zum anderen sind
wir der Auffassung, daß gerade auf dieser Strecke es
nur ein halbes Wert würde, wenn man die alte
Straße ausbauen würde, weil doch ein großer Teil
der Gefahrenpunkte bestehen bliebe. Aus diesen Grün¬
den haben wir uns auch schlüssig machenkönnen, dieser
besonderen Autostraße zuzustimmen.

Damit soll aber keineswegserklärt werden, daß wir
generell der Auffassung sind, daß besondere Autostraßen
angelegt werden müssen, sondern wir betrachten diese
Autostraße als eine Ausnahme gerade in diesem ver-
tehrsreichen Teil der Provinz. Es verbietet sich ohne
weiteres der Gedanke, allgemein Autostraßen einzu¬
führen, weil die Abgabepflicht,die man hier konstruiert,
auf keinen Fall allgemein eingeführt werden tonnte,
ohne tatsächlich eine starke Hemmuug für den Auto¬
verkehr und unsere Autoindustrie zu bringen.

Die Rentabilität, die sicherlich im Vordergruude der
Erörterung stand, haben wir nach der Aufforderung
des Herrn Landeshauptmanns mit großer Nüchtern¬
heit geprüft. Wir sind überzeugt davon, daß sowohl
in der Provinzialverwaltung als auch iu dem Aus¬
schuß recht viele Mitglieder einen starten Optimismus
zutage treten ließen. Darüber läßt sich streiten. Wir
können aber auf leinen Fall mit Aufgaben zurück¬
bleiben, die tatsächlich unmittelbar zur Hebung der
Wirtschaft dienen. Wir möchtenauch lein Zukunftsbild
malen, wie es vielfach geschehen ist; ich glaube, das ist
zwecklos. Alle diejenigen, die mit offenen Augen die
letzten Jahre durchlebt haben, werden mir darin bei¬
pflichten, daß man recht viel in Deutschland prophezeit
hat, was nachher nicht eingetroffen ist. (Abgeordneter
Krawintel: Sehr wahr!) Wir wollen aber hoffen, daß
der Optimismus berechtigt ist, und wir erklären auch,
daß wir schafsensfreudigund zulunftsfroh an alle die
Aufgaben gehen, von denen wir uns eine Verbesserung
der wirtschaftlichen Verhältnisse versprechen.

Meine Damen nnd Herren! Für uns sind aller¬
dings, wie dies in der Vorlage schon zum Ausdruck
gekommen ist, zwei Voraussetzungen unbedingt zu er-
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füllen: einmal, daß die ganzen Arbeiten als Notstands¬
arbeiten im Wege der produktiven Erwerbslosen-
fürsorge gemachtwerden. Meine Damen und Herren!
Wir haben es notwendig, im Rheinlande, das eine so
große ZM von Arbeitslosen aufweist, neben dem

das leider Gottes
die Rheinprovinz sehr stiefmütterlich behandelt, auch
unsererseits durch die Kommuualverbände und auch
durch die Provinzialverwaltung mitzuhelfen, eine Be¬
schäftigung für das großeHeer der Arbeitslosen zu suchen.
Wir werden auch aus einem andere» Grunde an dieser
Voraussetzung festhalten,aus dem finanziellen Grunde,
weil wir nur durch das verbilligte Geld, das uns Reich
und Staat zu dem Zweck geben, eine Rentabilität
möglich machen können.

Wir treten in diesem Falle auch für die Abgabe ein,
»Nissen allerdings den Vorbehalt machen, daß nicht das
starre System, wie es in der Vorlage zum Ausdruck
gekommen ist, beibehalten wirb. (Abgeordneter Kra-
wintel: Sehr richtig!) Es ist vielmehr unbedingt not¬
wendig, eine starke Differenzierung eintreten zu lassen.
(Abgeordneter Dr. Kaiser: Sehr richtig!) Das ist um
so notwendiger, als wir die Autostraße doch nicht allein
der Sicherheit wegen schaffen,sondern auch, um den
Autoverkehr zu heben und unsere Autoindustrie zu
fördern. (Sehr gut! rechts.) Das würden wir nicht
lun, wenn wir durch allzu hohe und ungerechte Ab¬
Laben auf dieser Strecke eine Erschwernis für den Ver¬
kehr eintreten ließen. Deshalb treten wir dafür ein,
daß diese Tarisierung vor dem nächsten Etat, wo auch
die übrigen Einzelheiten beraten werden, gleichzeitig
von den Kominissionenvorberaten und festgelegtwird.

Es ist dann bei der Rentabilitätsfrage auch noch der
Gedanke aufgetreten, ob es nicht zweckmäßigwäre,
die beteiligten Städte, insbesondere Köln und Düssel-
borf, zu den Kosten heranzuziehen. Die Vorteile, die
diesem Teil unserer Provinz erwachsen,sind zweifellos
groß. Wenn auch der Verkehr mittelbar der gesamten
Nheinprovinz zugute kommt, so ist er doch in erster
Linie auf das Habenkonto der beteiligten Städte zu
setzen. (Sehr richtig! rechts.) Es ist auch nicht zu ver¬
kennen, daß weitere große Vorteile für die beteiligten
Gemeinden dabei herausspringen, Vorteile, die darin
bestehen, daß eine gewaltige Entlastung von den Kosten
der Erwerbslosenfürforge für diese Gemeinden ein¬
tritt, während andere Landesteile der Provinz diesen
Vorzug nicht genießen. Wir haben aber grundsätzlich
von einer Heranziehung der beteiligten Gemeinden «b-
aesehen. Diese grundsätzlicheStellungnahme liegt darin
begründet, daß wir von der Provinzialverwaltung er¬
warten, daß auch bei größeren sonstigen Arbeiten
innerhalb der Provinz zur Verbesserung des Verkehrs
bie Kreise und Gemeinden, die dann einmal den Vor¬
zug genießen werden, auch nicht zu den Kosten heran¬
geholt werden (Sehr richtig! rechts), sondern daß ihnen
bann auch die Erleichterungen gegeben werden, die in
biesem Fülle den Städten gegebenwerden, die sicherlich

steuerträftiger sind als sehr viele andere Kreise und
Gemeinden.

Meine Damen und Herren! Wir haben auch schon
im Ausschuß betont, daß es der allgemeinen Öffent¬
lichkeit gegenüber notwendig ist, darauf hinzuweisen,
daß unter diesem Vorhaben keineswegs die übrigen
Teile unserer Rheinprovinz leiden. Wir möchten aus¬
drücklich betonen, daß der Herr Landeshauptmann uns
diese Erklärung gegeben hat.

Ich will nicht hier die Sonderwünsche aufzählen,
die dringlich und auch berechtigt sind. Aber ich glaube
es doch notwendig zu haben, einen Vorschlag zu
machen, den ich mir gestern auch schon im Ausschuß
zu machen gestattet habe: Nach meinem Dafürhalten
ist gerade so notwendig, wie man die Autostraße
zwischenKöln und Düsseldorf schafft, nunmehr dafür
zu sorgen, daß in unserer ganzen Provinz die schlimm¬
sten Gefahrenpunlte beseitigt werden, die darin be¬
stehen, daß die Stuatsbahnüberqueruugen und Ueber-
brückungenfür den Autoverkehr unhaltbar sind. (Zu¬
stimmung.) Ueberall in der gesamten Provinz erleben
wir es, daß diese Ueberkreuzungen und Ueberguerun-
geu geradezu in einem rechten Winkel zur Provinzial-
straße stehen, baß sie nicht nur drohende Gefahren-
Punkte sind, fondern daß sie tatsächlich schon in der
Vergangenheit viele Menschenleben gefordert haben.
Ueber die rechtlicheLage will ich hier Nicht sprechen.
Ich hoffe, daß es der Provinzialverwaltung möglich ist,
unter Heranziehung der Staatsbahn da bald Remedur
zu schaffen,und zwar möglichstgründlich, damit man
demnächstwirtlich ohne Gefahr über die Stantsbahn
hinwegkommt. (Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren! Bezüglich der beson¬
deren Anträge der Kommunisten müssen wir erklären,
daß wir Wert darauf legen, daß diese Erwerbslosen-
arbeiten nicht in eigener Regie ausgeführt werden.
(Abgeordneter Krawiniel: Sehr richtig!) Wir haben
in unseren Gemeinden sehr viel die Erfahrung gemacht,
daß derartige Arbeiten in eigener Regie unwirtschaft¬
lich sind und daß diese Wirtschaftlichkeittatsächlich erst
durch die Beteiligung der Unternehmer und der Fach¬
kräfte, die ihnen zur Seite stehen, gegeben wird. (Zu¬
ruf eines kommunistischenAbgeordneten: Antreiber¬
system!)Das sind keine Antreiber. (AntiWortdes kom¬
munistischenAbgeordneten: Haben Sie eine Ahnung!)
Wir haben die Erfährung gemacht,daß auch im Inter¬
esse der Notstandsarbeiter diese Arbeiten so am besten
und reibungslos zu fördern sind, (Sehr richtig!)

Wir möchten auch das eine betonen, was schon in
der Erklärung der Sozialdemokratischen Partei zum
Ausdruckkommt,daß notleidend nicht nur die Arbeits¬
losen sind, sondern daß auch unser Mittelstand und ein
großer Teil unserer Unternehmer unter der wirtschaft¬
lichen Depression so leiden, daß wir die Verpflichtung
haben, sie nicht ohne weiteres auszuschalten, (Sehr
richtig! rechts,)

Meine Damen und Herren! Die Arbeitsgemein¬
schaft ist infolgedessen zu der Entschließung gekommen:
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„Fraktion stimmt grundsätzlich dem Antrage des
Provinzialausschusses über den Bau einer Auto¬
straße Köln—Düssedlorfzu, unter der Voraussetzung,
daßdie Mittel, die in der Vorlage vorgesehen sind,
aus der produktiveil Erwerbslosenfürsorge geholt
werben und die Erhebung von Abgaben rechtlich und
faktisch gesichertwird."
Dabei müssen wir die besondere Betonung darauf

legen, daß »die rechtlicheMöglichkeit auch auf Jahre
hinaus gesichert wird. Bezüglich der Art der Ausfüh¬
rung der Arbeiten sowohl wie des Tarifs wird bei der
Etatsberatung eine Vorlage erwartet, auf Grund deren
dem PiovinzialauSschuß Richtlinien für den Bau ge¬
geben werden können.

Aus den verschiedenstenLandesteilen liegen zahl¬
reiche Wünscheund Anregungen für Verkehrsverbesse¬
rungen bor, fo daß es notwendig erscheint, den Herrn
Landeshauptmann zu bitten, eine Erklärung darüber
abzugeben, daß die Belange der übrigen Landesteile
nicht vernachlässigtzu werden brauchen und daß es vor
allen Dingen auch in der Zukunft so sein wird, daß die
Provinzialverwaltung weitere Gemeindestraßen da,
wo es erforderlich ist, wieder in eigene Unterhaltung
übernimmt. (Bravo! rechts.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter März.

Abgeordneter Marx: Meine sehr geehrten Damen
und Herren! Wir Haben uns bei Prüfung dieses Vau-
projetts von zwei Gesichtspuinten leiten lassen, erstens
von verlehrspolitischen und zweitens von arbecks-
mavltpolitlschen. Wir sind zu der Auffassung gelangt,
baß wir diese Vorlage der Provinzialverwaltung nur
begrüßen können, vertehrspolitisch aus Kein Grunde,
weil nach unserer Auffassung allzu lange mit dem
Ausbau solcher Handel, Verkehr und Industrie för¬
dernden Straßen gezögert wurde. In einem Lande,
in deni sich der Automobilismus entwickeln soll, in
einem Lande, in dem der Automobilverlehr gesteigert
werden niuß und soll, sind zunächst die Grundlagen
dafür zu schaffen, d. h. man hat unverzüglich an den
Ausbau und Neubau solcher Straßen heranzugehen.
Wir müssen uns bei dieser Gelegenheit allen Ernstes
frageil, ob nicht auf dem Gebiete des Wege- und
Straßenbaues mehr hätte getan werden können. Man
wird mir — davon bin ich überzeugt — darauf ant¬
worten: Nein, es hat nicht mehr getan werden können;
aber es hätte mehr getan werden müssen, es fehlten
uns leider die Mittel dazu. Diese Antwort haben wir
bei allen unseren Tagungen seitens der Provinzial-
verwaltung gehört. Meine Damen und Herren! Wir
wollen heute nicht darüber rechten, ob das erstere zu¬
trifft. Die Hauptsache für uns ist, festzustellen,daß
wir uns alle darüber einig sind, daß auf dem Gebiete
des Straßen- und Wegebaues mehr getan werden muß,
wenn nicht letzten Endes weit größere Mittel für den
Ausbau und die Wiederinstandsetzungder Wege und
Straßen der Provinzialverwaltung aufgewendet werden
müssen. Wenn wir uns aber darin einig sind, daß

unser Verkehrsnetz den heutigen wirtschaftlichen und
bevölkerungspolitischenBelangen angepaßt und aus¬
gebaut werden soll und muß, dann ist es schon not¬
wendig, bei dieser Beratung die Gelegenheit zu be¬
nutze», auch auf andere berechtigte Forderungen der
Kreise und Gemeinden hinzuweisen. Es soll mir fern
liegen, irgendwie all die Wünsche,die uns im Laufe
der Jahre beschäftigthaben, und all die Forderungen,
die die Gemeinden und Kreise an die Provinzial-
Verwaltung und die einzelnen Ausschüsse gerichtet
haben, heute aufzuzählen. Aber es sei mir doch ge¬
stattet, einzelne berechtigte Forderungen, die in der
Provinzialverwaltuug sowie auch iu den einzelnen
Ausschüssen wiederholt erörtert worden sind, heute
hier anzuführen.

Zunächst will ich auf Kublenz-Stadt uerweisen. Da
ist vor allen Dingen seit langer Zeit die Forderung
erhoben worden, die Schienen- und Weichenübergänge
bei der Pruvinzialstraße von Kublenz nach Bingen zu
beseitigen. Es stellt sich immer mehr und mehr her¬
aus, daß dies eiu Verkehrshindernis im wahrsten
Sinne des Wortes ist. Eine Reihe von Unglücksfällen
ist schon vorgekommen, und totsicher werden bei der
Steigerung des Verkehrs sich die Unglücksfällemehren.
Ich glaube nicht annehmen zu tonnen, daß die Beseiti¬
gung dieses Hindernisses allzu viel Kosten verursachen
würde.

Koblenz-Land hat seit langem die Forderung er¬
huben, eine Umgehungsstraße über die Pfaffendorfer
Höhe nach Niederlahnstein zu bauen. Dadurch würde
die starl belastetePruvinzialstraße uun Ehrenbreitstein
nach Niederlllhnstein wesentlich entlastet und gleich¬
zeitig — was von unschätzbaremWert ist — Bau- und
Siedlungsland erschlosseil. Darüber ist sich die Pru-
vinzilllverwaltung vollständig im 'klaren. Allerdings
hat man noch keinerlei Anstalten getroffen, an dieses
Projekt heranzugehen.

Die Verlegung der Pruvinzialstraße Koblenz—
Boppnrd—Bingen, die schon 1924 landespolizeilich ge¬
nehmigt wurden ist, ist bis heute noch nicht in Angriff
genommen. Die Straße ist fu stark belastet, daß die
anliegenden Gemeinden durch das Fernbleiben des
Fremdenverkehrs buchstäblichruiniert werden. Auch
darüber diiufte, des bin ich gewiß, die Provinzial¬
verwaltung unterrichtet sein.

Im Kreise Ahrweiler — meine sehr verehrten
Damen und Herren, ich führe nur Projekte an, das
habe ich ausdrücklicherwähnt, die unbedingt der Ab¬
hilfe bedürseu — wurde im Oktober 1925 mit dem Ban
einer neuen Straße zur Erschließung der Eifel und
zur Entlastung der Rhein- und Ahrstrnße begonnen.
Die Straße ist zum Teil in Angriff genommen worden.
Die in Frage kommenden Gemeinden sind aber nicht
in der Lage, diese Straße weiter auszubauen, weil
ihnen die Darlehen verweigert werden. Nun gebe ich
zu, die Provinzialverwaltung als solche hat damit
wenig oder gar nichts zu tun. Aber der Provinzial¬
verwaltuug mühte es obliegen, auch da nach dem
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Rechten zu soheu und mindestens den Kreisen und Ge¬
meinden behilflichzu sein, daß sie zur Erlangung der
notwendigen Darlehen kommen, damit die nicht fertig¬
gestellte Straße, die heute zu einem großen Verkehrs¬
hindernis geworden ist, endlich fertiggestellt und der
bei dem Beginn des Baues verfolgte Zweck erreicht
wird.

Im Kreise Aeriilastel handelt es sich um den Bau
einer Verlängerungsstraße Uon Bruchweiler über Stipp¬
hausen, Raunen nach Gmünden. Das ist gleichfalls
eine Forderung, die seit langer Zeit erhoben wird.

Weiter haben wir uns bereits über die alte Pro-
vinzialstruße unterhalten, die nach Wissen an der Sieg
fuhrt. Diese Provinzialstraße wird bis Au der Sieg
entlang geführt und von Au macht sie einen ungeheu¬
ren Umweg, um nach Wissen zu kommen. Darüber
ist sich m. E. ganz bestimmt auch die Provinzial-
veiwaltung klar, daß dieser Zustand auf die Dauer
nicht tragbar ist, und zwar auf Grund des gesteigerte»
Automobilverlehrs auch auf dieser Strecke.

Ob die Umgehungsstraße in Bonn-Land vei Hersel
auf die Dauer ausreichend ist, möchte ich für meine
Person stark bezweifeln, ist doch gerade diese Straße
die belebteste und verkehrsreichste,,die es überhaupt
üiut, weit verkehrsreicherals die Straße uon Köln nach
Düsseldorf. Dies wird ja uon feiten der Provinzial-
verwaltung und auch von der Preußischeil Staats¬
legierung rundweg anertannt. Bedenken wir, daß
diese Straße von Köln nach Bonn durch eine Reihe
mdustriereicher Gemeinden führt — ich erinnere nur
"n den industriereichen Ort Wesseling —, wo die
Straßen für den Automobilvevkehr derartig eng und
mit Gefahren verbuuden sind, daß es im Laufe der
Zeit jedenfalls soweit kommenwird, daß auch für diese
Orte gewisse Umgehungsstraßen gebaut werden müssen,

Aachen — damit haben wir uns auch schon wieder¬
holt befaßt — fordert seit geraumer Zeit eine andere
Linienführung der Provinzialstraße Aachen—Köln
sowie Aachen—Düsseldorf. Es ist der Pruvinzial-
verwaltung betanut, daß diese Straße Aachen—Köln
dicht vor den Toren von Aachen derartig eng ist, daß
es auf die Dauer jedenfalls untragbar sein wird, diese
enge Straße beizubehalten. Infolgedessen wird auch
hier darüber zu beraten sein, ob nicht Umgehungs¬
straßen in Früge kommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir
wissen, baß alle diese und noch andere unaufschiebbare
Arbeiten nicht auf einmal ausgeführt werden können.
Wir müssen aber verlangen, daß angesichts des sich
rapide entwickelnden Verkehrs, namentlich des Auto¬
verkehrs, ein beschleunigteres Tempo im Ausbau der
Straßen und Wege einsetzt.

Auch müssen wir verlangen, daß die Provinzial¬
uerwaltung mehr denn je den Kreisen und Gemeinde»
behilflich ist, um die Inangriffnahme von Notstands-
«rbeiten bewerkstelligenzu tonnen. Alle, die damit zu
tun haben, wissen, welche Schwierigkeiten es macht,
Notstandsnibeiten z« fördern. Wenn wir hier ein be¬

schleunigtes Tempo verlangen, so haben wir dazu ein
gutes Recht. Es wurde gestern bereits in der Be¬
gründung des Herrn Landeshauptmanns gesagt, daß
eine rapide Verkehisentwicklung im Laufe der letzten
Jahre eingetreten sei. Er bezifferte dieselbeauf min¬
destens ÜU bis 70 Prozent. Also eine Vertehrssteige-
rung ist unverkennbar vorhanden. Infolgedessen ist
unsere Forderung nur allzu berechtigt. Unmöglich
dürfen wir bei dein eingeschlagenenTencho verbleiben,
gibt doch selbst die Provinzialverwa'ltung zu, daß bei
den, bescheidenenForderungen, die sie erhebt, inner¬
halb zehn Jahren bei einem Kostenaufwande von
150 Millionen Mark nur ein Drittel der in Frage
kommendenStraßen ausgebaut werden kann. Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Wollen wir diese»
Tempo weiter beibehalten? Es würbe eben von den
beiden Herreu Vorrednern auf die ungeheure Ver-
tehrssteigerung hingewiesen; dasselbe würbe durch die
Provinzialuerwaltung gemacht. Sollen wir uuu nach
der Ansicht der Provinzialuerwaltung bei den aller-
bescheidenstenForderungen, die sie stellt, innerhalb zehn
Jahren nur eiu Drittel der in Frage kommenden
Straßen ausbauen? Meine politischen Freunde stehen
auf dem Standpunkt: Das können wir nicht, wollen
wir nicht Handel, Industrie und Verkehr gewaltsam
schadigen. Wir glaube», bei Beibehaltung unserem
Tempos der Industrie, dem Handel und dem Verkehr
zu dienen, und wissen in Wirklichkeit nicht, wie wir
bei einer aufsteigendenKonjunktur dieselben gewaltsam
schädige,!. Ich sage ausdrücklich: nicht gewollt, son-
der» ungewollt.

Aus arbeitsmarltpolitischen Gründen stimmen wir
ebenfalls der Vorlage zu, werden doch Hunderte, wenn
nicht Tausende und aber Tausende Arbeit und Brot
erhalten, direkt sowie indirekt. Dieses Moment kann
von uns nicht hoch genug bewertet werden, ist doch die
Arbeitsbeschaffung,die die Arbeitslosen ja »ur wollen,
noch immer die beste Fürsorge gewesen und wird sie
es auch in der Zukunft bleiben. Diese Erkenntnis ist
Allgemeingut der deutschen Arbeiterschaft. Wir sind es
den Arbeitslosen und ganz bestimmt uusere» rheini¬
schen Arbeitslosen schuldig, auch in diese», Falle fest¬
zustellen, daß mit ganz verschwindendenAusnahmen
bei dem Riesenheer von Arbeitslosen der größte Pro¬
zentsatz sich tagtäglich um Arbeit bemüht. Sie scheuen
keinen Weg, und »mg er noch so lang sein; sie scheuen
keine Fahrtosten, um, we»n sie hören, daß hier oder
dort irgendeine Arbeit zu erhalten ist, hinzufahren
Von ihrer spärlichen Unterstützung nehmen sie diese
Fahrgelder und fahren hin; leider gewöhnlich ver¬
gebens. Auch wissen wir, die wir in der Praxis stehen,
daß von der kargen Arbeitslbsenunterftützung ein
großer Teil, namentlich bei unseren kaufmännisthen
Angestellten, dazu aufgewendet wird, um sich zu be¬
werben. Ja, mir sind Fälle bekannt und stehen nicht
vereinzelt da. Wo ein Drittel der wöchentlichenUnter¬
stützung für Porto aufgewendet wurde, um Be¬
werbungsschreiben auf Grund dieser oder jener Inse-
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rate in Zeitungen in die Welt hinauszusendcn. Und
heute noch sind die Leute erwerbslos.

Verehrte Anwesende! Alles dies müssen wir bei
diesem Projekt berühren und berücksichtigen.Es kann
nicht, wie noch vielfach behauptet wird, von Faulenzern
die Rede sein. Keineswegs! Auch die Ansicht,daß Hie
Unterstützung Heute eine Höhe erreicht halbe, die den
Arbeitswillen des einzelnen wesentlich beeinträchtige,
ist total falsch. Glauben Sie, daß von der jetzigen
Unterstützung auch nur irgendwelche Anschaffungen
gemacht werden tonnen? Ich glaube es nicht. Es wird
so Violfachüber die Höhe der Unterstützung geredet.
Unter denen, die darüber reden, das stelle ich fest, sind
90 Prozent, die überhaupt nicht wissen, wie hoch die
Unterstützungssätzefür den einzelnen sind. Es ist ein¬
fach ein Gefasel über die Höhe «der Unterstützung, die
den Arbeitswillen des einzelnen beeinträchtigen würde.
Aber 'keineswegs ist man orientiert darüber, was der
einzelne Arbeitslose, ob ledig oder verheiratet, in
Wirklichkeitbekommt. Deshalb halte ich es schon für
notwendig, auch hier im Hause einzelne Unterstützungs¬
sätze anzuführen, damit Sie orientiert sind, was heute
nach der erhöhten Unterstützung gezahlt wird. (Zuruf
des Abgeordneten Oberdörster: Vergessen Sie nicht,
den Lohn der Notstandsarbeiter auszurechnen!)

Ich möchte nebenbei bemerken, daß die letzte Er¬
höhung der Arbeitslosenunterstützung, über die man
sich im Sozialpolitischen Ausschuß, in der Reichs¬
regierung oder im Parlament nicht tage-, sondern
wochenlang unterhalten hat, sage und schreibe pro
Woche ein Mehr von 1,02 Mark den Arbeitslosen ge¬
bracht hat.

Hier lm Westen— das ist dasjenige Gebiet, welches
bei der Erwerbslosensürsorge am besten bedacht ist, wo
die höchstenUnterstützungen innerhalb ganz Deutsch¬
lands gezahlt werden — wird in der Ortsklasse ^, zu
der Düsseldorf, Köln, Bonn und die einzelnen Städte
gehören, gezahlt: für Personen über 21 Jahre, die
allein stehen, sich also nicht im Haushalte der Eltern
befinden, sondern ein möbliertes Zimmer haben,
2,20 Mark pro Tag (Abgeordneter Haas: Hört, hört!),
in der Klasse 8 2,05 Mark pro Tag, in Klasse c
1,90 Mark, in v usw. 1,62 Mark. Nicht Alleinstehende,
das heißt im Haushalt der Eltern lebende Personen
über 21 Jahre erhalten 1,91 Mark in ^, 1,79 Mark
in 8, 1,67 Mark in C und 1,55 Mark in U; Personen
von 18 bis 21 Jahren, wenn die Bedürftigkeit und die
Notwendigkeit, dem Sohn oder der Tochter die Unter¬
stützung zu gewähren, anerkannt ist, in ^ 1,45 Mark,
in L 1,86 Mark, in c 1,27 Mark und in ll 0,97 Mark.
Einschließlich der Familienzuschläge darf die Unter¬
stützung eines Erwerbslosen im Westen folgende Sätze
in keinem Falle überschreiten: 4,19 Mark in ^,
3,95 Mark in L, 3,71 Mark in c, 3,47 Mark in v usw.,
unbekümmert darum, wieviel Kinder der betreffende
Erwerbslose hat. Die Frauenzulage beträgt 0,60 Mark,
sie ist darin einbegriffen. Die Kinderzulage beträgt
0,42 Mark, Diese Höchstsätzewerden bel vier und noch

mehr Kindern erreicht. Ob nun der Erwerbslose
fünf, sechs, sieben Kinder hat oder, wie mir Fälle be¬
kannt sind, mit acht und neun Kindern dasteht, bleibt
sich egal; er darf keine höhere Unterstützung bekommen
als die jetzt von mir verlesenen Höchstsätze.

Ich habe geglaubt, Ihnen die Sätze bekanntgeben
zu müssen, um endlich einmal auch hier die Ansicht zu
zerstören, als wenn die Sätze derartig seien, daß sie den
Arbeitswillen des einzelnen beeinträchtigen.Von diesen
Unterstützungen müssen selbstverständlichdie Erwerbs¬
losen ihren Verpflichtungen auf allen möglichen Ge¬
bieten nachkommen. Vor allen Dingen hüten sie sich,
irgendwie mit der Miete in Rückstandzu sein. Aus¬
nahmen kommen auch hier vor. Aber nachdem die
gesetzlichen Bestimmungen in der Wohnungszwangs¬
bewirtschaftung derartig verschärft worden sind und
der Rückstandvon zwei Monatsraten auf eine Monats¬
rate heruntergesetztworden ist, hüten sich die Erwerbs¬
losen, zn 'ihrem Arbeitslosenelcnd in ein noch größe¬
res Elend hineingestürzt zu werden infolge eines Räu¬
mungsurteils bei Nichtzahlung der Miete. Sie sind
also genötigt, voil diesen Unterstützungen auch die
Miete aufzubringen, nnd das tun sie zum weitaus
größten Teil. Man könnte allen densenigen, die der
Auffassung sind, daß die Unterstützungssätze zu hoch
sind, nur empfehlen, einmal vier Wochen von dieser
Unterstützung zu leben. Dann würden sie, davon bin
ich überzeugt, zu einer ganz anderen Auffassung
kommen.

Ich stelle fest: Der Arbeitswille ist nicht nur un¬
gebrochen durch die gezahlten Unterstützungen, nein,
meine Damen und Herren, er ist zum wahren Arbeits¬
drang geworden. Der Erwerbslose weiß, spürt und
fühlt es, daß, je länger er aus dem Produktionsprozeß
entfernt bleibt, es für ihn um so schwieriger wird,
wiederum hineinzugel«ngen. Er fühlt es, daß er durch
die Entwöhnung von der Arbeit nachher, wenn er das
Glück hat, wieder Arbeit zu bekommen, mit seinen
Arbeitskollegen nicht mehr mit kann. Wir müssenda¬
her im Interesse der großen Zahl unserer Erwerbs¬
losen schon verlangen, daß eine Beschleunigung der
Vorarbeiten eintritt, damit recht bald mit den Ar¬
beiten begonnen werden kann und in keinem Falle eine
Verzögerung eintritt. Auch müssen wir verlangen,
daß die Bauzeit um eine erhebliche Frist verringert
wird. Wenn wir hören, daß zwei bis drei Jahre Bau¬
zeit vorgesehen sind, dann stehen meine politischen
Freunde auf dem Standpunkt: Es muß die Möglich¬
keit geschaffen werden, daß die Bauzeit uni ein beträcht¬
liches Maß verringert wird, um dadurch einem größe¬
ren Kreise Erwerbsloser Gelegenheit zu geben, in
Arbeit zu treten. Es sind genug Erwerbslose da, die,
wie ich schon ausführte, sich zur Arbeit drängen. Wir
sind der Auffassung, daß weit mehr als 1000 Manu
dort beschäftigtwerden tonnen.

Auch müssen wir verlangen, daß die Arbeiten
öffentlichausgeschrieben werden. (Abgeordneter Hosf-
nmnn: Sehr richtig!) Ich glaube, daß die Provinzial-
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Verwaltung dies auch einsehen wird. Man hat es ja
immer noch in der Hand, faule öder nicht leistungs¬
fähige Firmen auszuschließen.

Nun etwas Grundsätzliches: Bei dem Arbeitsprozeß
stehen wir auf dem Standpunkt, 'daß es unbedingt not¬
wendig ist zunächst den Achtstundentag einzuhalten.
(Abgeordneter Hoffmann: Sehr richtig!) Es darf nicht
vorkommen, wie es leider bei anderen Behörden vor¬
gekommen ist, daß, entgegen den Verfügungen und
Verordnungen des Reichsarbeitsministers die Behörden
bei Notstandsarbeiten dem Unternehmer gestatten, daß
er nicht nur »eun und 10, sondern 12 Stunden und
dazu noch des Sonntags arbeiten läßt. Nun wird man
sagen: Ja, das sind Ausnnhmefälle gewesen. Nein,
verehrte Anwesende, Ausnahmefälle waren das nicht.
Man hatte die Möglichkeit,eine zweiteilige und, wenn
das nicht genügte, eine dreiteilige Schicht einzulegen;
Arbeitslose waren da. (Sehr richtig! bei den Sozial¬
demokraten.) Also dieses Argument lassen wir nicht
Netten, daß man sagt: Die Notlhat uns dazu gezwungen,
eine längere Arbeitszeit eintreten zu lassen. Meine
Damen und Herren! Wir sind es unserem Arbeits¬
losenheer schuldig, dafür zu sorgen, daß weit mehr
Arbeitslose zur Arbeit herangezogen werden, als es
den, einen oder anderen lieb ist. Wir befinden uns da
vollständig im Einvernehmen mit der Reichsregierung,
namentlich des Reichsarbeitsministers, der es den Be¬
hörden zur Pflicht gemacht hat, unter allen Umständen
den 'Achtstundentag bei derartinen Notstandsarbeiten
einzuhalten. Und das darf ich schon Porweg sagen:
Meine politischenFreunde werden es unter keinen Um¬
ständen zulassen^ und ich setze voraus, daß die achtstün-
din.e Arbeitszeit in den vertraglichen Nestimmungen
ausdrücklichniedergelegt wird —, daß, wenn irgendein
Unternehmer gegen die Vertragsbestimmungen ver¬
stößt, man dies so hingehen läßt. Ich setze voraus, daß
unsere Propinzialverwaltuna auch auf diesem Gebiete
»ach!dem Rechten sieht.

Noch etwas Grundsätzliches, wobei wir uns im
nuten Einvernehmen mit der Städtevereinigung und
nllen denjenigen Stellen, die im Laufe der Jahre viel
Mit Notstandsarbeiten zu tun gehabt haben, befinden.
Bekanntlich ist es gesetzlich nicht zulässig, für Not¬
standsarbeiten Tariflöhne zu zahlen. Das wissen wir.
Zu den von der Regierung festgesetztenNotstands-
arbeitcrlühnen können die sogen. Fleißprämien gezahlt
werden. Der Begriff „Fleißprämie" ist so dehnbar,
daß wir unter keinen Umständen darauf eingehen
können. Alle, die im Laufe der Jahre mit Notstands¬
arbeiten zu tun gehabt haben — dazu kann ich mich
"uch rechnen —, haben die Erfahrung gemacht,daß es
besser ist, an Stelle der Fleißprämien nach einer ge¬
wissen Einarbeitungszeit, meinethalben von 11 Tagen,
die tariflichen Bestimmungen voll und ganz in Kraft
l«ten zn lassen zum Nutzen des Notstandsarbeits-
l^ngers, in diesem Falle der Provinzialverwaltung,
zum Nutzen der in Arbeit stehendenArbeiter, aber auch
»um Nutzen des Unternehmers. Ich kann aus meiner

Praxis bestätigen — das wird jedenfalls überall der
Fall fein —, daß da, wo einsichtige Arbeitgeber sich dar¬
auf einließen, solche vertraglichen Bestimmungen ein¬
zugehen, sie keine üblen, sondern sehr gute Erfahrun¬
gen damit gemacht haben. Deshalb auch die Forderung
der Stiüdtevereinigung, Um nur ein Beispiel heraus¬
zugreifen: Wir in Bonn führen heute noch umfang¬
reiche Notstandsarbeiten aus und haben es auch im
Laufe des ganzen Jahres gemacht. Wir halben eine
Einarbeitungszeit von 14 Tagen für die nicht im Tief¬
bau bewanderten und früher dort nicht beschäftigten
Arbeiter zugelassen. Nach Ablauf der 14 Tage werden
Tariflöhne gezahlt. Stadtverwaltung, Arbeitslose und
Unternehmer sind gut dabei gelfahren, und ste verlangen
keinen anderen Zustand. Das muß ausdrücklich fest¬
gestellt werden. Deshalb fordern wir, daß bei der Ver¬
gebung t>er Arbeiten die tariflichen Bestimmungen
niedergelegt und auch eingehalten werden. (Abgeord¬
neter Hoffmann: Sehr richtig!) Meine Damen und
Herren! Wie liegen denn die Dinge? Wollte man
allenthalben nach den bestehenden Richtlinien perfahren,
so kämen die Träger der Notstandsarbeiten nicht mehr
aus den Differenzen mit den Unternehmern wie auch
mit den Arbeitnehmern heraus. Z. B. bestimmendie
Verordnungen, daß Regenstunden und Regentage nicht
gezahlt werden dürfen, selbst wenn 8N Prozent — das
ist der vorgesehene Höchstsatz — für derartige Not¬
standsarbeiten gezahlt werden. Meine Damen und
Herren! Was soll der Notstandsarbeiter denn machen,
wenn es nicht etwa stundenweise, sondern vielleicht
drei bis vier Tage andauernd regnet, wie es vielfach
der Fall ist? In die Erwerbslosenfürsorge darf er
nicht aufgenommen werden. Es darf ihm aber auch
nicht die Zeit bezahlt werden, trotzdem er 8N Prozent
des Tiefbautarifs bekommt. Die Arbeiter wissen, daß,
wenn sie nach den tariflichen Bestimmungen bezahlt
werden, sie eine Bezahlung der Negenstunden nicht ver¬
langen können, weil in der Höhe der Löhne alle diese
Zufalle mit berücksichtigt sind. Infolgedessen stehen
wir auf dem Standpunkt, daß die Zahlung von Tarif¬
löhnen und die Ginhaltung der tariflichen Bestimmun¬
gen unerläßlich ist und ein solches Nrbeitsprojekt nicht
etwa verteuert, sonder ganz wesentlichverbilligt.

Meine Damen und Herren! Alle Anträge, die die
kommunistische Fraktion hier gestellt hat, bewegen sich
in dem von mir jetzt geäußerten Sinne. Diese Antrage
stchen und fallen mit den tariflichen Bedingungen.
Haben wir tarifliche Bedingungen und werden sie ein¬
gehalten, dann sind die Anträge der kommunistischen
Fraktion haltlos, sinnlos geworden, denn sie wissen
ganz genau, daß sie über die tariflichen Bedingungen
nicht hinausgehen tonnen. Deshalb kann es für den
Prvvinziallandtag und auch für den Provinzial-
ausschuß und die einzelnen Kommissionen, die später
noch darüber gehört werden müssen, wie auch für den
VerwaltungsauKschuß des Landarbeits- und Berufs¬
amts nichts anderes geben, als dafür zu sorgen, daß
bei diesem ungeheuer großen Notstandsprojelt die tarif-
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lichen Besinnungen vereinbart und auch eingehalten
werden, (Abgeordneter Hoffmann: Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren! Noch auf einen wunden
Punkt muß ich hinweisen, Er betrifft unsere Jugend¬
lichen, Unsere Jugendlichen von 14 bis IN Jahren
dürfen in dieErwerbslosenfürsorge nicht aufgenommen
werden, es sei denn, daß die von 14 bis 16 Jahren
erstens 'die Fortbilbnngsschnle besuchen und zweitens
zur Pflichtnrbeit herangezogen werden. Sind diese
Vorbedingungen erfüllt, dann können sie erst auf¬
genommen werden, wenn die Bedürftigkeit der be¬
treffenden Familie festgestellt ist. Die Jugendlichen
von 16 bis 18 Jahren brauchen nur am Fortbi'ldungs-
schulunterricht teilzunehmen, Ist die Vorbedingung in
der Familie, d. h. die Bedürftigkeit, gegeben, so tonnen
sie mit Zustimmung des Landesarbeitsamts und der
Regierung in die Fürsorge aufgenommen werden.
Infolgedessen läuft heute ein großer Teil unserer
Jugendlichen ohne Unterstützung herum, weil die
Städte ihnen keine Pflichtarbeit in dem Ausmaße, Wie
es notwendig wäre, anweisen können. Sie lungern in
den Städten herum und geraten auf Irrwege. Alle
unsere Jugendfürsorge nützt nichts, wenn wir nicht
dafür sorgen, daß die jugendlichen Arbeiter zu Ar¬
beiten herangezogen werden. Deshalb stellen wir die
Forderung, zu Prüfen, oib nicht mindestens die 16° bis
istjährigen in einem gewissen Umfange und je nach
ihrer Körperbeschaffcnheit auch zu diesen Notstands¬
arbeiten Herangezogenwenden können. Bei einem so
großen Notstandsprojekt gibt es auch Arbeiten, die
Jugendliche ausführen können. Haben wir doch selbst
in de? Rheinprovinz Vstst erwerbslose Jugendliche von
14 bis Ist Jahren. Das sind aNein die Unterstützte»;
aber mindestens die «doppelte, menn nicht die »dreifache
Zahl ist noch vorhanden, die nicht unterstützt wird.
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das ist
ein so schrecklicherZnstand, daß wir alle Ursache haben,
uns der Not der Jugeudlicheu auf allen Gebieten an¬
zunehmen.

Ich führte eben aus, daß wir vor allen Dingen ver¬
langen müssen, baß die Bauzeit verringert wird, mit
Rücksichtauf das ungeheure Arbeitslosenheer in der
Nheinprovinz. Meine sehr verehrten Damen und
.Herren! Es wirb Sie interessieren, zu hören, daß
heute in Deutschland kein Mensch vorhanden ist, der
sagen kann: So und soviel Arbeitslose haben wir.
Auch leine Behörde ist in der Lage, dirs zu tun. Die
Zahlen, die heute der Oeffentlichkeit übergeben werden,
sind Zahlen der öffentlichenArbeitsnachweisebzw. der
in Frage kommendenOrganisationen. Wir haben nach
den Feststellungeu augenblicklichim Rheinland über
:M0NNN Erwerbslose. Das heißt, das sind die in den
öffentlichenArbeitsnachweisen Erfaßten. Wieviele Ar¬
beitslose gehen nicht zu den öffentlichen Arbeitsnach¬
weisen, weil sie keine Unterstützung beikommen und sich
nichts davon versprechen,'beim Arbeitsnachweis vorzu¬
sprechen! Alle diese sind nicht erfaßt. Welch ungeheu¬
res Maß von Elend herrscht in diesen Familien! In¬

folgedessenist unsere Forderung, daß die Bauzeit um
ein beträchtlichesMaß verringert wird, nur allzu be¬
rechtigt.

Wenn ich namens meiner Freunde eine Reihe von
Forderungen gestellt habe, deren Erfüllung wir be¬
stimmt erwarten, so mochte ich zum Schlüsse doch noch
betonen: Damit dürfen unsere Bemühungen, Arbeit
zu schaffen, keineswegs abgeschlossen sein. Es harren
in der Provinz noch soviele Projekte ihrer Erledi-
nuna, daß man nur zuzugreifen braucht, Allerdinas
wird man von selten der Provinzialverwaltuna stet?-
und ständig hören: die Mittel duzn fehlen. Meine
Damen »nd Herren! Das ist auch uns bekannt, Des-
balb haben wir in unserem Antrage, der dem Hause
vorliegt, znm Ausdruck gebracht, daß auf Grund ^!"
aroßen Arbeitslosigkeit,die im Rhein^landcnicht allein
seit geraumer Zeit herrscht, sondern zweifellos anck,
noch in der Zukunft vorbanden sein wird. Reich und
Staat einzugreifen haben. sMbaeordneter Haas: Sebv
'-ichtlg!) Das Rheinland, die rbeinische Nevölkernna
bat genug aelitten, Zinn großen Teil ist doch diese
anormale Wirtschaft durch die Nuhrbesetzung ae-
kommen. Das müssen anch Reich nnd Staat zugeben,
infolgedessen sind unsere Forderungen, die wir an
Reich und Staat zu stellen haben, nicht nnberechtmt.
Wir haben die Verpflichtung, der Provinzialverwal-
tnng den Rücken zn stärken, damit sie an maßgebender
Stelle unsere berechtigten Fordevnngen mit allem Nach-
druck vertreten kann.

Ich habe eben auf die Projekte hingewiesen, die
noch der Erledigung harren. Ich erinnere z. V an
den Hochwasserschutz, der von allen Parteien hier im
Hause seit Jahren gefordert worden ist. Ich erinnere
an die Deichbauten >bzw. den Ban von Staubecken, an
Urbarmachung und Aufforstung von Oedlandereien,
an Bahnbauten usw. Es ist eine ganze Reihe von
Projekten darunter, die die Provinz nicht, direkt zu
finanzieren oder auszuführen hat, weil es Angelegen¬
heiten des Staates sind. Aber die Provinz muß die
Forderung an maßgebender Stelle erheben. (Zurns
des Abgeordneten Hoffmann: Ausbau des Arbeits¬
programms!)

Des weiteren erheben wir die Forderung, daß man
endlich mit der gesetzlichen Bestimmung bricht, daß aus
Mitteln der Produktiven Erwerbslosensürsorge der all¬
gemeine Wohnungsbau nicht gefördert werden darf.
(Abgeordneter Hoffmann: Sehr richtig!) Ich meine,
wenn die Summen, die heute in der unterstützenden
und produktiven Erwerbslosenfürsorge aufgewendet
werden, auch nur zum Teil dem Schlüsselgewerbcznm
Bau von Wohnungen hätten zugeführt werben können,
dann würden wir nicht allein die Industrie angekur¬
belt, sondern auch ein groß Teil Elend auf dem Wob-
nungsmartt beseitigt haben. (Abgeordneter Hoffmann:
Sehr richtig!) Aber an dem starren Buchstaben des
Gesetzes »nd an dem Nichtwollen einer Aenderung
dieses Gesetzes hat es bislang gelegen,daß Wohnungs-
bauten aus Mitteln der Erwerbslosenfürsorge nicht
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gefördert werden durften. Auch die Städtebereinigung
erhebt seit geraumer Zeit die berechtigte Forderung,
daß mau endlich das Gesetz ändert und die Mittel der
Produktiven Grwerbslosenfürsorge auch zum Bau von
Wohnungen benutzt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Alles
haben wir zu tun, um einer großen Anzahl Erwerbs¬
loser Beschäftigung,zu neben. Daß dies nicht ohne Hilfe
von Reich und Staat geht, habe ich bereits ausgeführt.
Deshalb fordern wir angesichts der überaus großen
Anzahl Erwerbsloser im Rheinlande eine tatkräftigere
Hilfe von Reich und Staat, als sie bisher zu ver¬
zeichnen war.

Die Gesichtspunkte, die ich zuletzt entwickelt habe,
sind alle in unserem Antrage niedergelegt, wie die ein¬
zelnen Parteien es wohl bereits haben feststellen
können. Ich möchte namens meiner Parteifreunde
bitten, daß nnser Antrag eine einstimmige Annahme
hier im Provinziallandtag findet. An den einzelnen
Persönlichkeiten, soweit sie Abgeordnete sind, wird es
jedenfalls nicht fehlen, die berechtigten Forderungen
der Provinz auch an maßgebender Stelle zu unter¬
stützen.

Nun zu den einzelnen Anträgen, die gleichfalls zn
diesem Bauprojekt gestellt worden sind. Es liegt zu¬
nächst der Antrag der kommnnistischenFraktion vor:
„Für die Finanzierung zum Bau der Autostraße
Köln—Düsseldorfwird eine Anleihe von 1« Millionen
Mark aufgenommen." Für die Verzinsung und Til¬
gung dieser Anleihe soll die Benutzungsgebühr generell
auf 10 Pfennig erhöht werden. Meine Freunde glau¬
be», diesem Antrage ihre Zustimmung versagen zu
'Nüssen, denn die Finanzierung des ganzen Bauprojekts
ist nach der Denkschrift der Verwaltung so sorgfältig
"nfgestellt, daß es unmöglich ist, einem solchen Antrage
die Zustimmung zu geben. Wir haben auch von ein¬
zelnen anderen Parteien gehört, daß sie mit dem von
der Provinz vorgeschlagenen Gebührensatz nicht zu¬
frieden sind, sondern diesen Satz noch staffeln wollen.
Würden wir nun den Antrag der kommunistischen
Fraktion annehmen, so würden wir zweifellos das
Bauprojekt in eine gewisse Gefahr bringen. Infolge¬
dessen müssen wir den Antrag der kommunistischen
Fraktion ablehnen.

Weiter hat die kommunistische Fraktion einen Even-
tunlantrag gestellt. Auch diesen Antrag müssen wir
ablehnen, weil es auch der kommunistischenFraktion
bekannt sein dürfte, daß mit den Staatszuschüssen das
Bauprojekt steht oder fällt. Darüber gibt es gar keinen
Zweifel. (Zuruf ein.es kommunistischenAbgeordneten:
Wo sind denn die Staatszuschüsse? - Zuruf des Ab¬
geordneten Hack: Das ist der richtige März!)

Die übrigen Anträge, die die kommunistische
Fraktion gestellthat, sind zur Vertagung vorgeschlagen
wurden. Wir stimmen der Vertagung aus folgenden
Gründen zu:

Seitens der Verwaltung ist die Erklärung Ab¬
gegeben worden, baß vor Stattfinden des nächsten Pro-

vinziallandtags im März diese Anträge kaum eine
Rolle spiele» können, weil die Arbeiten bis dahin noch
gar nicht in dem Umfange vergeben werden und auch
die einzelnen Arbeitsbedingungen noch nicht festgelegt
sind. Infolgedessen haben wir Zeit und Gelegenheit,
uns bei der nächsten Tagung des Provinziallaudtags
mit diesen Anträge» zu beschäftige». (Zuruf des Ab¬
geordneten .hack: Begräbnis erster Klasse!) Das liegt
ja nicht allein an Ihnen. (Zuruf des Abgeordneten
Hack: Sondern auch an Ihnen, denn Sie machon das
immer so! — Glocke des Vorsitzenden.) Zu Ihre»
Anträgen werden wir demnächst Stellung nehmen, und
wir werden das. was davon brauchbar ist (Zuruf eines
sozialistischen Abgeordneten: Das wird nicht viel sein!),
selbstverständlichunterstützen. (Zurufe von der äußer¬
sten Linken.) Sie haben meine Ausführungen zu dem,
Was Sie wollen, gehört. Ihre Forderungen stehen und
fallen mit den Ausführungen, die ich zu den tariflichen
Vorbedingungen gemacht habe. Darüber sind Sie doch
mit mir einig: Wenn die Provinzial'verwaltung dazu
übergeht und die tariflichen Bedingungen — den Acht«
stnndcntng, die Tiefbaunrbeiterlöhne usw. — anerkennt,
dann fallen Ihre sämtlichenAnträge. Wir wollen ab¬
warten, was bis zur nächste»Tagung auf diesem Ge¬
biete geschieht. Die Provinzialve^waltung weiß ganz
genau, daß sie von dem Augenblickan, wo sie etwas
anderes macht, aus den Differenzen bei diesem un¬
geheuren Notftandsprosekt nicht herauskommt. Es
handelt sich dabei nicht um einen Arbeitgeber, sondern
um mindestens ei» halbes Dutzend. Wären die Diffe¬
renzen bei einem erledigt, so würden sie bei dem an¬
deren wieder in Erscheinung treten. Es find außer¬
gewöhnliche Zeiten nnd außergewöhnliche Arbeiten.
Für diese außergewöhnlichen Arbeiten kann nach
meinem Dafürhalten auch einmal davon abgegangen
werden, nur M Prozent des Tiefbautarifs zu zahlen,
und dazn übergegangen werden, die tariflichen Be¬
dingungen voll und ganz zur Anwendung zu bringen.

Meine verehrten Anwesenden! Znm Schluß (ironi¬
sches Bravo!) möchte ich Sie gebeten haben, dem An¬
trage der sozinldcmokratischenFraktion zuzustimmen,
i» der Hoffnung und Erwartung, daß das, was in dem
Antrage niedergelegt ist, nicht »»gehört an Reichs- und
Staatsregierung vorübergeht, sondern Reich und
Staat der Provinz weit mehr Mittel zur Verfüguug
stellen, damit sie den berechtigten Anforderungen, die
Industrie, Handel nnd überhaupt die ganze Wirtschaft
an sie stellen, gerecht werden kann. (Beifall bei den
Sozialdemokraten.)

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Qberdörster,

AbgeordneterO berdörstcr: In Verbindung mit
der Beratung dieser Vorlage wurde sowohl in der Kom¬
mission als auch im Plenum die Wirtschaftslage berührt
nnd hinsichtlich der Beurteilung der Wirtschaftslage ein
ziemlicher Optimismus zum Ausdruck gebracht. Herr
Louis Hagen hat sogar dem lieben Gott gedankt, daß
durch den Streik der englischen Kohlenarbeiter vor
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allen Dingen im rheinisch-westfälischen Industriegebiet
sine bessere Konjunktur angebrocken ist. In den ersten
Wochen des Streiks war freilich bei Kampf der eng-
lischenBergarbeiter um dicErhaltnng ihrer Existenz nach
dem Urteil der bürgerlichen Presse und der Presse, die
Herr Louis Hagen zu der seimgenrechnet, eine Geschichte,
die die Agenten Moskaus in England angedreht haben.
Wenn das schon einen Sinn gehabt hat und wenn man
weiterhin berücksichtigt, baß insbesondere die russischen
Arbeiter den Kampf des russischenProletariats nach
Kräften unterstützt haben, dann ist es weniger der liebe
Gott, der Ihnen und Ihren Freuuden einen Liebes¬
dienst, allerdings zweischneidigenCharakters, erwiesen
hat, sondern dann sind es Wohl eher diejenigen, die
den englischen Kampf unterstützt haben. Aber daraus
einen Optimismus hinsichtlichder wirtschaftlichenEnt¬
wicklung Deutschlands herzuleiten, ist meiner Meinung
nach mehr als gewagt. Deshalb ist auch die daraus
gezogene Schlußfolgerung in bezug auf den Auf¬
schwungdes Autoverkehrs und der Autoindustrie mehr
als gewagt. Wir sind zunächst noch nicht soweit, daß
der Arbeiter, der untere Angestellte und der kleine Be¬
amte in seinen, Auto fährt. In Deutschland haben
diese zunächst noch einen Hungerlohn, der diesen
Schichten nicht einmal die Befriedigung ihrer notwen¬
digsten Lebensbedürfnisse gestattet. In Deutschland
wirb einstweilen immer noch das Autofahren ^ ab¬
gesehen von den großen Autoomnibussen, die Besser¬
gestellte benutzen können — ein Privileg der besitzen¬
den Klasse sein und bleiben, und, soweit es sich um
Lastfahrzeuge handelt, ber größeren Industrie.

Aber bie Ursachen,die zur Belebung der Wirtschaft
insbesondere im rheinisch-westfälischenIndustriegebiet
und in schwachen Wellen auch in der übrigen Industrie
geführt haben, werden nicht allzu lange mehr bestehen
bleiben. Aber dies ist auch durchaus uicht das Ent¬
scheidende.Wo liegt denn die Ursache der Wirtschafts¬
krise? Sie liegt doch lediglich in dem Mißverhältnis
Mischen ber Produktionsmöglichkeit auf der eiuen und
der Möglichkeit des Verbrauchs auf der anderen Seite.
Diese Differenz hat natürlich ihre Ursache darin, daß
die vorhandene Kaufkraft in gar keinem Verhältnis
zu der Gesamtsumme der Warenpreise steht. Wenn
man von« eng nationalen Gesichtspunkte aus diese
Dinge behandelt, wirb man immer zu einem schiefen
Urteil kommen, denn bie Welt ist ein einheitlichesWirt-
slhaftsgebiet, mit Ausnahme vielleicht eines einzigen
Staates, wo mau nicht jedem gestattet, aus- unb ein¬
zuführen, was ihm beliebt. Deshalb wird, solange
dieses Mißverhältnis zwischen der Gesamtsumme der
Warenpreise auf der einen Seite und der Konsum¬
möglichkeitauf ber anderen Seite besteht, auch diese
Wirtschaftskrise bestehen. Sie wird solange bestehen,
wie diese widersinnige Wirtschaftsordnung überhaupt
bestehen bleibt. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)
Wenn in unserer Wirtschaft aus Ursachen, die in den,
englischen Bergarbeiterstreil, in der Besserung des

französischen Franken oder in Zollkrisen einzelner
Staaten liegen, eine Besserung eintritt, so hat bas mit
der gesamtenweltwirtschaftlichenLage gar nichts zu tun,
und die Armee der Arbeitslosen, dir nicht nur in
Deutschland, sondern in der ganzen Welt in einer Zahl
von 11 bis 12 Millionen vorhanden ist, wird dadurch
keineswegs verschwinden. Wir sind der Auffassung,
daß auch burch Notstandsarbeiten diese Erwerbslosig¬
keit nicht beseitigt werden kann, und daß die Ab-
schwächung der Erwerbslosigkeit infolge Durchführung
von Notstandsarbeiten nur eine ganz geringe sein
wird. Aber wir werden nichtsdestoweniger bei jeder
Gelegenheit jede Möglichkeit,die kapitalistische Reserve¬
armee zu verringern, ausnutzen. Nicht nur Herr
Hagen, sondern auch die anderen Vertreter des Pro-
vinziallandtags, die hier die Interessen des Ausbeuter-
tums zu Pertreten haben, haben an dem Bestand der
Roservearmee das allergrößte Interesse. Ohne diese
Reservearmee wäre es ihnen nicht gelungen, der Ar¬
beiterschaftDeutschlands die heute bestehendeArbeits¬
zeit aufzuzwingon; wäre es ihnen nicht gelungen, sie
zu diesen Schundlöhnen zu beschäftigen. Sie brauchen
diese Reservearmee, und alles, was von ihrer Seite
über die Möglichkeit, Arbeit zu schaffen,gesagt wird,
ist weiter nichts als eine schöne Phrase, hinter der
nichts steht. Sie gebrauchen diese Erwerbslosennrme«,
um auch weiterhin die Produktionskosten auf Kosten
der Arbeiterschaft zu verringern. (Sehr richtig! bei den
Kommunisten.) Danach beurteilen wir unsere Stellung
zu diesen Dingen. Die Ausführungen Ihrer Vertreter
sowohl im Ausschuß als auch im Plenum haben be¬
stätigt, daß es Ihnen gar nicht darauf ankommt, Ar¬
beit zu schassen, und noch viel weniger für diese Arbeit
nun auch soviel zu zahlen, daß eine Wiederherstellung
der aufgewandten Arbeitskraft den Arbeitern möglich
wird. Ihnen kommtes vielmehr darauf an, auf Kosten
der Arbeiter und auf Knochen der Arbeiter eine Ein¬
richtung zu schaffen, die in erster Linie Ihren besonde¬
ren Interessen dient. (Lebhafte Zustimmung bei den
Kommunisten.)

Auch wir sind der Auffassung, daß die Verkehrs¬
verhältnisse auf der Provinzialstraße Köln-^Düsseldorf
unhaltbar sind. Ich kenne diese Verhältnisse aus eige¬
ner Anschauung genau. Ich weiß, welche Zahl von
großen und insbesondere kleinen Unfällen sich ununter¬
brochen an den einzelnen Gefahrenpunkten dieser
Straße zuträgt. Erst am 24. waren in meinem Wohn¬
ort und in dem Nachbarwohnort drei Todesfälle in¬
folge von Autounfällen auf dieser Strecke zu verzeich¬
nen. Schon bei dem heutigen Verkehr sind die Ver¬
hältnisse unhaltbar, und bei der zu erwartenden Ver-
tehrssteigerung wird natürlich in kürzester Frist der
heutige Zustand noch um vieles verschlimmert werden.
Deshalb sind wir der Auffassung, daß schon im Inter¬
esse der Anwohner dieser Straße, im Interesse derer,
die sie täglich als Fußgänger, als Radfahrer oder mit
dem Fuhrwerk benutzen müssen, diese Verhältnisse zu
ändern sind.
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Wir lohnen die Errichtung von Umgehungsstraßen
um die bebauten Ortschaften ab, weil wir her Auf¬
fassung sind, daß sie vom wirtschaftlichenStandpunkte
aus keineswegs zu empfehlen und deshalb auch vom
Gesichtspunkte der Provinz nicht günstig sind. Wir
stehen also an und für sich dem Plan der Errichtung
einer besonderen Autobahn Köln—Düsseldorf sym¬
pathisch gegenüber. Aber wir werden nicht unter allen
und jeden Bedingungen und unbesehen diesem Plan
zustimmen,weil neben den Interessen, die insbesondere
für die Anwohner uud Benutzer her jetzigen Straße
dabei in Frage kommen, vor allem für diejenigen, die
demnächstmit ihren Fahrzeugen die Straße benutzen
werden, ein viel größeres Interesse an der Errichtung
dieser Einrichtung vorliegt. Wenn wir diese beider¬
seitigen Interessen abwägen, bann kommen wir zu der
Auffassung, daß diese Einrichtung, die speziell den
Interessen der Autobesitzer dient, auch von diesen
Kreisen finanziert werden muß. Wir betrachten die
Aufbringung der Kosten für hie Verzinsung und Til¬
gung hes Anlagekapitals sowie für den Unterhalt nicht
wie die Beträge, die als Steuern in dem einen oder
anderen Falle allgemein erhoben werden, weil sie all¬
gemein erhoben werden und auf die Masse der Ver¬
braucher abwlllzbar sind. Diejenigen, die diese Auto¬
bahn benutzen, haben schwerlich die Möglichkeit, die
Gebühr, die sie für diese Benutzung zu zahlen haben,
>um irgendwo abzuwälzen, weil nnr ein ganz kleiner
Teil der Produkte auf dieser Bahn befördert wird, und,
soweit es sich um Personen- oder Luxusautos handelt,
diese Abwälzbarkeit natürlich äußerst schwierig ist. Die
Erhebung einer Gebühr ist für uns eine glatte Selbst¬
verständlichkeit, weil sie nur eine Gegenleistung für die
Benutzung einer dem eigenen Vorteil, der eigenen Be¬
quemlichkeitdienenden Ginrichtung darstellt und weil
gleichzeitighurch die Benutzung für die Betreffenden
ein materieller Vorteil in die Erscheinung tritt, durch
Zeitersparnis, durch geringeren Verbrauch an Be¬
triebsstoff, durch geringere Abnutzung der Fahrzeuge,
^s ist natürlich außerordentlich schwierig, diese Vor¬
teile, mit Ausnahme des geringeren Vetriebsstosf-
bcrbrauchs, in Geldeswert zu berechnen. Aber meiner
Meinung nach ist der Zeitgewinn ein ungeheurer.
Denken wir z. B. einmal an Herrn Louis Hagen. Ich
werde immer wieder «n Sie erinnert, weil ich Sie
dauernd anschauen muß. (Herr Abgeordneter Hagen
erhebt sich von seinem Platze und begibt sich in den
Hintergrund des Saales. Heiterkeit.) Wenn er heute
von Köln nach Düsseldorf mit der zulässigen Geschwin¬
digkeit fährt, gebraucht er 1^ Stunden. Wenn er dem-
'lachst diese Bahn benutzt, kann er mindestens in der
Hälfte her Zeit hinkommen. Wenn man bedenkt, daß
das für ihn einen Zeitgewinn von 52 Minuten aus¬
macht und daß seine Arbeitskraft Pro Minute sicherlich
sehr hoch bewertet wird, so muß man schon zu der
Auffassung kommen, daß hier wirklich her materielle
hortest für die Benutzer ein so eminenter ist, daß auch
die Kosten für Verzinsung und Amortisation sowie die

Betriebskosten durch die Benutzungsgebühr aufgebracht
werden können und daß das erforderliche Kapital nicht
aus der produktiven Erweibslosenfürsorge zu nehmen,
sondern durch eine Anleihe auf dem allgemeine»
Kapitalmärkte aufzubringen ist.

Nach den Angaben der Provinzialverwaltung in
ihrer Denkschrift sind zur Ausführung des Projekts
17 Millionen erforderlich. Wir haben Anträge gestellt,
die bei ihrer Durchführung die Sache immerhin um
ungefähr 5 Prozent durch höhere Löhne und sonstige
Vergünstigungen für die Arbeiter verteuern. Wir haben
deshalb unter Berücksichtigung unserer Anträge mit
einem Kostenanfwandc von 18 Millionen gerechnet.
Wenn Mir zur Verzinsung und Tilgung dieses Be¬
trages 10 Prozent zugrunde legen, so sind jährlich
1,8 Millionen notwendig. Hierzu 200 000 Mark Unter¬
haltungskosten, macht rund zwei Millionen. Wenn Sie
die Wahrschcinlichkeitszahlenfür die Benutzung der
Bahn vom Jahre 1930 ab, die in der Denkschrift der
Provinzialverwaltung enthalte» sind, zugrunde legen
und für hie Personenwagen nicht fünf Pfennig, son¬
dern 10 Pfennig pro Kilometer nehmen, bann werden
Sie an Gebühren hie runde Summe von zwei Millionen
Mark erhalte». Nicht berücksichtigt sind bei dieser Auf¬
stellung Krafträder und dergl., die immerhin auch noch
einiges bringen werden. Wir sind schon der bescheide¬
nen Auffassung, daß, wen» man für einen kleinen Last¬
wagen, für einen Schnellieferwagen in dieser Vorlage
auch einen Groschenfür hen Wagenkilometer zugrunde
legt, dann die Leute, die Personenwagen fahren, sicher¬
lich in der Lage sind, has gleiche zu zahlen. Wir sind
weiter der bescheidenen Auffassung, daß der materielle
Vorteil, der 'diesen Kreisen infolge Zeitersparnis zu¬
fließt, viel größer ist als die erhöhte Gebühr, die wir
verlangen. Also alle Einwendungen vom finanz¬
technischen Standpunkte aus bürsten nicht haltbar sein,
wenn man nicht von vornherein bei dieser Sache die
Absicht hat, diesen Kreisen, in deren vorwiegendem
Interesse die Einrichtung geschaffenwird, auf Kosteil
der Allgemeinheit einen Worteil zu verschaffen. Dazu
haben wir leine Veranlassung.

Wir müssen aber auch deshalb diese Finanzierung
fordern, weil wir es grundsätzlich ablehnen müssen,
daß für eine solche Art sog. Notstandsarbeiten Mittel
hergegeben werden, hie von der Arbeiterschaft unter
de» allergrößten Entbehruugen aufgebracht werden.
Die Mittel der Erwerbslosenfürsorge werdet! von der
Arbeiterschaft aufgebracht. Jeder Arbeiter und jeder
Angestellte bis zu einer gewissen Gchaltsgrenze zahlt
laufend seine drei Prozent vom' Lohn für die Erwerbs¬
losenfürsorge. Jetzt will man von Hiesem Gelde
12 Millionen zur Herrichtuug einer solchen Einrich¬
tung zur Verfügung stellen, die in erster Linie einer
gewissen Oberschichtder Bevölkerung dient. Wie ge¬
sagt, das ist nicht notwendig, um Arbeitsgelegenheit
zu schassen, denn heute ist der Kapitalmarkt so flüssig,
daß die Provinz zu diesem Zwecke, der immerhin ein
produktiver ist, auch "den erforderlichen Betrag erhalten
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kann. Die Provinz hat zu Zwecken, die nicht unmittel¬
bar produktiv sind, sondern bie durch im Haushalts-
plau jährlich einzusetzende Betrage verzinst und amor¬
tisiert werben, im laufenden Jahre viel höhere An¬
leihen untergebracht,

Gin weiterer Grunb, weshalb wir "diese Finauzie-
rnngsgrnnblage fordern, ist aber der, baß wir damit
alle einschränkenden Bestimmungen der produktiven
Erwerbsloscnfiirsorge für die beim Van der Straße
beschäftigten Arbeiter von vornherein verhindern
wollen.

Wenn Sie sich einmal mit diesen Bestimmnngcn be¬
schäftigen und Dom Gesichtspunktebes Arbeiters die
Dinge betrachten — was natürlich nicht 'bei allzn vielen
von Ihnen vorausgesetzt werden kann —, so werden
Sie finden, daß diese Bestimmungen vielleicht für eine
Znchthausordnung angebracht wären, aber nicht als
Arheitsbcbinguugen für freie Arbeiter. (Zustimmung
bei den Kommunisten,) Soweit Pflichten in Betracht
kommen,soweit es sich nms Steuerzahlen handelt, so¬
weit es sich um die Beiträge zur Sozialversicherung
handelt, ist ber Arbeiter frei, hat er die Freiheit, zu
zahlen. Aber soweit es sich um das Arbeitsrecht han¬
delt, ist er sieknebeltin jeder Beziehung! Eine Be-
triebs'vertretnng, wie sie sonst in jedem Netriebe ist,
kennt man bei den Notstandsarbeitern noch nicht, und
alle Versuche auf diesem Gebiete haben bisher zn
keinem Erfolge geführt. Deshalb müßten Sie, wenn
die Ausführungen bes Zentrumsredners, baß Sie auch
eine anständige Existenz für die beschäftigtenArbeiter
wünschen, ernst gemeint sind, meiner Meinung nach
auch von dieser Stelle ans dafür sorgen, daß diese ein¬
schränkendenBestimmungen beseitigt werden.

Und wie sieht es mit der Entlohnnng ber sog, Not-
stanbsarbeiter aus? Der Tariflohn enthält nach den
Darlegungen des sozialdemokratischenRedners einen
höheren Zuschlag für Regentage, Nach unserer Auf¬
fassung aber bebeutet er nichts weiter als einen elenden
Hungerlohn, Rechnen Sie sich doch einmal aus. was
der Arbeiter bei einem Stundenlohn von 76 Pfennig,
abzüglichSteuern. Sozialversicherungs- unb Erwerbs-
losenvcrsichernngsbeiträge, bei einer vollen Woche zu
seinem Lebensunterhalt hat, nnb wie wenig er hat,
wenn in diese Woche noch einige Regentage fallen.
Dann wird man Wohl nicht mehr bie Auffassung haben,
daß in diesem Lohn auch noch etwas als Ansgleich für
Regentage enthalten ist.

Aber ber Erwerbslose soll in der Reges nur
stN Prozent dieses Tariflohnes haben. Das bedeutet
einen Stundenlohn von 61 Pfennig. Der Redner der
SozialdemokratischenPartei hat hier bie ganze Tabelle
der Erwerbslosenunterstiitzungssätze vorgetragen. Aber
es Märe sicherlich für die Beurteilung der hier zur Be¬
schlußfassung vorliegenden Anträge in Verbindung
mit dieser Vorlage richtiger und notwendiger gewesen,
einmal nachzurechnen,was nun der Notstandsarbeiter
tatsächlich bei dieser Arbeit erhalten wirb. Ich bin

überzeugt, wen» die Arbeiter so eingestellt wären wie
Sie, bann würden sie lieber bei der etwas geringeren
Unterstützung arbeitslos sein, als die viele Arbeit für
dieses wenige Geld zu leisten. (Sehr richtig! bei den
Kommunisten,) Der Arbeitswille ist aber bei der Ar¬
beiterschaft noch so stark, daß sie auch einmal zu un¬
günstigen Bedingungen und schlechten Löhnen bereit
sind, zu arbeiten, wenn sie blos; arbeiten können und
ein klein wenig mehr als diese elende Unterstützung
bekommen. Aber wir verlangen, baß für den Fall, daß
unser Antrag bezüglich der Finanzierung abgelehnt
wird und Mittel der produktiven Erwerbslvsenfürsorge
znr Finanzierung benutzt wcr-deu,dann die Arbeiter
so gestellt "werden, als wenn es sich nicht nm Notstands-
arbeitcn, sondern um allgemeine sonstige Arbeiten han¬
delte. Die Bestimmungen lassen ja immerhin einiges
zn, wenn ber gute Wille vorhanden ist, im Interesse
ber Arbeiter etwas durchzuführen. In der Praxis
findet man diesen guten Willen selten. Wir setzen
ihn anch nicht bei der Provinzialverwaltung voraus.
Noch weniger sehen wir ihn bei ben sechs großen
Firmen voraus, die die Ausführung dieser Arbeit even¬
tuell erhalten werden. Wir nehmen an, daß hier ähn¬
lich Verfahren wird, wie wir es bisher in der Praxis
allgemein beobachten "konnten, (3s ist doch sicherlich ein
starkes Stück, wenn Unternehmer aus ber Durchfüh¬
rung von Notstllndsarbeiten nuu »och außerordentlich
große Profite ziehen. Bei dem vorliegenden Projekt
werden, ohne daß alle raffinierten Methoden der Aus¬
beutung angewandt werden, also in ber Annahme, daß
es sich hier um humane Unternehmer handelt, die
natürlich Weiße Raben in den Kreisen ber Ausbeuter
darstellen, immerhin von diesen 17 Millionen glatt
drei Millionen als Unternehmerprofit eingesackt
werden. Daß dieser Betrag ein viel höherer sein wirb,
liegt nicht nur im Bereich ber Möglichkeit, sondern
wird sogar wahrscheinlichsein.

Wie ist die Praxis bei ber Ausführung von Not-
staubsarbciten? Man sagt grundsätzlich: Vei Leistung
eines Facharbeiters kann — beileibe nicht muß —
der Lohn eines Facharbeiters verdient werden. Man
benutzt dazu sog, Lcistungszulagen, Leistnngsprämien,
die natürlich viel geringer sind als die tatsächliche
Leistung, bie der einzelne Arbeiter zu vollbringen hat.
Wer die Möglichkeithat, sich die nötige Nahrung zu¬
zuführen, und gesnnb ist, kann in drei bis vier Wochen
die Vrdarbeit in der gleichen Weise vollbringen wie
anch der sog, Facharbeiter, Aber warum kann man
nun nicht unbedingt nach einer solchen Zeit mindestens
den Tariflohn zahlen? Nein, barauf kommt es nicht
au, das ist nicht bas Entscheidende, Man muß viel¬
mehr durch Leistungsznlagen, durch Prämien oder aber
anch dnrch ansgesprochene Akkordarbeit, die insbeson¬
dere bei ben Ladekolonnen angewandt wirb, bie Mög¬
lichkeit znr Steigerung des Profits bis znm Letzten
ausnutzen. Ich kann Ihnen aus der Praxis folgendes
Beispiel sagen: Für die Höherlegung einer Straße —
allerdings keiner Provinzialstrahe — erhielt der Unter-
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nehmer Pro Kubikmeter bewegter Gvde 1,70 Mark.
Dieser Unternehmer bat der Ladekolonne zugemutet,
den Kubikmeter für 35 Pfennig zn laden (Hört, hört!
bei den Kommunisten.) Der Unternehmer hat von den
Leuten eine Stundenleistung von 2,4 Kubikmeter ver¬
langt. Leute, die bloß 1^ Kubikmeter pro Stunde
geladen haben, hat er als unbrauchbar entlassen, (Hört,
bort! links.) Wenn man die Gleisarbeiten, die Vrd-
Nertei'Iungsarbeiten wirklich gut berechnet, dann wird
dieser Unternehmer zur Durchsuchung dieser Arbeit Pro
Kubikmeter 70, höchstens 75 Pfennig, aufgewandt
bähen, Erhalten hat er aber von "der Gemeinde, die
mit 'den Mitteln der Produktiven Evwerbslosensürsorge
die Arbeit durchführte, 1,70 Mark. (Zuruf: Unerhört!
bei den Kommunisten. Znruf des AbgeordnetenVllter-
'odt: Welche Gemeinde?) Es ist die Gemeinde Rhein¬
dorf gewesen, die ihre Straße nach Wiesdorf höher¬
gelegt hat. Sie können diese Dinge nachprüfen. Gehen
Sie anch einmal an die Wupperregu'lierung nach Leich-
üngen. Dort hat man von den Leuten Akkordbedingun-
ne» verlangt. die unglaublich waren. (Zuruf des Ab¬
geordneten Vaterrodt: Welche denn?) Man hat von
ihnen Arbeitsleistungen verlangt, die täglich 12 und
!5 Kubikmeter betrugen. Das ist die Praxis, die an¬
gewandt wird, um den Arbeiter dnrch einige Pfennige
"lehr Lohn zu reizen, mehr herzugeben, als er in
Wirklichkeit herzugeben hat. Wer von Vrdarbeite»
etwas Ahnung bat, wer weiterhin weist, wie diese Leute
»nter den Witterungsrinflüssen zu leiden haben, welche
besonderen Aufwendungen sie neben einer guten Er¬
nährung bei dem starken Verschleiß an Schuhen und
«or allen Dingen auch an Kleidung haben, weiß, daß
biese Löhne, die normalerweise für diese Arbeiten ge¬
zahlt werden, viel z« gering sind, erst recht aber die
Löhne, die bei der Produktiven Erwerbslosenfürsorge
in Betracht kommen. Deshalb verlangen wir, daß
"ie in dem Betrage enthaltenen Unternehmerprosite
Wenigstens "den Arbeitern zugute kommen, die mit
'hren Klassengenossen70 Prozent Hes Betrages zur
Verstellung der Autobahn aufzubringen haben.

Das sind uusrre grundlegenden Anträge. Wir haben
weiterhin spezialisiert gefordert — und wir müssen
solche Sicherungen durch die Beschlüsse des Provinzinl-
landtags haben, wenn wir der Vorlage insgesamt zu¬
sammen sollen —. baß sowohl in bezug auf die Ar¬
beitszeit als auch in bezug auf die Entlohnung wirklich
erträgliche Verhältnisse bei der Durchführung dieser
Arbeit Geltung haben. Wir sind weiter der Auffassung,
baß hier zum Teil Leute beschäftigt werden, die zur
Erreichung der Arbeitsstelle von ihrem Wohnort aus
wöchentlich höhere Beträge für Fahrgelder aufwenden
«'üssen. Glauben Sie, baß man, wenn man 26 Mark
vro Woche als Verdienst hat nnd damit einer Familie
den Lebensunterhalt gewähren muß — fragen Sie nur
nickst, wie der ist —, dann noch drei, vier oder mehr
Mark für Fahrgelder aufwenden kann? Das RWE.

i und auch die Mülheimer Kleinbahngesellschaft,die in

diesem Gebiet Straßenbahnen betreiben, haben Fahr¬
preise, die in keiner Weise den Löhnen der Arbeiter
angepaßt sind. Auch die Fahrpreise der Zeitkarten auf
dieser Strecke sind zum Teil doppelt so hoch wie die der
DeutschenReichsbahn, A.-G. Deshalb verlangen wir,
daß diejenigen, die auf Grund ihrer Erwerbslosigkeit
zu dieser Arbeit kommandiert werden, für den Fall,
daß sie Fahrgelder aufwenden oder weite Wege zurück¬
legen müssen, dafür besondere Entschädigungenerhalten.
Es wird aber außerdem auch einem Teil der Arbeiter
nicht möglich sein, täglich nach Hause zu kommen,vor
allen Dingen, wenn — das ist auch unser Wunsch —
die Banzeit möglichst abgekürzt wird und eine größere
Zahl von Erwerbslosen, als zunächst vorgesehen war,
Beschäftigung erhält. Dann wird ein Teil der Ar¬
beiter nicht täglich nach Hause können. Für diese Ar¬
beiter muß Uuterkunfts- und Verpflegungsmöglichkeit
geschaffen werden. Wir haben, wenn die Provinz die
Hauptarbeiten uicht in eigener Regie durchführt, zu
den Unternehmern nicht das Vertrauen, daß sie solche
Einrichtungen schaffen, weil wir wissen, daß die Unter¬
nehmer nicht einmal solche Einrichtungen als Mittel
zum Zweck der Beschäftigungsmöglichkeitdieser Ar¬
beiter unterhalten, sondern daß sie diese Einrichtungen
auch wieder zu einer Profitguellc zu machenversuchen.
Es wäre schon der Gipfel der Gemeinheit, wenn die¬
jenigen, die zwangsweise diese Arbeit ausführen
müssen, gezwungen wären, in elenden Baracken zn
kampieren, fett- und kraftloses Essen zn sich zu nehmen
und dafür noch einen großen Teil ihres Verdienstes
aufzubringen. Das wäre doch wirklich eine nicht zn
»verantwortendeZumutung. Diejenigen, die von ihrem
Lohn noch eine Familie zu unterhalten haben, haben
für dergleichen Sonderanfwendnngcn, die mit der
Uebernachtnng und Verpflegung draußen im Zu¬
sammenhang stehen, von ihrem Lohn durchaus nichts
übrig. Aus dem Grunde haben wir verlangt, daß dir
Probinz diese Uebernachtnngs- und Verpflegungs¬
möglichkeitenvon sich aus als Bauherr schafft — das
halten wir technisch für durchaus möglich—, als eine
soziale Einrichtung schafft, und daß die Arbeiter auf
der anderen Seite nur das für die Unterbringung und
Verpflegung zahlen, was ihnen tatsächlich für diesen
Zweck als Zulage neben ihrer regulären Bezahlung ge¬
geben wird. Um das Defizit, das für die Provinz dar¬
aus sich bestimmt ergibt, decken zu tonnen, haben wir
beantragt, für diesen Zweck 500 000 Mark zur Ver¬
fügung zu stellen.

Im Ausschußhat man beschlossen,die beiden grund¬
legenden Anträge von »ns, eine Anleihe zu diesem
Zwecke aufzunehmen und keine Mittel der produktiven
Erwerbslosensürsorge in Anspruch zu nehmen, wie
auch den dazu gestellten Vventualantrag, der die
Streichung des Satzes aus der Vorlage des Provinzial-
ausschusses borsieht, der sich auf die Inanspruchnahme
der Mittel der produktiven Erwerbslosenfürsorge be¬
zicht, abzulehnen. Der Ausschuß hat weiter beschlossen,
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die übrigen Anträge von uns dem Provinzialnusschuß
als Material zu überweisen und eventuell dem nächsten
Provinziallandtag vorzulegen.

Wir werden natürlich im Gegensatzzu diesem Vor¬
schlage des Ausschusses beantragen, das; heute über
diese Anträge abgestimmt wird, und zwar vor dem
Hauptantrag, weil wir unsere Zustimmung zu dev
Vorlage von einem Minimum an Sicherungen für die
Arbeiterschaft abhängig machen, und zwar verlangen
wir einmal, Haß die 5N0N0NMark für die Bezuschussung
der Verpflegungs- und Uebernachtungsmöglichkeiten
bereitgestellt werden, und zum anderen, daß ein wei¬
terer Betrag in Höhe von 75NNN0 Mark zur Verfügung
gestellt wird — wir behalten nns vor, diesen Antrag
ebenfalls noch einzubringen —, um für die Arbeiter,
die als Notstandsarbeiter beschäftigt werden, von
feiten der Provinz in einer zulässigen Form einen
Ausgleichbis zum Tariflohn zu zahlen. Wir verlangen
ferner, daß eine Durchschnittsleistung von fünf Kubik-
meter in der Kolonne pro Mann nnd Tag festgelegt
wird. Es wurde uns gestern mitgeteilt, daß bei
der Kostenberechnung der Provinzialverwaltung eine
Durchschnittsleistung von 'sechs Kubikmeter angenom¬
men ist. Ferner wnrde nns mitgeteilt, daß die Firmen,
mit denen bereits über die Durchführung der Arbeit
Fühlung genommen ist, eine Durchschnittsleistung von
acht Kubikmeter angeboten haben, Sie sehen hieran,
daß das, was ich vorhin über die vorliegende Praxis
ausgeführt habe, sich hier bereits im Vorstadium be¬
findet. Ohne daß diese drei minimalen Bedingungen
angenommen werden, können wir es nicht verantwor¬
ten, dieser Vorlage zuzustimmen, nnd zwar deshalb
nicht, weil erstens 'die Arveiterschaft unmittelbar
7l1 Prozent der Kosten dieser Ginrichtung durch ihre
Beiträge zur produktiven Erwerbslosenfürsorge auf¬
bringt, weil zweitens diese Einrichtung vorwiegend
einer Oberschichtdient, die in der Lage ist, die Kosten
aufzubringen, die bei einer anderen Finanzierung des
Projekts aufgebracht werben müssen,und weil drittens
dann die Sicherungen nicht vorhanden sind, baß die
Arbeitszeit eingehalten und den beschäftigten Arbei¬
tern wenigstens der Tariflohn gezahlt wird. Wir sagen
Ihnen ganz offen: Wir Pfeifen auf Arbeitsbeschaffung,
wenn die Arbeiter bei dieser Arbeit nicht ihre Existenz
finden, (Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Wir
sagen Ihnen ganz klar: Die Arbeiterschaft lehnt es ab,
für einen Hungerlohn eine Dreckarbeit zu machen.
Wenn Sie dieser Auffassung sind, überlassen wir es
Ihnen, diese Arbeit zu diesen Bedingungen durchzu¬
führen. Wir sind durchaus damit einverstanden, daß
diejenigen, die nachher die Sache benutzen, auch jetzt
die Arbeit zu diesen Bedingungen machen. Der Ar¬
beiter steht sich wirtschaftlich besser, wenn er diese
bungerunterstützung weiterbezieht, anstatt hier seinen
Körper zu ruinieren um einen Betrag, der nur um
ein ganz geringes höher ist. Das ist unsere Auffassung
dazu. Wir sind überzeugt, daß die Arbeiterschaft diese
Stellung verstehen wird, daß die Arbeiterschaft, auch

die christliche, anerkennen wird, daß es nicht nur darauf
ankommt, zu arbeiten, sondern daß der Zweck der
Arbeit für die Arbeiterschaft ist, ihre Lebensbedürf¬
nisse einigermaßen zu befriedigen. (Zustimmung bei
den Kommunisten.) Die Herren von der Sozialdemo-
tratie mögen sich diese Argumente einmal ganz genau
überlegen. Wir werden nicht zunächst dieser Sache
unsere Zustimmung geben, um nachher zu versuche»,
das eine oder andere noch zn retten, sondern wir ver¬
langen diese Sicherheit bei der Schaffung einer Ein¬
richtung, die der Arbeiterschaft nur mittelbar dient,
indem die jetzigen Verkehrsverhältnisse auf dieser
Straße gebessert werdeu.

Es ist wirklich typisch, daß hier die Frage der
Gebührenerhebung auf feiten der Interessenvertreter
der Autobesitzernur eine ganz untergeordnete Bedeu¬
tung gehabt hat, daß diese Leute darin durchaus keine
Belastung erblicken. Man kann vielmehr jetzt schon
ganz deutlich erkennen, daß sie darin für sich einen
Vorteil sehen. Gs wäre ihnen natürlich viel angeneh¬
mer, wenn es heute schon möglich wäre, überhaupt eine
Gebührenfreiheit zu erhalten, um in dieser Form sofort
eine Subvention auf Kosten der Allgemeinheit ein¬
stecken zn können. Sie können sich darauf verlassen,
sobald diese Nahn fertig ist, wird von dieser Seite die
Initiative ergriffen werden, um, wenn nicht die Ge¬
bühren von vornherein sofort zu beseitigen, sie doch
wenigstens so zu gestalten, daß auch dann wieder die
Allgemeinheit einen großen Teil dieser Gebühren auf-
briugt und die zahlungsfähigen Schichtenmöglichst ge¬
schont werden. Das sehen wir schon heute ganz klar.
Nns dem Grunde unsere Stellungnahme.

Wenn die drei Bedingungen, die ich bereits behan¬
delt habe, nicht erfüllt werben, werden wir dieser Vor¬
lage nicht zustimmen. Ich möchte noch eins ergänzend
bemerken: Wir haben nicht nur eine achtstündigeAr¬
beitszeit verlangt, sondern wir haben verlangt, daß
wöchentlich ^2 Stunden gearbeitet wird, und zwar aus
verschiedenenGründen: Einmal, weil die weit entfernt
wohnenden Arbeiter, die insbesondere nur Sonntags
nach Hanse können, Montags nicht bei Beginn der
Arbeitszeit an der Arbeitsstelle sein können, also Mon¬
tags für sie ein späterer Arbeitsbeginn in Betracht
kommt. Gs ist diesen Leuten nicht nur vom mensch¬
lichen Gesichtspunkteaus zu gönnen, sondern es muß
eine glatte Selbstverständlichkeitsein, daß sie Samstags
nicht erst um 6, 9 oder 10 Uhr zu ihrer Familie
tommeu, sondern bereits am Frühnachmittag. Unter
Berücksichtigungdieser Verhältnisse muß Montags ein
späterer Arbeitsbeginn und Samstags ein früherer
Arbeitsschluß möglich sein. Gs ist selbstverständlich,
daß bei der Verkürzung der Arbeitszeit auch der ent¬
sprechende Lohnausgleich gezahlt werden muß, wie wir
es beantragt haben. Aber es kommt hier auch noch ein
anderer Grund in Betracht, der von prinzipieller Be¬
deutung ist. Ich habe Ihnen bereits vorhin die wirk¬
liche Ursache der Wirtschaftskrise angedeutet. Wenn
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Sie tatsächlichben guten Willen haben, die Arbeits-
losigleit wenigstens etwas einzudämmen, so ist das nur
möglich wenn gleichzeitigmit her technischen Entwick¬
lung der Wirtschaft die Arbeitszeit allgemein verkürzt
wird. (Sehr gut! bei den Kommunisten.) Wenn Sie
die Zahlen zugrunde legen, die heute vorhanden sind,
su würbe schon bei einer generellen achtstündigen Ar¬
beitszeit ein großer Teil der Erwerbslosen in den
Produktionsprozeß hineingebracht werden tonnen.
Wenn aber die Arbeitszeit allgemein auf 42 Stunden
verkürzt würde, dann würde die Möglichkeit bestchen,
ungefähr die Gesamtzahl >der Erwerbslosen zu be¬
schäftigen. Wir fordern nicht nur eine angemessene
Unterstützung für 'die Erwerbslosen, sondern wir for¬
dern eine Reorganisation der Wirtschaft, um allen Ar¬
beitsmöglichkeitenzu geben. Und wenn Ihre ganzen
Ausführungen bezüglich der Erwerbslosen keine Phra¬
sen und Heuchelei sein sollen, dann müssen Sie es doch
eigentlich alle begrüßen, daß man durch Verkürzung
der Arbeitszeit allen Arbeitsmöglichkeit gibt. Sollen
wir nicht 'die Arbeit, die ha ist, teilen, um dem ein¬
zelnen das Leben erträglicher zu gestalten, um das, was
wir heute für die Unterhaltung der Erwerbslosen auf¬
bringen, nun wirklich wirtschaftlicher anzuwenden, in¬
dem es als Lohn 'den Arbeitern zugeführt wird? Ich
glaube durchaus, daß Kiese Sache, volkswirtschaftlichge¬
sehen, vernünftig ist. Wenn wir das bei "dieser Arbeit
einer öffentlichenKörperschaft vorgeschlagenhaben, so
aus dem einen Grunde, um diesen Gedanken überall
bropagandistischvertreten zu können.

Nach «den Ausführungen der verschiedenen Fraktions¬
redner wie auch nach den Abstimmungen in der Kom¬
mission ist zunächstanzunehmen, daß unsere Anträge,
sowohl die grundsätzlichen wie auch die Anträge, die
sich auf die Arbeitszeit uud 'die Bezahlung von Zu¬
lagen für besondereFälle beziehen,abgelehnt oder dem
Provinz ialausschuß überwiesen werden. Wir sagen
Ihnen, daß damit für uns die Sache keineswegs ihre
Erledigung gefunden hat. Wir werden vielmehr alles
daransetzen,daß die Leute, die hier beschäftigtwerden,
auch als Notstandsar'beiter in ihren wirtschaftlichen
Organisationen sich zusammenfinden und den Kampf
fuhren um diese Dinge. Wenn Sie schon ein Interesse
daran haben, daß >die Ginrichtung ohne Verzögerung
fertiggestellt wird, 'dann werden Sie auch als Vertreter
der rheinische»Bevölkerung, als Provinziallandtags-
augeorduete, dem durch Zustimmung zu unseren An¬
trägen Rechnung tragen. Wir werden die Arbeiter
aufrufen, baß sie hier den Kampf um ihre Existenz mit
nlleu Mittel» führen, daß sie in keiner Weise unter
diesen erbärmlichen Kulibebingungen die Arbeit auf¬
nehmen, sondern daß sie, wenn ihnen dies zugemutet
wird, geschlossen den Kampf für anständige Vedingun-
Uen führen. Wir werden sie dabei unterstützen, und
auch die übrige Arbeiterschaft wird es verstehen, wenn
die Erwerbslosen, die als Notstandsarbeiter beschäftigt
werden, diesen Kampf führen, und die gesamte Ar¬

beiterschaftWird die Notstandsarbeiter hierbei auch in
entsprechenderWeise zu unterstützen wissen.

Das sind unsere Ausführungen. Ohne daß diese
drei Dinge, die leine grundsätzlicheBedeutung haben,
angenommen werden, können wir es nicht verant¬
worten, 'dieser Vorlage unsere Zustimmung zu geben.
(Beifall bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Vaterrodt.

Abgeordneter Vaterrodt : Meine Damen und
Herren! Es ist vielleicht nicht unnütz, daran zu er¬
innern, daß wir uns bei dem Punkte der Tagesordnung
befinden, der sich mit dem Bau einer Autobahustraße
zwischen Köln und Düsseldorf befaßt. (Sehr richtig!
rechts, Unruhe links.) Es wäre nicht verwunderlich,
weuu die Mehrzahl der Herrschaften das bei den mehr
als zweistündigen Ausführungen der Herren Vor¬
redner, die sich mindestens zu 90 Prozent mit anderen
Dingen befaßten, vergessen haben sollte. (Zuruf des
Abgeordneten Hack: Sie renommieren ja für die
Presse! Unruhe links. Glocke des Vorsitzenden.) ^tt,
werde mir Mühe geben, mich meiuerseits bei meinen
Ausführungen etwas mehr an die Tagesordnung zu
halten, als es bisher geschehenist, und hoffe, 'dabei
etwas schneller fertig zu werben.

Meine Freuude begrüßen die Vorlage, weil sie an-
eriennen müssen, daß der Bau der geplanten Straße
eine uuabweisbare Notwendigkeit ist und daß die Zu¬
stände aus der Pro'Uiuzialstraße Köln—Düsseldorf, fo,
wie sie sich letzthin entwickelt haben, unhaltbar ge¬
worden sind.

In deni Ausschuß, der gestern gebildet worden war,
war von unserer Seite beantragt worden, die Beschluß¬
fassung über die endgültige Veranschlagung der
Straße dem Provinziallandtag vorzubehalten, und es
war weiter beantragt worden, zu beschließen, daß die
mit der Ausführung der Bahn verbundenen Arbeiten
nicht in provinzieller Regie erfolgen dürfen. Wie Sie
aus dem Bericht des Herrn Berichterstatters gehört
haben, hat der Ausschuß unsere Wünschegrundsätzlich
als berechtigt anerkannt. Er hat sich aber auf 'den
Standpunkt gestellt, daß unser Antrag, betreffend
Nichtausführung 'der Arbeiten in provinzieller Regie,
durch Ablehnung des entgegengesetzten,negativ lau¬
fenden Antrages 'der kommunistischenFraktion an¬
genommen sei und daß im übrigen unser Antrag be¬
züglich des Vorbehalts der Genehmigung bes Provin-
ziallandtags zu dem endgültigen Voranschlag erledigt
sei durch einen seitens der Verwaltung selbst vor¬
geschlagenen Zusatzantrag, der dahin geht, daß die Ver¬
waltung 'der demnächstigenMärztagung des Provin-
ziallandtags über die bis dahin geleistetenVorarbeiten
berichten soll und daß alsdann auch dem Provinzial¬
landtag ein Voranschlag vorgelegt werden soll. Wir
hoffen, daß durch entsprechende Stellungnahme des
Hohen Hauses unsere Anträge auch in dem gleichen
Sinne im Hause selbst als erledigt angesehen werden
tonnen.
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Im allgemeinen halten wir es nicht für erforderlich,
im gegenwärtigenAugenblickgrößere Ausführungen zu
machen. Ich möchte nur einiges sagen zu der uach
unserer Ansicht wichtigstenFrage, zu derjenigen Frage,
die vor allen Dingen auch die öffentlicheMeinung am
»leisten erregt hat: das ist die Frage der Abgckbe.
Meine Freunde und ich sind grundsätzlichGegner jeder
derartigen Abgabe. Wir haben nicht den Wunsch, die
vorsintflutlichen Zeiten des Oltrois und des Schlag-
daums wieder heraufzubeschwören. Wir haben uns
aber davon überzeugen müssen,daß auf "der einen Leite
der Bau der Bahn, wie ich vorhin sagte, eine un¬
abweisbare Notwendigkeit ist und daß auf der andereu
Seite der Bau im gegenwärtigen Augenblick, ohne eine
Abgabe einzuführen, nicht durchgeführt wenden kann,
weil die Uebernahme der laufenden Kosten für Ver¬
zinsung und Amortisation auf die laufenden Mittel
der Provinz nicht möglich ist.

Wir möchten aber nicht unterlassen, bereits jetzt
als unsere Ansicht zu betonen, daß die Abgabe leine
Dauereinrichtung werden darf und daß sie fallen ge¬
lassen bzw. ermäßigt werden muß in dem Umfange,
wie die Amortisation der Anlage fortschreitet. Wir
würden uns zu keinem Zeitpunkte damit befreunde,
tonnen, daß etwa die Verwaltung den Versuch mache»
sollte, aus einer derartigen Abgabe eine neue Ein¬
nahmequelle für die Provinz zu erschließen. Wir be¬
balten uns vor, zu gegebener Zeit entsprechendeAn¬
träge zu stellen.

Was die borgeschlageneStaffelung der Abgabe an¬
betrifft, so sind wir der Auffassung, daß die Einheits¬
sätze von 5, Pfennig für Personenkraftwagen und
!0 Pfennig für Lastkraftwagen untragbar sind und
daß zum mindesten eine weitere Staffelung eintreten
muß, und zwar eine Staffelung nach unten, entweder
nach Pferdestärken, nach Gewichtoder nach irgendeinem
anderen Maßstabe, «der sich ohne weiteres aus den Zu¬
lassungspapieren, die bei jedem Kraftwagen vorhanden
sein müssen, ergibt, so daß daraus irgendwelche Schwie¬
rigkeiten bei der Feststellung der Höhe der Abgabe nicht
würden entstehen tonnen. Es ist jedenfalls unmöglich
einen kleinen Wagen von vier Pferdekräften, der von
dem Besitzer selbst gefahren wird, mit genau «derselbe«
Abgabe zu belegen wie einen großen Personenkraft¬
wagen von etwa 2U Pferdekrafteu. Ebenso ist es un¬
möglich,einen leichten Ford-Lieferwagen, wie sie heute
in großem Maße üblich sind, mit derselben Abgabe zu
belegeu wie einen 2a-Tonnen-Lastwagen. Das ist nach
unserer Ansicht ausgeschlossen; es muß dn eine weiter¬
gehende Staffelung eintreten.

Meine Damen und Herreu! Mit dem Bau der
geplanten Kraftwagenstraße von Köln nach Düsseldorf
ist aber die allgemeineFrage der Verkehrsregelung und
der Verkehrssicherheit auf unseren Provinzialstraßen
in keiner Weise erledigt. Es ist vorhin schon von an¬
derer Seite darauf hingewiesen worden, daß das
schlimmste Uebel und die größten Gefahrenquellen die

Eisenbahnübergänge sind. Auch wir möchten den
Wuusch hegen, daß von feiten der Provinz alles ge¬
schieht, um darauf hinzuwirken, daß die zahlreichen
Niveaukreuzungen, die heute noch vorhanden sind,
möglichstbald und restlos beseitigt werden; denn eine
größere Gefahrenquelle gibt es in unserem ganzen
provinziellen Straßennetz nicht. Ich gebe mich freilich
leinen übertriebenen Erwartungen hin, daß das sehr
bald gelingen wird, denn die Reichsbahndirettio»
scheint nach der Richtung hin sehr engherzig und sehr
zugeknöpft zu seiu, wenigstens nach dem, was uns von
unserem Freunde von Netten erklärt worden ist, dem
im Reichsvertehrsministerium kürzlich gesagt wurde,
der Standpunkt der Reichsbahn ginge dahin, daß wir
wieder zu dem Grundsatz zurückkommenmühten, daß
jeder die Bahn auf seiue eigene Verantwortung zn
treuzen habe. Ich hoffe, daß die Provinz diesem
Grundsatz mit allem Nachdruckentgegentreten wird,
und daß sie, wenn ihr einmal dieser Grundsatz ent¬
gegengehalten werden sollte, mit Nachdruck den Grund¬
satz vertritt, daß auch die Reichsbahn sich den allge¬
meinen, öffentlichenInteressen unterzuordnen und an¬
zupassen hat (Sehr richtig! bei der Wirtschaftlichen
Vereinigung), denn die Zustände, wie sie gegenwärtig
sind, vor allen Dingen die indolente Haltung der
Reichsbahn in dieser Frage, sind auf die Dauer für
die anderen öffentlichenOrgane unerträglich.

Ich will damit meine Ausführungen schließenund
hoffen, daß die Vorlage hier eine möglichsteinmütige
Annahme findet.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßeu : Das
Wort hat Herr von Stedman.

Abgeordneter von Stedman: Meine Damen
und Herren! Durch die Ausführungen der Herren
Vorredner hat sich bei fast allen wie ein roter Faden
der Gedanke hindurchgezogen,daß es Wohl notwendig
sei, als Kompensation auch an Zukunftsaufgaben der
Provinz in anderen Landesteilen nicht nur gerade
zwischen Köln und Düsseldorf zu denken. Es wird
meine besondere Aufgabe sein, Ihnen ganz kurz eine»
Blick auf deu Koblenzer Bezirt und die Wirtschaftslage
dieses Bezirks zu geben, um Ihnen an Hand dieser
Wirtschaftslage zu zeigen, wie notwendig es ist, eine
besondereFürsorge für den südlichenTeil der Provinz
eintreten zu lassen.

Wenn Sie bitte bedeuten wollen, daß in dem be¬
setzten Gebiet ungefähr 120 000 Menschen leben, welche
einer fremden Armee und fremden Staaten angehöre»,
und daß diese Menschen restlos ihre ganzen Bedürf¬
nisse an Kleidung, an Schuhzeug, sogar an Lebeiis-
mitteln, an Gemüse, an Konserven, überhaupt an
allem, was sie zum Lebensunterhalt brauchen, aus dem
Auslande 'beziehen, dann wird Ihnen auch klar sein,
wie weit die Lebensfähigkeit der Wirtschaft in dem
Koblenzer Bezirt geschmälert ist. Wenn nun die
Provinz, der Staat und das Reich die Aufgabe haben,
für die Teile, denen es schlechter geht, zu sorgen, dann ist
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es ganz 'sicher der südliche Teil der Rheinprouinz, de^
unter der Nefntznngslast seufzt und dein unter allen
Uniständen «geholfen werden muß.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß es
notwendig ist, bei Gelegenheit der nächsten Tagung,
etwa im März nächstenJahres mit der Provinzial-
verwaltung einmal zu besprechen,wie die gesamten
Zutunftsaufgaben in der Rheinprovinz sich auf ver-
lehrspolitischemGebiet gestalten sollen. Es ist auf die
Dauer nicht möglich.Heute hier und morgen da für
Teillösungen zu sorgen, ohne daß man weiß, wie die
Meinung des Provinziallandtags, des Provinzial-
uusschussesnnd bor allen Dingen auch der gesamten
Provinzialverwaltung auf dem Gebiete der großen
Zukunftsaufgaben der Provinz liegt. Erst wenn wir
darüber einmal eine umfassendeAuskunft seitens der
Verwaltung erhalten haben, werden wir uns auch eiu
klares Bild darüber machen können, welche Aufgaben
nun in den einzelnen Landesteilen zu den vordring¬
lichsten gehören, welche zuerst der Lösung bedürfen und
welche vielleicht weiter zurückgestelltwerden tonnen.

Ich will nicht auf das zurückkommen,was bereits
uesagt ist; ich möchte mich deswegen speziell mit den
Frage» des Koblenzer Gebiets beschäftigen.

Meine Damen und Herreu! Was ich in diesem
Lalle über die Provinzialverwaltung sagen will, soll
nicht etwa ein Vorwurf gegen die Provinzialverwal¬
tung sein. Es soll auch in keiner Weise gesagt sein,
daß die Provinz bisher ihre Aufgaben unserem Bezirk
»egenüber vernachlässigt hat, sondern es soll lediglich
eine Anregung sein, wie man in Zukunft vielleichtdort
neue Aufgaben aufgreifen muß, denn die Umgestaltung
der Dinge hat neue Aufgaben gebracht, hat die Ver¬
hältnisse 'verändert, und veränderte Verhältnisse er¬
fordern auch andere Lösungen,

Wenn Sie das Straßennetz der Provinz einmal auf
der Karte verfolgen, so werden Sie sehen, daß die
ganzen Straßenzügc der Provinz, wie es eben die
"^graphische Gestaltung der Provinz mit sich bringt,
l» erster Linie in uordsüdlicher Richtung verlaufen.
T>ns bringt auch der ganze Werdegang des Verkehrs
»ut sich. Es ist 'der Wille und die Absicht des ober¬
rheinischen Gebiets, den Verkehr parallel mit dem
Rhrinstrum nach dem niederrheinischen Gebiet, nach
d^u Industriegebiet, zu führen. Aber, meine Damen
und Herren, die Rationalisierung der Wirtschaft, wie
Ne eingetreten ist, hat doch gezeigt, daß unter allen
Umständen eine weitere Zusammenballung der Indu¬
strien mn Niedcvrhein stattfinden wird. Man muß sich
darum fragen: Was soll nun aus dem südlichenTeile
der Provinz, aus dem oberrheinischenGebiet werden?
Dieses oberrheinischeGebiet, abgesehen von örtlichen
Industrien, von denen ich besonders die Steinindustrie
und die Eisenindustrie in einzelnen Teilen des Wester-
Waldesnenne, kann dann bloß ein Erholungsland für
den industrialisierten Norden der Provinz bleiben,
wohin die Arbeiteruiassen der Werktätigen Bevölke¬

rung auf dem kürzesten Wege für das Wochenende
gehen tönneu, um sich in den gebirgigeren Teilen der
Provinz zu erholen. Nachdem, wie ich schon ausgeführt
habe, die Basis für ideu Konsum unserer Erzeugnisse
geschmälertist, wird es die Aufgabe der Landwirtschaft
sein, ein Ueberschußgcbiet,ein Erzeuguugsgebiet, ein
Versorgungsgebiet für den industrialisierten Norden
unserer Provinz zu werben. Meine Dameu und
Herren! Diese Versorgung gerade mit den bort er¬
zeugten landwirtschaftlichenArtikeln hat zur Voraus-
setzuug,daß außer der Nordwestrichtung des Verkehrs
in einem weit Höheren Maße als bisher eine Ostwest-
richtuug des Verkehrs eintritt. Es müssen Verkehrs¬
wege geschaffenwerden, welche einmal für den Per¬
sonenverkehr, für den Erholungsverkehr die gebirg-
reichen Gegenden des Südens der Provinz erschließen
und welche zum anderen den landwirtschaftlichenPro¬
dukten es ermöglichen,auf dem kürzestenWege an die
Hauptverkehrsadern, an den Rhein und die parallel zu
ihn» laufenden Eisenbahnen, Straßen usw. heran¬
geführt zu werde».

Meine Damen und Herren! Die Belange des
ganzeu oberrheinischen Bezirks erfordern mit zwin¬
gender Notwendigkeit, die beiden Rheinufer in einen
engeren Kunner. miteinander zu bringen. Wir brauchen
am Oberrhein unter allen Umständen eine Lösung der
Frage: Wie ist das Verkehrsnetz des rechten Rhein¬
ufers mit dem des linken Rheinufers in Zusammen¬
hang zn bringen? Wenn ich Ihnen da die Gelegenheiten
nennen darf, so haben wir, im Süden angefangen, ini
Zuge des Nahetales eine Brücke, die zu strategischen
Zwecken gebaut worden ist, bei Bingen. Diese Brücke
wird heute für den Verkehr nicht ausgenutzt und
würde für den Durchgangsverkehr, für den täglichen
Verkehr hergerichtet, eine wesentliche Verbesserung der
Wirtschaftslage des Nahegebiets bedeuten. (Abgeord¬
neter Krawintel: Sehr richtig!) Eine ebensolche Ver¬
bindung, die auch aus strategischen Gründen gebaut
und heute nicht ausgenutzt ist, ist die große strategische
Brücke bei Linz-Remagen, die mit augenscheinlicher
Deutlichkeit in das Ahrtal hineinweist und für 'das
Uhrtal ganz neue Vertchrsmöglichkeiteneröffnet und
dazn beitragen könnte, die Wirtschaftslage gerade des
Ahrgebiets einer wesentlichenHebung zuzuführen.

Ganz im argen, meine Damen und Herren, liegen
aber die Vertehrsverhältttisse über den Rhein in der
Provinzialhlluptstadt Koblenz. In Koblenz laufen
weil es nun einmal die alte preußische Hauptstadt
war, die alten Preußischen Staatsstraßen zusammen. Ob
nun rechtlichbegründet oder nicht, das will ich hier,
weU die Zeit zu weit vorgeschritten ist, ununtersucht
lassen, moralisch haben unter allen Umständen Staat
und Provinz die Aufgabe, dafür zu sorgen, daß die
Wirtschaft in dem so arg gefährdeten Gebiete um
Koblenz nicht weiter dadurch Schaden leidet, daß ein
Verkehr von dem rechten nach dem linken Rheinufer
unmöglich gemacht Wird.
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Meine Damen und Herren! Ich verkenne keines¬
wegs, daß es sehr schwierig für die Provinz sein wird,
heute oder in der nächstenZukunft an die Frage von
Brückenbauten heranzutreten. Es soll auch nicht die
Absicht sein, hiermit etwa die Provinz zn Brücken¬
bauten anzuregen. Was ich aber anregen möchte und
für unbedingt notwendig halte, ist, daß Provinz und
Staat in viel weitergehenden: Maße als bisher den
Lebensnotwendigkeitendes Südens der Provinz Rech¬
nung trugen und daß in das allgemeine Ar^beits- und
Verkehrsprogramm, das, wie ich schon angeregt habe,
unter allen Umständen einmal einer Besprechung
unterzogen werden muß, auch diese Pläne mit ein¬
bezogenwerden in dem Sinne, daß bie Provinz dazu
einen namhaften Betrag und Zuschuß leisten muß.

Meine Damen und Herren! Ich habe mir erlaubt,
die Gedantengänge, die für das Koblenzer Gebiet von
ausschlaggebender Bedeutung sind, in einer kurzen
Denkschrift, die ich dem Herrn Landehauptmann mit
einem Gutachten ber Industrie- und Handelskammer
in Koblenz zusammen überreichen werde, nieder¬
zulegen, und habe die Hoffnung, daß Provinzial-
verwaltung und Provinzialausschuß sich mit den für
unser Gebiet vitalen Lebensfragen einmal beschäftigen
werden.

Meine Damen und Herren! Ich habe dann noch
einen Auftrag meiner Fraktion zu erledigen, nämlich
die Stellungnahme zu dem sozialdemokratischenAn¬
trage, der uns heute zur Abstimmung vorgelegt ist,
darzulegen.

Meine Damen und Herren! Ucker die Tendenz
des Antrages der SozillldemokrntischenPartei gehen
wir hinweg. Wir haben mit Interesse davon Kenntnis
genommen, daß die Sozialdemokratische Partei alte
Forderungen der bürgerlichen Parteien nunmehr auf¬
gegriffen hat, und wir geben unserer Freude darüber
Ausdruck, daß die SozialdemokratischePartei nunmehr
auch ihr Herz für bie Landwirte, die Winzer und den
Mittelstand entdeckthat (Zuruf eines sozialdemotra-
tischen Abgeordneten: Immer gehabt hat!), und
stimmen darum dem Antrage zu. (Heiterkeit.)

Stellvertretender BorsitzenderDr. Sa « ßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Knab.

Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren!
Es sind von den Rednern der verschiedenen Fraktionen
Aeußerungen getan worden, die nicht unwidersprochen
bleiben dürfen.

Ich möchte mich zunächstmit den: Redner ides Zen¬
trums, »dem Herrn Landrat Ereutz, etwas befassen.
(Heiterkeit.) Herr Landrat Ereutz hat im N«men des
Zentrums festgestellt,auch seine Partei wünsche, daß
es ben Arbeitern gut gehe. Herr Landrat Ereutz ist ja
im Bau von Autostraßen seit einigen Jahren Fach¬
mann. Er hat es ja sehr gut verstanden, auch für seinen
Kreis etwas an Straßenbau durchzusetzen, bas mit bem
Autoverkehr zusammenhängt, wenn es auch nur eine
Autorennstratze sst. Infolgedessen hat er sich doch

allerhand Fachkenntnisseangeeignet, die er heute im
Namen seiner Fraktion zum besten geben tonnte. Er
hat aber die Erfahrungen hier nicht zum besten gc,
geben, die er mit den Zuständen gemacht hat, unter
denen die Arbeiter bei dem Bau des Nürburg-Rings
arbeiten und leben mußten. Es würde Ihr Bild
etwas abgerundeter gestaltet haben, Herr Landrat,
wenn Sie dieses Kapitel aus Ihren Erfahrungen nicht
vergessen hätten. Ich mute Ihnen kein kurzes Ge¬
dächtnis zu, so boshaft bin ich nie, besonders wenn es
sich um einen Landrat handelt. (Heiterkeit.) Aber ich
nehme boch an, Herr Landrat, daß Sie wohlweislich
diese Erfahrungen zu verschweigenwußten, weil Ihre
Partei auch noch einen Flügel hat, dem solche Fest¬
stellungen, die gewissermaßenamtlich wären, recht un¬
angenehm werden könnten. Sie haben bei dem Nür¬
burg-Ring Notstandsavoeiter beschäftigt,die man aus
der halben Rheinprovinz zusammentransportiert und
in menschenunwürdigen Wohnbaracken untergebracht
hat, wie zu einem späteren Zeitpunkte der Provinzial¬
ausschuß der Rheinprovinz selbst feststellen konnte.
Während des ersten Teiles der Arbeiten an der Auto-
bahu in: Nürburg-Ring wissen Sie, Herr Landrat, aus
eigener Anschauung, daß es dort in dieser Hinsichtnoch
sehr viel schlechter bestellt war als zu dem späteren
Zeitpunkt, wo der Provinzialausschuß vorstellig ge¬
worden ist. Nicht nur in unserer Presse, sondern auch
in Zeitungen anderer Parteirichtungen und sog. neu¬
tralen Zeitungen sind Klagen über die Arbeits¬
bedingungen der Arbeiter am Nürburg-Ring, zum
Teil in der «llerschärsstenForm, laut geworden. Des¬
halb hätten wir gerade von Ihnen, Herr Landrat, der
Sie ja auch Beamter sind und als solcher nach den Ge¬
setzen und Bestimmungen des preußischenStaates auch
die Interessen der Allgemeinheit vertreten, erwartet,
baß Sie hier «uch zum Ausdruck gebracht hätten, was
Sie in Ihrer amtlichen Eigenschaft über die Verhält¬
nisse zur Kenntnis genommen haben, unter denen die
Arbeiter am Nürburg-Ring arbeiten mußten. Es ist
das ein sehr bedauerlicherMangel in Ihrer Rede, 'den
wir hiermit öffentlich festnageln wollen. lZuruf des
AbgeordnetenDr. Ereutz: Ich bin bei der Tagesordnung
geblieben!) Sie bleiben immer dann bei ber Tages¬
ordnung, wenn dieses Verbleiben im Interesse der
Unternehmer ist. Wenn es aber im Interesse der Ar¬
beiter ist, d«nn werden Sie erst recht nicht von der
Tagesordnung abweichen.

Nur eins: Am Nürburg-Ring hat man den Nut¬
standsarbeitern 52 Pfennig Stundenlohn gezahlt. Man
hat bann von den Arbeitern als Verpflegungskosten
7« Pfennig für ein Mittagessen und 50 Pfennig für
ein Abendessenverlangt. Das waren 1,20 Mark. Dazu
kamen 10 Pfennig für eine Zichorienbrühe, die mor¬
gens und nachmittags ohne Brot verabreicht wurde.
Ferner 20 Pfennig für das Nachtlager. Nun rechne»
Sie sich einmal aus, was da noch bei 4,08 Mark Lohn
für den einzelnen Arbeiter übrig bleiben tonnte —
er mußte sich boch noch etwas Brot und etwas
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Marmelade zum Ausstrich besorgen —, was er dann
noch seiner Familie von seinem Notstandsarbeiter-
verdienst nach Hause schicken konnte. Der Herr Land¬
rat hat selbst einmal bei einem Besuch Gelegenheit ge¬
habt, sich von der Qualität des Essens zu überzeugen.
Er hat es aber im Interesse seiner Gesundheit und
seines Magens vorgezogen, die ihm angebotene Kost an
diesem Tage nicht zu genießen. (Hört, hört! links.)
Herr Landrat, wir haben diese Episode in einem Ar¬
tikel vom 13. Februar >d. I. festgehalten. Diese Episode
dürfte Ihnen doch nicht unbekannt sein oder Sie dürf¬
ten sie doch noch nicht vergessenhaben. (Zuruf des
Abgeordneten Dr. Creuh: Waren Sie dabei?) Wir
haben die ganzen Zeugen, auch die Leute gehört, die den
Herrn Landrat aufgefordert haben, er sollte einmal das
Essen versuchen. Am Abend vorher hatte man den
Leuten einen Kartoffelsalat angeboten, wobei von
52 Mann 47 es abgelehnt haben, dieses Essen über¬
haupt in Empfang zu nehmen. Und am anderen Tage
hat man den übriggebliebenen Kartoffelsalat, der mitt¬
lerweile sauer geworden war, in die Linsensuppe hin¬
eingegeben. Und diese Suppe, Herr Landrat, hätten
Sie auslöffeln müssen. (Heiterkeit.)

Meine Damen und Herren! Wenn wir diese Er¬
fahrungen am Nürburg-Ring gemacht haben, dann
werden Sie es unserer Fraktion doch nicht verargen
können, wenn wir setzt mit sehr großem Mißtrauen
der neuen Geschichte gegenüberstehen. Wir haben jetzt
die Dinge von einer anderen Seite zu betrachten. Wir
«lochten nicht, daß nachher der Herr Landeshauptmann
auch in die Verlegenheit käme, ein ihm angebotenes
Mittagsmahl ablehnen zu müssen. Also schon im
Interesse der Gesundheit des Herrn Landeshaupt¬
manns mußten wir wünschen, daß sich in diesem Hause
eine Mehrheit für unsere Forderungen, die durchaus
berechtigt sind, gefunden hätte. (Heiterkeit.) Aber ich
sehe, daß der Herr Landeshauptmann auch erst bekehrt
werben wird durch die Erfahrungen, die er später dort
wachen wird. Sonst würde er sich namens der Ver¬
waltung dafür eingesetzt haben, daß unseren Forde¬
rungen entsprochen worden wäre. Ich glaube, ich
brauche über die Nürburg-Ning-Grfahrungcn nicht
noch viel zu sagen, besonders nicht über die Frage der
Unterbringung. Es wird sich auch hier bei dem Bau
der Autostraße Köln—Düsseldorfdie Notwendigkeit er-
lleben, wenigstens Teile der Arbeiter zu verpflegen und
unterzubringen, weil sie nicht nach Hause fahren
können. Unseres Wissens haben die Unternehmer
sogar gesordert, daß bei den Notstandsarbeitern, die
chnen zugewiesenwerden, zum mindesten 33^ Prozent
Facharbeiter sind. Diese Forderung wird auch dazu
führen, daß ein Teil der Arbeiter nicht täglich nach
Hause gehen kann, und es muß ein Aeauivalent dafür
«eboten werden, daß sie die ganze Woche über dort
Unterkunft nehmen müssen.

Ich habe nun noch dem Herru Landrat Creutz auf
seine Aufforderung: Deutsche,kauft deutsche Autos! zu
sagen: Da haben Sie wirklicheinmal das rechte Wort

am rechten Platz gesagt. Es gibt in diesem Landtag
auch viele Leute, die bisher bewußt die Marke Eitroen,
Ford usw. vorgezogen haben. Der Aufruf ist hier tat¬
sächlich an der richtigen Stelle erfolgt; die Leute, die
es angeht, werden es ja wissen.

Ich komme nun zu dem Herrn Vaterrodt, den ich
direkt mit dem Herrn Oberbürgermeister Hartmann in
Verbindung bringen möchte. Herr Oberbürgermeister
Hartmann stellt sich im Namen seiner Fraktion hierhin
und erklärt: „Daß mit der städtischen Regie nicht ren¬
tabel gearbeitet werden kann, das haben die Erfahrun¬
gen bewiesen. Gs kann nur dann rentabel gewirt¬
schaftet werden, wenn man die Arbeiten an Unter¬
nehmer vergibt." Das sagt ausgerechnet der Leiter
einer großen Kommune. Das wirft ein merkwürdiges
Licht auf die Zustände in Nemscheid. Wenn Sie das
sagen, muß es tatsächlich in Nemscheid sehr schlecht aus¬
sehen, Herr Oberbürgermeister, (Zuruf des Abgeord¬
neten Hoffmann: Ja, da hat er recht!) Es gibt aber
auch viele Kommunen, wo man sich ernstlich mit der
Frage der städtischen Regie auf verschiedenenWirt¬
schaftsgebietenbeschäftigt und wo die städtischeRegie
gute und große Resultate erzielt hat. Wenn das bei
Ihnen in Remscheid nicht der Fall ist, so fällt zunächst
die Schuld auf Sie, Herr Oberbürgermeister. (Heiter¬
keit.) Die traurigen Erfahrungen, die Sie gemacht
haben, sind tatsächlich nicht dazu geeignet, Ihre Tätig¬
keit als Oberbürgermeister in der Öffentlichkeit in ein
glänzendes Licht zu stellen. (Nachen rechts.)

Sie befinden sich da aber in einer ehrenwerten Linie
mit dem Herrn Vaterrodt. Er hat durch seine Freunde
beantragt, daß die Ausführungen irgendwelcher Ar¬
beiten seitens der Provinz in provinzieller Regie nicht
erfolgen sollen. Das ist eines von den Steckenpferdchen,
die der Herr Vaterrodt reitet. Die lassen wir ihm auch
in Köln. Er muß doch wenigstens etwas sagen. Das
ist das einzige, was er weiß, außer seiner Rechts-
anwaltsprazis. (Heiterkeit.) Deshalb hat er diesen
Antrag auch hier vorgebracht. (Zuruf des Abgeord¬
neten Vaterrodt: Der scheint Sie aber arg zu kitzeln!)
Er gibt mir eine willkommene Gelegenheit, mich mit
Ihnen zu unterhalten, Herr Vaterrodt,- das tue ich
doch bekanntlich so gern. (Zuruf des Abgeordneten
Haas: In der MittelstandsUersammlung!) Sie wissen
es: „In der Mittelstandsversammlung, wo wir auch
Hand in Hand marschiert sind", wenigstens nach Ihrer
Auffassung, Herr Haas.

Herr Vaterrodt hat hier auch einen Zuruf gemacht;
er frug, unter welchen Bedingungen gearbeitet werden
müßte. Herr Vaterrodt hat für seine Fraktion, in der
auch Vertreter weMätiger Schichten sind, kein Wort
verloren für die kleinen Winzer und die kleinen Sparer,
die ihr Vermögen durch die Inflation und die Schuld
der anderen Parteien verloren haben. Sie, Herr Vater¬
rodt, haben bei diesem Projekt kein Wort darüber ver¬
loren, ob auch die Interessen der Arbeiter gewahrt
werden. Ich glaube aber, Herr Rechtsanwalt, daß Sie
sehr gut wissen, welche Anwaltsgebühren Sie zu for-
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bern haben. (Heiterkeit.) Und ich glaube nicht, daß
Sie da gewillt sind, Notstandstarife einzuführen, wenn
jemand zu Ihnen kommt, der in bedrängter Lage ist.
Herr Kaiser sieht mich schon so an, bei ihm ist nämlich
dasselbe der Fall. (Heiterkeit.) Sie und Herr Vater-
rodt werden bestimmt nicht »die weißen Raben unter
den Rechtsanwälten sein, die sich unter allen Umständen
mit »den vorgeschriebenenAnwaltsaebühren begnügen,
die nicht wissen, auch noch sonstige Nebeneinnahmen
herauszuschlagen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen (den
Redner unterbrechend): Ich bitte Sie, zur Sache zu
reden.

Abgeordneter Knab (fortfahrend): Wenn Sie also,
Herr Vaterrobt, von »diesem Ihrem Standpunkt aus
Ihre berechtigten Berufsinteressen zu wahren wissen,
so müßte man auch von Ihnen verlangen, daß Sie
gegenüber den notleidenden Arbeitern dasselbe Inter¬
esse zeigen; das muß man aber bei Ihnen vermissen.

Damit komme ich zu der Frage: Was bekommen
denn dort die Arbeiter? Der Redner »der sozialdemo-
iratischen Fraktion hat schöne und gute Zahlen über
das gegeben,was ein Erwerbsloser bekommt. Er hat
auch angedeutet, daß ein Notstandsarbeiter von dem,
was er bekommt, nicht leben kann. Er hat es aber
vorgezogen, keinen Vergleich zu ziehe» zwischen dem,
was ein Notstandsarbeiter, und dem, was ein Erwerbs¬
loser bekommt. Nehmen wir an, es würde sich um
einen Notstandsarbeiter handeln, der verheiratet ist
und nur ein Kind hat — das ist noch nicht einmal der
Durchschnitt —, 'ich nehme den Fall aber einmal zu¬
gunsten der Verwaltung au, während »der Durchschnitt
Verheiratete mit zwei Kindern sind. — Gin solcher
Verheirateter mit einem Kind wird in der Ortsklasse ^
an ErwerbKlosenunterftützung wöchentlich19,32 Mark
beziehen. Diese 19,32 Mark werden ihm netto aus¬
gezahlt ohne jede weiteren Abzüge. Wenn er nun Not¬
standsarbeiter bei Her Autostraße wird, bann erhält
er einen Stundenlohn von 61 Pfennig. Das wird für
ihn in der Woche 29,28 Mark bei Mtünbiger Arbeits¬
zeit sein. Davon gehen noch an Erwerbslosen-, Kran¬
kenkassen-, Invalidenversicherungsbeiträgen — voraus¬
gesetzt,daß er keine Stuern zu zahlen hat — zirka
3,10 Mark ab, so daß er noch 26,18 Mark ausgezahlt
bekommenwird. Die Differenz zwischen den:, was »der¬
selbe Arbeiter als Erwerbsloser bekommt, und dem,
was er als Notstandsarbeiter bezieht, ist 7 Mark pro
Woche. (Zurus eines Kommunisten: Abzüglich Fahr¬
geld!) Darauf komme ich noch. Nun überlegen Sie
sich: Von diesen 7 Mark soll er bann den Mehraufwand
an Kräfteverlust durch bessere Ernährung ersetzen. Es
kommt weiter die Tatsache hinzu, daß ihm an manchen
Stunden am Tage, mitunter auch für ganze Tage, die
Arbeit durch Regen oder sonstige Witterungseinslüsse
unmöglich gemacht wird. Es kommen »die Feiertage
hinzu, »die auch nicht bezahlt werden. Hinzu kommt
ferner »der Umstand, daß er bei seiner Arbeit in er¬
höhtem Maße Bekleidungsstücke »verschleißt,die er sonst.

wenn er nicht arbeitet, nicht in solchem Maße strapa¬
zieren würde. Es kommt »weiter hinzu, »daß ein großer
Teil der Arbeiter eine größere Wegestrecke zu gehen
oder zu fahren hat. Wir »werden es nicht so machen
können, daß jeder Arbeiter nur eine halbe Stunde von
seiner Wohnung zur Arbeitsstätte haben wird. Gerade
von »den Großstädten Köln und Düsseldorf und auf den
dazwischen liegenden Strecken wird sich oft ein über
ein, bis zweistündiger Arbeitsweg hin und her ergeben.
Wenn Sie alle diese Dinge berücksichtigen, so sehen Sie,
wenn Sie dem Projekt der Verwaltung ohne weiteres
und ohne Sicherungen für »die Arbeitsbedingungen der
Arbeiter zustimmen, daß »damit für die Arbeiter un¬
erträgliche Zustände geschaffen werden. Sie, meine
Damen und Herren vom Zentrum, besonders diejeni¬
gen, die da Arbeiterbertreter sein wollen, müssen sich
überlegen, daß da nicht nur Kommunisten arbeiten
werden — denen würden Sie mit Freuden so etwas
aufhalsen —, sondern baß wahrscheinlichauch christ¬
liche und sonstige Arbeiter, die parteipolitisch nicht
organisiert sind, ebenfalls unter diesen Bedingungen
zu arbeiten »haben.

Ob Sie allerdings auf die Stimme »dieser Arbeiter
hören, »das ist eine andere Frage. Wir glauben nicht
daran. Sie haben ja noch nicht einmal »das Vertrauen,
daß ein Verbandsdirektor von Ihnen Regierungs¬
präsident werden kann. (Heiterkeit.) Um wieviel
weniger werden Sie auf bie Stimme Ihrer Arbeiter
hören, wenn die sich über »die Arbeitsbedingungen be¬
schweren. Wir werden den christlichen Arbeitern dann
sagen: Ihre Freunde »haben der Verwaltung eine
Blankovollmacht ausgestellt, Sie haben durch ihre
Zustimmung zu den: Veschlußentwurf »der Verwaltung
die Grundlage dafür geschaffen, baß ihr jetzt mit einem
Mehr, das zwischen 5 und 7 Mark pro Woche schwankt,
draußen unter den allerungünstigsten Arbeitsbedingun¬
gen arbeiten müßt. Das sollten Sie, meine Damen
und Herren vom Zentrum, sich reiflich überlegen. Sie
denkennun: Na, die Geschichte geht auch einmal vor¬
bei, die Anträge gehen an den Provinzialausschuß und
bort werben wir ihnen ein Begräbnis erster oder
zweiter Klasse bereiten, und die Sache ist erledigt. Die
Sache ist damit zwar auf dem Papier erledigt, in Wirt¬
lichkeit beginnt sie bann aber erst draußen, meine
Damen und Herren. Diese Straße muß gebaut werden.
Sie wird nicht einfach hingezaubert. Da wirb kein
Wunder und kein Gott helfen, wie bei dem englischen
Vergarbeiterstreik, wie Herr Louis Hagen meinte, son¬
dern ba werden die harten Tatsachen zu den Arbeitern
sprechen, die dort zu arbeiten haben. Aus diesen
Gründen sollten Sie es sich reiflich überlegen, ob Sie
so ohne weiteres unsere berechtigten Forderungen ab¬
lehnen »wollen.

Meine Damen und Herren! Ich möchte zum Schluß
noch kurz auf »die Entschließung der sozialbemokratischen
Fraktion eingehen. Wir »sehen, daß in »dieserEnt¬
schließung eine Reihe von Forderungen enthalten ist
die auch wir akzeptieren tonnen. Es sind aber auch
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eine Reihe von Forderungen darin, denen wir wegen
ihres nicht Präzise ausgedrückten Inhalts nicht zu¬
stimmenkönnen. Wir werden uns bei der Abstimmung
über diese Entschließung der Stimme enthalten. (Ohol-
Rufe bei den Sozialdemokraten.)

Damit dies von Ihnen nicht so ausgelegt werden
kann, als seien wir gegen den sozialdemokratischenAn¬
trag, werde ich gleich noch einige Erläuterungen dazu
geben. Es ist bezeichnend,daß diesem Antrage das
ganze Haus zustimmenwird. Weil er ben Herren nichts
kostet, deshalb werden sie zustimmen. Diese Herren
werden aber nicht die Konsequenz aufbringen, daß sie
sich nun im Landtag und im Reichstag für die berech¬
tigten Forderungen der sozialdemokratischenFraktion
einsetzen. Es wirb Ausgabe der Vertreter der Arbeiter¬
schaft sein, im Reichstag und Landtag einmal diese
Dinge herauszugreifen und zu sagen: Hier, meine
Herren, eure Freunde im Rheinischen Provinziallanb-
tag sind scheinbarandere als Sie hier. Wir haben zwar
hier sogar Reichstags- und üandtagsabgeordnete,
Staatsrats- und Reichsratsmitglieber in der Provin-
zialverwaltung und im Provinziallandtag. Aber es
scheint, wenn die Herren aus der Rheinprovinz heraus
sind, ist ihr „rheinischesGewissen"zu Hause geblieben,
bann ziehen sie das Berliner Gewissen in Berlin auf,
und sie vergessen bas, was sie hier selbst mit gefordert
haben. (Heiterkeit.) Wir werden unsere Freunde im
Reichstag und Landtag von dieser Entschließung unter¬
richten und werden bei allen Beratungen im Reichstag
und Landtag Ihre Freunde darauf hinweisen. Dann
werden wir feststellen,ob Sie bei der Stange bleiben
oder ob das hier für Sie nur eine große Geste gewesen
'st, bie man mitgemacht hat.

Ich will nun auf folgendenPunkt der Entschließung
eingehen: „Gemeinden, Kreise und Städte sind im all¬
gemeinen in der Bekämpfung der bittersten Not bis
an die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit gegangen."

Meine Herren von der Sozillldemotratie! In bieser
allgemeinen Formulierung geht das zu weit. Es gibt
gewiß Städte und auch Gemeinden, die tatsächlichbis
an die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit gegangen sind,
besonders solche Gemeinden, wo die Arbeiterschafteinen
Maßgebenden Einfluß auf die Gemeindegeschäftehat.
Aber bas ist nicht allgemein der Fall; das wird auch
berr Haas, der diesen Antrag verfaßt hat, wissen. Es
gibt eine Reihe von Gemeinden, wo auch Ihre Freunde
der Auffassung sind, baß die Gemeinden auf vielen
Gebieten, die Sie hier anschneiden,bedeutendmehr tun
könnten, wenn nur der gute Wille in den Gemeinde¬
vertretungen dazu vorhanden wäre. Wenn wir dem
zustimmen würden, würde das ein Freibrief für alle
bie sabotierenden Gemeindeverwaltungen und Ge¬
meindevertretungen sein. Aus diesem Grunde gefällt
Uns diese Formulierung nicht.

Wir stimmenbem zu, daß es Pflicht des Reichesund
bes Staates ist, dem notleidenden Volk mehr, als es
bisher geschehen ist, zu helfen. Wir wünschten zwar.

daß es ba heißen würde: „dem notleidenden Werk¬
tätigen Volk", und daß außer den Notleidenden aus
dem gewerbetreibenden Mittelstande, den Kleinbauer!!
und Winzern auch bie Schicht der arbeitenden Klasse
hier zum Ausdruck gebracht worden wäre.

Dann halben Sie hier gesagt: „Die beste und erfolg¬
reichste Hilfe für alle ist die Arbeitsbeschaffung." Ja¬
wohl, das ist bie beste Hilfe. Arbeit wird auch die
Grundlage bes kommunistischenStaates, ber kommu¬
nistischenGesellschaftsein. Aber es kommt doch nicht
nur darauf an, daß gearbeitet wird, sondern auch dar¬
auf, uuter welchen Bedingungen gearbeitet wird. Und
das vermissen wir ebenfalls in bieser Formulierung.
Hier wird einfach Arbeitsbeschaffunggefordert. Gerade
die Vertreter ber Sozialdemokratie, die in den städti¬
schen Verwaltungen tätig sind, wissen von »der Tat¬
sache, die ich auch in der letzten Vorstandssitzung des
RheinischenStädtetages angeschnitten habe, baß heute
eine Reihe von Städten mit der Laterne auf der Suche
sind, um überhaupt noch ein Gebiet für Notstands¬
arbeiten ausfindig zu machen. Die unsinnigsten Ar¬
beiten werden zum Teil als Notstandsarbeiten aus¬
geführt, während man wichtige Arbeiten, wie Kanali¬
sationen, Wegeanlagen oder Wohnungsbau für solche
Leute, bie nicht die Mittel haben, selbst zu bauen ober
Mitglieder einer Genossenschaft zu werden. Nicht in die
Notstandsarbeiten aufnimmt, trotzdem es hier gilt, den
größten Notstand, der an den Wurzeln der Arbeits¬
kraft in Deutschland frißt, zu beseitigen. Die Tatsache
ist allgemein bekannt. Deshalb müßte man doch hier
von ber Sozialdemokratie verlangen, daß sie auch sagt,
wie man sich die Arbeitsbeschaffung denkt und unter
welchen Bedingungen diese Arbeit für die ausführen¬
den Hände gewährleistet oder gegeben Wirb.

Wir glaubten, daß man bei der Gelegenheit ber
Arbeitsbeschaffungauch auf die Frage der achtstündigen
Arbeitszeit mit aller Deutlichkeit hingewiesen hätte.
Das wäre unbedingt notwendig gewesen. Das ist für
uns auch eine grundsätzlicheFrage. Besonders ver¬
langen wir, baß der Wegfall der Ueberstunben endlich
einmal gefordert wird. Wir wissen, daß die Arbeiter¬
organisationen noch einen schweren Kampf, sogar
gegen eigene Mitglieder, zu führen haben werden, um
in ber Praxis durchzusetzen,daß bie Ueberstunden¬
leistung endlich einmal beseitigt wirb.

Meine Damen und Herren von der sozialdemokra¬
tischen FraktionI Wir glauben auch nicht, daß Ihre
Forderung nach einem Eisenbahnsondertarif sür die
Wurmkohle, bie Erze des Siegerlandes und des Lahn¬
gebietes im Interesse der Rheinschiffahrtohne jede wei¬
tere Bindung akzeptiert werden kann. Es hätte zum
wenigsten die Bindung daran geknüpft werden müssen:
Wenn Eisenbahnsonbertarife, bann aber auch Gewähr¬
leistung, daß sie sich auswirken auf den Preis ber Kohle
und Vrze in der Industrie. Aber heute sehen wir, daß
durch Trusts, Kohlensyndikate und Eisensyndikate die
Preise bestimmt werden. Wir sind überzeugt, wenn

3*
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Eisenbahnsondertarife ohne jede Bindung vom Reich
gewährleistet würden, sie sich nicht in einer Senkung
der Preise für Kohle, Eisen und Erz auswirken würben.
Deshalb müßte das unbedingt da hinein kommen.

Zum letzten haben Sie gefordert, daß auch der Woh¬
nungsbau in die produktive Erwerbslosenfürsorge auf¬
genommen wird. Auch dieser Forderung stimmen wir
restlos und vorbehaltlos zu. Wir haben auch in der
letzten Vorstandssitzung des Rheinischen Städtetages
verlangt, daß auf wie Tagesordnung der nächsten
Tagung des Rheinischen Städtetages die Frage des
kommunalen Wohnungsbaues gesetzt wird. Diesem An¬
trage ist auch entsprochen worden, und so wird die nächst¬
jährige Tagung im Mai sich Wohl auch mit der Frage
des kommunalen Wohnungsbaues zu befassen haben.
Da wird es auch Ihre Aufgabe sein, meine Damen und
Herreu, ohne Unterschied der Partei, auch in Ihren
Kommunen und in Ihren Kreisen darauf hinzuwirken,
daß mit aller Wucht die Kreise und Gemeinden sich
dafür einsetzen, daß der Wohnungsbau in die pro¬
duktive Grwerbslosenfürsorge aufgenommen wird. Ich
habe schon aus Kreisen des Zentrums in kommunal-
politischen Blättern mehrfach Entschließungen und
Ausführungen von Vertretern des Zentrums gelesen,
wonach auch in diesen Kreisen die Auffassung herrscht,
die Frage des Wohnungsbaues für minderbemittelte
Schichten in die Notftandsarbeiten aufnehmen zu
tonnen.

Meine Damen und Herren! Zum Schlüsse möchte
ich Ihnen das eine sagen: Wenn Sie auch jetzt unseren
Anträgen ein Begräbnis erster Klasse im Provinzial-
ausschuß zugewiesen haben, wo unter Ausschluß der
Öffentlichkeit darüber beschlossen werden soll, so
werden Sie es auch nicht verhindern können, daß diese
Anträge, ob in dieser oder in einer abgeänderten
Form, hei der nächsten Gelegenheit im Plenum wieder
auftauchen. Wenn aber die Entwickelung des von der
Verwaltung ausgearbeiteten Projekts soweit fort¬
geschritten ist, daß Sie sich nicht mit der Entschuldigung
hierherstellen können und sagen: „Jetzt ist leider nichts
mehr daran zu ändern, wenn wir das damals gewußt
hätten, würden wir vielleicht etwas anderes getan
haben." Wir sagen es Ihnen deshalb jetzt, damit Sie
nicht später an ein zu kurzes Gedächtnis appellieren
können.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Pohl.

Abgeordneter Pohl: Meine Damen und Herren!
Wenn ich vom wirtschaftlichen Standpunkte aus zu
dem Projekt und zu den Ausführungen, die hier
gemacht worden sind, Stellung nehmen soll, so kann ich
feststellen, daß von der SPD. bis zu den Deutsch¬
nationalen sich der wirtschaftlicheGeist in der Zu¬
stimmung zu diesem Projekte ausprägt. (Bravo!)

Es kommt zum Ausdruck, daß es sich hier nicht um
etwas ähnliches handelt, wie wir es leider vielfach in
der Debatte hören mußten, als der Nürburg-Ring ge¬

nannt wurde. Dort handelt es sich um eine sportliche
Veranstaltung, hier handelt es sich um die einfache Er¬
füllung der Menschenpflichtgegenüber wirtschaftlichen
Nöten. Wenn Sie mit diesem Kennzeichendie Vorlage
ansehen wollen, meine Damen und Herren, dann
werden Sie uns zustimmen, wenn wir es bedauert
haben, daß eine große Partei den Herrn Direktor vom
Nürburg-Ring — wenn ich so sagen darf — hier an
dieser Stelle für die Autobahnstraße sprechen ließ. Es
ist etwas ganz anderes bei diesem Projekt, als es beim
Nürburg-Ring gewesenist.

Wenn wir als Sparer dazu Stellung nehmen sollen,
meine Damen und Herren, so wird es uns hart, einer
Vorlage, die einen Kostenaufwand von 17 Millionen
verlangt, zuzustimmen, während die Forderungen der
Sparer noch unerfüllt sind. Denn wir betrachten die
sämtlichenKommunen, mögen sie sein, welche sie wollen,
als unsere Schuldner und sagen: Macht erst dann eine
neue Bewilligung, wenn die alte Schuld bezahlt ist!
Da es sich aber hier um eine einfacheNotstandsarbeit
handelt, da es eine zwingende Notwendigkeit ist, dieses
Projett auszuführen, so lassen wir Sparer diese Be¬
denken fallen und erfüllen eine einfache Menschenpflicht,
indem wir der Vorlage zustimmen.

Lassen Sie mich noch ein paar Worte dazu sagen.
Wenn Sie die Autos, die demnächstauf der Straße
fahren werden, sich einmal etwas genauer ansehen, so
werden Sie unter den Insassen eine große Anzahl
finden, die früher noch nicht einmal mit einer Schub¬
karre gefahren sind, geschweige denn mit einem Auto.
Wenn diese heute Auto fahren, so tun sie das von dem
Vermögen der alten Sparer. Sie haben früher ihre
Wohlgerüchenicht durch ein Autoabgasrohr verbreitet.
(Andauernde schallende Heiterkeit. Glocke des Vorsitzen¬
den) Meine Damen und Herren! Die zweite Kate¬
gorie derjenigen, die auf dieser Straße fahren werden,
sind diejenigen, die ihrem Beruf, ihrer Pflicht nach¬
kommen. Das sind diejenigen, denen wir helfen müssen.
Die dritte Kategorie sind diejenigen (Zuruf: Die früher
schon gerochen haben! Heiterkeit), die, wenn sie eine
Panne erleiden, nicht in der Lage sind, die Kosten
dieser Panne zu bestreiten.

Für uns Sparer, meine Damen und Herren, ist es
gleichgültig,ob eine von diesen drei Kategorien auf der
Straße fährt. Wir sehen das Wesentlichedarin, daß
wir diejenigen, die draußen wohnen, wo die Mutter
dauernd in Angst ist um ihr Kind, schützen. Wir sehen
das Wesentlicheder Vorlage darin, daß der Menschge¬
schützt werden soll.

Als die Vorlage im Provinzialausschuß zur Be¬
sprechung stand, da bin ich die Strecke zu Fuß ge¬
gangen. lVravo!) Wenn Sie alle dasselbe getan
hätten, wäre dieses lange Gerede nicht nötig gewesen.
(Heiterkeit.)

Sie haben nun soviel von der wirtschaftlichenSeite
gesprochen. Meine Damen und Herren! Die wirt¬
schaftliche Rentabilität der Straße kann keinem Zweifel
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unterliegen. Wenn wir bei der Grwerbslosensürsorge
für Arbeit sorgen wollen, so kann es nicht zweifelhaft
sein, daß Arbeit allezeit der beste Volkserzieher gewesen
ist. Sie (zu den Kommunisten) mögen nun mit 9,
7 oder 5 Mark Mehrverdienst die Woche rechnen, damit
können Sie die Wohltat, die der Menschheit durch die
Arbeit gebracht wird, nicht aus der Welt schaffen.
(Zuruf des Abgeordneten Dunder: Sie sparen doch!)
Wenn Sie gearbeitet hätten, wären Sie Sparer, wie
wir es sind; wir haben arbeiten gelernt. Wer arbeitet,
kann sparen, und wer nicht spart, will nicht arbeiten.
(Lachen links; Zuruf eines kommunistischen Abgeord¬
neten: Von 2N Mark die Woche kann man 40 Mark
sparen!)

Wenn Sie, meine Herrschaften von der Linken, aber
sagen: Wir müssen die Negiearbeit haben, so lassen Sie
mich als Praktiker lZuruf links: Im Sparen!) in der
Negiearbeit ein Wörtchen dazu sagen. — Wenn Sie
erst soviele Jahre auf sich haben und soviele Millionen-
bauausführungen in: Regiebetrieb verantwortlich ge¬
leitet haben wie ich, dann können Sie auch einmal
wieder das Wort dazn nehmen. (Zurufe links.) Meine
Damen und Herren! Wenn Sie keine sachlichen Aus¬
führungen hören wollen, sondern nur Schlagworte,
dann setzen Sie Ihre Zwischenrufefort. — Sie können
im Regiebau von heute auf morgen überhaupt nichts
ausführen. Sie können in Regie Wohl drei oder 300,
vielleicht auch noch 3000 Kubikmeter bewege,:. Wie
wollen Sie aber Tiefbauten einer solchen Art ohne wei¬
teres im Regiebetriebe ausführen? Meine Damen und
Herren! Wie wollen Sie denn die Baugeräte und
alles auf einmal beschaffen? Die Bauausführung
würbe ja dreimal so teuer werden, als sie setzt veran¬
schlagt ist. Meine Damen und Herren! VergessenSie
doch nicht: Gerade in Ihrem Interesse, im Interesse
der Vertreter der Linken, hat man sich doch seinerzeit
vom Regiebetrieb zum privaten Baubetrieb umgestellt.
Denken Sie doch bitte einmal zurück an die Zeit von
WO, dann werben Sie doch zugeben müssen, daß man
hier nicht einfach mit Schlagworten eines Tages wieder
den Regiebetrieb einführen kann. (Zuruf des Abge¬
ordneten Hoffmann: Sie können sa nur Kasernen in
Regie bauen, Herr Major!) Nein, ich habe Tiefbauten
der größten Art, Millionenprojekte verantwortlich ge¬
leitet. Sie brauchen hier nicht von Kasernen zu reden.
Sie wissen eben nicht, wer ich bin. (Zuruf des Abge¬
ordneten Hoffmann: Doch, Herr Major!) Meine Damen
und Herren! Der Regiebetrieb ist möglich und durchführ¬
bar, wenn der Wille dazu da ist (Sehr richtig! links) und
wenn ine notwendigen Vangeräte und die Bauleiter
zur Verfüguun stehen. Sie können aber keine Straßen-
Unter- und -Neberführungen oder Kunstbauten ein¬
fach mit der Schippe und der Hacke bauen. (Zuruf
des Abgeordneten Oberdörster: Wer hat das denn ver¬
langt?) Darauf geht Ihre Forderung hinaus. (Zuruf
links: Wir haben «keine Kunstbauten!) Meine Damen
und Herren! Wenn Sie hier rufen: „Wir haben leine
Kunstbauten!", so beweist das, daß Sie sich mit dem

Projekt überhaupt noch nicht befaßt haben, baß Sie
überhaupt noch nicht hineingesehen haben; sonst wäre
ein solcher Zuruf überhaupt nicht möglich. (Zuruf des
Abgeordneten Knab: Das ist doch aus dem Antrag her¬
ausgelassen!)

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich zu
Ende kommen, (Ironisches Bravo!) Das Wesentliche
liegt in dem, was die Handelskammer in Köln in ihren:
Gutachten gesagt hat. Sie hat erklärt: Die Zustande
auf der Provinzialstraße sind unhaltbar. Wenn wir
noch ein Gewissen haben und unsere Pflicht noch
kennen,wenn wir wissen, daß selbst für 1? Millionen
ein einziges Menschenlebengeschützt werden muß, dann
kann kein Zweifel sein, daß wir der Vorlage zustimmen
müssen.

Und Ihnen, meine Herren von der Linken, möchte
ich zum Schluß sagen: Vergessen Sie nicht, daß man
heute zu wenig lehrt, daß Arbeit ehrt! (Einzelner Bei¬
fall in der Mitte und rechts. Ironischer lauter Beifall
bei den Kommunisten.)

Stellvertretender VorsitzenderD r. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas : Meine Damen und Herren!
Der Herr Abgeordnete von Stedman hat eine pro-äomo-
Rede gehalten, denn er hat 97 Prozent seiner Aus¬
führungen darauf verwandt, Koblenz und Umgegend
in den Mittelpunkt zu stellen. Am Schlüsse seiner Aus¬
führungen hat er dann aber geglaubt, gegenüber der
sozialdemotratischen Fraktion einen Witz machen zu
können. Ich muß schon sagen: Dieser Witz war sehr
faul. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Kaiser: Aber
richtig!) Er hat nämlich gesagt, er freue sich darüber,
daß die sozialdemoiratischeFraktion alle die Forde¬
rungen aufgenommen habe, die die bürgerlichen Par¬
teien bisher gestellthätten. Ich möchte demgegenüber
doch sagen, daß ich bisher noch nicht gewußt habe, daß
die Arbeitsgemeinschaft eine Partei des schaffenden
Volkes ist. (Lachen rechts.) Ich habe bisher lediglich
gewußt, daß ganz besonders die Partei des Herrn von
Stedman eine Partei der Großagrarier, der Schlot¬
junker usw. war. Daß diese Partei bisher solche Ar-
beiterforderungen gestellt hat, das ist mir neu gewesen.
sZuruf: Große Koalition!) Wenn Herr von Stedman
wenigstens einmal versucht hätte, den Beweis für seine
Behauptung zu erbringen. Daß meine Ausführungen
das Richtige treffen, hat der kommunistischeRedner,
Herr Abgeordneter Knab, bewiesen, denn er hat Ihnen
gesagt, er hoffe, daß das nicht lediglich eine Geste sei.
Wenn er es auch nicht mit denselben Worten gesagt
hat, so hat er doch dem Sinne nach geäußert, es genüge
nicht, daß die bürgerlichen Parteien unseren Antrag
annähmen, sondern sie müßten auch den Mut haben,
im Reichstag und im Landtag für diese berechtigten
Forderungen der SoziäldemokratischenParte: einzu¬
treten. Daraus geht schon deutlich hervor, daß diese
berechtigten Forderungen der SoziaMemolratischen
Partei auch nach der Ansicht des Herrn Knab bisher
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nicht von den bürgerlichen Parteien und sicher nicht
von der Partei des Herrn Stedman gestellt worden sind.

Der Herr Kollege Knab hat »dann erklärt, seine
Fraktion stimme im allgemeinen unserem Antrage zu,
müsse sich aber wegen verschiedenerPunkte, die nicht
klar genug ausgedrückt seien, der Abstimmung ent¬
halten. Er hat vor allen Dingen darauf hingewiesen,
daß doch nicht alle Gemeinden, Kreise und Städte bei
der Bekämpfung der Not bisher an hie äußersteGrenze
der Leistungsfähigkeit gegangen seien. Ich möchte ihn
darauf aufmerksam machen, daß in unserem Antrage
ausdrücklichsteht: „Gemeinde!:,Kreise und Städte sind
im allgemeinen in der Bekämpfung der bitter¬
sten Not bis an die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit
gegangen." (Zuruf des Abgeordneten Knab: Nur ein¬
zelne!) Bitte schön, das schließt in sich, daß wir genau
auf demselben Standpunkt stehen wie der Herr Knab,
daß es auch Gemeinden, Kreise und Städte gibt, die
bisher nach unserer Auffassung nicht genügend getan
haben. Das brücken wir mit diesen Worten aus.

Er hat «dann weiter gesagt, in dem Antrage sei
nichts gesagt über die Bedingungen, unter welchendie
Arbeiten ausgeführt werden sollen. Herr Knab, ich
bin der Auffassung, über diese Bedingungen kann man
dann reden, wenn die betreffendeArbeit akut wird, im
allgemeinen aber, namentlich hinsichtlich des Acht¬
stundentages und der Ueberstunden, von denen Sie
sprachen,liegen diese Bedingungen durch Verfügungen
des Neichsarbeitsministers fest. Er verlangt bei der
Notstandsarbeit die achtstündige Arbeitszeit; er ver¬
langt weiter, daß bei Notstandsarbeiten keine Ueber-
stnnden gemachtwerden. Aus diesem Grunde brauchten
w i r das nicht noch besonders zu fordern. Uns kommt
es vielmehr darauf an, daß vor allen Dingen größere
Reichs- und Staatsmittel für die bedrängte Rhein-
Provinz und für die vielen Arbeitslosen, die wir haben,
gegeben werden. Wir stellen die Arbeitsbeschaffung
in den Mittelpunkt, Wir sagen: Je mehr Arbeit be¬
schafft wird, um so eher können wir bem Arbeiter
helfen, um so eher können wir dem Mittelstände, dem
Kleingewerbetreibenden und dem Winzer helfen. Das
ist die Hauptsache, das Primäre, was in unserem An¬
trage ist.

Aus den Ausführuttgen des Herrn Knab — das
möchte ich zum Schlüsse noch sagen — mußte ich
schließen, daß die KommunistischePartei unserem An¬
trage zustimmen und sich nicht wegen einiger weniger
Wünsche, die sie noch hat, der Abstimmung enthalten
würde. Nachdem Herr Knab aber gesagt hat, seine
Partei würde sich der Abstimmung enthalten, ist mir
eingefallen: das ist so ähnlich wie mit der Autostraße

/ selbst. Im Provinzialausschuß war der Herr Kollege
Knab für die Autostraße (Zuruf des Abgeordneten
Gerlach: Begeistert!), und heute hier im Pleuum will
er gegen die Autostraße stimmen. Die Herren sagen:
Wenn unsere Antrage nicht angenommen werden, dann
werden wir gegen die Autostraße stimmen, im Pro¬

vinzialausschuß hörte man davon nichts. Das ist meiner
Meinung nach ein klein wenig Eiertänzerei. (Abge¬
ordneter Gerlllch: Sehr richtig!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine Damen
und Herren! Am Ende Her langen und ausführlichen
Beratung habe ich zunächst 'die angenehme Aufgabe,
den Dank der Provinzialverwaltung und des Provin-
zialnusschnssesdafür auszusprechen,daß sämtlichePar¬
teien von der Arbeitsgemeinschaftbis zur Sozialdemo-
kratie dem Projekt sich zustimmend gegenübergestellt
und bei dieser Gelegenheit auch manches anerkennende
Wort für die allgemeine Arbeit der Provinzial¬
verwaltung auf dem Gebiete des Verkehrswesens ge¬
funden haben.

Die Kommunistische Partei hat als einzige dem
Projekt widersprochen. Der Herr Abgeordnete Haas
hat schon darauf hingewiesen, daß dieser Widerspruch
nicht so sehr alt ist, sondern daß noch vor einigen
Wochen maßgebende Stellen der Kommunistischen
Partei dem Projekt ganz anders gegenüberstanden.
Und auch heute glaube ich, daß der Widerspruch zum
Teil darauf zurückzuführen ist, daß die Herren doch
über einzelne der der Projektierung zugrunde liegen¬
den Gesichtspunkte, vor allen Dingen auch auf deni
Gebiete der Beschäftigung der Erwerbslosen und der
Aufbringung der Mittel, nicht voll und ganz unter¬
richtet sind. Das geht z. V. aus der Aufstellung des
Herrn, Abgeordneten Oberdörster hervor, wonach
70 Prozent der Mittel der produktiven Erwerbslosen¬
fürsorge, die hier verwendet würden, aus Arbeiter-
groschen stammten, d. h. aus den Beiträgen der Arbeit¬
nehmer zur Erwerbslosenfürsorge. Selbstverständlich
ist das vollständig verkehrt. Nicht ein Pfennig aus
diesen Mitteln wird für die produktive Erwerbslosen¬
fürsorge verwendet, denn bekanntlich reichen diese
Mittel noch nicht im entferntesten, um nur die Kosten
der unterstützenden Erwerbslosenfürsorge zu decken;
dazu müssen noch Reichs- und Staatsmittel zugeschossen
werden, und die sämtlichen Mittel für die produktive
Erwerbslosenfürsorge und für Notstandsarbeiten
fließen aus den Reichs- und Staatsmitteln,

Ich glaube auch, baß die Wähler der Kommunisti¬
schen Partei in den Bezirken Benrath, Langenfeld,
Wiesdorf und Opladen den übrigen Parteien dieses
Hauses dankbar sein werden, daß sie sich nicht dem
ablehnenden Votum der KommunistischenPartei an¬
geschlossen und nicht ebenfalls die Vorlage abgelehnt
haben, sondern ihr zur Durchführung verhelfen. (Sehr
richtig!) Ich stimme da durchaus dem Herrn Abge¬
ordneten Pohl zu: Die größte Wohltat wird durch
diese Vorlage uicht so sehr den Autofahrern als viel¬
mehr den Bewohnern und vor allem auch den Arbei¬
tern der in Betracht kommendenOrtschaften erwiesen.

Der Herr Abgeordnete Knab hat sich dann um
meine Gesundheit außerordentlich besorgt gezeigt, in-
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dem er befürchtete, wenn seine Vorschlägenicht ange¬
nommen würden, dann könnte ich demnächst, wenn ich
einmal bie Arbeiten an der neuen Autostraße besuchte,
so schlecht beköstigt werden, wie das im Gebiete des
Nürburg-Rings der Fall gewesen wäre. Herr Abge¬
ordneter Knab, wir beide 'sind einmal gemeinsam zwei
Tage im Gebiete des Nürburg-Rings herumgefahren.
Ich glaube, wir sind da in einer Weise beköstigt worden,
daß wir keine Befürchtung zu haben brauche». Wenn
es uns bei den Arbeiten an ber neuen Autostraße auch
so geht, dann kommen wir beide mit dieser Bekösti¬
gung aus. (Rufe: Au, au! Große Heiterkeit.)

Zu den Anträgen der Kommunistischen Partei
möchte ich aber noch grundsätzlichbemerken: Sie sind
keineswegs abgelehnt worden; vielmehr sind sie dem
Provinzialausschuß zur Prüfung überwiesen worden.
Ich bin überzeugt, daß diese Prüfung im Provinzial¬
ausschuß mit aller Sorgfalt erfolgen wird. Wie dies
fchon früher bei den Vorberatungen der Vorlage ge¬
sagt worden ist, ist es auch die Absicht der Verwaltung,
für die Arbeiter, die von außen herangezogen werben,
in Form von geeigneter Unterbringung und Bereit¬
stellung von Zwischenmahlzeitenalles zu tun, was aus
sozialen Gründen sich als nötig herausstellen wird.

Es ist bann bieses Projekt von den meisten Red¬
nern mit Recht in den Rahmen des gesamten Straßen-
bauvrogramms der Rheinprovinz hineingestellt wor¬
den, und man hat Anlaß genommen, nunmehr die
Wünsche zu äußern, die auch aus ben anderen Gebieten,
namentlich aus dem Süden ber Rheinprovinz, in be/,ug
auf Verbesserungen im Straßenwesen geltend zu
machen sind. In dieser Hinsicht bin ich selbst auch noch
zu ausdrücklichen Erklärungen aufgefordert worden.
Zunächst wird es mir leicht, eines zu erklären. Das
ist, daß eine paritätische Behandlung ganz gewiß statt¬
finden soll. Wenn aus irgendeinem anderen Bezirk
der Rheinprovinz uns ein Ttraßenbauprojekt gebracht
wird, das die Provinzialverwaltung so wenig tostet
und ben Etat so wenig belastet, nämlich überhaupt
nicht, so find wir selbstverständlichbereit, bieses Projekt
sofort zur Durchführung zu bringen. Leider ist das
aber mit ben anderen Straßenbanprojetten, die uns
aus den anderen Gebieten der Provinz gebracht wer¬
ben, nicht ber Fall. Infolgedessen ist es auch ganz
verkehrt, hier das Wort „Kompensation"zu gebrauchen.
Kompensationen können hier nicht in Frage kommen,
denn für diesen Bezirk hier wird für den Bau der
Autostraße aus Provinzmitteln nichts geleistet.

Damit ist aber ben übrigen Bezirken nicht gedient.
Es ist ihnen auch nicht damit gedient, baß ich ebenso
nachdrücklich erklären kann, baß infolge des Baues der
Autostraße auch nicht ein Pfennig weniger an anderer
Stelle für Straßenbauzwecke ausgegeben wird, als es
ohne die Autostraße der Fall wäre, aus dem einfachen
Grunde, weil bie Ausgaben der Autostraße ja den
Haushaltsplan überhaupt nicht belasten werden. Im
Gegenteil, der Netrieb der Autostraße stellt auf dem

Gebiete des Straßenbauwesens eine Ersvarnismaß-
nahme bar. Würde sie nicht gebaut, so würden Sie
allerdings bedeutende Ausgaben demnächst im Haus¬
haltsplan für Umgehungsstraßen finden. Aber das
schließt nicht aus, daß bie Provinzialverwaltung sich
ihrer Aufgabe bewußt bleiben muß, einen Ausgleich zu
schaffen in der Leistungsfähigkeitder verschiedenen Be¬
zirke, der wohlhabenderen Bezirke aus dem Industrie¬
gebiet und der weniger wohlhabenden im Süden der
Rheinprovinz, und daß jedes einzelne Wegebauprojekt
daraufhin geprüft werden muß, ob biefes Projekt im
einzelnen notwendig und durchführbar ist. Ich glaube,
gerade das letzte Jahr hat gezeigt, daß die Provinzial¬
verwaltung darin bis an die Grenze ber Leistungs¬
fähigkeitgegangen ist. Wir haben im letzten Jahr nicht
weniger als 45 Millionen für Straßenbauzwecke in der
Provinz aufgewendet, teils aus Anleihe, teils aus lau¬
fenden Mitteln, teils vorschußweise. Der Provinzial¬
ausschuß hat, als im Herbst das große Notstandsbau¬
programm von ber Staatsregierung aufgestellt wurde,
sofort beschlossen, eine Anleihe von 13 Millionen für
Wegebauzwecke aufzunehmen, für die Zinserleichterun¬
gen von ber Staatsregiernng in Aussicht gestelltwür¬
ben, eine Anleihe, bie im nächstenLandtag noch Ihrer
nachträglichenGenehmigung unterbreitet werden muß.

Gerade 'diese Ausgaben, die die Provinzialverwal¬
tung hier macht, kommen aber in wesentlichemUm¬
fange den Bezirken, die eben mit Recht als die beson-
bers notleidendenbargestellt wurden, zugute. So wird
es auch in Zukunft sein, mit einer Begrenzung: soweit
es die Leistungsfähigkeitber Provinz, d. h. die Mög¬
lichkeit, die Provinzilllumlage in die Höhe zu setzen,
erlaubt. Leider bringt die Kraftfatzrzeugsteuerin diesem
Jahre infolge ber für die Rheinprovinz so ungünstigen
Verteilung etwa drei Millionen weniger, als vor¬
gesehen ist, und ich sehe sehr traurig auf diesem Ge¬
biete in bie Zukunft. Es wird sich nicht vermeiden
lassen, wenn nur die bisherige Tätigkeit, nicht in der
absoluten Summe, sondern in ihren Grundzügen, in
etwa aufrecht erhalten werben soll, baß bas schon zu
einer wesentlichen Erhöhung der Provinzialumlage
führen wird. Ganz besonders werden uns jetzt die
großen Anleihen, bie wir für StrußenbauzWeckeauf¬
genommen haben: die 20-Millionen-Anleihe und jetzt
bie 13-MiIlionrn-Anleihe, durch bie Notwendigkeit der
Verzinsung und Tilgung im nächsten Jahr ganz außer¬
ordentlich bedrücken. Es reizt ja etwas, im Augenblick
eine Anleihe aufzunehmen; man merkt es ja im Haus¬
haltsplan nicht; aber später kommt das dicke Ende. Das
werden Sie bei ber Beratung des nächstjährigenHaus¬
haltsplans schon sehen. Es wird eben notwendig sein,
hier den Mittelweg zu suchen zwischen den Bedürfnissen
der Provinz und der Leistungsfähigkeit der Steuer¬
zahler. Dann wird es auch richtig sein, wie es Herr
von Stebman gesagt hat, das allgemeine Bauprogramm
aufzustellen und sich über den Gesamtweg Uar zu wer¬
den. IO barf aber barauf hinweisen, daß das auch im
vorigen Landtag schon geschehenist, wo auf Grund
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eines solchen allgemeinen Bauprogramms die Ueber¬
nahme von 2000 Kilometer Kreisstraßen und Gemeinde¬
wege auf die Provinz 'beschlossenworden ist, aber alles
wieder nach Maßgabe der Leistungsfähigkeit. Gerade
auf dem Gebiete des Straßenbaues >sind mehr als aus
jedem anderen Gebiete Provinzialausschuß und Pro-
vinzialvcrwaltung ganz in den Händen desProvinzial-
landtags, während auf den anderen Gebieten, wo es
sich um gesetzmäßigeAufgaben handelt, der Landtag
ja nicht so absolut die Ausgaben vorschreiben kann.
Auf dem Gebiete des Fürsorgewesens können wir bei¬
spielsweise gezwungen werden, mehr auszugeben; es
kann auch weniger sein. Dagegen im Straßenwesen ist
der Provinziallandtag in der Lage, ganz genau die
Summe vorzuschreiben, die ausgegeben werden soll.
Wenn z. B. vom Provinzialausschuß vorgeschlagenist,
in den nächsten Haushaltsplan, sagen wir einmal, zwei
Millionen zur Unterstützung des Gemeinde-Wege-und
-Straßenbaues einzusetzen, und dieser Betrag dem
Provinziallandtag nicht genügt, so ist er in der Lage,
diese Zahl durch drei, vier oder fünf Millionen zu
ersetzen. Auf der anderen Seite hat er dann 'die Pro-
vinzialumlage, die vielleicht 14 Millionen beträgt, auf
15, 16 oder 17 Millionen festzusetzen.Sie dürfen über¬
zeugt sein, wenn auf diesem Gebiete nicht alles, was
Sie wünschen, geschieht, so ist es nicht etwa mangeln¬
der guter Wille der Provinzialverwaltung oder des
Provinzialausschusses. Nichts kann uus mehr Freude
machen, als wenn Sie uns recht große Mittel bewilli¬
gen und wir recht Schönes uud Großes damit leisten
tonnen. Eine solche Bitte möchte ich jetzt schon für den
nächstenProvinziallandtag an Sie richten. Wenn wir
im nächsten Piovinziallandtag mit den entsprechenden
Forderungen auf Erhöhung der Provinzinlumlage
hervortreten, dann bin ich überzeugt, daß wir gerade
von den Rednern, die heute diese Wünsche geäußert
haben, auch vollste Zustimmung finden werden. (Heiterer
Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zur Ge¬
schäftsordnung hat Herr Abgeordneter Dr. Kaiser.

Abgeordneter Dr. Kaiser: Meine Damen und
Herren! Nachdem alle Parteien ausgiebig zu Wort
gekommensind, beantrage ich namens meiner Freunde
Schluß der Aussprache.

Vorsitzender Dr. Iarres: Nach ß 32 der Ge¬
schäftsordnung bedarf dieser Antrag der Unterstützung
von zehn anwesenden Mitgliedern. Ich darf fragen, ob
diese Unterstützung vorhanden ist. — Das ist der Fall.

Dann lasse ich über den Antrag abstimmen. Zum
Wort sind noch gemewet Herr Abgeordneter Theißen
und Herr Knab zu einer persönlichen Bemerkung und
einer tatsächlichen Feststellung. Zu der persönlichen
Bemerkung würde ich bas Wort nach Schluß der Er¬
örterung geben.

Ich bitte die Damen und Herren, die für Schluß
der Erörterung sind, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Dann erteile ich das Wort Herrn Abgeordneten
Knab zu einer persönlichenBemerkung und einer tat¬
sächlichen Feststellung.

Abgeordneter Knab : Meine Damen und Herren!
Der Herr Landeshauptmann und auch Herr Haas
haben sachlich hier feststellenwollen, daß zwischender
Stellungnahme meiner Person im Provinzialausschuß
und der heutigen Stellungnahme unserer Fraktion ein
direkter Gegensatz bestände, und der Herr Landes¬
hauptmann hat angedeutet, daß auch noch andere In¬
stanzenöer KommunistischenPartei 'die Auffassuug, die
unsere Fraktion heute mit ihrer Abstimmung zum
Ausdruck bringen wird, nicht teilen würden. Meine
Damen und Herren! So, wie das der Herr Landes¬
hauptmann und Herr Haas dargestellt haben, stimmen
die Dinge nicht. Auch ich habe im Provinzialausschuß
die Frage der Unterkunft und der Verpflegung der Ar¬
beiter angeschnitten und erklärt, daß wir diese Dinge
verlangen. Natürlich kann ich nicht im voraus sagen,
daß die Fraktion, wenn die Vorlage des Provinzial¬
ausschusses ausgearbeitet vorliegt und wir sie zur
Kenntnis bekommen, erklären wird: Diese Vorlage, wie
sie 'da ausgearbeitet ist, genügt uns. Unser erster
Fraktionsredner hat ausdrücklich festgestellt, daß wir
für den Bau der Autostraße sind. Auch die Ablehnung
der von uns geforderten Finanzierung durch eine An¬
leihe ist für uns kein Gruud gewesen, das Projekt
an sich abzulehnen. Grund zur Ablehnung war viel¬
mehr sür uns, daß in der heutigen Vorlage nicht die
Sicherheiten für die Arbeitsbedingungen gegeben sind.
Das hat unsere Fraktion zum Anlaß genommen, zu
erklären: Weil uns heute diese Sicherheiten nicht ge¬
geben sind, können wir heute dem Projett nicht zu¬
stimmen. Wenn diese Sicherheiten später durch den
Provinzialausschuß und ,den Provinziallandtag ge¬
geben werden, würden wir nicht Anstand nehmen,
später zu erklären: Jetzt sind unsere Bedingungen er¬
füllt; wir sind dafür, daß das Projekt unter diesen
Umständen durchgeführt wird. Vielleicht ergibt sich
jetzt durch den Zusatzantrag, der dem Beschlußentwurf
angehängt wird, in späterer Sitzung im März die Ge¬
legenheit, das nachzuholen. Dann werden wir nicht
anstehen, diese Erklärung abzugeben.

Deshalb besteht lein Widerspruch zwischenunserer
Stellungnahme, denn wir sind im Prinzip für das
Projekt; das stelle ich ausdrücklichfest.

Nun die andere Frage bezüglich der Verpflegung
im Nürburg-Ring. Herr Landeshauptmann, wenn der
Provinzialausschuß eine ein- oder mehrtägige Vcsichti-
gungsreise machen will, werden Sie es mir nicht ver¬
wehren können, daran teilzunehmen, weil ich zu diesen
Vesichtigungsreisen genau so verpflichtet bin wie Sie
von Amts wegen oder andere Abgeordnete von an¬
deren Parteien. Wenn Sie aber, Herr Landeshaupt¬
mann, künftig mit uns eine Besichtigungsreise zu der
Autostraße Köln—Düsseldorf machen werden, dann
verspreche ich hiermit feierlich, daß ich bereit bin, eine
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ganze Woche lang mit Ihnen zu besichtigen,die Ver¬
pflegung da einzunehmen, wo die Arbeiter sie ein¬
nehmen, und mit den Arbeitern mich in die Baracken
hineinzulegen. Und ich fordere Sie auf, Herr Landes¬
hauptmann, mit mir dasselbezu tun. Ich glaube, daß
dann nicht mir, sondern Ihnen der Appetit vergehen
wird. (Große Heiterkeit.)

Noch ein anderes.
VorsitzenderDr. Iarres: Herr Abgeordneter, ich

möchte bitten, sich auf den Charakter der persönlichen
Bemerkung zu beschränken.

Abgeordneter Knab: Das sind alles persönliche
Bemerkungen. (Heiterkeit.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Sie dürfen nur per¬
sönliche Angriffe abwehren und eigene Ausführungen
klarstellen.

Abgeordneter Knab: Der Herr Landeshauptmann
hat einen Vergleich gezogen, der mit der Sache an sich
nichts zu tun hat, sich mit anderen Worten eine so¬
genannte Anpflaumung erlaubt. (Heiterkeit.) Der
Herr Landeshauptmann hat gesagt, die Verpflegung,
die wir als Prouinzialausschuß am Nürburg-Ring be¬
kommen haben, wo die Provinzialverwaltung die Ver¬
pflegung der Mitglieder von Andernach bis in die
HintereEifel hinein geregelt hat, sei gut gewesen. Herr
Landeshauptmann, die Verpflegung war tatsächlich
gut. Die Erinnerungen daran sind sehr süß. (Heiter¬
keit.) Herr Landeshauptmann, ich sage Ihnen das
eine: Wenn Sie uns heute versprechen, diese Ver¬
pflegung den Arbeitern der Autostraße von Köln nach
Düsseldorf zu geben, dann verzichtenwir auf alle An¬
träge. (Heiterkeit.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Erörterung ist
geschlossen.Wir kommen zur Abstimmung.

Die kommunistische Fraktion hat den Wunsch aus¬
gesprochen,daß über ihre Anträge und die dazu er-
aangene Entschließung des Provinzialausschusses zu¬
nächst abgestimmt werde, weil davon ihre Stellung¬
nahme zu der Hauptvorlage abhänge. Ich halte es
für richtig, diesem Wunsche der kommunistischen
Fraktion zu entsprechen, und schlage Ihnen vor, zu¬
nächst über diese Anträge der Kommunisten abzu¬
stimmen,und zwar in folgender Reihenfolge: In erster
Linie über den grundsätzlichenAntrag, der die Vor¬
lage wesentlichabändert und der lautet:

„1. Für die Finanzierung zum Bau der Auto¬
straße Köln—Düsseldorf wird eine Anleihe von
18 Millionen Mark aufgenommen.

2. Für die Verzinsung und Tilgung dieser An¬
leihe wird für die Benutzung der Autobahn eine Ge¬
bühr erhoben, die für Personen- und Lastwagen je
W Pfennig Pro Wagenkilometer beträgt,"
Wird getrennte Abstimmung beantragt? (Rufe:

IawoW!) Dann bitte ich diejenigen,die für Ziffer 1
dieses Antrages sind, sich zu erheben. — Das ist die
Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Ich bitte nunmehr diejenigen, die für Ziffer 2 dieses
Antrages sind, sich zu erheben. Auch das ist die Min¬
derheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Wir kommen dann zu dem Eventualantrage:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
Im Beschlußentwurfwerden die Worte:

„daß die von Reich und Staat zugesagten Zuschüsse
und Darlehen aus der produktiven Erwerbslosen¬
fürsorge für das Unternehmen sichergestellt sind,
und ferner unter der Voraussetzung"

gestrichen."
Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu er¬

heben. — Das ist die Minderheit. Der Antrag ist
abgelehnt.

Wir kommen zu dem dritten Antrage:
„Für die beim Bau der Autostraße Köln—Düssel¬

dorf beschäftigten Arbeiter, die infolge der Ent¬
fernung ihrer Wohnung von der Arbeitsstätte nicht
täglich nach Hause können, werden von der Provinz
ausreichende und angemessene Unterkunftsmöglich¬
keiten und Verpflegungsmöglichkeitengeschaffen. Der
von den Arbeitern für Quartier und Verpflegung
zu zahlende Betrag darf nicht höher sein wie die Zu¬
lage, die die Arbeiter hierfür erhalten. Als Zuschuß
für die Kosten der Unterbringung und Verpflegung
wird ein Betrag von 50NNN0 Mark bereitgestellt."
Der Sonderausschuß hat den Antrag gestellt, diesen

Antrag dem Prouinzialausschuß zu überweisen. Ich
bin der Auffassung, daß über diesen Antrag des Son¬
derausschusses abzustimmen ist, und bitte diejenigen,die
für diesen Antrag des 30er-Ausschussessind, sich zu
erheben. — Das ist die Mehrheit. Dann ist die Ueber¬
weisung an den Prouinzialausschuß beschlossen.

Wir kommen zu dem vierten Antrage:
„Der ProÄnziallandtag wolle beschließen:
1. Die Grdbewegungs- und Straßenbefesrillungs-

arbeiten beim Bau der Autobahn Köln—Düsseldorf
werden in eigener Regie der Provinz ausgeführt."
Ich bitte diejenigen,die für diesen Antrag sind, sich

zu erhoben. Das ist die Minderheit. Der Antrag ist
abgelehnt.

Ich darf dann feststellen, daß damit auch der Antrag
Vaterrodt erledigt ist, der dahin ging:

„Die Ausführung irgendwelcher Arbeiten seitens
der Provinz in eigener Regie erfolgt nicht."
Nach dem widerspruchslos hingenommenen Bericht

des Herrn Berichterstatters ist anzunehmen, daß im
Sinne dieses Antrages Vaterrodt beschlossen ist. (Zuruf
links: Herr Präsident, was Sie jetzt geschlnßfolgert
haben, ist nicht richtig!) Der Herr Berichterstatter hat
berichtet,daß in dem Sonderausschuß festgestellt worden
sei daß mit der Ablehnung des Antrages der kommu¬
nistischenFraktion der Antrag Vaterrodt im bejahen¬
den Sinne erledigt sei.
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Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Gerlach.
Abgeordneter Gerlach: Ich bitteboch den Herrn

Vorsitzenden,über den Antrag Vaterrodt abstimmen
zu lassen, denn wir können uns natürlich nicht grund¬
sätzlich für oder gegen die eigene Regie festlegenlassen.
Meine Fraktion ist der Auffassung, daß das je nach
den Verhältnissen von Fall zu Fall gemacht werden
muß. Wir würden also den Antrag ebenso ablehnen
wie den eben gestellten Antrag der Kommunisten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich habe nichts da¬
gegen, daß darüber abgestimmt wird. Aber Sie werden
mir zugeben müssen, daß der Herr Berichterstatter in
dem Sinne berichtet hat, wie ich es eben mitgeteilt
habe, und daß dagegen Widerspruchnicht erhoben wor¬
den ist. Ich habe mich 'daraufhin mit dem Herrn An¬
tragsteller Vaterrodt in Verbindung gesetzt, und er hat
auf Grund dieses Berichts erklärt, damit sei sein An¬
trag erledigt.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Haas.
Abgeordneter Haas: Ich bin der Auffassung, da¬

durch, daß heute der Antrag 1 der kommunistischen
Fraktion, wonach die Autostraße in eigener Regie ge¬
baut werden soll, abgelehnt ist, kann der Antrag Vater¬
rodt als erledigt betrachtet werden. So können wir
die Sache machen; dann ist man nach keiner Seite fest¬
gelegt. Gs ist abgelehnt worden, daß man in eigener
Regie baut; damit ist der Antrag Vaterrodt erledigt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wenn ich ein Wort
zur Sache dazu sagen soll: Gs ist natürlich mißlich,
festzulegen, daß irgendwelcheArbeiten nicht in Regie
vorgenommen werden sollen. Ich glaube, das ist auch
von dem Herrn Antragsteller nicht gemeint. (Zuruf
des Abgeordneten Hoffmann: Das spricht der Antrag
aber aus!)

Ich frage bann den Herrn Antragsteller Vaterrodt,
ob er den Antrag damit für erledigt erklärt.

Abgeordneter Vaterrodt: Wenn das Haus sich
dem Standpunkte des Sonderausschussesanschließt.Ich
habe selbstverständlichmit dem Antrage nicht den Fall
treffen wollen, daß die Provinz Ausführung von Ar¬
beiten in eigener Regie in dem Nahmen vornimmt, in
dem sie auch sonst Straßenarbeiten ausführen läßt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Berichterstatter Dr. Saaßen.

Abgeordneter Dr. Saaßen: Ich wollte nur be¬
stätigen, daß die Auffassung der vereinigten Aus¬
schüsse,wie der Herr Vorsitzende ausdrücklich am
Schlüsse der Verhandlungen festgestellt hat, dahin
ging, ,daß durch die Ablehnung des kommunistischen
Antrages der Antrag des Herrn Abgeordneten Vater¬
rodt als angenommen anzusehen sei. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hoffmann: Nein, als erledigt!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Haas.

Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren!
Der Antrag Vaterrodt lautet doch dahin: „Die Aus¬
führung irgendwelcher Arbeiten seitens der

Provinz in eigener Regie erfolgt nicht." Das ist ein
ganz allgemeiner Antrag. Das kann man nicht machen.
Ich bin auch überzeugt davon, daß die Mehrheit des
Hauses das nicht will. Wenn wir also erklären, der
Antrag sei durch die Ablehnung des Antrages Knab
erledigt, so ist das m. E. das Beste.

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und
Herren! So wird es nicht gehen, Kenn der Antrag ist
durch die Ablehnung des Antrages der kommunistischen
Fraktion in der Tat nicht erledigt. Man kann ihn
nicht ohne weiteres für erledigt erklären, wenn der
Antragsteller ihn nicht selbst für erledigt erklärt. (Zuruf
des Abgeordneten Haas: Dann lassen wir abstimmen!
Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Das Haus kann
ihn für erledigt erklären!)

Ich möchte den Herrn Antragsteller fragen, ob er
nicht eine Keine Aenderung des Antrages vornehmen
will, die jeden Zweifel ausschließt, etwa in der Rich¬
tung, daß die Ausführung ber Arbeiten seitens der
Provinz in der Regel nicht in eigener Regie er¬
folgen soll. (Zuruf links: Das ist auch nichts!)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Hagen.
Abgeordneter Dr. Hagen : Meine Damen, meine

Herren! Ich stelle fest, daß ich heute morgen in der
Kommissionausdrücklichfestgestellt habe, daß damit der
Antrag Vaterrodt erledigt sei. Und erledigt ist er, da
das Haus ja diesem Antrage zugestimmt hat. Herr
Vaterrodt hat diese Erledigung ausdrücklichbestätigt.
Ich habe Herrn Vaterrodt gebeten, den Antrag nun¬
mehr als erledigt anzusehen, und das hat er getan.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Vaterrodt.

Abgeordneter Vaterrodt: Ich muß ben Herrn
Vorsitzenden doch in gewisser Weise berichtigen. Die
Dinge find so gewesen: Der Herr Vorsitzende(Zuruf
Dr. Iarres: Der Vorsitzendedes Ausschusses!) hatte
mir vorgehalten, daß es nicht tragbar sei, wenn in
einer Frage, in der die überwiegende Mehrheit des
Hauses einer Meinung sei, von einer einzelnen Partei
ein Antrag gestelltwürde; denn das sähe dann so aus,
als sei dieser Antrag ,das geistige Produkt nur dieser
einen Partei. Daraufhin habe ich erklärt, nichts liege
uns ferner, als aus dieser Sache eine Prestigefrage zu
machen; es liege bei uns nur das sachliche Interesse
daran vor, grundsätzlich das festgestelltzu sehen, was
in unserem Antrage niedergelegt ist. Daraufhin ist
erklärt worden: Wenn der kommunistische Autrag ab¬
gelehnt wird, ist damit positiv im Sinne Ihres An¬
trages beschlossen.Darauf habe ich erklärt: Wenn das
die Meinung des Ausschusses ist, bin ich damit ein¬
verstanden, daß dadurch mein Antrag als erledigt an¬
gesehen wird. Dagegen ist von keiner Seite des Aus¬
schusses Widerspruch erhoben worden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Die Ausführungen des Vor¬
sitzenden des Ausschusses,des Herrn Hagen, kann ich
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bestätigen. Ich war während der Verhandlungen und
während der Abstimmung über bie Anträge drüben im
Saal, wo der Ausschuß beraten und abgestimmt hat.
Der Vorsitzendehat, nachdemder Antrag der Kommu¬
nisten abgelehnt war, erklärt, daß >damit der Antrag
Vaterrodt als erledigt betrachtet werden tonnte.

Um aber dem Streit ein Ende zu machen, Herr Vor¬
sitzender,möchte ich hen Antrag stellen, daß hier im
Hause darüber abgestimmt wird, daß der Antrag
Vaterrodt als erledigt erklärt wird. Den Antrag stelle
ich und ich füge hinzu: Mit einem solchen Antrage
braucht sich der Antragsteller nicht einverstanden zu
erklären, sondern das Haus kann zu jeder Zeit einen
Antrag >durch Uebergang zur Tagesordnung oder
sonstwie als erledigt erklären. (Zustimmung.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Selbstverständlich,das
kann das Haus beschließen. Es ist der Antrag gestellt
worden, den Antrag Vaterrodt durch die Ablehnung
des kommunistischen Antrages für erledigt zu erklären.
Ich bitte diejenigen, die für diesen Antrag sind, sich
zu erheben. Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Der fünfte Antrag der kommunistischenFraktion
lautet:

„Für die beim Bau der Autobahn beschäftigten
Arbeiter darf eine tägliche Arbeitszeit von acht Stun¬
den und eine wöchentliche Arbeitszeit von 42 Stunden
nicht überschritten werden."
Der Antrag des 30er-Ausschussesgeht dahin, diesen

Antrag dem Provinzialausschuß zu überweisen.— Wer
für diesen Antrag des 3Ner-Nusschussesist, den bitte
ich, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit.

Der sechste Antrag der kommunistischenFraktion
lautet:

„Die Bezahlung der beim Bau der Autobahn be¬
schäftigtenArbeiter erfolgt nach den für die einzelne
Arbeit in Frage kommendenTarifen. Für die 42-
stündige wöchentliche Arbeitszeit wird derselbe Lohn
wie für die im Tarif vorgesehene oder sonst übliche
längere Arbeitszeit gezahlt. Wenn in den Tarifen
für weit von der Arbeitsstelle wohnende Arbeiter
keine Wegegelder, Fahrgelderstattung, Auswärts¬
zulagen, Montagespesen usw. vorgesehen sind, wer¬
den entsprechende Wegegelder und Fahrgelder ge¬
zahlt. Falls die Arbeiter nicht täglich nach Hause
können, erhalten sie eine Verpflegungszulage."
Auch hier stellt der 30er-Ausschuß den Antrag,

diesen Antrag 'dem Provinzialausschuß zu überweisen.
Wer für diesen Antrag bes 30er-Ausschussesist, den
bitte ich, sich zu erheben. — Es ist so beschlossen.

Endlich liegt noch folgender Eventualantrag der
kommunistischenFraktion vor:

„Im Falle der Ablehnung der Durchführung der
Erdbewegungs- und Straßenbefestigungsarbeiten
beim Bau der Autobahn Köln—Düsseldorfin eigener
Regie der Provinz wolle der Provinziallandtag be¬
schließen :

Die Ausschreibung ber Erdarbeiten erfolgt unter
Zugrundelegung von folgender Leistungsnorm pro
Arbeiter und Tag von:

») 5 Kubikmeter bei Sandbuden,
b) 4 Kubikmeter bei Lehmboden,
c) 3 Kubikmeter bei Kiesboden."

Der Ausschuß stellt auch hier den Antrag, diesen
Antrag >dem Provinzialausschuß zu überweisen. Wer
für diesen Antrag des 30er-Nusschussesist, den bitte
ich, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist
so beschlossen.

Damit sind die Anträge der kommunistischen
Fraktion erledigt. Wir kommen zu dem Antrage zur
Vorlage des Provinzialausschusses. Der Vorschlag des
Sonderausschussesgeht bahiu:

„Der Provinziallandtag wolle den Antrag des
Provinzialausschusses unverändert annehmen. Dem
nächsten ProvinziallllNdtage ist vom Provinzial¬
ausschußein Bericht über den Stand der Vorarbeiten
und ein Voranschlag über die entstehendenBautosten
vorzulegen."
Ich bitte diejenigen, die für diesen Antrag sind, sich

zu erheben. — Ich stelle fest, daß das die Mehrheit des
Hauses ist und daß der Antrag von sämtlichen
Fraktionen, mit Ausnahme der kommunistischen
Fraktion, angenommen ist.

Dann kommen wir zu dem Antrage der sozialdemo-
kratischen Fraktion, betreffend Zurverfügungstellunn
erhöhter Mittel seitens >der Reichs- und Staatsregie¬
rung zur Linderung der wirtschaftlichenNotlage der
Nheinlande. Der Sonderausschuß schlägt auch hier
unveränderte Annahme des Antrages vor. Wer für
diesen Antrag des Sonderausschussesist, den bitte ich
sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist so
beschlossen. Damit sind Punkt 2 und 3 unserer Tages¬
ordnung erledigt.

Wir kommen zu
Punkt 4: Entschließung zu dem Urteil

des französischen Kriegsgerichts in
Land a u.

Ich gestatte mir üazu folgende kurze Bemerkung:
Der Provinziallandtag hat gestern unter dem Beifall
fast des ganzen Hauses von den würdigen und kraft¬
vollen Ausführungen Kenntnis genommen, mit denen
der Staatskommissar, der Herr Oberpräsident, der Ent¬
rüstung der Rheinlande über das Schmachurteil in
Landau Ausdruck gab. Wir danken dem Herrn Staats¬
kommissar und der Staatsregierung für diese Er¬
klärung. Aber der Aeltestenrat war doch der Auf¬
fassung, daß es richtig sei, wenn auch dieses Hohe Haus
zu diesen Vorgängen Stellung nähme. Die Fraktionen
waren einmütig in der Verurteilung der Landauer
Vorfälle.

Es ist nun nicht gelungen, eine völlig einmütige
Resolution aller Fraktionen des Hauses herbeizufüh¬
ren. Die kommunistische Fraktion wird eine Sonder-



44 72. Rheinischer ProUinziallandtag, 2. Sitzung am 3N. Dezember 1926.

evtlaruug abgeben. Dagegen haben sich die übrigen
Parteien, d. h. das Zentrum, die Arbeitsgemeinschaft,
die socialdemokratischeFraktion und bie Wirtschaftliche
Vereinigung, zu einer einheitlichen Erklärung zu¬
sammengefunden,zu deren Verkündung ich Herrn Ab¬
geordneten Mönnig das Wort gebe.

Abgeordneter Mönnig : Die Erklärung, die
der Herr Vorsitzendeeben angedeutet hat, hat folgen¬
den Wortlaut:

Der Rheinische Provinziallllndtag, die berufene
Vertretung der Rheinprovinz, insbesondere der be¬
setzten Gebiete, gibt, einig mit dem ganzen Vater¬
lande und allen rechtlich Deutenden ber Welt, seiner
Entrüstung über die Vorgänge in Lanbau Ausdruck.
Das aller Gerechtigkeit hohnsprechende Urteil des
französischen «Kriegsgerichtsist diktiert von engherzi¬
ger nationalistischerAuffassung und stellt das Prestige
des Militärs über bas Recht der Bevölkerung. Der
Gnadenakt der französischenRegierung genügt nicht,
bie berechtigte tiefgehende Beunruhigung der Be¬
völkerung der besetzten Gebiete zu beseitigen. Die
durch einen französischen Offizier an friedlichendeut¬
schen Männern verübte Nluttat ist straflos geblieben.
Solange die Besatzung weiter andauert, werden sich
ähnliche Zwischenfälle und Willkürakte wiederholen
ind die Kluft Mischen beiden Völkern vertiefen,

welche die übergroße Mehrheit auf beiden Seiten
ernsthaft zu überbrücken bestrebt ist. Wir verlangen
daher bringend ,die schleunige Beseitigung dieses
ebenso unwürdigen wie gefahrvollen Zustandes.

Wir richten an die Reichsrogierung die Bitte,
diese einmütige Ausfassung des Rheinischen Provin¬
ziallandtags und der gesamten Bevölkerung der
Lande am Rhein den im Völkerbund vereinigten
Mächten bekanntzugeben und mit allem Nachdruck
die völlige Räumung der noch besetzten deutschen
Gebiete von fremder Besatzung zu verlangen. (Lauter
Beifall.)
Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr

Abgeordneter Nohl.
Abgeordneter Nohl: Die kommunistische Fraktion

hat selbstverständlich zu der Sache eine eigene Er-
klciruug abzugeben. Sie steht nicht auf dem gleichen
Standpunkt wie die Mehrheit des Provinziallandtags,
die auch hier wieder einen heuchlerischen Protest in die
Welt hinaussendet, während in Wirklichkeit, in der
Praxis, diese Mehrheit eine ganz andere Auffassung
vertreten hat.

Wir haben deswegen folgende ErMrung abzugeben:
Erklärung der KPD.-F raktion des

72. Rheinischen Provinziallandtags zu
dem Urteil des Landauer Militär¬

gericht s.
Die Fraktion der Kommunisten des 72. Rheinischen

Provinziallandtags lehnt die Zustimmung zu der vor¬
gelegten Kompromißcrtlärung der bürgerlich-sozial¬
demokratischenMehrheit des Provinziallandtags ab.

Die Fraktion der Kommunisten verurteilt ebenfalls
aufs schärfste dieses vom krassesten Nationalismus
diktierte Schandurteil der französischen Militärjustiz
und begrüßt es insbesondere, daß sich bas klassen¬
bewußte Proletariat Frankreichs diesem Protest an¬
schließt. Die Fraktion verlangt trotz des „Begnadi¬
gungsaktes" die sofortige Aufhebung des Urteils und
erhebt darüber hinaus die Forderung auf sofortige
Räumung ber noch von den Truppen ausländischer
Imperialisten besetztenGebiete.

Die Fraktion ber Kommunisten erhebt gleichzeitig
schärfstenProtest gegen die Verurteilung des Jung¬
arbeiters Eise vom Koblenzer französischenMilitär¬
gericht zu zwei Jahren Gefängnis wegen antimilita¬
ristischerPropaganda und stellt fest, baß bisher die
bürgerlich-sozillldemotratischeMehrheit des Provinzial¬
landtags diese totgeschwiegenund sich unserer Forde¬
rung auf sofortige Aufhebung dieses Urteils nicht an¬
geschlossen hat. Das Verhalten dieser Parteien wird
gekennzeichnetdurch die Duldung des landesverräte¬
rischen Auftretens des Regierungsrats Lutterbeck,ber
im Bergarbeiterstreik im Mai 1923 die französische Be¬
satzungsarmee aufforderte, streikendedeutscheArbeiter
niederzuschießen. (Sehr gut! bei den Kommunisten.)

Gleichzeitigerinnert die Fraktion der Kommunisten
an die enge Zusammenarbeit deutscher und französischer
Polizeibehörden gegen deutsche Arbeiter, die auf Be¬
treiben »deutscher Behörden an die französische Militär¬
justiz ausgeliefert (Pfuü-Nufe bei den Kommunisten)
uud vom Mainzer Militärgericht zu langsährigen Ge¬
fängnisstrafen verurteilt wurden, an deren Folgen der
deutsche Arbeiter Scheerer, Kreuznach,gestorben ist.

Die Fraktion der Kommunisten erhebt gleichfalls
schärfstenProtest gegen das Urteil der deutscheu Klassen¬
justiz, wodurch Honnefer Arbeiter zu insgesamt
14 Jahren Kerker verurteilt wurde», weil sie im Herbst
1923 aus revolutionärer Ueberzeugung gegen die separa¬
tistischen Landesverräter kämpften und deshalb auch
von der französischenMilitärkamarilla ins Gefängnis
geworfen wurden. Die Fraktion fordert die sofortige
Aufhebung «dieses Racheurteils des Leipziger Reichs¬
gerichts gegen die revolutionären Betämpfer des Sepa¬
ratismus und beren sofortige Haftentlassung.

Die Fraktion spricht angesichts dieser Haltung der
bürgerlich-sozialdemokratischenMehrheit des Provin¬
ziallandtags dieser das Recht zum öffentlichenProtest
gegen bas Landauer Urteil ab und bezeichnet den
Protest als elende Heuchelei. (Sehr gut! bei den
Kommunisten. Lachen bei den übrigen Parteien.
Glocke des Vorsitzenden.)

Vorsitzender Dr. Jarres: Ich rufe Sie wegen
dieser Beleidiguug des Hauses zur Ordnung.

Abgeordneter Nohl (fortfahrend): Die Fraktion
der Kommunisten erklärt, daß nicht eher die Schand¬
urteile der französisch-deutschenKlassenjustiz und die
Bedrückung der werktätigen Bevölkerung der Rhein¬
provinz vom Joch der deutschen und ausländischen
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Kapitalisten und ihrer militärischen Handlanger auf¬
hört, als bis die Arbeiterklasse durch den Sturz der
herrschenden Klasse und die Errichtung 'der Proletarier¬
diktatur die Grundlage für ein freies Arbeiter¬
deutschland geschaffen hat. (Beifall bei den Kommu¬
nisten. Rufe rechts: Moskau!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich bitte um die Er¬
mächtigung, die Entschließung der großen Mehrheit
des Hauses dem Herrn Reichskanzler, dem Herrn
Reichsllußenm in ister und dem Preußischen Minister
des Innern zu überreichen. (Beifall.)

Meine Damen und Herren! Wir sind am Ende
unserer Beratungen. Ich möchte die Verhandlungen
nicht schließen,ohne allen hier Anwesenden die herz¬
lichsten Wünsche zum Jahreswechsel zum Ausdruck zu
bringen.

Aber, meine Damen und Herren, über dem Wohl
des einzelnen steht das Wohl unserer Heimat, steht
das Wohl unseres Vaterlandes. (Die Versammlung
erhebt sich. Die Kommunisten schicken sich an, den Saal
zu verlassen.) Wir erwarten von dem kommenden Jahr
192? viel. Wir erhoffen, ja, wir erwarten von ihm
endlich die Befreiung des noch besetzten
deutschen Gebietes, und wir hoffen, daß das
Jahr 1927 namentlich hier im Rheinlande unsere Bevöl¬
kerung einig sehen möge in kraftvoller und frucht¬
barer Arbeit zur Wiederaufrichtung unserer Wirtschaft
und zur Wiederaufrichtung unseres Ansehens im In-
lcmde und im Auslande.

In dieser Erwartung halbe ich dem Herrn Staats-
ikommissar mitzuteilen, baß die Arbeiten des Pruvin-
ziallandtags beendet sind. (Zuruf eines kommunistischen
Abgeordneten von der Tür des Saales: Sauft deutschen
Wein!)

Oberpräsident Dr. Fuchs: Meine Damen uud
Herren! Bei Ihrem Auseinandergehen ist es mir
zunächst ein lebhaftes Bedürfnis, Ihnen allen ein gutes
neues Jahr zu wünschen.

Sie haben vor der Jahreswende ein bedeutsames
Werk verabschiedet,dem, wie Sie wissen, die Preu¬
ßische Staatsregierung Interesse und Förderung ent¬
gegenbringt. Ich hoffe bringend, daß es sich bald er¬
möglichen'läßt, die noch auf dem Gebiete des Reichs¬
rechts bestehendenSchwierigkeiten zu beseitigen. Denn
es handelt sich hier um ein Unternehmen bahnbrechen¬
der Art, das bei der Anwendung der gesetzlichen Be¬
stimmungen auch besonders gewertet werden muß.

Die Entschließung des Hohen Hauses zur Be-
slltzungsfrage habe ich mit besonderer Freude ver¬
nommen. Sie wird bei allen Rheinländern warmen
Widerhall finden und ganz Deutschland wie darüber
hinaus der ganzen Welt zeigen, daß wir am Rhein
nicht ruhen und rasteu werden, bis uns unsere Freiheit
zurückgegeben ist. (Beifall.) Möge dies im kommenden
Jahre der Fall sein. Mit diesem Neujahrswunsche
erkläre ich den 72. Rheinischen Provinziallandtag für
geschlossen.«Beifall.)

(Schluß 3 Uhr 5N Minuten.)
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Erste Sitzung
im Ständehausezu Düsseldorf,Montag, den 4. April 1927.

Nach Beendigung des für die Abgeordneten beider
Bekenntnisse abgehaltenen Gottesdienstes versammeln
sich um 12 Uhr die Mitglieder des Provinziallandtags
im Sitzungssaal des Ständehnuscs. Um 12 Uhr
25 Minuten eröffnet der Landtagskommissar, Ober-
Präsident der NheinPvoUinzDr. Fuchs, den 73. Rhei¬
nischen Provinz iallandtag mit folgender Ansprache:

Meine Damen und Herren! Entgegen unseren be¬
rechtigten Ansprüchen und entgegen den Erwägungen
mirbschastlicher und politischer Vernunst steht die fremde
Besatzung noch immer mit 75U0U Mann auf deutschem
Boden und mit der überwiegenden Zahl innerhalb
unserer Provinz. Aus dem Munde des Reichsministers
des Auswärtigen haben wir vor einigen Tagen unsere
Beobachtungen bestätigt erhalten, daß wir uns von der
Erfüllung des Wunsches auf baldige Räumung des
Rheinlllndes und auf Rückgabedes Saargebietes in
den letzten Monaten mehr entfernt haben, als
daß wir ihr näher kamen. (Zuruf eines kommunistrschen
Abgeordneten: Schacherobjett!) Niemand bedauert so
sehr wie wir — die in erster Linie Betroffenen — das
Fehlschlagen der im vergangenen Jahre empor-
«eblühten Hoffnungen. (AbgeordneterKrawintel: Sehr
wahr!)

Wir würdigen es, daß bei manchenStellen der Ne-
satzungsmächte der Wille vorhanden ist, das Besatzungs¬
regime für die Bevölkerung erträglicher zu gestalten.
Aber abgesehen davon, daß eine so unerhört starte
Truppenbelegung zwangsläufig eine ungeheure Be¬
lastung mit sich bringt, ist schon die bloße Tatsache,daß
sieben Jahre nach Eintritt des Friedens noch srcmde
Truppen in einem der ältesten Kulturländer stehe»,
bullig unfaßbar und niederziehend. (Lebhafte Zu¬
stimmung.) Die einfache Wahrung der Menschenrechte
wüßte schon den unabweisbaren Wunsch auslösen,
einer derartigen, für alle Beteiligten unwürdigen
Zwingherrschaft ein Ende zu bereiten. (Sehr wahr!)

So lebhaft wir auch die Befreiung ersehnen, so
wöchien wir doch eine vorzeitige Räumung nicht auf
Kosten des Gesamtvaterlandcs erstreben; wir möchten
die Nesatzungssristenkeinesfalls verkürzt wissen um den
Vreis wirtschaftlicher oder politischer Fesselung von
unbegrenzter Dauer. Solange eine günstige Lösung
'der Näumungsfruge unerreichbar bleibt, werden auch
Wir die weitere Entwicklung der Dinge „ohne Aus-
brüche der Ungeduld" abwarten. Dabei setzen
>uir aber in die maßgebenden Stellen von Reich und
^a»d das feste Vertrauen, daß sie nach wie vor nach¬

drücklichst eintreten für die Erreichung der Rückwirkun¬
gen, die uns feierlichstzugesagt und bisher nur allzu
weuig in die Erscheinung getreten sind. (Rufe: Sehr
wahr!)

Die wirtschaftlicheFürsorge, die das Reich und der
preußische Staat den besetzteu und besetzt geweseneu
Gebieten angedeihen lassen, werden Sie mit mir dank¬
bar lluertenneu. Sie hat sich, wie der Herr Reichs¬
kanzler, auch in «seiner Eigenschaft als Reichsminister
für die besetzten Gebiete, noch am 26. März d. I. im
Reichstag darlegte, 'in den verschiedenstenRichtungen
gezeigt. Die innere, seelische Bedrückung und manche
äußere Last kann uns niemand abnehmen. Auch können
die Nachwirkunge» des uns ausgezwungenen Rhein-
und Ruhrkampfes nur zu einem Teil wiedergutgemacht
werden. Um so mehr scheint uns die Forderung be¬
rechtigt, daß man der Bevölkerung der besetztenund
besetzt gewesene,! Gebiete und ihrer Wirtschaft jed-
mügliche Schonung und Förderung angedeihen läßt,
ohue die sie sich zum Nachteil des Gcsamtvaterlandes
nicht erholen kann. (Zuruf des Abgeordneten Ober-
dürster: Die 70U Millioneil haben sie aber weg!) Man
darf in keinem Augenblickvergessen, daß die von der
Besetzung betroffenen Gebiete — neben einigen anderen
Grenzstrichen — mehr gelitteu haben und mehr leide»
als das übrige Deutschland. (Sehr wahr!) Die berech¬
tigte» Klage», daß die besetztenGebiete ihre während
des schweren Existenzkampfesverlorenen innerdeutschen
Absatzgebiete nicht wiedererlange» können, wollen nicht
verstummen. Demgcge»»ber dürfen wir von dem von
der Besatzung und von sonstigen unmittelbaren Ein¬
wirkungen unserer ehemaligen Gegner verschont ge¬
bliebenen Deutschland erwarten, daß es sür unsere
Lage ausreichendesVerständnis zeigt. Vor allen: haben
wir auch Anlaß, darauf hinzuweisen,daß wir kein un¬
sicheres Ausland sind, von dem man sich .vorsichtig fern¬
hält. (Zuruf des Abgeordneten Hack: Wie Rußland
zum Beispiel!) Unsere ausgezeichneten Kurorte und
herrlichen Summerfrischen sollten die deutschenReiseu-
dcu zum mindesten gerade so anziehen wie die aus¬
ländischen Bäder. (Zustimmung.)

Deutlich prägt sich im Verhältnis zn den übrigen
Neichsteilen die besonders schlechte wirtschaftlicheLage
der Provinz ans in der Verfassung des rheinischen
Arbeitsmarktes. Die Rheinpruvinz hat über 226 NUN
Hauptunterstützungsempfnnger in der Erwcrbslusen-
nnd Krisennnterstützung, demnach 38 Erwerbslose auf
das Tausend der Einwohnerzahl gegen nur 33,2 im
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Reichsdurchschn'itt. Durch die Förderung von Not¬
standsarbeiten wird zwar dem Uebel in etwa gesteuert;
der geringe Erfolg läßt jedoch erkennen, daß die Pro-
vinF bei der Zuteilung der Mittel zur Bekämpfung der
Erwerbslosigkeit noch weit stärker berücksichtigt werden
muß. (Zuruf links: Arbeitsbeschaffungsprogramm!)

Ganz besonders aber erhellt die wirtschaftlicheNot¬
lage der Provinz aus den Haushaltsplänen, die in
letzter Zeit von Stadt- und Handkreisen bekannt wur¬
den. Heider ist in vielen Fällen klar zu ersehen, daß
der Ausgleich»zwischen Einnahmen und Ausgaben nur
mühsam und leider oft nur scheinbarerreicht ist. Ver¬
zweifelt kämpfen eine Reihe kommunaler Körperschaften
uni ihr Dasein.

Diese Tatsachehat auch bei der Aufstellung des dein
Provinziallandtag vorzulegenden Haushaltsplanes der
Rheinprovinz berücksichtigtwerden muffen. Sie hat
dazu gezwungen, unter allen Umstände» Einnahmen
und Ausnahmen so einzurichten, daß eine Erhöhung
der Provinzialumlage vermieden wird.

Eine 'grußzügige Berücksichtigungfozialer und ver-
tehrspolitifcher Momente bilden die den Straßenbau
betreffenden Porlagen des Provinzialausschusses; sie
werden ergänzt durch die Maßnahmen, die der Pro-
UinzialauSschußvorbehaltlich Ihrer Zustimmung auf
diesem Gebiete bereits getroffen Hat. Das von Reich
und Staat durch Zinsenzuschüssegeförderte Arbeits-
beschassungsprogrammfür den Ausbau der Provin-
zinl-, Kreis- und Gemeindestraßen bietet in weitem
Umfange die Möglichkeit, Arbeitslose zu beschäftigen,
Handwerkern und anderen Berufen Verdienste zu
verschaffenund endlich auch der drohenden Stillegung
zahlreicher Betriebe der Steinindustrie entgegenzu¬
wirken. Ist doch gerade diese Industrie für den Unter¬
halt der Bevölkerung in vielen ländlichen Bezirken der
Provinz von größter Bedeutung. Im übr'igen verdient
die Tätigkeit der Provinz aus dem Gebiete des Straßen¬
baues uneingeschränkte Anerkennung. (Abgeordneter
Kvawinkel: Bravo!) Trotzdem die Straßen der Pro¬
vinz durch den Krieg, den Rückmarschunseres Heeres
und den Einzug der Besatzung völlig ruiniert worden
waren, ist der Zustand Heute wieder als ein guter zu
bezeichnen (Zuruf eines kommunistischen Abgeordneten:
Und die Gemeindewege?),was bei einer Reise durch
andere Gegenden besonders sinnfällig wird. In der
richtigen Erkenntnis, daß ein ausreichendes und gut
ausgebautes Verkehrsnetz eine Grundlage für eine
fortschreitende Wirtschaft ist, will die rheinische Pro¬
vinz ialverwaltung auf dem Gebiete der Autobahn-
straßen einen ersten Versuchmachen.

Ich bedauere es Mit Ihnen, daß die Schwierigkeiten,
die dem preußischerseits unterstützten Vorhaben ent¬
gegenstehen,noch nicht völlig überwunden sind.

In diesem Zusammenhange möchte ich auch dein leb¬
haften Wunsche Ausdruck geben, daß es recht bald ge¬
lingen werde, die Erzeugnisse des besonders notleiden¬
den Aachener Wirtschaftsgebiets auf die bestgeeignete

Weise konkurrenzfähig an den Gütermarkt heranzu¬
bringen. (Bravo!)

Dankbar begrüße ich es auch, wenn Sie durch An¬
nahme der betreffenden Vorlage dem bedrückten Winzer¬
stand weiter helfen wollen, der bei ganz langsamer Er¬
holung sich von neuem einer schweren Gefahr gegen¬
übergestellt sieht.

Glücklicherweiseist die Provinz im vergangenen
Winter von den furchtbaren Hochwassernötenverschont
geblieben. Wir dürfen aber darum nicht lässig werden
in der Fortführung der zur Verhütung von Hochwasser¬
schäden geplanten Maßnahmen. Auch Sie, meine
Namen und Herreu, werden, wenn Sie der Vorlage
des Provinzialausschusses zustimmen, wiederum eluen
namhaften Betrag für die Unterstützung von Hoch-
wllsserschutzmaßnahmenan Deichen und «für Fluß-
regulierungeu den gefährdetenGebieten zur Verfügung
stellen. Auch das große Projekt der Aggertalsperre bei
Dümmlinghausen dient diesen Zwecken. Darüber hin¬
aus liegt seine Bedeutung aber auch noch in einer er¬
höhten Dienstbarmachung der Naturkräfte zugunsten
eines industriereichen und avbeitsfreudigen Landes.
Derartige Projekte, bei denen Landeskultur, soziale Be¬
lange und Industrieinteressen in gleicher Weise ge¬
fördert werden, find als besonders erfreulich >zu be¬
zeichnen.

Zuletzt, aber nicht in letzter Linie, muß ich mit auf¬
richtigem Dante anerkennen, daß die vorbildliche Für¬
sorge der Provinz für diejenigen, die von der Natur
stiefmütterlichbehandelt worden sind oder unter schwie¬
rigen Lebensverhältnissen Schiffbruch gelitten haben,
in den hierfür in deu Haushalt eingesetzten,Wohl be¬
messenen Mitteln auch diesmal wieder ihren Ausdruck
findet. (Zuruf eines kommunistischenAbgeordneten:
Sie werden noch stiefmütterlicher behandelt!) Nicht
minder werden Sie es mit mir begrüßen, daß trotz der
angespannten Finanzlage die kulturellen Belange der
Provinz in den Vorlagen die Berücksichtigungfinden,
die die ruhmreiche Vergangenheit der rheinischen Kultur
und die besonderen Verhältnisse der Gegenwart er¬
heischen. Ich denke vornehmlich an das altehrwürdige
Bauwerk, das Deutschland und die Rheinprovinz im
Kölner Dom besitzen, für dessen Unterhaltung ein
Betrag von 5N N00 Reichsmarkvon Ihnen erbeten wird.

Meine Damen und Herren! Unser staatliches und
bürgerliches Leben wird viel zu stark von unnötigen
und übertriebenen Gegensätzlichkeiten beherrscht, (Laute
Zustimmung.) Mir will es scheinen, daß auch in un¬
serer Provinz die in schwersterZeit so glänzend be¬
währte Einigkeit Zersetzungsversuchen in stärkerein
Maße nachgibt. Das darf nicht sein. Wenn wir sach¬
lich und leidenschaftslosbeobachten,werden wir immer
wieder sehen, daß die Gegensätzemeist künstlich ge¬
schaffen und über Gebühr aufgebauscht sind (Hört-,
Hört!-Rufe und Lachen bei den Kommunisten) und
daß wir alle bei gutem Willen weite Strecken
zusammengehen können. Wir werden um so weiter
einen gemeinsamenWeg gehen, je selbstloser wir uns in
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'den Dienst am Volke, je uneigennütziger wir «uns in
den Dienst an der Menschheitstellen, je mehr Mir Staat
und Voll, so wie sie sind, lieb zu gewinnen suchen.
(Unruhe bei den Kommunisten. Bravo! rechts.) Für
dieses Ziel scheint es mir nicht förderlich, wenn wir
unausgesetzt nach Reformen jeder Art rufen, die bei
der Zerrissenheit unseres Voltes immer neuen Streit
entfachen und letzten Endes im Wege uon Kom¬
promissen boch nur Stückwerk hervorbringen. (Sehr
wahr!) Von diesem Gesichtspunkteans habe ich auch
Bedenkengegen die zeitige Inangriffnahme der immer
wieder geforderten Verwaltungsreform, obwohl ich an
sich nicht verkenne, daß manches reformbedürftig ist.
Nur glaube ich nicht, daß die Reform unten anzusetzen
hat. Schwere Sorge verursacht mir der Gang der
'Parlamentarischen Verhandlungen über den Entwurf
einer neuen Laudgemeindeorduung. Ich kann die Be¬
fürchtung nicht unterdrücken, daß hier die bewährte
Grundlage der rheinischen Verwaltung gegen die
wahren Interessen des Volkes völlig umgestellt werden
soll. <Zurus eines kommunistischen Abgeordneten:
Krautjunker!)

Meine Damen und Herreu! Wo und wie auch
immer Gegensätzebestehen mögen, wir wollen inner¬
halb der Provinz die Gegensätzesich nicht in einem
unfruchtbaren Neben- und Gegeneinander ausWirten
lassen. Wir wollen durch einträchtiges Zusammeu-
arbeiten aller Stellen des Reiches, des Landes, der
Staats- und der Selbstverwaltung mit dem gemein¬
samen Ziele, nur dem Wohle der Bevölkerung zu
Kienen, praktische Arbeit leisten. (Bravo!) Vor allem
aber dürfen Staats- und Selbstverwaltung nicht als
einander widerstrebende Mächte erscheinen; sie müssen
such gegenseitig ansehen und schätzenals ergänzende
Kraft auf dem Wege zum selben. Ziele. (Erneutes
Vr«vo!)

Der RheinischeProvinzillllandtag wird, wie bisher,
>v auch bei dieser Tagung uns darin ein Vorbild sein.
(Zurus eines kommunistischenAbgeordneten: Solange
diese Mehrheit besteht!)

In dieser Zuversichterkläre ich namens der Prcußi-
!chen Staatsregierung den 73. RheinischenProvinzial¬
landtag für eröffnet. (Beifall bei den bürgerlichenPar¬
tien. Unruhe bei den Kommunisten.)

Meine Damen und Herren! Nach § 32 der Pro-
^nzialordnung und ß 1 der Geschäftsordnung für den
provinziallandtag hat das an Jahren älteste Mitglied
des Provinziallllndtages den Altersvorsitz zu über¬
nehmen. Wie mir mitgeteilt wird, ist Herr Abgeord¬
neter Kommerzicnrat Krawinkel das älteste anwesende
Mitglied. Er ist am IN. September 1851 geboren. —
^s meldet sich kein älteres Mitglied. Ich darf daher
°^n Herrn Abgeordneten Krawinkel bitten, seines
"wtes zu walten.
. Altersvorsitzeuder Krawinkel: Nach der Ge¬
schäftsordnung haben die beiden jüngsten Mitglieder
des Hohen Hauses als Schriftführer und Stimmzähler
"ntzuwirken. Wie mir mitgeteilt wird, sind das die

Herren Abgeordneten Meurer und Hack, der eine ge¬
boren am 19. Februar 1899, der andere am 19. Dezem¬
ber 1898. Sind die Herren hier? (Zustimmung.) Dann
bitte ich, hierher zu kommen und neben mir Platz zu
nehmen. (Geschieht. Lachen rechts. Abgeordneter Hack:
Was lachen Sie denn? Sie reparieren die Vergangen¬
heit, wir die Zukunft!)

Wir kommenzur Auszählung. Ich bitte, die Namen
zu verlesen.

Schriftführer Hack vollzieht den Namensaufruf.
Altersvorsitzender Krawinkel: Es fehlen sieben

Mitglieder des Hohen Hauses. 156 Mitglieder sind
anwesend; wir sind beschlußfähig.

Wir kommen geschäftsordnungsmaßig zur Wahl
des ersten Vorsitzenden. Das Wort hat Herr
Abgeordneter Mönnig.

Abgeordneter Mönnig : Ich schlage als ersten
Vorsitzendenden bisherigen Vorsitzenden, Herrn Ab¬
geordneten Dr. Iarres, vor und bitte, die Wahl durch
Zurus zu vollziehen.

Altersvorfitzender Krawinkel: Es ist vor¬
geschlagen, den Herrn Abgeordneten Oberbürgermeister
Dr. Iarres als ersten Vorsitzenden durch Zurus zu
wählen.

Abgeordneter Dunder : Die kommunistische
Fraktion lehnt die Wahl des Herrn Oberbürgermeisters
Dr. Iarres zum Vorsitzenden des Provinziallandtags ab
und schlägt ihrerseits den Abgeordneten Oberdörster
Vor. Wir verlangen Zettelwahl.

Altersvorfitzender Krawinkel : Dann kommen
wir zur Zettelwähl.

Abgeordneter Hack vollzieht den Namensaufruf.
Die Abgeordneten geben ihre Stimmzettel ab,

Altersvorfitzender Krawinkel : Sind noch
Stimmzettel abzugeben? Das ist nicht der Fall. Dann
erkläre ich die Abstimmung für geschlossen. (Es folgt
die Auszählung der Stimmzettel.)

Das Ergebnis der Abstimmung ist folgendes: Ab¬
gestimmt haben 156 Abgeordnete. Herr Oberbürger¬
meister Dr. Iarres erhielt N6 Stimmen. Unbeschrieben
waren 23 Stimmzettel, Herr Oberdörster hat 17
Stimmen erhalten. Gewählt ist demnach Herr Ober¬
bürgermeister Dr. Iarres. (Beifall.)

Ich frage Herrn Oberbürgermeister Dr. Iarres, ob
er die Wahl annimmt.

Abgeordneter Dr. I a r res : Ich nehme mit
Dank an.

Altersvorfitzender Krawinkel: Wir kommen
bann zur Wahl des ersten stellv er treten -
den Vorsitzenden. Das Wort hat Herr Abgeord¬
neter Gerlach.

Abgeordneter Gerlach: Ich schlage als ersten
stellvertretenden Vorsitzenden entsprechend den Vor¬
schriften der Provinzialmchnung den Abgeordneten
Gberle vor.

Altersvorfitzender Krawinkel: Das Wort hat
Herr Abgeordneter Dr. Wesenfeld.

4»
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Abgeordneter Dr. Wesen seid: Nach dem Ergeb-
nis der ersten Wahl sehen wir uns zu unserem Be¬
dauern gezwungen, auch für diese Wahl die Zettelwahl
zu beantragen. (Heiterkeit.)

AltersvorsitzenderKrawinkel: Wir kommen zum
zweiten Wahlgang.

Schriftführer Hack vollzieht den Namensaufruf.
Die Abgeordneten geben ihre Stimmzettel ab.

Altersvorsitzender Krawinkel: Ist noch jemand
da, der noch keinen Stimmzettel abgegeben hat? Das ist
nicht der Fall. Dann schließe ich die Abstimmung. (Es
folgt die Auszählung der Stimmzettel.)

Das Ergebnis der Abstimmung ist folgendes: Ab¬
gegeben sind 126 Stimmen. Davon erhielt Herr Gberle
88, unbeschriebenwaren 38. Damit lst Herr Abgeord¬
neter Eberle zum ersten stellvertretenden Vorsitzenden
gewählt. (Abgeordneter Eberle ist nicht anwesend.)
Da kein Widerspruchzu erwarten ist, ist Herr Abgeord¬
neter Gberle im Sinne des 8 32 der Geschäftsordnung
als gewählt zu bezeichnen.

Wir kommen zur Wahl des zweiten stell¬
vertretenden Vorsitzenden.

Abgeordneter Dr. Wesenfeld: Ich schlage als
zweiten stellvertretenden Vorsitzendenden Herrn Re¬
gierungspräsidenten Dr. Scmßen vor und bitte, die
Wahl durch Zuruf vorzunehmen,

Altersvorsihender Krawinkel: Sie haben den
Vorschlag gehört. Vorgeschlagen ist, Herrn Abgeord¬
neten Dr. Suaßen durch Zuruf zu wählen. Ein Wider¬
spruch dagegen erhebt sich nicht. Dann erkläre ich den
Herrn Abgeordneten Dr. Saaßen für gewählt und
«frage ihn, ob er die Wähl annimmt,

Abgeordneter Dr, Sa aßen: Jawohl, ich nehme
mit Dank an.

Altersvorsitzender Krawinkel: Nunmehr darf
ich Herrn Abgeordneten Dr. Iarres bitten, den Vorsitz
zu übernehmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen uud
Herren! Ich übernehme den Vorsitz und danke Ihnen
für das mir bewiesene Vertrauen. Ich werde meine
Pflicht unparteiisch tun. (Zuruf eines kommunistischen
Abgeordneten: Das 'glauben wir!) Der Glaube hat
Ihnen geholfen! (Heiterkeit.)

Meine Damen und Herren! Ich habe zunächst die
Pflicht, unserem verehrten Herrn Alterspräsidenten für
die vortreffliche Art zu danken, mit der er sich seinem
mühevollen Amt auch diesmal unterzogen hat.

Meine Damen und Herren! Am 15. Januar d. I.
ist ein langsähriges, verehrtes Mitglied unseres Hauses
gestorben: Herr Geheimrat Dr. Olbertz in Bonn, Er
war von 1913 bis 1925 Mitglied dieses Hauses. Wir
erinnern uns noch lebhaft der Art uud Weise, wie er
hier zu wiederholten Malen die Geschäftedes Alters¬
präsidenten wahrgenommen hat. Ich habe im Namen
des Landtages den Hinterbliebenen die Teilnahme aus¬
gesprochenund weiß, daß ich damit in Ihrem Sinne
gehandelt habe.

Sie haben sich zum Andenken an den verehrten
Verstorbenen von Ihren Sitzen erhoben. Ich danke
Ihnen.

Nach § 2 Absatz 2 der Geschäftsordnung sind zu¬
nächst vier Beisitzer zu bestimmen, die durch den
Aeltestcnrat nach den Grundsätzen der Verhältniswahl
auf die Fraktionen zu verteilen sind. Der Aeltestcnrat
ist übereingekommen,Ihnen vorzuschlagen,die bei der
vorigen Tagung als Beisitzer gewählten Abgeordneten
Glfes, Dr. Kirchner und Hauck wiederzuwählen und
aus Vorschlag der kommunistischenFraktion an Stelle
des Herrn Triebes Herrn AbgeordnetenHack zu wählen.

Ich stelle Ihr Einverständnis mit diesen Vorschlägen
fest und bitte Herrn Elfes, hier Platz zu uchmen. Herr
Hack ist ohnehin Beisitzer. (Abgeordneter Elses nimmt
zur Rechten des Vorsitzenden Platz, Abgeordneter
Meurer begibt sich wieder auf seinen Platz.)

Damit ist der Vorstand des Hauses gebildet. Ich
habe dem Herrn Obevpräsidenten mitzuteilen, daß der
Landtag sich konstituiert Hat.

Der Herr Landtagskommissar hat mitgeteilt, daß er
den Herrn Vizepräsidenten von Shbcl und in seiner
Behinderung Herrn NegicrungsasscssorQuast als seine
Kommissarezu den Sitzungen des Provinz iallaudtagcs
und der von diesen! zur Vorbereitung seiner Beschlüsse
gewählten Kommissionenangemeldet habe.

Dann habe ich Ihnen mitzuteilen, daß sich sür die
diesmalige Taguug wegen Krankheit die Herren Ab¬
geordneten Brauer, Düsseldorf, Knau, Köln-Kletten¬
berg, Näderscheidt, Bonn, Priebe und Ernst Müller
entschuldet haben und daß Herr Abgeordneter Esser,
Eustirchen, und Frau Plum durch die Geschäfte des
Reichstages verhindert sind, hier zu erscheine»,

Herr Abgeordneter Oberdörster hat wegen Arbeits¬
überlastung sein Amt als stellvertretendes Mitglied
des Provinzilllllusschusscs niedergelegt. In seiner
Sitzung vom 1. März d, I. hat der Provinzialausschuß
auf Grund des § 3!) des Wahlgesetzes für die Pro-
vinziallandtage und Kreistage festgestellt, daß an Stelle
des Herrn Oberdörster der Herr Abgeordnete Dunder
als stellvertretendes Mitglied in den Provinzial¬
ausschuß zu treten habe.

Meine Damen und Hcrreu! Das Verzeichnis der
Vorlagen für unsere Tagung ist Ihnen mit den Druck¬
sachen zugegangen. Ich darf mich darauf beziehen,
ebenso auf das Verzeichnis der Ihnen zugegangenen
Eingaben,

Nachträglich sind noch eine Anzahl Eingänge hin¬
zugekommen,zunächst:

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betr. Bewilligung eines Zuschusseszu den Kosten der
Verbesserung der Straßenbrücke über die Mosel zwischen
Nullay und AIs.

Ich schlage vor, diesen Bericht und Antrag dem
IV. und I. Fachausschußzu überweisen.

Dann sind Ihnen lm Umdruckbereits 15 Anträge
der Zeutrumsfraktiou zugegangen, die ich hier infolge-
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dessen nicht mehr zu verlesen brauche. Ich habe Ihr
Einverständnis zn deren Uckerweisungan die zuständi¬
gen Ausschüsse herbeizuführen.

Ich schlage vor, die Entschließung,betr. den baldigen
Abschluß >der Reform der Rheinischen Landgcmeiude-
ordnung, dem 1. Fachausschußzu überweise«,

den Antrag an die Reichs- und Staatsrcgierung auf
stärkere Förderung der Wiederbelebung «der Wirtschaft
in der Rhcinprovinz und ans Ueberweisungausreichen¬
der Mittel an die Gemeinden und Gemeindeveckände
zur Unterstützung der Opfer der Wirtschaft ebenfalls
nn den I. Fachausschuß,

den Antrag an die Reichs- und Staatsregierung auf
Zurverfügungstellung von Mittelu an verschiedene
Landkreise in den Regierungsbezirken Trier und
Koblenz zur Beseitigung der durch die Besatzung und
die Abtrennung des Snargebietcs eingetretenen wirt¬
schaftlichenNot, an den I. Fachausschuß.

Dieser Antrag ist noch nachträglich von der Zen-
trumsfrccktiou ergänzt worden, indem nicht nur die
Regierungsbezirke Trier und Koblenz, fondern auch
der Regierungsbezirk Aachen uud nicht nur das abge¬
trennte Saargckiet, sondern auch die früher deutschen
Gebiete Lupen und Malmcdtz berücksichtigtwerden
sollen.

Dann die Entschließung an die Reichs- und Stnats-
regierung, betr. besondere Berücksichtigungder Rhein¬
provinz infolge der gegenüber dem übrigen Deutsch¬
land relativ größeren Zahl der Arbeitslosen bei der
Gewährung der aus der Produktiven Erwerbsloscn-
fürsorge zu Notstandsackeiten zur Verfügung zu
stellendenMittel, an den I. Fachausschuß,

die Entschließung, betr. Beeinträchtigung der Tech¬
nischen Hochschule in Aachen durch die von der Staats-
regierung beabsichtigte Einrichtung technischerFakul¬
täten nn der Universität Münster, dem I. Fachausschuß,

den Antrag auf Erhöhung des Zuschussesan die
Fachschulefür Wirtschaft und Verwaltung im Haus¬
halt „Verschiedenes"um 1MN Mark, ebenfalls an den
5- Fachausschuß,

den Antrag, betr. energischesVorgehen seitens des
"nndeßiugcndllmtes gegen Schmutz- und Schund-
'chriftcn. an den II. Fachausschuß (Zuruf eines kom¬
munistischenAbgeordneten: Die sollen sich erst mal
selbst bereinigen!),

den Antrag, betr. Prüfung der Frage des Neubaues
eines Frauenlazaretts bei der Provinzial-Arbeits-
"nstalt Brauweiler, an den III. Fachausschuß,

die Entschließung, betr. beschleunigteDurchführung
des Prosektes der Autobahn Köln—Düsseldorf(zu ver¬
binden mit der Drucksache3l), an den IV. Fachausschuß,

"den Antrag, betr. Prüfung der Frage, ob durch
Aenderung der Gesetzgebungeine Verminderung der
Straßenunterhaltungskosten erreicht werden kann, an
den IV. Fachausschuß,

die Entschließung, betr. Gewährung einer Meist¬
begünstigung für die französische Weineinfuhr bei Ab¬
schluß des endgültigen Handelsvertrages mit Frank¬
reich, an den V. Fachausschuß,

die Entschließung,betr. Notlage der Landwirtschaft,
an den V. Fachausschuß,

den Antrag auf finanzielle Förderung des Obst-
und Gemüsebaues iu der Rheinprovinz, an den V. Fach¬
ausschuß,

den Antrag, betr. Zurverfügungstellung erhöhter
Mittel seitens der Staatsrcgierung zwecks Verbesse¬
rung der Wasserversorgung in den ärmeren Teilen der
Provinz, an den V. Fachausschuß,

endlich den Antrag an die Reichsregierung auf
Durchführung einer befriedigenden Lösung der für die
Grenzgebiete der Rheinprovinz, insbesondere für das
Wurm- und Saarrevier, lebenswichtigen Vevkchrs-
fragen, an den I. Fachausschuß.

Da ich einen Widerspruch nicht höre, stelle lch fest,
baß Sie mit diesen Anträgen auf Ueberweisung an
die betreffenden Ausschüsse einverstanden sind.

Dann sind zwei Anträge der WirtschaftlichenVer¬
einigung eingegangen, die noch nicht im Umdruck ver¬
teilt worden sind und die ich deshalb verlesen muß.

Erster Antrag.
„Der Provinzinilandtag wolle beschließen:
Die Provinzial-Weinbanschulen werden beauf¬

tragt, in solchen Jahrgängen, in denen eine Zucke¬
rung Ihrer selbst gebautenWeine erforderlich bzw. er¬
wünscht ist, dieselbe auch praktisch vorzunehmcu.

Ebenso sollen die Wembanschulen in Zukunft, falls
sie die Entschleimung der Moste für zweckmäßig
halten, solche ebenfalls in ihren Kellereien vor¬
nehmen."

Zweiter Antrag.
„Der Prckinzinllandtag wolle beschließen, dle

Weinbauschulen der Rheinprovinz zu veranlassen,
daß sie im Einvernehmen mit den Weinbauschulen
In Oppenheim und Geisenheim einen gegenseitigen
Anstansch der den Winzern usw. gegebenen Analysen
vornehmen, die zur Verbesserungder Moste im Heckst
eines sedcu Jahres abgegeben werden."
Diese Anträge würden dem V. Fachausschuß zu

überweisen sein.
Ferner ist eingegangen ein Antrag der Nandwirt-

schaftskammerauf Uebernahme eines Drittels der mit
der Anstellung eines Obstbauwanderlehrers für den
Regierungsbezirk Koblenz verbundenen Gesamtkosten
seitens der Pruvinkialverwaltunn. Auch dieser Antrag
würde dem V. Fachausschußzn überweisensein.

Dann ein Antrag des Zentralverbandes der Beam¬
ten und Angestellten der preußischen Provinzial-
verwaltungcu, Landesverband Rheinprovinz, auf Ge¬
währung einer Ehrengabe nach lanniähriger Provin-
zialdicnstzcit, nn den I. Fachausschuß.
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Eine Eingabe des Nhein-Main'schen Verbandes für
Volksbildung, e. V., in Frankfurt a. M., betreffend
Bewilligung einer Beihilfe von 6000 Mark, an den
I. Fachausschuß,

Die übrsgen Anträge, die angekündigt und teilweise
schon auf dem Bureau abgegeben sind, sind zunächst
her Geschäftsordnung gemäß dem Herrn Landeshaupt¬
mann zur Anhörung des Provinzinlausschusses über¬
wiesen worden. Ueber die geschäftsmäßigeBehandlung
werden wir entweder heute nachmittag oder morgen
früh zu beschließen haben.

Auf dem Tische finden Sie ein ans Anlaß des
5>0illhrigen Bestehens des Provinzialmuseums herauS-
gekommenesHeft: „Das Nonner Provinzialmuscum
als heimatkundlicheForschuugsanstalt".

Ich bitte, davon Kenntnis zu nehmen.
In der Zusammensetzungdes Aeltestenrates ist in¬

sofern eine Aenderung eingetreten, als an Stelle der
Herren Braner und Knab, die durch Krankheit ver¬
hindert find, die Herren Koenzgen vom Zentrum und
Dunder von der kommunistischen Fraktion ein¬
getreten sind.

Nach der Geschäftsordnung sind sodann fünf Fach¬
ausschüsse, ein Wahlprttfnngsausschuß und ein Ge-
fchäftsordnuugsausschnß, bestehend aus se 15 Mit¬
gliedern, zu wählen.

Für die Znsammensetzungdieser Ausschüsseist ein
Schreiben der drei Mitglieder des Hauses: Pohl. Herr-
Mllnn und Wedershoven, von Bedeutung, das folgen¬
den Wortlaut hat:

„Die unterzeichneten Vertreter des Sparerbnndes
sind dnrch einen Beschluß des Bundes verpflichtet
worden, künftig als Vertreter der Volksrechtspartei
lReichspartei für Volksrecht nnd Aufwertung) in
dem Provinziallandtag aufzutreten. Ferner sind wir
durch den Beschluß gezwungen, aus der Wirtschaft¬
lichen Vereinigung anszntreten. Wir geben Ihnen
hiervon ergcbenst Kenntnis nnd bitten, uns getrennte
Plätze an bisheriger Stelle im Landtag zuzuweisen.

Der Herr Abgeordnete Wedershoven vom Buud
für Aufwertung und Aufbau, e. N., hat sich unserer
Partei im Landtag angeschlossen."
Infolgedessen hat die Wirtschaftliche Vereinigung

nicht mehr die Stärke, welche ihr an sich einen Sitz in
den Ausschüssenund im Aeltestenrat zukommen ließe.
Nach einer Verständigung zwischen den Fraktionen
des Zentrums und der Arbeitsgemeinschaft, die in
gleicher Weise zahlenmäßig Anspruch aus diesen frei¬
gewordenen Sitz haben würden, ist für diese Tagung
zunächst der Sitz an die Wirtschaftliche Vereinigung
weiter abgetreten worden, so daß auch in Zukunft die
I5er-Nusschüsseund der Aeltestenrat sich zusammen¬
setzen würden: ans sieben Mitgliedern des Zentrums,
drei der Arbeitsgemeinschaft,zwei der SPD., zwei der
KPD, „nd einem Mitgliede der Wirtschaftlichen Ver¬
einigung.

Die Fraktionen haben sich im Aeltestcnrnt über den
Vorsitz, den stellvertretenden Vorsitz und den Schrift¬
führer in den Ausschüssen geeinigt und schlagenIhnen
vor, es bei dem bisherigen Verteilunysmaßstab be¬
wenden zn lassen. Danach hätte das Zentrum den
Vorsitz in den FachausschüssenI, III und V, ferner
den stellvertretenden Vorsitz im IV. Fachausschußund
im Gcschästsordnungsausschuß,die Arbeitsgemeinschaft
den Vorsitz im II. Fachausschuß und im Wahl-
Prüfungsausschuß sowie den stellvertretenden Vorsitz
im I. und V. Fachansschuß,die SPD. den Vorsitz im
IV. Fachausschußund den stellvertretenden Vorsitz im
II. Fachausschußsowie lm Wahlprüfungsausschuß, die
KPD. den Vorsitz im Geschäftsordnnngsnnsschnßund
den stellvertretenden Vorsitz im III. Fachausschuß.

Das Schristführcraint würde in folgender Weise
geteilt werden:

I. Fachausschuß: Arbeitsgemeinschaft,Stellvertreter:
Zentrum;

II. Fachausschuß: Zentrum, Stellvertreter: KPD.;
III. Fachausschuß: Arbeitsgemeinschaft,Stellvertreter:

SPD;
IV. Fachausschnß: KPD., Stellvertreter: Arbeits¬

gemeinschaft;
V. Fachausschuß: Zentrum, Stellvertreter: KPD.;

Wahlvrüfungsansschnß: Zentrum, Stellvertr.: KPD.;
Geschäftsorduungsnusschuß: SPD., Stellvertreter-

Zentrum.
Ich möchte die Herren Frnktiousvorsitzendenbitten,

die Namen der Mitglieder, die in die einzelnen Aus¬
schüsse abgeordnet sind, ebenso die Namen der Vor¬
sitzenden, stellvertretenden Vorsitzenden und Schrift¬
führer dem Lmidtagsbnrean sobald wie möglich mit¬
zuteilen. Ich nehme nn. daß Sie damit einverstanden
sind, daß anch die so bezeichnetenMitglieder als ge¬
wählt zu betrachten sind. Ich stelle das fest, da ein
Widerspruch sich nicht erhebt.

Die Räume, in denen die Ausschuß-und Fraktious-
swnngen stattfinden, sind nnten an der schwarzen
Tafel angegeben. Dort wird der jeweilige Termin der
Sitzunaen kenntlich gemacht werden.

Dann habe ich mitzuteilen, daß die Stadt Düssel¬
dorf die Freundlichkeit hatte, uns für die auswärtigen
Mitglieder dieses Hauses je 80 Gintrittskarten zum Be¬
suche der Städtischen Theater zur Verfügung zn stellen.
Ich bitte diesenigenDamen nud Herren, die von dieser
freundlichen Einladung Gebrauch machen wollen, dies
auf dem Landtagsbureau mitzuteilen. Die Eintritts¬
karten können dort Vis spätestens nachmittags < Uhr
nn den betreffenden Vorstellungstagcn in Empfang ge¬
nommen werden.

In der letzten Tagung ist der Wunsch ausgesprochen
worden, es möchte dein Provinziallandtag einmal Ge¬
legenheit gegeben werde«, die Dnisburg-Ruhrorter
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Häfen zu besichtigen. Die Stadt Duisburg hat gern
von 'dieser Anregung Gebrauch gemachtund läßt Sie
durch mich bitten, uns die Freude zu machen, am kom¬
menden Donnerstagnachmittag sich für bissen Besuch
bereit zu halten. Wir würden um 2^ Uhr am Don-
nerstaguachmittag von hier mit dem Schiff nach Duis¬
burg fahren und dort in kleinere Boote uns umbooten,
um den Hafen zu besichtigen. Dann würde es der Stadt
Duisburg sine Freude sein, Sie abends M einem
kleinen Imbiß und Umtruuk als ihre lieben Gäste be¬
grüßen zn können.

Ich darf diese Ginladung au das Hohe Haus, ebenso
wie an die Provinz ialverwaltung richten. Es würde
uns eine Freude sein, wenn auch die hier anwesende»
Vertreter der Presse sich anschließenwollten.

Ich möchte aber bitten, die Listen, die in den
Fraktionen verteilt werden, heute noch zu unter¬
schreiben,damit wir wissen, ans wieviel Teilnehmer
wir rechnen können; denn wir müssen in mancherlei
Beziehung zeitig unsere Verfügungen treffen. Ich
möchte also bitten, bis heute abend noch in den
Fraktionen diese Listen auszufüllen.

Dann, meine Damen und Herren, schlage ich Ihnen
im Einverständnis mit dem Aeltestenrnt vor, nachdem
wir jetzt die Formalitäten erledigt haben, eine Pause
eintreten zu lassen und uns um 3 Uhr pünktlich hier
zu einer zweiten Sitzung wieder zusammenzufinden
mit folgender Tagesordnung:

1. Eingänge;
2. Bericht des Herrn Landeshauptmanns über den

Haushaltsplan und die bannt in Verbindung
stehendenLandtagsvorlagen.

Morgen vormittag soll dann um 9^ Uhr die all¬
gemeine Aussprache über den Etat und die übrigen
Puutte stattfinden, so daß nach dieser Aussprache die
sämtlichen Vorlagen und Eingaben an die Fach¬
ausschüsse gehen können.

Der übermorgige Tag (Mittwoch) ist lediglich für
Nusschußsitzungeuberechnet. Wir nehmen an, daß nach
der heutigen Vollsitzungnach dem Vortrage des Herrn
Landeshauptmanns, der etwa 1^ Stunden in An¬
spruch nehmen wird, sich Von4>< Uhr ab die Fraktionen
wieder versammeln können.

Also morgen 9^ Uhr Vollsitzung. Vom Aeltesten-
rat ist für diese Sitzung beschlossen, die Redezeit für
alle Fraktionen aus anderthalb Stunden zu beschrän¬
ken; und zwar soll nach dem Stärkeverhältnis der
Fraktionen der erste Redner, eventuell der zweite
Redner sprechen. Die weiteren Redner, die von den
Fraktionen noch das Wort nehmen wollen, würden nach
der Reihenfolge ihrer Anmeldung entsprechend der
Geschäftsordnung zu Worte kommen. Nach der Ge¬
schäftsordnung ist die Beschränkung der Redezeit nur
mit Dreiviertelmehrheit zu beschließen.

Ich muß noch eins einschieben: Diese anderthalb-
stündige Redezeit bezieht sich aus die „Fraktionen".
Der Aeltestenrat hält es für billig, auch die neugebil¬
dete kleinere Gruppe, die sich eben hier angemeldet hat,
die aber nach der Geschäftsordnung leine Fraktion ist,
zu Worte kommen zu lassen, ist aber der Auffassung,
daß bei der gerinnen Stärke dieser Fraktion es genügt,
eine halbe Stunde Rededauer zuzuweisen. (Zurus:
Fünf Minuten!)

Nach der Geschäftsordnung bedarf diese Regelung
der Redezeit,wie gesagt, einer Mehrheit von drei Vier¬
teln des Hauses. Ich bitte diejenigen, die für diese
Vorschlägedes Aeltestenrates sind, die dort einstimmig
erfolgt sind, sich von den Sitzen zu erheben. — Das ist
jedenfalls die Dreiviertelmehrheit des Hauses. Ich
stelle also Ihr Einverständnis Mit den Vorschlägenfest
und werde bei der Verhandlung danach Verfahren.

Das Wort wird weiter nicht gewünscht. Dann
schließe ich die Sitzung, Nächste Sitzung also um 3 Uhr.

(Schluß 2 Uhr.)

Zweite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf.Montag, den 4. April 1927.

(Beginn 3 Uhr 10 Minuten.)

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Bericht des Herrn Landeshauptmanns über den

Haushaltsplan und die damit in Verbindung
stehenden Landtagsv orlagen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Sitzung ist eröff¬
net. Eingänge sind zur Zeit nicht mitzuteilen.

Wir kommen M Punkt 2: Bericht des Herrn Landes¬
hauptmanns über den Haushaltsplan und die damit
in Verbindung stehendenVorlagen.

Ich erteile dem Herrn Landeshauptmann das Wort.
(Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Es steht aber
schon in der Zeitung! Heiterkeit.)

Landeshauptmann Dr. Horion : Meine sehr ver¬
ehrten Damen und Herren! Gerade vor einem Jahre
durfte ich an dieser Stelle Ihnen aus dem gleichen
Anlaß wie heute einiges über die wirtschaftliche Lage
und die Lage der Verwaltung in der Rheinprovinz
vortragen. Es ist von besonderem Interesse, heute
nochmals auf die damalige Zeit zurückzublicken. Da-
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mals war eine Zeit des tiefsten wirtschaftlichenNieder¬
ganges. Von allen Seiten wurde die Lage schwarz in
Tiefschwarzgemalt; es häuften sich die Kundgebungen
der wirtschaftlichenVerbände, wonach eine wirtschaft¬
liche Katastrophe als unvermeidlich und unmittelbar
bevorstehenddargestellt wurde. Dabei wurde besonders
darauf hingewiesen,daß die Lage in ber Rheinprovinz
besonders ungünstig sei, »weil der Kohlenbergbau und
der Winzerstand so tiefdaniederlägen. Ich glaube, es
Hat selten ein Jahr wirtschaftlicher Entwickelung ge¬
geben — abgesehen von Kriegs- und Revolutions¬
zeiten —, wo das Bild der Wirtschaft sich derart ver¬
ändert hat wie vom März 1926 bis zum März 1927.
Die Vorgänge sind im ganzen so bekannt, daß es hier
nur kurzer Hinweise bedarf.

Die Steigerung der Gütererzeugnng wird ans dem
Gebiete der Kohle dadurch gckeunzeichnet, daß die täg¬
liche Kohlenförderung von 362 0NN Tonnen Anfang
1926 auf 15,0 NON Tonnen in der zweiten Dezember-
Woche stieg, um dann allerdings wieder auf durch¬
schnittlich^0lN00 Tonnen in den FebrnnrMochen 1927
und 395, N00 Tonnen in der letzten Märzwoche zu sinken.
Die Belegschaft des Rnhrgcbietes betrug im Januar
1926 388NNN Bergarbeiter; sie sank bis Mai noch bis
auf 365 NW und stieg dann auf 118 NNN im Februar
1927. Die Roheisenerzeugung im Rnhrgebict stieg von
538 NNN Tonnen im Januar 1926 auf 810 NW Tonnen
im Januar 1927. Die Zahlen für Rohstahl lauten: im
Iannar 1926 6!5,NNN Tonnen und im Januar 1927
1Nl5NNN Tonnen. Wenn auch die weitervcrarbeiten-
den und Vcrbranchsgüter erzeugenden Industrien ans
so glänzende Zahlen nicht blicken können, vielmehr an
manchen Stellen sogar, wo sie auf den Export ange¬
wiesen sind — ich erinnere an Renischeid und Solin¬
gen —, noch recht dunkle Punkte ausweisen,so ist doch
auch diesen Industrien zweifellos die Steigerung des
Einkommens und der Kaufkraft, die Mit der größereu
Beschäftigung der Schwerindustrie verbunden ist, zu¬
gute gekommen. Ebenso scheint sich allmählich auch in
der für die Rheiuprovinz so besonders wichtigenTextil¬
industrie eine Besserung anzubahnen.

Auch in der Landwirtschaft sind die Befürchtungen,
die man vor einem Jahre hegte und die 'in dem Worte
eines namhaften Führers der Landwirtschaft Ansdrnck
fanden: „Wir stehen nicht in einer Agrarkrise, sondern
in einer Agrarkatastrophe," doch glücklicherweise n'icht
Wirklichkeitgeworden. lZnrnf des Abgeordneten Hoff¬
mann: Das hat er auch selber nicht geglaubt!) Freilich
haben eine verhältnismäßig schlechte Ernte nnd die im
vergangenen Jahre noch besonders hohen Schulden -
zinsen die Verschuldung der Landwirtschaft noch weiter
gesteigert. Auf der anderen Seite haben aber doch die
Produktillussteigerung, die Rationalisierung, die Tech¬
nisierung und die Erhöhung der Preise für die Pro¬
duzierten Güter eine solche Besserung hervorgerufen,
daß das Gesamtbild gegenüber den Vorjahren als gün¬
stiger anzusehen ist. Das zeigt sich beispielsweiseanch
in dem guten Eingang der Hhpothekcnzinsen bei der

Landesbank. Anch der Geschäftsberichtder Landwirt-
schaftskammersagt in seinem Gesamturteil über die
Lage der Landwirtschaft im letzten Jahre: „Zusammen¬
fassend darf gesagt werden, daß im Jahre 1926 wohl
der größte Tiefstand der Wirtschaftskrisis der rhei¬
nischen Landwirtschaft überschrittenMorden ist und daß
manche Anzeichen bestehen, die nunmehr einen lang¬
samen Aufstieg erhoffen lassen." Auch die Lage der
Winzerbevölkernng hat sich durch die Erhöhung der
Weinprcise und durch manche Notstandsmaßnahmen
wesentlich gebessert, wenn auch die kleinen Winzer
zweifellos noch immer unter großer Not zu leiden
haben.

Ans die Vorgänge im Kapitalmarkt, die Senkung
des Zinsniveans, die Flüssigkeit des Geldmarktes, das
stärkere Anziehen der Effcktenkurse,das Nachlassender
Konkurse und GcschäftBaufsichtenWill ich nur hin¬
weisen. Man mag im einzelnen an diesen Momenten
manches kritisieren und ihre Bedeutung einschränkend
beurteilen; in ihrer Gesamtheit zeigen sie doch das Bild
eines wirtschaftliche»Aufschwungs'in einem Umfange,
wie wir ihn vor einem Jahre nicht erwarten konnten.

Wie schwer es aber ist, nunmehr etwas für die Zu¬
kunft oder auch nur für das folgende Jahr zu prophe¬
zeien, das zeigen die ganz verschiedenartigen Urteile,
dk' von namhafte» Wirtschaftsführern in dieser Hin¬
sicht abgegeben werden. Aber im allgemeinen habe ich
doch das Gefühl, daß anch in diesen Kreisen der
Optimismus überwiegt.

Von den wirtschllftförderndenTriebkräften des ver¬
gangenen Jahres werden zwei Michtige: die Rationali-
sicrnng und die internationale Verständigung, ihre
Wirksamkeit behalten. Eine weitere Triebkraft, der
englische Nergarbeitcrstreik, hat aufgehört. Aber die
günstige Wirkung dieses Streits wird noch etwas nach¬
wirken, obwohl nicht zu übersehen ist, daß die letzte
Woche schon 18lNN Feierschichtenwegen Absatzmangels
im Rnhrbergban gebracht hat.

Vor 'übertriebenem Optimismus mnß uns aber, ab¬
gesehenvon der Ackeitslosenziffer,aus die ich noch zu
sprechen komme, mancher Vergleich inst der Vorkriegs¬
zeit warnen. Wenn beispielsweise immer wieder auf
die Höhe der Sparguthaben hingewiesen wird, so darf
man hoch nicht vergessen, daß wir heute mit nenn
Milliarden Sparguthaben den Betrag der Vorkriegs¬
zeit von 19 Milliarden noch nicht im entferntesten er¬
reicht haben. Wenn auch auf einzelnen Gebieten die
Produktion die Höhe der Vorkriegszeit erreicht hat, so
ist doch uicht zu übersehen, daß wir auf demselben
Boden drei Millionen Menschen mehr zu ernähren
haben. Vor allem aber darf nicht übersehen werden,
daß im nächsten Jahre die Last des Dawesplans sich
in ihrer ganzen Schwere für die Wirtschaft geltend
machen'wird. (Sehr richtig! rechts.) Eine gewisse Be¬
ruhigung für die Zukunft könnte uns nur geboten
werden, wenn unsere wirtschaftlicheEntwickelung nicht
wie bisher im wesentlichen auf internationalen Be¬
ziehungen beruhte, sondern wenn es gelänge, die In-
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lan"dskraft und den Inlandsgüterumschlag 'durch eine
bedeutende Steigerung der landwirtschaftlichen Pro¬
duktion zu heben. (Lebhaftes Sehr richtig! rechts.) Es
müssen deshylb alle Ausgaben öffentlicher Verbände,
die zur Hebung der Landwirtschaft und der landwirt¬
schaftlichenProduktion dienen, ganz besonders unter
dem GesichtspunktegMürdigt werden, baß es sich "dabei
nicht um eiue Hilfeleistung für einen einzelnen Stand,
sondern um ein wesentlichesMittel zum wirtschaftlichen
Aufschwungdes ganzen Volkes handelt. (Sehr richtig!
rechts.)

Alles in allem wirb man wohl für die deutsche
Gesamtwirtschaft die letzte vom Justitut für Kou-
junkturforschung vor etwa einem Monat ausgegebene
Diagnose der deutschen Konjunktur als richtig an¬
erkennen können; sie lautet: „Zögernd fortschreitender
Aufschwung." Aber zwei wesentliche Einschränkungen
sind zu machen, eine Einschränkung, die sich auf die
Rheinprovinz bezieht, und eine allgemeine Einschrän¬
kung. Zunächst die hemmenden und lähmenden Mo¬
mente, unter denen die Wirtschaft in "der Rheinprovinz
gegenüber dem übrigen Deutschland "in 'den letzten
Jahren besonders gelitten Hut, dauern nach vielen
Richtungen hiu noch fort. Es sind das die Folgen
eines völligen Stillstandes der Wirtschaft während des
Nuhrkampfes, "die Tatfache "der Besatzung, unsere
Eigenschaft als Grenzprovinz un"d, hiermit in gewisser
Hinsicht in Zusammenhang stehend, die nicht wegzu¬
weisende Befürchtung, daß die Rationalisierung der
Wirtschaft zu einer Konzentrierung der Industrie mehr
im Innern von Deutschland und z» einem Wcgriickeu
von den Grenzen führen kann. Das optimistische Wirt¬
schaftsbild wird aber wesentlich beeinträchtigt, wenn
Man die Wirtschaft nicht isoliert als einen Mechanis¬
mus der Gütererzeugung und Güterverteilung auf¬
saßt, sondern wenn man als das Wichtigste der Wirt¬
schaft die Menschen ins Auge faßt. Dann stehen wir
vor 'dem dunklen Punkte in unserer deutschen Wirt¬
schaft, der außerordentlichen Arbeitslosigkeit mit all
ihren bedenklichen "sozialen und wirtschaftlichenFolgen.
Bedenklich nach der sozialen Seite hin: ein großer un¬
beschäftigter,in seiner Lebenshaltung gedrückter Volks¬
teil, "der notwendigerweise,»nenn dieser Znstand länger
dauert, auch moralisch und tör'perl'ichheruntersinken
Muß (Abgeordneter Krawinkel: Sehr wahr!), eine
arbeitslos herumstehende,der Arbeit entwöhnte Jugend
und die Gewöhnung eines großen Teiles der Bovölkc-
Nttrg an ein Leben auf öffentlicheKosten, 'das sind die
wesentlichensozialen Schäden, die mit der Arbeits¬
losigkeit verbunden sind. Und nach der wirtschaftlichen
Seite hin die Notwendigkeit,Milliarden alljährlich aus
der Wirtschaft zur Unterstützung der Erwerbslosen
herauszuziehen. Dazu die Steigerung der öffentlichen
Ausgaben, die aus zahleichen Gebieten, vor allem in
der Wohlfahrtspflege, durch die Erwerbslosigkeit be¬
engt ist. Es ist geradezu tragisch, in den Zahlen zu
sehen, wie der Aufstieg der Gütererzeugung nnd der
Aufschwungder Wirtschaft am Arbeitsmarkt fast spur¬

los vorübergeht. Die Zahl der Hauvtunterstützungs-
cmpfängcr im Reiche betrug am 15. März 192<: 2< 170 ü>
nnd Mitte Februar 1927 ^ 1 95,2 909. In der Rhein¬
provinz lauten die beiden Zahlen: 271000 am 15. März
1926 und 252 000 am 15. Februar 1927, jedesmal ein¬
schließlich der Krisenunterstützten gerechnet. Damit
vergleicheman die gewaltigenZiffern der Produktions-
stcigcrung, die ich eben anführen konnte. Das trau¬
rigste aber ist, daß alle Anzeichendafür sprechen, daß
wir dem Uebel "der Erwerbslosigkeit für die nächsten
Jahre im wesentlichen hilflos gegenüberstehen. (Abgeord¬
neter Hoffmann: Hört, hört!) Der letzteMonat hat aller¬
dings eine Besserung gebracht: die Rcichsziffer ist auf
, 660000, also um 15 Prozent, gesuukeu, die Ziffer in der
RheinProuiM von 252 000 auf 226 000. Die Beobach¬
tungen des Arbeitsmarktes ergeben aber ganz "deutlich,
daß die Besserung fast ausschließlichdurch Landwirt¬
schaft und Baugewerbe hervorgerufen ist, also einen ans
der Jahreszeit beruhenden, rein saisonmäßigen Charak¬
ter hat. Die beiden tiefsten Gründe der Erwerbslosig¬
keit sind eben solche, die sich nnr allmählich durch eincu
Zeitraum von Jahren erfordernde Entwickelung und
Einstellung der ganzen Wirtschaft aus neue Verhält¬
nisse überwinden lassen. Der eine Grund ist dir Be-
völkcrungsentwickelung,wie es kürzlich auf der Ber¬
liner Tagung der Deutschen Gesellschaft zur Be¬
kämpfung der Arbeitslosigkeit überzeugend dargelegt
wurde. Trotz "der schweren Kriegsverluste hat sich die
Zahl der in erwerbsfähigem Alter stehenden Männer
auf dem Gebiete des heutigen Deutschland von
Ifi^ Millionen "im Jahre 1911 auf 20,2 Millionen ge¬
steigert, und die entsprechendeZahl bei den Franen
lautet sogar auf eine Zunahme von 3 309 000. Noch
stärker ist die Gesamtzahl der tatsächlich Erwerbs¬
tätigen des DeutschenReiches gestiegen, nämlich gegen¬
über der Vorkriegszeit um 7100 000, wobei auch der
Wegfall der allgemeinen Militärdienstpflicht eine Rolle
spielt. Es hat eben eine völlige Umschichtungder
Altersklassen der BevölkeruUg infolge einer bcdeuteu-
den Erhöhung des Durchschnittslcbensalters auf etwa
15 Jahre stattgefuuden. Auf der einen "Seite ein starkes
Wachsen der Altersklassen"der Erlverbsfähigen, auf der
anderen Seite infolge Sinkens der Geburtenziffer eine
Verminderung der Lebensalter von 1 bis 11 Jahren.
Dazu kommt als zweiter Grund die Wirkung der
Rationalisierung, die in sehr vielen Fällen eine Ar-
bcitervermindernng trotz Steigerung der Produktion
herbeigeführt hat. Wenn wir das heutige Bild mit der
Vorkriegszeit vergleichen, so können wir es etwa so
zeichnen, daß auch in der Vorkriegszeit die produktiv
Tätigen mit dem, was sie erarbeiteten, die gleiche An¬
zahl produktiv Untätiger zu ernähren hatten. Nur
waren die produktiv Untätigen in der Vorkriegszeit
mehr Kinder und Rentner, deren Untätigkeit nichts
sozial Bedenkliches hatte, während es heute zum großen
Teil arbeitsfrcudige und arbeitswillige Menschen sind,
"deren Untätigkeit die großen sozialen Mißstände her¬
vorruft, vou denen ich eben sprach.
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Nun ist al>er diese schlimmste Schattenseite unseres
Wirtschaftslebens nicht etwa über ganz Deutschland
mit gleichmäßigen, Drucke verteilt, sondern, sie lastet
mit unverhältnismäßig größerer Schwere auf der
Nhcinprovinz. Ich muß bei her Bedeutung, die gerade
die Erwcrbsloscufrage für den Haushaltsplan her Pro-
vinzialverwaltnng und für maucheher Ihnen gemach¬
ten Vorlage» hat, auf diesen Pnnkt noch mit einem
Wort eingehen.

Die Erwerbslosigkeit in der Rheinprovinz zeichnet
sich bor der Erwerbslosigkeit im übrigen Deutschland
durch drei erschwerende Momente aus: Erstens liegen die
relativen Zahlen stänhig über den Neichsziffern und
den preußischenZiffern. Wenn auch hie ursprüngliche
Differenz, die nach dem Nuhrtampf bestand, natur¬
gemäß erheblich zusammengeschrumpftist, so entfielen
doch in 'der Rheiuprovinz am 15. Januar auf 1NN0 Ein¬
wohner 38,5, Arbeitslose, wenn man wieder die Hanpt-
uuterstützuugsempfäugcr in der Erwerbslosen- und
der» Krisenfürsorge nUd die Notstandsarbeitcr zu¬
sammenzählt. Für das Reich lautet 'die Zahl: 33,2
und für Preußen 32,6. Die Besserung auf 34,9 Ar¬
beitslose, hie wir am 15. März in der Rheinprovinz
zu verzeichnen hatten, wird wahrscheinlichgenau in
'demselben Maße im übrigen Deutschland auch ein¬
getreten sein; die dortigen Zahlen liegen nur noch
nicht bor. Der zweite Grund, her hie Erwerbslosigkeit
erschwert, ist der, haß hie Erwerbslosen in her Rhein-
Provinz mehr >ccks in dein übrigen Deutschland in Heu
größeren Städten zusammengeballt sind. Der hritte
Grunh ist her, daß hie Erwerbslosigkeit in her Rhein-
Provinz seit dem Rnhreinbrnch nnnnterbrochen an¬
dauert und einen viel unbeweglicherenund konstante¬
ren Eharakter Hat als im übrigen Deutschland. Ein
deutliches Zeichen für hie lange Dauer der Erwerbs¬
losigkeit in her Rheinproviuz ist darin zu fiUden, daß
im Reich auf IM Hauptunterstützungsempfänger heute
10,9 Krisennntcrstützte entfallen, dagegen in her Rhein¬
proviuz 20,1, also die hovpelte Anzahl. Gs ist klar,
daß diese hrei Tatsachen Heu Druck der Erwerbslosig¬
keit unh hie Belastung, die sie vor allem auf die Ge¬
meinde!! ausübt, ganz bedeutend über das Zahlen-
mäßiae hinaus vergrößern. Das muß insbesondere
gegeUüber der iu Berlin immer wieder aufgemachten
Rechnung, daß die Rheinprovinz aus Mitteln her Pro¬
duktiven Erwerbs'losensürsorge einen höheren Prozent¬
satz erhalte, als hem Prozentsatz ihrer Erwerbslosen
im Verhältiris zum Reich entspräche, mit größtem
Nachdruck hervorgehoben werden. Es ist durchaus
richtig, aber auch sachlich hurchaus geboten, daß für den
Promillesatz der Erwerbslosen, der zwischen 20 und 30
unh 30 nnd 10 liegt, bedeutend mehr von zentraler
Stelle ans geschehen muß als für Heu Promillesatz
zwischen1 unh 10. Mit anderen Worten: der Druck
her Erwerbslosigkeitwächst nach oben nicht proportional,
sondern progressiv. Bei 30 pro Mille ist in Heu be¬
treffenden Bezirken der Druck auf hie Wirtschaft und
die öffentlichenFinanzen viel stärker als bloß dreimal

so stark gegenüber 10 pro Mille. Es ist daher durch¬
aus lein Geschenk, soUdern in der Natur der Sache
begründet, wenn die Bezirke mit so außerordentlich
hohen Vrwerbslüsenzahlen auch über den schematischeu
Prozentsatz hinaus bei her Hilfeleistung von zentralen
Stellen bedachtwerden. Leider entspricht aber der Um¬
fang der Entbastuug der Rheinproviuz durch Arbeits¬
beschaffungund NotstaUdsarbeiten noch durchaus nicht
diesen Anforderungen. (Sehr richtig! im Zentrum.)
Die großen Projekte desArbcitsbeschaffungsProgramms
liegen, abgcseheu etwa vom Nürburgring, durchweg
außerhalb her Rheinproviuz. Und das große Projekt
einer Notstandsarbcit, has die Provinz'ialverwaltung
mitten im Herzen der größten Erwerbslosigkeit durch¬
führen wollte, die Erbauung der Untobahnstraße
Köln—Nüsseldof, kommt infolge der Verzögeruugen
nnh Bcdcntlichkeitenin Berlin nicht vorwärts. (Hört,
hört! links.) Ich komme noch darauf zurück. Wichtige
Projekte rheinischer Großstädte werden abgelehnt, ob¬
wohl doch die Prüfung der Produktivität und Ren¬
tabilität in erster Ninie her Selbstverwaltung über¬
lassen werden könnte, da ja die Unterstützungen zum
größereu Teil nicht geschenkt,sondern als Darlehen
gegebenwerden, hie aus den Mitteln der betresfenhen
Kommune verzinst nnh zurückgezahlt werden müssen.
Es wird aber auch darüber hinaus den öffentlichen
Körperschnfteuimmer schwerer,von den znr Verfügung
gestellten Mitteln überhaupt Gebrauch zu machen, da
die Bedingungen nicht tragbar sind. Die Schuldenlast
die durch die Annahme der Darlehen aus her pro¬
duktiven Erwerbslosenfürsorge aufgeladen wird, wächst
immer mehr, besonders in den Städten, die schon,
wie die rheinischenStädte, seit Jahren unter der hohen
Erwerbslosigkeit leihen unh Häher schon immer
Schulden zum Zwecke der Beschäftigung von Erwerbs¬
losen aufnehmen mußten. Die Verzinsung nnd Ti'l-
guug dieser Schulden wird bei den heutigen Be-
dinguugen allmählich die Haushaltspläne her Kom¬
munen sn her Zukunft iu einer ganz uuerträglichen
Weise belasten Es ist daher auch, wie kürzlich noch
vom Vertreter hes Volkswohlfahrtsministcrs bei Be¬
sprechungen über die Notstaudsarbeiten in der Rhein-
Provinz hervorgehoben wurde, heute keineswegs so, daß
etwa die Gemeinden sich allgemein um die Geldmittel
für Notstanhsarbciten aus der produktiven Erwerbs¬
losenfürsorge reißen. Daraus ergibt sich, daß die Be¬
dingungen für hie Darlehen zn schwer sind Die Til¬
gungsfristen müssen verlängert nnd die Zinssätze her¬
untergesetztwerden. Soviel mir bekannt, bestehen auch
an manchen Stellen her Reichsregieruu'ff Absichten,
diesen Wünschen zu entsprechen; das Reichsfinnnz-
miuistcrium leistet aber bis jetzt noch Widerstand.

Die Provinzialvcrwaltuug hat sich ja auch, wie Sie
uns einer besonderen Vorlage ersehen, bereit finden
lassen, im letzten Jahre eine Anleihe von 13 Millionen
zur außerordentlichen Beschäftigung von Erwerbslosen
bei Strnßenbauarbeiten aufzuuehmen. Aber auch hier ist
die gewährte Vergünstigung, nämlich ein Zinszuschuß
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von 4 Prozent im ersten und von je 3 Prozent im
zweiten und »dritten Jahre und hernach nichts mehr,
so geringfügig, daß wir bei solchen Bedingungen auf
dem eingeschlagenen Wege nicht weiter fortschreiten
können.

Im übrigen muß — ich sage „leider" — der größte
Teil her Unterstützung der Erwerbslosen nach wie vor
zu Lasten nicht her Produktiven, sondern 'der unter¬
stützenden Fürsorge gehen, denn es ist ganz unmöglich,
die Mittel aufzubringen, um auch nur den größten
Teil der Erwerbslosen mit NotstaNdsarbcitenbeschäfti¬
gen zu können. In der unterstützendenErwerbsloscn-
fürsorgc wird nun wohl »die bevorstehende Arbeitslosen¬
versicherung wesentliche Verankerungen bringen, ob¬
wohl die Ansichtendarüber, ob sie eine finanzielle Er¬
leichterung für hie Städte und Gemeinden bringen
wirb oder im Gegenteil noch eine Erschwerung, bis jetzt
noch nicht geklärt sind. Vom Standpunkte der Gcsamt-
wirtschaft aus gesehen, ist es aber auch nicht ein wesent¬
licher Unterschieb, ob diese Mittel in her Form von
Reichs- und Stnatssteuern, in der Form von Ge¬
meindesteuern oder in der Form von Beitragen zur
Arbeitslosenvcrsichcrnng gezahlt wenden. Es ist ja
immer dieselbe Wirtschaft, die die Mittel abführen
mnß, wenn auch an eine andere Stelle.

So wird bei einem Urteil 'über hie Gcsamtwirt'schaft
das wesentlichgünstige Urteil wieder in nachdrücklicher
Weise -beeinträchtigt hnrch die große Arbeitslosigkeit,
besonders in nnsercr RheiNProvinz, wo die beiden
Seiten des Bildes noch ungünstiger liegen als im
übrigen Deutscki'lan'd, Aber immerhin War es doch
möglich, in Hiesem Bilde wenigstens einige erfreuliche
Züge aufzuweisen.

Ganz anders ist es bei der öffentlichenVerwaltung,
vor allem bei den Kommunen und Kommnnalverbän-
den. Schon im vorigen Jahre habe ich an 'dieser Stelle
über 'deren finanzielle Lage gesagt: „Im allgemeinen
ist nicht zn bestreiken, daß die finanzielle Lage der
Kommnnen als eine geradezu verzweifelte augesehen
werben muß. Ich glaube, wenn die mangelhaft auf¬
gestellten, in den Einnahmen überschätzten und in den
Ansaabe» beruntergestrichcnen Haushaltspläne einmal
wirklichhurchgefnhrt werden sollen, so wirh die Lage
noch viel schlimmerwerden." So ist es denn anch im
?nnfe des Jahres gekommen. Das heute übliche System
der Nalaneierima des Etats, darin bestehend,haß die
Einnahmen willkürlichheraufgesetztunh die Ausgaben
willkürlich herabgesetzt werden, um hie Schlußzahlen
stimmend zu machen, muß einmal zusammenbrechen.
<Sehr richtig! rechts.) Die Folgen sind große Defizits
am Ende des Jahres. Der früher selbstverstänMchc
Grundsatz, hieses Defizit nun im folgenden Jahre
sofort zu tilgen oder wenigstens über Hessen Tilgung
Beschluß zu fasse», ist auch nicht mehr 'durchführbar,
ha her nächstjährige Etat in seinen ordentlichen Aus¬
gaben ebensowenig zu balancieren ist wie her vorig-
jährige und sicherlich 'das Defizit nicht auch noch über¬
nehmen kann. Das Defizit wird infolgedessen Vorschuß

oder Anleihe. Um im übrigen den ordentlichen Etat
zu balancieren, geht man 'dazu 'über, 'zahlreicheAus¬
gaben nicht produktiver und alljährlich Wieherkehren¬
her Art in 'den außerordentlichen Etat zu überweisen
und damit die Schulden noch weiter zu steigern. Auch
die Provinzilllvcrwll'ltung mnß leider, wie ich Ihnen
gleich im einzelnen noch 'darlegen werde, 'dieses System
in gewisser Hinsicht befolgen. (Hört, hört! rechts.)
Eine kleine Rechtfertigung findet 'dieses System m. G.
darin, haß wir von einer Stabilisierung der öffent¬
lichen Finanzwirtschaft noch weit entfernt sind unh daß
wir uns «deshalb zum Troste sagen können, haß Wir
znr Zeit immer uoch in einer Uebergangszeit leben
und haß 'die Gestaltung der wesentlichstenEinnahmc-
gucllen, der Reichsstcuerü'berweisnngen,sich für die
Zukunft noch nicht endgültig übersehen läßt. Der
jetzige Finanzausgleich ist auf zwei Jahre gemacht.Ob
er zwei Jahre hält, scheint mir sehr zweifelhaft. Man
weiß noch nicht, was werben'wirb. Möglicherweisewird
es in Zukunft viel besser. Es wird dann möglich,aus
den erhöhten Einnahmen hie Sünden 'der Vergangen¬
heit zn reparieren. (Znrn'f des Abgeordneten Obcr-
dörster: Ein Buch mit sieben Siegeln!)

Aber »eben dieser Unsicherheit der Finanzen ver¬
hindert noch ein anderer Umstand, haß in die öffent¬
liche Verwaltung 'die Ruhe und Stetigkeit kommt,deren
sie so 'dringend bedarf, und zwar hat hierunter die
Provinzial'verwa'ltung vielleichtmehr noch als alle an¬
deren öffentlichenVerwaltunaen zu leiden: Das ist die
immer mehr zunehmendeUnsicherheitjeder öffentlichen
Behörde in bczug aus ihre Zukunft nn'd in bezug ans
ihren Wirknnaskreis, hervorgerufen 'durch sich immer
wieder neu überstürzende Ver'waltungsrcsormproiekte
nNd, 'damit zusammenhängend, das immer stärkere
Neben- nn'd Gegeneinanderregicren der verschiedensten
Behörden. Ich Will hier nicht von 'den Zuständen reden,
wie sie in Berlin durch das Neben- und vielleichtauch
Genencinan'deravbciten von Reichs- nn'd Staats¬
behörden nnd durch das Neben-, manchmal anch Gegen-
einaNderarbeitcn 'der vcrstbiedenen Staatsministerien
bervorgerufeu werden. Dadurch 'Wird eines her Grund¬
übel unserer 'heutigen öffentlichen Verwaltung noch
außerordentlich vergrößert. Dieses Grundübel sehe ich
in der immer stärkeren Konzentration aller öffentlichen
Ner'waltnnoen in Berlin, sei es beim Reich, sei es bei
Prcußeu: beide babcu sich in 'dieser Hinsichtnichts vor¬
zuwerfen. lLebbaftcs Sehr richtig!) In einem Maße,
wie es früher nicht im entferntesten her Fall war, ist
hente jede Kommunalver'waltung ständig abhängig und
beeinflußt von Entscheidungen, die in Berlin, sei es
durch hie Ministerien, sei es durch die Gesetzgebung,
getroffen werden. Vor allem werden von dort aus
aus HuNderteu von Kanälen nn'd Fonds die Gelder
für die verschiedensten Städte her örtlichen und Pro¬
vinziellen Vevwnltung bewilligt. Und dieses System
geht anscheinend zwangsläufig immer weiter, denn
immer mehr mnß bei der Finanzlage her Kommunen
und bei 'der Konzentration der Steuern nach oben von
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Städten, Kreisen und Provinzen um finanzielle Hilfe
auf allen Gebieten in Berlin gebeten werden. Zahl¬
reiche der Ihnen vorliegenden Anträge zeigen das auch
wieder. Diese Ruse werben von der Regierung und
'den Abgeordneten vielfach gar nicht ungern gehört,
Sie geben immer wieder die Möglichkeit, neue Fonds
'bereitzustellen und dadurch 'die Verwaltungsausdeh-
nung und den Einfluß her Berliner Stellen wesentlich
zu verstärken. (Sehr richtig!) Heute ist es 'doch so,
daß aus jeder größeren Kommuua'lvcrwaltung ent¬
weder der Vhef o'der mindestens ein Vertreter alle
Wochen einmal »ach Berlin fahren und bort her¬
umgehen muß, sei es bei den Reichsministerien, sei
es bei den Landesministerien, fei es bei Abgeordneten
'des Reichstags und des Landtags oder sei es bei den
kommnnalen Spitzenvcrbänden, die sich ja auch zu
neuen großen Zentralbehörden ausgewachsenhaben, um
dort mit irgendwelchenAnliegen vorstellig zu werden.
Nnd immer wieder, wenn man hinkommt, trifft man
andere Vertreter von Kommunalverwaltungen oder
auch von der Stantsverwaltnng, der Provinz oder
Vertreter der Industrie, des Handwerks und des Han¬
dels sowie der Berufsorganisationen, die dort mit den¬
selben Anliegen von einer Stelle zur anderen herum¬
ziehen. So entwickelt sich allmählich 'bei der immer
'weiteren Ausdehnung der Gegenständeder öffentlichen
Verwaltung in Berlin ein Verwaltungswasserkopf,der
unbedingt einmal zerplatzen muß. (Lebhafte Zu¬
stimmung.)

Wenn ich nun auf die besonderen Beziehungen der
Provinzialverwaltnng zur Staats- und Reichsregie¬
rung zu 'sprechenkomme, so muß ich zunächst gerne
anerkennen, daß das, was unter Staatsaufsicht im enge¬
ren Sinne verstanden wird und in der Provinzial-
ordnung geregelt ist, dank einmal der verständnisvollen
und wohlwollenden Handhabung dieser Nestimmungen
durch die für uns zunächst zuständige Staatsbehörde,
den Herrn Qberpräsidenten, dank vielleicht auch dem
engen Zusammenarbeiten, das gerade ans dem Gebiete
der provinziellen Selbstverwaltung zwischender Be¬
hörde, die die Staatsaufsicht zu führen hat, und der
Behörde, die die Verwaltung durchzuführen hat, be¬
steht, von der Provinzialverwaltüng viel eher als
Unterstützung und Förderung wie als lästige Fessel
empfunden wird. (Znrnf des Abgeordneten Hoffmann:
Er hat aber in feiner Eröffnungsrede neue Drohungen
ausgestoßen! Heiterkeit.) Aber ganz unabhängig da¬
von steht das Bestreben von Reichs- und Staats¬
behörden, auf vielen Gebieten Aufgaben, die bisher
Sache der provinziellen Selbstverwaltung waren und
muh sein sollten, ans die Staatsverwaltungsorgane zu
übernehmen. Auch diese Tendenz besteht allerdings
hauptsächlichbei der Gesetzgebung nnd den Berliner
Zentralstellen. Gestützt wird diese Tendenz durch die
Abneigung, die heute weite Kreise gegen die mit der
Selbstverwaltung nun einmal verbundene demokra-
trsche Mitwirkung von Vertretern des Volkes bei der
Verwaltung haben, zumal wenn diese Vertreter noch

aus allgemeinen Wahlen hervorgegangen sind. (Zuruf
links: Und in den Anfsichtsräten sitzen!) (3s sind
zweifellos weite Kreise, die heute mehr Vertrauen zu
der burcaukratisch arbeitenden Staatsregierung haben
als zu einem Provinzialausschuß, einem Provinzial-
landtage, oder vielleicht auch zu einer Stadtverord¬
netenversammlung. Daher geradezu der Ruf mancher
Stellen nach Verstärkung der Staatsaufsicht über die
Kummuucu und nach immer neuen Genehmigungs¬
rechten, Das Auffallende ist, daß diese Tendenz in
Berlin auch gefördert wird fierade von solchen Par¬
teien, in deren Bezeichnung sich das Wort „demokra¬
tisch" findet, (Heiterkeit,)

An einem besonderen Beispiel möchte ich diese
Stimmung der Berliner Zentralstellen gegenüber der
provinziellen Selbstverwaltung darlegen, zumal sich
daraus nuch der Unterschied auf diesem Gebiete zwischen
der Vorkriegszeit nnd der Jetztzeit ergibt. Die Straßen-
Verwaltung war in der Vorkriegszeit in der örtlichen
Instanz lediglich Sache der Gemeinden und des Kreises
«ud in der überörtlichen Instanz Sache der provin¬
ziellen Selbstverwaltung. Die Staatsverwaltung be¬
schränkte sich auf die polizeilicheAufficht und auf die
Anregung bei den Gemeinden zur Erbauung von
Straßen oder bei der Provinzialverwaltnng auch zur
Unterstützung von gemeindlichenStraßenbauprojekten,
die sie im öffentlichen Interesse für notwendig hielt.
Die Neichsregierung beschäftigtesich mit der Straßen-
Verwaltung überhaupt nicht. Das ist heute ganz anders
geworden. Zunächst das Reich im Reichsverkehrs¬
ministerium, dann aber auch die Preußische Staats-
regierung in dem hierfür zuständigen Landwirtschafts-
ministcrinm haben in der Straßenverwaltung dank¬
bare Betätigungsfelder gefunden, wobei ich gerne zu¬
gebe, daß die Preußische Staatsregierung den Gegen¬
stand vielleicht nur deshalb aufgegriffen hat, um ihn
an zentraler Stelle nicht ganz dem Reiche zu über¬
lassen. Jetzt werden in Berlin Straßenbauprogramme
für ganz Deutschland aufgestellt. Durchgangsstraßen
werden geplant von Hamburg »ach München nnd von
Aachen nach Königsberg. Die Straßen des ganzen
Reiches werden in Klassen eingeteilt. Endlose Stati¬
stiken, Schreibereien nnd Untersuchungen werden vor-
aenommen. Der Reichstag beschließt in der üblichen
Weise: ein großzügiges Programm muß aufgestellt
werden, Sitzungen über Sitzungen finden statt. Nur
das eine, das Geld, wird nicht von Berlin hergegeben,
und wenn es gegeben wird oder besondere Straßen
von Reichs wegen gebaut werden sollen, so wird es
ans der Kraftfahrzeugstener genommen, also aus
Mitteln, die sonst den Provinzen und den Stadt- nnd
Landkreisen zufließen. Und das alles, weil man be«
banptct. es könnten bei dem Durcheinanderfluten des
Verkehrs doch keine Schlagbäume zwischen den einzel¬
nen Ländern oder Provinzen aufgerichtet werden, und
weil man von großen Mißständen redet, die an den
Grenzen der Provinzen nnd Länder entständen, ohne
aber auch nnr ein einziges praktisches Beispiel an-
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führen zu tonnen. Vollständig verkannt wird bei diesen
Bestrebungen, daß her Landstraßenberkehr auch in der
Zeit des Automobils niemals in derselben Weise wie
Eisendahn- oder Luftverkehr oder wie die jetzt neu
geplante Luftschwebeschnellbahn der Ueberwindung
großer Entfernungen "dienen kann, vielmehr stets einen
mehr lokalen Charakter behalten wird.

Für !die Rheinprovinz und den Westen haben alle
diese Berliner Zentralisierungsbestrebungeu aber- noch
eine besonders unangenehme Seite. Wenn die Arbeiten
und Geldmittel auf irgendeinem Gebiete unmittelbar
zuerst in Berlin zusammeugezogeuund dann von dort
aus wieder unterverteilt werden, so kommt der Westen
regelmäßig zu kurz. (Abgeordneter Krawinkel: Sehr
richtig!) Wenn beispielsweisejetzt die Straßen in ver¬
schiedene Klassen eingeteilt und danach vielleicht hinter¬
her die Mittel,der Kraftsahrzeugsteuer verteilt werden
sollen, so hat jede Provinz ihre erste, zweite und dritte
Masse, während in Wirklichkeit,wenn mau richtig ver¬
gleicht, manche Provinzen gegenüber dem Aertehr in
der Rheinprouinz erst mit der 'fünften oder sechsteil
Klasse anfangen dürften. (Sehr richtig! rechts.) In
einem Plan zu einem Kraftwagenstraßennetz für
Deutschland, der mir vorliegt, ist in dem ersten Aus¬
bauabschnitt die Provinz Ostpreußen mit 800 Kilometer
Kiaftwagenstraßen und die Rheinprovinz mit 690 Kilo¬
meter vertreten. (Heiterkeit.) Die Stärke des Verkehrs
spielt anscheinendgar keine Rolle. Vielmehr hat mau
anscheinend nur darauf geachtet,daß auf der gleichen
Fläche auch die gleiche Zahl schwarzer Striche sich be¬
findet. Es gehört in diesen Plan wohl eine Straße
von Allenstein nach Sensbnrg, Rasteuburg und Gum-
binuen, aber nicht die Straße von Köln nach Aachen,
von Köln nach Trier oder von Köln nach Ehrenbreit-
stein. Wir sehen also, was wir zu erwarten haben,
wenn diese Pläne weitergehen und nach bissen Plänen
einmal eine Reichsstraßenverwaltung aufgezogen wird
und die Rcichsmittol zur Durchführung solcherPläne
verwendet werden.

Aber auch bei ber Preußischen Stnatsregierung hat
sich im vergangenen Jahre gerade auf dem Gebiete der
Straßenvcrwaltung ein Beispiel für die an manchen
Stellen bestehende Abneigung gegen die Provinzielle
Selbstverwaltung und damit gegen die Selbstverwal¬
tung überhaupt gezeigt. Bekanntlich sind nach dem
neuen Gesetz über die Kraftfahrzeugsteuer 25 Prozent
dieser Steuer zur Nuterstützung des Gemeinde- und
Kreiswegebaues bestimmt. Was hätte nun näher ge¬
legen, als diese 25 Prozent den Provinzialuerwaltun-
gcn zur Verteilung zu überweisen,da ja auch die Pro¬
vinzen schon in ihrem bisherigen Haushaltsplan zu
demselben Zweck bedeutende Mittel auswerfen. Gs
hätte dann von einer Stelle aus nach gleichmäßigen
Gesichtspunktendie Verteilung 'vorgenommen werden
können. Vor dem Kriege wurde von der Preußische»
Staatsregierung auch so 'Verfahren. Im Jahre 1902
erging ein ganz analoges Gesetz, durch das große Geld¬
beträge zur Unterstützung des Gemeinde- und Kreis-

wogcbaues von Preußen bereitgestellt wurden. Gs war
damals selbstverständlich,daß diese Betrüge nach einem
bestimmtenSchlüsselverteilt wurden und daß die Ver¬
teilung durch deu Provinzialausschuß erfolgte, wobei
die Genehmigung des Qberpräsideuten zu dem Ver-
teiluugsplllu borbehalten wurde. Heute wird es von
den Vertretern der Staatsregierung, in Berlin als
ebenso selbstverständlichdargestellt, daß es ganz unmög¬
lich wäre und allen Verwaltuugsgrundsätzen wider¬
spräche, solche Gelder, die von der Staatsregierung her¬
kämen, etwa der Selbstverwaltung zur Verteilung zu
überlasseu; das könnte nur durch die unmittelbaren
Organe der Etaatsregierung, durch die Regierungs¬
präsidenten, also ohne Mitwirkung der Bevölkerung,
geschehen. So geschiehtes denn auch, und nunmehr
arbeiten glücklich mal wieder auf dem gleicheu Ge¬
biete der Unterstützungdes Gemeinde- und Kreiswoge¬
baues zwei Behörden vollständig unnbhäugig neben¬
einander. Ich erkenne dabei gerne an, daß die rhei¬
nischen, Stadt- und Landkreise und, ich glaube, wohl
auch die rheinischenOrgane der Staatsregieruug, den
Standpunkt der Provinzilllverwaltung, die Verteilung
durch die Probluzialverwaltung vornehmen zu lassen,
unterstützt haben. Auch der Staatsrat hat sich in seiner
überwiegenden Mehrheit auf deu gleichenStandpunkt
gestellt. Im Landtag hat aber dieser Beschluß des
Staatsrats von den Regierungsparteien nur bei der
Zeutrumspartci Uuterstützung gefunden, während
Demokratie und Sozialdcmotratie dagegen gestimmt
haben. (Hört, hört! rechts.)

Ich berühre damit Fragen, die mit der allgemeinen
Verwaltungsreform zusammenhängen, von der wir ja
wohl überzeugt sind, daß sie weiter als je entfernt ist.
Aber was man verlangen könnte, das wäre denn doch,
daß man dem letzten Ziel dieser Vcrwaltungsreforul,
der Beseitigung und Einschränkung der Zahl der Be¬
hörden und Beamten nicht furtwährend dadurch ent¬
gegenarbeitet, daß man noch immer ncne völlig selb¬
ständige Behörden zu den vorhandenen hinzuschafft.
So steht jetzt eiue ueue Organisation der Arbeits¬
vermittlung und der mit
einem neuen Reichsbehördenaufbau von Berlin durch
die Provinz bis in die Kreise und Gemeinden bevor.
Die Provinzialvcrwaltungiuird dadurch iusofcru berührt,
als uuumehr wieder das Landcsarbeits- und Berufs¬
amt von 'der Provinz losgelöst und zu einer selbständi¬
gen Neichsbehürdegemachtwird. Die erfreuliche Seite
für uus liegt darin, daß dann der »ls Provinzial-
zuschuß vorgesehene Posten von 98 000 Mark wohl
erspart werdeil wird. Eine ähnliche Regelung wird
erstrebt bei den Lllndesuersicherungsanstalten,und schon
tauchen im Hintergrund weitere neue Behörden aus,
deren Umfang gar nicht abzusehen ist: die üandes-
planungsverbände, sei es nun, daß sie im Stadtebau-
gesetz gesetzlichgeregelt werden, sei es, daß sie wie bis¬
her auf freier Vereinbarung beruhen. Es müßten die
Geschäftsführer dieser Verbände nicht die tüchtigen
Leute sein, die sie wirklich sind, wenn es ihnen nicht ge-
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länge, aus dieser Behörde in kürzester Frist etwas zu
machen und in einigen Jahren einen großen Beamten-
stllü und eine Verwaltungsbehörde, allerdings auch eine
Veruandsumlage ins Leben zu rufen. Das ist ganz
besonders leicht, weil die Aufgaben "dieser üandes-
plaimngsverbaude sich ja gar nicht abgrenzen lassen.
Was kann nicht alles mit Landesplanung zusammen¬
hängen und in Zusammenhang gebracht werden: alle
Fragen des Straßenbaues, des Kanalbaues, des Luft¬
verkehrs, des sonstigen Verkehrswesens, der Landes-
meliorationen, der Siedlung, her Wohnungsfürsorge,
des Baumschutzes,der Grünflächenerhaltung usw. Ich
bin überzeugt, auf allen 'diesen Gebieten werden wir
in Zukunft neben den bisherigen Behörden noch eine
weitere Behörde haben, 'die mindestens zur Mitarbeit
herangezogen werden muß, wenn sie nicht überhaupt
das Bestreben hat, die Sache selbst an sich zu ziehen,
und damit die üblichen Kompetenzkonsliktemit den
anderen Behörden, die die Angelegenheit bisher be¬
arbeitet haben, entstehen.

Damit hängt zusammen die Frage: Ruhrsiedlungs¬
verband und Ruhrprovinz. Ueber den ersteren brauche
ich nichts Grundsätzliches zu sagen; er ist vorhanden,
und ich glaube, daß die beiden Pruvinzialverbände mit
ihm zu einem Zusammenarbeiten kommen können, das
sa, wenn einmal zwei Behörden mit einem zum Teil
völlig gleichen Wirkungskreis für das gleiche Gebiet
vorhanden sind, nämlich für das überörtliche Straßen-
Wesen, nicht immer ganz leicht ist.

Ich erkenne auch gerne an, daß die zuständigen
Stellen des Ruhrsiedlungsverbandes den Gedanken der
Suiaffung einer Ruhrprovinz durch Erklärungen in
der letzten Verbandsversammlung abgewiesen haben.
Ich hoffe, daß die Erklärung des Verbandspräsidenten
bei dieser Gelegenheit auch namens des Preußischen
Staatsministeriums abgegeben worden ist. Ich nehme
an, daß auch nicht an die Bildung einer solchen Pro¬
vinz auf kaltem Woge gedacht wird, d. h, ohne die
Schaffung des Namens, aber doch durch allmähliche
Wegziehung der Aufgaben aus dem Tätigkeitsbereich
der beiden, bestehendenProvinzen. Ich glaube, wenn
der Arbeitseifer nach dieser Seite noch so groß wäre,
würde das schon an den finanziellen Folgen für die
Kostenträger des Ruhrsiedlungsverbandes scheitern.
Damit ist aber der Gedanke der Ruhrprovinz durch¬
aus noch nicht erledigt. (Abgeordneter SteiNbüchel:
Gott sei Dank!) Das ergibt sich schon aus dem Zuruf:
Gott sei Dank, der mir eben von einem Vertreter der
Stadt Vsscn gemachtwurde, (3s ergibt sich auch deut¬
lich aus der Stellungnahme bedeutender Presseorgane
in dein in Betracht kommendenGebiete. Infolgedessen
kann ich nicht umhin, als Vertreter einer der mit¬
beteiligten Provinzen auch an dieser Stelle ein Wort
zu der Sache zu sagen.

Begründet wird die Notwendigkeit einer Ruhr-
Provinz mit und Werbilli-
üung. Ich Zaun diesen Grund eigentlich nicht ganz
ernst nehmen, denn bisher gehen alle Wege zur Ver-

waltungsvereinfachung dahin, daß die Zahl der Be¬
hörden vermindert wird und Vcrwaltungsgebilde zu¬
sammengelegt werden (Sehr richtig! bei den Sozial-
demokraten), und hier soll auf einmal die Nerbilligung
dadurch herbeigeführt werden, daß anstatt zwei Be¬
hörden drei Behörden geschaffen werden, daß also dem¬
nächst anstatt zwei Oberpräsidenten und 'Landeshaupt¬
leuten mit einem großen Beamtenftab drei vorhanden
sind uud vor allem auch statt zwei Provinziallandtagen
deren drei. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann:
Machen wir nur einen daraus!) Was den weiteren
Grund der Entstehung von Schwierigkeitenan den Ver¬
waltungsgrenzen angeht, so vermag ich nicht einzu¬
sehen, wie die Schwierigkeiten geringer werden, wenn
an Stelle der einen Verwaltungsgrenze, die ein wirt¬
schaftlich zusammenhängendes Gebiet durchschueidet,
nunmehr in Zukunft deren zwei an den beiden Seiten
des Ruhrsiedlungsverbandes entstehen, denn auch diese
Grenzen werden so wirtschaftlich zusammenhängende
Gebiete durchschneiden,beispielsweisean den Grenzen
zwischen 'den beiden Landkreisen Essen und Düsseldorf
oder zwischenden Kreisen Eleve uud Geldern. Man
müßte dann schon so weit gehen, wie eben freundlicher¬
weise Herr Abgeordneter Hoffmann meinte, daß man
d'ie beiden Provinzen ganz zusammenwirft, oder aber,
daß man bestrebt ist, das ganze rheinisch-westfälische
Industriegebiet grundsätzlich zusammenzufassen und
dann, noch die Städte Glberfeld und Barmen und
wahrscheinlich auch uoch Köln mit einzubeziehen.
(Heiterkeit.)Ich sehe den tieferen Grund, der hinter den
Bestrebungen, sei es bewußt oder, wie ich gerne an¬
erkennen will, unbewußt, steht, in dem anderen Um¬
stände: Ich möchte ihn nach einem bekannten Vorbild
als den Lacro Tgoizmobezeichnen,der sich sagt: Wir
sind hier reich und wohlhabend und stehen uns besser,
wenn wir allein bleiben, als wenn wir für ärmere
kleine Gemeinden mit einzutreten haben. Wenn dieser
Grund aber einmal maßgebend wird für die Ziehung
von Verwaltungsgrenzen und alle historischenGrund¬
lagen nichts mehr bedeuten sollen, so mögen sich doch
die Befürworter der Nuhrprovinz sagen lassen, daß sie
dann Wohl wissen, wo sie mit der Aenderung der
Grenzen anfangen, daß sie dann aber nicht wissen,wo
die Sache aushört (Ageordneter Krawinkel: Sehr
richtig!), und ob es bei der Aenderung von Provinz-
grenzen verbleibt. Denn von solchen Gesichtspunkten
aus ließe sich auch noch — was wir alle nicht wünschen
— die Aenderung anderer Grenzen als der Provinz¬
grenze zwischen Rheinland und Westfalen begründen.
(Zustimmung.)

Soweit Klagen vou einzelnen Stelle» aus dem Be¬
zirke des Ruhrsiedlungsverbandes darüber geführt wer¬
den, daß von der Provinzialverwa'Itung nicht genug
für diesen Bezirk geschieht, vermag ich die Berechtigung
dieser Klagen nicht anzuerkennen. Alle die vielen
Klassen von Hilfsbedürftigen, die wir zu versorgen
haben und die relativ zahlreicher im Ruhrgebiet sind
als im übrigen Teil der Provinz, werden in der
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gleichen Weise untergebracht wie aus allen anderen
Teilen der Provinz. Wenn man aber darauf hinweist,
daß wir fast gar keine.Provinzialanstalten im Ruhr-
«ebiet haben, so ist das durchaus erklärlich, denn biese
Anstalten gehören in die gesundheitlichvorteilhafteren
Bezirke der Provinz, nicht in ben Dunst der Fabriken
und Städte, sondern auf das Platte Land, Unsere
größte und beste Irrenanstalt Bebburg liegt unmittel¬
bar in der Nähe des Ruhrgebietes bei Eleve, ihre Er¬
bauung bei Duisburg oder Essen wäre unsinnig ge¬
wesen. Und in bezug auf Unterstützungen zum Wege¬
bau wind beispielsweise nicht nachgewiesen werden
können, büß bie Stadt Essen mit ihrem Umkreis auch
nur das geringste weniger erhalten Hat als die Städte
Köln und Düsseldorf. Im übrigen schweben aber zur
Zeit Verhandlungen, die zu einer Unterstützung des
Gemeinde- und Kreiswegebaues im Gebiete des Nuhr-
sie'dlungsverbandesüber das, was bisher in dieser Hin¬
sicht schon geschehen ist, hinaus führen sollen und die
wahrscheinlichzu einem Abschluß kommen werden.

Wenn ich zu Beginn meiner Ausführungen ange¬
deutet habe, baß bie Gesamtlage, unter ber ich dieses
Mal bie Etatsrebe zu halten habe, sich in wesentlichen
Punkten von ber Situation des Vorjahres unter¬
scheidet, so gilt bies auch von dem Haushaltsplan, der
Ihnen vorgelegt wird. Schon im vorigen Jahr war
der Haushaltsplan nur dadurch zwangsweise äußerlich
zum Balancieren gebracht worden, daß einmal schon
von der Verwaltung bie Ausgabetitel rücksichtslos be¬
schnitten worden waren, dann aber auch die Einnah¬
men, vor allem aus ber Kraftfahrzeugsteuer, auf eine
Höhe geschätzt worden waren, deren Eingang kaum zu
erwarten war. Die Folgen bieses Verfahrens zeigen
sich bei ber Aufstellung dieses Haushaltsplans. In
diesem Jahre 'ist es nlcht mehr möglich gewesen, eine
Erhöhung der Provinzialumlage wenigstens in der
absoluten Summe zu vermeiden, und dennoch ist eine
«rbnungsmäßige Aufstellung bes Haushaltsplanes
ebensowenig möglich gewesen. Vielmehr bleibt nichts
anderes übrig, als über das Defizit des Jahres 1925
Mit 4.3 Millionen Mark stillschweigenbohne jegliche
Deckunghinwegzugehen unb auf günstigere Verhält¬
nisse im nächsten Jahre «zu vertrauen. Wie schwierig
die Aufstellungdes Haushaltsplanes war, zeigt die Ge¬
schichte seiner Entstehung. Die erste Ausstellung ergab
die Notwendigkeit, bie Provinzialumlage um 30 Pro¬
zent von 10,5 Millionen auf 13 650 000 Mar« zu er¬
höhen. Das wurde bekanntlich auch mit Billigung
des Provinzilllausschusses von mir den Stabt- und
Landkreisen als Unterlage für die Aufstellung ihrer
Haushaltspläne 'Mitgeteilt. Dann war es mir aber
möglich, durch weitere Herabstreichung der Ausgaben
den Betrag um 525 000 Mark zu vermindern. Der
Vrovinzialausschuß strich bann aber noch mal 1575 000
Mark, so baß ein Betrag an Provinzialumlage von
N 550 000 Mark übrig blieb. Dabei war wenigstens
der Anfang ber Tilgung des Defizits aus 1925 mit
^0 000 Mark vorgesehen. In einer Nachtragsvorlage,

die Ihnen zugegangen ist, mußten aber auch diese
500 000 Mark wiebcr gestrichen werben, da sich an einer
anderen Stelle bes Hanshaltsplanes, worauf ich noch
kommen werbe, nachträglich eine Mehrausgabe von
500 000 Mark ergeben hatte. Das ist gegenüber dem
Vorjahr ein Mehr an Provinzialumlage von 1050 000
Mark. Dieses Mehr kann aufgebracht werben, ohne
ben Prozentsatz ber Umlage, soweit er auf die Reichs-
steuerüberweisungen entfällt, zu erhöhen; vielmehr
blemt dieser Prozentsatz 10,5 Prozent. Nach den letzten
Nachrichten und Berechnungen, bie sich aus den Be¬
schlüssen zum Reichsfinanzausgleich und zum preußi¬
schen Finanzausgleich ergeben, scheint es sogar, daß die
als Maßstab dienenden Ueberweisungcn höher werben,
also ber Prozentsatz sinken würde. So schmerzlich die
Erhöhung bes absoluten Betrages ber Provinzial¬
umlage um 10 Prozent auch ist, so möchte ich aber doch
vergleichsweise anführen, baß die Durchschnittserhühung
der Provinzlalumlagen in biesem Jahre bei den preu¬
ßischen Provinzen nach einer Mitteilung der Geschäfts¬
stelle 35 Prozent beträgt. Die Nheinprovinz erhebt
noch immer neben Westfalen bie geringste Provinzial¬
umlage pro Kopf der Bevölkerung.

Dabel ist gegenüber den Haushaltsplänen der Städte
unb Gemeinden besonders hervorzuheben, daß bie Pro¬
vinz ial steuern nicht in Form eines bestimmten Prozent¬
satzes von Maßstabssteucrn beschlossen werden, so daß
also, wenn im Laufe des Jahres die Wirtschaftslage sich
bessert unb mehr Steuern eingehen,bns auch den Pro-
vinzilllnmtern zugute kommt. Das war vor bem Kriege,
und bas war für bie Verwaltung sehr angenehm. Da¬
mals War ständig eine Zeit wirtschaftlichen Auf¬
schwungs. Man konnte ben Etat immer bequem
balancieren unb brauchte sich keine Sorge zu machen,
deun alles, was mehr ausgegeben wnrbe, wurde am
Enbes bes Jahres doch gedeckt durch den Mehrbetrag
an Steuern, ber im Laufe des Jahres eingegangen
war. Das ist jetzt, wie gesagt, anders. In Zeiten wirt¬
schaftlichenNiederganges ist das allerdings ein Vor¬
teilfür die Verwaltung,'denn sie bekommtimmer genau
ben bestimmtenBezug. Aber in Zeiten des wirtschaft¬
lichen Aufschwungs ist es ein Vorteil für die Steuer¬
träger. Ich glaube, baß wir zur Zeit in einer Zeit der
letzterenArt leben.

Zur Begründung des Haushaltsplans mnß ich mich
an bieser Stelle auf einige Gesamtzahlen beschränken.
Der Nettohaushalt nach Abzng der Erstattungen inner¬
halb ber Verwaltung beträgt in Einnahme und Aus¬
gabe 115 878 000 Mark gegenüber 105 000 000 Mark im
Jahre 1926. Von bem Mehr sind zunächst zwei Milli¬
onen Mark für das Ergebnis des Hanshaltsplans be¬
deutungslos. Es ist ber Mehrbetrag an Zusatzrente
für Kriegsbeschädigte,ben wir von der Neichsregierung
zur Abführung an die Kriegsbeschädigtenerhalten.
Von bem übrigen Mehr von 8 800 000 Mark wirb ein
Betrag von 5 800 000 Mark durch eigene Einnahmen
gebeckt, während ein Mehrzuschuß von brei Millionen
verbleibt, der durch Neichsstcuerüberweisungen und
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Provinzialsteuern zu decken ist. Es steigt damit der
Gesamtzuschuß von '1120« «UN Mark auf 14 500 000
Mark. Bei diesem Vergleich mit den Zahlen von 1926
— nicht etwa mit der Wirklichkeit, die steht noch nicht
fest — ist nicht aus dem Auge zu lassen, baß, wie sich
heute schon ergibt, «der Haushaltsplan von 1926 zu
knapp aufgestellt war. Als er aufgestellt wurde, hatten
ja Wohl auch Provinzialausschuß und Provinzial-
verwaltung schon das Gefühl, daß er sich nicht würde
innehalten lassen, Kenn es wurde ein Zusatzantrag des
Inhalts angenommen: Wenn aber die Ginnahmen
insbesondere bei der Kraftfahrzeugsteuer nicht ein¬
gehen, so soll der Provinzialausschuß die Ausgaben
auf dem Gebiete der Straßellverwaltung für ,die Unter¬
haltung der Straßen unb die Unterstützung des Ge¬
meinde- und Kreiswegebaues demnächst herabsetzen. Ich
habe schon damals darauf hingewiesen, baß dies vor¬
aussichtlich nicht möglich sein würde, dadiese Ausgaben
im Sommer gemacht werben müßten, zu einer Zeit, wo
sich das Ergebnis der Krastfahrzeugsteuer noch gar
nicht übersehen ließe. So ist esdenn auch gekommen.
Die Kraftfahrzcugstcuer wird ein Minimum von drei
Millionen Mark gegenüber dem Voranschlage ein¬
bringen, !dem allerdings auf der anderen Seite zwei
Millionen Mark an Mehreinnahmen aus Reichs-
einkommcnsteuerngegellüberstehen,so baß sich hier ein
Defizit von eine Million Mark voraussichtlichergeben
wird. Die Ausgaben werden nicht überschritten wer¬
den, so baß daraus eine Vergrößerung bes Defizits
nicht erfolgt, genau wie auch das Defizit von 1,3 Milli¬
onen Markdes Jahres 1925 nicht durch Ueberschreitung
der Ausgaben, sondern lediglich durch Nichteinbrin-
gung der in den Haushaltsiplan eiugesetztenGinnah¬
men hervorgerufen worden ist.

Der Wichtigste Posten der Mehrausgaben bes vor¬
liegenden Haushaltsplanes ist wiederum die Straßen-
Verwaltung. Die Ausgaben des ordentlicheil Haus¬
haltsplanes sind von 21338 000 Mark auf 23 817 000
Mark gestiegen. Ein Wort zur Erklärung brauche ich
kaum hinzuzufügen.

Das Provinzialstraßennetz umfaßt zur Zeit 63 !5
Kilometer Mit einem ständig steigenden Automobil¬
verkehr in einem Umfange auf einzelnen Straßen, wie
er im ganzen übrigen Deutschland im zwischcnürtlichen
Verkehr völlig unbekannt ist. 745 Kilometer von diesen
Straßen sind bisher schon mit einer dem Autumobil-
verkehr angepaßteil bauerhaften Fahrbahn: Klein¬
pflaster, Asphalt, Beton, versehen. Weitere 36U Kilo¬
meter kommen bis Schluß dieses Jahres hinzu. Dann
haben Sie vor zwei Jahren beschlossen, daß allmählich
2UN0 Kilometer Gemeinde- und Kreisstraßen Provin-
zialstraßeumäßig ausgebaut und auf die Provinz über¬
nommen werben sollen; das geht natürlich nur lang¬
sam, ba auch die Kreise und Gemeinden sich daran be¬
teiligen müssen. Infolgedessen sinb bis jetzt 94 Kilo¬
meter ausgebaut und übernommen und im Ausbau
begriffen 661 Kilometer. Trotz dieser großen Leistungen
treten noch täglich Wünschean die Verwaltung heran

wegen Neudeckungvon Straßeil, wegen Anlegens von
Kleinpslllster-und Asphaltdecken, wegen Baues von Um¬
gehungsstraßen, wegen Anlagen von Brücken, wegen
Ausbaues von Bahnübergängen, Ausbaues von Kurven
unb Serpentinen. Daß hier die Finanzlage äußerste
Zurückhaltung und Maßhalten erfordert, wird Ihnen
klar sein. Es würbe mich freueu, wenn diese Zurück¬
haltung auch von feiten des Provinziallandtags gegen¬
über biesen Wünschen gewahrt würbe.

Dasselbe gilt von der Unterstützung des Gemeinbe-
unb Kreiswcgebaues. Ich bedauere selbst lebhaft, daß
bei den noch vorliegenden 1300 Unterstützungsantragen
für ben Gemeittdewegebau keine größere Summe als
1700 000 Mark in ben Haushaltsplan eingesetzt wer¬
den konnte. Es ist aber auch zu bedenken, daß die
Kreise unb Gemeinden in diesemJahre die vorhin
schon erwähnten 25 Prozent Kraftfahrzeugsteuer un¬
mittelbar bekommen,ein Betrag, der weit größer ist,
als jemals der Gtatsbetrag zur Unterstützung bes Ge¬
meinde- und Kreiswegebaues hätte erhöht werden
tonnen.

Hier ist ein Wort zu sagen über den Stand der
Vorarbeiten zu ber Autobahn Köln—Düsseldorf,über
die Sie im Dezember Beschluß gefaßt haben. Eine
besondere Vorlage darüber ist Ihnen zugegangen. Nach
Fertigstellung dieser Vorlage hat in der vorigen Woche
nochmals eine Besprechung mit Vertretern der ver¬
schiedenenMinisteriell stattgefunden; bekanntlich sind
im ganzen zehn daran beteiligt. (Hört, hört!) Aus
dieser Besprechung habe ich die Auffassung gewonnen,
baß, trotzdemdie Sache schon sechs Monate in Berlin
hin unb her geschobenwird, Ane Klärung, ob man
für die Straße die Mittel der produktiven Grwerbs-
losenfürsorge geben, ob man die Erhebung der Abgabe
gestatten will und ob man dabei die Straße als Privat-
straße ansehen oder eine Ausnahme von der Be¬
stimmung des Kraftfahrzeugsteucrgesetzes zugestehen
will, noch in keiner Weise erfolgt ist. (Hört, hört! Zu¬
ruf des Abgeordneten Hoffmann: Das ist auch die
reine Kräwinlelei!) Dankbar erkenne ich an die warme
und nachdrückliche Unterstützung, die das Projekt bei
den Vertretern der Preußischen Staatsregierung und
beim Reiche, auch durch den Vertreter des Ministeriums
für die besetztenGebiete und vor allem auch bei bem
Vertreter ber Rheinprovinz im Neichsrat, Herrn
Dr. Hllmacher, gefunden hat. Aber im übrigen habe
ich das Gefühl, daß von den Neichsinstanzen soviele
Schwierigkeiten und Bedentlichteiten geradezu hervor-
gcsucht werden, daß ich die Aussicht für das Zustande¬
kommen des Projektes nur noch ganz gering einschätzen
kann. (Hört, hört!) Das Projekt ist, wie auch der
Provinziallandtag beschlossen hat, nur durchzuführen
und zu vertreten, wenn diejenigen, die die Straße be¬
nutzen, für die Annehmlichkeitenund Vorteile der Be¬
nutzung auch eine Abgabe zu zahlen haben. Wenn man
also die Autostraße will, so muß man auch die Abgabe
wollen, zumal diese bei dem Fehlen jeden Zwanges zur
Benutzung der Straße innerlich durchaus gerechtfertigt
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ist. (Abgeordneter Krawinkel: Sehr richtig!) Wenn
das Reichsverkehrsministerium daher die Abgabe ab¬
lehnt, so ist damit auch der Bau der Straße abgelehnt.
Das kann nicht nachdrücklich genug betont werden.

»Bezeichnend ist auch die Stellungnahme des Reichs-
sinanzministcriums. Von den Vertretern wurden drei
Bedeuten vorgebracht. Erstens tonnten die Mittel der
produktiven Erwerbslosenfürsorge nur für ein Jahr
zugesagt werden. Natürlich ist damit die Sache er¬
ledigt, soweit die produktive Erwerbslosonfürsovge in
Frage kommt. Es wurde allerdings dann auch hinter¬
her mit Mühe und Not von den Vertretern die Er¬
klärung erreicht, baß !das vielleicht nicht so ernst ge¬
meint sei und mau «dann vielleichtauch in den spateren
Iahreu auf eine Fortsetzung rechnen könnte. Aber zu¬
nächst wurde 'dieser Staudpunkt mit dem größten Nach¬
druck betont. Zweitens müsse die Provinzialverwaltung
zunächst nachweisen, daß sie auch in der Lage sei,
irgendwo eine Anleihe von vier Millionen, die sie aus
eigenen Mitteln ausbriugeu muß, zu erhalten, und
drittens müsse die ProvinZialverwaltung nachweisen,
daß sie, auch wenn die Abgaben nicht eingingen, in der
Lage wäre, die Zinsen- und Tilgungsraten zu be¬
zahlen. Mit solchen Einwendungen kommt man der
Provinzialverwaltung gegenüber heute, nachdem das
Projekt schon sechs Monate in Berlin vorliegt. Daß
bei solcher Grundeinstellung und bei dem anscheinenden
Fehlen jeden Interesses an der beschleunigten Be¬
schaffungvon Arbeiten für die Erwerbslosen und der
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse bei den ent¬
scheidenden Ministerien die Aussichten für die Durch¬
führung des Projettes nur noch ganz geringe sind, ist
verständlich. Die Verantwortung dafür, sowohl den
Erwerbslosen wie anch den Bewohnern der betreffen¬
den Gebiete wie auch den Autofahren: gegenüber, muß
die Reichsregieruug tragen. (Lebhafte Zustimmung.)

Der zweite große Posten der Ausgabe ist die Wohl¬
fahrtspflege, vor allem Fürsorgeerziehung, Landes-
fürsorgewesen und Unterbringung der Geisteskranken
Und Schwachsinnigen. Hier ist eine Gesamtfteiaeruug
der Bruttoausgllbe von 74 877 000 Mark auf 82 705 000
Mark, also um 7 828 000 Mark. Der Zuschuß aus
Steuermitteln wächst nicht in entsprechendemMaße,
Weil zwei Drittel der Fürsorgeerziehungskosten vom
Staat und außerdem für jeden Geisteskranken die
Spezialkosten von Stadt- und Landkreis zu tragen
sind. Aber immerhin ist auch der Zuschuß von 13 770 000
Mark auf 15 660 000 Mark, also um 1890 000 Mark,
gestiegen. Auch hier ist die Erklärung eine durchaus
zwangsläufige. Es ist die außerordentliche Zunahme
der Zahl der Geisteskranken, Schwachsinnigen und
Epileptiker. Ich habe schon das vorige Mal darauf
hingewiesen: die Zunahme hält nicht nur an, sondern
wird noch stärker. Am 31. März 1923 hatten wir in
den Anstalten 11467 untergebracht, am 31. März 1926
14 631, also eine Steigerung um jährlich 1000, und in
diesem Jahre, vom 31. März 1926 bis I. März 1927,
eine Steigerung um 1247, also diesmal eine voraus¬

sichtliche Ill'hreKsteigerung um annähernd 1400. Es
tommt dazu die Erhöhung der Pflegesätze der An¬
stalten, sowohl in den Provinzilllanstlllten als auch in
den Privatanstalten. Sie haben bereits im vorigen
Provinziallandtag beschlossen,die Pflegerlöhne dadurch
zu erhöhen, daß die Anfangsgruppe von 2 auf 3 ver¬
schallen wird. Dies macht eine Mehrausgabe von jähr¬
lich 180 000 Mark. Die Zahl der Fürsorgezöglinge ist
von rund 14 000 auf rund 15 000 gestiegen. (Abgeord¬
neter Hosfmann: Hört, hört!) Auch hier sind die
Pflegekosten vor allem >in den Privatanstalten ge¬
stiegen, in den evangelischen von durchschnittlich
2,19 Mark auf 2,38 Mark, in den katholischen von
durchschnittlich 2,10 Mark auf 2,20 Mark. Die Krüppel¬
fürsorge weist ein Mehr von 300 000 Mark auf durch
verstärkten Andrang infolge des besseren Ginlebens und
Betanntwerdens des Gesetzes.

Ein besonderes Wort muß ich dann noch zu dem
soust wenig beachteten, aber finanziell doch bedeutungs¬
vollen Haushaltsplan über das Landesfürsorgewesen
sagen. Aus diesem Haushaltsplan werden vom Landes-
fürsorgeverband »n die Bezirtsfürsorgeverbände die
Kosten erstattet, die diese — die Stadt- und Landkreise
— für die Landhilfsbedürftigen aufzuwenden haben,
die sie in ihrem Bezirk verpflegen. Diese Erstattungen
erfolgten bisher nach einem vom Minister festgesetzten
Tarif, der weit unter den Selbstkosten vor allem der
städtischen Krankenhäuser liegt. Nunmehr hat der
Preußische Wohlfahrtsminister in Durchführung der
Fürsorgepflichtverordnung vom 1. April an den ganzen
Tarif aufgehoben, so daß jetzt an Stelle des bisherigen
Tarifsatzes von etwa 3 Mark die gangen, vielfach mehr
als doppelt so hohen Kosten bezahlt wecken müssen.
Die Mehrausgabe für den Provinzialverband beträgt
500 000 Mark. Sie konnte erst nach Fertigstellung des
Entwurfes des Haushaltsplanes festgestellt werden, so
daß Ihnen «infolgedessenein Vorschlag zur Abänderung
des Haushaltsplanes vorgelegt worden ist, wonach im
Laudesfürsorgewese» die Ausgabe um 500000 Mark er¬
höht wird und dafür der in Aussicht genommene An¬
fang der Defizitdeckungvon 500 000 Mark wieder weg¬
fallt. Sie sehen aber, auch diese VerhältUissesind völlig
zwangsläufig und weder von der Verwaltung noch
durch einen Beschluß des Provinziallandtags zu ändern.
Ein kleiner Trost liegt für die Steuerträger darin, daß
diese 500 000 Mark ja auch restlos den großen Steuer¬
trägern, vor allen: den Großstädten, «durch die ihnen
zukommenden Erstattungen wieder zugute kommen.
Aber auch darüber hinaus wird es notwendig, die Auf¬
gabe des Landesfürsorgewesens nicht mehr nur in der
Zahlung von Kosten für die unterstütztenHilfsbedürsti-
geu zu sehen, sondern sich der Personen der Unter¬
stütztenzum Zwecke dauernder Hilfe anzunehmen. Das
wird um so notwendiger, als die Zahl der arbeitslosen
Wanderer, beginnend vom ernsthaft Arbeitsuchenden
bis zum Landstreicher,in besorgniserregender Weise zu¬
nimmt. Dazu wird Ihuen eine besondere Vorlage
überreicht über die Fürsorge für hilfsbedürftige jugend-
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liche Wanderer. Bei diesen ibeswht die beste Hilfe in
möglichst baldigem Heimtransport, Dessen Kosten sollen
auf den Landesfürsorgeverband übernommen weiden,
auch wenn im einzelnen die Verpflichtung einmal nicht
ohne weiteres nachweisbar sst.

Es sind bann weiter bei Reich und Staat Gesetze
über die Regelung der Wandererfürsorge in Vorberei¬
tung. Hoffentlich werden sie neben den Vorschriften
über 'die Ginrichtung von Unterkunft für die Wanderer
auch Vorschriften über die ebenso notwendige Ein¬
schränkungdes Wanderns bringen. Inzwischen ist aber,
um diese Dinge vorzubereiten, auch in den Haushalts¬
plan der Posten, der die Zuschüsse an Albeiterkolonien
und ähnlicheEinrichtungen der Wandererfürsorge, wie
sie jetzt schon bestehen,vorsieht, von 25 000 auf 100 000
Mark erhöht worden.

Der Haushaltsplan „Verschiedenes"zeigt eine Ab¬
nahme des Zuschusses um 1674 NUN Mark. Die Ab¬
nahme ist aber nur scheinbar,denn sie ist hervorgerufen
dadurch, daß der Posten zur Verzinsung und Tilgung
von Vorschüssen von 1500 »NO Mark weggefallen und in
den Haushaltsplan der Vermögens- und Schulden¬
verwaltung übernommen worden ist. Dieser Haus¬
haltsplan ist neu aufgestellt. Gegenüber dem Entwurf
ist er dann in der Nachtvagsvorlagenochmals geändert,
indem die schon mehrfacherwähnten 50U 00U Mark zur
teilweisen Deckung des Fehlbetrages des Haushalts
1925 wieder abgesetzt worden sind. Dieser Haushalts¬
plan enthält wesentlich die Beträge zur Verzinsung
und Tilgung von Anleihen des Provinzialverbandes.
Diese Anleihen haben schon wieder den anständigen
Betrag von 33 Millionen Mark erreicht. Es liegt
Ihnen eine besondere Vorlage vor, eine weitere An¬
leihe von 5 791 000 Mark aufzunehmen, deren Gegen¬
stände alle schon in der Vergangenheit beschlossen sind.
Es werden deshalb hier für den Posten «der Verzinsung
und Tilgung der Anleihe 3 750 000 Mark vorgesehen,
und dieser Betrag wird zweifellos in Zukunft wachsen.

Zu dem Punkt der Behandlung des Defizits aus
dem Jahre 1925, das auch bei den Borberatungen zum
Haushaltsplan die wichtigste Rolle gespielt hat, möchte
ich noch ein besonderes Wort sagen. Zweifellos ist das
Verfahren, dieses Defizit völlig zu ignorieren und auch
sonst über seine Deckungetwa durch Anleihe, für die
aber Wohl eine Genehmigung nicht zu erhalten ist,
etwas zu beschließen, durchaus unsolide und in der
öffentlichenFinanzwirtschust völlig ungewöhnlich. Das
Verfahren ist um so bedenklicher, als es weiter nichts
bedeutet als eine Steigerung der Schuldenlast der
Provinz, die damit auf 13 Millionen Mark — das ist
genau der Betrag der Vorkriegszeit — steigt. An Ver¬
zinsung und Tilgung waren aber in der Vorkriegszeit
nur 3101000 Mark, dagegen demnächst4X> Millionen
Mark notwendig.Dem gegenüber steht allerdings ein Be¬
triebsfonds von 7 Millionen Mark. Dieser wird aber nie¬
mals zur Erleichterung der Schulden dienen, da bei
einem Haushaltsplan von 115 Millionen Mark, wobei
in den wichtigsten Posten (Fürsorgeerziehung und

Unterbringung von Hilfsbedürftigen, Straßen- und
Wegebau) von der Provinz vorgeleistet werden muß,
und die Erstattungen des Staates, der Fürsorgeverbände
oder die Provinzialstcuern erst nachträglich eingehen,
immer mehr als 7 Millionen Mark Vorschüsse geleistet
sind. Zur Begründung für das Verfahren, das Defizit
des vergangenen Jahres zunächst unbeachtet zu lassen
und auf eine günstigere Zukunft zu hoffen, wird dar¬
auf hingewiesen, daß manche Städte es heute ebenso
machen müssen. Da möchte ich aber doch auf wesent¬
liche Unterschiede zwischen der Finanzlage der Pro¬
vinzen und der Städte aufmerksam machen. Ich habe
schon erwähnt, daß die Städte die Steuerumlagen nicht
in einer festen Summe, sondern nach einem bestimmten
Prozentsatz von gewissen Maßstäben beschließen. Es
kann dabei immer die stille Hoffnung bestehen, daß
dieser Prozentsatz etwas mehr einbringen wird, als
im Haushaltsplan angenommen. Das ist, wie schon er¬
wähnt, bei der Provinz nicht der Fall; ein Mehr an
Provinzialumlllge geht unter leinen Umständen ein.

Aber auch bei den Reichs- und Landesstcnerübcr-
wcisungen sind die Provinzen durch die Gesetzgebung
schlechtergestellt. Bei der garantierten Ueberweisungs-
summe vo» 2 000 000 Mark sollen nämlich unter allen
Umständen 150 000 Mark ans die Umsatzsteuer entfallen.
Diesen Betrug wird die Unisatzsteueraber sicherlich nicht
ausbringen, und dann soll das Fehlende aus der Ein¬
kommen- und Körperschaftssteuer genommen werden.
Für die Stadt- und Landkreise ist diese Regelung voll¬
ständig unbedenklich,abgesehen von der etwaigen Ver¬
teilung zwischen den einzelneil Städten und Hand¬
kreisen,denn sie bekommen ja sowohl die Umsatzsteuer
wie die Reichseinkommen- und Kürperschaftssteuer.
Anders für die Provinzen. Die Provinzen sind an
der Umsatzsteuer uicht beteiligt und bekommen nur
Neichseinlommcnstcuer und Körperschaftssteuern. In¬
folgedessenschlägt diese Bestimmung nach zwei Seiten
wesentlich zum Nachteil der Provinzen aus. Einmal
bekommen die Provinzen unter leinen Umständen
mehr, als sie nach den jetzigen 2 000 000 Mark sich be¬
rechnen können, denn alles Mehr, was an Reichs-
einlommensteuer einkommt, wird dazu verwendet, den
Minderbetrag an Umsatzsteuerzu decken, und zweitens,
was noch schlimmer ist, die Provinzen sind nuu gar
nicht beteiligt an dem Betrage der Reichseinkommen-
steuerüberweisungcn, der genommen wird, um die
150 000 Mark Umsatzsteueraufzufüllen. Das bedeutet
für die Nheinvrovinz allein ein Minus von gerade
einer Million Mark, die sie mehr bekommen würde,
wenn das Reich diese Bestimmung nicht getroffen
hätte. Ich bin überzeugt, man hat beim Reich gar
nicht daran gedacht, welche Bedeutung das für die Pro¬
vinzen haben würde, da man sich dort nur mit den ein¬
zelnen Ländern beschäftigte. Es ist aber tatsächlichso.
Die Preußische Stnntsregierung lehnt es auch ab, diese
Benachteiligung der Provinzen etwa durch ein preu¬
ßisches Gesetz nachträglich zu reparieren. Wenn diese
Bestimmung nicht wäre und wir die eine Million Mark
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mehr hätten, brauchten wir uns über die absolute Er¬
höhung »der Provinzialumlage, die Ihnen vorgeschla¬
gen wirb, gar nicht zu unterhalten. Wir hätten sie
dann ja von anderer Seite. Auch bei dem Kampf, der
in diesem Jahre in Berlin bei der Verteilung des
Reichs- und Landessteuerkuchensunter den Beteiligten
geführt werden muß, sind die Provinzen von vornher¬
ein im Nachteil.In Berlin spielt eine ausschlaggebende
Rolle die Zahl. Es gilbt aber der Zahl nach weniger
Provinzen als Stadt- und Landkreise und vor allem
weniger Abgeordnete, die den Provinzen nahestehe»,
als den Stadt- und Landkreisen. Infolgedessen haben
die Stadt- und Landkreise immerhin mehr Hoffnung,
ihre Finanzen durch höhere Einnahmen von Berlin in
Zukunft sanieren zu können, als das bei den Provinzen
der Fall ist. Sodann aber können vor allem die Städte
und auch manche Landkreise sich das Versahren, das
Defizit offenzulassenund serner zur Balancierung des
Etats ordentliche Ausgaben in den außerordentlichen
Haushaltsplan zu übernehmen und damit die Schulden¬
last zu steigern, weit eher erlauben als die Provinzen.
(Zuruf des Abgeordneten Hack: Der lebhafte Beifall
am Schluß der Rede ist schon garantiert! Glocke des
Vorsitzenden.) Denn Wohl ebenso, wie die Schulden¬
last steigt, ist bei den Städten in den letzten Jahren
auch das Vermögen, insbesondere auch ihr werbendes
Vermögen, gestiegen. Die Provinz ist aber grundsätz¬
lich aus dem Kampf um den Erwerb von werbenden
Anlagen herausgeblieben. Als werbendes Vermögen
kann man 'bei ihr im wesentlichennur die 460 000 Mark
Nominalwert RWE.-Aktien und die Beteiligung an
der Landesbnnk und einigen Steinbrüchen bezeichnen.
Bei der Provinz hat daher die fortwährende Steige¬
rung der Schuldenlast, die setzt schon den Vorkriegs-
betrag wieder erreicht, eine doppelt bedenklicheSeite.

Bezüglich der übrigen Ausgabcposten möchte ich, so
bedeutungsvoll sie auch sind, zunächst etwaige Anfragen
in der Debatte und den Vorberatungen in den Aus¬
schüssen abwarten, um die weiteren Auskünfte zu er¬
teilen.

Es bleibt dann noch darzulegen, wie die Ausgaben
gedeckt werden sollen, und damit ,lomme ich auf den
Haushaltsplan der Steuern und Ueberweisungen aus
Reichs- und Staatsmitteln. Wie sich aus den Gesamt¬
zahlen des Haushaltsplanes ergibt, müssen, nachdem
von den 115 800 000 Mark die eigenen Einnahmen mit
71300 000 Mark und die kleineren Ueberschüsse ein¬
zelner Haushaltspläne abgezogen sind, noch 41102 000
Mark aufgebracht werden. Davon werden erwartet
6,7 Millionen aus Ueberweisungenan Reichseinlommen-
und Kürperschaftsstenern und 10,8 Millionen aus der
Dotationsüberweisung des Staates. Diese Beträge sind
berechnet auf Grund der Angaben im Reichshaushalts¬
plan. Wie bei den Ausgaben der ProUinzialUerwaltung
>wmer mehr ausschlaggebendwird die Straßenunter-
haltun'g, so bei den Einnahmen die Kraftfahrzeugsteuer.
Aus ihr werden erwartet insgesamt 13 Millionen
Mark. In diesem Jahre wird sie uns nur knapp

11 Millionen bringen, so daß bei einem Anschlag von
13 Millionen in reichstem Maße die Zunahme der Zahl
der Kraftwagen berücksichtigt ist. Es wird ja auch in
diesem Jahre der Verteilungsschlüssel noch bleiben.
Aber im nächstenJahre wird ein neuer Verteilungs¬
schlüssel beschlossen werden. Das ist von einer solchen
Bedeutung für die Finanzlage des Prsumzialverban-
des, daß ich doch auch darüber noch ein Wort sagen
nmß. Der jetzige Schlüssel unterscheidet die ordent¬
liche Kraftfahrzeugsteuer und »die außerordentliche Zu¬
weisung an die westlichen Provinzen. Die ordentliche
Kraftfnhrzeugsteuersieht für die Hälfte der Steuer noch
die Verteilung nach dem Gebietsumfang vor. Das ist
ein Maßstab, der von uns in keiner Weise als berechtigt
anerkannt weriden kann. (Sehr richtig!) Er steht in
keinem inneren Zusammenhang mit den Aufwen¬
dungen für die Straßenunterhaltung und benach¬
teiligt die Provinzen mit dem stärkeren Verkehr
aufs allerschwerste gegenüber den Provinzen mit
schwächerem Verkehr. Auch die Kraftwageubesitzer
selbst können sich darüber nachdrücklich betlagen,
denn sie haben einen Anspruch darauf, daß die Steuer,
die sie bezahlen, auch den Straßen zugute kommt, die
sie befahren, daß aber nicht die Kraftsahrzeugsteuer,
die Hier von den Kraftfahrzeugbesitzerngezahlt wird,
für die Herstellung von Straßen im Osten verwendet
wird. Das hat nichts zu tu» mit dem notwendigen
Ausgleich der Leistungsfähigkeitzwischen den verschie¬
denen Gebieten des preußischen Staates, »denn die
Kraftfahrzeugstener ist eine Zwecksteuer und leine
Steuer zur wirtschaftlichenHebung leistungsschwacher
Gemeinden. Abgeordneter Krawinlel: Bravo!)

Wie unbillig dieser Verteilungsmatzstab ist, mögen
Sie aus folgendem ersehen: Aus der nach dem Ge-
bietsumfange verteilten einen Hälfte erhält »die Pro¬
vinz Ostpreußen für jedes Kraftfahrzeug, das in Ost¬
preußen seinen Sitz hat, mehr als das 13^sache, als
die Nheinprovinz pro Auto bekommt, Grenzmark
Posen—Westpreußensogar das 15 fache, Pommern mehr
als das 8>sfache. Von der in der Rheinprovinz aus¬
kommendenKrastfahrzengsteuer geht insgesamt bei der
Verteilung der einen Hälfte nach dem Gebictsumfang
mehr als 50 Prozent des Anfkommens nach anderen
Gebieten Heraus. (Hört, hört!) Auch die Verteilung
der 25 Prozent auf die Regierungsbezirke geschieht zur
Hälfte nach dem Gebietsumfange. Infolgedessen erhält
aus dieser Hälfte der Regierungsbezirk Allenstein und
der Regierungsbezirk Äüneburg mehr als doppelt so¬
viel als der Regierungsbezirk Düsseldorf und der Re¬
gierungsbezirk Küslin sogar das Vierfache des Re¬
gierungsbezirks Köln. Damit möge man die Zahl der
Autos in den betreffenden Regierungsbezirken mitein¬
ander vergleichen. Infolgedessen muß aus eine Aende¬
rung dieses ungerechten Verteilungsmaßstabes hin¬
gewirkt werden. Wenn er sich bisher noch nicht so un¬
günstig auswirkt, so liegt das an den außerordentlichen
Zuwendungen, die anläßlich der Zerstörungen der
Straßen während des Ruhrkampfes gemacht worden
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sind. Dies wird aber demnächst wegfallen. Dann kommt
eine neue Verteilung. Wir verlangen, baß der Maß¬
stab ber Grundfläche überhaupt wegfällt und der Maß¬
stab des örtlichen Aufkommens, bei dem Unbilligkeiten
an den Grenzen Berlins und Brandenburgs besonders
geregelt werden müssen, der Verteilung zugrunde
gelegt wirb.

Der Kvaftfahrzeugsteuer, soweit sie die Provinzen
bekommen,drohen aber noch andere Gefahren. Iu-
nmyst broht das Reich oder Preußen, Beträge vorweg¬
zunehmen für Ablösung von Brückengeldern oder viel¬
leicht für Durchführung eigener Vertehrsproiekte. Dann
verlangen die Landkreise, vor allem aber bie Städte,
höhere Beteiligung an der Kraftfahrzeugsteuer. Was
dabei als Ergebnis herauskommt, ist völlig undurch¬
sichtig. Auf jeden Fall ist die Gefahr sehr groß, daß
der Betrag, ber anbie Provinz ialverbände fällt, wie¬
derum gekürzt wird.

Wenn wir dann noch einen Blick auf den außer¬
ordentlichen Haushaltsplan werfen, so sieht er eine
Gesamtausgabe von 18N8 0N0 Mark gegen 11L5UUU
Mark im Vorjahre vor. Dazu kommen noch weitere
10U UU0 Matt Zuschuß für den BrückenbauAls—Nullay,
Worüber Ihnen heute noch eine besondereVorlage zu¬
gegangen ist. Die Steigerung der Ausgaben des außer¬
ordentlichen Haushaltsplans ist sehr bedauerlich, denn
sie bedeutet eine Erhöhung der Schuldenlast, da dieser
Betrag durch Anleihe gedeckt werden muß, und damit
eine bauerNde Belastung der späteren Haushaltspläne.
Hervorgerufen ist das Mehr vor allem auch dadurch,
daß große Posten unproduktiver Ausgaben, die in frü¬
heren Jahren in den Haushaltsplan „Verschiedenes"
eingesetztund damit auf 'die Provinziainmlage über.
nommen wurden, in biesem Jahre, um die Umlage zu
schonen, hier eingesetztwurden. Ich rechne dazu bei¬
spielsweiseden Zuschuß zum Bau einer Aggertal'sperre
mit 396 999 Mark, zur Unterstützung 'der Nicrsregulie-
rung mit 122 999 Mark, für Umbauten in der Anstalt
Brauweiler mit 6U0N0 Mark und für Herstellung einer
Wasserreinigungsanftalt in der Anstalt Nedburg-Hau
mit 45 900 Mark.

Wenn ich nun am Schlüsse mein Urteil über das
Gesamtbild des Haushaltsplanes abgeben soll, so kann
ich es von meinem Standpunkt als des in erster Linie
sowohl für die Finanzlage wie auch für die Durch¬
führung der Aufgaben bes ProvinHialverbandes ver¬
antwortlichen Beamten nur als »durchausunbefriedi¬
gend bezeichnen. Unbefriedigend ist zunächst die Tat¬
sache, daß eine ganze Anzahl Nusgabeposten unter das
Maß des Notwendigen heruntergedrückt werden muß¬
ten. (Abgeordneter Hoffmann: Hört, hört!) Ich rechne
dazu die Ausgaben für Unterhaltung der Provinzial-
straßen, wo von den örtlichen Bauämtern, nachdem
schon eine Prüfung durch die Zentralstelle stattgefun¬
den hat, noch mehr als das Doppelte des vorgesehenen
Betrages verlangt wird. Ich rechne dazu bie Ab¬
lehnung so vieler Forderungen und Wünscheauf Ver¬
besserung!des Verkehrswesens, ich rechne dazu die Ab¬

lehnung zahlreicher, dringend wünschenswerter Ver¬
besserungen in den Povinzilllanstalten, 'die auch, wie
beispielsweise der Neubau des Frauenlazaretts in
Brauweiler, von der Kommission des Provinzial-
landtages schon längst als bringend notwendig be¬
zeichnet worden waren, ich rechne dazu die Ablehnung
der an die vielen Hnnderte zählenden, im Laufe des Jah¬
res eingehendenAnträge auf Förderung sozialer, kultu¬
reller und wirtschaftlicherZwecke. Auch ber Betrag für
bochwllsserschutzmaßnahmenhat eine bedauerlicheKür¬
zung erfahren müssen. Unbefriedigend ist der Haus¬
haltsplan aber vor allem deshalb, weil er wiederum
durch einen hohen außerordentlichen Haushaltsplan
eine Vermehrung der Provinzialschulden bringt, und
unbcfriedigend ist er vor allem deshalb, weil er keiner¬
lei Deckung vorsieht für das Defizit 'des Jahres 1925
in Höhe von 4,3 Millionen Mark, wozu aus dem Jahre
1926 wahrscheinlichnoch ein weiteres Defizit von einer
Million Mark hinzukommt.

Nach dem Vorschlage des Provinzialausschusses soll
aber versucht werden, das nächste Jahr auf dieser
schwankendenfinanziellen 'Grundlage weiterzuarbeiten.
Aber der Provinzialausschuß ist mit mir der Ansicht,
daß bei der Aufstellung bes Haushaltsplanes des
Jahres 1928 unter allen Umständen Beschlüsse über die
Deckungdes Defizits von 1925 und eventuell 1926 ge¬
faßt werden müssen. Ganz besonders bedauerlich ist es,
daß die Finanzlage ber Provinz es so schwierig macht,
gerade diejenigen Aufgaben in ausreichendemMaße zu
erfüllen, bie nach ben Dotationsgesetzen,aber auch nach
der geschichtlichenEntwicklung und vor allem nach
ber Bedeutung und der besonderen Lage der Rhein-
Provinz mit bie wichtigsten der 'Provinziellen Selbst¬
verwaltung sein sollten, die Pflege der kulturellen Be¬
lange der Provinz. Gerade hier in der Rheinprovinz
ha'ben 'wir auf bem Gebiete von Wissenschaft und
Volksbildung, in Denkmalpflege unb Heimatschuh, in
der Erinnerung an unsere geschichtlicheVergangenheit,
in ber Pflege rheinischenVolkstums so hohe Güter zu
wahren und zu hüten, wie es auch nicht im entfernte¬
sten in irgendeiner anderen Provinz der Fall ist. Wir
tonnen unb wollen uns dieser Aufgabe nicht entziehen,
wenn wir auch nicht den Bedürfnissen und noch weni¬
ger den Wünschen, die das so erfreulich aufgeblühte
Interesse für unsere rheinische Heimat hervorruft, im
entferntesten entsprechenkönnen. Ich möchte aber doch
Ihrem besonderen Wohlwollen ben Haushaltsplan zur
Förderung von Kunst und Wissenschaft empfehlen. Er
spielt zwar mit einer Gesamtausgabe von 445 0UN Mark
in einem Haushaltsplan von 115 Millionen Mark nur
eine geringe Rolle; aber immerhin können doch die drin¬
gendsten Bedürfnisse aus ihm befriedigt werden, und
es kann auch die führende Stellung, die der provin¬
ziellen Selbstverwaltung zukommt, wenn es sich um
Pflege der kulturellen Belange der ganzen Rhein¬
provinz handelt, in etwa gewahrt werben. In einer
besonderen Vorlage wird bann noch von Ihnen ein
bescheidener,auf vier Jahre zu verteilender Betrag
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von 15 000 Mark für das in Bonn zu gründende Beet¬
hoven-Archiv verlangt, um sich dadurch mit zu beteili¬
gen an der Ehrung eines der größten Söhne des Rhein¬
landes, dessen hundertjähriger Todestag in diesem
Jahre gefeiert wurde.

In diesen Zusammenhang gehört auch die Vorlage
Wer Bereitstellung von 250 000 Mark zum Ausbau des
rheinischen Iugcndherbergsnetzes. Ganz gewiß spielt
hierbei in erster Linie die gesundheitlicheErtüchtigung
der Jugend eine Rolle; darüber hinans soll aber auch
durch «das Wandern in unserer herrlichen Provinz der
Sinn für deren Schönheit und für deren Reichtum an
Denkmälern der Natnr und der Kunst in der Jugend
geweckt werden.

Unsere rheinischenHochschulen haben mich stets das
besondere Interesse 'des Prouinziallandtages gefunden.
Abgesehen von einer kleinen laufenden Unterstützung
ihrer Einrichtungen, die in dem Haushaltsplan für
Kunst und Wissenschaftgefordert wird, sollen sie jetzt
nach einer besonderen Vorlage auch Beihilfen von je
5,000 Mark jährlich für die Studentenwohlfahrts-
einrichtungenerhalten. Diese ist vor allem vom sozialen
Gesichtspunkteaus zu Würdigen, denn durch diese Ein¬
richtungen soll es auch den Minderbemittelten ermög¬
licht werden, die Hochschulenzu besuchen. Auch der
Deutsche Reichstag hat sich in deu letzten Tagen für
eine Unterstützung dieser Einrichtungen ausgesprochen.
Wir müssen es aber lebhast bedauern, wenn unserer
TechnischenHochschule in Nachen durch das Vorgehen
der Preußisch",: Staatsregieruug eine schwere Schädi-
nung >droht. Während die Aachener Hochschuleseit
Jahren vergeblich um die Bewilligung von Mitteln
zum besserenAusbau ihrer Ginrichtungen bittet, sollen
nunmehr reichlich Mittel zur Verfügung gestellt wer¬
ben, um an anderer Stelle, in Münster, technische Fa¬
kultäten einzurichten, deren Besuch zu einem großen
Teil nur auf Kosten der Aachener Hochschule geschehen
kau». Dieses Vorgeben ist für nns um so weniger ver¬
ständlich, als die AachenerHochschule zusammen mit der
Stadt Aachen eine durch Kriegsfolgen und Besatzung
besonders erschwerte nationale, kulturelle und wirt¬
schaftliche Grenzwacht zu halten hat. (Zustimmung.)

Im übrigen bitte ich, meine Damen und Herren,
aus dem Haushaltsplan und den Vorlagen die Ueber¬
zeugung zu entnehmen, daß Provinziallverwnltung und
ProvinzialllUsschuß auch in diesem Jahre wiederum

versucht haben, mit den bescheidenenMitteln, die uns
bei 'der Finanzlage zur Verfügung stehen, die Aufgaben
der provinziellen Selbstverwaltung auf wirtschaft¬
lichen:, sozialem und kulturellem Gebiete zur Durch¬
führung zu bringen. Das ist diesmal vielleichtschwerer
gewesen als in den letzten Jahren. Wenn Sie die
Wünsche und Anträge, die nicht an Sie gelaugt sind,
und die vielen Beschwerdenund Auseinandersetzungen
kennen würden, die die Provinzialverwaltung wegen
Zurückweisung von Ansprüchen mit Hilfsbedürftigen,
mit Anstalten, mit Kommunen, mit wirtschaftlichen
Verbänden führen muß, so würden Sie auch sehen, daß
die finanzielle Einschränkung und Zurückhaltung dies¬
mal wohl noch größer gewesen ist als in früheren
Jahren. Aber daneben kann auch die öffentlicheVer¬
waltung ebensowenig wie die Privatwirtschaft ohne
einen gewissen Optimismus und eine Hoffnung auf die
Zukunft auskommen. Und mit diesem optimistischen
Gedanken bitti' ich Sie, mich an die Prüfung des Haus-
baltsplans und der Vorlagen heranzugehen. (Zuruf
des Abgeordneten Hack: Achtung! Ich zitiere gleich
auch den lebhaftcu Beifall!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Hack, ich rufe Sie zur Ordnung!

Landeshauptmann Dr. Horion (fortfahrend):
dann wird das Ergebnis den Interessen der Rhein-
Provinz, damit aber auch den Interessen unseres preu¬
ßischen und deutschen Vaterlandes zum Segen ge¬
reichen. (Lauter Beifall.)

VorsitzenderDr. Iarres : Nach dem Beschluß von
heute vormittag sollen nun die Verhandlungen abge¬
brochenwerden und eine Vertagung auf morgen früh
9^ Uhr eintreten, mit folgender Tagesordnung:

1. Eingänge;
2. Beratung des Haushaltsplans und der damit in

Verbindung stehendeu Landtagsvorlagen;
3. Entscheidung über die geschäftlicheBehandlung

der eingegangenen Vorlagen.
Ich stelle fest, daß Sie mit dem Termin und der

Tagesordnung einverstanden sind.
Das Wort wird nicht 'weiter gewünscht. Ich schließe

die Sitzung.
(Schluß 4 Uhr 40 Minuten.)
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Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Dienstag, den 5. April 1927.

(Beginn 9 Uhr 15 Minuten.)

Tagesordnung :
1. Eingänge.
2. Beratung bes Haushaltsplans und der bannt in

Verbindung stehendenLanidtagsvorlagen.
3. Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der

eingegangenen Vorlagen.
Vorsitzender Dr. Iarres: Die Sitzung ist eröff¬

net. Die Niederschriften über die gestrigen Vollsitzun¬
gen liegen auf dem Nische bes Hauses zur Kenntnis.

Zunächst habe ich die Gingänge mitzuteilen. Ginen
Antrag ber sozialdemokratischenFraktion:

„Die sozialdemotrntischeFraktion des Provinzial-
landtags schlägt als Mitglied in die Provinzial-
kommission für die Heil- und Pslegeanstalten an
Stelle des ausgeschiedenenMitgliedes Abgeordneten
Orlopp den Abgeordneten Hauet vor."
Ich höre keinen Widerspruch. Ich stelle Ihr Ein¬

verständnis mit diesem Vorschlage fest und frage den
Herrn Abgeordneten Haus, ob er bereit ist, die Wahl
anzunehmen. (Abgeordneter Hauck stimmt zu.)

Dann sind von den Fraktionen nicht weniger als
32 Anträge eingegangen. Diese Anträge sind im Um¬
druck auf die Plätze verteilt; ich brauche sie daher nicht
zu verlesen. Der Provinziulausschuß wird zu Kiesen
Anträgen noch Stellung nehmen müssen. Vorbehalt¬
lich dieser Stellungnahme des Provinzialausschusses
schlage ich folgende Ueberweisungen bor:

1. Ginspruch der Zentrumsfraktion bei «der Reichs¬
und Staatsregierung bezüglich der Beschränkung
>der Tätigkeit der Provinzialverwaltung auf den
Gebieten des Wegebaues und des Arbeitsnach¬
weises.

2. Antrag der Arbeitsgemeinschaft, betr. Behebung
der Kreditnot in der mittleren und kleinen rhei¬
nischen Industrie durch Zuführung langfristiger
Hhpothetarkredite seitens ber Landesbank.

3. Antrag der Arbeitsgemeinschaft,betr. Ginrichtung
se eines Landesarbeitsgerichts für die größeren
Landgerichtsbezirkebei ider bevorstehendenBildung
der Arbeitsgerichte.

4. Antrag der Arbeitsgemeinschaft, betr. Bereit¬
stellung von 30 000 Mark zur Evmöglichung der

Ansiedlung rheinischer Bauernsühne in den Ost¬
provinzen.

5. Antrag der SPD.-Fmktion auf Ginsetzung eines
Betrages von 150 000 Mark für Kinderspeisung in
den Haushalt „Verschiedenes"für 1927.

6. Zusllhantrag der SPD.-Fraktion zum Antrage
der Zentrumsfraktion, betr. Nationalisierung un'd
Zusammenlegung von Betrieben im westlichen
Industriegebiet.

7. Antrag der SPD.-Fraktion, betr. Auftrags¬
erteilung von Bimsbaustossen seitens bcr Provinz,
der Reichs- und Staatsregierung zur Behebung
der Arbeitslosigkeit in den Kreisen Neuwied und
Koblenz.

8. Entschließung der KPD.-Fraktion an die Neichs-
und Staatsregierung, betr. Aufnahme der Bahn¬
linie Irre! — Echternacherbrück— Bollendorf —
Schwarzenbruch— Sinspclt — Neuevburg in das
Arboitsbeschllfsungsprogramm.

9. Entschließung der KPD.-Fraktion, betr. Antrag
an die Staatsregierung, auf die Reichsregierung
dahin zu wirken, daß außer den zur Linderung
her Not der sog. Luxemburggänger bereits be¬
willigten Mitteln weitere Mittel zur Verfügung
gestellt werden.

10. Antrag der SPD.-Frattion, betr. Erhöhung der
Ortslöhne.

11. Antrag der SPD.-Fraktion auf Bewilligung eines
Betrages von 50 000 Mark für die allgemeine
Volksbildungsarbeit in der Rheinprobinz.

12. Antrag der KPD.-Fraktion, betr. Errichtung eines
Provinzial-Wohlsahrtsamtes als Kontrollorgan
unb Veschwerdeinstanzim Sinne der aus der Für-
sorgepflichtverordnung resultierenden Aufgaben.

13. Entschließung der KPD.-Frnttion, betr. Protest
gegen die Beschießung chinesischerStädte durch
englische Kriegsschisse.

Alle bisse Anträge gehen an den Fachausschuß I.
Bei dem letzteren Punkte ist allerdings die Zuständig¬
keit eines Fachausschusses nicht von vornherein ge¬
geben. Ich glaube aber, der Fachausschuß I wird sich
am besten mit der Sache besassen.
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Dann:
Antrag der Zentrumsfraktion, betr. Schaffung von

Einrichtungen für srhschnmche Kinder iu der Rhein-
Provinz;

Antrag der KPD.-Fraktion auf Erhöhung der Bei¬
hilfe für den Ausbau des Iugenbherbergswesens (zu
verbinden mit Drucksache 16);

Antrag der KPD.-Frattion, betr. Aufsicht über die
Fürsorgezöglinge;

Antrag Her KPD.-Fraktion, betr. Erholungskur für
schulpflichtige Fürsorgezöglinge nach ihrer Einliefe-
rung;

Antrag der KPD.-Fraktion, betr. Einweisung von
Füisorgezöglingen in bas evangelische Fürsorgeheim II
in Nieberseßmar und in das Fürsorgeheim I in Gum-
Mersbach;

Anträge der KPD.-Fraktion, betr. Durchführung
der Fürsorgeerziehung;
alles an Fachausschuß II.

Antrag der SPD-Fraktiun, betr. Vorlage einer
Aufstellung über die Größe der landwirtschaftlichen
Nachen bei den einzelnen Provinzialanstalten, die
Zahl der zu verpflegenden Anstaltsinsassen ufw. ge¬
legentlichber nächsten Provinziallandtagstugung;

Antrag der Arbeitsgemeinschaft dahingehend, die
Position Titel II 4 2 und l, im Hanshalt, betr. Für¬
sorge für KriegsbeschädigtePp,, für übertragbar zu er¬
klären;
. Antrag ber KPD.-Fraktion, betr. die Hausordnung

für die Provinzial-Arbeitsanstalt in Brauweiler (zu
verbinden mit Drucksache 20);

Antrag der KPD.-Fraktion auf Außerkraftsetzung
ber Fürsorgepflichtverordnung;
alles an Fachausschuß III.

Antrag bei SPD-Fraktion auf Pflasterung der
Vrovinzmlstraßen in Ortslagen, soweit Schotterstraßen
w Frage kommen;

Antrag der SPD-Fraktion, betr. Beseitigung der
Eifenbahnüberlführungen auf der Provinzialstraße
Koblenz—Gingen wegen der burch die Zunahme des
Autoverkehrs gesteigerten Verkehrsverhältnisse auf
dieser Straße;
nn Fachausschuß IV.

Antrag der KPD.-Fraktion, betr. Erhöhung der
Awleihe für Straßenzwecke von 13 Millionen auf
20 Millionen Reichsmark (in Verbindung mit Druck¬
sache 2); ', l' ^^
an die Fachausschüsse IV und I,

Antrag ber Zentrumsfraktion auf Einführung einer
zehntägigen Quarantäne für Händlervieh, das als
Milch- und Nutzvieh eingeführt wird;

Antrag ,der KPD.-Fraktion, betr. Aenderung eini¬
ger Bestimmungen des Entwurfs eines Nieis-Gesetzes
(zu verbinden mit Drucksache 35);

Antrag der KPD.-Fraktion auf direkte Zuleitung
bes Entwurfs eines Niers-Gesetzesan den Preußischen
Landtag zwecks Vermeidung einer weiteren Verzöge¬
rung in der Verabschiedungbes Gesetzes (zu verbinden
mit Drucksache 35);

Antrag der KPD.-Fraktion, betr. Erhöhung der
Beihilfen zur Verbesserung der Vorflutverhältnisse an
der Niers (zu verbinden mit Drucksache 36);

Antrag «der KPD.-Fraktion, betr. Erhöhung der
Beihilfen zur Behebung der Winzernot und für die
Zwecke bes Weinbaues (zu verbinden mit Drucksnche24);

Antrag der Arbeitsgemeinschaft,betr. Zurverfügung¬
stellung von 60 000 Mark zur Schaffung von Verkaufs¬
einrichtungen nach holländischemMuster zwecks Ver¬
besserung der Absatzmöglichkeitin den Obst- und Ge¬
müsebau treibenden Gegenden ber Rheinprovinz;
alle diese Anträge an den Fachausschuß V.

Da ich einen Widerspruch gegen diese Vorschläge
nicht höre, nehme ich an, baß Sie mit der Ueberweisung
an bie vorgeschlagenen Fachausschüsse einverstandensind.

Meine Damen und Herren! Der Bericht der Ge-
neraldirektio» der Landcsbnnk über die Verwaltung
der Lunbesbank der Rheinprovinz für das Geschnfts-
sahr 1926 ist verteilt worden. Ich bitt«, idavon Kennt¬
nis zu nehmen.

Wir werden uns nun über die Geschäftsverteilung
heute zu unterhalten haben. An sich wäre es wün¬
schenswert, burchzutagen. Wir dürfen das aber den
Herren Stenographen nicht zumuten, weil die An¬
strengung an sich außerordentlich groß ist. Ich möchte
deshalb »vorsMagen, um 2 Uhr eine einstündige Pause
eintreten zu lassen. Soweit die Fraktionen sich noch
über einzelne Sachen verständigen wollen, möchte ich
bitten, diese Stunde 'doch auch zu FrMioussitzungen zu
benutzen.(Zuruf bes Abgeordneten Hoffmann: Machen
wir boch eine anderthalbstündige Pause!) Ich glaube,
die Verhandlung zieht sich dann zu weit in den Nach¬
mittag hinein. Sind Sie mit diesemVorschlage ein«
verstanden? Das ist ber Fall.

Dann darf ich noch einmal mitteilen, daß gestern
beschlossen worden ist: Jede Fraktion hat zu dem Ge¬
samtetat und den damit verbundenen Vorlagen heute
eine Rebezeit von insgesamt 1^ Stunden. Nach 'dem
Stärkeverhältnis der Fraktionen werden bie ersten und
eventuell die zweiten Redner aufgerufen. Im übri¬
gen, soweit noch Zeit für die Fraktionen bleibt, würden
aber die Redner, die ans den Fraktionen vorgeschickt
werden, nach ber Geschäftsordnung, also im wesent¬
lichen nach der Reihenfolge ihrer Redeanmeldungen,
zum Worte kommen.

Ich darf vielleichtheute schon darauf hinweisen, daß
es notwendig sein wird, daß morgen die Fachausschüsse
ihre Aufgaben erledigen. Ich möchte deshalb die Herren
Vorsitzendenber Fachausschüsse bitten, doch schon mög¬
lichst bald die Sitzungen anzuberaumen. 'Für den
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II. Fachausschuß ist das bereits geschehen, und zwar
soll «die Sitzung morgen vormittag um 10 Uhr be¬
ginnen. Ich möchte bitten, daß die übrigen Fach¬
ausschüsseähnlich Verfahren. Es würde dann aller¬
dings kaum möglich sein, morgen noch aus Grund der
FachausschußbevatungenFrattionsfitzungen stattfinden
zu lassen. Es wird deshalb Wohl richtig sein, daß wir
das Plenum am Donnerstag vormittag erst um IN Uhr
beginnen lassen, damit die Fraktionen noch vorher zu
dem Ergebnis der Fachausschutzberatungen Stellung
nehmen können. Wenn ich keinen anderen Vorschlag
höre, werde ich mir erlauben, Ihnen das am Schlüsse
der Verhandlungen vorzuschlagen.

Wir kommen nunmehr zu der Beratung des Haus¬
haltsplans und der damit in Verbindung stehenden
Landtagsvorlagen.

Ich erteile das Wort dem Herrn Dr. Wessel.
Abgeordneter Dr. Wessel: Meine Damen und

Herren! In zahlreichen Städten, Landkreisen und Ge¬
meinden haben die letzten Wochen als Uebergangszeit
zum neuen Etatsjahr im Zeichen der Beratung der
Haushaltspläne gestanden. Wer diese Verhandlungen
verfolgt hat, wird haben feststellen können, daß bei
aller Verschiedenartigkeit der Verhältnisse bei den
Etatsberatungen der Selbstverwaltungskürperschaften
überall die gleichen Erfahrungen gemachtworden sind:
Schwierigkeiten,die sich ergeben haben, einmal aus der
Unzulänglichkeit der Einnahmen aus dem Finanzaus¬
gleich zwischen Reich, Land und Gemeinden, sodann
aus der Ueberbürdung mit Aufgaben, namentlich auf
dem Gebiete der Wohlfahrtspflege, »nd damit die Un¬
möglichkeit, für die im abgelaufenen Jahr hierdurch
entstandenen Fehlbeträge Deckungzu schaffen und den
neuen Etat auszugleichen. Diese Notlage der Gemein¬
den und Gemeindeverbände macht sich nm so stärker
geltend, als zunächst nicht abzusehen ist, ob das Rech¬
nungsjahr 1927 eine Entspannung bringen wird.
Mahnungen zur Sparsamkeit sind hierbei heute
nicht mehr angebracht. Die gedrückte Finanzlage der
meisten Gemeinwesen, auch solcher, deren Finanzkraft
bisher fest begründet schien, zwingt schon an sich zur
äußersten Einschränkung aller Ausgaben, deren Gestal¬
tung vom Eigenwillen abhängig ist. Die gemeindlichen
Etats erhalten indessen heute ihr Gepräge durch
zwangsläufige, ihnen durch Gesetz auferlegte Aufgaben,
die den größten Teil des Steueraufkommens absor¬
bieren und die freiwillige Vetätigung der Gemein¬
wesen auf wirtschaftlichem,verkehrspolitischemund kul¬
turellem Gebiete über Gebühr einengen. Als Beispiel
möchte ich die Stadt Köln erwähnen, die im Rechnungs¬
jahre l92? 53,N4 Prozent des Gesamtbedarfes für Wohl-
fahrspslege und 18 Prozent für Schulwesen aufbringen
muß.

Ein Ausgleich dieser Lasten durch weitere An¬
spannung der Realsteuern ist unmöglich. Ein Ausweg
könnte vielmehr nur durch einen den Belangen der

Kommunen in besserer Weise Rechnung tragenden
Finanzausgleich zwischen Reich, Ländern und Gemein¬
den gefunden werden. Das Finanzausgleichsgcsetzfür
das Rechnungsjahr 1926 hat eine für die Gemeinden
und Gemcindeverbände äußerst ungünstige Verteilung
der Einnahmen gebracht. Bei Aufstellung des letzten
Finanzausgleichs wie anch bei den früheren Regelungen
ist stets von dem Grundgedanken ausgegangen wor¬
den, daß die Bedürfnisse des Reichs denen der Länder
und die Bedürfnisse der Länder denen der Gemeinden
voranzugehen hätten. Hierbei hat man den Maßstab
'.ugrnnde gelegt, welcher öffentlichen Stelle gerade die
Erfüllung dieser oder jener Aufgabe zukam; in keiner
Weise hat man aber auf die Art und Bedeutung der
zu erfüllenden Aufgaben Rücksicht genommen und der
Tatsache Rechnung getragen, daß zu den Hauptauf¬
gaben, die von den Gemeinden, Kreisen und Städten
zu erfüllen sind, die wichtigstengehören, die in unserem
heutigen Kulturleben bestehen. Das ist einmal die
Wohlfahrtspflege und sodann das Schulwesen, beides
Aufgabengebiete, die die steuerliche Leistungsfähigkeit
der Gemeinden und Gemeindeverbände auf das
äußerste anspannen und gegenüber der steuerlichen
Deckungsmöglichkeitvor dem Kriege durch die heutigen
Reichssteuerüberweisungen nicht entfernt ausreichende
Berücksichtigungfinden. Eine Gegenüberstellung der
Ausgaben auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege hat er¬
geben, daß die Gemeinden gegenüber der Vorkriegszeit
um das Dreifache, die Kreise um das 13—15 fache belastet
sind. Die Verhältniszahlcn für die Städte stehen mir
nicht zur Verfügung, sind aber noch erheblich höher.
In diese Zahlen ist nicht einbegriffen der Zuschuß des
Reiches an die Kreise und Städte in Höhe von zehn
Sechzigste! der Hauszinssteuer, der nicht ganz ein
Drittel der gesamten Aufwendungen für Wohlfahrts¬
pflege ausmacht. Berücksichtigtman weiter, daß, ab¬
gesehen von diesem Gebiete der Verwaltung, die Ge¬
meinden, Gemeindeverbändeund Städte von Reich und
Staat auch mit anderen Aufgaben bedacht werden,
ohne daß ihnen ein Ausgleich hierfür zukommt,so wirb
es notwendig sein, vor Abschluß des endgültigen
Finanzausgleichs entscheidende Schritte zu tun, um
eine Vessergestaltung der Gemeindefinanzen sicher¬
zustellen.

Meine Damen und Herren! Ich habe es für not¬
wendig gehalten, anf diese Verhältnisse hinzuweisen,
da der Provinzialverband letzten Endes die Gesamtheit
der Stadt- und Landkreise der Provinz darstellt und
zur Erfüllung seiner vielseitigen Aufgaben auf den
verschiedenstenGebieten des starken Unterbaues lebens¬
fähiger Gemeinwesen nicht entbehren kann. Meine
Fraktion begrüßt es mit Dank gegen die Provinzial-
verwaltung und den Provinzialausschuß, daß sie den
Haushaltsplan, wie im vergangenen Jahre, so auch jetzt,
zu Beginn des neuen Rechnungsjahres dem Provinzial-
landtag so rechtzeitig vorgelegt hat, daß die Gemeinden
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ihre Etats danach einrichten können, trotzdem mancher¬
lei Schwierigkeiten zu überwinden waren. Die Pro-
vinziallandtagsabgeordneten haben im Laufe des
Jahres kaum Gelegenheit, Einblick in die Verhältnisse
der Provinzialverwaltung zu tun. Um so größeres
Interesse erfordert daher die Mitwirkung bei der Fest¬
setzung des Etats, die als vornehmste und wichtigste
Aufgabe des Provinziallandtagsabgeordneten anzu¬
sehen ist.

Meine Damen und Herren! Ehe ich auf den Haus¬
haltsplan eingehe, möchte ich einige Bemerkungen
zu dem Bericht des Provinzialausschusses machen.
Das Rechnungsjahr 1925 hat für die Rheinprovinz
mit einem Fehlbetrag von 4 363 522,95 Mark abge¬
schlossen. Diese Tatsache ist selbst bei Berücksichtigung
der riesigen Zahlen, mit denen der Provinzialetat zu
rechnen hat, wie auch der Herr Landeshauptmann in
seinein Schlußwort gestern hervorgehoben hat, uner¬
freulich und muß um so mehr zu Besorgnissen Anlaß
Neben, als eine Deckungin absehbarer Zeit auf große
Schwierigkeiten stoßen wird. Wir müssen dem Herrn
Landeshauptmann darin beipflichten, daß die Ueber¬
nahme dieses Fehlbetrages ohne Deckung,die sich als
eine aus dem Zwang der Verhältnisse gebotene Lösung
ergeben hat, etatswirtschaftlich sehr unbefriedigend ist.
Andererseits muß davon ausgegangen werden, daß
eine Deckungdes Fehlbetrages durch eine Anleihe ge¬
setzlich unzulässig ist und eine Aufnahme in den Haus¬
haltsplan für 1927, die etatstechnisch das Gegebene
wäre, nicht in Frage kommen kann, weil sie für die
Städte und Gemeinden eine untragbare Erhöhung der
Vrovinzialumlllge nach sich ziehen würde. Wir müssen
hoffen,daß bei der nächstjährigenEtatsberatnng Mittel
und Wege gefunden werden, die allmählicheAbdeckung
des Fehlbetrages sicherzustellen.Dann wird auch das
endgültige Ergebnis des Jahres 1926 vorliegen, das,
wie der Herr Landeshauptmann gestern mitgeteilt hat,
ein günstigeres sein wird, wenngleich auch hier ein
Fehlbetrag von einer Million Mark zu erwarten steht.
Daß trotz der Weiterführung des Fehlbetrages die
Provinzialumlagc erhöht worden ist, ist für die Stndte
und Gemeinden betrüblich, da auch die verhältnismäßig
geringe Erhöhung bei ihrer Finanzlage sie empfindlich
trifft. Andererseits darf nicht verkannt werden, daß
der Haushaltsplan der Provinz für das Rechnungs¬
jahr 1927 den weitgehendsten Willen zur Sparsamkeit
überall da zeigt, wo ohne Verletzung wichtiger Inter¬
essen auf den der Provinzialverwaltung zugewiesenen
Gebieten gespart werden kann.

Der Gesamthcmshaltspllln für 1927 abzüglich der
Erstattungen innerhalb der Verwaltung schließt mit
einem Betrage von 115 878 634 Mark ab gegenüber
W5 092 7N2 Mark im Vorjahre. Von dem Mehr von
rund ia,8 Millionen, darunter 2 Millionen Mark
durchlaufende Ausgaben bei dem Etat für Kriegs¬
beschädigte und Kriegshinterbliebene, wird ein Betrag

von 5 800 000 Mark durch eigene Einnahmen und ein
solcher von 3 Millionen Mark durch erhöhte Steuern
eingehen, woran die Provinzmlumlage mit 1050 000
Mark beteiligt ist. Die Ucbcrweisungendes Reiches an
Reichseinkommensteuersind mit 1500 000 Mark und
die vom Staat zu erwartende Dotation mit 1600 000
Mark höher eingesetzt.

Meine Damen und Herren! Gegenüber der un¬
günstigen Finanzlage der Kommunen im vergangenen
Jahre, die ich vorhin erwähnte, muß erfreulicherweise
für denselbenZeitraum eine Besserung der Wirtschafts-
vcrhältnisse festgestellt werden. Der Herr Landeshaupt¬
mann hat das sehr eingehend geschildertund mit Tat¬
sachen belegt. Hiernach kann heute festgestelltwerden,
daß, nachdem die Beratung des Provinzialetats für
1926 zu einer Zeit gefahrvollsten Tiefstandes der deut¬
schen und namentlich der rheinischen Wirtschaft statt¬
gefunden hat, zu einer Zeit, als die Erwerbslosigkeit
ihren Höchststanderreichte und ungeheure finanzielle
Anforderungen an Reich, Staat, Kommunen und
Wirtschaft gestellt hat, heute doch eine sehr erfreuliche
Besserung der Gesamtwirtschaftslage nicht verkannt
werden kann. Die Belebung der Kohlen- und Eisen¬
industrie, die infolge des englischen Kohlenstreits
sowie der Durchführung von Ratiunalisiernngsmaß-
nahmcn und der internationalen Verständigung zu
verzeichnen war und die sich bislang als nachhaltig
erwiesen hat, hat eine Belebung auch auf den Ge¬
bieten der Wirtschaft gebracht, die schlüsselmäßig
von diesen Industrien abhängig sind. Gelegentlich
der Etatsbemtung für 1926 im Pruvinziallandtag
wurde hinsichtlich der Beurteilung der Wirtschafts¬
lage allgemein davor gewarnt, zu optimistisch zu
sein. (Abgeordneter Dr. Hold: Sehr richtig!) Heute
tönneu wir der weiteren Entwicklung der Wirt¬
schaft mit größerem Vertrauen entgegensehen. Die
Abschlüsse von Großbanken, Industrie- und Schiff-
fllhrtsunternehmungen haben durchweg eine über¬
raschendgute Rentabilität gebracht. So sehen Nur auf
der einen Seite ein Abgleiten der Finanzen der Kom¬
munen infolge unzuläuglicher Einnahmen und uner¬
träglich hoher Zwangsausgaben, und auf der anderen
Seite ein Erstarken der Wirtschaft. Es ist zu hoffen,
daß diese auseinandcrstrebende Entwicklung sich bessern
wird; in absehbarer Zeit ist leider nicht damit zu
rechnen,da die Art der Bcsscrgestaltungder Wirtschaft
eine Verminderung der Soziallasten vorläufig nicht
erwarten läßt. Zur Zeit ist die Lage in den Gemein¬
den noch außerordentlich gedrückt.

Die Gemeinden leiden in höchstem Maße noch unter
großer Erwerbslosigkeit,die sich in der Rheinprovinz in
ungeheurem Umfange geltend gemachthat. Diese Be¬
lastung erstreckt sich nicht nur, wie bei einer oberfläch¬
liche« Beurteilung angenommen werden könnte, auf
die Städte, sondern wirkt sich auch auf die industriellen
Landkreiseaus. Nach der vom Landesarbeits- und Be-
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rufsamt der Rheiuprovinz in Düsseldorf heraus¬
gegebenen Uebersicht über die Erwerbslosigkeit nach
dem Stande vom 15. Februar 1927 betrug die Erwerbs¬
losigkeit in den Industriestädten: Hamborn 20,6 pro
Tausend, Krefcld 24,8, Qbcrhausen 25,8, Elbcrfcld 28,9,
Duisburg 29,6, demgegenüber in den Landkreisen:
Mähen 62,6, Geldern 43, im Siegtrcise 40,2, Köln-Mül-
heim 37,8, Lennep 37,6, Kempen 36,4 und Neuwied
35,2. Die Entlastung der Kommunen durch das
Reich mit Wirtuug vom 1. April 1927 auf dem
Gebiete der Erwerbsloscnfürsorge, die dadurch erfolgt
ist, daß die Gemeinden von dem einen Neuntel Beitrag
zur Erwerbslosenfürsorge befreit worden sind, ist da¬
durch wieder illusorisch geworden, daß die Gemeinden
mit einem Viertel der Krisenfürsorge neubelastet wor¬
den sind. Die Ausführung von Notstandsarbciten, die
in ihrer Art zum großen Teil eine Rentabilität nicht
abwerfen, bedingen durch die zu hohe Verzinsung der
Darlehen aus der Produttiveu Erwerbsluseufürsorge
eine so große Belastung, daß eine Zurückhaltung not¬
wendig fein wird, solange nicht vom Staate erleichterte
Bedingungen geschaffenwerden.

Die Zcutrumsfraktiou des Preußischen Landtags
hat in einer Entschließung an Reich und Staat den
Antrag gestellt, günstigere Bedingungen für die zur
Durchführung der Notstandsarbciten zur Verfügung
gestellten Darlehen zu gewähren, ausreichende Kontin¬
gente zur Verfügung zu stellen und vorgelegte Pro¬
jekte entgegenkommenderals bisher zu prüfen. Eine
Resolution ähnlichen Inhalts ist auch vom Zentrum
im Provinzillllandtag eingebracht worden.

Meine Damen und Herren! Wir begrüßen es sehr,
daß die Provinzilllverwaltung auf wiederholte An¬
regung in den letzten Jahren in diesem Jahre erstmalig
einen Etat der Vermögens- und Schuldenverwaltung
vorgelegt hat und daß hierzu der Herr Landeshaupt¬
mann in seinen gestrigen Ausführungen nähere Mit¬
teilungen über den Stand des Vermögens und der
Schulde» der Provinz gemachthat. Diesen können wir
entnehmen, daß der Schuldenstand der Provinz
heute ungefähr dem der Vorkriegszeit gleichkommt.
Der Etat der Vermögens- und Schuldenverwaltung
sieht in Einnahme einen Gewinn der Landesbant in
Höhe von 350 UN0 Mark vor. Bei einem Reingewinn
aus dem Jahre 1925 in Höhe von 1040 678,67 Mark,
den Sie aus dem Etat ersehen können, läßt es sich
rechtfertigen, daß ein Drittel diefes Gewinns für all¬
gemeine Zweckeder Provinzmlverwaltung zugeführt
wird. Bei dem Geschäftsgang der Landesbant ist es
weiterhin gerechtfertigt, daß das Stammkapital, wie es
geschehen, von 6,2 Millionen auf 10 Millionen Mark
erhöht worden ist.

Wir kommen nun zu den Einzeletats.
Meine Damen und Herren! Der wichtigste Etat

des Provinzialetats ist der Wegebauetat. Er bedeutet
für die Provinz die größte und gegenüber dem Zustand

der Vorkriegszeit auch die einschneidendsteBelastung.
Den Beweis hierfür erbringt eine Gegenüberstellung
der Kosten vor dem Kriege gegenüber den heutigen
Kosten. Vor dem Kriege machten die Kosten der Wege-
bauverwaltung der Provinzen, mit Ausnahme von
Westpreußen und Posen, etwa ein Fünftel der Gesamt-
tosten, 1908 ^ 16,7? Proz., 1913 - 20,36 Proz. und 1926

68 Proz. aus. In absoluten Zahlen ausgedrückt,be¬
trug der Bedarf für die Wegeunterhaltung 1903 rund
28 Millionen. 1908 rund 31 Millionen uud 1913 rund
45 Millionen Mark. Heute beläuft sich der Bedarf auf
über 120 Millionen Reichsmart jährlich, trotzdem etwa
ein Achtel des Gebietes verlorengegangen ist. Hierzu
kommt noch der außerordentliche Bedarf für den not¬
wendigen Umban der Provinziallandstraßen für die
Zwecke des modernen Kraftwagenvcrtehrs, der seitdem
Jahre 1924 im Personenverkehr um das Sechsfache uud
im Lastwagcnvcrtehr um das Zehnfache gestiegen ist.
Auch im Rechnungsjahr 1926 sind außerordentlich
hohe Anforderungen an diesen Etat gestellt worden.
Der 71. Provinzillllandtag hatte für das Rechnungs¬
jahr 1926 neben den etatsmäßigcn Mitteln einen An¬
leihebetrag von 10 Millionen Mark zur Verfügung ge¬
stellt, um die notwendige Anpassung der Provinzial-
straßen an den Kraftwagcnvertehr innerhalb einer an¬
gemessenen Frist herbeizuführen. Dieser Betrag hat
nicht annähernd hingereicht, und der Provinzialaus-
schuß hat daher im Rahmen des Arbeitsbeschaffungs-
Programms einen weiteren Anlcihebetrag von 10 Mil¬
lionen Mark bereitgestellt. Mit diesen 20 Millionen
Mark sind im Jahre 1926 insgesamt 358,5 Kilometer
Straßendecken dem Kraftwagcnvertehr angepaßt wor¬
den. Im Interesse des Verkehrs kann dieser beschleu¬
nigte Furtgang des Ausbaues der Provinzialstraßen
nur begrüßt werden. An ordentlichen Gtatsmitteln
sind für die Provinzialstraßen im Rechnungsjahre 1927
21141000 Mark vorgesehen. An Einnahmen stehen
dem gegenüber 976 500 Mark allgemeine Einnahmen
und 13 Millionen Mark aus der Kraftfahrzeugstcuer.
Es ist daher ein Zuschuß aus allgemeinen Mitteln in
Höhe von 7 164 500 Mark erforderlich.

Lebhaft interessiert haben uns die Ausführungen
des Herrn Landeshauptmanns über die Verteilung der
Kraftfahrzeugsteuer. Wir bedauern auch unsererseits
außerordentlich, daß von den Aufkommen an Kraft¬
fahrzeugstcuer leider ein Drittel der Provinz selbst
nicht zugute kommt und damit den Wegeunterhaltungs-
Pflichtigen die Möglichkeit beschränktwird, der Unter¬
haltung und dem Ausbau der Straßen die unbedingt
notwendigen Mittel znzuweuden. Die Mittel des
ordentlichen Etats werden im wesentlichen nur aus¬
reichen, um die laufende Unterhaltung der Provinzial¬
straßen sicherzustellen.Infolge des zunehmenden Auto¬
verkehrs wachfen die Unterhaltungskosten von Jahr zu
Jahr, und zwar wird nach den getroffenen Fest¬
stellungen die starte Abnutzung der Straßen wesentlich
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auf den Verkehr schwerer, mit Vollgummi bereifter
Lastwagen zurückgeführt. Es erscheint daher ange¬
bracht, in eine Prüfung einzutreten, ob nicht im Inter¬
esse der Verlängerung der Lebensdauer der Straßen¬
decken hinsichtlich des zulässigenGewichtsder Lastwagen
und hinsichtlich der Verwendung weniger schädlicher
Bereifung gesetzliche Bestimmungen zu erstreben sind.
In diesem Sinne hat die Zentrumsfraktion eine
Resolution eingebracht. Der Herr Landeshauptmann
soll ersucht werden, im Ginvernehmen mit dem Pro-
uinzialausschuß und nach Fühlungnahme mit den
benachbarten Provinzialverwaltungen, dem Ruhr-
siedlungsverband und den beteiligten Wirtschafts¬
kreisen in eine Prüfung einzutreten, ob, wie im Aus¬
land bereits geschehen, auch in Deutschland eine ent¬
sprechendeAenderung der Gesetzgebungsich empfiehlt.

Soweit der aus dem Anleihcetat von 20 Millionen
Mark noch vorhandene Nest nicht ausreicht, das Pro¬
gramm der Anpassung der Straßen an den Kraft-
wngcnverkehr in angemessenem Tempo fortzusetzen,
wird die Beschaffungweiterer Anleihemittel für diesen
Zweck in Erwägung gezogen werden müssen.

Der vom 72. Provinziallandtag beschlossene Bau
"ner Autobahnstraße zwischen Köln uud Düsseldorf
hat leider bisher der Verwirklichung nicht näher¬
gebracht werden können, weil die an den Beschluß ge¬
knüpften Vorcmssetzuugen,das ist die Bewilligung der
von Reich und Staat in Aussicht gestellten Zuschüsse
und Darlehen aus der produktiven Grwerbslosenfür-
s°rge und die Zulässigteit der Erhebung einer Ab¬
gabe für die Benutzung der Bahn bisher nicht erfüllt
Und. Im Interesse der Beschäftigung einer großen
Zahl von Erwerbslosen, sowie der Entlastung der
Provinzilllstraßc Köln—Düsseldorf ist die alsbaldige
Inangriffnahme der Vauarbeiten dringend erwünscht.
Im Namen meiner Fraktion gebe ich daher der Er¬
wartung Ausdruck,daß es gelingen möge, die zur Zeit
bei der Reichsverwaltung und dem Reichsrat noch be¬
stehenden Schwierigkeiten alsbald zu beheben. Um
dieser Erwartung Nachdruckzu verleihen, hat meine
Fraktion eine entsprechende Resolution eingebracht.

Für die Unterstützung des Gemeinde- und Kreis-
Wegebaues sind im Rechnungsjahre 1927 - 2 7N0 000
Mark vorgesehen. Davon soll eine Million Mari für
°en provinzilllstraßenmäßigen Ausbau solcher Ge-
weindewege Verwendung finden, die in die Unter¬
haltung der Provinz zu übernehmen sind. Da die für
^926 für die Unterstützung des Gemeinde- und Kreis-
Wegebaues bereitgestellten Mittel fast restlos bereits im
Rechnungsjahre 1925 Verwendung gefunden hatten,
sind die meistenGemeinden und Kreise im abgelaufenen
Jahre völlig leer ausgegangen. Das Ausbleiben der
"warteten Provinzialbcihilfe hat zahlreiche Kommunen
um so härter getroffen, als sie in der Hoffnung auf
°ie Bewilligung der üblichen Provinzialbeihilfe be¬
reits mit den Instandsetzungsarbeiten begonnen und

infolge Vergebung der Arbeiten keine Möglichkeit
hatten, sie einzustellen. Bei der Verteilung der Mittel
für das Rechnungsjahr 1927 wird daher vornehmlich
darauf Bedacht genommen werden müssen, einen Aus¬
gleich für die früher entstandenen Härten zu schaffen.
Nach dem im Jahre 192U aufgestellten Programm be¬
absichtigt die Provinzialverwaltung, im Laufe eines
zehnjährigen Zeitraums rund 2ll0U Kilometer Kreis-
und Gemeindewegc in ihre Unterhaltung zu über¬
nehmen. Der im Etat für 1927 vorgesehene Betrag
von einer Million Mark für den Ausbau derartiger
Wege ist nicht im entferntesten ausreichend, einen
ratierlichen Abschnitt des Uebernahmeprogramms zu
finanzieren. Wenn daher für diesen Zweck im abge¬
laufenen Jahre neben den Etatsmitteln eine Anleihe
von 3 Millionen Mark bereitgestelltworden ist, so wird
die gleiche Notwendigkeit sich auch für das Rechnungs¬
jahr 1927 ergeben. Die Wegeunterhaltungspflichtigen
Kreise und Gemeinden sind infolge ihrer ungünstigen
Finanzlage nicht mehr imstande, die durch den steigen¬
den Kraftumgexvertchr einer schnellen Abnutzung
unterliegenden Wege in einem den Verkehrsbcdürf-
nissen Rechnung tragendenUnterhaltungszustand zu er¬
halten, so daß sich schou aus diesemGrunde eine Hin-
auszögerung des Uebernahmeprogramms verbietet.

Im Anschlußan die Besprechung des Wegebauetats
möchte ich kurz erwähnen, daß im Rheinland seit Jahr¬
zehnten eine Reihe dringend notwendiger Bahnprojelte
besteht, die leider bei der Reichsbahn nicht das nötige
Verständnis und die nötige Förderung finden. Ich
will davon absehen, einzelne Wünsche nach dieser
Richtung zu äußern, darf aber darauf hinweisen, daß
eine Rcihc von Bahnprojetten vom Preußischen Land¬
tag bereits vor dem Kriege beschlossen, die jahrelang
im preußischenEisenbahnetat geführt worden, bis heute
aber noch nicht zur Ausführung gelangt sind. Ich nenne
hier nur die Bahnen: Adcnau—Kelbcrg und Ber-
gisch-Gladbach—Wipperfürth.Es wäre zu wünschen,
daß die Reichsbahnvcrwllltung hier größeres Ent¬
gegenkommenzeigen möchte.

Meine Damen und Herren! In diesem Zusammen¬
hang möchte ich ein Wort sagen über das Projekt der
rheinisch-westfälischenSchnellbahn Köln—Dortmund.
Es wird manchem von Ihnen bekannt sein, daß der
Provinziallandtag der Rheinprovinz in Verbindung
mit dem Provinziallandtag von Westfalensich im Jahre
1923 an einer Studiengcsellschaftbeteiligt hat, die sich
den Bau einer Schnellbahn Köln—Dortmund zum
Zweck gesetzt hat, die notwendig geworden ist, da der
Betrieb der Reichsbahn den Vertehrsanfordcrungen
bei weitem nicht genügt. Die beiden Provinzialland-
tllge wollten sich zusammen mit einem Betrage von 10
Millionen Mark beteiligen. Außerdem waren bereit,
sich zu beteiligen: 11 Städte, zwei Landkreise und der
Ruhrsicdlungsvcrbllnd. Die Konzession für diese Bahn
war bereits am 22. Iannar 1924 unter der Bedingung
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erteilt wurden, daß eine Aktiengesellschaftgegründet
werden sollte, an der sich die Neichsbahngesellschaft,
Preußen und die Industrie beteiligen sollten. Der
Ausbau der Bahn scheiterte leider bisher au dem
Widerstand der Reichsbahngefellschaft,die eine Kon¬
kurrenz befürchtet. Die Reichsbahngesellschafthat in¬
zwischen ein eigenes Verbesserungsprogramm aufge¬
stellt, das den Ausbau der Gleisaulagen und Bahn¬
höfe, die Einführung besonderer Schnellzüge und die
Elektrisierung eines Gleispaarcs vorsieht. Es wäre zu
wünschen, daß in dieser Frage baldigst Klarheit darüber
geschaffen würde, ob das Schnellbahnprojekt zur Aus¬
führung gelangen soll oder ob das Verbesserungs¬
programm der Reichsbahn geeignet ist, die Schnellbahn
zu ersehen. Ersterenfalls wäre zu wünschen, daß die
Reichsbahn ihr Verbesserungsprogramm, von dem bis¬
her nur einige unwesentliche Anfänge gemacht sind,
durchführt.

Der Etat des Wohlfahrtsamtes schließt mit rund
8 Millionen Mark Bruttoausgabe höher ab als im
vorigen Jahre. Die Ausgaben sind, soweit sie nicht
schon zwangsläufig sind, notwendig.

Beim Etat-Titel Fürsorgeerziehung sind die Aus¬
gaben besonders hoch gestiegen. Es müßte versucht
werden, Fürsorgezöglinge mehr als bisher in geeigneten
Familien unterzubringen, da das billiger als Anstalts-
pflcge ist, vor allen Dingen den Zögling dem prak¬
tischen Leben weniger entfremdet, so daß die Er-
ziehungswirlung nach Abschluß der Fürsorgeerziehung
meistens nachhaltiger ist. Zur Frage der Fürsorge¬
erziehung wäre zu erwähnen, daß das System der
Schutzaufsicht,das durch das Reichsjugcndwohlfahrts-
gcsetz eingeführt wurden ist, nach den bisherigen Er¬
fahrungen sich leider nicht bewährt hat.

Die höheren Ausgaben des Landesjugendamtes sind
insofern gerechtfertigt, als das Landesjugendamt als
Zentralstelle der gesamten Jugendpflege und Jugend¬
fürsorge verantwortliche und wichtigeAufgaben zu er¬
füllen hat. Die Unterstützung der Iugendpflegcorgani-
sationeu ist unbedingt notwendig, da gerade das Ge¬
biet der Ingcndwohlfahrtspflege sich besonders zur
Zusammenarbeit von öffentlicher und privater Wohl¬
fahrtspflege eignet. Neu übertragen ist dem Landes-
jngcndamt die Bekämpfung von Schmutz-und Schund¬
literatur nach dem Reichsgcsetz zur Bekämpfung von
Schmutz und Schund. Das Zentrum erwartet, daß
das Landesjugendamt diese Aufgabe energisch in die
Hand nimmt, und hat eine entsprechende Resolution
eingebracht.

Zum Titel „Lllndesfürsorgcwesen" ist zu begrüßen,
daß für die Wanderer, die bisher eine große Belastung
der öffentlichen und privaten Wohlfahrtspflege dar¬
stellten, eine reichsgesehliche Regelung durch eine No¬
velle zur Fürsorgepflichtverordnung bevorsteht. Zu er¬
wägen wäre die Aufnahme der Wanderer in die dem-
nachstige Arbeitslosenversicherung. Besondere Auf¬

merksamkeitverdienen die jugendlichen Wanderer. Die
Vorlage des Provinzialausschusses, daß die jugendlichen
Wanderer künftighin nicht mehr armcnrechtlich, son¬
dern jugcndfürforgerisch betreut werden sollen, er¬
scheint dringend notwendig.

Zum Titel „Arbeitsanstalt Brauweiler" wäre zu er¬
wähnen, daß durch die Ausführungsverordnung zur
Fürsorgepflichtverordnung wegen Trunksucht ent¬
mündigte und säumige Nnterhaltungspflichtige künftig
einem Arbeitszwauge unterworfen werden können.
Durch die Unterbringung weiblicher Personen dieser
Art hat sich in der Arbeitsanstalt Vrauweiler die Not¬
wendigkeit ergeben, besondere Abteilungen einzu¬
richten. Es ist angeregt worden, auch ein Fraurnlazarett
dort einzurichten. Das Zentrum hat eine entsprechende
Resolution vorgelegt.

Die Kosten für die Anstaltspflege für Geisteskranke
sind sehr hoch. Es wäre zu erwägen, ob geistig Ab¬
norme, soweit es möglich ist, nicht in ambulante Für¬
sorge gebracht werden können. Eine entsprechende
Stelle dieser Art hat sich bereits in Bonn gegründet.

Bei der Krüppelfürsorge müßte vor allem auf die
vorbeugende Behandlung besonderer Wert gelegt wer¬
den. Hierzu eignen sich auch öffentliche Kuren und
orthopädisches Turnen; Ginrichtungen dieser Art in
den Gemeinden müßten in besonderem Maße unter¬
stützt werden.

Die sozialen AusWendungenfür die Kriegsbeschädig¬
ten sind, wie im vorigen Jahre, um 100 00N Mark
gegenüber einem Betrage von 150 000 Mark im Jahre
1925 herabgesetztworden. Tatsächlich nimmt die Zahl
der Kriegsbeschädigtenimmer mehr zu, da sich dauernd
neue Krankheiten zeigen. Eine Erhöhung des Postens
fiir die soziale Kriegsbeschädigtrnfürsorge erscheint da¬
her angebracht.

Besondere Beachtung muß auch dem Hebammen¬
wesen zugewandt werden wegen seiner großen Be¬
deutung für die Bevölkcruugspolitik. Man denke an
die Fragen des Geburtenrückganges, der vielen Fehl¬
geburten usw. Bei dem großen Einfluß, den die Heb¬
ammen in ihrem Berufe auf die Familien ausüben,
muß eine Vertiefung des ihnen gewährten Unterrichts
nach der ethifchcuSeite für notwendig erachtet werden.

Das Zentrum begrüßt es, daß 250 000 Mark zur
Finanzierung von Jugendherbergen im Provinzialetat
ausgeworfen worden sind. Die Errichtung von Jugend¬
herbergen bedeutet zweifellos ein außerordentlich wich¬
tiges Vorbeugungsmittel gegen die Verwahrlosung
der Jugend, ein wirksames Mittel, die Jugend zu
körperlich und geistig gesunden und sittlich gefestigten
Menschen heranzuziehen, sie vor den Gefahren der
Großstadt zu bewahren und in ihnen die Liebe zur Hei¬
mat zu wecken. Außerdem dient sie dazu, das Wan¬
dern in geordnete Bahnen zu bringen. Bisher wurden
von der Provinzilllverwaltung vorwiegend bedacht die
Gifelstrecke, Köln und Trier und die Rheinstrecken.
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Künftig müssen auch andere Gegenden berücksichtigt
werden: das Bergische Land, das Siegtal und der
Westerwald. Hauptziel muß der planmäßige Ausbau
eines großen Herbergsnetzes sein. Nicht auf die Zahl
kommt es an, sondern auf hinreichend große, einwand¬
freie Herbergen an den wichtigsten Punkten.

Eine sehr begrüßenswerte Aufwendung ist in der
Vorlage des Provinzialausschusses über Beihilfen an
Stndenten-Wohlfahrtseinrichtnngen geschaffen wor¬
den. Mittel dieser Art wurden bereits früher zur Ver¬
fügung gestellt. Sie haben den Vorzug, daß sie erstens
geistig veranlagten Schülern aus mittellosen Kreisen
die Möglichkeitschaffen, ihr Studium zu entfalten, und
zweitens allen Bevölkerungskreisengleichmäßigzugute
kommen. Die Mittel sind vorwiegend zur Unterhaltung
der sogenannten „men«a ackäemicÄ" gedacht. Es wäre
zu wünschen, daß auch die Heime für Studentinnen,
die mit besonderen Schwierigkeiten zu kämpfen haben,
eine Unterstütznng erführen.

Meine Damen und Herren! Im Gegensatzzu der
Bcsseruug der Wirtschaft im allgemeinen hat der Stand
der Landwirtschaft im abgelaufenen Jahre eine wesent¬
liche Erleichterung nicht erfahren, (Sehr richtig!
rechts.) Das Verhältnis der Preise der Produktions¬
mittel zu denen der Produkte hat sich für die Landwirt¬
schaft immerhin etwas günstiger gestaltet. Beachtliche
Fortschritte sind erzielt worden in der Rationalisierung
der eigenen Wirtschaft, in der systematischenAnwen¬
dung technischerund betriebswirtschaftlicher Verbesse¬
rungen und in der qualitativen Verbesserung der Er¬
zeugnisse und ihrer sachgemäßenBehandlung, Leider
kamen die Folgen dieser günstigeren Produktions- und
Nentllbilitätsbcdingungen infolge der durchweg un¬
günstigen Ernten nicht zur Auswirkung, so daß in der
Wirtschaftslage der einzelnen Landwirte eine fühlbare
Besserung kaum eingetreten ist. Infolgedessen ist auch
nicht nur lein Rückgang der Verschuldung der rheini¬
schen Landwirtschaft eingetreten (Abgeordneter Dr.
bold: Sehr wahr!), vielmehr ist die Gesamtverschul-
dung im Kalenderjahr 192« von 225 Millionen auf
"«'ü Milliouen Mark gestiegen. Dem steht allerdings
gegenüber, daß der Zinssatz von etwa 12 Prozent auf
7 bis 8 Prozent gesunkenist, so daß die Zinsleistungen
trotz der Erhöhung der Verschuldung leine wesentliche
Steigerung erfahren haben. Trotz dieser ungünstigen
Momente bestehen Anzeichen, daß die volkswirtschaft¬
liche und wirtschllftstechnische Grundlage der landwirt¬
schaftlichenProduktion einen langsamen Aufstieg er¬
hoffen läßt und daß der größte Tiefstand der Landwirt-
schafttztrisis in der zweiten Hälfte des Jahres 1926
überschritten worden ist.

Da sich die Förderung der deutschen Gesamtwirt¬
schaft auf einer Intensivierung der Landwirtschaft auf¬
bauen muß, gilt es, alle Bestrebungen zur Hebung der
Landwirtschaft zum Zwecke einer Steigerung der Pro¬
duktion zusammenzufassen.Der Gesamtwert der land¬

wirtschaftlichenProduktion Deutschlands beziffert sich
auf 16 Milliarden 391 Millioneu Mark. Davon entfällt
ans die rheinischeLandwirtschaft rnnd ein Sechzehntel
mit 1 Milliarde 55 Millionen Mark. Die Fehlmenge
an landwirtschaftlicher Produktion, die durch Import
gedeckt werde» muß, bezifferte sich im Jahre 1926 auf
ruud 6 Milliarde,: Mark. Davo« entfiele» auf Pro¬
dukte, die in Deutschland durch deutsche Produktion
nicht erzeugt werden können, rund 3 Milliarden Mark.
Die restlichen 3 Milliarden Mark beziehen sich auf Er¬
zeugnisse, deren Produktion in Deutschland möglichge¬
macht werden tonnte. Die Einfuhr dieser Fehlmengen
aus dem Auslande bedeutet uicht nur eiue wesentliche
Belastung unserer Handelsbilanz, sondern verhindert
auch die uumittelbare Arbeits- und Verdienstmöglich¬
keit für rund anderthalb Millionen deutscherArbeiter.
Würde es gclingcu, die deutsche landwirtschaftlicheEr¬
zeugung um diese drei Milliarden Mark zu steigern,
so würde damit die Kaufkraft des inneren Marktes um
deuselbeu Betrag erhöht, der deutschenIndustrie Ab¬
satzmöglichkeit in dem gleiche« Maße geboten uud die
Möglichkeit geschaffen,den weitaus größten Teil der
erwerbslosen Arbeiter produktiver Beschäftigung zuzu¬
führen. Daß diese Zahl erreichbar ist, beweistdie Ver¬
gangenheit. In dem Zeitraum von 1880 bis 191U, also
in 3U Jahren, ist die landwirtschaftlicheErzeugung um
75 Prozent ^ 2X> Prozent jährlich gesteigert worden.
Demgegenüber hat sie seit 1914 infolge der Zwangs¬
wirtschaft und der ungüustigen Wirtschaftslage trotz
wesentlicherwissenschaftlicher und technischerErrungen¬
schaften nicht nur keine Fortschritte gemacht, fondern ist
sogar zurückgegangen. Voraussetzung für die erstrebte
Steigerung der landwirtschaftlichen Erzeugung ist
neben einer weiteren technischenuud kaufmännischen
Nationalisierung der landwirtschaftlichenBetriebe so¬
wie einer eine privatwirtschaftlicheRentabilität der er¬
höhten landwirtschaftlichen Produktion gewährleisten¬
den Wirtschafts- und Handelspolitik, die Hebung der
landwirtschaftlichenErzeugung mit öffentlichen Mitteln
in großzügiger uud systematischerWeise.

Die rheinische Provinzialvcrwaltung hat bisher
schon in weitgehendem Maße Mittel für die Förde¬
rung der Landwirtschaft bereitgestellt. Der Etat für
das Rechnungsjahr 1927 sieht für diesen Zweck 1386NNN
Mari vor, die sich auf die verschiedenste» Gebiete der
Landwirtschaft verteilen.

Dem rheinischen Weinbau, dessen Lebensfähigkeit
auf das Aeußerste gefährdet war, hat das abgelaufene
Jahr zunächst eine geringe Entlastung gebracht. Hierzu
trugen bei die Schutzzölle in Spanien und Italien,
deren günstige Wirkung allerdings durch das Provi¬
sorium mit Frankreich beeinträchtigt wurde, die Auf¬
hebung der Weinstcner, auch der kommunalen Wein-
stcuer, sowie die Tatsache, daß infolge Besserung der
Wirtschaftslage auch der Weinmarkt belebt worden ist
und die Preise weiter angezogen haben und einiger-
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maßen mit den Produktionskosten ausgeglichenwurden.
Gegenwärtig kann die Absatzkrisis im Weinbau im
wesentliche»als beseitigt gelten. Dagegen besteht nach
wie bor eine erhebliche Notlage des Winzerstandes.
Die Preissteigerung ist zum größten Teil nicht den
Winzern, bor allem nicht den kleineren, zugute ge¬
kommen, da diese schon zu Verkäufen schreitenmußten,
als die Auswärtsbewegung der Preise sich noch im
Anfangsstadium befand. Dann haben die Maifröste
und die ungünstige Witterung im abgelaufenen Jahre
der Vlüte großen Schaden gebracht und einen
Ernteausfall in einzelnen Gebietsteilen bis zu 100
Prozent bedingt. Wir begrüßen es daher, daß neben
den im landwirtschaftlichenEtat vorgesehenenMitteln
für die Förderung des Weinbaues im Etat „Ver¬
schiedenes" besondere Mittel in Höhe bon 100 UN0
Mark bereitgestellt sind.

Die Entwicklung des landwirtschaftlichen Schul¬
wesens nimmt einen erfreulichen Fortgang. Die Zen-
trumsfrattion begrüßt die Errichtung zweier neuer
landwirtschaftlichen Schulen in Baumholder und in
Much, sowie die Errichtung einer landwirtschaftlichen
Gcmüfebaufchule in Fifchenichund einer Gemüsebau¬
schule in Düsseldorf. Zur Frage des Gemüsebaues
möchte ich darauf hinweisen, daß der berufsständischc
Obst- und Gemüsebau mehr, als es bisher schon in der
Rheinprovinz der Fall war, in der Lage ist, kleinen
selbständigen Existenzen Arbeit und Brot zu bieten,
wenn seine Lebensbedingungen durch Förderung be¬
sonders des Treib- und Frnhgemüsebaues sowie durch
Bessergestaltung des Absatzes erleichtert werden. Die
Zentrumsfraktion wird es sich stets angelegen sein
lassen, für diesen volkswirtschaftlich wichtigen Pro-
dnktionszweig nachdrücklichst einzutreten.

Sehr unerfreulich ist der Zustand des Kleinwald-
bcsitzes in der Rheinprovinz. Die Landwirtschafts¬
kammer ist bemüht, die Wiedernutzbarmachuug in
Gang zu bringen durch Einrichtung von Forst-
beratungsstellcn und durch Einrichtung von Forst¬
ämtern, Das Ziel soll erreicht werden durch Beratung
und Belehrung der Kleinwaldbesitzer, durch beispiel¬
mäßige Anlagen, durch Gründung von Waldbauver¬
einen und sonstige Maßnahmen. Die Landwirtschafts-
tammer hat hohe Aufwendungen hierfür in Aussicht
genommen, wozu die Kreise mit je 1000 Mark für
10 000 Hektar herangezogen werden sollen. Der Betrag
von 3000 Mark, den die Provinz ausgeworfen hat,
dürfte demgegenüber zu gering erscheinen.

Im Interesse der Landwirtschaft liegt auch die im
Etat „Verschiedenes" vorgesehene Unterstützung
größerer Landeslulturprojette am Niederrhein, sowie
die Regulierung der Agger im Sicgtreise, für die ins-
gefamt 326 25,0 Mark erbeten werden, ferner die vor¬
gesehenen Hochwasserschutzbauten,die geeignet sind,
eine erheblicheVerbesserung des Hochwasserschutzes in
der Rheinprovinz herbeizuführen. Die für diese Zwecke

vorgeseheneu100 000 Mark, zu denen aus Staatsmitteln
ein Betrag von 1 Million Mark tritt, ermöglichen es,
den im Vorjahr begonnenen Ausbau des Deichshstems
in wirksamer Weise fortzusetzen.

In Verbindung mit dem landwirtschaftlichen Etat
verdient noch der Erwähnung der Bau einer Talsperre
bei Dümmlinghaufen, für die aus Provinzmitteln im
außerordentlichen Haushaltsplan 400 000 Mark ange¬
fordert werden. Der volkswirtschaftlicheWert dieses
Unternehmens liegt einmal darin, daß in dem Tal-
fperrcnkraftwerk 2,7 Millionen Kilowattstunden Strom
jährlich erzeugt werden und dadurch mit einer indu¬
striellen Hebung des mit Klein- und Mittelindustrie
besiedelten Aggertales gerechnet werden kann, ferner
darin, daß das Unternehmen auf den Flußlauf der
Agger, der bei jedem Hochwasser außerordentliche
Schäden angerichtet hat, regulierend einwirkt und die
Hochwassergefahrmindert.

Bei der letzten Etatsberatung hat der Redner des
Zentrums die Aufmerksamkeitdes Hauses auf die un¬
haltbaren Wasfer- und Abflußverhältnifse an der Niers
hingelenkt. Diese Frage ist bereits des öfteren von der
Provinzialverwaltung erörtert worden. Die Staats-
regierung hat sich der Notwendigkeit energischerMaß¬
nahmen nicht verschlossenund einen entsprechenden
Gesetzentwurf dem Landtag vorgelegt. Diesem Gesetz¬
entwurf treten wir grundfatzlichbei, begrüßen auch die
Auswersuug von 122 5,00 Mark für die dringendsten
Arbeiten des Jahres 1927.

Seit langem werden alljährlich von Provinz und
Staat Mittel zur Unterstützung von Wasserver¬
sorgungsanlagen bereitgestellt. Die Mittel kommen
vorwiegend dem gebirgigen Teile der Provinz zugute,
Eifel, Huusrück und Westerwald. Sie werden dem
Fonds zur Förderung der Landwirtschaft entnommen
und betrugen im Jahre 1926 -- 350 000 Mark. Im
Jahre 192? werden voraussichtlich auch nicht höhere
Mittel aufgewendet werden können. Diese Mittel haben
sich als durchaus unzulänglich erwieseu. Zur Zeit
liegeu 191 Wasserleitungsprojekte vor mit einem
Kosteuaufwand von 9 600 000 Mark. Alle diese Pro¬
jekte sind von den zuständige» Regierungspräsidenten
als brauchbar und notwendig bezeichnetworden. Eine
Unterstützung aus der produktiven Erwerbslosenfür-
surge kommt bei diesen Anlagen nicht in Frage, einmal
weil es in den betreffenden ländlichen Gegenden an
der nötigen Zahl von Erwerbslosen fehlt, und sodann,
weil die Projette wegen des geringen Umfanges nicht
die vorgeschriebene Mindcstgrenze der Erwerbslosen¬
tag ewerte aufweisen. Hohe Bankdarlehen tonnen nicht
herangezogen werden, weil sonst der Wasserzins zu
hoch wird. Aus hhgienischeu und landestulturellen
Gründen ist aber die Durchführung der Projette eine
unbedingte Notwendigkeit. Unter diesen Umständen ist
es zu begrüßen, daß die Provinzial-Feuerversicherungs-
anstalt auch ihrerseits größere Mittel zuschuß- und
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darlehuswcise unter der Vorcmssetzuugflüssig machen
will, daß auch der Staat in gleicher Weise sich beteiligt.
Es ist zu hoffen, daß der Staat diese Anregung auf¬
nimmt. Das wäre schon aus dem Grunde empfehlens¬
wert, weil es kaum ein wirksameres Mittel gibt, der
ländlichen Bevölkerung die Staatsfürsorge zu zeigen,
als die Mithilfe bei der Schaffung einwandfreier
Wasseruersorgungsanstaltcn. Auch die Landesbank hat
sich bereit erklärt, Kreditanträgen für Wasserleitungen
weitgehend entgegenzukommen. Als sehr segensreich
hat sich für die ländlichen Gegenden die Einrichtung der
Gruppenwasserwerte erwiesen. Ich erinnere an das im
Bau befindliche Grnppenwasserwerk Lutzerath im
Kreise Cochem, au das Werk Linzer Höhe im Kreise
Neuwicd und verschiedene Werke im Bezirk Trier. Bei
diesen Grnppenwasserwerken schließen sich mehrere Ge¬
meinden einem größeren Bezirk zur Durchführung der
Wasserversorgung an. Sie haben den Vorteil, daß
hierbei Ortschaften versorgt werden, die aus eigener
Kraft niemals zu einer Wasserleitung kommen würden.
Provinz und Staat müssen daher diesen Unternehmun¬
gen besondere Aufmerksamkeit widmen. In diesem
Sinne verweise ich auf die vom Zentrum eingebrachte
Nesolution.

Nach dem Berichte des Provinzialausschusseshat die
Landesbank zur Förderung des Wohnungsbaues bis¬
her durch Vermittlung der RheinischenWohnungsfür¬
sorge-Gesellschaft 20186 000 Mark und unmittelbar
weitere 6 700 000 Mark bereitgestellt.Diese Mittel haben
wesentlichdazu beigetrageu, die Erstellung von Woh¬
nungen in der Rheinprovinz zu fördern. Wir sind in¬
dessen noch weit davon entfernt, das Wohnungs¬
problem in der Nheinvrovinz als gelöst ansehen zu
tonnen. Die Zahl der fehlenden Wohnungen hat trotz
weitgehender Bereitstellung öffentlicher Mittel in
den letzten Jahren keine wesentliche Verminderung er¬
fahren. Der Finanzierung des Wohnungsbaues wird
daher auch weiterhin die ernstesteBeachtung geschenkt
werden müssen. Wie bisher, wird es Aufgabe der
landesbank sein, Mittel für diese Zwecke zur Ver¬
fügung zu stellen.

Trotz der Anspann»ug der Finanzlage der Provinz
haben die zur Förderung von Kuust und Wissenschaft
bereitgestelltenMittel gegenüber dem Vorjahre erfreu¬
licherweise keine Verminderung, vielmehr eine Er¬
höhung um rund 10 000 Mark erfahren. Bei aller Ein-
fchräutungsnutwcudigkeit der Ausgabe» dürfen wich¬
tige kulturelle Belange, deren Pflege sich die rheinische
Pruvinzilllverwaltuug immer hat angelegen sein lassen,
nicht geschmälert werden. Von diesem Gesichtspunkte
ist die Bereitstellung eines Zuschusses vo» 50 000 Mark
^m Zwecke der Fortsetzuug der Instandsetzungs¬
arbeilen am Kölner Dom, unseres größten rheinischen
Kulturdenkmals, würmstens zu begrüßen. Das Gleiche
Nilt hinsichtlichder Bereitstellung von 1000 Mark für
den Verschönrrungsverein für das Siebcngebirge.

Mit Bedauern haben wir davon Kenntnis ge¬
nommen, daß die Staatsregierung beabsichtigt,an der
Universität Münster technische Fakultäten einzurichten.
Dadurch würde der weitere Ausbau der Technischen
Hochschule in Aachen gehemmt und der Besuch dieser
Schule wesentlich geschädigt werden. (Sehr richtig!
rechts.) Wir müsseu gegen jegliche Beeinträchtigung
der Aachener TechnischenHochschnle um so nachdrück-
lichcr Einspruch erheben, als wir für die Belange der
Stadt und des Bezirks Aachen im Hinblick auf ihre
Lage als Grenzbezirk und ihre besonders schwierigen
Wirtschllftsverhliltnissejede Förderung von der Staats-
regieruug erwarten müssen. (Bravo!)

Gegen die vom Proviuzialausschuß vorgeschlagene
Aufteilung der znr Verfügung des Provinziallandtags
zum Zwecke der Förderung von Kunst und Wissenschaft
bereitgestellten Mittel im Betrage von 200 000 Mark
haben wir keine Bedenken. Die Beteiligung der Pro-
vinzialverwaltung au der Gründung des Beethoven-
Archivs in Bonn mit einem Betrage von 15 000 Mark
begrüßen wir wärmsteus. Ludwig van Beethoven war
einer unserer grüßten deutschenSöhue, ein Auser¬
wählter. In diesen Tagen haben wir das hundert¬
jährige Gedenken seines Todestages in würdiger Weise
begangen. Heilige uud selbstverständlichePflicht ist es
für uus Rheinländer, sein Andenken zu ehren.

Wenn ich im Anschluß an meine bisherigen Aus¬
führungen zu einigen politischen Bemerkungen über¬
gehe, so möchte ich in erster Linie Klage führen über die
finanzielle und stenerpolitifchc Bevorzugung des
Ostens vor dem Westen durch unsere Zentralinstanzen
in Berlin.

Die neue Statistik über das Ergebnis der Ein-
tommensteucrveraulllgungfür das Jahr 1925 gibt über
den Umfang der finanziellen Leistungen in den ein¬
zelnen Provinzen ein interessantes Bild. Es erbrachten
im Jahre 1925 an Ginkommensteuerdie Landesfinauz-
ämtcr der Rheinprovinz (Köln und Düsseldorf) 13?
Millionen Mark, die Landesfinanzämter der Provinz
Ostpreußen (Königsberg) 15,5 Millionen Mark. Auf
den Kopf des Steuerpflichtige» betrug die Ginkommen-
steuer beim Laudesfinanzamt Düsseldorf 470 Mark,
Köln 357 Mark, Köuigsberg 247 Mark und Stettin
235 Mark. Bei den Einkommen- uud Körverschafts-
struerüberwcisunnen hat sich genau das umgekehrte
Verhältnis ergebe». Die Zahle» stehe» nur leider »icht
zur Verfügung; aber die Tatsachesteht fest. Ebenso ist
es bei der Verteilung der Hauszinssteuer.

Der Reichsstädtcbundhat kürzlich eine Statistik über
den Stand der Städte über 10 000 Einwohner an
Hlluszinssteneranfkommenfür Neubauzwecke aufgestellt.
Darin sind 19 Städte aufgeführt, die erheblichweniger
Hlluszinssteuer aufgebracht haben als die Stadt Köln,
aber mehr als das Doppelte des Hauszinssteuerauf-
kommens erhalten habeu. Die Pflicht der Staats-
regieruug soll nicht verkannt werden, einen gewissen
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Ausgleich zwischen leistungsschwachenund leistungs¬
starken Provinzen herbeizuführen. Andererseits muß
doch darauf hingewiesen werden, daß die Wirtschafts¬
lage der Nheinprovinz durch die Besatzung und die
Ruhraktion Belastung und Schäden erfahren hat, die
die übrigen Provinzen nicht betroffen haben, und
denen unbedingt Rechnung getragen werden muß.

Eine abweichendeBehandlung des Westens gegen¬
über dem Osten geschieht auch auf dein Gebiete der
Uuterstützuug der höheren privaten Schulen. Auf
dem Gebiete des höheren Schulwesens überläßt die
Preußische Regierung den rheinischen Gemeinden die
Lasten in einem erheblichhöheren Maße als dem Osten.
Eiu Vergleichder Klassenzahlenin den staatlichen und
kommunalen Anstalten in den einzelnen Provinzen er¬
gibt, daß in Ostpreußen W Prozent der höheren Schul-
tlassen vom Staate und 34 Prozent von den Gemeinden
unterhalten werden. In der Rheinprovinz werden
dagegen nnr 24,8 Prozent vom Staate und 75,2 Proz.
der Schulklasseu vou deu Gemeinden unterhalten.
(Abgeordneter Giclen: Hört, hört!) Dieselbe Erschei¬
nung zeigt sich auf dein Gebiete des privaten Schul¬
wesens, bei dem die Zuschüsse des Staates an sich schon
zn gering sind. Der Staat zahlt pro Kopf des Schülers
der höheren Privatschulen 29 Mark Pro Jahr, pro
Kopf des Schülers eines staatlichenLyzeums 280 Mark
pro Jahr. Das gilt für l925. Im Jahre 1926 beträgt
der Staatszufchuß statt 29 sogar nur 20 Mark. Eine
gleiche Zurücksetzung des Westens gegenüber dem
Osten besteht auch bezüglichder für die Ausbildung der
ländlichen und kleinstädtische»Jugend überaus segens-
reiche« Rektoratsschulen und Proghmnasien, die von
kleinen und mittleren Kommunen, zum Teil auch von
Kreisen trotz größter Opfer gehalten werden.

Im Anschluß hieran zur Not der Grenzkreise
einige Worte. Meine Damen und Herren! Die Ab¬
trennung von Enpen uud Malmcdy, die Loslösung von
Luxemburg aus dem deutschen Zolluerband und die
Unterstellung des Saargebiets unter die Verwaltung
des Völkerbundes hat für die einzelnen Kreise große
wirtschaftlicheSchäden zur Folge gehabt. Die Schäden
beziehen sich darauf, daß auf dem Gebiete des Verkehrs¬
wesens wichtige Eisenbahnverbindungen — ich denke
an die Kreise Monschau und Prüm — abgeschnitten,
daß wichtige Straßenzüge verlorengegangen sind.
Im Kreife Prüm existieren Gemeinden, die infolge der
neuen Grenzziehung keine fahrbare Straße nach
Deutschland haben. Ferner sind viele Straßen zu
Durchgangsstraheu für den Grcnzvertehr geworden.
Wertvolle wirtschaftliche Beziehungen sind zerrissen
worden. Vor allem ist die wirtschaftlicheNot in den
Gebieten gestiegen,deren Einwohner als Arbeiter zum
Saargebiet oder uach Luxemburg geheu und mit dem
niedrigen Franken bezahlt werden. Wir richten an die
Reichs- und Staatsinstanzen die dringende Bitte, sich
der Notlage dieser Grenzlreise, insbesondere der Kreise

Monschau, Prüm und Trier und einzelner Teile der
Kreise Schlciden und Bitburg anzunehmen. An die
Provinzialverwaltung richten wir die Bitte, bei der
Nebernahme der Gemeindestraßen auf die Provinz und
bei der Verteilung der Zuschüsse für Wegebau und
Wegeunterhaltung diese Grenzkreise vorwiegend zu be¬
rücksichtigen.

Der Herr Oberpräsident hat in seiner Eröffnungs¬
rede ausgesprochen,daß ihm die Entwicklung der neuen
Landgemeindcordnung Sorge bereite. Meine Fraktion
hat zu diefer Frage eine Entschließung eingebracht, die
sich darauf richtet, baß der Entwurf, der in der ersten
Fassungaus dem Jahre 1911 herrührt und der den vor¬
letzten Landtag in nicht weniger als 80 Kommissions¬
sitzungenbeschäftigthat und vom jetzigen Landtag seit
zwei Jahren erörtert wird, endlich zum Gesetz werde»
möge. Die Bedenken, die in der Entschließung zum
Ausdruck kommen, beziehen sich darauf, daß das System
der vollständigen Uebertragung der Gemeindeaufgaben
an die Gemeindevorsteher unter grundsätzlicher Aus¬
schaltung der Bürgermeister sich für die westlichen Pro¬
vinzen nicht eignet. Insbesondere würde die in dem
Entwurf zugelassene fakultative Wahl der Bürger¬
meister zu Unzuträglichkeiten führen, abgesehen von
sonstigen Aenderungen, die für den Osten als prattifch
zutreffen »lögen, sich aber für den Westen nicht eignen.
Eine Vereinfachung und Vcrbilligung der Verwaltung
durch Schaffung leistungsfähiger Gemeindegebilde,wie
es im Schlußsatz der Entschließung zum Ausdruck ge¬
bracht ist, soll dabei begrüßt werden.

Ein kurzes Wort über die Ruhrprovinz. Der Herr
Landeshauptmann von Westfalen hat in der Gtats-
sitzung vom 13. März auf den immer noch nicht zur
Ruhe gekommenenGedanken der Gründung einer aus
dem jetzigen Gebiete des Nuhrsiedlungsverbandes zu
bildenden Ruhrprovinz hingewiesen,und die ungeheuer
verhängnisvolle Wirkung dargetan, die die Gründung
eines derartigen Gebildes zur Folge haben würde.
Auch für das Rheinland ist diese Frage von großer
aktueller Bedeutung. Daher hat auch der Herr Landes¬
hauptmann der Rheinprovinz gestern Veranlassung
genommen, sich gegen eine Auseinanderreißung der
Rheinprovinz auszusprechen. Ich darf hierauf ver¬
Weifen, indessen nochmals entschiedenbetonen, daß die
Leistungsfähigkeit und die besondere Bedeutung der
Rheinprovinz gerade darin liegt, daß durch die glück¬
liche Mischung von Industrie, Mittelstand und Land¬
wirtschaft überaus wichtige ausgleichende wirtschaft¬
liche, soziale und kulturelle Faktoren geschaffenwer¬
den. Diese würden durch die Gründung eines auf der
Großindustrie von Kohle und Eisen beruhenden neuen
wirtschaftlichenGebildes zum Schaden der betroffenen
Gebiete künftighin ausscheiden.

Meine Damen und Herren I Ich komme zu», Schluß
meiner Ausführungen, möchte diese aber nicht beenden,
ohne namens der Zentrumsfraktion dem verdienten
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und bewährten Leiter der Rheinischen Provinzialver-
waltuug, Herrn Landeshauptmann Dr. Horion, den
herzlichstenDank für die vorbildlicheund unübertreff¬
liche Führung der Verwaltung auszusprechen.(Lebhaf¬
tes Bravo! in der Mitte und rechts.)Diesen Dank darf
ich ausdehnen auf den bewährten Stab seiner Mit¬
arbeiter, auch auf alle übrigen Beamten und Angestell¬
ten. Herr Dr. Horion hat in seiner Etatsrede gelegent¬
lich des 7t. Provinziallandtags betont, daß ein ver¬
trauensvolles Zusammenarbeiten zwischen Provinzial¬
landtag, Provinzialausschuß und Proviuzialverwal-
tung die Grundlage für eine erfolgreiche Tätigkeit
bildet, und dcu Wunsch damit verknüpft, daß das im
alten Provinziallandtag bestandeneVertrauensverhält¬
nis sich uneingeschränkt erhalten möge. Daß dieser
Wunsch in schönstem Maße in Erfüllung gegangen ist,
gereicht allen Beteiligten zur größten Ehre.

Meine Damen und Herren! Die Gtatstagung des
Provinziallandtllgs 1925 stand unter dem Zeichen der
Iahrtausendfeier. Die vorjährige Gtatstagung stand
unter dem Zeichen der Befreiung der ersten Zone.
Leider ist seitdem eine Aenderung in den Besatzungs-
uerhältnissen nicht erreicht worden. Der Herr Ober-
Präsident hat an der Spitze seiner Ausführungen bei
der Eröffnung des gegenwärtigen Provinzmllandtags
hierauf hingewiesen und festgestellt, daß entgegen
unseren berechtigten Ansprüchen nnd im Gegensatzzu
den Erwägungen wirtschaftlicherund politischer Ver¬
nunft noch eine Besatzung von 75 000 Mann auf deut¬
schem Boden steht und daß wir uns von der Erfüllung
unseres heißen Wunsches auf baldige Räumung des
Nheinlandes und Rückgabe des Saargebiets in der
letzten Zeit eher entfernt haben. Meine Damen und
Herren! Gins dürfen wir heute immerhin mit Genug¬
tuung feststellen,daß anscheinend die bittersten Jahre
der Vesatzuug uud der deutschen Außenpolitik hinter
uns liegen. Mit tiefem Schmerz und mit warmem
Mitgefühl für die noch besetztenGebiete müssen wir
aber feststellen,daß die au Locarno-Genf geknüpften
Erwartungen und die feierlich gegebeneu Versprechen
sich nicht erfüllt haben. Wir können keine gerechten Rück¬
wirkungen dieser Verhandlungen anerkennen zu einer
Zeit, iu der die Zahl der Besatzungstruppen uoch 75 000
und die der beschlagnahmtenWohnungeu noch 10 000
beträgt. Wir fordern nicht die Verminderung, wir
müssen vielmehr die restlose Beseitigung aller Be¬
satzungstruppen verlangen. Sie sind eine stete Gefahr
einer aufrichtigen und gedeihlichenVerständigungs¬
politik und eine untragbare Last für ein Volk, das in
der Liebe zum Frieden bis an die Grenze des Möglichen
negangen ist.

Ich habe vorhin bereits der großen Nöte der Be¬
wohner des Saargebiets gedacht. Mit wärmsten Worten
'»öchte ich an dieser Stelle nochmals dieses uns durch
beschichte, Kultur und gemeinsamertragenes Leid aufs
engste verbundenen Gebietes und seiner trendeutschen

Bevölkerung gedenken, von der wir hoffen, bald wieder
in gemeinsamenpolitischenGrenzen verbunden zu sein,
und deren Vertreter im Provinziallandtag wir hoffent¬
lich recht bald wieder hier begrüßen können.

Wir werden nicht nachlassen, immer wieder die
Reichs- und Staatsregierung wie auch die Volksver¬
tretung im Reichs- und Landtag darauf hinzuweisen,
daß die Folgen und Gefahren der neuen Grenzführuug
gegenüber Belgien, der Veränderung der Zollgrenzen
gegeuüber Luxemburg, des Herausbrechens des Saar-
gcbietes aus dem rheinischenWirtschaftskörperund der
neuen Grenzziehung gegen Elsaß-Lothringen für die
Grenzbevölterung so schwer sind, daß sie die nach¬
drücklichste Hilfe der Reichs- und Staatsregierung er¬
fordern. Als westliche Greuzprovinz fühlen wir uns
in engster vaterländischer Solidarität mit unseren
Volksgenossenin Ostpreußen und Schlesien in gleicher
Pflicht um die Sicherung und Festigung der Grenz¬
lande verbunden. Weil wir uns dieser Pflicht als
nationaler Aufgabe des Rheiulandes bewußt sind, er¬
innern wir auch immer wieder an das Wort, das auf
der Iahrtausendfeier der Rheinlande vom preußischen
Ministerpräsidenten gesprochen wurde, daß dem Rhein¬
lande die volle kulturelle, politischeund wirtschaftliche
Entfaltung gesichert sein soll. In diesem Gedanken
wollen wir unseren Brüdern und Schwestern im be¬
setzte» Gebiet aufs neue unverbrüchliche Schicksals-
gcmeinschaftgeloben und wollen alles daransetzen, daß
auch ihnen bald die Sonne der Freiheit leuchte. Erst
dann tönneu wir uns von Herzen der eigenen Freiheit
freuen. (Lebhafter Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Dr. Kaiser.

Abgeordneter Dr. Kaiser: Meine Damen nnd
Herren! Es ist eine sehr unerfreuliche Aufgabe, iu
diesemJahre zu «dem Haushalt der Proviuz und der
Gemeinden Stellung zu nehmen. Ich will nicht sagen,
daß es im Gegensatz hierzu erfreulich ist, im Reich und
in den Ländern sich mit den verschlungenenPfaden
und Fragen bes Finanzausgleichs zu beschäftigen. Aber
Reich und Lander sind doch immerhin die Herren, von
deren Ueberrestenwir uns in der Provinz uud iu den
Gemeinden ernähren müsse». Und diese Ueberreste sind
im Verhältnis zu uuseren Bedürfnissen äußerst karg.
Sie werden zudem, wie das schon verschiedentlichher¬
vorgehoben worden ist, ungleichmäßig verteilt. Der
Westen, der bie schweren Lasten t>er Besatzung getragen
hat uud uoch trägt, wird andauernd start zurückgesetzt.
Die Zahlen, die der Herr Landeshauptmann uns
gestern mitgeteilt hat, wirken ja geradezu grotesk, nnd
man könnte sie kaum glauben, wenn sie nicht von einem
so zuverlässigenBerichterstatter, wie ber Herr Landes¬
hauptmann es ist, angeführt würden. Immer und
immer wieder fallen die Entscheidungen trotz schwerer
Besatzungslasten zuungunsten her Rheiuprovinz uud
öer Kommunalverbände des Westens aus. So ist denn
auch her Nutschrei des Herrn Landeshauptmanns zu

ü
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verstehen und von uns verstanden worden, wenn er
gegen Berlin eifert. So wollen wir anch die vielen
Anträge der Zentrumsfraktion auffassen, die anschei¬
nend diesmal Sonntagsruhe und achtstündigen Ar¬
beitstag unbeachtet gelassen hat, um den Provinzial-
landtag mit einer Fülle von Anträgen zu überschütten,
für die er vielfach gar nicht zuständig ist. (Zuruf des
Abgeordneten Hoffmann: Ihr seid ja neidisch!) Neid
fördert den Fortschritt. (Heiterkeit.) Nenn Wahlen in
Aussicht ständen, wäre man fast versucht,anzunehmen,
daß diese Wahlen die Triebfeder für diese Anträge
wären. Befremden muß es vor allem, daß diese An¬
träge an Preußen und das Reich gerade von der
Zentrumsfraktion ausgehen, die seit
der Umwälzung als einzige Partei un¬
unterbrochen an der Reichs reg ierung
und der Preußischen Regierung aktiv
beteiligt war und da doch hinreichend
Gelegenheit gehabt hätte, ihre Vor¬
schläge, ihre Anregungen und ihre Kri¬
tik an den zuständigen Stellen maßgeb¬
lich zum Ausdruck zu bringen. (Zuruf links:
Ihr seid ja jetzt mit an der Futterkrippe!) Der Rhei¬
nische Provinziallandtag scheint uns trotz aller Hoch¬
achtung vor seinein Können und seinem Einfluß hier
falsch eingespannt zu sein. Der rheinischen Bevölke¬
rung scheint man von feiten der Zentrumspartei jetzt
den Kaviar bieten zu wollen, den man ihr in Preußen
und im Reich bis jetzt nicht hat geben tonnen. So
möchten wir auch in die Klagen gegen Berlin
nicht in der Verallgemeinerung ein¬
stimmen, wie sie gestern der Herr Landeshaupt¬
mann und vor einiger Zeit der Leiter einer mir nahe¬
stehendeilgroßen Gemeinde gemacht hat. (Heiterkeit.)
Gewiß wird in Berlin zu viel regiert,
weit mehr, als jemals in monarchisti¬
scher Zeit. (Sehr richtig! rechts.) Gewiß hat
sich die Demokratie vielfach als grimmi¬
ger Feind der Selbstverwaltung erwie¬
sen. Diese vielfach berechtigten Klagen leimen wir
seit langem. Aber eine Krankheit soll man zwar an
ihren Symptomen erkennen, aber man soll sie nicht
an ihren Symptomen äußerlich zu heilen versuchen.
Um sie heilen zu können, muß man des Uebels
Grund erfassen und ihn dann zu beseitigen versuchen.
Zu dieser Erkenntnis und Beseitigung
müßten doch diejenigen am berufensten
sein, die seit vielen Jahren, besonders
in Preußen, die Reg ierungsgesch äste
führen.

In diesem Zusammenhang auch noch ein Wort an
den Herrn Landeshauptmann. Er hat mit Recht die
Ruhrprovinz als ein für uns ganz unannehm¬
bares Gebilde verworfen und als Grund für
diese Bestrebungen den Egoismus angeführt, daß diese
Ruhrprovinz nicht für die ärmeren Teile unserer Pro¬
vinz mit sorgen wolle. Er hat dann weiter ausgeführt,
«wenn einmal der Egoismus maßgebend für die

Ziehung der Verwaltungsgrenzen sein soll und alle
historischen Grundlagen nichts mehr bedeuten sollen,
so mögen sich doch die Befürworter der Ruhrprovinz
sagen lassen, daß sie dann Wohl wissen, wo sie mit der
Aenderung der Grenzen ansangen, daß fie aber nicht
Wissen, wo die Sache aufhört und ob es bei der Aende¬
rung der Provinzgrenzen bleibt". Diese Wendung
kann mißverstanden werden und sie ist mißverstanden
worden. Wir haben sie als Warnnng gegen die
Neuauflage alter, überlebter Pläne
aufgefaßt (Zuruf des Landeshauptmanns Nr,
Huriun: Lesen Sie auch den Schlußsatz!), und
eine Befragung des Herrn Landes¬
hauptmanns hat uns die Richtigkeit
dieser Auffassung bestätigt. Wir sind
aber der Meinnng, daß man von diesen
Plänen auch in Form der Warnung nie
mehr reden soll. (Hört, hört! links.) Diese
Pläne müssen für alle Rheinländer
und für jeden Deutschen für die Folge
völlig uner örterbar sein. Jedenfalls
sind sie es für die Arbeitsgemeinschaft
und, wie ich hoffe, auch für die übrigen Fraktionen
dieses Hauses. Wir betrachten gerade durch
Preußen das Rheinland als untrenn¬
bar mit dem Deutschen Reich verbunden.
Nur in engster Verbindung mit Preußen
ist das Rheinland imstande, dem deut¬
schen Volke die Grenzwacht zu stellen,
die ihm ein harter Siegerwille auf¬
erlegt hat. (Sehr richtig! rechts.) Wir hatten nicht
vor, diese Ausführungen zu machen; alber die gestern
teilweise mißverstandenen Aeußerungen des Herrn
Landeshauptmanns, bei der berechtiglen Ablehnung
der Ruhrprovinz ließen uns doch eine unzweideutige
Wiederholung unserer Auffassung als angebracht er¬
scheinen, um so mehr, als sehr große Teile unserer
Provinz noch 'immer von fremder Besatzung besetzt
sind. (Zuruf des Abgeordneten Huffmann: Durch Enre
Schuld!) Aber auch wenn das ganze Rheinland, wenn
Hessen und die Pfalz wieder frei sind, was hoffentlich
recht bald der Fall ist, soll man niemals mehr
von solchen Plänen reden. Das Rheinland
und, wie ich annehme, auch die Nachbarprovinz West¬
falen, wird sich auch ohnedem der Ruhr-
Provinz zu erwehren wissen.

Ich komme zu den Ausführungen des Herrn
Landeshauptmanns über die Landwirtschaft.
Wir sind gewiß mit ihm der Meinung, daß Hilfe für
die Landwirtschaft nicht Hilfe für einen einzelnen
Stand, sondern Hilfe für das ganze Land ist.
Aber seine Ausführungen über die Landwirtschaft
scheinen uns doch mit dem Vorredner etwas arg
optimistisch. Daß sie in einem langsamen Aufstieg
sei, mag für den einen oder anderen Teil und nach
mancher Richtung zutreffen. Aber die große Masse der
Landwirtschaft und gerade der kleinen und kleinsten
Bauern ringt doch hier im Westen andauernd um
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seine Existenz und um sein tägliches Brot, umklammert
von grußer Verschuldung. (Sehr richtig! rechts.)

Nun zu einigen Einzelheiten. Dem Antrage in
Drucksache 6, betreffend Beteiligung der Provinzial-
verwaltnng an einer gemeinnützigen Baugesellschaft
zur Erstellung von Wohnungen für Beamte und
Angestellte der Verwaltung, stimmen wir bei den
anormalen Verhältnissen, wie sie leider noch immer
aus dem Wohnungsmartt herrschen, zu. Aber wir
wollen keine Luxusbauten erstellen, wie sie teilweise
unter Mitwirkung anderer öffentlichenStellen erstellt
wurden sind. Wir haben uns auch vor Jahren mit der
Beschaffung von Baustoffen durch diese Gesellschaft
beschäftigt.Dieser nicht tragbare Zustand ist abgeschafft
wurden. Wir wollen aber auch keinen Zweifel dar¬
über lassen, daß wir allmählich den ganzen Bau-
martt der privaten Wirtschaft uud den
Privaten Architekten, die, da allent¬
halben nur öffentlich gebaut wird, in
stärkster Weise notleidend sind, wieder
zuführen woll e n. Nur so werden wir zur end¬
gültigen Beseitigung der Wohnungsnot kommen.

Auch dem damit zusammenhängenden Antrage in
der Drucksache7, betreffend Uebernahme der Bürg¬
schaft für die Beteiligung ,der Provinzial-Feuer-
uersicherungsanstalt an der Rheinischen Wohnnngs-
sürsorgegesellschaft,stimmen wir zu. Wir haben aber
festgestellt, daß die Kreditnehmer gezwungen
werden, sich schriftlich zu verpflichten,
'die Gebäude bei der Rheinischen Feuer-
Versicherungsanstalt zu versichern. Die
gleiche Verpflichtung legt man, wenn wir richtig
unterrichtet sind, den Kreditnehmern der Landesbank
>n Industrie und Landwirtschaft auf. Eine der¬
artige Verknppluug der Hergabe öffent¬
licher Gelber mit >dem Zwange der Ver¬
sicherung bei der provinziellen Feuer-
Versicherungsanstalt halten wir nicht
sür zweckmäßig. Wir wünschen und
wollen lein Monopol für die Provinz¬
versicherung. Wir verlangen auch hier
die freie Wirtschaft. (Bravo rechts, Zuruf des
Abgeordneten Hoffmann: Ihr habt ja gar keine freie
Wirtschaft mehr!)

Den Anträgen in den Drucksachen 8 bis 13, die ich
nicht im einzelnen aufführen Will, stimmen wir eben¬
falls zu.

Dem Antrage in Drucksache 12, betreffend Gewäh¬
rung von Beihilfen an die Stndenten-Wohl-
fahrts-Einrichtun gen der Universitäten
Bonn und Köln und der Technischen
Hochschule Nachen, möchten wir aber hinzu¬
fügen, daß wir das Beginnen, die unter der Besatzung
und anderen Umständen schwer leidende Techm,che
Hochschule in Nachen durch Neueinrichtung einer
gleichen Hochschule in Münster noch mehr zu belasten,
nicht verstehen. (Sehr richtig! rechts.)

Dem Antrage der sozialoemokratischenFraktion in
Drucksache 14 auf Abänderung des 8 2 der Satzungen
der Ruhegehaltskasse der Kreis-Kommunalverbände
und Stadtgemeinden der Rheinprovinz tonnen wir
nicht zustimmen.Wir schließen uns vielmehr hier dem
Antrage des Provinzinlausschusses und feiner Be¬
gründung, wie sie in der Drucksache niedergelegt ist,
an, ebenso dem Antrage in Nr. 15, betreffend Aende¬
rung der Satzungeil der Ruhegehaltstassen der Land¬
bürgermeistereien und Landgemeinden der Rhein¬
provinz.

Wir stimmen auch dem. Antrage in Drucksache 1L
auf Bereitstellung von 250 000 Mark zum Ausbau der
rheinischen Jugendherbergen zu. Wir kennen
und billige!: hier das System des Landessugendamtes,
zusammenhängende Wanderstrecken zu schaffen. Mit
der Eifel hat man begonnen,wir wünschen und hoffe»,
daß nunmehr ein guter Teil dieser 250 000 Mark der
Erschließung anderer Gegenden, insbesondere auch des
waldreichen Hunsrücks, zugute kommen wird, wie
dies früher auch von der Verwaltung zugesagt
worden ist.

Bei dem Antrage in Drucksache 18 auf Erwerb der
Nettemühle haben wir noch Bedenken, die beseitigt
werden müssen, wenn wir zustimmen sollen. Vielleicht
läßt sich aber eine zweckmäßige Verwendung der hier¬
für ausgeworfenen Beträge herbeiführen. Sie haben
hierzu ja einen entsprechendenAntrag der Arbeits¬
gemeinschaftbekommen.

Zu Drucksache 19, der wir an sich zustimmen — es
handelt sich um den Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Fürsorge für arbeits- und mittellose
zugendlicheArbeiter und Wanderer — ist bei meinen
Freunden an der Tätigkeit des Lan des j ug end-
amtcs in der Richtung Kritik geübt wurden, daß es
sich allzusehr mit der Verteilung der bewilligten
Gelder und weniger mit allgemeinen Maßnahmen
und Richtlinien zur Erziehung der Jugendlichen be¬
fasse. Diese Kritik wird bei der Beratung des Haus¬
haltsplans des Jugendamtes im Fachausschuß zu
erörtern sein.

Zu Drucksache 22 möchten wir darauf aufmerksam
machen, daß auf der Straße Mettüiann—Mberfeld
drei äußerst gefährliche Kurven sind, die fortwährend
Unglücksfällcnach den Berichten meiner Freunde, die
ail Ort und Stelle sind, verursachen. Nach der uns
gegebenen Darstellung sind diese Gefahren mit ganz
geringen Kosten zu beseitigen Wir bitten namens der
Arbeitsgemeinschaft hierum.

Außerordentlich bedauern wir den Stand der
Frage der Autostraße Köln — Düsseldorf,
die anscheinend in den vielen Ministerien klanglos
verschwindensoll. Wir verstehen nicht die Verständnis-
losigleit, mit der man anscheinend in Berlin dieser
im Herzen des Rheinlandes zu bauenden Straße, die
zudem geeignet ist, einen großen Teil der Arbeits-

»
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losigleit zu beseitigen, gegenübersteht. (Zurus des
Abgeordneten Gerlach: Ihr Reichsvertehrsniinister!)

Lebhaft begrüßen nieine Freunde die Anträge über
die Niers- Regulierung. Viele Morgen frucht¬
baren Ackerlandes sind Hier zu erschließen. Endlich
Will man hier anfangen, System und Ordnung in
langjährige unerträgliche Zustände zu bringen. Wir
werden hier gerne und freudig mithelfen; möchten
aber doch daraus hinweisen, daß auch in der Gifel und
im HunSrückund vielleicht auch noch anderswo in der
Erschließung südlich gelegener Höhenhänge noch viel
zu tun ist.

Zu dem Haushaltsplan selbst ist kaum
etwas zu sagen, was nicht in dem Bericht der Ver¬
waltung gesagt ist. Die Ausgaben, die >dort aufgeführt
sind, sind zwangsläufig uötig zur Erfüllung der der
Provinz zugewiesmienAusgaben. Man merkt, daß der
Haushalt allenthalben start beschnitten ist. Wir be¬
dauern das. Wir lönnen es angesichts der Finanzlage
aber nicht ändern, da wir eine Erhöhung der
P r ou in zilll um lage angesichts der Finanzlage
derjenigen Kreise, die sie ausbringen müssen, sür u n -
möglich halten. Bedauerlich ist auch die Nicht-
be rucksichtig ung des vorhairdenen Defizits. Aber
die Provinz muß leider hier dem Beispiel vieler Ge¬
meinden folgen, Aufgabe eines gefunden Finanz¬
ausgleichs wird es sein, dieses Manko in den späteren
Haushaltsplänen auszugleichen.

In der Steuerfrage werden wir erst Stellung
nehmen tonnen, wenn das endgültige Ergebnis der
Ausschutzberatungen vorliegt.

Eine Reihe von Anträgen und Eingaben zielt auf
eine Besserstellung einer Anzahl von
Beamten g r uppe n. Die außerordentliche An¬
spannung unseres Haushaltes, in dem man schon bei
Beginn des Haushaltsjahres viele drohende Löcher
erblickt, ist der Beratung dieser Anträge äußerst un¬
günstig. Keinesfalls aber ist — das ist die Meinung
meiner Freunde — der Provinziallandtag zn einer
solchen Prüfung imstande. Hierzu ist vielmehr nur
der Provinzialausschuß in Verbindung mit der Ver¬
waltung geeignet. Unsere Mitglieder werden diese
Anträge wohlwollend, aber immer auch unter
Berücksichtigung unserer Finanzlage, prüfen. Allen
Beamten der Provinz, insbesondere aber ihrem ver¬
dienstvollen Leiter, dem Herrn Landeshauptmann, der
nun mehr als 25 Jahre an und in der Provinz
gewirkt hat, sprechen wir unser Vertrauen
und unsern herzlichsten Dani aus. (Leb¬
haftes Bravo!) Das kommendeJahr wird für die
Rheinprovinz schwer werden. Ohne eine arbeits¬
freudige Beamtenschaft wird es kaum ohne Schaden
für die Provinz zu überwinden sein. Hoffen Wir zu¬
versichtlich, daß der Provinz dann endlich zukommt,
woraus sie schon längst Anspruch hat: Ein freier
Grund für ein freies Volk! (Lauter Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender (5 bcr I e:

Das Wort hat Herr Abgeordneter Holten.
Abgeordneter Holten: Meine Damen und Herren!

Der Herr Oberpräsident hat gestern seine Rede mit
den: Hinweis darauf eingeleitet, daß entgegen den
berechtigten Ansprüchen und entgegenden Erwägungen
wirtschaftlicher und politischer Vernunft immer noch
fremde Besatzung auf deutscheinBoden steht, und baß
wir uns von der Erfüllung des Wunsches auf ^baldige
Räumung des Rheinlandes und aus Rück-
g a b e b e s Saargebietes in den letzten Monaten
mehr entfernt haben, als daß wir ihr näherkamen.
Der Herr Oberpräsident sprach von dem Fehlschlagen
der im vergangenenJahr emporgMnhten Hoffnungen.
Es ist schon richtig, baß die Verhandlungen in Genf,
auf die besonders die Rechte so große Hoffnungen ge¬
setzt hatte, keineswegs befriedigt haben. (Sehr richtig!
bei den Sozialdemokraten!)

Aus den Berichten der bürgerlichenSaardelegierten
geht auch zweifelsfrei die große Unzufriedenheit der
Saarbevüllerung hervor. (Sehr richtig! links.) Die
Saarbrücker Zeitung, das Organ der Deutsch-Saar-
ländischen Volispartei, spricht von einem „Umfall
Stresvmanns", „von der schwerstendeutschen Nieder¬
lage". (Abgeordneter Haas: Hört, hört!) In einer
Versammlung der Deutsch-Saarland ischen Volkspartei
wird dann aber demselben Siresemann für seinen
Umfull und sür die schwerste deutsche Niederlage der
herzlichsteDank ausgesprochen. (Hört, hört! bei den
Sozialdemokraten. Zuruf des Abgeordneten Ober-
dörster: Und die SPD. hält ihm weiter die Stange!)
Die zentrümliche Saarbrücker Landeszeitung will den
Kopf nicht hängen lassen trotz der diesmaligen Ent¬
täuschung, und die Genfer Zentrumsdelegierten wollen
das, was sie zu Gens zu sagen haben, der Reichs¬
regierung gegenüber dort zum Ausdruck bringen, wo
es angebracht sei.

Meine Damen und Herren! Wir Sozialdemolraten
sind auch nicht mit dem Ergebnis von Genf zufrieden,
vielleicht am allerwenigsten. Für uns stand
aber fest, daß das Zustandekommen einer Rechts¬
te gierung in Deutschland keineswegs
geeignet ist, eine verständige Lösung
aller Fragen, nicht nur der Saar frage,
herbeizuführen. Weder die Saarfrage noch die
Frage der Rheinlandräumung kann von den jetzigen Re¬
gierungen in Deutschland und in Frankreich gelöst werden.
Das ist erst möglich, wenn in Deutschland und
Frankreich das Steuer nach links herum -
geworfen wird (Sehr richtig! bei den Sozial-
demokraten), wenn frei von allen nationa¬
listischen Hemmungen hüben nnd drüben
sich ein ehrlicher Verständigungswille
geltend macht. (Beifall links. Zuruf des Ab¬
geordneten Hoffmann: der auch geglaubt wird, Ihuen
(zur Rechten) glunbt man ja nicht!)

Meine Damen und Herren! Lebhaft bewegt uns
natürlich auch die Frage des Schicksalsder Bcvölke-
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rung von Malmcdy, Eupen und Sankt
Vith. Die Forderung dieser Bevölkerung, Ge¬
rechtigkeit zu erlangen und selbst zu entscheideu,zu
welchen, Staatswescu sie gchöreu wollen, begreifen
wir als Sozialdcmokratcn Wohl am allerbesten. Wir
hoffen, daß der Bevölkerung von Malmedh, Eupen
und Sankt Vith doch! noch das Recht der Selbst¬
bestimmung zuteil wird. (Bravo! bei den Sozial¬
demokraten.)

Zum Haushaltsplan der Provinz, meine
Damen und Herren, möchte ich keine Zahlen wieder¬
holen, die wir aus der Rode des Herrn Landeshaupt¬
manns und aus den Vorlagen, die uns zugegangen
sind, kennen. Der diesjährige Haushaltsplan zeigt das
Gesicht der meisten großstädtischen Haushaltspläne.
Kein ernsthafter Versuch, die Fehlbeträge zu decken.
Aus 1925 wird ein Fehlbetrag von rund 4,3 Millionen
nachgewieseu, dessen Deckungspäterer Beschlußfassung
vorbehalten bleiben soll. Den Zuschuß von 1,8 Milli¬
onen, den der Haushaltsplan 1927 erfordert, will man
aus einer aufzunehmenden Anleihe decken. Beide Vor¬
schlage der Prouiuzialverwaltung sind geboren aus
dem Bestreben, die Gemeinden und Kreise nicht zu
einer höheren Provinzialumlage heranzuziehen. Man
bofft, daß der Finanzausgleich bessere Zeiten bringt,
sieht aber nicht, daß die steigenden Lasten des Friedens¬
vertrages es gar Nicht zulassen, daß Reich, Länder
und Gemeinden Luft bekommen. Wir sehen das er¬
götzliche Schauspiel, daß bei dein Finanzausgleich, nur
um «die jetzige Regierung nicht in die Brüche gehen
^u lassen, man Bayern beispielsweisemehr an Steuer¬
überweisungen zugewiesen hat, als ihm zusteht, auf
Koste» der übrigen Länder und Gemeinden. (Zuruf
°cs Abgeordneten Hoffmann: Das ist Rechtspolitik!)

Meine Damen und Herren! Ueberall macht sich
e>" verhängnisvoller Einfluß der Wirt¬
schaft geltend. (Abgeordneter Gerlach: Sehr richtig!)
Die Wirtschaft verlangt eine schematische Herab-
drückung der öffentlichen Ausgaben, ohne daß eine
planmäßige und allgemeine Vereinfachung und Ver-
billigung, der Verwaltung vorausgegangen ist. Das
würde natürlich die Gefährdung der deut¬
schen Sozialpolitik und eine Gefähr¬
dung der durch den Krieg und die Nach¬
kriegszeit erforderlichen sozialen Für¬
sorge bedeuten.

Die Wirtschaft erstrebt weiter auf dem Wege über
ben Finanzausgleich eine Ermäßigung der auf dem
Besitz und dem Nnternehmereinkommen aus Industrie,
Landwirtschaft und Handel ruhenden Steuerlasten
und will dafür eine Steigerung der Steuer¬
lasten des Arbeitseinkommens und des
Verbrauches.

Ueberall macht sich dieser unheilvolle Einfluß der
Wirtschaft und ihrer Organisationen geltend. In den
Gemeinden ist das Nnhörungsrecht der Handels- und
Handwerkskammer zu einem Mitbestimmungsrecht

geworden. (Abgeordneter Hoffmann: Leider!) Das
Vorrecht, das hier einer einzelnen Interessengruppe
eingeräumt ist, ist unvereinbar mit den Grundsätzen
der Selbstverwaltung und der Demokratie (Sehr
richtig! links) und muß den Widerspruch eines jeden
Ucrantwortlichcn Leiters eiuer Kommune und eines
jeden Kommunalvertreters herausfordern. (Sehr gut!
bei den Sozialdemukraten.)

Meine Damen und Herren! Zu einer ausreichende»
Befriedigung des Finanzbedarfs, auch
der Provinz, kommen wir erst, wenn neben anderem
der Besitz stärker zur Steuerlast herangezogen wird
(Sehr richtig! links), wenn die ungerechte Bevor¬
zugung einzelner Gruppen der Besitzenden,z.V. die
Steuerfreiheit der Spekulationsgewinne und des
Großgrundbesitzes,beseitigt ist. Natürlich ist auch eine
vernünftige Regelung «der Reparationsfrage mit dem
Ziel einer Verminderung der Lasten des Friedens-
vertragcs notwendig, und nicht zuletzt eine Ver-
fassungs- und Vermaltungsre f urm, die
zu einer organischen Vereinfachung und
Verbillig ung der Verwaltung führt.
(Zustimmung bei den Sozialdemokraten.)

Wenn der Herr Landeshauptmann in seiner Rede
von einer Ueberorganisation der Be¬
hörden sprach und darauf hinwies, daß sich eine
immer stärker werdende Konzentration in Berlin, sei
es im Reich, sei es in Preußen, geltend mache, so ist
das zu unterstreichen. Aber die Bemerkung des Herrn
Landeshauptmanns, daß diese Bestrebungen anch von
Parteien gestützt würden, die sich demokratisch uennen,
ist doch dahin zu ergänzen, daß sich seine ganze
Polemik gegen die Regierungsparteien,
denen auch das Zentrum angehört, rich¬
tet (Sehr gut! links), und das Zentrum besitzt sowohl
im Reich als auch in Preußen einen überragenden
Einfluß, Da muß ich schon dem Herrn Kollegen
Dr. Kaiser recht geben, wenn er zum Ausdruck bringt,
daß doch gerade das Zentrum bei diesen Dingen einen
hervorragenden Einfluß besitzt, soll doch heute kein
Stein vom Nachhallen, wenn es das Zentrum nicht
will. (Heiterkeit.) Die Polemik des Herrn Landes¬
hauptmanns ist also au die falsche Adresse gerichtet;
er müßte sich damit an seine eigenen Frennde wenden.

Meine Damen und Herren! Dieses ganze Durch¬
einander kann unserer Auffassung nach nur durch eine
grundlegende Reform beseitigt werden. Wir stehen
hier im Gegensah zu dem Herrn Oberpräsidenten, der
der Meinung ist, daß für die Inangriffnahme einer
großzügigen Verwaltungsreform die Zeit noch nicht
gekommen sei. Wir sind vielmehr der Ansicht, daß
heute Reich, Länder und Gemeinden
organisatorisch so eng miteinander ver¬
knüpft sind, daß endlich einmal ein gang¬
barer Weg gefunden werden muß, um zu
einerNegelungzukommen,dieden Staat
und die Selbstverwaltungstörper be-
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friedigt. (Sehr richtig! links.) Das Ziel muß der
Einheitsstaat sein, unter Beseitigung aller über¬
flüssigen Instanzen. (Zustimmung links. Zuruf des
Abgeordneten Hoffmann: Und nicht Krähwinkler Land¬
sturm!)

Meine Damen und Herren! Ich möchte hier auf
eine Bemerkung des Herrn Dr. Wcssel vom Zentrum
hinweisen, der den Antrag des Zentrums befürwortete,
der sich mit der Verabschiedung der Land¬
gemeinde orü nun g besaßt. Ich möchte doch
sagen: Wenn wir bis heute mit der Städte- und
Landgemeindeordnung noch nicht Weitergokommen
sind, so ist das nicht zuletzt darauf zurückzuführen,
daß gerade eiu hervorragender Führer des Zentrums,
der Herr Abgeordnete Herold, im Preußischen
Landtage die größten Schwierigkeiten gemacht hat
(Sehr gut! links), weil er an den: Althergebrachten
hing und sich eben eine Landgemeinde- und Städte¬
ordnung, die den neuzeitlichen Anforderungen ent¬
spricht, nicht denken kann. Also auch hier richtet sich
eigentlich der Antrag des Zentrums (Zuruf des Abg.
Hoffmann: gegen das Zentrum!) gegen das Zentrum selbst.

Meine Damen und Herren! Der Auffassung des
Herrn Nandeshauptmauus,daß wir aus Jahre hinaus
der Erwerbslosigkeit im Rhein lande
hilflos gegenüberstehen,ist beizutreten. Die Arbeits-
'losenzisserbleibt, Abgesehen von kleinen Schwankungen,
stabil. Diese kleinen Schwankungen ändern nichts an
der Tatsache,daß der Arbeitsmarkt in der Rheinprovinz
nach wie vor ungünstig ist. Die Massen der Erwerbs¬
losen ballen sich in den Großstädten des Rheinlandes
zusammen. ^1,3 Prozent der rheinischen Bevölkerung
wohnt in den Großstädten; aber 56,l Prozent der
Erwerbslosen und L5,8 Prozent der Kriscnunterstützten
wohnen in den Großstädten. Die Not dieser Erwevbs-
llosen 'ist groß, ungeheuer groß, wenn sie Monate
und Jahre lang von der immerhin doch kargen Unter¬
stützung haben loben müssen. Irgendwelche Erspar¬
nisse zu machen, ist ihueu, selbst wenn sie eine Zeit¬
lang wieder Arbeit gefunden haben, einfach unmöglich.
Kleidung und Wäsche sind heruntergerissen; es besteht
keine Möglichkeit, Neues anzuschaffen. Ich behaupte
nicht zuviel, meine Damen und Herren, wenn ich sage,
daß Tausende von Menschen heute einfach
dahinvegetiere n.

DerRuf nach Arbeitsgelegenheit,der pou den Erwerbs¬
losen erhoben wird, ist durchaus zu verstehen. Aber
wer soll ihnen Arbeit geben?, wer soll ihnen Arbeit
verschaffen oder es ihnen ermöglichen, den Lebens-
nnterhlllt zu verdienen? Die Privatwirtschaft hat kein
Interesse daran. Die ganzen Nationalisierungs-
bestrebungenzeigen uns ja, daß es zu immer größeren
Avbeiterentlllssungen kommt, anstatt, daß man die
Arbeitszeit verkürzt, um den großen Massen, die
draußen arbeitslos sind, Beschäftigung zu geben. Um
so mehr, meine Damen und Herren, ist es meiner
Auffassung nach Aufgabe der öffentlichen Körper¬

schaften, Aufgabe von Reich, Staat und Gemeinden,
umfangreiche Arbeiten bereitzustellen.

Das Arbeitsbeschaffungs- Programm
der Reichsregierung hat sich für die Rhein-
Provinz und besonders für die Großstädte nicht im
mindesten ausgewirkt. Wenn der Herr Landeshanpt-
mann anführt, daß den: Bau der Autostraße Köln—
Düsseldorf, die wir doch beschlossen haben, um wenig¬
stens einem Teil der Erwerbslose» Beschäftigung zu
bieten, iu Berlin Schwierigkeiten entgegengestellt
werden, so teilt hier die Provinz das Schicksal mancher
Städte, die gleichfalls in ihrem Bestreben, Arbeits¬
gelegenheit zu schaffen und dafür erhebliche Mittel
bereitzustellen, in Berlin gehemmt werden, wenn sie
Anspruch auf Unterstützung aus der produktiven Er¬
werbslosenfürsorge erheben. (AbgeordneterHoffmann:
Hört, hört!) Meine Damen und Herren! Wir er¬
warten aber trotz dieser Schwierigkeiten von der
Provinzialverwaltung, daß sie ihre Bemühungen,
Arbeitsgelegenheit zu schaffen, Nicht aufgibt. So
wünschen wir dringend, daß auch in diesem Jahre
weitere Anleihemittel für den Straßenbau bereit¬
gestellt werden. Hier handelt es sich um sehr produk¬
tive Ausgaben, einmal durch Verbesserung unserer
Straßen, zum andern aber auch dadurch, daß wir in
der Steinindustrie und beim Straßenbau Arbeits¬
möglichkeitenschaffen.

Meine Damen und Herren! Nur durch eine groß¬
zügige Arbeitsbeschaffung kann das Elend der Er¬
werbslosen wenigstens in etwa eingedämmt werden.
(Zustimmung.) Allerdings darf es nicht so gehen, wie
bcim Nürburgring. Bei den Verhandlungen über die
Aenderungen der Erwcrbslosenfürsorge in Berlin
ist umfangreiches Material über mißbräuchliche In¬
anspruchnahme der Erwerbslosenfürsorge durch die
Kommunen beigebracht worden. Dabei ist auch -der
Nürburgring wiederholt erwähnt worden. Es sollen
beim Nürbnrgring künstlich Erwerbslose geschaffen
worden sein durch die Hereinnahme von Leuten in die
Erwerbslosenfiirsorge, die früher einer Versicherungs-
pslicht gar nicht unterlagen. Es ist möglich,daß die
gesetzlichen Bestimmungen beachtet worden sind, daß
die Leute eine dreimonatige Versicherungspflichtige
Tätigkeit nachgewiesenhaben und dann in die Gr-
wcrbslosensürsorgc aufgenommen wurden. Aber wer
einigermaßen mit den Dingen vertraut ist, kennt auch
die Praktiken, die da häufig angewandt werden.

Meine Damen und Herren! Ich möchte weiter
zum Nürburgring sagen, daß die umfangreichen Not-
stllndsarbeiten am Nürburgring den übrigen Teil des
Regierungsbezirks Koblenz außerordentlich benach¬
teiligt haben sollen, denn es soll fast das ganze für den
Regierungsbezirk Koblenz zur Verfügung gestellte
Kontingent durch die Arbeiten am Nürburgring ans«
gezehrt worden fein. Unter der erwerbslosen Arbeiter¬
schaft in dem preußischen Regierungsbezirk Koblenz
herrscht darüber eine große »ich begreifliche Erregung.
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Die Provinzialverwaltung muß auch ernstlich
Prüfen, ob Projekte, die von ihr gefördert werden
sollen, mit den Summen, mit denen sie anfangs ge¬
plant waren, auch durchführbar sind, ob diese Projette
auch rentabel sind. Es geht einfach uicht an, »daß große
Dinge in die Welt gesetzt werden, für die die erstmalig
ausgeworfenen Summen nicht ausreichen und für tue
dann immer weitere neue Nachfordeningen gestellt
werden müssen.

Meine Damen nnd Herren! Ein besonderesKapitel
ist die Entlohnung der N otstandsarb eiter.
In den meisten Fallen wird nur ein Prozentsatz von
irgendein,',,! Tariflohn, meistens des Tiefbauarbcitcr-
lohnes, gezahlt. Die nach den Bestimmnngen zu for¬
dernde Mindestleistung ist vielfach zn hoch angesetzt,
so daß es den Notstandsarbciteru unmöglich ist, durch
Erarbeitung der Leistuugsprämie auf den Tariflohn
ZU kommen. Die Unternehmer unterbieten vielfach ein¬
ander und, wenn sie dann infolge falscherKalkulation
nicht auf ihre Rechnung kommen, sind die Notstands-
arbciter die Leidtragenden. Wir müssen fordern, daß
den Notstandsarbeitern nur solche Leistungen zuge¬
mutet werden, die sie anch erfüllen können, und daß
ihnen die tarifmäßigen Löhne gezahlt werden, damit
s'e sich und ihre Familie wenigstens einigermaßen
wieder ans dem Elend, das die lange Arbeitslosigkeit
brachte, herausreißen können.

Meine Damen und Zerren! Der Haushalts¬
plan für landwirtschaftliche Angelegen¬
heiten gibt nns Veranlassung, Vergleiche mit dem
Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke zu ziehen. Der
Haushaltsplan für landwirtschaftlicheAngelegenheiten
erfordert einen Zuschuß von 1 386 000 Mark gegenüber
"74 90« M^k im Jahre 1925. Für gewerblicheZwecke
'st dagegen nur ein Zuschuß von 31"! 000 Mark gegen
264 000 Mark im Jahre 1925 eingesetzt. Die ganz er¬
bebliche Benachteiligung des Gewerbes gegenüber der
Landwirtschaft ist offenkundig. Wenn schon bestimmte
Berufe durch Provinzzuschüsscgefördert werden sollen,
so darf eine einzelne Berufsgruppe nicht solch über¬
ragenden Vorteil genießen, wie es hier der Fall ist.
(Sehr richtig! links.) Die Einrichtungen, denen der
Zuschuß für gewerbliche Zwecke zugute kommt, sind
mindestens ebenso wichtig für die Volkswirtschaft wie
auch die Landwirtschaft. «Sehr wahr! links.)

Besondere Kritik aber fordert der Haushaltsplan
sür landwirtschaftlicheAngelegenheiten heraus. Meine
Damen und Herren! Daß wir der Landwirt¬
schaft nicht feindlich gegenüberstehen,
brauche ich nicht besonders zu betonen. Wir erkennen
die Notwendigkeit an, daß viel mehr als in der Vor¬
kriegszeit die landwirtschaftliche Produktion gehoben
werden muß. Wenn es sich darum handelte, Mittel
sür Zwecke der Förderung der Landwirtschaft und der
Hebung der landwirtschaftlichen Produktion bereitzu¬
stellen, haben wir als die Partei, die sich in der Haupt¬
sache ans die Nasse der Konsumenten stützt, nicht ver¬

sagt, weil wir wissen, daß alles, was in der Landwirt¬
schaft geschieht, auch im Interesse der ganzen Volts¬
wirtschaft liegt. An den zur Hebung der landwirt¬
schaftlichen Produktion geforderten Mitteln üben wir
feine Kritik. Im Haushaltsplan für landwirtschaftliche
Angelegenheiten sind aber erheblicheZuschüsse für die
rheinische Landwirts chaftstammer vorge¬
sehen. Die Führer der Landwirtschaft gehören, genau
so wie die der Wirtschaft, zu denjenigen, die über die
hohen Verwaltungskosteu der Selbstvcrwaltungstorper,
namentlich der Gemeinden, insbesondere über die
hohen Gehälter der Kommunalbcamten schimpfen.
(Sehr gut! links.) Aber, meine Damen und Herren,
wie sieht es denn mit den Verwaltungskosten
der rheinischen Landwirtschaftstammer
aus? (Hört, hört! links.)

Im Preußischen Landtag hat am 19. Januar 1927
der Zentrumsabgeordnete Schmelzer ge¬
legentlicheiner kleinen Anfrage des Zentrums, nachdem
er die hohen Vcrwaltungskosten der Landwirtschafts-
kllmmcrn allgemein kritisiert hatte, folgendes festge¬
stellt:

„Die Sp i tz cnlcist u n g hat die Rh cinprovinz.
Im Jahre 1913 ^ 206 298 Mark Verwaltungskosten,
im Jahre 1925 - 012 201 Mark, eine Steigerung
von 300 Prozent. Aber von den eigenen Einnahmen
von 1031035 Mark verzehrte sie 64 Prozent als Ver-
waltungstosten. Aus dem Etat 1927 der Land¬
wirtschaftskammerist zu ersehen, daß sie an Zuschüssen
erhält: vom Staat 1268 711 Mark, von der Provinz
510 190 Mark, von den Kreisen 171100 Mark, andere
Zuschüsse 60 900 Mark, zusammen 2 013 841 Mark Zu¬
schüsse ans öffentlichenMitteln. (Diese Zahlen werden
von den sozialistischen Abgeordneten durch fortgesetzte
Hürt-Hörti-Rufe unterstrichen. Zuruf eines kommu¬
nistischen Abgeordneten: Was machen die mit dem
Geld eigentlich?)

Die Gesamtausgaben der Landwirtschaftskammer
einschließlich des Sonderetats betragen 4 919 800 Marl,
gegen 1926 ein Mehr von 337 620 Mark. (Zuruf aus
der Wirtschaftliche!!Vereinigung: Das ist produktive
Erwerbsloscnfürsorgc!) Es werden vier Neuntel
der Gesamtausgaben der Landwirt¬
schaftstammer dnrch öffentliche Zu¬
schüsse aufgebracht.

Von der Gesamtausgabe entfallen anf Personal-
tostcn rund 1750 000 Mark für ein Personal von 253
Köpfen. (Abg. Haas: Hört, hört! Zuruf links: Das
sind die Agrarier!) Dabei, meine Damen und Herren
— bitte, beachten Sie dies —, sind in den mittleren
Gruppen von 5 bis 9 nur 50 Personen, während ab
Gruppe 10139 Stellen vorhanden sind (Hört, hört!
links), darunter 93 Direktoren und stellvertretende
Direktoren an den landwirtschaftlichen Schulen. Ein
Generalsekretärist in Gruppe K 3. Der Vorsitzendeerhalt
eine Anfwandsentschiidignng,die nach der erwähnten
kleinen Anfrage des Zentrums zunächst einmal 10 000
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Mark plus 8000 Mark ^ 18 000 Mark betragt. (Hört,
hört! links.) Der Vollversammlung, der Landwirt-
schaftskammer sind aber nur 10 000 Mark bekannt¬
gegeben worden. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann:
Also macht man auch noch Schiebungen!) 10 000 Mark
erscheinennur im Etat. Dann heißt es weiter in der
kleinen Anfrage des Zentrums: Zur Instandsetzung
einer Villa rund 15 000 Mark, Reise- und Tagegelder
in gleicher Höhe wie die Mitglieder des Vorstandes.
Die kleine Anfrage des Zentrums sagt dann: „Der so¬
mit von der rheinischen Landwirtschaft für den Vor¬
sitzendender Kammer aufzubringende Betrag dürfte
für das verflosseneJahr ^0 000 Mark erreichen. (Zuruf
des Abgeordueten Hoffmann: Das siud die notleiden¬
den Agrarier!) Diese Regelung steht zu der furcht¬
baren Not gerade der rheinischen Winzer- undBaucrn-
schaft in einem schreiendenGegensatzund ist unverein¬
bar mit der allgemein erhobenen Forderung nach
Sparsamkeit." (Lebhaftes Sehr richtig! links.) So die
kleine Anfrage des Zentrums.

Meine Damen und Herren! Die Antwort des
Ministers hat im großen nnd ganzen das, was in
der Anfrage gesagt wird, bestätigt und mich Austuuft
über das Gehalt oder die Aufwandsentschädigung des
Vorsitzenden Freiherrn von Lünint ge¬
bracht. Es heißt in der Autwort des Ministers:

„Die Qllndwirtschaftskammerin Bonn hat mir be¬
richtet, daß die ihrem Vorsitzenden aus Mitteln der
Saatkartoffelstellc der Landwirtfchaftskammer, G. m.
b. H„ bewilligte Vergütung von jährlich 8000 Mark
eine Tantieme darstelle, die er als Vorsitzender des
Aufsichsrats dieser als rein kaufmännisches Unter¬
nehmen betriebenen Einrichtung erhalte." (Hört, hört!
links. Zuruf des Abgeordneten Haas: Die arme Land¬
wirtschaft!) Für die ungeheuer schwereTätigkeit als
Vorsitzender des Nufsichtsrats bekommt Herr von
Lünink eine Tantieme von 8000 Mark. (Zuruf des
Abgeordneten Haas: Und dazu zahlen wir Provinz¬
gelder!) Meine Damen und Herren! Zu dieser Saat¬
kartoffelstellc— ichnehmean, daß sie mit der Kar-
toffelstellc in Bonn identisch ist — leistet die Provinz
einen Zuschußvon 10 000 Mark (Hört, hört! links), Wo¬
von der Vorsitzende der rheinischen Landwirtfchafts¬
kammer, Herr von Lünink, glatt 8000 Mark in die
Tasche steckt, für die er keinen Finger rührt. (Zuruf des
Abgeordneten Hoffmann: Ein Skandal!)

Meine Damen und Herren! Ich glaube nicht, daß
die kleinen Bauern, die ja auch die Beiträge zur Land¬
wirtfchaftskammer schwer erarbeiten müssen, über die
Verwaltungskosten der Landwirtschaftskammer und
über die horrende Aufwandsentschädigung ihres Vor¬
sitzenden unterrichtet sind.

Meine Damen und Herren! Nun noch ein Wort.
Wer ist Herr von Lünint? Herr von Lünink
ist einer derjenigen, die bei den Putschplänen von
I9W eine Rolle gespielt haben. Damals war bekannt¬
lich als „Reichskanzler", als Diktator, der da¬

malige Bürgermeister von Lübeck, Dr. Ncumann,
vorgesehen, der dann wegen seiner Teilnahme an
diesen Plänen aus dem Amte entfernt wurde. Als
Finanzministcr war der dcutschnationale Abge¬
ordnete uud Aufkäufer der Scherl-Presse, Hugen-
berg, vorgesehen, als Wehrminister General von
Möhl und als Ernährungsmini st er Frei¬
herr von Lünink, der Vorsitzende der
rheinischen Landwirtschaftskammer. (Zu¬
ruf des Abgeordueteu Hoffmann: Ein netter Er¬
nährungsminister! Weiterer Znruf links: Der ernährt
sich selbst gut!)

Meiue Damen und Herren! Wir müssen die Pro-
vinzinlverwllltnng ersuchen, sich darum zu kümmern,
Wie die Gelder, die die Landwirtschaftskammervon der
Provinz erhält, verwandt werden. (Zuruf des Abge¬
ordneten Hoffmann: Die Znschüsse sperren!) Gesetzlich
ist dir Provinz verpflichtet, gewisse Beiträge zur Land¬
wirtschaftskammer zu leisten. Darüber hinaus aber
werden ganz erhebliche freiwillige Mittel gefordert
und aufgewandt. Deren Bewilligung muß davon ab¬
hängig gemacht werden, daß dem Provinziallandtag
Einblick in die Geschäftsführung der Landwirtschafts¬
kammer gegeben wird. (Sehr richtig! links.) Meine
Damen nnd Herren! Sie können von uns nicht ver¬
langen, daß wir blindlings Gelder für eine Einrichtung
bewilligen, ohne daß wir die Verwendung dieser Gel¬
der kontrollieren können. Meine Damen und Herren!
Jede Gemeinde, auch die Provinz, verlangt von jeder
Organisation, der sie Znschüssegibt, daß sie nachher
den Nachweis über die Verwendung der Gelder bei¬
bringt. Ein Gleiches muß auch von der rheinischen
Landwirtschaftskammerverlangt werden, (Sehr richtig!
bei den Sozialdemokratcn.) Meine Damen und Herren!
Soviel zur rheinischen Landwirtschaftskammer. Viel¬
leicht bietet sich nachher bei der Einzelbcratung Ge¬
legenheit, noch das eine oder andere hierzu zu sagen,
wozu wir bereit sind.

Meine Damen und Herren! Den Wohlfahrts¬
pflegerischen und fürsorgerischen Maß¬
nahmen der Provinz haben wir immer die größte
Beachtung geschenkt. Was ans diesem Gebiete geleistet
worden ist, erkennen wir rückhaltlos an. Wir er¬
kennen an, daß auch der diesjährige Haushaltsplan
keine Streichungen an diesen Positionen, die uns be¬
sonders interessieren, vorsieht. Wir erkennen an, daß
sogar neue Fürsorgemaßnahmen nns zur Beschluß¬
fassung unterbreitet werden. Wir verstehen es auch
und halten es für richtig, daß die Provinzialverwlll-
tung über das, was sie in den Anstalten leistet, der
Öffentlichkeit Mitteilungen macht. Aber, Herr Landes¬
hauptmann, man soll doch einen solchen Unfug sein
lassen, wie er — nehmen Sie es mir nicht übel —
in Nummer 9 der „Wohlfahrtspflege" vom
1. Mai 1926 verzapft wird. Sie finden dort
einen Artikel der Frau üandesver waltun gs-
rat Hop mann über die Ausbildung
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weiblicher Fürsorgezögltnge in
den Anstalten. Da wird nachgewiesen,daß diese
weiblichen Fürsorgezöglinge eine durchaus perfette
Ausbildung als Hausfrau bekommen. In allen Fächern,
die die Hausfrau beherrschenmuß, werden sie ausge¬
bildet. Ja, es ist sogar die Berufsausbildung in den
Anstalten derartig, daß beispielsweiseals Näherin aus¬
gebildete Mädchen nachher sofort, wenn sie aus der
Anstalt herauskommen, Kunden gewinnen können, um
als Näherin ihr Brot zu verdienen. Sogar die Aus¬
bildung als Burcaullngestellte, als Krankenpflegerin
und als Säuglingspflegerin ist in den Provinzial-
llnstaltcu uach dem Artikel von Frau Hopmann mög¬
lich. Ich möchte mich einer Kritik enthalten, sondern
nur anführen, was ein ernst zu nehmendes Zeutrums-
blatt, der Aachener Volksfreund, dazu sagt. (Zuruf
rechts: Der ist nicht ernst zu nehmen!) Machen Sie
das mit Ihren Freunden da aus! — Der Aachener
Voltsfreund sagt u. a., daß die Fertigkeiten, die auf
dem Markt zu Richmond ausgeboten wurden, einen
Pappenstiel gegenüberdem bedeuten, was die Fnrsorge-
rrziehungsanstalten an Fähigkeiten den weiblichen Zög¬
lingen vermitteln. Und an anderer Stelle: „Alle unsere
modernen Pädagogen sind Stümper, weil es ihnen un¬
möglich sein wird, dergleichenResultate in einer relativ
so kurzen Zeit zu erzielen. Sie müssen unbedingt ein
Seminarjahr in der Fürsorgeerziehungsanstalt absol¬
vieren. Die Erzieherinnen in den Fürsorgeanstalten
sind Genies." Meine Damen und Herren! Der Artikel¬
schreiberkommt zu dem Schluß: „Wenn in dem ange¬
zogenen Artikel der Frau Landesverwaltuugsrat Hop-
mann eine Unsumme von pädagogischenUnwahrscheiu-
lichtcitrn ansgeschüttet, weun von gesicherterallseitiger
Ausbildung gesprochenwird, aber im gleichen Atemzng
nm Schluß gesagt wird, daß diese schwierigen Fragen der
Anstlllts-Berufsausbildung nicht gelöst werden können,
weil eben durch die Anstaltsunterbringung die Gren¬
zen gezogen sind, so fordert das zu einer sachlichen
Kritik heraus." (Abgeordneter Hoffmann: Sehr
richtig!) Meine Damen und Herren! Ich glaube doch,
daß es nutwendig ist, daß der Herr Landeshauptmann
sich um die Dinge kümmert, daß zum mindestenRicht¬
linien geschaffen werden, nach denen ge¬
arbeitet wird, uud daß in deu jungen
Menschen nicht Hoffnungen geweckt wer¬
den, deren Erfüllung nachher daran
scheitert, daß die Ausbildung nicht das
gebracht hat, was sie erhofft haben.

Meine Damen und Herren! In den Anstalten für
männliche Zöglinge muß unferes Grachtens die Hand-
wertliche Ausbildung und die Gelegenheit, die indu¬
strielle Jugend, die in die Anstalten kommt, auf das
spätere Leben vorzubereiten, gefördert werden. Diese
Jungen werden meist auf das Land geschickt. Unserer
Auffassung nach gehören sie aber in die Industrie, an
der sie auch hängen. Sie sollen in der Anstalt das an

Ausbildung mitbekommen,was sie später in der In¬
dustrie brauchen können.

Ebenso erscheint uns notwendig, daß die Provinz
Lehrlingsheime in den Großstädte» errichtet. Wir
dürfen nicht alles den privaten Wohlfahrtsorgani-
sationen überlassen, sondern müssen selbst dazu über¬
gehen, Anstalten ins Leben zu rufen. Die Möglich¬
keiten dazu sind vorhanden, weil heute vielfach An¬
stalten zum Kauf augeboten werden.

Meine Damen und Herren! Nun komme ich zu
einem Kapitel, von dem ich weiß, daß es den Wider¬
spruch der Herren vom Zentrum hervorrufen wird.
Wir müssen auch heute wieder unsere Forderung
nach paritätischen Anstalten erheben. (Sehr
gut! links.) Meine Damen und Herren! Wenn die
Jungen und Mädels, die in Fürsorgeerziehung
kommen, später in das praktischeLeben treten, dann
werden sie auch nicht nach Konfessionund Weltanschau¬
ung getrennt, sondern sie müssen nebeneinander ihrem
Erwerb nachgehen und ihre Arbeitskraft dem Unter¬
nehmer zur Verfügung stellen. Der Unternehmer fragt
auch nicht nach der Konfessionund der Weltanschauung,
sondern nur danach, wer ihm das meiste leistet. Des¬
halb sollte man nach unserer Auffassung die Jungen
und Mädels auch in Paritätischen Anstalten mit welt¬
licher Leitung erziehen und die Erziehung solchen
Leuten anvertrauen, die den Kampf des Lebens be¬
greifen und ihre Erziehungsmethoden danach ein¬
richten.

Meine Damen und Herren, besonders vom Zen¬
trum, ich weiß, daß es Ihnen schwer sein wird, von
Ihrem Vorurteil gegen paritätische Anstalten abzu¬
kommen (Zuruf eines kommunistischenAbgeordneten:
Ist das bloß ein Vorurteil?) und auf das zu verzichten,
was Sie als richtig befinden. Ich glaube aber, wir
muffen uns in dieser Frage einmal ver¬
ständigen, und wir werden es, meine
Damen und Herren, wenn Sie aner¬
kennen, daß es auch für unsGcwisfens-
fragcn gibt. Wir wollen nichts anderes
von Ihnen, lllsdaßSieunserenAnschllU-
ungen gegenüber tolerant sind und uns
das zugestehen, was Sie für sich als Recht
beanspruchen.

Meine Damen und Herren! Zu eiuem Vergleich
zwingen uns die Anstaltskostenfür Fürsorgeerziehung
Minderjähriger. Die jährlichen Ausgaben für einen
Zögling bei Anrechnung der Wirtschaftscrträgnisse be¬
tragen nach dem diesjährigen Haushaltsplan <l,72 Mark
in den Provinzialanstlllten — ein Weniger von,"« Pfg.
gegen 1926. In den Privatanstalten betragen diese
Kosten 2,26 Mark — ein Mehr von 11 Pfg. Wir sind
der Auffassung, daß die Kosten in den Provinzial-
anstalten noch mehr heruntergedrückt werden könnten,
wenn den Anstalten genügend Land zur Verfügung
stände, um sich das, was sie brauchen, selbst ziehen zu
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können. Meine Damen und Herren! Die Anstalten,
die kein oder nur wenig Land haben, müssen die land¬
wirtschaftlichenErzeugnisse zu Großhandelspreisen ein¬
taufen und müssen diese natürlich einsetzen. Aber die
Anstalten, die genügend Land zur Verfügung haben,
kalkulieren mit dein geringeren Erzeugerpreis und
wirtschaften demgemäß billiger, und ohne Zweifel ist
auch die Beköstigung in diesen Anstalten besser. Wir
haben Ihnen aus diesem Grunde einen Antrag unter¬
breitet, in dem wir bitten, daß dem Provinziallandtag
eine Aufstellung vorgelegt wird, ans der hervorgeht,
wie groß die landwirtschaftliche Fläche der einzelnen
Provinzialanstlllten ist und wieviel Insassen die An¬
stalten zu verpflegen haben. Ferner wünschenwir, daß
aus der Ausstellung hervorgeht, was auf der vor¬
handenen Fläche im besten Jahre geerntet worden ist
und wieviel von den einzelnen Ernteartcn hinzu-
nckauft werden mußte. Wir wünschenweiter Auskunft
darüber, wieviel Land noch angekauft werden muß, um
Insassen und Personal aus den eigenen Erzeugnissen
verpflegen zu können. Meine Damen und Herren! Ich
glaube, daß Sie diesem Antrage unbesehen zustimmen
tonnen.

Gin Wort zum Landesjugendamt. Dem Landes¬
jugendamt ist gesetzlich die Prüfungsstellc für Schmutz
und Schund angegliedert. Wir stehen dieser ganzen
Einrichtung sehr skeptisch gegenüber. Nicht etwa, als
ob es uns gleichgültig wäre, was die jungen Menschen
in sich anfnehmen, sondern weil wir befürchten, daß
sich das Muckertum in der Prüfungsstclle breitmacht
und nicht zwischen Wert und Unwert zu unterscheiden
vermag. Deshalb erwarten wir, daß die Tätigkeit der
Prüfungsstellc nicht in kleinlicheSchnüffelei ausartet.

Auf einen Uebelstandmuß ich auch hinweisen, dessen
sich die Provinzialverwaltung unbedingt annehmen
muß. Das ist die Gepflogenheit der Bczirksfürsorge-
verbände, vorschulpflichtigcKinder, die weder verwahr¬
lost sind, noch sich in einem Milieu befinden, das eine
Verwahrlosung voraussetzen läßt, einfach in die Für¬
sorgeerziehung zu überweisen, um die Kosten zu er¬
sparen. Meine Damen und Herren! Solche Kinder
gehören nicht in die Fürsorgeerziehung, der doch
immerhin ein Odium anhaftet, an dem die Kinder
später schwer zu tragen haben. Es mnß Vorsorge ge¬
troffen werden, daß solche Kinder in andere Anstalten
kommen,aber nicht in Fürsorgeanstalten.

Ein Wort zu der Verteilung von Provinzmitteln
an die Privatanstalten. Meine Damen uud Herren!
Unsere grundsätzlicheStellung ist Ihnen ja auch hier
bekaunt. Nach unserer Auffassung ist die gesamte
Wohlfahrtspflege Aufgabe von Reich,
Staat und Gemeinde, die die erforderlichen Ein¬
richtungen zu schaffen haben. Das ist auch die Auf¬
fassung der Wohlfahrtsorganisationen der Arbeiter¬
schaft, der Arbeiterwohlfahrt. Solange aber an private
Wohlfahrtseinrichtungen und Organisationen Provinz -

mittcl verteilt werden, mnß auch die Organisation der
Arbeiterschaft, die Arbeiterwohlfahrt, entsprechendder
hinter ihr stehenden Arbeiterschaft und entsprechend
ihren Einrichtungen berücksichtigt werden. (Sehr
richtig! links.)

Zu den einzelnen Haushaltsplänen, die die allge¬
meine Wohlfahrtspflege betreffen, ist noch zu bemerken,
daß uür hier eine Sparsamkeit für eine verfehlte Maß¬
nahme halten würden. Wir haben auch neuerdings
einen Antrag gestellt, für die Kinderspeisung
150 N 00 Mark in den Haushaltsplan ein¬
zusetzen. Ich glaube, daß eine Begründung dieses
Antrages kaum notwendig ist, Sie wissen alle, meine
Damen und Herren, daß der Reichstag uuglanblicher-
wrise die im Haushaltsplan stehenden5 Millionen für
Kindcrspcisung gestrichenhat. Man sagt, das sei Auf¬
gabe der Länder und der Gemeinden. Wir können das
Werk, das vor zwei Jahren begonnen und mit großem
Erfolge weitergeführt wurde, fetzt nicht einfach liegen
lassen, sondern wir müssen uns schon erneut mit den
Dingen befassen. Deshalb die Bitte an Sie, daß Sie
diese 150 000 Mark für Kinderspeisung wieder in den
Haushaltsplan aufnehmen.

Ich darf noch ein Wort sagen zn dem Antrag, betr.
Fürsorge für arbcits- und mittellose jugendliche
Wanderer. Wir begrüßen es, daß dieser Antrag uns
vorgelegt wird. Ich mnß aber sagen, daß bis jetzt die
Nheinprovinz da wirklich nachgehinkt hat. Der Pro¬
vinziallandtag hat da eine Pflicht vernachlässigt. Es ist
hier eine Aufgabe jetzt iu Angriff genommen,die längst
schon hätte in Angriff genommen werden müssen. Ich
hoffe nur, daß dieser erste Antrag die Grundlage für
eine großzügige Wandererfürsorge in der Rhein¬
provinz ist, wie wir sie in anderen Ländern und Pro¬
vinzen tzcnte schon haben.

Meine Damen und Herren! Wir haben Ihnen
weiter einen Antrag unterbreitet, für die allge¬
meine Volksbild ungsarbeit in der Rhein¬
provinz 50 000 Mark zur Verfügung zu stellen, und
zwar der Arbeitsgemeinschaft rheinischer Volts-
bildungsvcrcinigungcn. Der Haushaltsplan zur För¬
derung von Kunst und Wissenschaftficht eine Ausgabe
von 450 000 Mark vor, darunter 200 000 Mark zur Er¬
haltung alter Baudenkmäler. Ich glaube, ungemein
wichtiger als die Erhaltung alter Baudenkmäler und
Kirchen — man kann auch im Zweifel sein, ob die eine
oder andere Kirche wirklich ein altes Baudenkmal ist —
ist aber die Volksbildungsarbeit. Deshalb glauben wir
berechtigt zu sein, den Antrag zu stellen, und dürfen
auch hier Wohl auf Ihre Unterstützung hoffen.

Meine Damen uud Herren! Im Haushaltsplan er¬
scheint n. a. eine Anzahl Positionen für Unterstützungen
an Beamte, die zur Verfügung des Herrn Landes¬
hauptmanns stehen. Wir tonnen es nicht gutheißen,
daß hier einer einzelnen Person, dem Herrn Landes¬
hauptmann, ein solches Vcrfügungsrccht gegeben wird.
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Ich will nicht unterstellen, daß der Herr Landeshaupt¬
mann nach Willkür handelt. Aber man soll auch den
Schein der Möglichkeit vermeiden und soll auch ver¬
meiden, daß unter der Beamtenschaft vielleichtder Ge¬
danke aufkommt, daß bei der Entscheidung über solche
Gesuche diese oder jene Gründe maßgebend sind. Wir
halten es für viel richtiger, wenn die Entscheidunghier
irgendeinem Ausschuß übertragen wird.

Es sind uns auch eine Anzahl Wünsche von Be¬
amten und Angestellten zugegangen, aus denen zu ent¬
nehmen ist, daß sich gewisse Hurten in der Ein-
gruppicrnng, besonders bei den unteren und mittleren
Gruppen, ergeben haben. Wir bitten den Herrn
Landeshauptmann, auch hier eine Nachprüfung vorzu¬
nehmen und zu versuchen, bestehendeHärten auszu¬
merzen.

Meine Damen und Herren! Dem Provinzialland-
tag wird die Wiederwahl zweier Landcsräte vor¬
geschlagen.Es ist notwendig, daß auch die Provinzial-
verwaltung auf eine Verjüngung ihres Be¬
amtenstabes hinarbeitet. (Sehr richtig! bei den
Sozialdemokratcn.) Aber es geht uicht an, daß der
Nachwuchs uur auf Grund verwandtschaftlicheroder
gesellschaftlicherBeziehungen die Möglichkeit hat, in
die Provinz einzutreten. (Sehr gut! links.) Wir wen¬
den uns insbesondere gegen die Gepflogenheit, nur
junge Assessoren zunächst ganz harmlos als Hilfs¬
arbeiter in die Verwaltung hineinzubringen. Für uns
sängt der Mensch nicht beim Assessor an, wie früher
beim preußischen Kommiß beim Leutnant, sondern es
llibt auch sonst noch befähigte junge Männer, die viel¬
leicht bessere Entwicklungsfähigkeiten ausweisen als
mancherHerr, der es bis zum Assessor gebracht hat.

Aber, meine Damen und Herren, ich kann die Ge¬
legenheit nicht vorübergehen lassen, mich auch gegen
die Ucberhebung zu wenden, die in gewissen Kreisen
Platz gegriffen hat. So müssenwir uns gegen die un¬
geheure Neberhebnng wenden, die sich der Herr
^ eichskanz I er Dr. Marx in einem Schreiben an
eine Tagung katholischerBeamten in Bochum hcrans-
Nrnommcnhat. (Hört, hört! links.) Der Herr Reichs¬
tanzier Dr. Marx hat nach der KölnischenZeitung vom
l">. Dezember 192U in einem Schreiben an eine Tagung
katholischerBeamten iu Bochum — veröffentlicht in
der Berliner Börsrnzeitung vom N. Dezember 1926 —
behauptet, die katholische Wcltlluffassun g
befähige dc» katholischen Beamten vor
allen anderen dazu, unser Vaterland
wiederaufzurichten. Wörtlich sagt Herr Marx:
«Der katholische Beamte ist in weit höherem Maße be¬
rufen, in diesemSinne zu wirken nnd wie ein Sauer¬
teig die Gesinnung des ganzen Beamtcnlürpers zu
durchtränken mit dem tiefen Pflichtbewußtsein, eine !
Gewissensfragc mit der Bcamtentätigkeit erfüllen zu !
müssen, eine Samaritcrarbcit an dem aus tausend
Wunden blutenden Volkskörper zu leiste», wie An- ^

gehörige anderer Weltanschauung." Da
haben wir es. Meine Damen und Herren! Protestan¬
ten, Juden und wie sie alle heißen mögen, sind nach
der Ansicht des Herrn Reichskanzlers Dr. Marx
minderwertig und für den Verwaltungsapparat nicht
so zn gebrauchen wie die katholischenBeamten.

Meine Damen und Herren! Ich frage den
Herrn Landeshauptmann und frage die
Kollegen des Zentrums in diesem Hause
(Zuruf des Abgeordneten Görlinger: und den Vor¬
sitzenden des Provinzmlausschusses!), ob sie sich
diese Auffasfung des Herr» Reichs¬
kanzlers Marx zu eigen machen. Wenn ja,
dann ist nns in der Personalpolitik des
Rhein land es manches verständlich. (Sehr
gut! bei den Sozialdcmokraten.) Es ist Sache der¬
jenige», die sich nicht z» der Weltanschauung des Herrn
Reichskanzlers bekennen — es sind ja Vertreter der
verschiedenste»Weltanschauungen hier im Hause an¬
wesend — sich gegen die von Herrn Marx vertretene
Auffassung zu wenden. Wir Sozialdemokraten,
meine Damen und Herren, lassen uns
das nicht gefallen. Wir werden uns dagegen zur
Wehr setzen, daß das Zentrum mit uns so verfährt wie
der protestantischeLiberalismus früher mit dem Zen¬
trum verfahren ist. (Zuruf des Abgeordneten Gör¬
linger: Das Zentrum hat sehr schnell vergessen!)
Meine Damen u»d Herren! Das Unrecht, das dem
Zentrum früher widerfahren ist — ich stehe nicht an,
zu erklären, es ist ein großes Unrechtgewesen —, scheint
ganz vergessenzu sein. Sonst würde es auch in der
Provinz manchmal anders aussehen. Man würde sonst
»»ser Anrecht auf Mitarbeit innerhalb der Verwaltung
nicht nur platonisch anerkennen. (UnverständlicherZu¬
ruf eines kommunistischenAbgeordnete».) Quatsch!
(Heiterkeit. Glocke des Vorsitzenden.) Ihr (zu den
Kommunisten) habt das Zeug nicht dazu. (Zuruf eines
kommunistischen Abgeordneten: Das ist mir der Drang
nach der Futterkrippe!)

Stellvertretender Vorsitzender Gbcrlc: Darf ich
um etwas Ruhe bitten? Ich mache den Herr» Redner
darauf aufmerksam, daß ein Ausdruck wie „Quatsch"
parlamentarisch nicht zulässig ist. (Heiterkeit.)

Abgeordneter Holten: Ich nehme den Ausdruck
„Quatsch" zurück.

Meine Damen und Herren! Die Situation ist
zu er n st, um mich mit Ihnen (zu de» Kommunisten)
in ein Zwiegespräch einzulassen, das schließlich in
Lächerlichkeitausartet. (Zuruf links: Wir sind noch
nicht bei den Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten!)
Ich wiederhole: Wenn die Auffassung, die Herr Dr.
Marx vertreten hat, nicht auch die Ausfassungdes Zen¬
trums ist, würde mau nnser Anrecht auf Mitarbeit in
der Provinz nicht nur platonisch anerkennen, sondern
auch durch Erfüllung unserer berechtigten Ansprüche
uns die Mitarbeit möglichmachen.
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Meine Damen und Herren! Ich komme zum Schluß.
Mitarbeiten wollen wir, wie hier im Hause, so auch in
der Provinzialverwaltung, und zwar aus dem einfachen
Grunde, weil auch wir unsere rheinische Heimat lieb¬
haben und weil wir unsere Kräfte in ihren Dienst
stellen wollen. (Lanter Beifall bei den Socialdemokraten.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
als nächster Redner hat Herr Oberdörster.

Abgeordneter Oberdörster : Meine Damen und
Herren! Der Etat des Vorjahres wurde in jeder Be¬
ziehung hinsichtlich der Ausgaben für Wohlfahrts¬
zwecke nach den Wünschen der deutschenGroßindustrie
aufgestellt. Diese Leute verlangten bei der Aufstellung
der Etats im Frühjahr des Vorjahres sowohl vom
Reich und den Ländern wie auch von den Provinzial-
verbänden und den Kommunen, daß für die Wohl-
fahrtsausgaben 2N Prozent weniger in die Etats ein¬
gefetzt würden. (Hört, hört! links.) Auch die Pro-
vinzialverwllltung hat im vergangenen Jahre diesem
Wunsche, der für alle Verwaltungen selbstverständ¬
licher Befehl ist, Rechnung getragen. Nach dem Bericht
des Herrn Landeshauptmanns hat man auch den Etat
in diesem Rahmen durchführen können, und der Etat
für das kommende Jahr ist unter den gleichen Verhält¬
nissen aufgestellt. Ja, wenn man die schlimmenFolgen
der wirtschaftlichenVerhältnisse berücksichtigt, so muß
man feststellen, daß die in den Etat eingesetzten Beträge
für die Wohlfahrtsausgaben in diesem Jahre relativ
noch geringer sind als im vergangenen Jahre. (Sehr
richtig! bei den Kommunisten.) Das entspricht dem,
was der Neichsverbandder deutschen Industrie diktiert.
Das ist die Gesellschaft,die die eigentliche Regierung
nicht nur im DeutschenReich, sondern heruuter bis zur
letzten Gemeinde ist. Das, was diese Leute als Wuusch
äußern, wird willigst von allen Organen apportiert,
selbst wenn in diesen Organen auch Sozialdemokraten
sind. (Sehr gut! bei den Kommunisten.) Ich glaube,
der Herr Laudeshauptmann hat gestern bei seinem
Klagelied über die ungerechte Behandlung des Rhein¬
landes bei der Zuweisung von Reichssteuern und über
den überspannten Zentralismus dem Reichsausschuß
der deutschenIndustrie den Nachweis geliefert, daß er
der geeignete Mann ist, der demnächst den Ver-
waltungswllsserlopf in Berlin vielleicht einmal zur
Ader läßt. Das letzte Mal stand er ja bereits in der
engeren Wahl. Aber da wurde zunächst der Kamerad
Marx noch einmal vorgezogen. (Zuruf eines Kommu¬
nisten: Das war der größere Jesuit!) Das will ich
hier nicht untersuchen. Aber ich möchte zunächst auf die
immerhin hochpolitischen Ausführungen des Herrn
Oberpräsidenten eingehen, bevor ich zu einigen Posi¬
tionen des Etats Stellung nehme.

Der Herr Oberpräsident hat darüber gejammert,
daß entgegen aller wirtschaftlichenund politischen Ver¬
nunft das Rheinland immer noch beseht ist. Für ihn ist
es unfaßbar, daß in einem der ältesten Kulturländer

nun die Menschenrcchtedurch die Zwingherrschaft ver¬
letzt werden. Na, wer glaubt, daß der Völkerbund, in
dem England neben Frankreichdie erste Rolle spielt, ein
Friedensinstrumcut ist, wird noch allerhand Ent¬
täuschungen erleben. (Sehr richtig! bei den Kommu¬
nisten.) Wer glaubt, daß dieser Völkerbund Kultur ver¬
breiten wird, dem ist kaum noch zu helfen. (Sehr richtig!
rechts.) Unter der Duldung des Völkerbuudes haben
die französischenKanonen Damaskus demoliert. Unter
der Duldung des Völkerbundes hat man das Riffvolk
abgemeuchelt. Unter der Duldung des Völkerbundes
sind in Ehina Tausende von Menschen durch die eng¬
lischen Schiffsgcschützegetötet und verletzt worden.
Auch Deutschland wird vom Völkerbund die Behand¬
lung erfahren, die die deutschen Nationalisten ver¬
dienen uud die in ihrer Tendenz von den Sozialdemo-
lratcn bis zum äußersten unterstützt wird. Diese Leute
tonnen natürlich auf der anderen Seite die üandes-
grcnzcn spielend überwinden. Für die rheinischen
Zentrums-Großindustriellen, die entscheidendenLeute
im Gisenshndikat, spielen die Landesgrenzcn durchaus
keine Rolle (Sehr gut! bei den Kommunisten), sondern
sie verständigen sich mit ihren französischenFreunden.
Sie haben in dem Eiseushudikat eine Stelle geschaffen,
die in erster Linie dazu beiträgt, aus dem deutschen
Volke die Profite zu ziehen, die man vielleichtin einem
gegenseitigen Konkurrenzkampf nicht erobern kann.
Deshalb ist es schon eine nicht zu übertreffende Dema¬
gogie, wenn das Zentrum hier einen Antrag einbringt,
der an und für sich nichts tostet, in dem verlangt
wird, daß bei dem endgültigen Handelsabkommen
mit Frankreich die Reichsregierung keine Meist-
begünstigungstlausel über die Einfuhr französischer
Weine aufnehmen soll. Was wird die Zentrumskapita¬
listen daran stören, wenn der rheinischeWeinban taput
geht. Für sie kommt es doch nur darauf an, durch
die Verständigung mit den französischenEisenindu-
striellen ihre Profite zu erhöhen. Das ist doch das Ent¬
scheidende,nicht dieInteressen des rheinischen Weinbaues.
Deshalb ist ein solcher Antrag nichts wie Demagogie.

Generell möchte ich zu den Zentrumsanträgen, die
in so reicher Zahl bei dieser Tagung vorgelegt worden
sind, sagen, daß sie ein Symptom dafür sind, daß dem
Zentrum die Schäfchen wegrennen, weil einerseits die
Wirtschaftspartei die kleinen und mittleren Schichten
vom Zentrum wegzieht und andererseits die christlich-
soziale Reichspartei die Arbeiter dem Zentrum ab¬
spenstig macht. Das Zentrum versucht nun, mittels
solcher Mittelchen die Leute vor seinem Karren zu
halten. Meine Herren, die Arbeiterschaft hat lein
Interesse an der Einführung französischerWeine. Die
Arbeiterschaft kommt nicht in die Versuchung, franzö¬
sische Weine zu trinken, die werden natürlich von den¬
selben Kreisen bevorzugt, die auf der anderen Seite den
rheinischen Winzerstand auf Grund dieser Verhältnisse
zugrunde richten. Aber Menschenrechteund Kultur-
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länder sind heute Begriffe, die in der Praxis einen
durchaus anderen Inhalt haben. Gs kann, solange die
heutige Wirtschaft bestellt, keine Menscheurechte,keine
Kulturliiuder geben (Sehr gut! bei den Kommunisten),
sondern nur einen Kampf um die Profite der einzelnen
imperialistischenStaaten, einen Kampf, bei dem die Ar¬
beiterschaft natürlich immer tiefer und tiefer iu das
Elend hinabsinken wird.

Der Herr Oberpräsident sagte weiter: Wir wollen
keine borzeitige Räumung auf Kosten des Vaterlandes
und um den Preis wirtschaftlicher oder politischer
Fesselung. Mau ist doch bereits trotz des ß 16 in den
Völkerbund eingetreten, was sicherlich eine ungeheure
Fesselung Deutschlands im Interesse der westeuropäi¬
schen imperialistischen Staaten bedeutet. Aber was
heißt: Auf Kosten des Vaterlandes? Das, was man
Deutschland hinsichtlich der Besatzung an Erleichte¬
rungen einräumen wird, muß auf der anderen Seite
reichlich aufgewogen werden. Wenn Deutschland bereit
sein wird, nicht nur den s 16 des Völkerbundes anzu¬
erkennen, sondern auch aktiv in die englische Front
zum Kampf gegen Nußland einzutreten, dann wird
man dafür im Rheinlande die Besatzuugslasten etwas
mildern. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Wenn
Deutschland jetzt bereit ist, den englischen Imperialisten
in China Hilfe zu leisten, dann wird man in der gleichen
Weise bereit fein, hinsichtlich des Rheinlandes den
Großmütigen zu spiele». (Zustimmung bei den
Kommunisten.) Die Gefahr, daß Deutschland in die
chinesischen Verhältnisse hineingezogen wird, ist außer¬
ordentlich groß. Die englischenImperialisten werden
jeden Druck versuchen und jedes Mittel zur Anwendung
bringe», um auch Deutschlandgegen das um seine Frei¬
heit tämpfendc chinesischeVolk in Stellung zu bringe».
In den letzten Tagen sind von den Vertretern deut¬
scher Firmen in Schanghai Telegramme eingegangen,
die eine Aenderung der deutschen Politik iu bezug auf
China und die Unterstützung der englischen Politik for¬
dern, weil die englischenBanken, die dort an deutsche
Firmen über 10 Millionen Kredite gewährt haben, mit
der Zurückziehuug dieser Kredite drohen. Die Gefahr,
daß Deutschland sich in diesem Falle für die imperia¬
listischen Interesse» Englands mißbrauchen läßt, ist
sehr groß. Deshalb ist es unsere Pflicht, dagegen zu
protestieren, daß Deutschland in dieser Weise in China
mit eingreift. Wir verlangen vielmehr, daß Deutschland
über die bisherige Politik hinaus das chinesischeVolk
in seinem Kampf zur Abwehr des imperialistischen
Joches iu jeder Weise unterstützt. (Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Carl: Was geht das den Provinziallandtag
an?) Das sind Dinge, die nach meiner Meinung nicht
nur den Provinziallandtag, sondern das ganze deutsche
Volt in höchstemMaße interessieren. Der imperia¬
listische Augriff auf China ist die Ursache für die Ent-
fachuug eines neuen Weltkrieges. (Sehr gut! bei de«
Kommnnistrn.) Ich glaube, die Arbeiterklasse hat an

dein letzte» Völkergemetzelnoch reichlich genug. Sie
wird ihre ganze Kraft aufbieten, um eine Wiederholung
uumüglich zu machen. Wir sagen Ihnen offen: Wenn
die deutscheBourgeoisie den Versuch uutcruimmt, in
irgendeinem Falle einen Krieg, sei es gegen China, sei
es unter der Führung Englands gegen Rußland, oder
an anderer Stelle zu wagen, dann werden wir der
deutschen Bourgeoisie den Krieg ansagen. Dann werden
wir der Arbeiterklassesagen: Die Niederschlagung der
deutschen Bourgeoisie ist der erste Schritt. Das werde»
wir sagen, und das wird die Arbeiterschaft i» einer
solchen Situatiou verstehen. (Sehr richtig! bei den
Kommunisten.)

Der Herr Oberpräsident hat dann gewünscht, daß
Reich und Staat die Bevölkerung des Nhcinlandes
weiterhin in wirtschaftlicherHinsicht in stärkstem Maße
fördern möge, um die Folgen der Besatzungzu lindern.
Na, Fürsorge von Staat und Reich für die Wirtschaft
ist durchaus nichts Außergewöhnliches,aber nicht für
die arbeitende Bevölkerung, das ist in das Reich der
Fabel zu verweisen. Wir haben es erlebt, daß die
Ruhrindustriellen nicht nur lange Zeit keine Steuern
gezahlt haben, — nicht einmal die Kohlensteuer, die sie
von den Konsumenten unmittelbar wieder einzogen —,
sondern daß man ihnen, ohne daß der Reichstag irgend¬
wie darüber Beschluß gefaßt hatte, auch noch 70» Mil¬
lionen zugeschoben hat. (Sehr gut! bei den Kommu¬
nisten.) Und was hat man den Arbeiter» und Auge¬
stellten, die in dieser Zeit ungeheure Opfer gebracht
habe», die zum Teil wirtschaftlichruiniert worden sind,
gegeben? Man hat formell einige Millionen zur Ver¬
fügung gestellt und Bedingungen aufgestellt, die von
fast keinem der Beteiligten erfüllt werden konnten. Noch
in den letzten Tagen hat der Reichstag es wiederum
abgelehnt, weitere Mittel bereitzustellen, um diese Be¬
völkerungskreise auch «ur notdürftig unterstützen zu
tonnen. Es klingt deshalb wie eine hohle Phrase, wenn
hier der Vertreter der Preußische» Regierung von wirt¬
schaftlicher Fürsorge für die Bevölkerung redet. Wir
brauchen ja nur in die Erinnerung zurückzurufen, in
welcherWeise die Wirtschaft in größtem Maße unter¬
stützt wird, wie gerade die mächtigsten wirtschaftliche»
Unternehmungen vom Staat in einer unerhörten
Weise subventioniert werden. So hat Stumm nicht
weniger als 25 Millionen Mark Kredite bekommen,
Nöchling 41 Millionen, Mannesmann 41 Millionen,
Rheinmetall 19 Millionen und die Vereinigten Reede¬
reien 50 Millionen. Diese Liste kann noch weit, weit
fortgesetzt werden. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Earl:
Was geht das die Provinz an?) Namens der Arbeiter¬
schaft der Provinz protestieren wir dagegen, daß hier
nun an einer solchen Stelle Förderung derjeuigeu Teile
der Wirtschaft verlaugt wird, die sich bisher schon voll-
gesogen haben, die nicht nur in der Kriegszeit aus dem
Blute des Voltes Gold geprägt haben, sondern auch in
der Inflation den Arbeiter um seineu Lohn betrogen
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und den Mittelstand und den kleinen Mann vollständig
enteignet und sich mit Sachwerten vollgcsogen haben.
Wir verlangen, daß zur Beseitigung der Schaden, die
auf Grund des ganzen Wirtschaftssystems in die Er¬
scheinung treten, Mittel in ausreichendemMaße bereit¬
gestellt werden, und daß die Gesellschaft, die ini letzten
Jahre diese ungeheuren Profite eingestrichenhat, zur
Deckung der notwendigen Kosten herangezogen wird.

Wir haben im letzten Jahre ein seltenes Krisenjahr
durchlebt. Aber wenn wir uns das Ergebnis des letzten
Jahres ansehen, dann stellen wir fest — das hat gestern
der Herr Landeshauptmann ausdrücklich hier bestätigt—,
daß trotz Produttionssteigernug die Arbeiterzahl sich
verringert hat und daß trotz Belebung der Wirtschaft
leine Auswirkung auf dem Arbeitsmartte eingetreten
ist. Wenn wir das Fazit des letzten Jahres ziehen, so
stellen wir fest, daß die Kapitalneubildung nicht weniger
als 8 Milliarden betragen hat. Das sind die Profite
der deutschen Wirtschaft, die nach außen hin in die Er¬
scheinung treten. Die stillen Gewinne, die verschleiert
werden, sind da nicht eingeschlossen.Was sehen wir auf
der anderen Seite? Ein grenzenloses Elend. Man
braucht nicht irgendwie schwarz in schwarz zu malen;
man kann sich hier auf Material stützen, das sicherlich
als objektiv bezeichnet werden kann, z. B. auf das
Material, das in einigen Nnmmern der von der Pro¬
vinz herausgegebenen „Wohlfahrtspflege" enthalten ist.
Dort wird ein Elendsbild dargestellt, daß man sich
wirtlich wundern muß, daß die Provinzialverwaltung
nicht einmal den Versuch macht, durch ihre Tätigkeit
das Elend zu mildern. Wenn die Dinge so weit sind,
daß Fürsorgeerziehung angewendet werden muß, dcmn
wird die Provinz das, was von der Klassenjustiz ver¬
hängt wird, ausführen und dafür die Kosten über¬
nehmen. Man wird allenfalls einen noch größeren
Verwaltungsapparat schaffen, der viel Geld frißt, und
glaubt damit eine Fürsorgetätigteit ausführen zu
können, die sich natürlich nur darin erschöpft, gute Rat¬
schläge zu geben, mit denen die in immer größeres
Elend versinkenden Massen nichts anfangen können.
Die Ursachen dieser ganzen Verhältnisse liegen natür¬
lich in der heutigen Wirtschaft selbst. Wenn der Herr
Landeshauptmann gestern sagte, daß auf absehbare Zeit
eine wesentliche Abschwächung der Erwerbslosigkeit
nicht eintreten wird, so bedeutet das nicht nur eine
Stabilisierung dieses Zustandes, sondern es bedeutet,
daß das Elend nicht im Verhältnis zu den Zahlen der
Erwerbslosen, sondern mit der Daner der Erwerbs¬
losigkeitauch progressiv wächst. (Sehr gut! bei den
Kommunisten.)

Trotzdem man das hier feststellen muß, wird nichts
unternommen, um diesen Dingen in irgendeiner Weise
zu steuern.

Die Herren Socialdemokraten haben bereits Anfang
vorigen Jahres durch den ADGB. in einer großen
Denlsckrift die deutschen Unternehmer zur Vernunft

bringen zu können geglaubt, indem man ihnen nachzu¬
weisen versuchte, daß doch gerade im Interesse ihres
Profits die Lohnerhöhung notwendig fei, weil dadurch
der innere Markt gekräftigt werde. Der Herr Landes¬
hauptmann hat gestern ebenfalls zum Ausdruck ge¬
bracht, daß »atürlich die Hebung der Kaufkraft auf dem
Innenmarlte von der allergrößten Bedeutung für die
Besserung unserer Wirtschaft ist, und er hat auch Aus¬
führungen gemacht,die sich in der Richtung bewegten,
daß man in erster Linie die Laudwirtschaft fördern
müsse, um sie taufkräftiger zu machen und um anderer¬
seits auch die Lebenshaltuug des deutschen Volkes durch
die Steigerung der landwirtschaftlichenErzeugung uu-
abhängig vom Auslande zu machen. Aber bildet nicht
die Arbeiterklassedas Gros der Verbraucher? Will je¬
mand bestreiten, daß die Arbeiterschaft, soweit sie be¬
schäftigt ist, zum mindestenzu 8« Prozent nicht das zum
Leben Notwendige von ihrem Lohn kaufen kann? Ich
glaube kaum. In einer der letzten Nummern der
„Wohlfahrtspflege" können Sie nachlesen,wie das ab¬
solute Einkommen der Arbeiterschaft ist und in welchem
Verhältnis es zu den Kosten der Lebenshaltung steht,
ganz abgesehenvon den ungenügenden Unterstützungen
derjenigen, die infolge des Krieges arbeitsunfähig sind,
die infolge von Invalidität oder Alter erwerbsuufähig
sind, die auf eine Arbeitslosenunterstützung angewiesen
sind oder die »Is Kleinrentner, die in der Inflation
alles verloren haben, heute dahinvegetieren müssen.
Ihr Herren Sozialdemokraten, glaubt Ihr, daß die
Vernunft der Unternehmer ausreicht, um nach der
Richtung hin irgendetwas zu uutcruehmen? (Zuruf
eines sozialistischen Abgeordneten: Handgranaten!)
Glauben Sie immer noch, daß die Rationalisierung
eine Verbilligung der Produttion bringt und daß sich
entsprechendeAuswirkungen auf dem Markte zeigen?
Ich zweifle nicht, daß Sie noch immer diese Illusion
haben, trotzdem die Praxis auch Ihnen bewiesenhaben
dürfte, daß trotz der ungeheuren Warenmenge, für die
kein Absatz vorhanden ist, auch auf keinem Gebieteeine
Preissentnng eingetreten ist, wie das in Krisenperioden
der Vorkriegszeit der Fall war. (Zuruf des Abg. Duuder:
Die Hauptsache ist, daß die Unternehmer verdienen!) Wir
haben heute bereits einen solchen Zustand der Mono¬
polisierung unserer Wirtschaft, daß eine Konkurrenz
in den entscheidenden Wirtschaftskreisen vollständig
ausgeschaltet ist, daß die Könige der Wirtschaft auch in
der Krisenperiode die Preise diktieren, die notwendig
sind, um einen ungeheure» Profit einstecken zu können.
Aber mit den Gesetzen dieser Wirtschaft sind Vernunft¬
gründe unvereinbar. Wenn man auf diesem Gebiete
etwas erreichen zu können glaubt, dann soll man auch
den Versuch machen, nun wirtlich die Erwerbslosigkeit
dadurch zu überwinden, daß man eine Verkürzung der
Arbeitszeit vornimmt, daß man wenigstens den Acht¬
stundentag einmal wieder als normalen Arbeitstag zu¬
grunde legt, unl eine größere Anzahl Arbeiter beschaf-
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tigen zn können. Ist es nicht ein Hohn, daß Kultur¬
menschen auf der einen Seite zehn und zwölf Stunden
arbeiten und daß auf der anderen Seite Millionen zum
Nichtstun verurteilt sind? Gin größerer Widersinn ist
duch fast undenkbar!

Aber diese Fragen sind natürlich auf diesem Wege
unlösbar. Der Kapitalismus hat seine unabänderlichen
Gesetz?, und das oberste Gesetz ist die Profiterzielung,
die Machtcrweiteruug, die Zusammeuballung von
Kapital. Dadurch wird einmal die Krise schärfere For¬
men annehmen müssen, weil der innere Markt infolge
dieser Politik, die Po» den großen wirtschaftlichenKon¬
zernen und Trusts getrieben wird, immer mehr und
mehr einschrumpfenmuß. Andererseits bringt natürlich
diese Ginschrumpfung des Marktes eine Wieder¬
belebung der Wirtschaft nicht mit sich, natürlich auch
keine Preissenkung, sondern einen perschärften Kampf
des jetzt wieder tätigen deutschen Imperialismus auf
dem Weltmärkte gegenüber den anderen imperialisti¬
schen Mächten. Gs wird versucht werden, auf dem
Weltmarkte möglichstdie Wareu zu verschleudern,um
Absatz zu finden und auf der anderen Seite die Preise
un Inlande um so höher zu gestalten.Aber weder dieser
Weg, noch eine Regelung der Produktion, noch der
Versuch, die Produttion dem tatsächlichen Bedarf anzu¬
lassen, noch auch gewaltsame Regelungen durch Kriege
werdeu diese ungeheuerlichen Verhältnisse beseitigen
können. Solange die Profiterzielung für die Produktion
maßgebend ist, werden diese Zustände, die heute bereits
«n erschreckendes Bild zeigen, nur noch schlimmer.
Keine Moralpauken, keine Sittlichkeitsschnüfflerwerden
"» diesen Dingen etwas ändern können. Auch keine
Fürsorgeerziehung, besonders die heutige nicht, wird
die Schäden einer solchen Wirtschaft ausgleichen
können. Auch die internationale Verständigung der
Industrie wird hier keine Regelung bringen können,
weil es eben nnt den Gesetzen der kapitalistischenWirt¬
schaft unvereinbar ist, das, was auf der einen Seite
produziert wird, auf der anderen Seite auch dem Ver¬
brauch zuzuführen. Also auf der einen Seite eine unge¬
heure Steigerung der Unternehmerprofitc, die auch
darin ihren Ausdruck findet, daß die Börsenkurse trotz
der Krise ungeheuer gestiegen sind. Auf der anderen
Seite eine Zunahme des Glends trotz dieser Erschei¬
nungen. Wir müssen feststellen, daß dieser Zustand des
Aends stabilisiert wird, daß sich dieser Zustand mit der
zunehmenden Rationalisierung und der Fortführung
der Wirtschaft in diesem Rahmen progressiv steigern
uud damit die Verfaulung der Gesellschafteinhergehrn
uniß. Ich glaube, das ist die Charakteristikdes heutige»
Zustandes und der Entwicklung für die nächste Zeit.

Wenn wir jetzt den Etat im einzelnen uns ausehe»,
s" ist auch dort meiner Meinung nach an vielen
Punkten eine Kritik durchaus angebracht.

Der Vertreter der Staatsregieruug hat lobend her¬
vorgehoben, daß die Schäden, die infolge der Nach¬

kriegsverhältnisse an den Provinzialstraßen einge¬
treten sind, beseitigt wurden uud daß der Zustand
dieser Straßen ein durchaus guter ist. Wenu man aber
aufs Laud hinausgeht, dann findet man etwas andere
Verhältnisse. Wenn die Provinz die ihr für den
Straßenbau zur Verfügung stehendenMittel nnd die
Anleihen, die zn diesem Zwecke noch besonders aufge¬
nommen worden sind, um die Straßen auszubancn, die
jetzt insbesondere von den Automobilen der herrschen¬
den Klasse benützt werden, so hat man das auf Kosten
des Wegebaus auf dem Laude getau, indem man den
Gemeinden und Kreisen nicht die notwendigen Zu¬
schüsse für ihren Wegebau gegeben hat. Wir müssen hier
eine Benachteiligung des Landes nicht gegenüber der
Iudustriebcvülkerung, sondern gegenüber einer kleinen
Schicht in den Städten feststellen, die heute auf Grund
ihres Besitzes das Auto benutzt. Deshalb muß ge¬
fordert werdeu, daß nicht nur die Mittel der Provinz
für die Verbesserung der Provinzialstraßen gebraucht
werden, sondern, daß wenigstens anch diejenigen, in
deren Interesse der Ausbau der Provinzialstraßen in
erster Linie erfolgt, in einem höheren Maße zu den
Kosten herangezogen werden und daß auf der audereu
Seite die Mittel der Pruviuz, die auch von der Land¬
bevölkerungmitaufgebracht werden müssen, in höherem
Maße zur Förderung des Gemeindewegcbausverwandt
werden.

Dann hat man in den Ausführungen des Herrn
Landeshauptmanns permißt, daß nun auch die Provinz
versucht, den Wohnungsbau in der ihr zukommenden
Weise zu fördern. Wenn durch die Wohnungsfürsorge
auf diesem Gebiete gearbeitet wird, so ist das durchaus
ungenügend. Die Provinz muß Mittel zur Verfügung
stellen, damit die notwendigen Darlehen über die
Hauszinssteuerhypotheten hinaus auch wirtlich von der
arbeitenden Bevölkerung verzinst werden können. Ohne
daß diese notwendigen Zusatzdarlehenzu einem erträg¬
lichen Zinsfuß gegeben werden, ist die Bezahlung der
Miete für Wohnungen, die mittels der Hausziussteuer
errichtet werden, nur einer gauz kleinen Schicht mög¬
lich. Die Provinz mnß hier einen Ausgleichwenigstens
insofern schaffen, als eine Zinsverbilliguug für die von
der Landesbant für diesen Zweck bereitgestellten Dar¬
lehen gewährt wird. Wenn man boshaft sein wollte,
tonnte man annehmen, daß nach der Umgehung dieser
Frage durch deu Herrn Landeshauptmann eine Woh¬
nungsnot in der Rheinprovinz nicht mehr vorhanden
sei. Für sehr viele ist auch tatsächlich die Wohnungsnot
ein unbekannter Begriff. Aber für diejenigen, die den
unteren Volksschichten angehören, ist die Wohnungsnot
eine der furchtbarsten Geißeln, die das Leben vieler zu
einer qualvollen Hölle macht und die Quelle unge¬
heurer Schäden ist, für die nachher wiederum Mittel
von der Provinz aufgewandt werden müssen. Deshalb
muß auch hier gefordert werden, daß zur Förderung
des gemeinnützigen Wohnungsbaues von der Provinz
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die Mittel bereitgestelltwerden, die erforderlich sind, um
hier wenigstens die allergrößten Schäden zu beseitigen.

Ein dunkles Kapitel ist das der Besoldung. Wir
haben nicht nur eine Vefoldungsordnung mit dreizehn
Klassen,sondern darüber hinaus noch eine ganze Reihe
Einzelgruppen. Wenn schon in der Besoldungsordnung
nicht ein einziger sozialer Zug ist, so ist bei der Ruhe-
gchaltsordnung, die dieser Vesoldungsordnung ange¬
paßt ist, in ihrer Auswirkung noch viel Schlimmeres zu
verzeichnen. Nach dem Bericht betrugen die Durch¬
schnittspensionen der Beamten im letzten Jahre 37NN
Mark. Das bedeutet selbstverständlich,daß das Gros
viel weniger als 37UU Mark bekommt uud daß ein
kleiner Teil eine wesentlichdarüberliegende Pension er¬
hält. Bei den Hinterbliebeueubezügen betragen die
Durchschnittsbezüge2200 Mark. Auch hier ist natürlich
der gleiche Unterschied vorhanden, auch hier hat das
Gros eine bedeutend geringere Pension. Aber wenn
man damit die Beträge vergleicht,die die Arbeiter und
Angestellten als Ruhegehalt oder als Hinterbliebenen-
rente erhalten, so treten hier Unterschiedein die Er¬
scheinung, die direkt unglaublich siud. Bei diesen Ar¬
beitern und Angestellten beträgt der durchschnittliche
Iahresbezug 1400 Mark, wobei natürlich auch wieder
nach unten hin ganz gewaltige Verringerungen ein¬
treten. Dies trifft auch auf die Hinterbliebenenrenten
zu, die für diese Kategorie nur jährlich 800 Mark be¬
tragen. Das nennt man sozialen Ausgleich. Auf der
anderen Seite habeil wir bei der Provinzialverwaltnng
und in den Provinzialanstalten noch eine große Anzahl
von Beamten und Angestellten, die nach den Gruppen
2 und 3 besoldet werden und die nebenbei entweder
stehlen müssen oder sonst in irgendeiner Weise ge¬
zwungen sind, sich neben dieser Besoldung Einnahmen
zu verschaffen. Es ist meiner Meinung nach ein
Skandal, wenn man Leute in den Gehaltsgruppen 2
und 3 beschäftigt, die zum Teil bereits 30 und mehr
Jahre ihre Arbeitskraft der Provinz zur Verfügung
gestellt haben. Deshalb ist es meiner Meinung nach er¬
forderlich, daß der Provinziallandtag immer uud
immer wieder eine Abänderung der Besoldungs¬
ordnung fordert und daß vor allen Dingen die Provinz
selbst diese Härten auszugleichen versucht. Wir werde»
aus dem Grunde beantragen, daß alle diejenigen Be¬
amten und Angestellten der Provinz, die in einer
Gruppe uuter 4 sind, in 4 eingestuft werdeu, und daß
bei Neueinstellungen das Anfangsgehalt in Gruppe 4
in allen Fällen das Mindestgehalt sein muß. Wir siud
der Auffassung, daß das Gehalt der Gruppe 4 nicht
zum Lebensunterhalt ausreicht. Aber um Ihnen zu be¬
weisen, daß es uns nicht darauf ankommt, lediglich
Agitationsanträge zu stellen, bleiben wir in unserem
Antrage unter dem, was eigentlich vom rein mensch¬
lichen Standpunkte aus gefordert werden müßte. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Steinbüchel: Kein Mensch ist in
2!) Na, es gibt Pförtner, die in 2 sind. (Widerspruch.)

Entweder bin ich angelogen worden (Zuruf des Abge¬
ordneten Gerlach: Das soll vorkommen!)oder Pförtner
von Heil- und Pflegeanstalten werden nach 2 besoldet.
(Zuruf eines Kommunisten: Ihre Leute — zu den
Sozialdcmokraten—sind alle in einer höheren Gruppe!)
Aber sehen Sie sich einmal die Zahl derer an, die in 3
sind. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: In der Ge¬
meinde wird ja mit 4 angefangen!) Das ist auch ver¬
schieden, je nachdem. Aber zählen Sie einmal nach,
wieviel in 3 sind. (Zuruf des Abgeordneten Gerlach:
Sie haben doch die Vorlage bekommen,was reden Sie
denn da oben?) Aber es ist doch Tatsache, daß eine
ganze Reihe von Beamten und Angestellten der Pro¬
vinz unter Gruppe 4 besoldetwerden. Gruppe ! ist nach
unseren Begriffen das mindeste,was ein Menschhaben
muß, um die bescheideustc»Bedürfnisse erfüllen zu
können.

Jetzt zu einigen anderen Punkteu. Die Verhältniffe
in den Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten sind
keineswegs so, daß darüber keine berechtigten Klagen
vorzubringen wären. Wenn wir auch anerkennen, daß
die älteren Anstalten in ihrer ganzen Ginrichtung nicht
so mustergültig seiu tonnen, wie die neuerrichteten An¬
stalten, so muß doch dahin gewirkt weiden, daß auch
diese Anstalten möglichst modernisiert werden. Wir
haben im vorigen Jahr verlangt, daß der Mietvertrag ^
über einen Teil der Austalt Galkhausen gelüst und die
Anstalt Galkhausen wieder vollständig als Heil- und
Pflegcanstalt in Benutzung genommen wird. Damals
war angeblich kein Bedürfnis dafür vorhanden. Aber
ich behaupte, daß dieses Bedürfnis doch vorhanden war,
denn im letzten Jahre haben wir eine teilweise Ueber-
bclegung der Heil- uud Pflegeanstalten gehabt, die
meiner Meinung nach unzulässig ist. Ich habe i« Bonn
in der Frauenabteiluug persönlich festgestellt, daß nicht
nur an jeder Seite zwei Betten aneinandergerückt
waren, um eine möglichst große Anzahl Betten an jeder
Stirnseite stellen zu können, sondern daß auch noch eine
dritte Reihe vor diesen Betten aufgestellt wurde, auch
mit zwei und zwei aneinandergerückt. In einem solchen
Saal ist nicht einmal der polizeilich vorgeschriebene
Luftraum für die Patieuten vorhanden. Meiner Mei¬
nung nach sind diese Zustände unhaltbar. Deshalb
muß gefordert werden, daß die Provinzialanstalt Galt-
Haufen wieder vollständig zur Unterbringung der
Pflegebedürftigen in Benutzung genommen wird. Ge¬
rade bei der Provinzialanstalt Bonn sind Zustände,
die wirklich jeder Beschreibung spotten. Dort sind Är-
beitsräume, die meiner Meinung nach die Gewerbe-
inspektion für gesunde Arbeiter nicht als angemessen
bezeichne»würde, Arbeitsräume, die im Keller gelegen
sind, die nur Halbdunkel haben und die meiner Mei¬
nung nach auf deu Gesundheiszustand der Kranken
einen dnrchaus ungünstigen Einfluß ausüben müssen.
Deshalb muß vom Provinziallandtag gefordert wer¬
den, daß hier sofort andere Nrbeitsräume geschaffen
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werden und daß, so lange diese nicht vorhanden sind, in
diesen Räumen keine Leute mehr beschäftigt werden.
Im Sommer sind die Verhältnisse für die Kranken
durch die ungeheure Fliegenplage direkt unerträglich.
Diese Fliegenplage ist darauf zurückzuführen, daß die
landwirtschaftlichen Oekonomiegebäude in unmittel¬
barer Nähe der Anstaltsgebäude liegen und daß natür¬
lich von dort die Fliegen angezogen werden. Aber auch
die Wirtschaftsgebäudesind in einem unglaublichen Zu¬
stande. Meiner Meinung nach muß von der Provinzial-
verwaltung unverzüglich eine Verlegung der landwirt¬
schaftlichen Oekonomiegebäudeerfolgen, und es müssen
darin dann die jetzigen Wirtschaftsgebäude unterge¬
bracht werden.

Auch die Behandlung der Patienten läßt noch viel
zu wünschen übrig. Ich will nicht bcstreiten, daß die
Vorschriften im einzelnen vielleicht genügend sind. Aber
die Kranken werden mit allen möglichen Mitteln ge¬
zwungen, zu arbeiten, trotzdem jeder Arbeitszwaug
ausgeschlossen sein soll. Diejenigen, die nicht die ihnen
übertragene Arbeit verrichten, oder infolge ihres Zu¬
standes die Arbeit nicht so machen, wie sie gemacht wer¬
den soll, werden so lange eingepackt, bis sie mürbe und
bereit sind, eine solche Arbeit zu machen. Es muß dahin
gewirkt werden, daß solche Mittel unzulässig siud, um
die Kranken znr Leistung irgendeiner Arbeit zu brin¬
gn. In den Anstalten ist allgemein nicht die Bezeich¬
nung „Heil- und Pflegeanstalt", sondern „Keil- und
Flegelanstalt" üblich. Ich glaube, es ist an der Zeit, da¬
für zu sorgen, daß dort, wo irgendwelche Auswüchse
bestehen,durchgegriffen wird und daß das Vorurteil,
das heute noch allgemein in der Bevölkerung gegen die
Vrovinzial-Heil- und Pflegeanstalten besteht, endlich
ausgeräumt wird. (Sehr gut! bei den Kommunisten.)

Auch mit der Einweisung der Kranken in die ver¬
schiedenenAbteilungen muß etwas vorsichtiger ver¬
fahren werden. Ich habe einen Fall erlebt, der einfach
unglaublich klingt, wo ein Fürsorgezögling, der Epilep¬
tiker ist und der angeblichin einer Fürsorgeerziehungs¬
anstalt eiu „Komplott" gegen das Personal geschmiedet
haben soll, in eine Heil- und Pflegeanstalt zur Behand¬
lung gebracht wurde. Uud wohin? In das Bewahr-
baus in Bedburg-Hau. Ich würde Ihnen allen emp¬
fehlen, dieses Haus sich einmal anzusehen.Dann werden
Sie mit mir der Ueberzeugung sein, daß es nur für
solche Geisteskrankein Betracht kommen kann, die wirk¬
lich eine dauernde Gefährdung ihrer Mitmenschensind,
daß es aber auch auf diese Fälle beschränkt werden muß
und daß es wirtlich ein Verbrechen ist, einen Menschen,
der als Epilektiker eine sachgemäße Behandlung haben
>»uß, in eine solche Umgebung zu bringen, in der man
'hn l^l Jahr festhält nud beinahe zur Verzweiflung
bringt. Solche Dinge müssen nnmöglichgemacht werden.

Das sind die Kritiken, die wir hier anzusetzen haben.
Mir werden iu de« Kommissionen noch eine Reche

Einzelfälle vortragen, um zu zeigen, wo die Verhält¬
nisse gebessert werden müssen.

Das dunkelste Kapitel ist sicherlich das der Fürsorge¬
erziehung. Der Name ist durchaus falsch. Er bezeichnet
durchaus nicht das. Ums als Fürsorgeerziehung in der
Provinz praktisch durchgeführt wird. Im vorigen Jahr
hat der Herr Landeshauptmann darauf hiugewiescu,
daß versucht werden müsse, vor allen Dingen die An¬
staltspflege einzuschränkenund diese Fälle überhaupt
zu reduzieren, indem man überall wo es möglich ist, die
Kinder in die Familien zurückgibt. Wir haben damals
nicht sehr viel Glauben an diese Ausführungen gehabt.
Wir haben jetzt bereits die Bestätigung dafür, daß nicht
eine Verringerung der Zahl, sundern eine Erhöhung
Von 14 000 auf 15 000 eingetreten ist. Die Ursachen
habe ich vorhin bereits geschildert. Sie liegen keineswegs
darin, daß etwa die Arbeiterschaft in moralischer und
sittlicherBeziehung verkommenerist als andere Volks¬
kreise. Ich behaupte im Gegenteil, daß die sittlicheund
moralische Stellung der Arbeiterschaft eine einwand¬
freiere ist als die anderer Volksteile. Aber in der Für¬
sorgeerziehungfinden wir fast ausnahmslos Kinder aus
Arbeiterfamilien, der beste Beweis dafür, daß die Ur¬
sachen der Fürsorgeerziehung lediglich in den wirtschaft¬
lichen Verhältnissen begründet sind. (Sehr gut! bei
den Kommunisten.) Deshalb halten wir es für ange¬
bracht, daß die Mittel, die jetzt für die Fürsorge¬
erziehung völlig zwecklos aufgewandt werden, zum Teil
zur Vorbeugung benutzt werden und daß den Familien,
die ihre Kinder nicht in irgendeiner Weise notdürftig
durchbringen können,Grziehungszuschüssegegeben wer¬
den. Ich glaube, das ist viel vernünftiger, als zunächst
zuzulassen, daß durch die wirtschaftlichenVerhältnisse
die Kinder demoralisiert und dann zwangsweise in
Fürsorge gebracht werden.

Solange die heutigen Verhältnisse bestehen, ver¬
langen wir, daß für die Familienpflege solche Pflege¬
sätze gezahlt werden, die es gestatten, den betreffenden
Pfleglingen auch wirklich die notwendige Nahrnng zu¬
kommen zu lassen. Wenn hier ein Betrag vuu 75 Pfg.
durchschnittlichgegeben wird, so entspricht das nicht
dem mindesten, was für die Ernährung dieser Kinder
erforderlich ist.

Nach dem Bericht des Herrn Landeshauptmanns
werden für Bekleidung und Ausrüstung dieser Kinder
in Familienpflege jährlich ganze 13,98 Mark ausge¬
geben. Das bedeutet, daß entweder die in größter Not
lebenden Familien dieser Kinder nun noch die Kinder
zum Teil kleiden müssen oder aber, daß sie in Lumpen
oder in geschenkten Kleidungsstücken umherlaufen
müssen. Es wird also nicht einmal in der notdürftigsten
Weise von feiten der Provinz für die Bekleidung der in
der Familienpflege befindlichen Zöglinge gesorgt.

Die Kosten der Fürsorgeerziehung in den Pro-
vinztalanstalten sind, trotzdem die persönlichen Kosten
gestiegen siud, im vergangenen Jahre nicht unwesentlich
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gesunken. Ich kann mir das nur dadurch erklären, daß
auch hier an der Verpflegung, an der Bekleidung, viel¬
leicht auch an anderen Dingen gespart worden ist, was
sich natürlich gegen die Zöglinge selbst auswirken mutz.
Ich kann mir nämlich kaum denken, daß durch eine
rationellere Bewirtschaftung solche Ersparnisse möglich
sind, wie sie hier in dem Bericht des Herrn Landes¬
hauptmanns in die Erscheinung treten. Dagegen
müssen wir feststellen,datz in den Privatanstalten die
Kosten während der gleichen Zeit nicht unwesentlichge¬
stiegen sind.

Ein anderer Punkt, der mir sehr dunkel erscheint
und worüber wir Aufklärung verlangen, sind die Kosten
der Beaufsichtigung für die in Familienpflege und in
Lehr- und Dienststellen untergebrachten Zöglinge. Es
wird dort auch in diesem Jahre noch ein Betrag von
jährlich 46,20 Mark aufgewandt. Das bedeutet, daß für
die Beaufsichtigung der ungefähr 7NN0 Zöglinge, die in
Familien- und in Lehr- und Dienststellenuntergebracht
sind, jährlich nicht weniger als Z20 0N0 Mark aufge¬
wandt werden. Aber ich glaube, das ist eine Position,
aus der insbesondere den karitative» Verbänden Sub¬
ventionen zugeführt werden, in dem hier in der Form
der Beaufsichtigung von Fürsorgezüglingen diese
Organisationen eine Unterstützung des Provinzial-
verbandes erhalten. Wir verlangen in diesem Punkte
Aufklärung und fordern, daß diese Beaufsichtigung
durch die Provinz selbst, vor allen Dingen durch die
örtliche» Jugendämter uud ihre Organe durchgeführt
wird und nicht in der bisherigen Form, wofür
hunderttausende Mark jährlich erforderlich siud.

Dann haben wir immer schon gefordert, datz die
Fürsorgezüglinge nicht als billige Ausueutunnskrnstr
auf das Land und in häusliche Dienste gegeben wer¬
den, sondern daß sie, soweit sie das überhaupt wün¬
schen, die Möglichkeit erhalten, einen Beruf zu er¬
lernen, der ihnen später ein Fortkommen gewähr¬
leistet. Aber es werden keine Zahlen darüber auge¬
geben, wieviel Zöglinge eine berufliche Ausbildung
erhalten. Ich glaube, man behauptet durchaus uicht
zuviel, wenn man sagt, daß 90 Prozent aller Zöglinge
über 14 Jahre heute wirtlich als billige Arbeitskräfte
bei einer ungeheuren Arbeitszeit ausgebeutet werde»
und nach Ablauf der Fürsorgeerziehung als Gelegen¬
heitsarbeiter sich durchschlagenmüssen. (Sehr richtig!
bei den Kommunisten.) Das ist ein unwürdiger Zu¬
stand, der auch unter dem heutigen System beseitigt
weiden kann.

Wenn nun auch die Provinzialverwaltung selbst
an der Vcrhängung der Fürsorgeerziehung schuldlos
ist, so stände es, glaube ich, doch in ihrer Macht, in sehr
vielen Fällen die Fürsorgeerziehung zum frühesten
Zeitpunkt aufzuheben, wenn wirtlich durch sozial
denkende Menschen eine Nachprüfung der häusliche»
Verhältnisse vorgenommen würde. Wie die Urteile
der Klassenjustiz in Fürsorgefällen zustande kommen.

das ist einfach unbegreiflich. Trotzdem keine Kinder
und Fürsorgezüglinge durch uniformierte Polizei¬
beamte abgeholt werden dürfen, kann man dies immer
und immer wieder feststellen. In der rücksichtslosesten
Weise werden die Kinder ihren Eltern weggerissen. Mir
ist ein Fall bekannt, wo die Polizei frühmorgens in
Uniform erschien, einer Witwe ihre .Kinder von 1 bis
12 Jahren wegnahm und diese Kinder einfach ver¬
schleppte. Denn anders kann man es nicht bezeichnen,
wenn man die Mutter darüber im unklaren läßt, wo
die Kinder hingebracht werden. Die Mutter brach
dann zusammen und mutzte ins Krautenhaus gebracht
werden. Man benutzte die Gelegenheit, um die Drei¬
zimmerwohnung der Frau zu räumen, das Mobiliar
auf den Speicher zu stellen nnd sie so auch noch ihrer
Wohnung zu berauben. (Hört, hört! bei den Kommu¬
nisten.) Das ist natürlich nachher der Grund, datz die
Fürsorgeerziehung mangels einer Wohnung unbedingt
anfrechterhalten werden muß. Weun irgendein Sitt¬
lichkeitsschnüfflerbei einer folchen Witwe feststellt, datz
sie vielleicht mit einem Manne verkehrt hat, so genügt
das, um die sittliche Gefährdung der Kinder zu be-
grüuden. Es ist meiner Meinung »ach etwas Unglaub¬
liches, daß dadurch Familicu auseiuaudergerissen wer¬
den und daß dadurchweiterhin die Kosten der Fürsorge¬
erziehung ins Unheimliche wachsen. (Zurnf des Ab¬
geordneten Duuder: Der Lehrer Lohmar drüben in
M.Gladbach war für die Jugenderziehung nicht zu
gefährlich!)

Meine Damen uud Herren! Ein anderer Fall. Auf
Grund eines Gerichtsurteils wurde über zwei Kinder,
von denen der Junge bereits die Schule verlassen hatte
und das Mädel bereits 12 Jahre alt war, Fürsorge¬
erziehung verhängt. Das Gericht hat auf Grund der
Angaben guter Freunde und treuer Nachbarn dem
Antrage des Jugendamtes stattgegeben, trotzdem die
Eltern 7 Kinder erzogen haben, von denen jedenfalls --
mit einer einzigen Ausnahme — gegen keins irgend-
ctwas eingewandt werden kann. Nachdemich mich von
den Verhältnisse» im einzelnen überzeugt habe, habe
ich festgestellt, datz nicht ein einziger Grund vorhanden
war, die Fürsorgeerziehung zu verhängen. Die Ursache
war lediglich die Tatfache, datz die Eltern auf Grund
der Erfahrungen, die sie mit der Kirche gemachthatten,
nicht allzu fest mehr an der Kirche hingen und daher
der dortige Pastor uud der Kirchcnvorstand glaubten,
es bestände die Gefahr, datz die Seelen dieser Kinder
der Kirche verloren gehen könnten. Also Eltern, die
7 Kinder erzogen haben, wo der Vater seit 20 Jahren
auf Grund einer Lungenkrankhcit Invalide ist und
trotzdem seine Familie durchgebracht hat, nimmt man
die beiden jüngsten Kinder, die eine Stütze der Eltern
sein könnten, weg, und, wenn die Verhältnisse nach-
geprüft sind, gibt es seitens der Proniuzialverwaltung
noch Schwierigkeiten, um die Aufhebung der Fürsorge¬
erziehung zu erzielen. Hier muß, wenn das, was der
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Herr Landeshauptmann im vorigen Jahr gesagt hat,
überhaupt einen Sinn haben soll, gefordert werden,
daß eine Nachprüfung aller Falle vorgenommen wird
und daß überall dort, wo unter Gewährung von Ver¬
pflegungszuschüsseneine Entlassung am Platze ist, die
Entlassung aus der Fürsorgeerziehung erfolgt.

Das schlimmste Kapitel sind die Privatanstalten, die
bisher überhaupt unter keiner öffentlichen Kontrolle
stehen. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Es muß
gefordert werden, daß die Provinz diese Anstalten
nicht mehr zur Unterbringung von Fürsorgezöglingen
benutzt und daß die Fürsorgezöglinge, die wirtlich auf
Grund besonderer Verhältnisse einer Erziehung be¬
dürfen, in eigenen Anstalten der Provinz untergebracht
werden. (Sehr gut! bei den Kommunisten.)

Das, was das Licht der Oeffentlichkeitaus diesen
Anstalten erblickt, ist zum Teil direkt empörend. Eine
Arbeitszeit kennt man dort überhaupt uicht. Nur
einige Ausschnitte: In den Düsselthaler Anstalten, im
Recke-Stift, wird eine ziemlich umfangreiche Bäckerei
betrieben, die natürlich nicht nur für die Düsseldorfer
Anstalten den Vrotbedarf deckt, sondern auch noch den
Bäckereien in Düsseldorf eine ganz gewaltige Kon¬
kurrenz ist. Das Nachtbackverbot,das sonst für alle
Bäckereiengilt, scheint dort nicht zu bestehen. Die Ar¬
beitszeit ist unbegrenzt, die Behandlung der Zöglinge
so ziemlichwie auf dem Kasernenhof. Die Bezahlung?
Na, Nebensache.Das gleiche gilt auch für die sonstige,,
Privatanstalten. Wir werden vor allen Dingen in den
Ausschüssen Gelegenheit nehmen, eine ganze Menge
von Material noch vorzutragen. Deshalb ist es unver¬
antwortlich, noch länger in diesen religiösen Anstalten
Kinder unterzubringen, für die die Provinz die Er-
ziehungskostcn zu tragen hat, sondern hier müssen
Pruvinzilllanstalten geschaffen werden. Wir verlangen,
daß vor allen Dingen überall dort, wo durch den
Landeshauptmann die Aufhebung der Fürsorge mög¬
lich ist, eine Nachprüfung erfolgt, sowie Entlassungen
ln all den Fällen, wo wirtlich keine direkte Gefahr für
die Kinder besteht. Wir verlangen weiter, daß von den
eingesparten Kosten Zuschüsse zur Erziehung dieser
Kinder an die in Armut lcbeuden Familien gegeben
werden. Ferner verlangen wir, daß sowohl aus¬
reichendePflegcsätze für Privatpflege gezahlt, als auch
ausreichende Beträge für die Bekleidung der Zöglmge
ausgeworfen werden. Bei Beschäftigung, ganz gleich¬
gültig, wo die Beschäftigung erfolgt - ob im Haus¬
dienste, ob in der Landwirtschaft, ob als gewerblicher
Arbeiter — muß die Bezahlung, nach Tarif erfolgen,
wuß dafür gesorgt werden, daß das Verdienst nicht m
irgendeiner Weise dem Arbeitgeber zugute kommt,
sondern auch tatsächlichden Fürsorgezöglinge« sicher¬
gestelltwird. Wir verlangen ferner, daß die Fursorge-
zo'ülingedas Recht haben, sich gewerkschaftlich zu orga¬
nisieren, soweit sie irgendwie beschäftigt werden, daß
sie die Möglichkeit haben, an dem Leben der Gewerk¬

schaften und an ihren Versammlungen teilzunehmen.
Die Fürsorgeerziehung hat durchaus nicht das Recht,
die verfassungsmäßig garantierte Koalitionsfreiheit
diesen jungen Leuten, die wirtschaftlich ausgepreßt
werden, irgendwie zu beschneiden.

Die Beseitiguug der Prügelstrafe, wie die Beauf¬
sichtigungdurch die örtlichen Jugendämter, ist eine er¬
gänzende Forderung, die wir ans diesem Gebiete er¬
heben müssen.

Wenn bei dem Etat für 1925 noch ein erheblicher
ungedeckter Fehlbetrag vorhanden ist, wenn bereits im
Vorjahre diese Abstriche am Etat gemacht wurden,
wenn in diesem Jahre wiederum ohne Berücksichtigung
des Notwendigsten der Etat aufgestellt wurde, so ist
das, glaube ich, eiu Beweis dafür, wie weit der
Baukrott der heutigen Gesellschaft und ihrer staat¬
lichen Organe bereits vorgeschritten ist. (Sehr gut!
bei den Kommuuisten.)

Alle Ausführungen, die einen gewissen Optimismus
zum Ausdruck bringen, werden natürlich niemals in
Erfüllung gehen können, sondern es wird sich der
heutige Zustand durch eine Verschärfung der Not für
die Arbeiter fortsetzen. Das wird natürlich dazu
führen, daß auf der einen Seite die Profite der Be¬
sitzenden größer werden und anf der anderen Seite das
stabilisierte Elend schlimmereFormen annimmt. Wir
müssen es dcshlllb ablehnen, in die Gesängeeinzustimmen,
die hinauslaufen auf eine Volksgemeinschaft,auf eine
Ueberbrückungder Gegensätze,die angeblich, nach den
Ausführungeu des Herrn Oberpräfidenten, nur künst¬
lich konstruiert werden. Wir sagen vielmehr, daß die
Gegensätzezwischen den Ausgebeuteten und den Aus¬
beutern sich dauernd verschärfen müssen, daß diese
Gegensätze die Ausgebeuteten zwingen, eine einheitliche
Front gegen ihre Ausbeuter zu bilden, uud um die Er¬
haltung ihrer Existenz zu kämpfen. Das ist die Linie,
in der die Entwicklung gehen wird. Eine Ueber¬
brückung der Gegensätzewird selbst den Sozialdemo-
lraten nicht gelingen, trotz ihrer Anschmiegungan die
Bourgeoisie und ihrer Helfersdienste. (Zuruf: Die
Eutwicklung hält keiner auf!) Es ist durchaus verfehlt,
sich jetzt darüber zu betlagen, daß man nicht überall
an die Futterkrippen zugelassen wird. Seien Sie (zu
den Suzialdemotraten) beruhigt. Auch weun die
Bourgeoisie Sie heute uicht überall mehr gebraucht,
als Polizeipräsidenten, als Schlichter werden Sie der
Bourgeoisie immer noch Leute zur Verfügung stellen
dürfen. Für diese schmierigstenDienste, für diese
Blutarbeit an der Arbeiterklasse sind Heinrich Meher
und andere immer noch gut genug. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hoffmann: Ihr habt doch den Hindenburg-
Kurs gemacht!) Na, Hindenburg-Kurs. Ich habe kein
Bedürfnis, noch auf die Bürgerblockregierung uud ihre
Politik im einzelnen einzugehen. (Zuruf des Abge¬
ordneten Gerlach: Das ist für Sie auch heißes Eisen!)
Aber die Bürgerblockregierung ist doch das Produkt
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Ihrer Arbeit. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)
Die Niederschlagung der Arbeiterklasse, das sind die
Früchte Ihres Verrates seit 1914. Ihre Koalitions-
und Arbeitsgemeinschaftspolitik und neuerdings auch
Ihre Wirtschaftsdemokratiewird die Arbeiterschaft nur
in noch größeres Elend hineinbringen. (Zuruf des
Abgeordneten Görlinger: Seid still, Ihr lernt's noch!)
Alle Ihre Vorschlägezu Reformen werden diese Leute
keineswegs irgendwie in Rctirade bringen, sondern sie
nur dazu veranlassen, ihre Profitpolitik rücksichtslos
fortzuführen. Man wird Ihnen gestatten, hie und da
noch eine schmierige Arbeit zu machen. Dafür wird
man Sie auch noch zu Krippen heranziehen, und Sie
werden natürlich trotz aller Fußtritte, die Sie heute
bekommen,immer und immer wieder, wenn die Bour¬
geoisie Ihre Hilfe gebraucht, bereit sein, sich schützend
vor die Gcldfchränke dieser Gesellschaft zu stellen.
(Lachen bei den Sozialdemotraten. Zuruf des Abge¬
ordneten Gerlach: Jeder blamiert sich, so gut er kann!)
Ich brauche dafür im einzelnen keine Beweise anzu¬
führen. Aber ich sage Ihnen: Es wird Ihnen nicht
mehr gelingen, die Arbeiterschaft, wenn sie in Be¬
wegung ist, durch die Präsentieruug eines Finanz-
Ministers, der ein Vesitzsteuerprogrammvorlegt, wie es
Herr Hilfferding getan hat, zurückzudrängen, sondern
die Arbeiterschaft hat aus diefen Dingen gelernt. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Gerlach: Können Sie überhaupt
namens der Arbeiterschaft zu uns sprechen?Sie haben
ja gar keine Anhänger mehr!) Sie können in dema¬
gogischerWeise Wirten, wie Sie wollen; die Arbeiter¬
schaft, auch die christliche,wird erkennen, daß sie in
wirtschaftlicher Hinsicht gemeinsame Interessen gegen
das Kapital hat (Zuruf des Abgeordneten Huffmann:
Und Sie sind der Zersplitterer!), daß in wirtschaftlicher
Hinficht die Kampfe geschlossen geführt werden müssen.
Ob Sie jetzt einen lendenlahmen Kampf gegen das
Arbeitszeitgcsetz führen, ob Sie jetzt der Bourgeoisie
behilflichsind, durch die Erwerbslosenversicherung das
bißchen Fürsorge, das besteht, noch zu beseitigen, ob
Sie mit Rücksicht auf die preußische Koalition Hirt-
siefer schützen, trotz seiner ungeheuerlichen Mietverord¬
nung (Sehr richtig! bei den Kommunisten), oder ob
Sie auf einem anderen Gebiete einen Verrat begehen,
die Arbeiterschaft wird die Dinge, die Sie hinter sich
haben, nicht mehr vergessen und sich nicht mehr vom
Kampf durch die Phrasen der Sozialdemokratie ab¬
halten lassen. (Zuruf des Abgeordneten Gcrlach:
Gegen kommunistischePhrasen!) Ich glaube, das hat
die Arbeiterschaft begriffen, daß, genau so gut wie die
Bourgeoisie, ihre Ausbeuter, über alle politischen und
religiösen Gegensätze hinweg eine geschlosseneFront
gegen sie bilden, auch die Arbeiterschaft diese ge¬
schlossene Front bilden muß, um ihre Existenz zu ver¬
teidigen und um eine Wirtschaft zu schaffen, die allen
eine Lebrnsniüglichteit einräumt. Die Arbeiterschaft
ertennt immer mehr und mehr (Zuruf des Abgeord¬

neten Hoffmann: daß Sie die Zersplitterer sind!), daß
die demokratischeRepublik nicht in ihrem Interesse
ausgebaut werde» taun, daß es dort eine Demokratie
nicht geben kann, daß es dort auch iu wirtschaftlicher
Beziehung keinen Ausgleich der Interessengegensätze
geben kann, sondern daß nur der Kampf entscheidend
sein kann für das, was die Arbeiter zur Befriedigung
ihrer Lebensbedürfnisse erhalten werden. Aus diesem
Grunde werden wir alles daran setzen, um die Ar¬
beiterschaft von der Notwendigkeit des Klassenkampfes
zu überzeugen, weil nur durch den Klassenkampfdie
Arbeiterklasse die heutigen Zustände beseitigen kann,
weil sie nur dadurch ihre Existenz erhalten und dar¬
über hinaus auch diese Wirtschaft überwinden kann.
Sie mögen sich darauf beschränken,nun irgendwelche
Reformen durchzusetzen. Aber die Arbeiter dürften
doch bald erkannt haben, daß all dies Geplärre zweck¬
los ist, daß dies alles mit der kapitalistischenWirtschaft
unvereinbar ist, daß es unmöglich ist, innerhalb dieses
Systems die Lebenslage der Arbeiterschaft zu verbessern.
(Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Ohne Sozial-
demotratie keine soziale Reform!) Wir werden auf
allen Gebieten für die Durchführung der Tagesförde¬
rungen der Arbeiterklassenauch im einzelnen kämpfen.
Wir werden aber über dem Kampfe um die aktuellen
Tagesförderungen der Arbeiterklasse den Kampf zum
Sturz der jetzigen Gesellschaftnicht vergessen. (Zuruf
des Abgeordneten Verlach: Mit Sowjet-Granaten!)
Das ist natürlich Ihre alte Walze. Aber ich muß Ihnen
noch sagen, daß die Mittel zur Bezahlung dieser
Sowjet-Granaten, wenn sie wirtlich geliefert sein
sollten, die Sozialdemolraten bewilligt haben. (Wider¬
spruch bei den Sozialdemolraten.) Wenn sie schon ge¬
liefert worden sind, dann haben natürlich die Sozial¬
demolraten die Gelder dafür bewilligt. (Zuruf liuks:
Gcßler hat die Bezahlung bestätigt.) Ich werde diese
Pulemil mit Ihnen nicht fortsetzen (Znruf des Ab¬
geordneten Hoffmann: Weil sie Ihnen unangenehm
ist!), weil ich nicht der Auffassung bin, daß Sie sich
noch irgendwie von der Bourgeoisie zu lösen vermögen.
Sie sind vollständig von dieser Gesellschaft korrum¬
piert, Sie sind verloren. (Zuruf eines Sozialdemo¬
lraten: Für den Kommunismus!) Sie sind unzer¬
trennbar verbnnden mit der bürgerlichen Gesellschaft.
Die Arbeiterschaft wird aus der ganzen Vergangenheit
den Schluß ziehen, daß sie sich nicht davon abhalten
lassen darf, Kämpfe zu führen, weil man eine Schlich-
tnngsordnung hat, weil mau ein Arbeitszeitnotgesetz
erläßt, sondern sie wird einsehen, daß sie diese Kämpfe
trotzdem führen muß, wenn sie leben will. Meine
Herren, ich sage Ihnen, daß die Arbeitertlasse nicht ein
menschenwürdigesDasein von Gnaden der Bourgeoisie
habeil wird, sondern daß sie das nur durch den Kampf
erreichen uud daß ihre Befreiung nur ihr eigenes
Wert sein kann. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann:
Lernen Sie doch mal etwas von Marx!) Na, He^'
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Hoffmann, mich mit Ihnen über Marx auseinander
zn setzen, lehne ich ab, Sie haben inzwischenden Karl
Marx verwechseltmit dem Kamerad Wilhelm Marx,
Sie haben bereits die Ideologie von Wilhelm Marx
zum Marxismus erhoben. So dürfte die Parallele
stimmen, (Widerspruchbei den Sozialdemolratcn.) Wir
werden die Arbeiterklasse immer uud immer wieder
aufrufen zur Sammlung, zu einer geschlossenen Front
Legen dieses bereits in der Verwesung begriffene
System, damit sie mit den Mitteln des Klassen kampfcs
eine neue Arbeiterwelt aufrichte, (Lauter Beifall bei
den Kommunisten,)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Vaterrodt,

Abgeordneter Vaterrodt: Meine Damen und
Herren! Wir sind in der angenehmen Lage, in diesem
Jahre, ebenso wie im Vorjahre, an den Anfang unserer
Erörterungen die Erklärung stellen zu können, daß
wir den Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns
in seiner gestrigen Etatsrede im wesentlichen zustimmen
können. Wir schließen uns dem von verschiedenen
Seiten an die Verwaltung ausgesprochenenDank in
allen Punkten an.

Die Beurteilung der wirtschaftlichenLage, wie sie
uns gestern hier vom Herrn Landeshauptmann vor-
Netragrn worden ist, findet im allgemeinen unsere
Villignng.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Ich
bitte, dem Redner mit etwas mehr Ruhe znzuhürcn.

Abgeordneter Vaterrodt: Wir sind der Ansicht,
baß die allgemeine Wirtschaftslage so, wie sie vom
Herrn Landeshauptmann beurteilt wordeu ist, im
wesentlichen richtig beurteilt wird. Namentlich auch
sind wir der Ansicht, daß der wirtschaftliche Auf¬
schwung,den wir in der letzten Zeit haben beobachten
können, nicht zu übertriebeneil Hoffnungen berechtigen
°arf, sundern daß er wahrscheinlichnur eine vorüber-
llrhende Erscheinung bleiben wird, die sich jedenfalls
"n Sinne einer allgemein erhofften nnd erwarteten
Gesundung der Wirtschaft »icht wird auswirken
können, und zwar deshalb nicht, weil dieser wirtschaft¬
liche Aufschwungauf Ursachen und Wirtschaftsmcthoden
beruht, die nach unserer Auffassung nicht in der Lage
Und, den Kern des Nebels zu beseitigen. Das Kern¬
stück der ganzen Frage unserer zukünftigen Wirtschaft¬
uchen Gestaltung ist und bleibt das Erwerbslosen-
Problem, die Frage, wie wir die Menschen,die heute
°hne Tätigkeit und ohne Arbeit sind, wieder irgendwie
Ni den Wirtschaftsprozeß einschalten können. Nach der
Nichtung hin ist jedenfalls in der letzten Zeit nichts
Wesentlichesgeschehen. Solange es nicht gelingt, dem
Problem der Erwerbslosigkeit mit wirksameren Mitteln
zu begegnen als bisher, wird auch ein dauernder wirt¬
schaftlicher Aufschwung und mit der wirtschaftlichen
"nc dauernde politische Gesuudnng nnseres Lebens
nicht möglich sein.

Es ist natürlich im Rahmen dieser Etatserörterungen
nicht möglich, den ganzen Umfang des Erwerbslosen¬
problems zn erörtern. Aber einige wesentliche Ge¬
sichtspunkte dürfen doch vielleicht kurz herausgestellt
werdeu, die nach unserer Ansicht mehr Beachtung finden
müssen, als sie bisher Vcachtnng gefunden haben.

Mit der Erhöhung der Unterstützungssätzeoder mit
der Erweiterung des Kreises der Unterstützten wird
man dem Problem selbstverständlichnicht zu Leibe
gehen nnd das Problem nicht restlos erledigen tonnen.
Ein wesentliches Moment, neben anderen positiven
Momenten, ist bei der Frage der Erwerbs- und Ar¬
beitslosigkeit das Problem der Schwarzarbeit. Wenn
es uns gelänge, zunächst eiumal die Schwarzarbeit zu
beseitige», dauu würde dadurch, glaube ich, das
Wcseutlichste schon geschehen sein, was in der nächsten
Zeit überhaupt geschehen kann, um der Gcsamtwirt-
schaft zu helfen und gleichzeitigauch der Erwerbslosig¬
keit in weitem Umfange zu begegnen. Es ist allgemein
bekannt, in welchem Maße heute Schwarzarbeit ge¬
trieben wird. Schwarzarbeit treiben nicht bloß die Er¬
werbslosen, die des Morgens znm Arbeitsnachweis
gehen uud stempeln und dann den ganzen Tag frei¬
haben, Schwarzarbeit wird auch in weitem Umfange
von denjenigen getrieben, die noch im Arbeitsprozeß
drinstchcn. Da zeigt sich eine der wichtigstenSchatten¬
seiten der Ucbcrspllnnung eines an sich vielleicht rich¬
tigen Prinzips, nämlich der Ucberspannung der For¬
derung nach der schcmatischen Durchführung des Acht¬
stundentages, Meine Damen und Herren! Es gibt
zweifellos Arbeiter, für die der Achtstundentagnoch zu
lang ist; das kann gar nicht bestritteu werden. Es gibt
aber auch solche arbeitende Kreise, die durch eine acht¬
stündige Beschäftigung am Tage nicht voll beschäftigt
sind (Zuruf des Abgeordneten Hack: Wie Sie zum Bei¬
spiel! Weiterer Zuruf: Aerzte usw.!) und die dann
die überschießendeZeit, die ihnen zur Verfüguug steht,
dazu benutze«, audereu die Arbeit wegzunehmen und
außer der achtstündigenArbeitszeit, die sie in ihrem be¬
sonderen Berufe absolvieren, noch andere Arbeiten
zu verrichten. Gs gibt eiue ganze Reihe von Arbeitern
— das muß einmal offcu ausgesprochenwerden —, die
etwa von morgens 7 oder s bis nachmittags 3 Uhr
ihre achtstündigeArbeitszeit absolvieren und dann von
! bis 8 Uhr noch anderswo arbeiten. (Zuruf des Ab¬
geordnete» Hack: Weil sie nicht leben können! Zahlen
Sie anständige Löhne, dann hört das ans!) Dem
kommunistischenZwischenrufer möchte ich nur er¬
widern, daß es in den Kreisen der Bevölkerung, die
nicht zur arbeitenden Bevölkerung gehören, weite
Schichten gibt, die froh wären, wenn sie für ihren
Lebensunterhalt das hätten, was ein Durchschnitts¬
arbeiter bezieht, die sogar froh waren, wenn sie für
ihren Lebensunterhalt das hätten, was ein Unter¬
stützungsempfänger durchschnittlichan Unterstützung
bezieht (Zuruf des Abgeordneten Hack: Das ist be-
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zeichnend für die heutige Wirtschaft!) Sie reden immtt
nur von den Verhältnissen in Ihren Vcrufsschichten
und denken gar nicht daran, daß es andere Schichten
der Bevölkerung gibt, die heute viel schlimmerdaran
sind als die Schichten,zu deueu Sie gehören und deren
IntercssenSie ,>,u vertreten vorgeben. (Zuruf desAbge-
ordncten Hack: Sie stellen der heutigen Gesellschaft ein
Armutszeugnis aus!) Daran, daß die Schwarzarbeit
so ungeheuer grassiert uud daß damit auch die Zahl der
Erwerbslosen immer mehr zunimmt, trägt auch die
Arbeitgeberschaft einen Teil der Schuld; das darf
nicht verschwiegenwerden. Die Arbeitgeberschaft ist,
wie wir glauben beobachtenzu können, manchmal doch
den Wünschen der arbeitenden Klassen gegenüber,
namentlich, wenn es sich nm Entlassungen handelt, viel
zu entgegenkommend.(Hört, hört! links.) Wir müssen
häufig die Beobachtung machen, um nur ein Beispiel
herauszugreifen, daß in allzu entgegenkommenderweise
(Zuruf links: Scharfmacher!) dem Arbeiter ein Ent¬
lassungsscheinausgestellt wird, in dem ihm bescheinigt
wird, daß er wegen Arbeitsmangel entlassen wird,
wenn die wirtlichen Gründe der Entlassung andere
sind. (Erregte Zurufe links: Das ist eine Gemeinheit!
Das ist eine unerhörte Frechheit, was dieser Mensch sich
da erlaubt!) Auch durch derartige Dinge, die von
Ihnen ernstlich nicht bcstritten werden können,
wird die Erwerbs- und Arbeitslosigkeit künstlichüber
den notwendigen Stand hinausgehoben. (Unruhe
links.)

Meine Damen und Herren! Die Arbeitslosenver¬
sicherung kann uns nach unserer Ansicht schon deshalb
nicht helfen, weil sie in Wirklichkeitdoch nur eine Ver¬
schiebung der Lastcnllufbringung bedeutet. Das
Wesentlichste und das Wichtigsteist, daß wir das ganze
System an der Wurzel angreifen (Zuruf eines kommu¬
nistischen Abgeordneten: Aufhängen mnß man Ench,
dann ist das System an der Wurzel angefaßt!) und
vor allen Dingen zunächst einmal dafür sorgt, dieses
System, das sich weite Schichten der arbeitenden Be¬
völkerung geschaffen haben, um neben ihrem normalen
Lohn (Zuruf eines Kommunisten: Was nennen Sie
denn einen normalen John, 25 Mark die Woche?) sich
unznlässigerweise Nebenbezügc zu verschaffen,die sich
der Kontrolle der Behörde gänzlich entziehen, wieder
zu beseitigen.

Daneben muß, wie gesagt, meines Erachtens der
Versuch hergehen, der schematischen Durchführung des
Achtstundentages (Zuruf eines Kommunisten: Der
existiert ja langst nicht mehr, warum reden Sie denn
davon?), der von Ihnen (zur Linken) stets gefordert
wird und dessen Durchführung Sie mit allen Mitteln
erzwingen wollen, entgegenzutreten. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hack: Wieviel Stunden arbeiten Sie denn
am Tage?) Ich habe vorhin bereits darauf hingewiesen,
daß wir für eine Reihe von arbeitenden Schichten an¬
erkennen,daß der Achtstundentag noch zu lang ist, daß

es aber ebenso auch ciue gauze Reihe anderer Schichten
der arbeitenden Bevölkerung gibt, die damit nicht voll¬
ständig beschäftigt sind. Gerade in dieser Schemati-
siernng, die von Ihnen gefordert und verlangt wird,
erblickenwir einen der wichtigstenGründe, die zu den
Schwierigkeiten geführt haben, unter denen wir leiden.
(Zuruf des Abgeordneten Görlinger: Davon verstehen
Sie nicht viel!) Nicht verstehen können habe ich es,
daß der Herr Kollege Hollen hier von einem unheil¬
vollen Einfluß der Wirtschaft gesprochenhat, der sich
überall breitmachcn soll. Die ganze schwierige Lage,
in der wir uns befinden, ist doch in Wirklichkeitnur
wirtschaftlicher Art, und von der Gestaltung unserer
wirtschaftlich?» Verhältnisse hängt letzten Endes doch
die Gestaltung aller anderen Verhältnisse ab. Diese
schwierigeWirtschaftslage aber, meine Herren, ist doch
hervorgerufen durch die falsche Wirtschafte- und
Staatspolitik, die bei uns im letzten Jahrzehnt ge¬
trieben worden ist, und zwar gerade unter der Verant¬
wortlichen Mitwirkung und Führung derjenigen
Kreise, denen der Herr Kollege Holten angehört. (Zu¬
ruf eines Kommunisten: Der Suzialdemokraten!)
Wenn Sie nun instinktiv fühlen, meine Herren, daß
Sie die Gesundung, die wir unbedingt notwendig
haben, durch diese von Ihnen inaugurierte Politik nicht
erreichen werden, sondern daß die Gesundung beginnt,
gerade aus der Wirtschaft fclbst herauszukommen,dann
ist es allerdings verständlich, daß Sie sich dagegen in
Abwchrposition setzen. Aber diese Abwehr wird da¬
durch in keiner Weise etwa richtig oder sachlich be¬
gründet.

Wenn im übrigen der Herr Kollege Holten hier
geglaubt hat, darauf hinweisen zu sollen, daß be¬
stimmten Wirtschaftsverbänden und wirtschaftlichen
Organisationen ein Änhörungsrecht bei der Frage der
Bewilligung von Steueru gegeben worden sei und daß
dieses Änhörungsrecht sich zu einem direkten Mit¬
bestimmungsrecht ausgewachsen habe, so scheint Herr
KollegeHollen noch nie etwas von der Nebenregierung
der Gewerkschaftengehört zu haben. Er scheint nie
etwas davon gehört zu haben, daß die Gewerkschaften
doch in sehr erheblichemUmfange nicht nur gefordert
haben, Einfluß auf die Gesetzgebungnnd die Verwal¬
tung zn gewinnen, sondern daß sie diesen Ginfluß auch
in sehr erheblichemUmfange erreicht haben.

Was die Frage unserer gegenwärtigen Verwal-
tungsorganislltion anlangt, so hat der Herr Ober-
präsideut hier in seiner gestrigen Eröffnungsrede Be¬
denken gegen die Inangriffnahme der Verwaltungs¬
rcform geäußert. Der Herr Landeshauptmann hat zwar
nicht direkt, aber doch sehr deutlich indirekt einen
gegenteiligen Standpunkt eingenommen. Meine
Freunde und ich halten es in dieser Frage mit dem
Herrn Landeshauptmann. Wir sind der Auffassuug,
daß die Frage einer Verwaltungsreform, und zwar
einer grundlegenden Verwaltungsreform, äußerst
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dringlich ist, (Abgeordneter Dr, Stein: Sehr ant!)
Die immer weitere Ausdehnung der Gegenstände der
öffentliche,! Verwaltung, die dadurch hervorgerufene
Vergrößerung des Beamtenapparats und der Ve-
hördenorganislltiün, die Ausdehnung des Wasserkopfes
Berlin, von dem der Herr Landeshauptmann ge¬
sprochen hat, zwingen unseres Grachtens dazu, diese
Frage keinen Tag länger auf die lange Bank zu
schieben, sondern sie mit möglichsterBeschleunigung in
Angriff zn nehmen. Nach unserer Ansicht ist ein rück¬
sichtsloser Abbau der öffentlichenAufgaben, namentlich
der Verwaltungsaufgaben, notwendig. Meine Damen
und Herren! Man spricht immer vom Beamtenabbau.
Der Beamtenabbau ist aber nicht das Wesentliche, son¬
dern das Wesentlicheist der Abbau der sachlichen Auf¬
naben der Verwaltung aller Sparten. Wenn dieser
Abbau der sachlichenAufgaben einmal durchgeführt
wird, dann kommt der Abbau des Apparats ganz von
selber. ^Abgeordneter Görlinger: Was denken Sie sich
dabei, Herr Vaterrodt?', Was ich mir dabei denke,
Herr Görlinger, das will ich Ihnen sagen. Zunächst
denke ich da au unsere stets vorgetragene Forderung,
die ich auch heute wiederholen werde, auf Beseitigung
jedweder Betätigung der öffentlichen Verwaltung in
Dingen, die nicht Sache einer öffentlichenVerwaltung
N"d, namentlich in wirtschaftlichen Dingen; die Be¬
tätigung der Verwaltung in Regiebetrieben (Zuruf
des Abgeordneten Görlinger: Das heißt, der ganzen
Gemeindebctriebe!), die Beteiligung der Verwaltung
an wirtschaftlichen Betrieben, industriellen Unter¬
nehmungen und dergleichen.(Zuruf links: Damit Sie
höhere Preise nehmen können!) An diese Dinge denke
'ch in erster Linie. Wenn es uns gelingt, diese Dinge
einmal wieder ans der Verwaltung herauszubringen
und sie dahin zn bringen, wohin sie gehören, in die
bände der Wirtschaftsweise,und wenn es uns gelingt,
einmal wieder den Umfang der Verwaltungsausgaben
etwa auf den Stand von 1914 zurückzuführen,dann ist
mir um den Abbau des Apparates und um den Be¬
amtenabbau gar nicht bange, dann kommt der meines
Trachtens ganz von selber. (Abgeordneter Görlinger:
Die Entwicklung geht umgekehrt! Zuruf rechts: Ab¬
warten!) Herr Görlinger meint, die Entwicklung ginge
umgekehrt. Sie geht solange umgekehrt, als es Ihnen
möglich sein wird, auf diese Entwicklung noch einen
'naßgebenden Einfluß auszuüben. (Zuruf des Abge¬
ordneten Hack: Dann dauert es ja nicht mehr lange!)
Dann dauert es hoffentlich nicht mehr lange, denn es
lst die allerhöchsteZeit, daß dieser Entwicklung Einhalt
Nctnu und an die Stelle dieser Entwicklung eine andere
Entwicklung gesetzt wird.

Meine Damen uud Herren! Um auf das Gebiet der
tmnmunale» Regiebetriebe zurückzukommen.Die Ver¬
waltungen, die sich in die Wirtschaft hineingemischt
haben und die selber Wirtschaftsbetricbe haben, haben
dabei doch in der Regel der Fälle, wenn es sich nicht

um sogenannte Monopolbetriebe handelte, gründlich
Fiasko gemacht. Ich darf an eins erinnern. Wir haben
im vorigen Jahre den Antrag gestellt, die Beteiligung
der Provinz bei einer Aktiengesellschaftder Stein¬
industrie, der Wcstcrwaldbrüche-Aktiengescllschaft,ab¬
zustoßen. Dieser Antrag ist vom ganzen Hause, wenn
ich mich recht erinnere, gegen unsere Stimmen abge¬
lehnt worden. Meine Damen und Herren! Im vorigen
Jahre wäre diese Abstußuug vielleichtnoch möglichge¬
wesen. Ob sie in diesem Jahre noch möglich ist, weiß
ich nicht. Wir werden unseren Antrag deshalb nicht
wiederholen: auch deshalb nicht, weil er wahrscheinlich
doch demselben Schicksal verfallen würde wie der vorig-
jährige Antrag. Aber, wenn dieser Betrieb trotz eines
Darlehens von 400 0N0 Mark, das er von der Provinz
erhalten hat, im abgelaufenen Geschäftsjahr mit einem
so ungeheuren Defizit abgeschlossen hat wie kein Be¬
trieb, der rein privatwirtschaftlich aufgezogen ist und
mit rein privaten Mitteln arbeitet, dann, glaube ich,
meine sehr verehrten Damen und Herren, ist das doch
ein starker Beweis dafür, wie richtig unser Antrag im
vergangenen Jahre war und wie richtig unser grund¬
sätzlicherStandpunkt im allgemeine» ist. Man kann
natürlich der Provinzialverwaltung keinen Vorwurf
daraus machen, daß dieses Unternehmen so schlecht
abgeschnitten uud so schlecht gewirtschaftet hat. Aber
davon bin ich überzeugt: Wenn das Unternehmen, an
dem die Nhei«Provinz, die Provinz Westfalen, der
Kommunalverband Wiesbaden und der Ruhrsiedlungs¬
verband finanziell erheblich beteiligt sind, nicht gewußt
hätte, daß es diese starten öffentlichenVerbände hinter
sich hatte, so hätte es wahrscheinlichviel vorsichtiger
gewirtschaftet. (Sehr richtig! rechts.) Deshalb sind
wir anch, wenn wir unseren Antrag nicht wiederholen,
heute wie vor Jahresfrist der Ansicht, daß die Ver¬
waltung ihre Beteiligung an derartigen Unter¬
nehmungen so schnell wie möglich abbauen soll. Sie
kann nicht mehr Geld verdienen, als wenn sie es lieber
heilte wie morgen tut.

In der Frage der Ruhrprovinz bitten wir den
Herrn Landeshauptmann nachdrücklich,weiter auf
dem von ihm eingenommenen Standpunkte zu ver¬
harren und allen Bestrebungen, die auf die Bildung
einer besonderen Ruhrprovinz abzielen, den stärksten
Widerstand entgegenzusetzen.Auch die Bildung einer
derartigen neuen Provinz würde in Wirklichkeit nichts
anderes znr Folge haben — darauf wurde gestern schon
hingewiesen — als eine völlig unnötige, ungeheure
Vergrößerung des Verwaltungsapparats und die
Schaffung einer ganzen Reihe von neuen Behörden,
Organisationen und Beamtenstelluugen. Wir würde»
damit die Aufblähung des Verwaltung^ und Ne-
amtenkörpers nur wiederum vergrößern. Wir sind
aus diesen Gesichtspunkten heraus der Ansicht, daß
dem mit allem Nachdruck entgegengetreten werden
muß. Denn, meine Damen und Herren, das darf man
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vielleicht auch einmal sagen: Dieses dauernde Auf¬
blähen des Verwaltungs- und Beamte napparats ist
in Wirtlichkeit doch auch gar nichts anderes, als ein
besonderes System der Erwerbslosenfürsorge (Heiter¬
keit), wobei ich dahingestellt sein lassen will, ob der
Produktiven oder nur der unterstützenden Erwerbs-
losenfürsurge.

Der Landwirtschaft, meine Damen und Herren,
wird, mit der Forderung nach Erhöhung der Pro¬
duktion an sich, wie sie hier von verschiedenen Parteien
gestellt worden ist, allein sicher nicht geholfen. Eine
Erhöhung der Produktion der Landwirtschaft fördert
die gesamte Wirtschaft uud kommt der gesamten Volks¬
wirtschaft zugute. Für die Landwirtschaft allein
aber kommt es in erster Linie darauf an, eine Ver -
billig ung der Produttion zu ermöglichen. (Sehr
gut! rechts.) Diese Verbillignug der Produktion aber
seht eine Verminderung der Lasten voraus, namentlich
eine Verringerung der Steuern, die heute auf der
Landwirtschaft lasten. Weiterhin erscheint es erforder¬
lich, dafür Sorge zu tragen, daß der Landwirtschaft in
größerem Maße als bisher Hypotheken zu billigem
Zinsfuß zur Verfügung gestellt werden können. In
der Vorkriegszeit war die Landwirtschaft in der Lage,
von der Landesbank der Provinz Hhpothekentapitalien
zu sehr niedrigen Sätzen zu nehmen. Dies ist leider,
was von uns sehr bedauert wird, gegenwärtig nicht
in demselben Maße uud demselben Umfange möglich.
Im Gegenteil sind die Bedingungen außerordentlich
erschwert, und die Zinssätze sind noch außerordentlich
hoch. Vs muß seitens der Provinz nach unserer An¬
sicht in der Richtung gestrebt werden, hier zu einer
Besserung der Verhältnisse beizutragen und dafür
Sorge zu tragen, daß gerade unserer heimischenLand¬
wirtschaft Hypothckenkapitalien zu günstigeren Be¬
dingungen und namentlich zu billigeren Zinssätzen zur
Verfügung gestellt werden können, als es bisher der
Fall gewesen ist.

Ein ganz besonderes Kapitel bei der Frage der
Landwirtschaft bildet die Frage der Ueberspannung
der landwirtschaftlichen Ncrnfsgenossenschaften. Die
Bcrufsgenossenschaftcnwurden ursprünglich ins Leben
gernfen, um die Mittel für die Unfallrenten sicher¬
zustellen. Man kam dann bald darauf, daß die beste
Unfallversicherung und die beste Unfallrcnte dann vor¬
handen sei, wenn man geeignete Mittel finde und ge¬
eignete Wege gehe, um Unfälle zu verhüten. So kam
in das Berufsgenosscnschaftswesenals vordringlicher
Gesichtspunkt die Unfallverhütungsvorschrift hinein,
an sich ein durchaus gesunder Grundsatz und durchaus
gesunder Gesichtspunkt. Die Unfallverhütungsvor-
schriftcn sind aber nach der Ansicht der Mehrzahl
unserer Landwirte gegenwärtig derartig überspannt
und übertrieben, daß die landwirtschaftliche Berufs¬
genossenschaft-^ man kann das ruhig sagen — für
den größten Teil unserer Kleinbauern jedenfalls direkt

als der Vauernschreckbezeichnetwerden kann. (Zuruf
links: Das tonnen wir verstehen.)

Die optimistischeAuffassung des Herrn Landes¬
hauptmanns über die Verhältnisse bei der Winzer-
bevölkeruug hat nach unserer Auffassung und nach
unserer Kenntnis der Dinge eine reale Unterlage nicht.
Die schon langst beantragte Aenderung des Wein-
geschcs ist noch immer nicht verabschiedetworden, wie
Ihnen bekannt ist. Die schwebendenVerhandlungen
über den französischenHandelsvertrag entsprechen in
keiner Weise den berechtigten Forderungen der Winzer
und entsprechenauch nicht den ständigen Versprechun¬
gen, die die Negierung der Winzerschaft gemacht hat.
Gs ist zudem bekannt, daß die Ernte des verflossenen
Jahres eine völlige Mißernte war. Trotz aller dieser
Umstände zeigen die Weinpreise weiter, namentlich
wegen der schwebenden Handelsvertragsverhandlungen
mit Frankreich und wegen des unsicheren Ausgangcs
dieser Verhandlungen, eine sinkende Tendenz. Meine
Damen uud Herreu! Daß darin eine außerordentlich
große Gefahr liegt, braucht, glaube ich, nicht weiter
betont und erörtert zu werden. Wir halten es für
unsere Pflicht, auf diese Gefahr hinzuweisen, und
bitten die Provinzialverwaltung, nachdrücklich darauf
hinzuwirken, daß diese Gefahren, die in der Aus¬
wirkung der von mir gekennzeichneten Momente
liegen, möglichst verringert uud hintangchalten werden.

Zu den einzelnen Fragen des Haushalts i» der
umfassenden Weise Stellung zu nehmen, wie das der
Vertreter des Zentrums getan hat, ist natürlich völlig
unmöglich. Ich werde mir daher erlauben, nur einige
Einzelfragen, die unser besonderes Interesse haben,
kurz herauszugreifen.

Wir bitten zunächstdir Verwaltung wie im vorigen
Jahre, darum bemüht zu sein, daß in kürzester Frist
dem Provinzinllandtage neben den jährlichen Haus¬
haltsplänen eine Vermögensllufstrllung vorgelegt wird,
und zwar nicht nur über den augenblicklichenStand,
sondern eine Vcrmögensaufstellung, aus der sich die
Vermögensbewegung etwa seit dem Jahre 1913/14 bis
ans den heutigen Tag ersehen läßt. Denn nur dann,
wenn wir eine derartige Vermögensaufstellung haben,
wird es möglich sein, eine Finanz- und Wirtschafts¬
politik in unserem Provinzialverbandc, nicht, wie wir
es jetzt immer tun müssen, auf ein Jahr, von der Hand
in den Mnnd, zu machen,sondern wieder einmal eine
Politik ans weite Sicht anzulegen. Wir erkennen gerne
an, daß bisher der Vorlage einer derartigen Ver-
mögensllufstcllung erhebliche Schwierigkeiten sich ent¬
gegengestellt haben nnd daß die Vorlage auch heute
uoch nicht unerhebliche Schwierigkeiten bereiten wird.
Wir sind aber der Auffassung, daß wir doch allmählich
wieder soweit zu normalen Verhältnissen zurückgekehrt
sind, daß wir auch iu unserer wirtschaftlichen und
finanziellen Gebarung wieder auf die früheren Grund¬
sätze zurückkommenmüssen, daß wir, wie gesagt, nicht
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lediglich auf ein Jahr wirtschaften, sondern wieder in
die Lage verseht werden, unsere Dispositionen auf
längere Zeiträume hinaus zu treffen.

Was den viel erörterten Nürburgring anlangt, so
wäre es uns erwünscht gewesen,von der Verwaltung
eine Mitteilung oder eine Erklärung darüber zu er¬
halten, ol, die Bedingungen, die der Provinziallandtag
im vorigen Jahr dem Provinzialausschuß mit auf den
Weg gegeben hat für die Bewilligung eines Darlehns
von "«50 000 Mark sichergestellt und erfüllt sind. Nach
den Informationen, die meine Freunde über das
Unternehmen des Nürburgringcs erhalten haben,
scheintuns diese Frage nicht absolut klar zu sein. Die
Gebarung bei der Verwaltung des Unternehmens
scheint doch, nach Informationen, die uns geworden
sind, nicht so zu sein, daß man ihretwegen in vollem
Umfange beruhigt sein könnte. Wenn man z. B. hört —
eine Frage der Personalpolitik, die dort betrieben
wird —, daß in einer verantwortlichen Stelle sich ein
Mann befinden soll, der zehnmal wegen Gigentum-
uergrhens vorbestraft ist, so scheint mir das doch immer¬
hin gewissen Anlaß zn berechtigten Bedenkenzu geben,
^s würde uns nicht unangenehm sein nnd wäre viel¬
leicht auch für das Haus von Interesse, wenn die Ver¬
waltung in der Lage wäre, uns eine Auskunft dar¬
über zu geben, in welcher Beziehung die Vifel-Kom-
Pagnie-N.-G. zu dem Kreise Adenau als Unternehmer
des Nürburgrings nnd überhaupt zu dem Nürburg-
ring-Unternehmen steht, und zwar sowohl in sachlicher
als llnch in Personeller Beziehung. Die Gifel-Kom-
Pagnic-A.-G., meine Damen und Herren, ist ein
Privatwirtschaftlichrs Unternehmen in der Form einer
Aktiengesellschaft, das dort an der Nürburgstraße Holz¬
häuser errichten will zur Aufnahme von Sportlern,
von Autosportlcrn uud namentlich auch von Sommer¬
gästen in der Form von Sommerkolonien, etwa wie
>»an an der See in Seebädern so besondere Bade-
kulonicu errichtet hat. Die Verhältnisse dieser Gifel-
Kumpagnie-A.-G. sollen nach unseren Informationen
und nach einer Auskuuft, die uns geworden ist, der¬
artig schlechte sein, daß wir wünschen möchten, der
Unternehmer des Nürburgrings habe mit dieser Ge¬
sellschaft nichts zu tu». Wir möchten also die Ver¬
waltung bitten, uns darüber, wenn sie dazu in der
i-'age ist, eine Aufklärung zn geben, damit wir
rventncll über diese Frage beruhigt seiu können.

In der Frage der Autobahnstraße teilen Nur die
Ungehaltenheit des gesamten Hauses darüber, daß
dieser Frage bei den Zentralverwaltungsstellen in
Berlin so viel Hindernisse in den Weg gelegt werden.
Wir möchtendringend wünschen,daß diese Hindernisse
bald überwunden werden.

Was die Vorlage des Provinzialausschusfes auf Be¬
willigung eines Betrages von 200 000 Mark für
Jugendherbergen anlangt, so möchte ich auch dazu ein
Wort sagen. Wir stehen dem Wander- und Ingend-

hcrbergsgedankeu durchaus freundlich und wohl¬
wollend gegenüber. Wir verkennen in keiner Weise die
hohen erziehlichenWerte, die im Wandern liegen. Wir
sind aber doch der Auffassnug, daß man vielleicht
gegenwärtig schon dabei ist, den guten Gedanken der
darin liegt, zn überspannen, und daß man auch des
Gute» zuviel tun kann. Wir sind vor allen Dingen
der Ansicht,daß man für diese an sich gnten und nütz¬
lichen Dinge nnr dann etwas wird tun köunen, wenn
wirklich für andere vordringlichere Grziehungs- und
Bildungsaufgllben unserer Jugend nichts mehr zn tun
bliebe, oder wenn da alles in Ordnung wäre. Daß
das aber der Fall sei, können wir leider nicht aner¬
kennen. Im Gegenteil, nur müssen überall in den
Gemeinden als Trägern der Schullasten feststellen, daß
für die erziehlichen Aufgaben unserer Jugend und
sogar für die räumliche Unterbringung der Schulen
in keiner Weise genügend geschehenkann. Wir be¬
halten uns die endgültige Stellungnahme zu dem
Antrage des Provinzialausschusses vor, möchten aber
bereits fetzt bemerken, daß wir der Auffassung sind,
daß mit erheblichgeringeren Mitteln relativ erheblich
mehr geleistet werden könnte, wenn man einen viel
geringeren Betrag etwa dem Lifclvcrein oder anderen
Organisationen zur Verfügung stellte, die diefc ganzen
Dinge ehrenamtlich und unentgeltlich machen, ohne
daß irgendwie ein bezahlter Apparat dazu »otwrndig
ist. (Sehr gut! rechts.) Wir würden also den zu¬
ständigen Ausschuß bitten, wenn er den Antrag er¬
örtert, vor allen Dingen die Frage zu prüfen, ob es
nicht auf diesem Wege möglich ist, dasselbe Ziel mit
viel geringeren Mitteln zu erreichen. (Zuruf links:
Wie stellen Sie sich das denn vor, eine Jugendherberge
ehrenamtlich?)

Dem Antrage des Provinzialausschusses auf Ueber¬
nahme der Bürgschaft für die Beteiligung der Pro-
Vinzial-Feuerversicherungsanstalt an der Rheinischen
Wohnungsfürsorgegesellschaftkönnen wir im Gegen¬
satz zur Arbeitsgemeinschaft nicht zustimmen. Meine
Damen und Herren! Ich habe bereits im vorigen
Jahre unseren Standpunkt zu den Wohnuugsfürsorge-
gcsellschaftenhier dargelegt und klargestellt; ich will
diese Ausführungen nicht wiederholen. Ich bin nur
einigermaßen überrascht gewesen, daß Herr Kollege
Kaiser heute sich so mit Begeisterung für diesen An¬
trag eingesetzt und die Zustimmung seiner Freunde
zu diesem Antrage erklärt hat (Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Kaiser: Ohne Begeisterung!), da die Deutsche
Volkspartei, der der Herr Kollege Kaiser angehört, im
Deutschen Reichstag, wie ich aus Zeitungsberichten
entnommen habe, doch einen ganz anderen Standpunkt
diesen Wohnungsfürsorgegescllschaftengegenüber ein¬
nimmt, und zwar einen Standpunkt, der m. G. richtig
ist und der dahin geht, daß irgendeine Unterstützung
dieser Wohnungsfürsorgegesellschaftcnfür denjenigen,
der diesen Standpunkt für richtig hält, nicht in Frage
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kommen könnte. Der Herr Neichstagsabgeordnete
Winnenfrld hat ani 12. März 192? im Reichstage nach
dem Bericht der Kölnischen Zeitung, also doch sicher
eines unverfänglichen Blattes, auf das ich mich be¬
ziehen darf, gesagt, die Wohnungsfürsorgegescllschaften
hätten das Bauen nicht verbilligt, sondern verteuert;
dir westfälische Wohnuugsfürsorgegescllschaft habe die
Leute aus ihren billigen Wohnungen gelockt, setzt
könnten sie die hohen Mieten nicht aufbringen; das
Verhalten der Gesellschaft grenze nn Betrug. „Zu¬
stimmung bei der Deutschen Voltspartri" ist hier ver¬
merkt. Ja, Herr Kollege Kaiser (Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Kaiser: Westfalen!). Was für die westfälische
Wohnnngsfürsorgrgescllschllft gilt, trifft, glaube ich,
mutatiü millan'äi-! auf dir rheinischeWuhnnngsfürsorge-
gesellschaft ebenfalls zu. Diese Wuhnungsfürsorge-
gefellschaftensind nämlich alle zusammen in einer
großen Zentralorganifatiun, werden nach denselben
Grundsätzen aufgezogen und werden nach denselben
Grundsä^cn grleitet und verwaltet.

Ich will damit meine Ausführungen zum Haus¬
halt und zu den vorgelegten Anträgen schließen
^Ironisches Bravo! links), nnd bitte Sie, mir znm
Schluß noch ein Wort zu einer anderen Angelegen¬
heit zu gestatten.

Wie Sie gestern vom Herrn Vorsitzenden gehört
haben, haben die Herren Abgeordneten Pohl und
Herrmann ihre Zugehörigkeit zur Fraktion der Wirt¬
schaftlichen Vereinigung gelüst und eine besondere
Gruppe gebildet. Meine Damen und Herren! Das
hat der Presse zu Ausführungen Veranlassung ge¬
geben, die mich nötigen, mit einrm kurzen Wort darauf
einzugehen und sie richtig zu stellen. Die Kölnische
Zeitung schreibt gestern, daß für den 73. Provinzial-
landtng die Mitteilung, daß die drei Abgeordneten
Pohl, Herrmann und Wedershoven aus der Wirt¬
schaftspartei ausgetreten seien nnd eine neue Partei,
die Deutsche Volksrechtspartei, gegründet hätten, eine
Urbcrraschnng bedeutet habe. Sie schreibtdann weiter,
was die Herren zu dieser Trennung von der Wirt-
schnftspartei veranlaßt habe, könne man nur
raten. Ich habe mich für verpflichtet gehalten, dazu
die Erklärung abzugeben, daß die Herren Pohl und
Herrmann, wie den Mitgliedern dieses Hauses, wenig¬
stens znm Teil, bekannt sein wird, niemals zur Wirt-
schaftspartei gehört haben, sondern daß sie auf eine
besondere Liste, die Liste des Sparerbundes, gewählt
worden sind, und daß sie mit den beiden Mitgliedern
des Provinziallandtags, die auf die Liste des Rhei¬
nischen Bauern- und Winzerbundes gewählt wurden,
sowie mit den Mitgliedern des Provinziallandtags,
die der Wirtschaftspartei angehören, genau so zu einer
Fraktionsgcmeinschaft zusammengetreten sind, wie die
drntschnlltionalen, die deutschnolksparteilichenund die
demokratischenAbgeordneten dieses Hauses auch zu
einer Fraktionsgcmeinschaft zusammengetreten sind.

(Znruf liuks: Das ist aber keine Liebesheirat!) Vor
allen Dingen aber mnß ich Stellung nehmen gegen
den Satz, daß man nur raten könne, Ums die Herren
zu diesem Anstritt ans der Partei — also zu einem
Austritt, der gar uicht stattgefunden hat — bewogen
habe. Die Herren haben die Gründe, die sie zn ihrem
Austritt aus der Frattionsgemeinschaft bewogeil
haben, sowohl dem Herrn Vorsitzenden als auch der
Fraktion in einem Schreiben mitgeteilt, und der Herr
Vorsitzende hat von diesem Schreiben ini Aeltesten-
ausschnß und, ich weiß nicht, ob auch im Plenum (Zu¬
ruf: Doch!), sogar auch im Plrnnm, Kenntnis gegeben,
Wenn der Herr Berichterstatter der Kölnischen Zei-
tnng also hier zugehört hätte, würde er nicht haben
schreiben tonnen, daß man uur raten könne, aus
welchen Gründen die Herren ausgetreten wären, son¬
dern dann würde er es gewußt haben. Die Herren
haben mitgeteilt, daß sie deshalb ausgetreten sind, weil
ihre Gruppe, der Sparerbnnd, sich jüngst der neuge¬
bildeten Reichspartci für Voltsrecht uud Aufwertung
angeschlossen habe und weil eine Führcrtagung dieser
Partei den Beschluß gefaßt habe, daß die Vertreter
der Partei in den Parlamenten selbständigaufzutreten
hätten, ohne Bindung an irgendeine andere Partei
oder Gruppe; und sie haben mitgeteilt, daß lediglich
dieser Beschluß ihrer Führertagung für sie maßgebend
gewesen sei, aus der Fraktionsgemeinschaft auszu¬
treten. Ich stelle auch im Namen der Herren Herr¬
mann und Pohl fest, daß dieser Grund der einzige
war und daß im übrigen die freundnachbarlichen Be¬
ziehungen, die bisher bestanden, in derselben Weise
unverändert weiterbestehen.

Im Anschluß daran kann es sich die KölnischeZei¬
tung nicht verkneifen, die Bemerkung zu bringen:
„Die Wirtschaftspartei hat setzt noch 8 Mitglieder,
darunter die Abgeordneten Vaterrodt, Dr. Stein und
Dr. Limbourg". (Heiterkeit, Zuruf des Abgeordnete«
Dr. Kaiser: Das ist doch richtig!) Selbstverständlich
ist das richtig, Herr Kollege Kaiser. (Zurnf links:
Ein Prachtexemplar!) Aber sie werden mir zugeben
müssen, daß die Benennung des Vorsitzenden der
Fraktion, des stellvertretenden Vorsitzenden und dann
ausgerechnet des Herrn Dr. Limbourg als des ein-
ngen von den 6 übrigen Mitgliedern doch einen ge¬
wissen Beigeschmack hat, (Zuruf rechts: AIs Muster
wegcu der freundnachbarlichen Beziehungen!) Diese
Tendenz, Herr Kollege Kaiser, nötigt mich, trotz Ihrer
Ansicht,daß man von diesen Dingen auch nicht in der
Form einer Warnung sprechendürfte, doch zum Falle
Limbourg noch eine Erklärung abzugeben.

Sie erinnern sich, meine Damen und Herren, der
Erklärung, die von uns bei Gelegenheit des 7t. Pro¬
vinziallandtags, hier znm Falle Limbourg abgegeben
wurden ist, nnd der weiteren Erklärung, die ich bei den
Uorigsährigen Haushaltsbcratungen dahin abgegeben
habe, daß wir zu einer endgültigen Stellungnahme
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im Falle Limbourg und zu einer endgültigen Regelung
in diesem Hanse deshalb noch nicht in der Lage seien,
weil die schwebenden Verfahren noch nicht abge¬
schlossen seien. Meine Damen und Herren! Die Dinge
liegen heute noch genau so, wie im borigen Jahre,
obschon es inzwischenbereits ein halbes Jahr her ist,
daß das Justizministerium sich veranlaßt gesehen hat,
eigens zur Berichterstattung in dieser Frage einen
Stlllltsanwlllt von Trier nach Berlin lommcn zu
lassen. Daß wir infolgedessenauch heute noch nicht in
der Lage sind, den Fall Limbourg vor diesem Fornm
endgültig zum Abschluß zu bringen, bedauern wir
außerordentlich. Aber die Schuld daran liegt nicht an
uns. Und, meine Damen und Herren, wann das mög¬
lich sein wird, das endgültig zu bestimmen,scheint mir
außerordentlich schwer und zweifelhaft, und weil wir
eben die Befürchtung haben, daß auf dem Wege der
gerichtlichen Austragung die Frage nicht endgültig
geklärt werden wird, jedenfalls nicht in absehbarer
Zeit, sehe ich mich genötigt, im Augenblick jedenfalls
den Standpunkt unserer Fraktion hier zum Ausdruck
5U bringen und zu begründen.

Meine Damen und Herren! Es hat im vergangenen
Herbst eine sehr eingehende Erörterung des Falles
Limbourg in den Kreisen der Arbeitsgemeinschaftdes
Preußischen Staatsrats stattgefunden. Diese sehr ein¬
gehende Aussprache über den Fall, bei der alles vor¬
handene Material bis auf das letzte i-Pünktlein ge¬
prüft worden ist, ist absolut negativ verlaufen und
ausgegangen wie das Hornberger Schießen, weil auch
der Ausschuß der Arbeitsgemeinschaft des Staatsrats
sich auf den Standpunkt stellte, daß man zunächstdoch
noch den endgültigen Ausgang des Bitburger Prozesses
abwarten müsse, des Prozesses, in dem bekanntlich
Herr Dr. Limbourg wegen tätlicher Beleidigung des
inzwischenverstorbenen Bürgermeisters Dr. Mcsserich
«°n Bitburg nugeklagt ist. Ich darf Ihnen in die Er¬
innerung zurückrufen, daß das Verfahren eingestellt
war, daß dann auf Beschwerde des Herrn Dr. Lim¬
bourg hin das Verfahren wieder aufgenommen wor¬
den ist, daß das Gericht, obschones offensichtlich von
bornhcrein auf dem Standpunkt stand, das Verfahren
sei wieder einzustellen, eine vierzehnstündige Beweis¬
aufnahme mit absolut negativem Ergebnis ver¬
anstaltet hat, daß dann nach vicrzehnstündiger Beweis¬
aufnahme das Verfahren wiederum eingestellt wurde,
"w 15,. Januar 1926, meine Damen und Herren, und
daß es bis heute nicht möglich geworden ist, die von
dem Staatsanwalt eingelegte Berufung zur Ver¬
handlung zu bringen. (Hört, hört! rechts.) Ebenso,
"«ine Damen und Herren, es ist nicht möglich ge¬
wesen, eine ganze Reihe von Privatklagen, die im
Januar i'.W gegen zahlreiche Zeitungen bzw.
Zeitungsrcdaktcure erhoben worden sind, bis heute
nicht etwa zur Erledig»»«, sondern überhaupt nur vor
den Richter zu bringen. Erst in einem einzigen Falle

hat vor etwa 14 Tagen ein Termin in Berlin statt¬
gefunden, und iu diesem Falle ist das Verfahren mit
d^r Begründung ausgesetzt worden, daß zunächst ein¬
mal der Fall im Rhcinlande entschiedenwerden solle,
weil man da doch den Dingen sehr viel näher sei als
in Berlin. (Hört, hört!) Aber, meine Damen und
Herren, es ist vielleicht ganz interessant, Ihnen hier
die Einlassung des angeklagten Redakteurs in Berlin
vorzutragen, des Redakteurs der VossischcnZeitung,
die als erste den Vorwurf des Separatismus gegen
Herrn Dr. Limbourg brachte, von wo er dann in alle
anderen Blätter überging. Dieser Redakteur der
Vossischen Zeitung hat sich als Augetlagter dahi» aus-
gelasseu: „Ich verstehe gar nicht, warum darin eine
Beleidigung erblickt wird, daß ich jemanden einen
Separatisten nenne. Eine separatistische Bctätigung
nnd eine separatistischeAusfassung ist doch genau so
eine politische Aufsassnng wie jede andere politische
Anffassung, wie meine politischeAuffassung auch. Ich
weiß nicht, warum derjenige, der eine solche Auffassn»g
hat, nicht ein anständiger Mensch sein kann." Irgend¬
eine sachliche Unterlage für seinen Vorwnrf hat der
Angeklagte zugegebenüberhaupt nicht zu besitzen, son¬
dern er habe einfach gedankenlos das abgedruckt,was
ihm von anderer Seite zugegangen sei.

Meine Damen und Herreu! Bei dieser Sachlage,
bei dem absolut negativen Verlauf jeglicher bisher
vorgenommenen Untersuchung und bei der offensicht¬
lichen Tendenz, die ganzen schwebendenVerfahren
nicht zur Erledigung zu bringen, sehen meine Freunde
sich veranlaßt, hentc die positive Erklärung abzugeben,
daß für sie der Fall Limbourg erledigt ist. Wir haben
infolgedessen beschlossen, Herrn Dr. Limbourg end¬
gültig in unserer Fraktionsgemeinschaft zu belassen
und werden von diesemBeschluß nicht abgehen. (Bei¬
fall bei der Wirtschaftlichen Vereinigung.)

VorsitzenderDr. Iarres: Darf ich einmal etwas
unterbrechen? Es war heute morgen vorgesehen wor-
dcu, mit Rücksicht namentlich auf die Herren Steno¬
graphen des Hauses eine Pause von einer Stunde ein¬
treten zn lassen. Run ist mir eben mitgeteilt worden,
daß wohl die meisten Fraktionen ans weitere Reden
verzichten werden. Zum Wort gemeldet ist noch von
der kommunistischen Fraktion Herr Abgeordneter
Nohl. Der kommunistischenFraktion stehen noch 16
Minuten zur Verfügung. Dann wird, soviel ich unter¬
richtet bin, von der Arbeitsgemeinschaft— auch nicht
lange — Herr Abgeordneter von Stcdman sprechen,
ferner von der Gruppe Pohl Herr Pohl. Dann hat
sich der Herr Landeshauptmann zum Wort gemeldet;
anßrrdem ist noch Herr Abgeordneter Dr. Wesenfeld
zu einer Bemerkung gemeldet. Ich habe mit den ver¬
schiedenen Fraktionen Fühlung genommen. Ich glanbr,
daß wir richtig schätzen, wenn wir annehmen, daß wir
in einer Stunde fertig werden. Liegen aber die Dinge
so, daun halte ich es für richtig, von einer Pause Ab-



60 73, Rheinischer Provinziallandtag, ". Sitzung am 5. April 1927,

stand zu nelnnen und dnrchzutagen. Ich nehme auch
an, daß das den Herren Stenographen möglich ist,
Das Wort hat Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Ich stelle offiziell den An¬
trag, daß Nur jetzt durchtagcn, bis anch die zweite
Rcdnerrrihc gesprochen hat. Es muß nämlich an¬
schließendan die Plenarsitzung noch der Provinzial-
nusschuß zusammentreten, um zu den Anträgen Stel¬
lung zn nehmen, und es müssen auch noch die Frak¬
tionen zusammentreten, die ihre Ausschußmitglieder
noch über die vorliegenden Anträge instruieren wollen.
Ans diesen Gründen lege ich großen Wert darauf,
daß wir jetzt hintereinander die Tagesordnung fertig
»lachen. Wir hoffen, um j^ nach 3, längstens ^ Uhr,
fertig zu seiu. Das ist besser, als setzt riue Mittagspause
zu machen. Ich stelle also den Antrag, dnrchzutagen,

Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Iansen:

Abgeordneter I an se n - Lammersdorf: Ich meine,
wir haben uns doch dahin geeinigt, daß an sich keine
zweit? Rednergarnitnr auftreten solle. Die Bemer¬
kungen, die Sie noch einzuflechten haben, können Sie
auch auf eine spätere Zeit verschieben. Wir haben noch
reichlich Zeit zum Reden. Wenn sich aber von der Ar¬
beitsgemeinschaft zwei Herren zum Worte melden, so
könnte das doch eine neue Sachlage schaffen, da dann
die Abmachung doch gar keinen Sinn mehr hat. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Dr. Kaiser: Wir werden trotz
der zwei Redner mit dem Reden sparsam sein!)

Oberbürgermeister Dr. Iarres: Ich habe den
Herrn Abgeordneten Haas so verstanden, daß wir zu¬
nächst einmal die zweite Rednerreihe anhören werden
und dann die endgültige Entschließung fassen, aber
in Aussicht nehmen, dnrchzutagen. Das Wort hat Herr
Abgeordneter Pohl.

Abgeordneter Pohl: Meine Damen und Herren!
Der Sparerbnnd, der Kampfbund der Entrechteten,
tritt in dieser Tagung erstmalig als selbständigePartei
auf, als die Rechtspartei für Volksrecht und Auf¬
wertung. (Znruf links: Offiziere ohne Kontrakt!)
Wir folgen damit dem Beispiel unserer Freunde im
Reichstag, in den Landtagen von Sachsen und Thürin¬
gen und in den Provinziallandtagen in den benach¬
barten Provinzen. Wir folgen damit ferner dem Bei¬
spiele unserer Freunde in den Gemeindevertretungen,
wo Neuwahlen stattgefunden haben. Die Erfolge, die
wir bei Neuwahlen gehabt haben, sind so, daß wir
manche alte Partei heute bereits überholt haben. Die
Bildung unserer Partei geschahnicht mutwillig, sun¬
dern sie geschah der Not gehorchend,weil das sittliche
Empfinden des Volkes durch eine unrichtige Gesetz¬
gebung verletzt war und dadurch weite Kreise des
deutschen Volkes in bittere Not geraten waren.

Wenn der Herr Oberpräsident in der Eröffnungs¬
rede zum Ausdruck brachte, daß wir Rheinländer eine
Beseitigung der Zwingherrschaft am Rhein fördern

und erwarten, so stimmen wir dem in allen Punkteu
zu. (Bravo!) Meine Damen «nd Herren! Die Stände,
die in unserer Partei vereinigt sind, sind allezeit die
Kraft nnd die Stütze des Staates gewesen. Das sind
wir auch heute noch, nnd wir werden es bleiben, trotz
aller Not, trotz allen Jammers und allen Elends, das
eine falsche Politik über die besten, die schaffenden
Stände des deutschen Volkes gebracht hat. Trotzdem
sagen wir auch heute noch mit dem Herrn Oberpräsi-
dentcu, daß wir eine vorzeitige Ränmung nicht auf
Kosteu des Gesamtvaterlandes erstreben.

Wenn der Herr Oberpräsident von einer inneren,
seelischen Bedrückung sprach, die niemand von uns
nehmen könnte, so trifft das bei uns doppelt zu, ein¬
mal, weil der Geßlcrhut am Rhein aufgepflanzt ist.
(Znrnf links: Sie meinen doch nicht den Reichswehr-
minister?) Es war aber schon einmal so, und so wie
einst, wird auch diesmal wieder der Geßlerhut am
Rhein verschwinden.

Die entrechteten Sparer leiden aber auch noch unter
einer anderen seelischenBedrückung, und diese Be¬
drückung,meine Damen und Herren, könnte sehr Wohl
von ihnen genommen werden. Dazu bedarf es nur
der Wiederherstellung des Rechts, des alten deutschen
Volksrechtes.Dazu bedarf es nur einer Besinnung auf
das ewige Gesetz, auf die zehn Gebote, die kein Volk
ungestraft außer Acht lassen kann. (Zuruf links: Da
werden Sie noch lange warten müssen!)

Wenn der Herr Landeshauptmann meinte, daß der
Berliner Wasserkopf unbedingt einmal zerplatzen
müsse, so wünschen wir, daß das recht bald geschieht
und daß dabei der jetzige Reichstag in alle Winde zer¬
streut wird. (Heiterkeit.) Vorläufig glauben wir aber
daran noch nicht. So muß denn diese geplagte Pro¬
vinz, mnß das Volt am Rhein sich seinen Etat selbst
so gestalten, daß er für alle Teile erträglich wird.

Wir geben zu, daß die Verwaltung bemüht gcwese»
ist, die Ausgaben einzuschränken. Wir müssen aber,
wenn wir den Grnnd der Mehranforderungen be¬
trachten, folgendes herausgreifen:

Einen wesentlichenMehrbetrag weist die Fürsorge
für Geisteskranke auf. Die Ausgaben sind von rund
12,« Millionen im Jahre 1926 auf 14,7 Millionen im
Jahre 1927 gestiegen. Dazu kommendie Kosten der für
die Unterbringung des Zuwachses noch erforderlichen
Bauten. Meine Damen und Herren! Der Vorbericht
sagt, daß mit einer weiteren Steigerung der Zahl
dieser armen Menschen gerechnet werden muß. Wenn
ein Herr im Provinzialausschuß sagte, wenn es s"
weiter giuge, würde man bald mit mathematischerGe¬
nauigkeit errechnen können, wann der letzte Landtags-
abgeordnete nach Grafenberg wandern werde (Zuruf:
oder Minister werde!), so glauben wir das nicht. (Zu¬
ruf links: Sie dürfen nicht von sich auf andere
schließen!) Diese Formel enthält eine zu große Zahl
unbestimmter Werte. Ich glaube nicht, daß Leute mit
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Gehältern und Tantiemen, wie sie die Aufsichtsräte in
der Schwerindustrie haben, nach Grafenberg brauchen.
Die gehen lieber nach Italien und in die Kurorte des
Auslandes, um dort den deutschenWohlstand tund zu
tun. In die Irrenanstalten gehen die infolge der Auf¬
wertungsgesetze Entrechteten. (Zuruf: Die Sparer!)
Zehntausende, meine Damen und Herren, haben dieses
Unheil kommensehen; sie nahmen sich selbst das Aeben,
bevor sie geisteskrankgeworden waren. Für die Selbst¬
mörder und Geisteskranken dieser Art tragen die die
Verantwortung, die die Aufwertungsgesetze schufen.

Einen weiteren Posten des Mehrbedarfs bilden die
Zinsen für die Anleihen. Sie sind um 1 Million 400 000
Mark gegen 1926 auf 3 Millionen 457 000 Mark ge¬
stiegen. Wenn wir uns darüber klar sind, daß jeder
Pfennig Zinsen und Steuern in Wirklichkeit Arbeit
darstellt, so muß uns diese Steigerung bedenklich
stimmen. Die Anleihen im Auslande, für die das
deutsche Volk mit den Daweslasten zusammen in An¬
spruch genommen wird, betragen insgesamt 3 Mil¬
liarden. Das Volt muß diese 3 Milliarden im Jahre
192? erarbeiten. Damit hat man uns zu Sklaven und
Bütteln der Ausländer gemacht. Meine Damen und
Herren! Dazu kommen die Hypothekenund die Mieten,
die die Ausländer aus mehr als 500 000 deutschen
Häusern saugen, die sie für wenige Goldpfennige er¬
worben haben. Diese Zustande, meine Damen und
Herren, verdanken wir allein der Aufwertungspolitil.
Wenn jetzt eine neue Anleihe für uns im Rheinlande
zur zwingenden Notwendigkeit geworden ist, so wollen
wir dem unsere Zustimmung nicht versagen, wenn uns
versichertwird, daß es keine Auslandsanleihe sein soll.
Wir tun das, weil dadurch zum großen Teil Arbeit
und Brot für viele Notleidende geschaffenwird und
weil der Zins der deutschenWirtschaft zugute kommt.
Wir tun es besonders deshalb, weil dadurch der Not
der Arbeitslosen gesteuert wird.

Meine Damen uud Herren! Wir haben uns eigent¬
lich gewundert, daß man in der Debatte der Ursache
der heutigen Zustände so wenig nachgegangen ist.
Wenn Herr Kollege Vaterroot meinte, mit der Ver¬
hinderung der Schwarzarbeit die heutigen üblen Zu¬
stünde beseitigen zu können, so glaube ich doch Wohl
sagen zu müssen, daß er sich in einem großen Irrtum
befindet. (Zuruf des Abgeordneten Vaterrodt: Das
habe ich nicht gesagt!) Unsere Auffassung geht dahin,
daß ein großer Teil der Arbeiternot auf die Auf-
wertungsgcsetze und die damit in Zusammenhang
stehenden Gesetze zurückzuführen ist.

Ich greife nur einen einzigen Zweig heraus. Meine
Damen nnd Herren! Herr Reichsbaukpräsidcut Dr.
Schacht — also einer, der doch über die Finanzwirt-
schaft Bescheidwissen muß - hat am 0. Mai 192« in
einer Rede gesagt, daß die alten Sparer früher 1,7
Milliarden jährlich im Grundbesitz,also in Wohnnngs-
l'nuteu investierten. Geschähe das hente noch, so ergäbe

das nach einer ganz einfachenRechnung bei 8000 Mark
je Wohnung 200 000 Wohnungen im Jahr; dann hätten
wir wahrscheinlich heute leine Wohnungsnot mehr.
Meine Damen und Herren! Wen» Sie noch weiter
rechnen, so können von 1,7 Milliarden bei « Marl
Lohn am Tage 700 000 Arbeiter dauernd beschäftigt
werden. Sehen Sie, meine Damen und Herreu, so
können Sie den, Problem der Arbeitslosigkeit etwas
näher kommen. Das Aufwertungsgesetz hängt mit
diesen sozialen und wirtschaftlichen Fragen auf das
innigste zusammen. Man hat eben die Politik des
einstigen preußischen Finanzministers Mignel ver¬
lassen, der da sagte: Wenn ich Steuern habe» will, darf
ich die Henne, die mir die goldenen Eier legt, nicht
vorher schlachten.

Wenn nun die Not und die Verschuldung der Kom¬
mune» betont wurde, so müssen wir fordern, daß ihre
Neuerwerbungen, wie wir sie Tag für Tag sehen, so
lange eingestellt werden, bis die alte Schuld restlos
getilgt ist. Wenn wir im Rheinlande Städte habe», die
seit 1914 um fast 300 Millionen an Grundbesitz breiter
geworden sind, so beweist das, wo die Spargroschen
der schaffendenStände geblieben sind.

In dieser Hinsicht bedauern wir es auch, daß die
Verwaltung in diesem Jahre den Vermögenszuwachs
der Provinz nicht ausgewiesen hat.

Wir haben uns darüber gefreut, daß in dem Ab¬
schnitt Kriegsbcschädigtenfürsorge bei den Darlehen
ein kleiner Mehrbetrag von 40 000 Mark gegen 1920
zum Ausatz gekommen ist. Wir müssen es aber be¬
dauern, daß in den übrigen Teilen dieses Abschnittes
leine Erhöhung vorgenommen wurde. Die Beihilfe»
für Altveterauen sind sogar ganz gestrichen. Wir
können dem nnr dann zustimmen, wenn tatsächlich
teil, Nltveteran mehr da ist. Nach »»serer Auffassung
kann hier nicht genug geschehen; mit Worten kann
man den Dank des Vaterlandes nicht erledigen. Dieser
Abschnitt hätte nach unserer Auffassung unbedenllich
zu Lasten der Jugendherbergen erhöht werden tonnen.

In den Landeskultur- uud Gesuudheitsfragcn
möchten wir die Aufmerksamkeitder Verwaltung nnd
aller Parteien auf die Triukwasservcrhältnisse in der
Eifel hinweisen. Die Stadt Prüm hat ihre Kanal-
abwässcr in den Prümbach geleitet. Dadurch sind bei
einer Anzahl von Gemeinden geradezu unhaltbare
Zustände entstanden. Ich nenne nur einige Gemeinden:
Weinsfeld, Watzerath, Pittenbach, Andere Gemeinden
haben überhaupt kein Wasser. Die Folgen dieser Zu¬
stände siud unausbleiblich. Typhus bei Mensch uud
Vieh und andere Krankheiten sind zur Tagesordnung
geworden. Die Verwaltung hat in anerkennenswerter
Weise ihre Hilfe schon zugesagt. Wir müssen aber an
dieser Stelle bitten, daß hier eine gründliche Hilfe
erfolgt, denn diese armen Gemeindeil sind von sich aus
nicht in der Lage, diese Zustände zu beseitigen.
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Den warmen Worten, die manche Redner für unsere
Brüder an der Saar gesunde» haben, schließen wir
uns voll und ganz an. Meine Damen und Herren!
Wir haben aber noch eine besondere Forderung für
unsere Brüder an der Saar, und zwar die Forderung,
daß auch dort die Aufwertungsfrage, in der bisher
nichts geschehen ist, in Angriff genommen wird. Wir
sind der Meinung, daß der Herr Oberpräsident und der
Herr Landeshauptmann, wie auch alle rheinischen
Vertreter im Reichsrat und Staatsrat die notwendigen
Schritte tun könnten, um eine gerechte Regelung der
Aufwertungsfrage im Saargcbiet herbeizuführen.

Zu den Beamtenfragen und zu den Frage» der
Angestellten und Arbeiter werden wir bei den be¬
sonderen Burlagen in wohlwollender Weise Stellung
nehmen. (Bravo!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine ver¬
ehrten Damen und Herren! Für die anerkennenden
Worte, die von den Vertretern der bürgerlichen Frak¬
tionen hier für die Provinzialvcrwaltung und für
meine Person ausgesprochenworden sind, kann ich auch
in diesem Jahre nur meinen wärmsten Dank aus-
sprechrn. Die Anerkennung der Verwaltuug liegt aber
mehr noch als in diesen ausdrücklichenWorten still¬
schweigenddarin, daß nur in so wenigen Punkten
an den Ausgllbeposten,die in den Haushaltsplan ein¬
gestellt worden sind, Kritik geübt worden ist. Ich
glaube, daß darin stillschweigendzum Ausdruck ge¬
bracht ist, daß tatsächlich die Verwaltung und der
Provinzialausschuß das Bemühen gehabt haben, die
Ausgaben auf einem solchen Niveau zu halten, daß
man an ihrer Höhe jedenfalls nicht viel bemängeln kann.

Es sind eigentlich nur in zwei Punkten Ausstellun¬
gen gemacht worden, und zwar von dem Herrn Ab¬
geordneten Vatrrrodt. Dabei bedauere ich ganz beson¬
ders die Ausstellungen, die an den Ausgaben für
Iugcndherbergszwecke geinacht worden sind. Ich hätte
gedacht, daß gerade dieser Posten auf allen Seiten des
Hauses verstäudnisvolle Würdigung gefunden hätte,
ganz besonders, wo wir so schon außerordentlich hohe
Beträge zur Heilung von Schäden der Jugend in
nnseren Haushaltsplan einstellen müssen, Schäden, die
vielleicht in dem Augeublick, wo sie an uns gebracht
werden, schon nicht mehr zu heile» sind. Uni so mehr
sollte man sich bemühen, doch anch Mittel anzuwenden,
um Schäden von der Jugend abzuwehren und vor¬
beugend zu wirken. Gerade in dieser Hinsicht werden
die Jugendherbergen und die Förderung des Iugend-
wandcrns jetzt und in Zukunft eine wesentlicheAuf¬
gabe zu erfüllen haben. Ich glaube aber auch, daß die
Ausstellungen des Herrn Abgeordneten Vaterrodt
wohl mehr grundsätzlicher Natur Ware», insofern als
er ja im wesentlichen das System bemängelt hat, in
dem wir die Jugendherbergen unterstützen. Er meinte.

es wäre viel einfacher, wenn wir diese Gelder dem
Mfelvrrein gäben und dann die Jugendherbergen
ehrenamtlich gebaut würden. Ich weiß nicht, ob es
dem Herrn Abgeordneten Vaterrodt möglich sein wird,
Maurer, Zimmerer und sonstige Handwerker zu fin¬
den, die Iugendherbergsgebäude ehrenamtlich er¬
richten. Das ist uns nicht möglich und wird wahr¬
scheinlich auch dem (lifelverein nicht möglichsein. Ver-
wllltnngskosten für Jugendherbergen entstehen uns
überhaupt nicht, sondern wir arbeiten schon in der
engstenWeise mit der freien Tätigkeit zusammen, näm¬
lich mit dem Zweigvercin Rheinland des Verbandes
Deutscher Jugendherberge», der seinerseits wieder auf
das freuudschaftlichsteund engste mit dem Mfelverein
zusllmmeuarbcitct, so daß die Ausstellungen, soweit sie
sich auf eine Zusammenarbeit mit der freiwilligen
Tätigkeit beziehen, bisher schon eine Erfüllung ge¬
funden haben.

Was die Ausstellungen an den Bewilligungen für
die Wohnungsfürsorgegesellschaftangeht, so möchte ich
zunächst sagen: Besondere Provinzialmittel werden
dafür nicht beantragt. Gs handelt sich nur darum, der
Provinzial-Feuerversicherungsanstalt Gelegenheit zn
geben, ihrerseits einen namhaften Betrag der Woh¬
nungsfürsorgegesellschaft zuführen zu können, die da¬
für anch wieder den entsprechendenBetrag aus Staats¬
mitteln erhält, denn bei der Ueberweisung der Staats¬
mittel an die Wohnungsfürsorgegesellschaftist Bedin¬
gung, daß der gleiche Betrag aus Provinzialmitteln
aufgebracht wird. Ich glaube, daß wir es nicht ver¬
antworten könnten, hier die an sich ganz unbedenkliche
Bürgschaft, die gefordert wird, abzulehnen und damit
darauf zu verzichten,daß weitere Mittel in die Rhein¬
provinz hineinfließen, die doch wieder dazu dienen,
auf dem Wohnuugsbaumartte Beschäftigung zu schaffeil
und dadurch wieder zahlreichen Arbeitern, Unter¬
nehmern und auch Angehörigen des Mittelstandes eine
Gelegenheit zu Arbeit und Verdienst zu geben.

Wenn im übrigen die Tätigkeit der Wohnungs¬
fürsorgegesellschaftenim allgemeinen bemängelt wor¬
den ist, so entspricht auch das Wohl nur der gruud-
sätzlicheu Auffassung, die verlangt, daß die öffentliche
Tätigkeit sich aus jeder Förderung des Wohnungs¬
wesens heraus hält. Ich brauche darauf Wohl gegen¬
über der großen Mehrheit dieses Hauses nicht einzu¬
gehen. Wir sind alle der Ueberzeugung, daß ohne
Förderung aus öffentlichenMitteln in absehbarer Zeit
im Wohnungswesen eine wesentliche Besserung nicht
eintreten kann.

Wenn dann der Herr Abgeordnete Vaterrodt mit
der Rheinischen Wohnungsfürsorgegesellschaft und
ihrer Arbeit das Wort „Betrug" in Verbinduug ge¬
bracht hat (Abgeordneter Vaterrodt widerspricht), so
muß ich das auf das allerschärfstezurückweisen. Herr
Abgeordneter Vaterrodt, Sie haben eine Stelle vor¬
gelesen, worin das Wort „Betrug" mit der West-
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Mischen Wohnungsfürsorgegesellschaftim Zusammen¬
hang gebracht wird, und auf einen Zwischenruf hin,
daß es sich hier um die „Rheinische" handele, haben
Sie geantwortet: Bei der Rheinischen wird es genau
so sein wie bei der Westfälischen(Sehr richtig! rechts),
uud gegen diese Behauptung muß ich schärfstenEin¬
spruch erheben. Ich erwarte von Ihnen, daß Sie mir
nähere Unterlagen für eine solche Behauptung geben.
(Zuruf des Abgeordnete» Vaterrodt: Ich habe aber
nur das von Herrn Winnenfeld behauptet!) Nein, ich
habe genau gehört, was gesagt worden ist.

Meine Damen und Herren! Im übrigen wird
mir die Antwort auf die Reden der Fraktionsführer
in diesem Jahre etwas leichter als in früheren Jahren.
In früheren Jahren war ich stets genötigt, weitgehende
Ansprüche, die von den Fraktionen erhoben worden
waren, hier zurückzuweisen und ihre Unmöglichkeit
mit Rücksichtauf die Finanzlage uachzuweiscu. In
diesem Jahre haben offenbar auch die Ausführungen
der Frattionsredner unter dem Ginfluß der Finanz¬
lage gestanden. Infolgedessen sind solche Wünsche nur
m ganz bescheidenem Umfange geäußert worden.
Grundsätzlich möchte ich zu allen diesen Wünschen
sagen: Ebenso, wie die Frattionsredner anerkannt
haben, daß die Ansgabeposten nicht so hoch angesetzt
sind, müssen wir auch dabei bleiben, daß sie in der
Höhe unbedingt erforderlich sind und daß infolge¬
dessen, wenn eine wesentliche Mehrausgabe bewilligt
wirb, auch für die Deckung gesorgt werden muß, die
dann nur in einer entsprechenden Erhöhung der
Provinzialumlage um den Betrag der Mehrausgabe
bestehen kann.

Unter diesen wesentlichenMehrforderungen ist die
grüßte das Verlangen, wiederum 150 000 Mark für
Kinderspeisung in den Haushaltsplan einzustellen. Es
'st Ihnen bekannt, daß früher dieser Betrag im Haus¬
haltsplan gestanden hat. Im vorigen Jahre trat das
Reich mit reichlichen Mitteln ein. Es wurde hier
wiederum beantragt, auch von Provinzwegen noch
Mittel zu bewilligen. Ich habe damals ausgeführt:
Das ist einmal nicht notwendig, weil fetzt die Reichs¬
mittel zur Verfügung stehen, und zweitens auch des¬
halb nicht praktisch, weil es doch weiter nichts be¬
deutet, als daß die betreffenden Mittel von den ört¬
lichen Stellen in die Höhe gezogen werden, an die
Provinzilllverwaltung und dann wieder nach unten
an die örtlichen Stellen verteilt werden. Es wird das¬
selbe erreicht, wenn die örtlichen Stellen nicht in Form
ber erhöhten Provinzialumlage erst hierher die Be¬
träge zu bezahlen haben, sondern wenn sie sie un¬
mittelbar für die Kinderspeisung verwenden. Der erste
Einwand, den ich damals gemachthabe, trifft leider in
diesemJahre nicht mehr zu. Das Reich hat den ur¬
sprünglich beantragten Betrag von 5 Millionen für
Kinderspeisungen gestrichen. Der zweite Einwand trifft
«ber heute noch in dem alten Umfange zu. Auf der

anderen Seite will ich aber nicht bestreitcn, daß immer¬
hin durch die Tatsache,daß aus einer zentralen Stelle
den örtlichen Stellen eine Beihilfe zur Durchführung
von Kinderspeisung gegeben werden kann, doch viel¬
leicht die eine oder andere Stelle sich eher bewogen
fühlt, auf dem Gebiete etwas zu tun oder das bereits
ins Leben Gerufeue ausrecht zu erhalten. Es wird da¬
her Sache der betreffenden Fachausschüsse sein, zu
prüfen, ob dieser Vorteil schwer genug wiegt, um eine
entsprechende Erhöhung der Provinzialumlage um
150 000 Mark gegen Einsetzung des Betrages für
Kinderspeisung in Kauf nehmen zu tonnen.

Gs ist dann weiter von der sozialdemokratischen
Fraktion verlangt worden, 50 000 Mark für allgemeine
Voltsbildungsbestrebnngen in den Haushaltsplan ein¬
zustellen.Ich nehme an, daß hier mit „Volksbildungs-
bestrebuugcn" diese Bestrebungen in weitestem Maße
gemeint sind, also alles das, was heute unter Vor¬
trägen, Voltsbildungseiurichtungen, Freilichtbühne»,
Voltsbüchereien uud ähulichen Einrichtungen ver¬
standen wird. Ich gebe auch hier zu, daß es wünschens¬
wert wäre, von einer zentralen Stelle aus diese Ein¬
richtungen mehr beeinflussen uud auch uuterstützeu zu
können. Bisher hat die Provinzialverwaltuug sich ja
auf diesem Gebiete weitgehende Zurückhaltung auf¬
erlegt. Es ist richtig, daß diese Einrichtungen in der
Rheinprovinz weitergehend sind als in anderen Pro¬
vinzen. Ich würde es aber nicht für richtig halten,
fetzt ins Blaue hiuein einen bestimmten Betrag zu
bewilligen, abgesehen davon, daß dann auch wieder
die Frage der Erhöhung der Provinzialumlage akut
würde. Vielmehr würde es m. E. ausreichen, wenn
ich die Versicherung abgebe, daß die Frage einer gene¬
rellen Beeinflussung und Unterstützung dieser Ein¬
richtungen geprüft und im Proviuzialausschuß er¬
örtert werden wird und daß dann eventuell im
nächsten Haushaltsplau solchen Wünschen Rechnung
getragen werden kann.

Der Antrag auf weitere Unterstützung von Wasser¬
leitungen, vor allem in den ärmeren Gegenden der
Provinz, den die Zeutrumsfrattion gestellt hat und
der ja auch vom Herrn Abgeordneten Pohl unterstützt
worden ist, verlangt keine unmittelbaren Zuschüsse der
Provinzialverwaltuug, sondern er sieht voraus, daß
die Provinzial-Feuerversicherungsanstalt in der Lage
sein wird, auf diesem Gebiete vielleicht noch Mittel
zur Verfügung zu stellen. Dann haben wir allerdings
das Recht, an die Staatsregierung die Bitte zu richteil,
uuumehr ihrerseits auch mit deu entsprechendenBei¬
hilfen dazu zu kommen. Dann glaube ich wohl, daß
auf diesem für die Volksgesundheit so wichtigen Ge¬
biete sich noch etwas erzielen läßt.

Das gibt mir Veranlassung, ebenso,wie ich es eben
schon bei der Bewilligung der Feuerversicherung für
die Wohnungsfürsorgegesellschaft hätte tuu tonnen,
auch hier hervorzuheben, wie durch diese Bewilligung
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die Provinzial-Feuerversicherungsauanstalt sich als eine
gemeinnützige Einrichtung zeigt, deren Ueberschüsse
auch wieder der Gesamtheit zugute kommen, und daß
wir deshalb auch alle Veranlassung habe», dafür zu
sorgen, daß diejenigen Einrichtungen, die wir von
anderer Seite — von der Landesbant oder von der
Provinzialverwaltung — finanzieren, auch bei der
Provinzial-Feuerversicherungsanstalt versichert werden,
da das, was an der Versicherung verdient wird, wieder
der Allgemeinheit zugute kommt.

Eine weitere Mehrforderung in einem Antrage der
Arbeitsgemeinschaft bezicht sich auf die Unterstützung
der sogenannten Ostsiedlung. Mit dieser Frage sind
die Provinzialverbände schon seit einiger Zeit befaßt.
Es ist nicht zu bcstreiten, daß zahlreiche Söhne rhei¬
nischer Landwirte nicht in der Lage sind, der Land¬
wirtschaft treu zu bleiben, weil es ihnen nicht möglich
ist, bei dem beschränktenUmfange des zur Verfügung
stehenden Bodens sich eine Existenz in der Rhein¬
provinz zu gründen. Infolgedessen würde es zu be¬
grüßen sein, wenn es möglich wäre, diese Söhne der
rheinischen Landwirte ihrem Berufe dadurch zu er¬
halten, daß man sie im Osten ansiedelt, abgesehen da¬
von, daß auch noch nationale Gründe für eine solche
dichtere Besiedlung gerade der östlichen Grenzbezirte
sprechen. Es wird nun verlangt, es möchten unmittel¬
bar 30 000 Mark zu diesem Zweck zur Verfügung ge¬
stellt werden. Ich glaube, daß es auch hier genügen
würde, wenn der Provinzialausschuß ersucht würde,
sich mit dieser Frage zu besassen, und, falls die Prüfung
bejahend ausfällt, in den nächsten Haushaltsplan einen
entsprechenden Betrag einzusetzen. In diesem Jahre
wird ja doch wahrscheinlichnoch nicht viel auf diesem
Gebiete zn zahlen sein, denn eine solche Sache erfordert
im Einzelfalle immer eine größere Vorbereitung, die
sich bis zum Ende des Jahres hinzieht; der Betrag
tonnte dann aus dem Haushaltsplan des nächsten
Jahres genommeu werden, so daß eine Uebcrschrcitung
des vorliegenden Haushaltsplans und eine eventuelle
Erhöhung der Provinzialumlage sich vermeiden ließe.

In diesen, Zusammenhauge möchte ich auf die Aus¬
führungen kommen, die über die Landwirtschaft ge¬
macht worden sind.

Der Herr Abgeordnete Dr. Kaiser hat den opti¬
mistischen Bericht bemängelt, den ich über die Lage
der Landwirtschaft gegeben habe. Herr Abgeordneter
Dr. Kaiser, ich bin dabei glücklich in der Lage gewesen,
mich zu stützen nicht auf die Angaben von Inter-
esseutenverbänden, sondern auf die authentischste
Stelle, die ich auf diesem Gebiete in der Rheinprovinz
anerkennen kann, das ist die Rheinische Landwirt-
schaftskllmmer,(Abgeordneter Hoffmann: Hört, hört!)
Die Rheinische Landwirtschaftskammer hat in ihrem
offiziellen Jahresbericht — ich habe ihn hier vor¬
liegen —, nachdem sie im einzelnen die Verhältnisse
dargelegt hat, am Echlnß i» Sperrdruck ihr gauzes

Urteil in dem Satze zusammengefaßt: „Zusammen¬
fassend darf gesagt werden, daß im Jahre 1926 Wohl
der größte Tiefstand der Wirtschaftskrise der rheini¬
schen Landwirtschaft überschritten worden ist und daß
manche Anzeichen bestehen, die nunmehr einen lang¬
samen Aufstieg erhoffen lassen." (Abgeordneter Dr.
Kaiser: Erhoffen lassen!) Diese durchaus offizielle
Auslassung habe ich in meiner Rede verlesen.

Was nuu die Leistungen der Provinz für die
Hebung der landwirtschaftlichen Produttion angeht,
so ist ja von allen Seiten — nicht nur von der Ar¬
beitsgemeinschaftuud vom Zentrum, fondern auch von
dem Redner der Sozialdemolratie — anerkannt wur¬
den, daß diese Gelder Wohl aufgewendet sind und daß
es Aufgabe auch der Provinzialverwaltung ist, nicht nur
im Interesse der Landwirtschaft, sondern im Interesse
des ganzen Volkes für die Hebuug der landwirtschaft¬
lichen Produktion zu sorgen.

Herr Abgeordneter Holten hat dann aber doch die
Höhe der Aufwendungen bemängelt, und zwar da¬
durch, daß er anf die verhältnismäßig geringeren Auf¬
wendungen für gewerblicheZweckehinwies. Demgegen¬
über möchte ich darauf hinweise», daß iu der für uns
maßgebenden Provinzialordnung und im Dotations¬
gesetz ausdrücklichals Verpflichtung der Provinzialver¬
waltung aufgeführt ist: die Unterstützung des land¬
wirtschaftlichen Schulwesens und der landwirtschaft¬
lichen Meliorationen. Dagegen von der Unterstützung
gewerblicher Zwecke steht im Dotationsgesetz nichts.
Insofern unterscheiden sich die Ausgaben weseutlich.
Was wir für gewerbliche Zwecketun, ist vollständig
freiwillig. Bei der Unterstützung der landwirtschaft¬
lichen Angelegenheiten dagegen erfüllen wir in größe¬
rem Umfange eine gesetzliche Pflicht. Von den Auf¬
wendungen von 1386 00« Mark, die im Hanshaltsplan
vorgesehen sind, entfallen auf Bodeuverbesserungen
aller Art 845 000 Mark und auf das landwirtschaftliche
Schulwesen 343 000 Mark. Es bleibt also nur noch
ein Betrag von 197 000 Mark, der etwa über unsere
gesetzlichenVerpflichtungen hinaus aufgewendet und
einzelnen Zwecken,der Steigerung der landwirschaft-
lichen Produktiou, und iusbcsondere der Förderung
der Tierzucht zugeführt wird. Ich darf auch darauf
hinweisen, daß im Preußischeil Landtag von allen Par¬
teien, auch von der Partei des Herrn Abgeordneten
Holten, diese gleichen Mittel anstandslos in weitem
Umfange bewilligt werden. (Hört, hört! rechts.) Bei
den meisten Bewilligungen, die wir hier aussprechcn,
wird ja der entsprechend gleiche Betrag auch von der
Preußischen Staatsregierung — ich nehme an, auch »"t
Zustimmung des Abgeordnetenhauses — zur Ver¬
fügung gestellt. Und gerade die Aufwendungen für
landwirtschaftliche Meliorationen nnd Vodenverbesse-
rnngen sind ja auch weseutlich unter dem Gedanken
der Beschäftigung von Erwerbslosen und der Arbeits¬
beschaffung z» würdigen.
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Wenn nun diese Aufgaben in der Durchführung
von der Landwirtschaftskammerbearbeitet werden und
ein großer Teil dieser Beträge an die üandwirtschafts-
kammerabgeführt wird, so sehen wir darin die zweifel¬
los beste und praktischste Art, wie wir diese Aufgaben
durchführen können, und wir würden es für vollständig
verkehrt halten, etwa neben der sachkundigenLand¬
wirtschaftskammer uns mm selbst hier ein Dezernat
für diese Angelegenheiten aufzuzieheu und unserer¬
seits große Verwaltungskosten für diesen Zweck auf¬
zuwenden. (Sehr richtig! rechts.) Im übrigen haben
wir auf die Verwendung jeden gewünschten Einfluß,
Wir werden zu jeder Vorstandssitzung der Landwirt-
schaftskammereingeladen, und keine Auskunft, die wir
verlangen, wird uns verweigert. Es unterliegt keinem
Zweifel, daß jeder der hier in unserem Haushaltsplan
vorgesehenenBeträge für den Zweck, für den er vor¬
gesehen ist, auch tatsächlich verwendet wird. (Zuruf
eines kommunistischenAbgeordneten: Fragen Sie mal
»ach den Diäten!)

Es ist dann an der Geschäftsführung der Landwirt-
schaftskammer, insbesondere an der Höhe ihrer Ver-
waltungskosten, hier Kritik geübt wordeu. Ich be¬
dauere, daß an dieser Stelle diese Kritik an einer Ein¬
richtung geübt wurde, die hier nicht vertreten und
nicht in der Lage ist, an dieser Stelle sich zu recht¬
fertigen. (Sehr richtig! rechts.) Es ist mir Wohl be¬
kannt, daß im preußischenAbgeordnetenhaus«auch dar¬
über längere Ausführungen gemachtworden sind. Ich
habe aber in der letzten Sitzung der Landwirtschafts-
kammer auch gehört, daß die wesentlichstenPunkte
dieser Ausführuugeu zurückgewiesenwordeu sind, und
baß insbesondere bei den Vergleichszahlen dem be¬
treffenden Abgeordneten wesentlicheIrrtümer vorge¬
kommen sind. (Sehr richtig! rechts.) Wie leicht auf
diesem Gebiet Irrtümer vorkommen können, ergibt sich
auch daraus, daß dem Herrn Abgeordneten Hollen
ein wesentlicherIrrtum unterlaufen ist. Er hat näm¬
lich die Rheinische Kartoffelbaustelle mit der Saat¬
tartoffelstelle verwechselt. (Zuruf des Abgeordneten
Hollen: Ich habe gefragt, ob die beiden Stelleu
identisch seien!) Sie sind eben nicht identisch, sie siud
'« keiner Weise identisch. (Zuruf des Abgeordneten
bölken: Ich habe auch nur gefragt!) Infolgedessen
fallen auch die langen Ausführungen, die Sie unter
der großen Entrüstung Ihrer Partei vorgebracht
haben, als ob aus Provinzialmitteln dem Vorsitzen¬
den der Landwirtschaftskammer eine Tautieme von
lW0 Mark bezahlt würde, vollständig in nichts zu¬
sammen. (Hört, hört! rechts.) Die Provinzialver-
waltung zahlt nur etwas für die RheinischeKartoffel-
Baustelle. Diese Stelle hat die außerordeutlich wichtige
Aufgabe, durch Prüfung der richtigen Kartoffelsorten
und Düngungsversuche festzustellen,welche Kartoffel-
surten sich für den einzelnen Boden zum Auban am
besten eignen. Die Saatkartoffclstclle ist eine völlig un¬

abhängige, neben der Landwirtschaftskammer stehende
G. m. b. H., für die aus der Proviuzialverwaltmig
nicht das geringste gegeben wird. (Zuruf eines
Sozinldcmokraten: Wo kriegt die denn das Geld
her? Soviel Tantieme zahlt ja nicht einmal die
Deutsche Baut!) Ich wiederhole uochmals: Mit
solchen Tantiemen haben die Zuwendungen der Pro-
vinzialverwaltung nichts zu tun. (Zuruf des Abge¬
ordneten Hoffmann: Aber die Herrschaften stehen sich
doch gut, sonst würden sie die Zuschüsse doch nicht ge¬
brauchen!) Auf diese Einwendungen bezieht sich das,
was ich eben gesagt habe, daß ich es nicht richtig finde,
hier derartige persönlichen Angriffe gegen eine Stelle
zu richten, die nicht in der Lage ist, sich an dieser
Stelle dagegen zu verteidigen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Hoffmann: Aber es sind doch Mißstände genug
vorhanden! Antwort des Abgeordneten von Loe:
Nein, das ist alles widerlegt!)

Was den Haushaltsplan der Straßenverwaltuug
angeht, so ist dazu der Wunsch geäußert wurden, es
möchte der Weg, den wir im vorigen Jahre gegangen
sind, eine Anleihe aufzunehmen unter Inanspruch¬
nahme der Zinsverbilligungszuschüsse des Reiches,
Wieder beschritten werden, um die außcrordeutlichen
Aufwendungen, die notwendig sind, um weitere Kreis¬
straßen auf die Provinz zu übernehmen und die Pro-
vinzialstraßen weiter auszubauen, auch in diesem Jahre
wieder machenzu können. Ich habe in meiner Etats¬
rede schon dargelegt, daß das Wohl möglichwäre. Aber
die Bedingungen dafür müssen wesentlich verbessert
werden. Mit einem Zinsfuß von 4 Prozent im ersten
Jahre und von 3 Prozent in jedem der folgenden
Jahre und dann nichts mehr tonnen wir eine solche
Maßnahme, die im wesentlichen auch zur Beschäftigung
der Erwerbslosen durchgeführt wird, nicht mehr !u die
Hand nehmen.

Ich möchte dann noch ein Wort dazu sagen, daß
einzelne Redner auch auf meine allgemeinen Aus¬
führungen, insbesondere über die Frage der Ruhr¬
provinz, eingegangen sind. Ich stelle zunächst gerne
fest, daß die Redner der Arbeitsgemeinschaft,des Zen¬
trums und der Wirtschaftlichen Vereinigung, sich
gegenüber der Frage der Ruhrprovinz in der nach¬
drücklichsten Weise ablehnend ausgesprochen haben.
(Zuruf: Auch ein Kölner!) Ob die Tatsache, daß der
Redner der Sozialdemokratie darüber geschwiegen hat,
mehr ist als ein Vergessen,das wage ich nicht zu be¬
urteilen. (Heiterkeit. Zuruf des Abgeordneten Gerlach:
Wir sind derselben Meinung!) Wenn aber der Herr
Abgeordnete Dr. Kaiser dabei besonders unterstrichen
hat, daß der dritte Gruud, den ich für die Ablehnung
der Ruhrprovinz anführte, nämlich die Gefahren und
Kouscqueuzen,die sich daraus ergeben, nur eine ernste
uud wohlgemeinte Warnung au die betreffendenKreise
darstellen sollte, so hat sich eine Notwendigkeit dazn
für den Herrn Abgeordneten Dr. Kaiser wohl daraus
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ergeben, daß er von meiner Rede nur den Satz gehört
hat, den er hier vorgelesen hat, daß er dagegen den
Satz, den ich danach gesprochen habe, überhört hat;
sonst hätte er ihn gewiß auch mit vorgelesen. Dieser
folgende Satz lautete: „Von solchen Gesichtspunkten
aus ließe sich auch noch — das Folgende habe ich be¬
tont —, was wir alle nicht wünschen, die Aenderung
anderer Grenzen als der Provinzgrenzen zwischen
Rheinland und Westfalen begründen." Ich habe diesem
Satz nichts weiteres hinzuzufügen.

Der Herr Abgeordnete Dr. Kaiser hat dann ge¬
glaubt, in meinen Ausführungen in diesem Jahre noch
eine besondere Schärfe gegen Berlin herauslesen zu
müssen. Auch hier glaube ich, daß meine Rede keinen
Anlaß geboten hat, eine schärfere Beurteilung nach
dieser Richtung hin vorzunehmen, als die Aus¬
führungen des Herrn Abgeordneten Dr. Kaiser selbst.
Im Gegenteil, er ist in manchen Punkten weiter¬
gegangen als ich. In bezug auf die Verallgemeinerung
des Vorwurfs finanzieller Benachteiligung möchte ich
die allgemeinen Behauptungen des Herrn Abgeord¬
neten Dr. Kaiser in diesem Umfange mir nicht einmal
zu eigen machen. Insbesondere habe ich selbst in der
Vergangenheit immer wieder anerkannt, daß von
Reichs- und Staatsregierung während des Ruhr-
tcnnpfes und in den Jahren danach außerordentlich
viel für das besetzteGebiet geleistet worden ist, wo¬
für das besetzte Gebiet stets zu Dank verpflichtet sein
muß. Richtig ist, daß anscheinend in der letzten Zeit
die Luft nach dieser Richtung hin etwas erkaltet ist
uud daß die Ansprüche, die von der Mitte Deutsch-
lauds, von Berlin, und auch von dem Osten gestellt
werden, eine so weitgehende Berücksichtigungfinden,
baß daraus möglicherweiseeinmal eine Benachteiligung
des Westens folgen könnte. Ich befürchte das mehr, als
daß ich es bis jetzt schon behaupten tonnte. Wogegen
ich mich gewandt habe, ist nur die Art der Verwaltung.
Ich habe mich gegen die immer stärker werdende Kon¬
zentration aller Verwaltungen nach oben in Berlin
gewandt. Das ist nur durch eine Aenderung des
Systems der Verwaltung gutzumachen. Es bedarf da¬
zu gar keiner anderen Art der Verteilung der Auf¬
wendungen. Es müssen eben in größerem Umfange die
Gelder und die Aufwendungen, die in Berlin zur Ver¬
fügung gestellt werden, anstatt dort unmittelbar in
den Ministerien verwandt zn werden, nach unten auf¬
geteilt werden oder, was noch besser ist, in Form der
Steuerüberweisnngrn unmittelbar den Kommunalver¬
bänden zu eigener Verwendung überwiesen werden.
Dann hört diese große Verwaltn,igstunzentration von
selbst auf.

Ich glaube aber im übrigen den Worten, die der
Herr Oberpräsident in seiner Ginleitungsrede ge¬
sprochen hat, nur zustimmen zu können, daß wir ge¬
rade bei den schwierigen wirtschaftlichenVerhältnissen
uud bei den schwierigen GreuzverMtnisscn des besetzten

Gebiets alle Ursache haben, gerade hier in der Rhein¬
provinz einträchtig zusammen zu arbeiten: Selbstver¬
waltung und Staatsverwaltung. Und ich glaube ver¬
sichern zu können, daß hier in der Rheinprovinz dieses
Zusammenarbeiten, wie es sich bisher in ausgezeich¬
neter Weise abgewickelthat, auch in Zukunft in der¬
selben Weise sich zum Besten der Provinz gestalten
wird. (Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter v. Stedman.

Abgeordneter von Stedman: Meine Damen
und Herren I Der fozilllbemokratischeFraktionsredner
hat in seiner Rode zunächstein gewisses Interesse für
die Landwirtschaft betont. Ich kann mich aber des
Eindrucks nicht erwehren, daß er in seinen weiteren
Ausführungen eigentlich bas Gegenteil bewiesen hat.
(Sehr richtig! rechts.) Es muß eigentlich Wunder
nehmen, wenn der Angehörige einer Partei, in deren
Bezeichnung ausdrücklich das Wort „demokratisch"
vorkommt, bie Selbstverwaltung eines Berufszweiges
in dieser Weise angreift. (Zuruf des Abgeordneten
Hoffmann: Dieser Berufszweig unterliegt doch ber
öffentlichenKritik!) Meine Damen und Herren! Was
würbe Wohl für ein Entrüstungssturm losbrechen,
wenn einer von uns sich eines schönenTages irgend¬
eine Einflußnahme auf bie Geschäftsgebarung einer
Handwerkskammer oder einer Gewerkschaftanmaßen
wollte. Ich muß ausdrücklichfeststellen, baß es keinen
Berufsstand gibt, der in bezug auf feine Selbst¬
verwaltung, auf bie Selbstverwaltung seiner An¬
gelegenheiten so beschnitten und so eingeengt ist, wie
gerade ber landwirtschaftliche Berufsstanb. (Sehr
richtig! rechts.) Ich brauche bloß baran zu erinnern,
baß z. B. bie Landwirtschaftliche'Berufsgenossenschaft
meines Wissens die einzige BerufsgenosseNschaftist,
welche nicht von bem Berufsstande felbst verwaltet
wird. (Sehr gut! rechts.)

Meine Herren! Die bemängelten Etatspositionen
werden in deni laubwirtschaftlichenAusschuß und bei
Gelegenheit ber Besprechung be3 landwirtschaftlichen
Etats ihre Erledigung finden können. Es erübrigt sich
also für mich, fetzt barauf einzugchen.

Meine Damen und Herreu! Der Etat ber Land«
wirtfchaftskammer gehört auf keinen Fall vor bieses
Hohe Haus. Trotzdem möchte lch zum Etat der Land¬
wirtschaftskammer einige Aufklärungen geben und
einige Richtigstellungen vornehmen. Die Rheinische
Ännbwirtschaftskammer hat die niedrigste Umlage
sämtlicher Landwirtschaftskammern Preußens. (Hört,
hört! rechts.) Und durch besondere Sparfamleit ist es
gelungen, in diesem Jahre den bisher bestehendennie¬
drigsten Satz sogar noch herabzufetzen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Gerlach: Durch hohe Staats- und Pro«
vinzialzufchüsse!)

Meine Damen und Herren! Dann sind von Herrn
Abgeordneten Holten bie Reisekostenbemängelt wor-
ben. Ich habe die Ehre, Vorstandsmitglied der Laub-
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wirtschaftskammer zu sein, und kann Ihnen berichten,
'daß sogar die Vorstandsmitglieder der Kammer nur
die Fahrtkosten 3. Klasse ersetzt bekommen.

Meine Damen und Herren! Es ist dann von der
Saatkartoffelstelle tue Rede gewesen. Ich bin dem
Herrn Landeshauptmann 'dankbar, daß er 'darin schon
einiges klargestellt hat. Lassen Sie mich Ihnen nur
sagen, daß 'die Saatkartoffelstelle der Landwirtschafts-
tammer eine vollständig selbständige G. m. b. H. ist.
Wenn Sie einmal einen Vergleichziehen wollen, meine
Herren, bann können Sie diesen Vergleich, wenn ich
von Ihren Verhältnissen sprechen will, nur dadurch
ziehen, baß Sie die Saatkartoffelstelle mit einem Kon¬
sumverein 'der SozialdemokratischenPartei vergleichen.
(Zurufdes Abgeordneten Hoffmann: Den gibt es ja
gar nicht!) Ich möchte einmal hören, was Sie für
einen Spektakel erheben würden, wenn ich mir an¬
maßen würde, in 'die Geschäftsgebarung eines Kon¬
sumvereins 'hineinzuleuchten. (Zuruf links.) Bezüg¬
lich 'dieser Unterbrechungen will ich Ihnen nur sagen:
Es gibt in meiner Gegend einen Ort Mähen, und da
gibt es eine Redensart, die heißt: Hintenherum hat
Matzen gewonnen. Sie können sich sa einmal von den
Leuten, die dort ansässigsind, erklären lassen, was das
heißt. (Zuruf des Abgeordneten Haas: Sie meinen
wohl, hinten herum Hätte die Landwirtschaftgewonnen?
Weiterer Zuruf links: Machen Sie alles hinten her¬
um?) Dom sozialdemokratischenRedner scheint voll¬
ständig unbekannt zu fein, daß der Haushaltsplan
einer Landwirtschaftstammer der Genehmigung >des
PreußischenMinisteriums bedarf und daß dieser Haus¬
haltsplan vom Ministerium gutgeheißen werden muß.
Meine Damen und Herren! UebevlegenSie sich 'doch
bitte einmal, wer heute in der Preußischen Negierung
s>bt und wer heute die Preußische Rcgiernng ausübt.
(Heiterkeit. Zuruf des 'Abgeordneten Haas: Wer Land-
wirtfchafisministcr ist!) Der Landwirtschaftsministei
ist nicht sozialdemotratischerMinister. Meine Damen
und Herren! Das ändert aber nichts 'daran, baß das
Kabinett in ausschlaggebender Weife 'von sozialdemo¬
kratischen Führern beherrscht wird. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hoffmann: Das ist ja nicht wahr, das
Gegenteil ist'der Fall!)

Meine Damen und Herren! Was die Gehälter der
Beamten der Landwirtschaftskammer anbetrifft, so
unterliegen auch die Gehälter der Äandwirtschasts-
tammer — ich stelle fest, daß diese Gehälter nach staat¬
lichen Grundsätzen aufgestelltsind (Zuruf des Abgeord¬
neten von Loe: Hört, hört!) — der Prüfung und Ge¬
nehmigung des Herrn Landwirtschaftsminifters als
des Vertreters des Preußischen Staatsministeriums.
Wenn Sie also hier die GeMter der Beamten der
Landwirtschllftskammer angreifen, so greifen Sie 'das
Ministerium an, in dem Ihre eigenen Parteigenossen
den Vorsitz führen. (Abgeordneter Dr. Kaiser: Sehr
Mt!)

Meine Damen und Herren! Nun komme ich noch
mit einem kurzen Wort auf 'die persönlichenAngriffe,

welche hier gegen den Freiherrn von Lüninck erhoben
worden sind. Auch ich bedauere, daß hier in 'diesem
Hohen Hause Angriffe gegen Leute erhoben werden,
die nicht anwesend sind und sich infolgedessen nicht ver¬
teidigen können. Meine Damen und Herren! Ich
tann mich aber des Eindrucks nicht erwehren, daß diese
Angriffe bewußt gegen besseres Wissen erfolgt sind.
(Laute Rufe: Oho! Unerhört! links; Glocke des Vor¬
sitzenden.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich nehme an, daß
Sie einem Mitglied dieses Hohen Hauses den Vorwurf
einer bewußt falschen Behauptung nicht haben machen
wollen. (Zuruf des Abgeordneten Haas: Das hat er
doch gesagt!)

Abgeordneter von Stedman: Ich habe mich
dem Eindruck nicht entziehen können, daß hier Wider
besseres Wissen Vorwürfe gemachtwurden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich würde Sie zur
Ordnung rufen müssen, wenn Sie behaupten wollten,
hier hätte ein Abgeordneter Behauptungen Wider
besseresWissen gemacht.

Abgeordneter von Stedman: Dann verbessere
ich mich dahin, daß ich sage: Die persönlichenAngriffe
gegen Freiherrn von Lüninck sind bereits in vollster
Öffentlichkeit widerlegt Morden. (Abgeordneter von
Loe: Sehr richtig! Zuruf des Abgeordneten Haas:
Was ist die vollste Oeffentlichkeit?)

Meine Damen und Herren! Die Vorgänge, die bei
der unerhörten Haussuchung vorgekommen sind, und
die Behauptungen von Diktaturbestrebnngen, von
denen Freiherr von Lüninck selbst nichts gewußt hat,
sind in der Presse, sind in Erklärungen des Vorstandes
der Landwirtschaststammer, sind im Preußischen Land¬
tag, sind in der breitestell Oeffentlichkeitgenügend be¬
sprochen und klargestelltworden (Zuruf des Abgeord¬
neten Hoffmann: Kein Engel ist so rein!), so daß ich
annehmen darf, daß auch der Berichterstatter der
Sozialdemokvlltischen Partei davon Kenntnis hatte.
Meine Damen und Herreil! Dem Freiherrn von
Lüninck ist durch richterlichen Bescheid und durch
ministerielle Auslassungen erklärt und bescheinigt
worden, daß die gegen ihn erhobenen Angriffe gegen¬
standslos sind. Ich tann vor diesem Hohen Haufe fest¬
stellen, daß die rheinischeLandwirtschaft treu zu dem
erwählten und bewährten Vorsitzendender Rheinischen
^andwirtschaftskllmmersteht. (Lebhaftes Bravo! rechts.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Freiherr von Loe:

Abgeordneter Freiherr von Loe: Meine Damen
und Herren! Der Herr Landeshauptmann hat in
seiner Etatsrede auch einen Ausblick auf die Lage der
Landwirtschaft gegeben und ist eben in seinen Aus¬
führungen noch kurz darauf zurückgekommen, indem er
sich auf einen Bericht der Landwirtschllftskammer be¬
rief. Bezüglich der letzteren Rechtfertigung möchte ich
bemerken:Man muß diesen Bericht aus den Umständen
verstehen,unter denen er gegeben wordeil ist. Er rich¬
tete sich an die Berufsgenossen selber, und, wo unsere

8»
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Berussgenossen heute in großem Matze wirtschaftlich
äußerst schlimmbestellt sind, bedürfte es eines Wortes
der Aufmunterung, um die schwerenZeiten überhaupt
überstehen zu tonnen. Aber, meine Herren, wenn man
hier auf diesem breiten politischen Boden ein Gutachten
über den wirklichenStand der Landwirtschaftstammer
und über die Möglichkeit der Handwirtschaft,durch die
schlimmen Zeiten durchzukommen,abgeben und ihre
Aussichten für die Zukunft darstellen will, so kann ich
doch nicht die hier geäußerte Auffassung unwider¬
sprochen lassen. Meine Herren! Wir haben in den
letzten fünf Jahren keine einzige gute Ernte in der
Landwirtschaft gehabt. Die letzte Ernte war sogar —
wir tonnen es ruhig sagen — eine katastrophal schlechte.
Wenn wir in der Körnererntc — «das Brotgetreide ist
immer,das Rückgrat der Landwirtschaft — einen Aus¬
fall von 30 Prozent im allgemeinen erlitten haben, so
ist das eine Katastrophe, nicht nur eine Krisis. In¬
sofern stehe ich auch zu dem Worte, das der Herr
Landeshauptmann in seiner Etatsrede angezogen hat
und «das sich, wie ich glaube, auf mich bezogenhat. Die
Lage der Landwirtschaft ist tatsächlichim letzten Jahre
zu einer Katastrophe geworden. Meine Herren! Da¬
mals, als bus Londoner Abkommen bezüglich unserer
Reparationsleistungen abgeschlossenwurde, haben die
Noltswirtschaftler zum Teil sich überlegt: Wie kann
,das die Volkswirtschaft Deutschlands leisten? Und
man hat auch die Landwirtschaft durchgesiebt,ob sie zu
ihrem Teil das "leisten könnte. Da haben jene gesagt:
Wenn wir einmal das Glück hätten, «drei volle Ernten
zu erzielen — dabei wurde errechnet, was eine solche
Maximalernte alles bedeute —, so würden wir davon
schon ein ganz Erhebliches von unseren Verpflichtun¬
gen an die Alliierten abbürden tonnen. Die Volks-
wirtschllftler vergessenaber jetzt, dieselbe Rechnung auf
die Landwirtschaft anzuwenden, wenn diese eine Unter-
ernte hat. Meine Herren! Die Ernte des letzten
Jahres war für uns eine Katastrophe. Bedenken Sie
einmal, meine Herren, was für eine Aufreguug es im
Lande hervorrufen würde, wenn plötzlich einmal
30 Prozent ber Gehälter der Beamten gestrichen
würden.

Ich komme auf andere Momente: Der Körnerpreis,
werden Sie mir entgegnen, ist gestiegen. Der Körner-
Preis, meine Herren, ist gestiegen,als ein Drittel der
Ernte schon von der Landwirtschaft abgegeben und
verlauft war; er kam also nur zu einem Bruchteil
der Landwirtschaft zugute. Es ist aber bei Berechnung
der Rentabilität des Körnerbaues immer festzustellen,
daß bei der Körneiernte die Menge die Rente, den
Hlluptfaktor, darstellt und «der Preis diesen nur er¬
gänzt. Ob auf den Morgen ein bis zwei Sack mehr
oder weniger geerntet werden, so liegt darin der
Schwerpunkt. Gewiß, der Preis muß auch so sein,
daß sich die Gestehungskostenbezahlt machen, und das
'ist er jetzt zeitweise geworden, aber erst geworden.

Dann ,darf ich noch aus eine andere Branche der
Landwirtschaft hinweisen. Nehmen Sie einmal den

Umtausch der Milchkühe in der Milchwirtschaft: Fett
gegen Melk. Früher war es so: Wer ein geschickter
Landwirt war, konnte das ungefähr Pari machen,und
Wer nicht soviel Glück hatte, zahlte 20, 30 oder 40 Mark
auf. Heute ist das Aufgeld 200 bis 250 Mark Pro
Haupt. Die Milch kostet heute in der nächsten Um¬
gebung von Köln 19 Pfennig. Gehen Sie ein bißchen
weiter in die Peripherie, so kommen schon 17 Pfennig
heraus. Das sind gegen Vortriegspreise nicht mehr
tragbare Zahlen; Zahle», die im Verhältnis schlechter
sind als die der Vorkriegszeit. Dabei stehen wir heute
noch nicht in ber Milchschwemme,sondern die Milch¬
schwemmetritt erst ein, «wenn der Klee kommt. Wir
stehen also eigentlich in einer Zeit, wo an sich höhere
Preise sein müßten. Die Tendenz wird also sein, daß
die Preise sich während der Kleezeit noch weiter her¬
untersetzen.

Die Schweinepreisesind bekanntlichheute nicht mehr
lohnend. Sie können für die Preise, die heute am
Kölner Markt gezahlt werden, leine Schweine mästen.
Auch die Pferdepreise sind bekanntlich heute absolut
unlotznend. (Zuruf eines kommunistischenAbgeord¬
neten: Die Reichswehr zahlt ia gute Preise!) Die
kaust Aber keine Kaltblüter. Unsere Pferde am Rhein
sind Kaltblüter. (Zuruf des Abgeordneten Schröer,
Essen: Wärmen Sie sie ein bißchen an! Heiterkeit.)

Meine Herren! Man wird vielleicht sagen können,
die Nübenernte sei befriedigend. Sie ist zum Teil auch
befriedigend gewesen, das mag zugegebenweiden. Die
Rübenernte ist aber nur ein Teil der ganzen Ernte.
Sie betrifft auch nur gewisse Gegenden; das Gros der
Provinz betreibt nicht Zuckerrübenbau.

Als äußeres Bild kommt hinzu, daß in der Rhein¬
provinz die landwirtschaftlichen Hpothetenschuldeu im
vorigen Jahre wieder um 100 Millionen gestiegen
sind. Rechnen Sie danach bitte einmal aus, welche
Zinsen wir für die Schulden, die wir haben machen
müssen, zu zahlen haben. Ich bin im Augenblicknicht
in der Lage, Ihnen genaue Zahlen zu geben, aber Sie
wissen, wie hoch die Verschuldung ist. Jedenfalls ist
sie so, daß die Zinslast, die wir zu tragen haben, weit
das übertrifft, was wir vor dem Kriege gehabt haben.
Auf die Zinslast, meine Herren, kommen wir vielleicht
bei anderer Gelegenheit noch zurück.

Die Nage der Landwirtschaft ist heute so, daß mau
mit Bestimmtheit sagen kann: sie arbeitet nicht mit
Rente, sie arbeitet mit Verlust. Auch die Höhe der
Zinssätze, die wir zahlen müsseil, kommen der Boden¬
rente nicht annähernd nahe. Die Zinssätze sind
ein Vielfaches dessen, was wir an Bodenrente erzielen.
Das ist «die Lage der Landwirtschast, wie sie heute i»
Wirtlichkeit ist.

Ich muß daher hier ausdrücklich betonen, daß wir
nicht mit einem freundlichen Gesichtbie Zukunft der
Landwirtschaft betrachten tonnen, sondern nur mit der
größten Besorgnis. (Zuruf links: Alte Freiherrlich-
keit!) Wer Landbesitz hat, kann ein, zwei oder drei
Jahre lang mal zuzahlen aus seinem Vermögen, mit
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anderen Worten: mehr Schulden machen. Wer der
Moment des Zusammenbruchs, meine Herren, steht sür
außerordentlich viele Existenzen bevor.

Die Kritiken, die hier an der Nandwirtschaftskammer
und ihrem verdienten Vorsitzendengeübt worden sind,
sind bereits von Herrn von Stedman und vom Herrn
Landeshauptmann zurückgewiesenworden. Ich habe
die Einzelheiten leider nicht gehört, weil ich nicht an¬
wesend sein konnte. Aber ich möchte als Mitglied des
Vorstandes ber Kammer bas unterstreichen,was Herr
von Stedman gerade gesagt hat: Die ganzen Angriffe,
die hier gemacht worden sind, sind alle schon in der
Öffentlichkeit erhoben worden, «nd sie sind sowohl
im Ubgeovdnetenhause wie auch in ber Presse restlos
öffentlich widerlegt worden. Wer hier, ohne neue Mo¬
mente, solche Angriffe vorbringt, nachdem sie längst
widerlegt worden sind, mag es mit sich vereinbaren,
ob das noch mit einer bürgerlichen Moral verträglich
ist. (Zuruf links: Ihre Juristen verdrehen alles!
Beifall rechts.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hotten.

Abgeordneter Hollen: Meine Damen und Herren!
Ich habe aewußt. dass ich mit meinen Ausführungen
zur RheinischenLandwirtschaftskammerin ein Wespen¬
nest stechen würde. (Abgeordneter Gerlach: Sehr gut!)
Aber, ich glaube, das, ich manchem kleinen Bauer aus
der Seele gesprochen habe (Widerspruch rechts. Zu¬
stimmung links), der branßen aus seinem Acker von
morgens früh bis abends spät schwer arbeiten muß,
dem ,die Tausende nicht so mühelos in die Tasche
Vließen, wie dem Vorsitzenden der Nandwirtschafts¬
kammer. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Pattberg:
Agitation!)

Meine Damen und Serren! Es ist mir nicht ein¬
gefallen, bie Selbstverwaltung anzugreifen, sondern ich
habe nur bie Verschwendungkritisiert, die in der Nand¬
wirtschaftskammer getrieben wird, indem 18 000 Mark
Auswnndsentschädinunssan einen nicht unbemittelten
Herrn gezahlt werden. Das ist mit der Not ber Land¬
wirtschaft durchaus nicht zu vereinbaren. Wenn die
Landwirtschaft wirklich so notleidend ist. bann wäre
«'s Aufgabe ihrer Fübrer. auch da bescheidenerzu sein
"nd sich nicht bei jeder Gelegenheit hinzustellen und
'den Gemeinden und den übrigen Selvstverwaltunas-
törpern Verschwendungssuchtvorzuwerfen.

Meine Damen und Herren! Es ist bann gesagt
worden, der Etat der Nandwirtschaftskammer gehöre
nicht vor dieses Haus (Sehr richtig! rechts), und doch
nehört er vor dieses Haus. Wenn von uns Zu¬
schüsse verlangt werden — ob wir gesetz¬
lich verpflichtet sind, sie zu leisten, ober
°bwir sie freiwillig geben — bann haben
wir —sonst geben wir unser Selbstver¬
waltungsrecht Preis - einen Anspruch
darauf, Kontrolle auszuüben, wie diese

Mittel verwandt werden. lAbgeordnetcrHoff-
Mllnn: Sehr richtig!)

Der Vergleich mit den Konsumvereinen, Herr von
Stedman, hinkt. (Zuruf des AbgeordnetenDr. Kaiser:
Gr trifft aber doch zu!) Wenn Sie iden Konsumvereinen
2^ Millionen Mark Zuschüsse geben, die die Rheinische
Landwirtschaftskammer von Staat, Provinz und
Kreisen bekommt, dann wären die Konsumvereine in
der Lage, bie Lebensmittelpreise ganz erheblich zu
senken. Die Konsumvereine würden keine 18000 Mark
Aufwandsentschädigung an ihren Vorsitzenden zahlen.
(Abgeordneter Dr. Kaiser: Na, na! Zuruf des Abge¬
ordneten Dr. Pattberg: Verbilligte Kredite!)

Dann möchte ich weiter barauf hinweisen, daß ich
ja auch gefragt habe, Herr Landeshauptmann, ab
diese Snatkartoffelstelle mit ber Kartoffelstelleder Pro¬
vinz identisch sei. Sie haben eben erklärt, das ist nicht
der Fall, und so ist damit die Sache abgetan. (Zuruf
des Abgeordneten Haas: Dann soll man die 8000
Mark doch lieber für Kartoffelversucheverwenden!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hölken. (Zuruf bes AbgeordnetenHaas:
Zwischenrufesind erlaubt, denken Sie an Stresemann,
Herr Iarres!)

Abgeordneter Hölken (fortfahrend): Das ändert
alles Nichts an der Tatsache, baß hohe Aufwands-
entschädigung gezahlt wird.

Nun wurde gesagt, es sei zu bedauern, baß die Herr¬
schaften der Landwirtschaftskammer hier, wo sie sich
nicht verteidigen könnten, angegriffen worden seien.
Ach, Herr von Stedman war doch ein ganz berufener
Verteidiger der Landwirtschaftskammerund des Frei¬
herrn von Nüninck, und Freiherr von Los ist ja auch in
her Lage, sich zu verteidigen. Ich darf auf die „Köl¬
nische Zeitung" hinweisen, die am 25, März u. a.
schrieb: „Wer ider diesjährigen Hauptversammlung ber
Rheinischen Nandwirtschaftskammerbeiwohnte, konnte
ein innerliches Lachen darüber nicht verbeißen, wie
alles schön nach trefflicher Vorbereitung ablief, nach
der Regie bes Freiherrn von Los." (Heiter¬
keit.) Also haben wir doch ganz prominente Vertreter
und Verteidiger ber Landwirtschaftskammerhier unter
uns. Ich habe es sür notwendig gehalten, darauf noch
hinzuweisen.

Meine Damen und Herren! Sachlich haben Sie
nicht entkräftigt, baß die Nandwirtschastskammersolch
hohe Aufwandsentschädigungen zahlt, und sachlich ist
auch richtig — ich betone bas noch einmal —: Sie be¬
gehen sich selbst Ihres Selbstverwaltungsrechtes, wenn
Sie darauf verzichten,die Kontrolle über die Zuschüsse
auszuüben, bie bie Provinz gibt. (Zuruf des Abge¬
ordneten Hoffmllnn: Wir müssen sie sperren!)

Dem Herrn Landeshauptmann möchte ich auf seine
Bemerkung zur Ruhrprovinz sagen, daß wir gar
keine Ursache hatten, dazu Stellung zu
nehmen, weil wir an keine N Uhrprovinz
denken. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Kaiser: Das
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ist ja erfreulich! Zuruf des Landeshauptmanns: Wer
ist „wir"?) Unsere Fraktion, (Zuruf des Landeshaupt¬
manns: Die ganze Fraktion?) Mit keiner Einschrän¬
kung, (Zuruf des Landeshnilptmanns: Es wird keiner
rot! Heiterkeit,)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl: Wir möchten doch zu der
Rede, die Herr Landeshauptmann Horion zuletzt ge¬
halten hat, bemerken,baß er mit keinem Wort auf die
Anträge einging, die die Kommunisten hier besprochen
haben. Das mag Wohl daran liegen, daß er während
der Zeit, wo nnser Abgeordneter sprach, in seinem
Dunlelkämmerchcn so sehr «darüber nachgedacht hat,
wie er setzt das Geld aus dem WasserkopfBerlin her¬
ausquetschenwill, daß er jetzt nicht in ber Lage war,
darüber zu sprechen. Aber wenn er zugab, daß die
Wünsche der übrigen Parteien — damit meint er
selbstverständlichauch diejenigen Herren, >die sich hier
so sin bißchen in Opposition aufspielen, die Sozial-
demokraten — die VevwMuug in recht bescheidener
Weise kritisiert hätten, so geht daraus bervor, daß er
diese „Opposition" durchaus nicht ernst nimmt, son¬
dern sie eben nur so betrachtet, wie sie auch betrachtet
werden will, daß sie für die Wähler etwas darstellen
soll. (Sehr richtig! rechts.) Wenn die Herren von der
alleräußersten Rechten hierzu Sehr richtig! schreien, so
weiß ich, daß diese Differenzen und Meinungsverschie¬
denheiten oben nicht ernst zu nehmen find, sondern daß
Sie alle ein Herz und eine Seele sind, wenn es gilt,
das Volk zu betrügen. (Glocke des Vorsitzenden.)

Vorsitzender Dr, Iarres: Herr Abgeordneter
Nohl, ich rufe Sie wogen dieser Bemerkung zur Ord¬
nung.

Abgeordneter Nohl: Ich habe bisher immer an¬
genommen, daß die bürgerlichen Parteien nichts an¬
deres tun, als ihre Reden hier in dem Sinne halten,
wie ich es eben angeführt habe. Wenn Herr Iarres
anderer Meinung ist, so ist das das erste Mal, daß ich
hier darüber 'belehrt werde.

Vorsitzender Dr. Iarres: Weil ich in der Tat
anderer Meinung bin und Sie Ihre verletzendeBe¬
merkung wiederholt haben, rufe ich Sie zum zweiten
Male zur Ordnung.

Abgeordneter Nohl: Ich komme zur Rede des
Herrn Horion. Das Programm, das hier entwickelt
wurde, entspricht genau dem Programm des Herrn
Vogler, des Stahltrustmagnuten. Wenn hier die Frage
geprüft wird, wo die Milliarden hingingen, und ge¬
sagt wird, es wäre schade darum, daß diese Milliarden
alle so für die Wirtschaft verloren gingen, dann wäre
vielleichtan die Herren von der Zentrumssrattion die
Anfrage zu stellen, wie es kam, daß der ehemckligc Ab¬
geordnete Lange-Hegermann so lange diese Futter¬
krippe ausnutzen konnte, ehe man ihn hinausgeworfen
hat. Vielleicht ist Ihnen aus der Tagespresse bekannt,
daß sein Vermögen Progressiv so angewachsen ist, wie

das Vermögen der Arbeiter und derjenigen Provinzen,
die eigentlichbedacht werden sollten, gesunken ist. Er
hatte im Jahre 1914 noch 28 UNO Mark, und er hat
glücklicherweise durch seine parlamentarische Tätigkeit,
die bekanntlich anders ausgefallen ist, als hier eben
gesagt wurde, 1,2 Millionen gehabt. (Hört, hört! bei
den Kommunisten.) Außerdem wird ihm vorgeworfen,
daß er etwa ,'! Millionen Gelder, 'die für das besetzte
Gebiet bestimmt waren, zu anderen Zwecken verwandt
hat. Wir sehen, es ist ein sehr einträgliches Geschäft,
das man machen kann, wenn man solche Ehrenämter
hat. Dann kann man sich auch einmal per Gelegenheit
herausschmeißen lassen, das macht dann nichts. Das
kennzeichnetdie Moral.

Die ganzen Differenzen, die hier zwischen den ein¬
zelnen Fraktion von der SPD. bis zur bürgerlicheil
Arbeitsgemeinschaft bestehen, beziehen sich nur auf
einen Punkt, auf den Kampf um die Futterkrippe.
(Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Die Herren von
der SPD. spüren so schon, daß auch in Preußen be¬
reits der Fuß erhoben ist, der sie aus der Koalition
hinausbefördern soll. Aus diesem Grunde die außer¬
ordentliche Nervosität. Sie sind nicht etwa nervös,
wenn Millionen von Proletariern nichts zn essen
haben. Wenn es da bei ihnen einmal brennt, hat man
immer noch Lcnte vom Schlage eines Grzesinsti oder
Nostc. Und wenn Genosse Oberdörster erklärt, daß
immer noch, wenn schmutzige Arbeit zu leisten sei, diese
Herren da wären, um den Nürgerblockans der Patsche
zu helfen, so stimmt das unbedingt.

Auch die Herrcu von der Landwirtschaft haben
leine Ursache, sich hier groß aufzuregen, weil die Be¬
urteilung der augenblicklichen.Konjunktur in der Land¬
wirtschaft nicht richtig sei. Wenn hier gesagt wird,
die Landwirtfchaftstmnmer stehe ganz rein da, die
Landwirtschaft als solche sei bedürftig, sie müsse immer
mehr Zuschüsse haben und die Landwirtschaftskammer
müsse dafür sorgen, daß diese Zuschüsse richtig verteilt
Würden, so müssenwir dahinter ein Fragezeichensetzen.
Wir behaupten nicht, daß die Herren Elanß und Lü-
ninck hier das Geld dazu bekommen haben, um die
schwarzeReichswehr zu organisieren nnd Fememorde
zu unterstützen; das behaupten wir durchaus nicht.
Aber wir haben Bedenken, ob die Gelder auch tatsäch¬
lich für die Zwecke verwandt werden, von denen Herr
Freiherr von Loe sprach. Er hat hier geredet wie ein
kleiner Bauer, bei dem der Gerichtsvollzieher vor der
Tür steht mit der Absicht, ihm die letzte Kuh aus dem
Stall zu holen. Ich glaube, so schlimmsteht es mit
ihm noch nicht. Es wird erst dahin kommen,wenn die
Kleinbauern einmal begriffen haben, was die Reden
für einen Zweck haben. Praktisch ist es bis jetzt so,
daß die KM Millionen Subventionen, die man wieder¬
um bezahlt hat, nur den Großgrundbesitzern und den
Freiherren an den Hals geworfen werden, nicht nur,
um die Sorgen der Kleinen zu lindern, fondern für
ganz andere Zwecke.Wir haben alle Ursache, den Klein-
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dauern zu sagen, daß sie gut aufpassen sollen. Hier
gilt ein Wort August Nebels, auf den die Sozialdemo¬
kraten jetzt nicht mehr schwören,daß man den Führern
nicht nur auf den Mund, sondern auch auf die Finger
sehen soll. Das gilt auch für die Herren Freiherren,
die zwar nicht mehr dieselbenRechte haben wie früher,
aber doch noch zuviel; es ist an der Zeit, deren Rechte
bald zu beschneiden.

Herr Landeshauptmann Horion sprach dann auch
über die Frage der Ablösung des Landesarbeitsamtes.
Er meinte, es sei schade, daß Wieder die Absicht bestände,
ein neues Amt zu schaffen. Ich weiß nicht, ob man
dies auch unter das Ressort „Förderung der Landwirt¬
schaft" rechnen soll, obgleich das Arbeits- und Berufs¬
amt nichts damit zu tun hat. Aber wenn man es von
dem Standpunkte aus betrachtet, daß es eine Fettweide
für >die Gewerkschaftsbonzensein wird, so stimmt es
«hne Zweifel. (Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Das
war sehr geistreich!)Dann ist das auch eine Förderung
der Landwirtschaft. lHerr Gerlach schüttelt den Kopf.)
Herr von Gerlach, ich will nicht behaupten, daß das
auch auf Sie zutrifft. (Zuruf des Abgeordneten Ger¬
lach: Da haben Sie mich geadelt!) Ick, habe nicht ge¬
sagt, daß das für das Düsseldorfer Arbeitsamt zu¬
trifft; über jeder kann sich aus dem etwas entnehmen.

Diese Ablösung hängt eng zusammen mit dem Ver¬
such, ein Aribeitslosenpersicherunnsgesehzu schaffen, das
von dem Bürgerblock stürmisch begrüßt wurde, nach-
'dem die Gewerkschaftsführer die Reformistenborarbeit
neleistethatten, indem sie die Klassifizierung verlang¬
ten. Aber auf der ganzen Linie haben wir zu ver¬
zeichnen, daß der sozialpolitischenReaktion die kultu¬
relle Reaktion auf dem Fuße folgt. Hierunter gehören
besonders die Gtatspositionen, worin festgelegt wird,
daß für die alten Kirchenbauten, für diese Ruinen aus
vergangenen Jahrhunderten, noch Geld hinausgewor¬
fen wird, um sie zu erhalten. Auch dagegen werden
wir uns stark wehren. Es ist seMsliverständlich.daß wir
dafür keinen Pfennig bewilligen. Solange hundert-
tausende Ihrer Glaubensgenossen (zum Zentrum)
bunger leiden müssen, solange haben wir dafür keinen
Vfennig übrig. Es sind genug Ruinen in Deutschland.
Sorgen Sie erst einmal dafür, daß wieder etwas Neues
"nfgebaut wird.

In derselben Linie liegen auch die Bestrebungen zur
Swaffuna eines Konkordats. (Heiterkeit.) In dieser
6'nie hat auch das Zentrum schon allerhand Erfolge
w verbuchen. Wenn Herr Stresemaun in seiner neue¬
sten Rede dagegenwettert, so ist das ein 'Schachzug. der
selbstverständlichnur als ein solcher gewertet werden
kann. Mer wenn das Zentrum die Absicht hat, die
Schulen an die Massen auszuliefern <Hu-, Hu!-Rufe
"n Zentrum) so ist es für die Arbeiter an der Zeit,
si<5 dagegen zn wehren und Alarm zu blasen. Wir
stellen zur Steuer der Wahrheit fest, daß es erst die
verfluchte Folge des Weimarer Schulkompromisses
war, daß die Dinge soweit gekommen sind. Auch die

Sozialdemokratie ist durch ihre Klüngelpolitik mit dem
Zentrum in der Regierung schuld daran, daß die
Schulen an die Pfaffen ausgeliefert wurden. (Pfuü-
Rufe rechts. Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Wir
sind an allem schuld!) Wir werden nach wie vor den
schärfsten Kampf dagegen führen, daß solche Institute
eingerichtetwerden wie die, wovon Herr Horion sprach,
daß mail auch die kulturfördernden Organisationen
Provinziell überwachen soll und daß das Zentrum jetzt
schon verlangt, daß beim Landesjugendamt eine Prü-
sungsstelle für Schmutz und Schund eingerichtet wird.
Wie diese Prüfungsstelle aussehen wird, meine Herren,
dafür haben wir genügend Beispiele. Wenn Sie schon
auf Grund des Schund- und Schmutzgesetzesjeden
Sumpf aufdecken wollen, dann gehen Sie einmal in
die berühmte Brutstätte des Iesuitismus in Deutsch¬
land, in M.Gladbllch. zum Volksverein für das katho¬
lische Deutschland. Dort ist es an der Zeit, aufzuräu¬
men. Ich erinnere daran, daß im vorigen Jahre noch
ein katholischer Geistlicher namens Kött zu drei Jahren
Gefängnis verurteilt worden ist, weil er sich nn Schul-
und Beichtkindernin der gemeinstenWeise sittlich ver¬
gangen hat. Ich erinnere weiter daran, daß zwei Mo¬
nate darauf ein Lehrer Küpper ebenfalls wegen
schwererSittlichkeits'verbrecheu, begangen an Schul¬
kindern in der Fliethschule in MGladbach, zu zwei¬
einhalb Jahren 'Gefängnis verurteilt wurde. Ich er¬
innere weiter «daran, daß vor Monaten in dein Wall¬
fahrtsort Hahn ein Lehrer wegen schwerer Sittlich¬
keitsverbrechen, begangen an Schulkindern, verhaftet
wurde. Dieser Lehrer hieß Luhmann. Das gehört
alles nicht zum Schmutz-und Schundgesetz. Aber Ihre
.Heucheleierzieht ja erst zu den Dingen, die Sie durch das
Schmutz- nnd Schundgesetz bekämpfen wollen. Durch Ihre
Heuchelei, die Sie in die Schulen einführen, wolleil Sie
das Volk verdummen,,damit billige Sklaven und Aus-
bentungsobiekte für die christlichen Kapitalisten ge¬
lassen werden. Das ist der ganze Zweck des Schmutz-
und Schundgesetzcs. Auf dieser Vnsis beruhen auch die
Erfolae Ibres sog. Fürsorgewesens, Gerade durch diese
Schuleil, deren Katbolisierung Sie durch Ihren politi¬
schen Einfluß erreicht haben, werden erst die Fürsorge-
Wchthänser gefüllt. Dadurch haben Sie die Möglich¬
keit, jedes Jahr Tausende von Proletarierkindern
durcki die Klanen der Gendarmen, der Nonnen, Pfaffen
und Schulmeister in die Fürsorgezuchthäuser des
Rheinlandes zu führen, sHu-, Hu!-Rufe.) Das ist
Ihre Politik. Was dabei herauskommt, dazu nur ein
Wort,

Ich erinnere an den Fall, der sich im vorigen Jahre
in einer Anstalt in Niederseßmar zugetragen hat. Der
Abaeordnete Krawinkel, der hier sitzt, weiß darüber
näher Bescheid, denn einer seiner Verwandten verdient
ja schweres Geld durch dieses Heim. Diesem Heim hat
man direkt eine Fabrik angegliedert. Dort werden die
Proletnrierlinder an Spinnmaschinen ausgebeutet —
9^ Stunden —. und sie bekommen kaum 10 Pfennig
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pro Tan als Entschädigung für die Schufterei, die sie
dort macheumüssen. Dieses System dort ist so furcht¬
bar, baß die Arbeiterkinder zur Verzweiflung netrieben
werden, daß ein Arbeitermädchen sich aus dein zweiten
Stockwerkder Anstalt hinabgestürzt hat, so daß es tot
liegen blieb. Von selten der Verwaltung werden viel¬
leicht Leute auftreten, die erklären: das stimmt nicht.
Wir sind dagewesen. Ich sage Ihnen jetzt schon, wenn
Sie irgendwie mit Material Heranskommen,daß Sie
entweder von denjenigen, die an der Anstalt sind — ich !
kenne sie alle mit Namen, wenn es sein muß, werde ^
ich hier noch mehr Zeugen namhaft machen —, mit
Absicht falsch unterrichtet worden sind oder daß Sie
versuchen, die richtig erkannten Tatsachen vor dem
Plenum falsch darzustellen. Wir werden Zeugen
genug benennen, die beweisen,daß das Mädchen durch
das Strafsystem, durch die erbärmlich schlechte Behand¬
lung, burch die Gefängniskost, durch die Ausbeutung
zur Verzweiflung getrieben worden ist, so baß es nach¬
her aus dem zweiten Stockwerk hinuntergesprungen ist,
daß man es nackt in eine Speicherzelle,in eine Bretter¬
bude, eingesperrt Hat und baß man nachher versucht
hat, die Sache zu vertuschen, indem man erklärte: das
ist ein Fluchtversuch gewesen; die Höhe war nur drei
Meter. Wir haben Photographien von der Anstalt,
wodurch nachgewiesenwerden kann, wie hoch das ist.
Mag auch Herr Landesrat Saarbourg, der bei der
UnrersttchungNommissionmit anwesend war, oder ein
anderes Mitglied erklären: Es sind vier Meter, so
sagen wir: Ein Mädchen springt nicht abends um
? Uhr im Dunkeln aus einem zehn Meter hohen
Fenster, nackt, ohne jede Bekleidung, um die Flucht zu
ergreifen, in einem Gebiet, das vollständig von Wäl¬
dern umschlossen ist. Das sind die Früchte Ihrer Er¬
ziehungsarbeit. Wenn in einem Jahr schon tödliche
Nnglllcksfällezu verzeichnen sind, so wette ich tausend
gegen eins, wenn man die Dinge genau nachprüft, dann
ist es nicht nur dieser eine Selbstmord in bieser Anstalt
gewesen, der dokumentarischfestgestellt ist, sondern es
sind in Dutzenden von Fällen solche Selbstmordversuche
Passiert, die nicht ans Nicht der Oeffentlichkeitgelangt
sind. Das sind Ihre Erfolge, die Sie auf Grund des
Schmutz- und Schundgesehes verewigen wollen. Unsere
Fraktion wehrt sich mit Gewalt dagegen. Wir werden
verlangen, daß speziell für dieses Heim die Zuschüsse
von seilen der Provinz gesperrt werden. Wenn Sie
den Mut haben, das abzulehnen, erklären Sie damit
vor aller Oeffentlichkeit,daß Sie die Absicht haben,
diese erbärmlichen Zustande zu verewigen und sie noch
auszubauen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Limbourg.

Abgeordneter Dr. Limbourg: Der erste Herr,
der gesternsprach, endete so ungefähr mit den Worten:
«Friede den Menschen auf Erden, die eines guten
Willens sind." Meine Herren! Was das heutige
System unter „Frieden" hier im Lande versteht, weiß
nur derjenige, der ein Gegner dieses Systems ist. Wir

haben hier im Lande erlebt nnd erleben es noch heute,
daß die Gegner der Zustände mit jeder Waffe bekämpft
werden. Dafür braucht man gar nicht Kommunist zu
sein. Das merkt jeder in unserer Gegend genau. Die
Besatzung wird mißbrancht, das Reichsgericht in
Leipzig wird mißbraucht, Anzeigen erfolgen zur
gleichenZeit bei der Besatzung und beim Reichsgericht
als Kriegsverbrecher. Das dritte, das sich dazu gesellt,
ist der Herr Staatsanwalt, der leider Gottes nur zu
willfährig ist, überall, wo die Behörden einen Wider¬
stand vermuten oder wo Parteien, die mit der Behörde
zusammenhängen, einen Widerstand spüren, cinzugrei-
'cn. Meine Herren! Für den Frieden bedanken wir
uns. Das ist der Friede, der vor zweitausend Jahren
von Eäsar in Gallien gestiftet wurde. Das war ein
Tallm pac-lta. Da wurde jeder anstündige Mensch, der
sich noch wehren wollte, umgebracht. (Zuruf des Ab¬
geordneten Gerlach: Wer hat Ihnen denn das er¬
zählt?) Das weiß ich, wenn Sie es noch nicht wissen.

Meine Herren! Auf derselben Linie bewegt sich auch
das, was von dem Herrn, der zuerst sprach, den Win¬
zern zugesagt wurde: Sie sollten schön brav sein, es
würde Ihnen geholfen. Die Leute werden so lange
vertröstet, bis sie zugrunde gehen oder wieder dahin
kommen, wo sie vor einem Jahre waren. Sie lesen
hier in einer Gingabe, daß wahrscheinlicheine größere
Weineinfuhr von Frankreich gestattet wird und daß
die Zölle heruntergesetzt werden, daß man aber die
Notlage auf anderem Wege beseitigen müsse. Meine
Herren! Dann sollen die Herren in Berlin einfach
nicht zugunsten der Industrie den Weinbau zum
zweiten Male opfern, wie der Obst- und Gemüsebau
immer wieder zugunsten der Industrie geopfert wird.
Leider riskieren die meisten Vertreter der Landwirt¬
schaft nicht, das in der freien Form zu sagen, wie es
unbedingt erforderlich ist.

Da gestern und auch heute das besetzte Gebiet wie¬
derholt angeschnitten wurde, will ich mich auch damit
besassen. Meine Herren! Sie wissen, wie es unseren
Brüdern in Lothringen gegangen ist, die dahin ge¬
zogen waren. Wer in Lothringen sich dadurch miß¬
liebig gemacht hatte, daß er an Deutschland hing, der
flog hinaus. Nnd wie die Leute hier behandelt werden,
ist ja ganz genan bekannt. Vorhin bat ein Vertreter
der Linken gesagt, daß die Großindustrie in Lothrin¬
gen ganz glänzend abgeschnittenhat. Wie es aber den
Bürgern und Nanern geht, die dort gewohnt haben,
kann man im Rheinlande am besten beobachten, weil
hier viele dieser Leute hängen geblieben sind. Ihnen
geht es ungefähr so wie denen, die sich fürs Vaterland
habe,: halbtot schießen lassen. Wenn ein Herr, der
Beamter ist, sagt: „Wir sind bereit, die Besahunas-
lasten weiter zn tragen", so ist das verständlich. Für
uns Bürger ist es etwas anderes. Sie wissen vielleicht,
daß Dienstwohnungen >der Herren Beamten nicht f'"'
Besatzunaszwecke herangezogen werden, daß aber Woh¬
nungen von mißliebigen Leuten der Besatzung als Ka¬
sernen zur Verfügung gestelltwerden. Daß die Herren
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Beamte» die Besatzungslast gerne weiter ertragen,
kann man sich Wohl vorstellen. Gs wird von vielen im
noch besetztenGebiet, wo ich wohne, als große Un¬
gerechtigkeitempfunden, baß wir Kiese Besatzungslast
immer weiter tragen sollen. Es ist eigentlich schade,
daß nicht von vornherein eine Regelung getroffen
wurde, daß die Besatzung wandert. Wenn die Be¬
satzungeinmal acht bis 14 Tage nach Berlin gegangen
wäre, so wäre das den Berlinern, sehr heilsam gewesen
— das haben ja die Herren vom Zentrum einmal den
Münchenern gewünscht—. Ich bin der Ansicht, dann
wären wir die Besatzung hier im Lande restlos los
und würden die Herren in Berlin nicht bitten, sie noch
weiter ertragen zu dürfen.

Das betrübendste Kapitel bei der Besatzung ist der
Mißbrauch der Besatzung durch unsere Behörden.
(Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Meine Herren!
Sie auf der Linken wissen das, bei uns weiß es auch
jeder. Daß hier die Herren die Kurage haben, so zu
sprechen, wo diese Zustande doch jahrelang so gewesen
sind nnd heute jeden Tag wieder ganz genan so auf¬
leben können, verstehe ich nicht. Wir haben doch er¬
lebt, wie die Besatzung mit französischenAnsprachen
von Landräten offiziell begrüßt wurde, wie die Be¬
hörden — Negierungen, Landräte und Bürgermeister —
jahrelang den Bauern mit Besatzung gedroht haben,
damit sie ihr Obst, Gemüse und ihr Getreide in der
Zwangswirtschaft ablieferten, und 'die Besatzung wußte
in den meistenFällen nichts davon. Das ist etwas sehr
Beschämendes; es wäre falsch, wenn es hier nicht er¬
wähnt würde; es wird nicht besser dadurch, daß Wir
es vertuschen.

Es wurde gestern so viel über Berlin gesagt. Meine
Herren! Ich halte von den: System, das wir in Berlin
seit dein 9. November haben, überhaupt nichts. (Heiter¬
keit.) Nm 9. November fiel der Apparat zusammen,
weil man eine kolossale Angst hatte; das ist meine Auf¬
fassung. Diese Angst regiert heute noch wie damals
in Berlin, weiter nichts. Das haben Sie ja am besten
an dem Falle von Vcrnkastel gesehen. Die Weinsteuer
bestände heute noch, wenn die Bernkasteler in dem
Finanzamt nicht etwas Luft gemacht hätteu. Gs ist
wirklich betrübend, daß wir solche Zustände im Lande
haben, daß die brutale Gewalt das einzige ist, was ein
Necht sichert, oder der Parteiklüngel. Gs wurde dem
Herrn des Zentrums erwidert, das Zentrum hatte alle
Veranlassung, über Berlin zu schweigen. Meine Herren!
Ich bin auch der Ansicht. Die Herren vom Zentrum
ziehen doch überall im Lande herum und erklären:
Wir sind die Partei, die seit dem 9. November Positiv
<nn Wiederaufbau mitarbeitet. Das ist ein netter
Wiederaufbau, den wir seit der Zeit erlebt haben. Das
'st doch .-ine so betrübende Zeit gewesen, die Nur im
besetzten Gebiet hatten. So ist man früher nicht ein-
wal mit Negervölkern umgegangen. Was haben wir
'licht alles durch die Außenpolitik, die von diesen Herren
'N Berlin getrieben worden ist, erlebt! Ich erinnere
nur an das Jahr 19N. Das ist wirklichkeinem Vol.e

zugemutet worden. (Zuruf des Abgeordneten Stein-
büchel: Dann machen wir doch einen Rheinstaat!)
Was? (Heiterkeit.) Seien Sie nur einmal friedlich,
wir kommen schon.

Dann wird von denselben Herren gesagt: Ja, der
Ostpreuße! Ich kenne die Ostpreußen sehr gut, ich
komme schon mal dahin. Das sind auch sehr geplagte
Landwirte. In Ostpreußen geht es gerade den größe¬
ren Besitzernam schlechtesten. Wenn Sie meinen, diese
hätten mit den 8M Kilometer Wegen gut abgeschnitten,
so ist das doch wieder die Partei schuld, die andere
Lcnte, nicht Nur vom Westen, nach Berlin geschickt
haben, die die ganzen Jahre einen „Positiven Wieder¬
aufbau" betreiben.

Jetzt geht ja auch gerade von dieser Seite der Ge¬
danke ans, daß dieses hervorragende rheinische Land-
bürgermeistersystemunbedingt gerettet werden müsse.
Was daruuter zu verstehen ist, weiß nur der Bewoh¬
ner des flachen Landes, und zwar derjenige, der nicht
zu der richtigen Partei gehört. Gs gibt selbstverständ-
l'ich hier, wie in jedem Beruf, auch sehr tüchtige Bür¬
germeister, das ist klar. Aber leider Gottes ist dieses
System in der schlimmstenWeise ausgeartet. Ich er¬
innere nur an die Ginsetzung der Bürgermeister. Da
heißt es: Wir haben eine Selbstverwaltung. Aber bei
der Ginsetzungeines Bürgermeisters wird die Bevölke¬
rung überhaupt nicht gefragt; sie bekommt den Bür¬
germeister diktatorisch von Koblenz einfach hingesetzt
(Heiterkeit), und die einzige Vorbildung besteht bei
ihnen vielfach darin, daß sie irgendwo durchgefallen
sind (erneute Heiterkeit); aber die richtige Parteikarte
haben sie alle. Und die Besoldung dieser Herren ist
viel höher als die von Staatsbeamten, die durch die
Examina gekommen sind und sich bewährt haben.
Wenn aber einer von den Bürgermeistern sich einmal
dadurch etwas mißliebig macht, daß er sich nicht sofort
der richtigen Partei beugt, wird er auf jede Weise mal¬
trätiert. Ich erinnere — ich muß hier Namen nennen —
an einen Fall v. Fricken. Gs wird immer gesagt: „Er
war kein Gngel." Wenn er ein Gngel wäre, dann wäre
er im Himmel und nie Bürgermeister geworden. Ihm
hat man ein Disziplinarverfahren angehängt. Als man
ihn so nicht loswerden konnte, hat man die Besatzung
auf ihn gehetzt. (Zuruf eines kommunistischenAbge¬
ordneten: Wenn er als Bürgermeister weggesagt
worden ist, kann er Minister werden!) Dann müßte
er eine andere Partei haben. (Sehr gut! links. Heiter¬
keit.) Meine Herren! Die Beschwerden gegen dieses
System und gegen diese Instanz sind einfach zwecklos.
Sie werden kaum einen Fall erleben, wo diese Herren
nicht restlos gedeckt werden, da kann passieren, was
will. Die einzig möglicheerfolgreiche Beschwerde ist
die: Man beschwert sich bei der Bevölkerung dcsKreises,
läßt vor der Kreistagssitzung ein Flugblatt los und
lädt die Bevölkerung ein, zur Kreistagssitzung zu
kommen. Wissen Sie, mit welchem Erfolg? Dann
bleibt der Landrat in Berlin; dann riskiert er nicht,
in den Kreistag zu kommen. (Zuruf des Abgeordneten
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Eberlc: Wir haben bas Flugblatt ba, wollen Sie es
vorlesen?) Sie «können auch ein Paar Exemplare von
mir bekommen. Das einzige, was die Behörde dagegen
machen kann, ist, sie wendet sich an den Freund Staats¬
anwalt und sagt: Da steht kein Drucker braus. Man
kann doch heute ber Druckerei nicht zumuten, darauf
den Namen zu setzen; dann kommt sie direkt mit ber
Staatsanwaltschaft in Fühlung. Dann nimmt man
lieber eine Strafe von 20 oder 50 Mark auf sich.

Gin Fehler bieses Systems sind auch die kolossalen
Kosten, die es verursacht. Die Kosten sind so hoch, weil
'die Herren gar keinen Begriff haben, wie schwer es der
Bevölkerung ist, bie Lasten aufzubringen. Wenn die
Herren weniger zahlreichauftreten würden — die Bür¬
germeistereientonnten zu dreien zusammengelegt wer¬
den —, dann wäre immer noch dieselbe Arbeit für billi¬
geres Geld zn leisten.

Vorhin wurde verschiedentlich die Eifel erwähnt. In
eiuer Eingabe kommt ein Bahnbau vor. Das ist eine
Bahn, bie schon im Jahre 1912/13bewilligt war. Wissen
Sie, weshalb sie nicht gebaut worden ist? Weil ein
Herr von der richtigen Partei eigens einen Bahnhof
für seine Brauerei haben wollte. (Zuruf des Abgeord¬
neten Gerlach: Welches ist denn die richtige Partei?)
Nach dem Kriege wurde diese Nahn immer wieder ver¬
sprochen. Augenblicklichwird das Projekt in Berlin
bearbeitet, und ich hoffe, daß bie Bahn gebaut wird.
Sie müssen bei dieser Bahn eins bedenken,das; früher,
abgesehen von der Politischen Grenze an ber Luxem¬
burger Grenze entlang niemals eine wirtschaftliche
Grenze bestandenhat. Das Gebiet im Westen bes Be¬
zirks Trier gehörte früher politisch und wirtschaftlich
zu Luxemburg; die politische Trennung ist erst 1M5
erfolgt. Wirtschaftlichzeigte sie sich in ber Form, daß
man auf der deutschen Seite weniger Straften baute
als 'in Luxemburg; die Luxemburger haben die Bahn
gebaut, bie Deutschen benutzten die Bahn und die
Straßen in Luxemburg. Daß dieses Gebiet seht dar¬
unter leidet, ist Wohl zu verstehen. Es wird immer
von der Abtrennung von Eupen, Malmedp, Lothringen
und Posen gesprochen. Daß aber hier derselbe wirt¬
schaftlich? Schnitt gemacht wurde, wird nie erwähnt.

Bei den Erwerbslosen muß ich mich noch mit einer
Sache befassen. Ich halte es für ein großes Unrecht,
daß die Erwerbslosengelber so anfgebracht werden, wie
es heute geschieht. Schon vor 6N Jahren — damals
gab es noch keine Landwirtschaftskammer, sondern nur
einen LandwirtschaftlichenVerein — bekam die Indu¬
strie die Eisenzölle nnd wurde dadurch hochgepäppelt.
Damals wurde von dem Landwirtschaftlichen Verein
gewarnt: Wenn eines Tages die Industrie nicht mehr
gnt geht, werden die ganzen Leute, die jetzt durch die
Industrie entwurzelt und an den großen Orten kon¬
zentriert werden, als ein trauriges Erbe ber Industrie
auf das Land zurückfluten, bann haben wir die Be-
schernnn.Diese Situation ist jetzt da. Aber nicht allein
das. Es ist nach meiner Ansicht eine große Ungerechtig¬
keit, daß man der Industrie nicht nur sagt, es wäre

sehr schöu, 'daß sie rationalisiert, also ihre Divwenden
erhöht, sondern daß man bies sogar noch mit allen
möglichen Staatskrediten unterstützt, daß man aber
,gar nicht daran benkt, daß sie doch nicht so ohne wei¬
teres die Arbeiter, «die sie hat, ber Allgemeinheit zur
Verfügung stellen kann. Wenn ein Betrieb bie Leute
hält, so hat er nach meiner Auffassung mehr als eine
moralische Pflicht, auch in gewisser Hinsicht für die
Arbeiter zu sorgen. Er darf sie auf jeden Fall nicht
restlos der Allgemeinheit aufbürden, um sie eventuell
nach 14 Tagen wieder einstellen zu können, so Wie man
ein Pferd beim dummen Nachbar, ohne zu bezahlen,
ins Futter stellt. Das ist eine ganz falsche Politik, die
ba getrieben wird. Sie wird nur zugunsten unserer
Großindustrie getrieben, die einen ganz gewaltigen
Einfluß hat.

Jetzt kommt der Nürburgring. Meine Herren!
Wenn wir das letzte Mal vor den, Nürburgring ge¬
warnt haben, so geschah das aus Sorge um die ein¬
gesessene Bevölkerung. Sie wissen vielleicht — iO
glaube, ich sagte es Persönlich—, den Leuten im Kreise
Abcnau geht es sehr schlecht, ihnen soll geholfen
werden. Aber man kann ihnen nicht dadurch helfen,
daß man ihnen ein ganz gewaltiges Risiko aufbürdet,
denn, wenn die Sache schief geht, dann verschwinden
die berzeitigeu Herren und die Bevölkerung bleibt
zurück nnd hat die Sache auszubaden. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dr. Ercuh: Welche Sache? Weiterer Zuruf:
Dann wnrdcn Sie Qaudrat von Ndenau!) Sie waren
ja in Bitburg Assessor. Ehe Sie in Bitburg als Assessor
ankamen, waren Sie ja schon kolossal im Schwindel,
weil Sie sich nicht zutrauten, der Zustände dort Herr
zu werden. Haben Sie verstanden? — Ich wiederhole:
Ehe der Herr als Assessor nach Vitburg kam, war er
schon sehr besorgt, weil er von unserer Existenz gehört
hatte, weil er wußte, daß wir gewissen Behörden auf
die Finger sehen.

Nicht allein ich, sondern weiteste Kreise ber Be¬
völkerung in Adenau befürchten, baß dieser Nürburg¬
ring mit einer großen Pleite endet und daß die Be¬
völkerung dann in dem Elend brinsitzt. Da ist die
Provinz leider Gottes Mitschuld,weil die Sache nickst
früher abgebant wurde. Es wurde vorhin erwähnt,
baß dort ein Mann beschäftigtwirb, ber zehnmal wegen
Eigentumsvergehens vorbestraft ist. Das ist erstaun¬
lich. Der Mann hat fünf Jahre das Besatzungsnmt
geleitet. Wissen Sie, was er tat? Er unterschlug
Autos der Amerikaner. Nachher mußte er das Geld
allerdings herausgeben. Er hat jahrelang Unter-
schlagnngcn und Urkundenfälschungen in der gröbsten
Weise begangen. Aber er hat während ber Besatzung
manches erlebt und manches gehört, und weite Kreise
stnd der Auffassung: Wenn der gepackt wird, dann
packt er aus, und bann bricht manch einer ben Hals.
sHört, hört! bei ben Kommunisten.) Das Verfahren
hat »drei Jahre lang geschwebt, bann hat es der Staats¬
anwalt eingestellt. Der erste Revisor stellte die Be¬
trügereien fest, darauf wurde ein anderer Revisor ge«
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nommen. Der Mann ist im Kreise Adenau unter¬
gebracht. Ich glaube, daß der Herr, der eben den
Zwischenruf machte, Bescheidwissen mutz. Es ist be¬
dauerlich,daß wir solche Zustände haben. Dieser Mann,
der seht im Kreise Adenau beschäftigtwird, hat sich
nicht geniert, das Material für eine falsche Anzeige zu-
sammenzuschaffeu,und diese Anzeige wurde bei der
Besatzung erstattet. Es war nicht das erstemal, daß
eine solche Anzeige gegen mich und einen anderen
Herrn erstattet wurde. Wir haben, Gott sei Dank, be¬
weisen können, baß die Anzeige nicht wahr war.

Bei «den Provinzialstraßen gibt es einen gefähr¬
lichen Punkt, die Straße Bonn — Godesberg. Ich
glaube, die Unterführung kennen Sie alle. Ich habe
selbst einmal Malheur da gehabt. Das Gericht stellte
sich auf 'den Standpunkt, auch bei großer Vorsicht sei
ein Unglücknicht zu vermeiden, und es sei als höhere
Gewalt anzusprechen,wenn zwei Autos da zusammen¬
stoßen. Derartige Stellen Kursen nicht auf stark be¬
fahrenen Straßen sein. Dieser Punkt muß unbedingt
beseitigt werden, und wenn es noch soviel kostet.

Nun ist mir etwas anderes beim Provinzialstraßen-
bau aufgefallen; das ist. daß offenbar die Landesbau-
nmter verschieben mit Geld versorgt werden. Zum Bei¬
spiel bekommt offenbar das Landesbauamt Prüm viel
"'chr Geld als das Landesbauamt in Trier, denn es
'"endet viel mehr für Arbeiten auf, die nach meiner
Ansicht und nach Ansicht weitester Kreise nicht nötig
nnd. Daß man da in ländlichen Orten den Land¬
wirten, die das Vieh über die Straße zur Weide trei¬
ben, die größten Schwierigkeiten macht, Paßt schlecht
?"r Hebung der Landwirtschaft durch die Proviin, Gs
>st nach meiner Ansicht nicht nötia. daß man aus den
Vrovinzialstraßen Promenaden für die Herren Ne¬
unten nnd nur Verkehrswege für die Autos macht,
""s will ich bei Kein Punkte erwähnen.

Bei der Landwirtschaft haben wir einmal wieder,
wie so oft, gehört, daß das Heil nur von der Erhöhung
ber Produktion kommt. Meine Herren! An der Er¬
höhung der Produktion hat der einzelne Landwirt gar
^in Interesse. (Abgeordneter Gerlach: Hört, hört!)
Ans Ist ein volkswirtschaftlichesMoment, weiter nichts.
^em Landwirt predigt man: Produziere mehr! Wenn
l"e Landwirte es fertig brächten, 20 Prozent mehr zu
produzieren, dann hätten wir mehr, als wir ge¬
brauchen. Dann sollten wir mal sehen, was das für
ein Elend würde. Dann würden die Herren von der
Industrie die einzigen sein, die die Zölle huben; dann
Wüßten die Landwirte die durch die Zölle verteuerten
^ndustrieprodukte kaufen und selbst mit ihren Pro¬
dukten aus den Preis des Auslandes und noch bar-
Unter gehen. Meine Herren! Das haben wir von der
Erhöhung ber Produktion zu halten.

Nenn vorhin ein Herr 'von der Sozialdemokrati¬
schen Partei die Landwirtschaftskammer und die Ve-
5U".e des Herrn von Lüninck erwähnte, so ist das
Naentlichein christlicher Streit der christlichen Bauern¬

vereine untereinander. Bei diesem Zank könnten die
Sozialdemokraten und wir in Ruhe zusehen. Sie
wissen, die Herren von den christlichen Bauernvereinen
— „Kindlein, liebet einander!" — machen das unter sich
aus. (Heiterkeit.) Soviel ich weiß, hat Herr Graß
nichts zurückgenommen. Das will ich nur sagen; mich
geht die Sache nichts an. Wenn vermutet wird, daß
die Mitglieder der Kammer nichts von den Geldern
wissen, so ist das nicht erstaunlich. Sehen Sie einmal,
bei uns im Kreistag meinte neulich ein Kreisausschuß-
mitglied, es sei ein unerhörter Eingriff in die Selbst¬
verwaltung, wenn man in einem Kreise eine Finanz-
kummission nnd eine Elektrizitätskommission haben
wolle, das ginge alles vom Kreisausschuß aus. Gs
wäre eine ganz tolle Auffassungvon Selbstverwaltung,
wenn neben dem Kreisausschuß irgendeine Kommission
irgendwo hineinsehen wolle. Das ist die Idee eines
Herrn aus Kockshauseu, der Mitglied eines Kreis-
ausschusses ist. Das ist die Demokratie bei der be¬
kannten Partei.

Meine Herren! Wenn wir dem Landwirt die Mög¬
lichkeit geben wollen, mehr zu produzieren, müssenwir
ihn: erst die Möglichkeitschaffen, daß er billiger Produ¬
zieren kann. Das können wir, wie ich vorhin schon
erwähnte, dadurch, daß wir die Industriczölle an¬
gemessen heruntersetzen.Die Industrie wird es ja bald
nicht mehr nötig haben, auf Zölle zu sehen. Dann ist
die internationale Verbrüderung der Industrie soweit
vorgeschritten, daß sie in dieser Hinsicht auf uns alle
pfeifen kann. (Sehr gut! bei den Kommunisten.)
Meine Herren! Es geht aber nicht, daß man dem
Landwirt durch hohe Industriezölle seine Bedarfs¬
artikel verteuert, daß man dem Landwirt zugleich, um
der Industrie günstige Verträge zu beschaffen,viele
Anslandswaren zollfrei auf den Markt schickt. Das
sind Sachen, die nicht zusammen passen.

Zur Verbilligung der landwirtschaftlichen Pro¬
duktion dient auch, daß wir eine andere Landgcmeindc-
ordnung bekommen. Zur Verbilligung dient ferner die
Förderung der Zusammenlegung. Das ist das
Schlimmste im Gebiet der fränkischenSiedlung, daß
Wir nicht die Höfe, sondern die zersplitterten Fluren
haben. Das ist ein teures Bewirtschaften. Dann
könneir Sie dem Landwirt helfen durch Unterstützung
des Drainllgcbaucs. Eine sehr gute Sache ist auch die
Tuberkulosctilgung. Eine Sache, die ich nicht ver¬
stehe, ist, daß die Provinz hingeht und auf einein Gut
von 200 Morgen für über eine Viertelmillion Vieh
umschlägt. Das ist ja die reine Viehhandelszentrale;
anders kann man es nicht ansprechen. Es wird gesagt,
'dadurch werde die Seuchcngefahr vermindert. Ein Gut
von 200 Morgen, durch das 400 oder 500 Stück Vieh
wandern, ist ein Seuchenherd und leine Seuchen¬
verminderungszentrale. Es ist doch nicht so, als wenn
nur in einem Teil der Provinz Vieh gezüchtetwürde.

Zum Schluß lironischesBravo!) komme ich auf die
Gerichtsverhandlung gegen die Sünder von Bernkastel.
Es war eigentlich traurig, wenn man sah, wie diese
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Verhandlung geführt wurde. Die Tendenz war offen¬
bar, die Angelegenheit nicht zu weit auszurollen; ich
kann »ja nicht sagen, daß das abgemacht war. Die
Winzer waren wahrscheinlichalle zum ersten Male an
einem Gericht. Die Verteidigung würbe so geführt:
Keiner sagte ein scharfes Wort, und auf Grund dessen
hat man das faule Kompromiß geschlossen, daß nach¬
her begnadigt wurde. Gs ist eigentlich betrübend, daß
wegen eines derartigen Notwehrversuchs eine Gerichts¬
verhandlung stattfinden mußte. Die Herren, die sich
damals um die Verteidigung so bemüht und den Rechts¬
anwalt besorgt haben, das sind dieselben Herren, die
jetzt hier sagen, man müsse wieder den Winzern helfen,
die aber nicht riskieren, in Berlin den Forderungen
der Industrie, die den Winzerstand ruinieren, ent¬
gegenzutreten un'd sie abzulehnen, (Bravo! bei der
WirtschaftlichenVereinigung.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort bat Herr
Abgeordneter Dr. Wesenfelb.

Abgeordneter Dr. Wesenfeld: Meine Damen
und Herren! Im Anschluß an die Ausführungen, die
,<oerr Abgeordneter Vaterrodt vorhin, insbesondere an
die Arbeitsgemeinschaft gewandt, zum Schluß seiner
Rede gemacht hat. habe ich namens der Arbeitsgemein¬
schaft eine kurze Erklärung abzugeben.

Ich betone zunächst. daß, soweit ich unterrichtet bin,
niemand hier im Hause — ganz gewiß kein Mitglied
der Arbeitsgemeinschaft — dem Herrn Abgeordneten
Dr. Limbonrg den Vorwurf des Separatismus ge¬
macht hat. Dieser Vorwurf ist von anderer Seite er¬
hoben worben, nnd es sind Tatsachen behauvtet worden,
die. wenn sie wahr wären, diesen Vorwurf berechtigt
erscheinenlassen würden.

Herr Abgeordneter Vaterrodt hat sein Bedauern
darüber ausgesprochen, daß die Prozesse, die Herr
Dr. Limbourg auf Grund dieser Anschuldigungen
gegen eine Reihe von Blättern, u. a. auch gegen die
„Vossische Zeitung" und das „Kölner Tageblatt", er¬
hoben hat, bisher zu keinen, Abschlußgelangt sind. Gr
hat weiter gesagt, daß ein kleiner Ausschuß, der aus
Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft im Staatsrat be¬
steht, diese Angelegenheit untersucht habe nnd daß
dessen Untersuchung völlig ergebnislos verlaufen sei.
Das letztere ist unrichtig. Dieser Ausschuß desStaats-
rates wird sich mit der Angelegenheit weiter befassen.

Aber, meine Damen und Herren, diese Dinge sind
restlos selbstverständlich nur durch eine gerichtliche Ver¬
handlung zu klären, und wir können nur wiederholt
die Hoffnung aussprechen, daß eine solche gerichtliche
Verhandlung tunlichst bald in breitestem Umfange
stattfindet, daß die ganzen Verhältnisse geklärt werden
und daß es Herrn Dr. Limbourg auf Grund dieser
gerichtlichenVerhandlung dann gelingt, die gegen ihn
erhobenen Beschuldigungen restlos zu widerlegen.
Dann wird niemand hier im Hause sein, der sich nicht
freut, daß der Vorwurf des Separatismus gegen ein
Mitglied des RheinischenProvinziallandtages ans der

Welt geschafft wird. (Zuruf eines kommunistischen
Abgeordneten: Hier sind noch mehr Separatisten!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Iansen-Lammersdorf. (Zuruf: Ver¬
zichte!)

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließedie Erörterung und erteile zu einer Persön¬
lichen Bemerkung Herrn Abgeordneten Vaterrodt das
Wort.

Abgeordneter Vaterrodt: Meine Damen und
Herren! Der Herr Landeshauptmann hat geglaubt,
dagegen Widerspruch erheben zu sollen, daß ich der
Rheinischen WohnungsfürsorgcgesellschaftBetrug vor¬
geworfen hätte. Ich muß demgegenüber feststellen, daß
das auf einem Irrtum des Herrn Landeshauptmanns
beruhen muß. Ich habe der Rheinischen Wohnungs¬
fürsorgegesellschaft keinen Betrug vorgeworfen und
habe daran nicht gedacht. Der Sachverhalt ist folgen¬
der gewesen:

Ich habe namens meiner Freunde erklärt, daß
meine Freunde den Antrag auf Uebernahme der Bürg¬
schaft für ein der Rheinischen Wohnungsfürsorge¬
gesellschaftzu bewilligendes Darlehen oder für eine
Beteiligung bei der Rheinischen Wohnungsfürsorge'
Gesellschaft seitens der Provinzial-Feuerversicherungs-
anstalt ablehnen würden. Ich habe daran den Aus¬
druck der Verwunderung geknüpft, daß die Arbeits-
nemeinschaftdieses Hauses durch den Mund des Herrn
Kollegen Kaiser der Vorlage ihre freudige Zustimmung
habe zuteil werden lassen und gesagt, dieser Stand¬
punkt der Fraktion in diesem Hause stände in einem
Gegensatz zn dem Standpunkt, den kürzlich ein Ver¬
treter der Dentschen Volkspartei, der Abgeordnete
Winnenfeld. im Reichstag gegenüber den Wohnungs¬
fürsorgegesellschaften eingenommen habe. Ich hab«
dann die Aeußerung des Herrn Winnenfeld ans der
Sitzung des Reichstages vom 12. März 192? verlesen,
in der der Herr Winnenfeld, nachdem er zunächst von
den Wohnungsfürsorgegesellschaften im allgemeinen
svrach, erklärt hat, das Verhalten einer dieser Gesell¬
schaften,nämlich der WestfälischenWohnungsfürsorge-
aesellschaft,grenze an Betrug, und ich habe besonders
darauf hingewiesen, daß diese Ausführungen unter der
Zustimmung der Deutschen Volkspartei erfolgt seien-
Darauf hat der Herr Kollege Kaiser mir den Zwischen¬
ruf gemacht, das habe sich aber aus die Westfälische Für-
sorgegrsellschaftbezogen und nicht anf die Rheinische-
Ich habe dem Herrn Kollegen Kaiser erwidert, man
könne eine derartige Differenzierung nicht machen,
denn, was anf die WestfälischeWoh-ungsfürsorge-
gesellschaftzuträfe, dürfte muwliü mutanäi« auch "Nl
die Rheinische zutreffen (Abgeordneter Dr. Kaiser!
Also!) ^ ich will versuchen, wörtlich zu wiederholen,
was ich gesagt habe —, weil die Organisation, die Lei¬
tung und der Geschäftsbetrieb beider Gesellschaften
nach denselben Grundsätzen erfolgten und weil sie nw
allen übrigen Fürsorgeaesellschastenzusammen in einer
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üloben Zeutralorganisation über das Reich verbunden
wären. Das ist das gewesen,was ich ausgeführt habe.

Ich kann nicht anerkennen, baß ich mir mit diesen
Worten die Ausführungen des Herrn Abgeordneten
Winnenfeld zu eigen gemacht hätte, weder gegenüber
der WestfälischenFürsorgegosellschaftnoch auch gegen¬
über der Rheinischen Wohnungsfürsorgegesellschast.

Ich habe -diese Ausführungen des Herrn Abgeord¬
neten Winnenfeld lediglich angeführt, um den Gegen¬
satz festzustellen, in dem die Fraktion der Deutschen
Vollspartei in diesem Hause zur Reichstagsfrattioil
steht, und habe nicht daran gedacht, diese Ausführungen
mir zu eigen zu machen.

Wenn ich gesagt habe: Was von der Westfälischen
Wohnungsfürsorgegesellschaftgilt, gilt mutatiz muwnäi«
auch von der Rheinischen,bezog sich nur auf den Ein¬
Wurf, öen mir der Herr Kollege Kaiser gemacht hat
und mit dem Herr Kollege Kaiser begründeil wollte,
daß bie Aeußerung des Herr» Winnenfeld nicht auf
bie Rheinische Wohnungsfürsorgegesellschast bezogen
werden tonne und daß deshalb zwischendem Stand¬
punkte des Herrn Winnenfeld und seinem Standpunkte
«in Widerspruch nicht vorhanden sei. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dr. Kaiser: Du sprichst vergebens viel!)
Deshalb habe ich gesagt: Sie können so nicht argumen¬
tieren, und habe lediglich darlegen wollen, daß der Herr
Kollege Kaiser mit diesem Zwischenruf den Wider¬
spruch, her bestehe,nicht aus der Welt schaffenkönne.
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Dichgans: Sie sind ein
«uter Rechtsllnwalt! Weiterer Znrus: Kein Engel ist
W rein!)

Ein zweiter Punkt. Herr Kollege Wesenfeld hat
^orhin erklärt, daß meine Mitteilungen über die Ver¬
handlungen, die in der Arbeitsgemeinschaftdes Staats¬
guts zum Falle Nimbourg stattgefunden hätten, un¬
richtig gewesen seien und daß diese Verhandlungen
Nicht mit einem negativen Ergebnis abgeschlossen
satten. Das Ergebnis der Verhandlungen bzw. der
Untersuchung— ich stelle das nochmals fest — ist voll¬
ständig negativ gewesen. Von allem vorgelegten Ma¬
terial ist nichts übrig geblieben. Der Herr Kollege
Kaiser, der an den Verhandlungen teilgenommen hat,
At lediglich darauf bestanden,daß vor endgültigem Be¬
schluß noch das Berufungsurteil in Trier abgewartet
werden solle. (Zuruf: Das war doch leine persönliche
Bemerkung!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zu einer
bersüMchen Bemerkung hat Herr Abgeordneter
^r. Creutz.

Abgeordnet« Dr. Ereutz: Meine sehr verehrten
Hamen und Herren! Ich kann mich nicht dazu bereit-
Nnben, im Rahmen der oben gehaltenen Rede des
«errn Dr. Nimbourg aus die persönliche Anzapfung
anzugehen. Ich beschränkemich darauf, diese An-
s"bsung aus das schärsste Mrücizuweiseu.
,. Bezüglich der persönlichenAnschuldigung,die in der
Umstellungeines Angestellten,der, wie Herr Limbourg
'n«t, vorbestraft sein soll, liegt, werde ich weitere Er- ^

lwrungen in den nächsten Tageil abgeben. Daß Herrn
Limbourg die Uebernahme dieses Mannes nach Adenau
nicht sympathischist, kann ich durchaus verstehen, denn
er gehört zu denjenigen gewissenhaftenBeamten, die
teilweiseüber die Grenzen ihrer Pflicht hinaus speziell
Herrn Limbourg aus die Finger gesehenhaben. (Un¬
ruhe.)

VorsitzenderDr. Iarres: Damit ist die Verhand¬
lung geschlossen. Es sind zwischenzeitlichvon den
Fraktionen nocy zwölf Anträge eingegangen, die Ihnen
im Umdruck vorliegen. Ich ,uMge vor, folgende nenn
Ailträge dem l. Fachausschußzu überweisen:

1. Antrag der Zentrnmssrattion zu dem Antrag der
Arbeitsgemeinschaft, betreffend Behebung der
Kreditnot in der mittleren und kleinen rheinischen
Industrie durch Zuführung langfristiger Hypo-
thetarlredite seitens der Landesbant.

2. Antrag der S^D-Fraktion zu dem Antrag der
Zentrumsfraktion, betreffend Rationalisierung und
Zusammenlegung von Betrieben im westlichen
Industriegebiet.

3. Entjwüeßung der WirtschaftlichenVereinigung an
die Reichsregierung, betreffend Aufnahme des
Bahnbaues Bitburg-^Neuerburg—Irrel in das
gegenwärtige Arbeitsbeschaffungsprogramn!.

4. Antrag der KPD.-Frllktiou, betreffend Aenderung
der Reichsbesoldungsordnung und Umgestaltung
der Ruhegehaltsordnung.

5. Antrag der KPD.-Frnltion, betreffend ander¬
weite Besoldungsregelung der Beamten und An¬
gestellten der RheinischenProvinzialverwaltung in
deil Gruppen I bis III.

6. Antrag der KPD.-Fraktion, betreffendUebernahme
des Pflichtanteils der bei der Provinzialverwaltung
beschäftigten Arbeiter und Angestelltenan den Bei¬
trägen der Sozialversicherung seitens der Ver¬
waltung und der Beitragszuschüssefür die frei¬
willige Kranken- und Angestelltenversicherung.

7. Antrag der KPD.-Frattion auf Ginstellung eines
Betrages von 500 000 Mark für Kinderspeisung in
den „Außerordentlichen Haushalt".

6. Antrag der KPD.-Fraktion auf Bewilligung eines
Zuschusses von 5000 Mark zum Ausbau des prole¬
tarischen Kinderheims in Remscheid.

9. Entschließung der KPD.-Fraktion, betreffend die
Verurteilung ungarischer Arbeiter durch ein
Standgericht.

Alle diese Anträge gehen, wie gesagt, an den Fach¬
ausschuß I.

An den FachausschußIII geht:
1. Eiu Antrag der KPD.-Fraktion auf Erhöhung der

Position 1 in Titel IV der Ausgaben des Haus¬
haltsplans der Pruvinzinl-Arbeitsanstalt Vrau-
weiler auf 400 000 Mark;

2. ein Antrag der KPD.-Fraktion zum Etat, be¬
treffend Fürsorge für Kriegsbeschädigteund Kriegs¬
hinterbliebene.
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An den FachausschußV endlich geht ein Antrag der
KPD.-Fruttion zum Bericht und Antrag des Pro¬
vinzialausschusses, betreffend die Unterstützung grö¬
ßerer Landeskulturprojekte.

Ich höre keinen Widerspruch und stelle fest, daß so
beschlossen ist.

Dann habe ich mitzuteilen — ich bitte um Aufmerk¬
samkeit—:

Die Fachausschüssetagen, wie folgt:
I. Fachausschuß morgen l<» Uhr, Zimmer 30,

11. ,. „ 9^„ ,. W,
III. „ „ IN ,. ,, 6,
IV. „ „ 10 „ .. 5,
V. „ „ 955 „ „ 3.
Dann habe ich auf Wunsch der Zeutrumsfraktion

mitzuteilen, daß die Fraktionssitzung des Zentrums

seht nicht in dem Prooinzial-Ausschuß-Sitzungssaal,
sondern in der Verlängerung der Wandelhalle statt¬
finden soll.

Dann wird seht eine Sitzung des Provinzial¬
ausschussesstattfinden.

Meine Damen und Herren! Ich bitte um die Er¬
mächtigung, die Tagesordnung für die Plenarsitzung
am Donnerstag, die um 10 Uhr beginnen soll, nach
dem Ergebnis !der Beratung her Fachausschüssevon
morgen festzustelle,:. — Dagegen erhebt sich kein Wider¬
spruch; ich bin demnachermächtigt.

Wird das Wort sonst noch gewünscht? Das ist nicht
der Fall. Ich schließe die Sitzung.

(Schluß 4 Uhr 10 Minute».)

Vierte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Donnerstag, den 7. April 1927.

(Beginn IN Uhr 20 Minuten.)

Tagesordnung :
1. Eingänge.
2. Bericht des Provinzialausschusses über die Ergeb¬

nisse der Provinzialverwaltung für das Rech¬
nungsjahr vom 1. April 1925 bis 31. März 1926.

3. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Hauptverwaltung für das Rechnungsjahr
1927.

4. Antrag des I. Fachausschnsscszu dem Hanshalts¬
plan über Ruhegehälter und Hinterbliebenenrenten
für das Rechnungsjahr 1927.

5. Antrag des I. Fachausschnsscszu dem Haushalts¬
plan für das Landesarbeits- uud Berufsamt für
das Rechnungsjahr 1927.

6!"Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für das Provinzilllinstitut für Arbeits- und
Berufsforschung für das Rechnungsjahr 1927.

7. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die Verwaltungskosten der Landesbanl
der Rheinproviuz für das Kalenderjahr 1927.

8. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. Erhöhung
des Stammkapitals der Landesbanl um 6,2 Mil¬
lionen RM.

9. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. Aenderung
der Satzung der Landesbanl.

10. Autrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage des
Abgeordneten Freiherr v. Loe u. «., betr. die
Kreditnot der Landwirtschaft.

11. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Bericht des
Provinzialausschusses über die Verwendung der
auf Veranlassung des 08. und 09. Provinzialland-
tags von der Landesbank der Rheinprovinz bereit¬
gestellten Mittel znr Förderung des Wohnungs¬
baues.

12. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht u»d
Antrag des Provinzialausschusses,betr. Beteiligung
der Provinzialverwaltung an einer gemein¬
nützigen Baugesellschaft zur Erstellung von Woh¬
nungen für Beamte und Angestellte der Ver¬
waltung.

13. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
SPD.-Fraktion, betr. Auftragserteilung von Bims¬
baustoffen seitens der Provinz, der Reichs- und
Staatsregierung zur Behebung der Arbeitslosigkeit
in den Kreisen Neuwied und Koblenz.

!1. Antrag des l. Fachausschusses
n) zu dem Antrage der Arbeitsgemeinschaft, betr

Behebung der Kreditnot in der mittleren »no
kleinen rheinischen Industrie durch Zuführung
langfristiger Hypothekartredite seitens der
Landesbank und

!,) zu dcm Antrage der Zentrumsfraktion hierz«'
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15. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan für die Verwaltungskosten des Genossen-
schaftsvorstandes der Rheinischen landwirtschaft¬
lichen Berufsgenossenschaft für das Kalenderjahr
1927.

16. Antrag des I. Fachausschusses zu der Entschließung
der Zentrumsfrattion, betr. Beeinträchtigung der
TechnischenHochschule Aachen durch die von der
Staatsregierung beabsichtigte Ginrichtung tech¬
nischer Fakultäten an der Universität Münster.

17. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. Ueber-
uahme der Bürgschaft für die Beteiligung der Pro-
vinzial-Feuerversicherungsanstalt an der Rheini¬
schen Wohnungsfürsorgegesellschaft.

16. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die Besoldungen und anderen persönlichen
Ausgaben der Provinzialbeamten bei der Landes-
uersicherungsllnstlllt „Rheinprovinz" für das Ka¬
lenderjahr 1927.
Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die Förderung von Kunst und Wissenschaft
für das Rechnungsjahr 1927.
Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Prouinzialausschusses, betr. Aufteilung
der unter Titel V 1 des Haushaltsplans über die
Förderung von Kunst und Wissenschaftfür 192?
borgesehenenMittel im Betrage von 200 000 Mark.
Autrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die Provinzilllmuseen für das Rechuungs-
jahr 1927.

22. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für gewerblicheZweckefür das Rechnungs¬
jahr 1927.
Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die Verwllltnngskosten der Provinzial-
Lebensversicherungsanstalt der Rheinproviuz für
das Kalenderjahr 1927.
Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die Berwaltungskosten der Provinzial-
Feuerversicherungsanstalt der Rheinprovinz für
das Kalenderjahr 1927.
Antrag des II. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan über das Taubstummenwesen: Provinzial-
Taubstummenanstalten (Schulen) für das Rech¬
nungsjahr 1927.
Antrag des II. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan, betr. das Provinzial-Taubstummenhetm in
Euskirchen für das Rechnungsjahr 1927.

27- Antrag des I l. Fachansschusses zu dem Autrage der
Zeutrumsfrattion, betr. Schaffung von Einrich¬
tungen für sehschwache Kinder in der Rheinprovinz.

2^. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über das Blindenwesen für das Rechnnngs-
iahr 1927,

I!»

M

21

23

^1

25

Ä'.

29. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über das Hebammenwesenfür das Rechnuugs-
jahr 1927.

30. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der landwirtschaftlichenAngelegenheiten für
das Rechnungsjahr 1927.

31. Antrag des V. Fachausschusses zu der Entschließung
der Zeutrumsfrattion, betr. Notlage der Landwirt¬
schaft.

32. Antrag des V. Fachausschusses
^) zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-

ausschusses, betr. die Unterstützuug größerer
Landeskulturprojette,

d) zu dem Zusatzantrag derKPD.-Frattion hierzu.
33. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Antrage der

Zentrumsfrattion, betr. Zurverfügungstellung er¬
höhter Mittel seitens der Staatsregieruug zwecks
Verbesserungder Wasserversorgungin den ärmeren
Teilen der Provinz.

34. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Antrage der
Landwirtschaftskammer auf Anstellung von Obst-
bauwanderlehrern.

35. Antrag des V. Fachausschusses, betr. Obst- und Ge¬
müsebau.

36. Antrag des V. Fachausschusses,betr. Förderung
und Unterstützung der Geflügelzucht.

37. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. Bewilli¬
gung eines Prouinzialzuschussesvon 400 000 Mark
zu dem Bau einer Aggertalsperre bei Dümmling-
Hausen (Kreis Gummersbach).

38. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan des Rittergutes Desdorf für das Rechnungs¬
jahr 1927.

39. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan, betr. Viehseuchencntschädiguugeufür das
Rechnungsjahr 1927.

40. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Antrage der
Zentrumsfraktion, betr. Ersuchen an die Staats¬
regierung, für Händlervieh, das als Milch- und
Nutzvieh eingeführt wird, wieder eine mindestens
zehntägige Quarantäne einzuführen.

41. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Bericht nnd
Antrag des Provinzialausschusses,betr. die Errich¬
tung von landwirtschaftlichen Schulen in Baum¬
holder (RestkreisSt. Wendel) und in Much (Sieg-
treis) sowie Errichtung einer landwirtschaftlichen
Gemüsebauschulein Fischenich (Landkreis Köln)
und einer Gemüsebauschulein Düsseldorf.

42. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Provinzial-Üehranstalten für Weinbau,
Obstbau und Landwirtschaft in Trier, Kreuzuach
und Ahrweiler für das Rechnungsjahr 1927.
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43. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. die Bereit¬
stellung von 100 000 Mark zur Bekämpfung der
Winzernot uud für die Zwecke des Weinbaues,
nebst Antrag der KPD.-Fraktion zu vorstehendem
Antrage.

44. Antrag des V. Fachausschusseszu den Anträgen
der Wirtschaftlichen Vereinigung, betr. Zuckernng
der Weine der Provinzial-Weinbauschulen Pp.

45. Antrag des I V. und I. Fachausschusses
ü) zu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬

ausschusses, betr. den Stand der Vorarbeiten,
den Voranschlag und die verschiedenenAnträge
der KPD. bezüglich der Entlohnung der Ar¬
beiter beim Bau der Autobahn Köln-Düsseldorf,

i.) zu der Entschließung der Zentrumsfraktion,
betr. beschleunigteDurchführung des Projektes
der Autobahn.

46. Antrag des IV. Fachausschusseszu dem Antrage
der Zentrumsfraktion, betr. Prüfung der Frage,
ob durch Aenderung der Gesetzgebuug eine Ver¬
minderung der Straßenunterhaltungskosten er¬
reicht werden kann.

47. Antrag des I. Fachausschusses zu deni Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. Unter¬
stützung von Hochwasserschutzmaßnahmenaus Pro-
binzinlmitteln.

48. Antrag des 4. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. Geuehmi-
gung einer Aenderung des 8 12 der Geschäftsord¬
nung des Provinzialausschusses.

40. Antrag des 4. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. Abände¬
rung des tz 4 des 2. Statuts für den Provinzial-
verband der Rheinprovinz.

50. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. Gewährung
von Beihilfen an die Studentenwohlfahrtsein-
richtungen der Universitäten Bonn und Köln und
der TechnischenHochschule Aachen.

51. Antrag des l. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialansschnsses, betr.Beteiligung
der Provinzialverwaltung an der Gründung eines
Beethoven-Archivs in Bonn.

52. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. die Ver¬
sehung des Landesbaurats Hirschhorn in den
Ruhestand.

53. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. den Ablanf
der Dienstzeit der Landesräte Westermauu und
Dr. Schellmllnn.

54. Antrag des 11. Fachausschusses zu den» Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. deu An¬

trag der sozialdemokratischenFraktion auf Abände¬
rung des ß 2 der Satzungen der Ruhegehaltskasse
der Kreis-Kommunalverbände und Stadtgemeinden
der Rheinprovinz.

55. Antrag des l I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. Aende¬
rung der Satzungen der Ruhegehaltskasse der
Llludbürgermeistcreieu und Landgemeinden der
Rheinprovinz.

56. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan, betr. die Fürsorgeerziehung Minderjähriger
für das Rechnungsjahr 1927.

57. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Hanshalts-
plan, betr. die Provinzial-Erziehungsheime für
das Rechnungsjahr 1927.

58. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Fraltion, betr. Aufsicht über die Für-
sorgezöglinge.

59. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD.-Fraktion, betr. Erholungskur für schul¬
pflichtige Fürsorgezöglinge nach ihrer Ginlieferuug,

60. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betr. Einweisung von Für-
sorgezöglingen in das evangelische Fürsorgeheim I l
in Niederseßmar und in das Fürsorgeheim I in
Gummersbach.

61. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betr. die Unterbringung von
Fürsorgezöglingcn oder sonstigen Pfleglingen in
Privlltanstalten.

62. Antrag des II. Fachausschusseszu deu Anträgen
der KPD.-Fraktion, betr. Durchführung der Für¬
sorgeerziehung.

63. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für das Landesjugendamt für das Rechnungs¬
jahr 1927.

64. Antrag des II. Fachausschusses
a) zu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬

ausschusses,betr. Bereitstellung eines Betrages
von 250 000 Mark zum Ausbau des rheinischen
Iugeudherbergsnehes,

d) zu dem Antrage der KPD.-Fraktion auf Er¬
höhung dieses Betrages auf 500 UM Mark.

65. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Hochbauabteilung für das Rechnungsjahr
1927.

66. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Anstaltsfürsorge für Geisteskranke usw-
für das Rechnungsjahr 1927.

67. Antrag des ill. Fachausschusseszu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betr. den
Bau eines Hauses für ansteckende Krankheiten in
der Provinzial-Heil- nnd Pflegeanstalt Bedbnrg-
Hau.
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6«. Antrag des 111. Fachausschusses
n) zu dem Haushaltsplan der Prouinzial-Heil-

und -Pflegeanstalten einschließlich der ProUin-
zial-Kinderanstalt für seelisch Abnorme und
des Provinzial-Fürsorgeheims für psycho-
pathische Mädchen (Fürsorgezöglinge) für 1927,
und in Verbindung hiermit

d) zu dem Antrag der KPD.-Fraktion.
69. Antrag des 111. Fachausschusses zu dem Haushalts¬

plan des Landesfürsorgewesens für das Rechnungs¬
jahr 1927 in Verbindung mit dem Bericht und
Antrag des Prouinzialausschusses, betr. Aende¬
rung des Entwurfs des Haushalts 1927.

70. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Prouinzialausschusses, betr. die
Fürsorge für arbeits- und mittellose jugendliche
Wanderer.

71. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Krüppelfürsorgc für das Rechnungs¬
jahr 1927.

72. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht
und Autrag des Prouinzialausschusses, betr. Er¬
laß neuer Bestimmungen über die Aufnahme von
Krüppeln nach dem Gesetz Uom (!. Mai 192U und
die Aufnahme in die Orthopädische Provinzial-
Kinderheilllnstalt Süchteln.

73. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Orthopädischen ProUinzial-Kinderheil-
anstlllt Süchteln für das Rechnungsjahr 1927.

74. Antrag des III. Fachausschusses
s>) zu dem Haushaltsplan der Prouinzial-Arbeits-

anstalt Brauwciler für das Rechnungsjahr 1927,
und in Verbindung hiermit

d) zu dem Antrag der KPD.-Fraktion auf Er¬
höhung des Titels IV 1.

75. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Prouinzialausschusses, betr. die
Aufnahme von entmündigten Trinkerinnen, Haus¬
ordnung und Anweisung für die Verwaltung der
Arbeitsanstalt Brauweiler; i« Verbindung hier¬
mit die Abänderungsanträge der KPD.-Fraktion.

76. Antrag des 111. Fachausschusses zu dem Antrage
der Zentrumsfraktion, betr. Prüfung der Frage
des Neubaues eines Frauenlazaretts bei der
Arbeitsanstalt Brauweilcr.

77. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des ProUinzialausschnsses, betr. den
Austausch von Grundstücken zwischen der Pro-
uinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler und dem Rhei¬
nisch-Westfälischen Elettrizitätswerk.

78. Antrag des III. Fachausschusses
n) zu dem Haushaltsplan der Fürsorge für Kriegs¬

beschädigte und Kriegshiuterbliebene für daS
Rechnungsjahr 1927, in Verbindung mit

1)) dem Antrage der Fraktion der Arbeitsgemein¬
schaft und

c) dem Antrage der KPD.-Fraktion.
79. Antrag des III. und V. Fachausschusses zu dem

Haushaltsplan der Provinzial-Domäne Lammers-
dorf für das Rechnungsjahr 1927.

60. Antrag des III. und V. Fachansschusses zu dem
Haushaltsplan des ProUiuzinlgutes Nylerwnrd
für das Rechnungsjahr 1927.

81. Antrag des III. und V. Fachausschusses zu dem
Antrage der SPD.-Fraktion, betr. Vorlage einer
Aufstellung über die Grüße der landwirtschaftlichen
Flächen bei den einzelnen Prouinzialanstalten,
Zahl der Insassen usw.

82. Antrag des III. und V. Fachausschusses zu dem
Bericht uud Antrag des ProUinzialansschusses,
betr. die Erwerbung der Nettemühle in Weißen¬
thurm und Verwendung eines Teiles dieses An¬
wesens zur Errichtung einer Kolonie für 50 weib¬
liche Geisteskranke.

83. Antrag des III. Fachausschusses zu der Eingabe
des Viehhändler-Vereins für den Regierungsbezirk
Düsseldorf, e. V., in Grefrath wegen Einkaufs von
Vieh für die Prouinzialanstalten.

81. Antrag des I. Fachausschusses zu der Eingabe der
Stadtuerordneten-Versammlung Mors, Verkehrs-
uerband „Linker Niedcrrhein", betr. Wiederauf¬
nahme der infolge Botschafternote vom 27. Mai
1922 eingestellten Bauarbeiten an der Reichsbahn-
linie Mors—Geldern.

85. Antrag des 1. Fachausschusses
:,) zu dem Antrag dcrStadtverordneten-Versamm-

lung zu Vitburg, der Stadtverordneten-Ver¬
sammlung zu Neuerburg, Kreis Bitburg, der
Gemeinde Bullendorf, Kreis Bitburg, und des
Verkehrsausschusses zu Bolleudorf auf Befür-
wortuug der von den Antragstellern gewünsch¬
ten Eisenbahnlinien,

,,) zu der Entschließung der kommunistischen Frak¬
tion an die Reichs- uud Stnatsregieruug, betr.
Aufnahme der Bahnlinie Irrel—Echtcrnachcr-
Vrück—Äollendorf—Schwarzenbruch —Sinspelt—
Neuerburg in das Arbeitsbeschaffungsprogramm,

..) zu der Entschließung der Fraktion der Wirt¬
schaftlichen Vereinigung an die Reichsregieruug,
betr. Aufnahme desBnhnbaues Bitburg—Ncuer-
burg—Irrel iu das gegenwärtige Arbeitsbe-
schaffungsprogramm.

Vorsitzender Dr. Iarres : Die Sitzung ist eröffnet.
Die Niederschrift über die letzte Vollsitzung liegt auf
dem Tische des Hauses zur Einsicht offen.

Schriftführer für die heutige Sitzuug sind die
Herren Hauck uud Elfes. Ich bitte sie, hier Platz zu
nehmen.
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Die Tagesordnung für die heutige Sitzung ist
Ihnen zugegangen. Auf Grund der mir erteilten Er¬
mächtigung habe ich auf diese Tagesordnung alles ge¬
setzt, was bis gestern nachmittag 4 Uhr in den Aus¬
schüssen fertig geworden ist und dem Büro mitgeteilt
war. Damit Sie eine Uebersicht über die zahlreichen
Gingänge und Anträge erhalten, sind die Anträge, die
nach der Tagung noch eingegangen sind, noch einmal
im Umdruckhergestellt worde» und Ihnen numeriert
zugegangen, so daß wir auf die Nummern der Anträge
in Zukunft Bezug nehmen können.

Noch folgende Anträge sind nachträglich einge¬
gangen :

Antrag der Zentrumsfraltion, betr. Ber-
billigung des landwirtschaftlichen Realkredites — mit
diesem Antrag hat sich der Fachausschußbereits befaßt;
er steht auf der Tagesordnung —,

Antrag der Zentrumsfraktion zum Erlaß
eines Niersgesetzes,

Antrag der KPD. -Fraktion auf Einsetzung
eines Betrages von 50 ONO Mark in den Haushaltsplan
der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Bonn zur
Schaffung einwandfreier Arbeitsräume, Modernisie¬
rung der Anstalt pp.,

Antrag der KPD. - F raktion, betr. Unter¬
bringung von Fürsorgezöglingen oder sonstigen Pfleg¬
lingen in Privatanstalten.

Diese vier Anträge sind in den Fachausschüssenbe¬
handelt worden. Sie stehen auf der Tagesordnung.

Dann: Antrag der KPD. - Fraktion, betr. Kün¬
digung des Mietvertrages mit dem katholischenGr-
ziehungsfürsorgeverein Maria Been und Benutzung
der Anstalt Galthausen in vollem Umfange als Heil-
und Pflegeanstalt für Geisteskranke.— Er ist noch nicht
verhandelt und geht dem Fachausschuß III zu —;

Antrag der SPD. - Fraktion auf Einsetzung
eines Betrages von 100 000 Mark in den nächstjährigen
Haushalt der Provinzialverwaltung zur Berbillignng
der von der Landesbank zur Förderung des gemein¬
nützigen Wohnungsbaues ausgeliehenen Hypotheken,
Noch nicht verhandelt. Der Antrag wird dem Fach¬
ausschuß l überwiesen.

Dann sind eingegangen:
Antrag der Fachgruppe der Sekretariatsbeamten

der Rheinischen Provinzialverwaltung auf Besser¬
stellung in ihren Bezügen,

Antrag der Fachgruppe der Sekretariatsbeamten bei
der Provinzial-Feuerversicherungsanstalt auf Schaffung
weiterer Beförderungsstcllen in Gruppen 10 und 11.
Diese Anträge sind verspätet eingegangen und können
nach der Auffassung des Ältestenrates nicht mehr ver¬
handelt werden. Damit wird sich der Provinzialaus«
schuß zu beschäftigenhaben.

Dann eine Entschließung der KPD. - Fraktion
zu Drucksache 24:

„Der 73. Rheinische Provinziallandtag richtet an
Reichs- und Staatsregierung das Ersuchen, sämtliche
an Kleinwinzer in den letzten Jahren gewährten Kre¬
dite niederzuschlagen,jede Pfändung zur Eintreibung
rückständigerNotstandskredite zu unterlassen und, wo
solche erfolgen sollen, die Winzer für erlittenen Scha¬
den zu entschädigen."
Dieser Antrag würde den: V. Fachausschußzu über¬

weisen sein. Ich stelle fest, daß Widerspruch sich gegen
diesen Antrag nicht erhebt. Dann: Antrag der KPD. -
Fraktion, bei der Reichsregierung dahingehend zu
wirken, den Bau der seit Jahren projektierten Eisen¬
bahnlinien Neuwied—Engcrs—Selters und Neuwied—
Wiedmühlc in das gegenwärtige Arbeitsbeschaffungs-
progrcnnm aufzunehmen.

„Die Provinzialverwaltung wird beauftragt, sich
für den Bau diefer Strecken bei der Reichsbahnhaupt¬
verwaltung und der ReichsbcchndirektionKöln ein¬
zusetzen."
Der Antrag würde dem Fachausschuß I zu über¬

weisen sein. Auch dagegen erhebt sich kein Widerspruch.
Es ist so beschlossen.

Ich habe mitzuteilen, daß die KPD. ihren Antrag
auf Außerkraftsetzung der Fürsorgepflichtverordnung
vorläufig zurückgezogen hat.

Dann ist zu den laufenden Nummern 79 und 80 der
Tagesordnung zu bemerken, daß der Berichterstatter
des V. Fachausschusseszu diesen Punkten Herr Abge¬
ordneter Heuser ist.

Ferner bitte ich davon Kenntnis zu nehmen, daß der
Herr Abgeordnete Dr. Pattberg sein Amt als Mitglied
des Provinzialausschusses wegen Arbeitsüberlastung
niedergelegt hat. Der Provinzialausschuß hat in¬
zwischen auf Grund des § 30 des Wahlgesetzesfür die
Provinziallandtage festgestellt,daß an seine Stelle der
Herr Abgeordnete Dr. Hold tritt.

Meine Damen und Herren! Wir hatten für heute
nachmittag den Ausflug nach Duisburg vorgesehen.
Bei der mißlichen Wetterlage und nach Lage der Ge¬
schäfte, wie sie damals übersehen werden konnte,
waren die Fachausschüssein ihrer Mehrheit der Auf¬
fassung, daß dieser Ausflug bis auf die nächste Tagung
verschobenwerden sollte. Zwischenzeitlichhat sich das
Wetter gebessert, und zwischenzeitlichläßt sich auch
übersehen — jedenfalls war man im Aeltestenrat dieser
Meinung —, daß wir fertig werden, auch wenn der
Ausflug eingeschoben wird. Der Aeltestenrat schlägt
Zhnen deshalb vor, den Ausflug morgen nachmittag 3«
derselben Zeit vorzunehmen. Ich nehme an, daß auch
das Hohe Haus damit einverstanden ist. Das ist der
Fall. Dann möchte ich diejenigen Damen und Herren,
welche noch teilzunehmen wünschenund sich bisher nicht
angemeldet haben, und diejenigen, die sich angemeldet
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haben, aber nicht teilnehmen können oder wollen, bitten,
das dem Büro sofort mitzuteilen, damit wir das Nötige
weitergeben können.

Wegen der Geschäftslageist der Acltestenrat folgen¬
der Auffassung: Es wird nach Auffassung des Aeltestcn-
rats nach der außerordentlich fleißigen Vorarbeit, die
die Fachausschüsse gestern geleistet haben, möglich sein,
die ganze Tagesordnung, wie sie Ihnen vorliegt, heute
zu erledigen. Der Acltestenrat sieht davon ab, eine Be¬
schränkung der Redezeit Ihnen jetzt vorzuschlagen.
Aber wie das letzte Mal hat er als Richtschnuraufge¬
stellt, daß von jeder Fraktion zu den einzelnen Punkten
nicht länger als IN, höchstens15 Minuten, gesprochen
werden soll. Es wird da auf die Minute genau nicht
antommen. Es kommt aber auf den guten Willen des
Hauses an, mit der umfangreichenTagesordnung fertig
zu werden. Sollte es sich herausstellen, daß dieser gute
Wille nicht zur Tat wird, dann behält sich der Acltesten¬
rat vor, die Redezeit zu beschränkenund Ihren Be¬
schluß dann herbeizuführen. Wir sind aber der Auf¬
fassung, daß es möglich ist, dieses ganze, umfangreiche
Programm heute zu erledigen. Mit Rücksicht auf das
stenographische Büro wird es aber notwendig sein, eine
Mittagspause einzulegeu (Sehr richtig!), und zwar von
einer Stunde. Je nach der Geschäftslage möchte ich
vorschlagen, diese einstündige Mittagspause etwa
zwischen^2 und 2 Uhr eintreten zu lassen. Ich dar°f
annehmen, daß Sie damit einverstanden sind.

Nun wollen wir flott an die Arbeit gehen. Wir
kommengleich zu

Punkt 2: Bericht des Provinzialaus-
schusses über die Ergebnisse der Pro¬
vinz ialv erw altu u g für das Rechnungs-
lahr vom 1. April 1925 bis 31. März 1926.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord¬
neter Hartmann.

Abgeordneter Hartmann, Remscheid: Der
5. Fachausschußschlägt Ihnen vor, den Bericht durch
Kenntnisnahme für erledigt zu erklären:

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort wird dazu
nicht gewünscht. Es ist so beschlossen.

Punkt 3: Antrag des 1. Fachausschusses
^l dem Haushaltsplan der Hauptver¬
waltung für das Rechnungsjahr 1927.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord¬
neter Schäfer.

Abgeordneter Schäfer: Der 1. Fachausschußbe¬
antragt die unveränderte Annahme.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort wird nicht
gewünscht. Es ist so beschlossen.

Punkt 4: Antrag des 1. Fachausschusses
z« dem Haushaltsplan über Ruhege¬
hälter und Hinterbliebenenrenten für
das Rechnungsjahr 1927.

Derselbe Herr Berichterstatter.

Abgeordneter Schäfer: Es wird unveränderte
Annahme beantragt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Auch hier ist so be¬
schlossen, da Wortmeldungen nicht vorliegen.

Punkt 5: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan für das Landes -
arbeits- und Berufsamt für das Rech¬
nungsjahr 19 27.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Schäfer: Der gleiche Antrag wird

gestellt.
VorsitzenderDr. Iarres : Es ist so beschlossen.
Punkt 6: Antrag des I. Fachausschusses

zu dem Haushaltsplan für das Provin-
zialinstitut für Arbeits- und Berufs-
forschungfürdasRechnungsjahr1927.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Schäfer: Unveränderte Annahme.
Vorsitzender Dr. Iarres: Auch hier ist so be¬

schlossen.
Punkt 7: Antrag des I. Fachausschusses

zu dem Haushaltsplan für die Verwal-
tuugslosteu der Landesbant der Rhcin-
provinz für das Kalenderjahr 1927.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Saaßeu.
Abgeordneter Dr. Saaßen: Der 1. Fachausschuß

empfiehlt Ihnen die unveränderte Annahme und hat
mich beauftragt, für das vorzüglicheErgebnis, das die
Landesbant im vergangenen Jahre erzielt hat, der Ver¬
waltung der Landesbank den besonderen Dank auszu¬
sprechen. Wir haben insbesondere anerkannt, daß dieses
Ergebnis erzielt werden konnte, obwohl die Landesbant
im vergangenen Jahre den zahlreich an sie heran¬
getretenen Wünschen auf Herabsetzung der Zinsen für
die der Landwirtschaftgewährten Darlehen in weitestem
Maße entsprochen hat, und haben mit Freude davon
Kenntnis genommen, daß die Landesbantverwaltung
gewillt ist, auf diesem Wege im Rahmen des Möglichen
weiter fortzuschreiten. (Bravo! rechts.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort wird nicht
gewünscht. Dem Antrag ist entsprochen.

Punkt 8: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betr. Erhöhung des
Stammkapitals der Landesbank um 6,2
Millionen RM.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Dr. Saaßen: Ich beziehemich auf

die Drucksache 10, die sich in Ihren Händen befindet,
in der Ihnen vorgeschlagenist, den Reingewinn der
Landesbank in den Jahren 1924 bis 1926 mit 1,9 Mil¬
lionen Mark zur Schaffung eines neuen Stammkapitals
zu verwenden uud dies entsprechend dem Geschäfts-
umfang weiter um einen Betrag von 6,2 Millionen

9»
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Mark zu verstärken, wovon ein Betrag von 3,1 Mil¬
lionen Mark von dem Provinzialverband aufzu¬
bringen ist.

Es wird vorgeschlagen,das Stammkapital mit Wir¬
kung vom 1. Januar um 6,2 Millionen Mark auf 10
Millionen Mark zu erhöhen. Der Provinzialverband
wolle sich hieran mit 3,1 Millionen Mark beteiligen.
Dieser Betrag soll einer Anleihe entnommen werden,
deren Bedingungen bezüglichVerzinsung und Tilgung
vom Provinzialausschuß festgesetzt werden sollen.

Borsitzender Dr. Iarres: Das Wort wird nicht
gewünscht. Dem Antrage ist entsprochen.

Punkt 9: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betr. Aenderung der
Satzung der Landesbant.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Dr. Saaßen: Ich beziehe mich auf

Drucksache 11. Es erscheint erwünscht, in den Satzungen
der Landesbant ihre Eigenschaft als gemeinnützige
Kreditanstalt stärker zum Ausdruck kommen zu lassen
und die W 1 und 17 entsprechendzu ändern, wie es in
der Vorlage Nr. 11 vorgesehen ist.

Borsitzender Dr. Iarres: Das Wort wird nicht
gewünscht. Es ist so beschlossen.

Punkt 10: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Antrage des Abgeordneten Frei¬
herr« v. Lo« u. a., betr. die Kredit» ot der
Landwirtschaft.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Dr. Sanften: Es handelt sich um

den Antrag, der in Drucksache 98 niedergelegt ist. Wie
ich eben bereits ausgeführt habe, billigt der 1. Fach¬
ausschuß ganz besonders das Nestreben der Landes¬
bant, die Zinssätze für die landwirtschaftlichen Hypo¬
theken, die sich ja weit über der Bodenrente halten, zu
verbilligen. Infolgedessen begrüßt er auch die Tendenz
dieses Antrages. Er eignet sich aber nicht zur sofortigen
Erledigung. Es wird deshalb gebeten, ihn dem Pro¬
vinzialausschuß zu überweifen.

Borsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Oberdörster.

Abgeordneter Oberdörster: Der Antrag des
Ausschusses, diesen Antrag des Freiherrn von Los u. a.
dem Provinzialausschuß zur Erledigung zu überweisen,
birgt die Gefahr in sich, daß, wenn auch nicht restlos
im Sinne dieses Antrages die Wünsche der Antrag¬
steller durchgeführt werden, so doch immerhin in einer
nicht zu verantwortenden Weise hier bestimmte Kreise
der Landwirtschaft begünstigt werden.

Das, was Herr Abgeordneter v. Los über die Land¬
wirtschaft sowohl hier wie im l. Fachausschuß gesagt
hat, gilt nicht generell für die Landwirtschaft, sondern
gilt nur für die kleinen Landwirte, gilt nur für die¬

jenigen, die bloß eine Ackernahrung und nichts mehr
haben. Aber für die Landwirte der Kreise des Herrn
v. Loe ist diese Notlage in dem Maße nicht vorhanden,
daß zu ihrer Linderung öffentlicheMittel erforderlich
sind, die für andere Zwecke viel dringender notwendig
wären.

Ich erinnere daran, daß nicht nur durch die Politik
der Getreidehandelsgefcllfchaft der Noggenpreis zur
Zeit ungefähr 260 Mark die Tonne beträgt, sondern daß
auch durch die Lebensmittelzölle gerade die Groß¬
agrarier ungeheure Profite bekommenhaben, wogegen
diese Zölle nicht ein Vorteil für den Kleinbauer sind,
sondern ihn belasten, weil sie zur Auswirkung haben,
daß die Industrieprodukte im Preise steigen und daß
die übrigen Bedürfnisse des Kleinbauern, vor allen

. Dingen die Futtermittel, die er zusätzlich kaufen muß,
! im Preise ganz gewaltig steigen, so daß auch durch die

Agrarzölle die Kleinbauern noch von den großen aus-
^ geplündert werden. Infolgedessen muß das, was an

öffentlichenMitteln zur Linderung der Not der Land¬
wirtschaft aufgewandt wird, den Kreisen der Landwirt¬
schaft zugeführt werden, die unter dieser Not leiden.
Da müssen wir Verwahrung dagegen einlegen, daß die¬
jenigen, die die entsprechende Verbindung haben ^
Herr v. Los und seine engeren Freunde —, billige
Kredite von der Landesbank bekommen. Wir sind daher
der Auffassung, daß nur nach Prüfung der Verhält¬
nisse im einzelnen diese Kredite an die kleinen Land¬
wirte gegeben werden dürfen, soweit überhaupt eine
Kreditgewährung möglich ist.

Wir sind aber weiter der Meinung und werden bei
einem anderen Punkte der Tagesordnung dazu noch
ausführlich reden, daß, wenn die Landesbank in der
^iage ist, Zinserleichtcrnngen zu gewähren, dann nicht
Sie, Herr v. Los, sondern lediglich die notleidende
Landwirtschaft diese Vorzüge genießt, daß vor allen
Dingen auf einem anderen Gebiete diese Mittel ange¬
wandt werden, und zwar auf dem Gebiete des gemein¬
nützigen Wohnungsbaues. Hier herrscht eine andere

^ Not als die Not der Landwirte. Diese Wohnungsnot
mit all ihren ungeheuren Schäden kann man nicht
weiterlaufen lassen, sondern da muß versucht werden,
wirtliche Abhilfe zu schaffen. Deshalb sind wir schon
der bescheidenen Auffassung, daß aus den Ueberschüssen
der Landesbant von 2^ Millionen Mark im letzten
Jahre nun hier wirklichin wesentlicherWeise die Dar¬
lehen für den gemeinnützigen Wohnungsbau verbilligt
werden können, damit die Arbeiterschaft auch die Miete
dieser Wohnungen tragen kann.

Im Sinne unserer Ausführungen beantragen wir
Ablehnung des Antrages in dieser Form, nicht Neber-
wcisung an den Provinzialausschuß, weil wir der Auf¬
fassung sind, daß dadurch bestimmte Kreise der Land¬
wirtschaft bevorteilt werden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Görlinger.
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Abgeordneter Görlinger: Meine Damen und
Herren! Der Herr Berichterstatter hat zu diesem An¬
trage (Drucksache 98) erklärt, daß der Fachausschuß I
dem Antrag eine wohlwollende und befürwortende Be¬
handlung mit auf den Weg gibt. Nicht der gesamte
FachausschußI hat sich auf diesen Standpunkt gestellt,
vielmehr fühle ich mich verpflichtet,für meine Freunde
zum Ausdruckzu bringen, daß wir der Auffassung sind,
daß auch für die Landesbank jetzt und für die nächste
Zukunft der Wohnungsbau und seine Förderung in
erster Linie Aufgabe sein muß. (Abgeordneter Hoff-
Mllnn: Sehr richtig!) Wir tonnen nicht billigen, daß
hier in der Rheinprovinz die Landwirtschaft und ihre
Bedeutung so stark in den Vordergrund geschoben wird,
wie es der Herr Freiherr v. Loe und seine Freunde
wünschen. Wie stark man die Landwirtschaft bei der
Landesbank »nieder zur Geltung bringen will, geht aus
dem zurückgezogenenAntrag Nr. 99 hervor, wo man
nicht mehr und nicht weniger wünschte als ein Recht
für die Rheinische Lcmdwirtschaftskammer,5 Herren
ihrer Vertretung zu repräsentieren, die bei der Landes¬
banl mit an den Beratungen maßgeblich teilnehmen
(Abgeordneter Hoffmanu: Hört, hört!) und grund¬
legend auf die Politik der Landesbanl ihren Einfluß
geltend machen sollten. Wenn man bedenkt, daß jetzt
schon im Verwaltungsrat der Landesbank zwei Ver¬
treter der Landwirtschaft sind, und man ferner der
Landwirtschaft konzediert hat, daß sie zwei weitere
Vertreter mit beratender Stimme in den Vcrwaltungs-
rat bekommen hat, dann kann man nicht anders, als
auch öffentlich gegen diefe Bestrebungen Stellung zu
nehmen, die versuchen, kommunales Geldinstitut ganz
'n den Dienst der Rheinischen Landwirtschaftskammer
in stellen. Wir sind der Auffassung, daß gerade Herr
Freiherr p. Loe und seine Freunde heute sich nicht über
mangelnden Ginfluß der Landwirtschaft in der Gesetz¬
gebung beklagen dürfen. Jetzt, wo die Reichsregierung
von der Landwirtschaft maßgeblich beeinflußt wird,
uegt erst recht kein Grund vor, das noch einmal in den
emzelnen Provinzen zu korrigieren.

Darum sind wir nicht in der Lage, der von dem
Herrn Berichterstatter gegebenen Begutachtung zuzu¬
stimmen. Wir glauben aber auch, daß für die Landes¬
bank folgende Erwägungen mit in den Kreis der Be¬
frachtungen gezogen werden müssen: Sie wird nur
dann das geldliche Institut sein, was sie sein soll,
wenn sie in erster Linie den Gemeinden für ihre kom¬
munalen Bedürfnisse zur Verfügung steht.

Es ist natürlich interessant, daß dieselben Kreise,
°le gegen die öffentlichen Bankinstitute schärfstens in
°er Denkschrift der deutschen Wirtschaft Stellung ge¬
nommen haben, hier im Provinziallandtag von den¬
selben Instituten das verlangen, wogegen sie in der
Denkschrift Stellung genommen haben. Ich stelle das
sest mit der Bitte, auch jetzt, wenn der Antrag an den
Lrovinzialausschuß geht und dann dem Verwaltungs-

! rat der Landesbank zugestellt werden muß, so verant¬
wortlich dazu Stellung zu nehmen, daß unter keinen

l Umständen der Wohnungsbau und seine Förderung,
sowie die Kreditwürdigkeit dieses kommunalenInstituts
darunter zu leiden hat, was zweifellos dann geschehen
würde, wenn den Wünschendes Freiherr» v. Los Rech¬
nung getragen würde.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Freiherr v. Loe.

Abgeordneter Freiherr u. Loe: Meine Herren!
Ich möchte mir schenken,auf die Ausführungen des
letzten Redners hier einzugehen. Deshalb möchte ich
nur feststellen,daß die Darlehen der Landesbank im
Durchschnitt 700N Mark betragen haben. Damit zeigt
sich von vornherein, daß es sich nur um mittleren und
kleinen Landbesitz handelt, der in den schwerenZeiten
des Augenblicksdurch reale Darlehen unterstützt wor¬
den ist.

Dann möchte ich aber ausdrücklichfeststellen, daß ich
nicht etwa Vertreter der Großlandwirtschaft bin, son¬
dern es dürfte Wohl auch den Herren der Linken all¬
mählich klar geworden sein, daß ich Führer des Rhei¬
nischen Bauernvereins bin, der sich zur ersten Aufgabe
gestellt hat, die Interessen des kleinen und mittleren
Bauernstandes zu vertreten. Nur in der Richtung habe
ich meine öffentlicheTätigkeit eingestellt.

Meine Damen und Herren! Dann hat der letzte
Herr Redner noch von dem zweiten Antrag in Druck¬
sache 99 gesprochen,der inzwischenzurückgezogenwor¬
den ist. Der Antrag Nr, 99 liegt also gar nicht mehr
vor. Ich muß aber, wenn er schon auf dieses Gebiet
geht, hier feststellen,daß die Landesbanl ursprünglich
die Provinzial-Hilfstasse war, um das Problem des
landwirtschaftlichen Realkredits zu lösen. (Zuruf des
Abgeordneten Görlinger: Das ist sie aber nicht mehr!)
Leider ist sie das nicht mehr. Die Konjunktur der Zeit
hat eben die Unmöglichkeitergeben, nach der Inflation
so die Dinge wieder aufzugreifen und zu regeln, wie
es vor dem Kriege möglich war. Es ist aber zweifel¬
los Pflicht und Auffassung der Landesbanl und auch
sicher der Provinzialverwaltung, daß jenes große
Kulturproblem, welches bezüglich des landwirtschaft¬
lichen Realtredits zu lösen ist, immer noch die erste und
vornehmste Aufgabe der Landesbank darstellt. Die
Verwaltung steht zweifelsohne auf dem Boden, dieses
Problem auch weiterhin so aufzufassen und zu be¬
handeln.

Zum Schlüsse darf ich feststellen, daß von einem Vor¬
wiegen des landwirtschaftlichenEinflusses in der Ver¬
waltung der Landesbanl jedenfalls gar leine Rede sein
kann. Von den 13 Herren des Verwaltungsrats gehören
zwei beschließende Mitglieder der praktischen Landwirt¬
schaft an. Außerdem sind zwei Herren mit beratender
Stimme zugezogen worden. Es haben alfo von 13
Herren nur zwei bestimmend mitzuwirken. Das ist
natürlich ein Zustand, der der Billigkeit widerspricht.
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VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort wird weiter
nicht gewünscht.Ich schließe die Besprechung.Der Herr
Berichterstatter hat das Wort.

Abgeordneter Dr. Saaßen: Ich lege zu den Aus¬
führungen des Herrn Abgeordneten Görlinger Wert
darauf, festzustellen, daß der I. Fachausschußnicht etwa
den Standpunkt vertreten hat, als ob die Landesbank
sich ausschließlichdem landwirtschaftlichen Kreditwesen
widmen solle. Der I. Fachausschuß verkennt nicht die
Notwendigkeit, auch für den Wohnungsbau Mittel be¬
reitzustellen. Der Hauptgrund, der ihn veranlaßt hat,
auch seinerseits warm für die Bestrebungen der Land¬
wirtschaft einzutreten und auch dem vorliegenden An¬
trag seine Zustimmung zu geben, ist der, daß er den
Standpunkt vertritt, daß die Förderung der Landwirt¬
schaft nicht nur ein rein landwirtschaftliches, sondern
ein allgemeines volkswirtschaftlichesInteresse hat, weil
an einer Gesunderhaltung der Landwirtschaft alle in
gleichem Maße intereffiert sind. (Abgeordneter Kra-
winkel: Sehr richtig!)

Borsitzender Dr. Iarres: Wir kommen zur Ab¬
stimmung. Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die
für den Antrag des Ausschussessiud, sich zu erheben.
Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen.

Punkt 11: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Bericht des Provinzialaus-
schusses über die Verwenduug der auf
VeranIassungdesU8. und69. Provinzial-
landtags von der Landesbank der Rhein-
provinzbereitge st eilten MittclzurFö'r-
derung des Wohnungsbaues,

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Dr. Saaßen: Es handelt sich um

den Bericht in Drucksache29. Der I. Fachausschuß
schlägt Ihnen vor, von diesem Bericht Kenntnis zu
nehmen. Er hat mit Freude festgestellt,daß bis jetzt
insgesamt 20 Millionen Mark für den Wohnungsbau
bereitgestellt worden sind, zu denen noch 6,7 Millionen
Mark kommen, die aus Mitteln der Landesbank eben¬
falls fiir Wohnungsbauten hergegeben worden sind.

Borsitzender Dr. Iarres: Das Wort wird nicht
gewünscht. Ich stelle die Annahme fest.

Punkt 12: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialllusschusses, betr. Beteiligung
der Provtnzialuerwaltung an einer ge¬
meinnützigen Baugesellschaft zur Er¬
stellung von Wohnungen für Beamte und
Angestellte der Berwaltung.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Dr. Saaßen: Es handelt sich hier

um den Bericht und Antrag in Drucksache Nr. 6. Es ist
festgestellt worden, daß noch eine größere Zahl von
Provinzialbeamten ohne Wohnnng ist, für die eine Be¬
reitstellung von Wohnungen dringend erwünscht er¬
scheint. Hierzu wird die Bildung einer Wohnungsfür-

sorge-Gesellschllftvorgeschlagen,an der sich die Provinz
mit einem Stammkapital von M<>00 Mark be¬
teiligen soll.

Borsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Oberdürster.

Abgeordneter Oberdörstcr: Wir sind mit der
Gründung einer gemeinnützigen Gesellschaft, deren
Träger neben der Provinzialverwaltung die übrigen
Anstalten sind, einverstanden. Wir wünschenaber, daß
die von dieser Gesellschaft errichteten Wohnungen auch
im Besitz der Gesellschaftbleiben und daß nicht von
vornherein dem einen oder anderen Hoffnungen ge¬
macht werden, daß er sich nun ein von dieser Gesell¬
schaft errichtetes Haus als Eigenheim erwerben kann.
Er soll es vielmehr nur znr Miete bewohnen können.
Einmal ist diese unsere Forderung damit begründet,
daß wir in jedem Falle verhindern wollen, daß diese
Wohnungen in späteren Zeiten der Spekulation
irgendwie ausgeliefert werden. Das ist doch immerhin
möglich, auch wenn ein Erbbauvertrag mit dem Eigen-
heimbefitzergeschlossen wird. Wir wünschen,daß, wenn
diese Familien oder ihre Nachkommenin späterer Zeit
nicht mehr als Angestellte der Provinz tätig sind, dann
diese Wohnungen, die doch vorwiegend in unmittel¬
barer Nähe der Provinzialanstaltcn errichtet werden,
auch wirklich wiederum als Wohngelcgenhcit fiir die in
den Provinzialanstaltcn Beschäftigten Verwendung
finden können.

Aus diesem Grunde halten wir es für erforderlich,
daß nicht die Errichtung von Häufern vorgesehenwird,
die späterhin als Eigenheime übertragen werden
tonnen, und bitten, daß diese Einschräntnng dabei ge¬
macht wird.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Landesoberbanrat Baltzcr,

Landesoberlmnrat Baltzer: Meine Damen n»d
Herren! Wie Sir aus der Vorlage ersehen »vollen, ist
die Voraussetzung, die der Herr Vorredner zur Bedin¬
gung gemacht hat, im wescutlichcn auch iu der
Vorlage zum Ausdruck gebracht. Das schließt aber
nicht aus, daß, dem dringenden Wuusche der Be¬
amtenschaft entsprechend,in denjenigen Fällen, wo die
Beamten über soviel Eigenkapital verfügen, daß sie mit
Fug und Recht später Eigentümer einer Wohnung
werden bzw. in einem angemessenenZeitraum die ent¬
sprechendeTilgung vornehmen können, auch ciu der¬
artiges Eigenheim erwerben bzw. die Bauschuld ab¬
tragen. Die Wohnungen sollen abseits von dem eigent¬
lichen geschlossenen Anstaltsgebict errichtet werden. Es
besteht leine Gefahr, daß die Anstaltsinteressen dadurch
gestört werden, wenn in einem einzelnen Falle ein Be¬
amter oder Angestellter nach einer Reihe von Jahren
ein solches Häuschen erwerben kann.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Es wird zu diesem Punkte von
der Wirtschaftspartei Abstimmung verlangt. Ich bitte
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diejenigen, die für den Antrag sind, sich zu erheben. —
Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen.

Punkt 13: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Antrage der SPD. -Fraktion, be¬
treffend Auftragserteilung von Bims-
bau st offen seitens der Provinz, der
Reichs- und Staats regierung zur Be-
heuungderArueitslosigkcitindcnKrei-
sen Neuwied undKoblenz.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Dr. Saaßen: Ich beziehe mich auf

die Drucksachen 60 und 114. Der I. Fachausschußemp¬
fiehlt Ihnen den Antrag der sozialdemokratischen Frak¬
tion zur Annahme mit den Aenderungen, die sich aus
Drucksache 114 ergeben und die ihre Begründung darin
finden, daß auch in der Sandsteinindustrie im Trierer
Bezirk sich ein starker Auftragsmangel seit langer Zeit
bemerkbar macht.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Meurer.

Abgeordneter Meurer: Zu Punkt 13 der Tages¬
ordnung liegt Ihnen ein Antrag der SPD.-Fraktiun
vor, der sich mit der wirtschaftlichenLage im Koblenz-
Neuwieder Gebiet beschäftigt. Wir werden diesemAn¬
trage als Fraktion zustimmen. Aber ich muß darauf
eingehen, unter welchenBedingungen wir diesem An¬
trage zustimmen.

Es steht fest, daß im Wirtschaftsgebiet Kubleuz-Neil-
wied die Erwerbslosigkeit auf Grund der Betriebsstill¬
egungen eine ganz enorme ist und daß infolge der
Nalionalisierungsmllßnahmen speziell in der Bims-
uidustrie dort Entlassungen und Stillegungen zu ber¬
echnen sind. Wir stellen fest, daß durch diese Maß¬
nahmen die Belegschaften zum großen Teil abgebaut
und entlassen werden und der öffentlichen Fürsorge
anheimfallen. Auf Grund der Steigerung der Erwerbs¬
losenziffer in diesem Gebiet konnten wir die Aus¬
wirkungen dieser Entlassungen und dieser Maßnahmen
auf die Gemeindekassenfeststellen. In der Stadt Bcn-
dorf z. B. führten sie dazu, daß sämtliche Zahlungen
im Laufe des vorigen Jahres eingestellt wurden, und
daß in der Bürgermeisterei Engers selbst die Ein¬
stellung der Zahlungen an die Unterstützungsempfänger
in Ausficht steht. Wir erklären daher, daß vor allen
Dingen versucht werden muß, durch Ausführung von
Notstandsmaßnahmen in diesem Gebiete der Erwerbs¬
losigkeit Rechnung zu tragen.

Wir stellen fest, daß in einzelnen ländlichen Ort¬
schaften die Verhältnisse in bczug auf Wegebau und
Wasserleitungen ganz miserabel sind, und wir ver¬
langen, daß zur Beseitigung der übergroßen Erwerbs¬
losigkeit dort entsprechendeMaßnahmen finanziert »nd
durchgeführt werden.

Wir erklären, daß durch die Auftragserteilung an
die Vimsindustriellen den Erwerbslosen nicht gedient
wird, weil bei solchen Auftragserteilungen die Profite

selbstverständlichden Bimsindustriellen wieder zugute
kommen, während die Arbeitszeit- und die Lohnver-
hältnisse in der Bimsindustrie ganz miserabel sind.
Wir erklären, daß wir unsere Zustimmung geben mit
dem Verlangen, daß die Instanzen, die die Aufträge
erteilen, sich dafür einfetzen, daß erstens einmal die
achtstündige Arbeitszeit eingehalten wird, und daß
zweitens die Arbeiter tariflich so entlohnt werden, daß
sie ihr Leben fristen können. Heute müssen wir fest¬
stellen, daß die Arbeiter iu der Bimsindustrie auf
Grund des Akkurdsystems von morgens 6 bis abends 6
und teilweise 7 Uhr mit Frau und Kindern in der
Stellage stehen und dort die Steine produzieren.
Deshalb verlangen wir, daß vor allen Dingen in dieser
Saison 1927, die im Höchstfalledrei bis vier Monate
dauern wird, die Aufträge erteilt werden und dafür
Sorge getragen wird, daß unseren Forderungen ent¬
sprochenwird.

Wir erklären außerdem, daß es vor allem notwendig
ist, die bereits angeführten Notstandsarbeiten zu
machen. Wir haben Gemeinden, wo die Erwerbslosen-
zahl übergroß ist, wo aber absolut keine Notstands¬
arbeiten und -maßnahmen durchgeführt worden sind,
die der Erwerbslosigkeit Rechnung tragen.

Aus diesem Grunde erklären wir, daß wir diesen.
Antrage zustimmen unter der Bedingung, daß diesen
Leuten wenigstens die Löhne gezahlt werden, die ihnen
zukommen,und daß wenigstens die schmalentariflichen
Rechte, die sie besitzen, beachtet werden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Pikard. (Zuruf: Ich verzichte!)

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich bitte
diejenigen, die für den Antrag des Ausschussessind,
sich zu erheben. Das ist die Mehrheit. Der Antrag
ist angenommen.

Punkt 11: Antrag des I. Fachausschusses
-,) zu dem Antrage der Arbeitsgemein¬

schaft, betr. Behebung der Kredit -
not in der mittleren und kleinen
rheinischen Industrie durch Zufüh¬
rung langfristiger Hypothekar-
kredite seitens der Landesbank und

I>) zu dc m Antrage der Zcutru m s -
fraktion hierzu.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Dr. Saaßen: Der I. Fachausschuß

schlägt Ihnen vor, beide Antrage dem Provinzialaus-
schuß zur Erledigung zu überweisen.

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Widerspruch ist nicht erhoben. Ich stelle die
Annahme fest.

Punkt 15: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan für die Verwal¬
tungskosten des Gcnossenschaftsvor-
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stand es der rheinischen landwirtschaft¬
lichen Verufsgenossenschaft für das Ka¬
lenderjahr 19 27.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Hart-
mann, Remscheid.

Abgeordneter Dr. Hartmann, Remscheid: Der
I. Fachausschuß empfiehlt unveränderte Annahme.

VorsitzenderDr. Zaires : Wortmeldungen liegen
nicht vor. Widerspruch erhebt sich nicht. Es ist so be¬
schlossen.

Punkt 16: Antrag des I. Fachausschusses
zu der Entschließung der Zcntrums-
fraktion, betr. Beeinträchtigung der
Technischen Hochschule Aachen durch die
von der Staatsregierung beabsichtigte
Einrichtung technischer Fakultäten an
d e r U n i v e r s i t ä t M ü n st e r.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Hold.
Abgeordneter Dr. Huld: Meine Damen und

Herren! Die I. Fachkommissionhat sich mit diesem
Antrage der Zentrumsfrattion beschäftigtund empfiehlt
Ihnen, soweit ich mich entsinne, einstimmigeAnnahme.
Aber ich möchte mir zu diesem Antrage einige Worte
gestatten.

Laut Zeitungsberichten soll die Staatsregierung
aus folgenden Gründen die Errichtung von technischen
Fakultäten an der Universität Münster beabsichtigen:
Erstens wegen Ueberfüllung der Fakultäten für Ma¬
schinenbau an den bestehendenTechnischenHochschulen
Berlin und Hannover, zweitens wegen der durch die
Ueberfüllung verursachten mangelhaften Ausbildung
der Maschinen- und Elektroingenieure und drittens
wegen der Schädigung der Forschungstätigkeit der
Professoren durch die Ueberfüllung.

Meine Damen und Herren! Zum ersten Punkte:
Die Ueberfüllung ist Wohl bis zu einem gewissen Grade
an den TechnischenHochschulenin Berlin und Han¬
nover vorhanden, aber keineswegs an der Technischen
Hochschule zu Aachen.

Zum zweiten Punkte ist zu bemerken, daß durch
eine dauernde Ueberfüllung die Ausbildung sicher leiden
würde. Es ist aber festzustellen,daß die Zahl der Stu¬
dierenden im Studienjahr 192l;/27 gegenüber dem Jahre
1925/26 schon ganz erheblich zurückgegangenist (Abge¬
ordneter Krawinkel: Hört, hört!), und zwar soll der
Rückgang der Studierenden an allen preußischenHoch¬
schulen bei den Studierenden der Hüttenkunde 42 Pro¬
zent, bei den Studierenden der Maschinenwirtschaft
etwa 25 Prozent und bei den übrigen Fachrichtungen
etwa 21 Prozent betragen.

Aber viel größere Schädigungen als durch die Ueber¬
füllung treten dadurch ein, daß die nötigen Mittel an
den Technischen Hochschulen nicht vorhanden sind.
Vielfach finden die Borlesungen auch in völlig unge¬
eigneten Räumen statt. (Sehr richtig! rechts.)

Darauf ist die im dritten Punkte erwähnte Schädi¬
gung der Forschungsarbeit zurückzuführen. Das
Kultusministerium möge für ausreichende Räume und
für die Bereitstellung genügender Mittel sorgen.

Die an den meisten Technischen Hochschulen, beson¬
ders in Aachenund an der Universität Bonn, zur Ver¬
fügung stehenden Lehr- und Forschungsmittel ent¬
sprechen auch nicht den allerbescheidenstenAnforde¬
rungen. (Sehr wahr!) Durch eine Besichtigung der
Technischen Hochschule in Aachen, die ich im ver¬
gangenen Jahre vornehmen konnte, habe ich leider fest¬
stellen müssen, und bei der Universität Bonn ist es
ebenso, daß nicht einmal das Minimum an Mitteln
zur Verfügung steht, um einen ordnungsmäßigen
Unterricht durchzuführen. (Hört, hört!)

Meine Damen und Herren! Unter den vorliegen¬
den Verhältnißen ist es wirklich nicht zu verstehen,
wenn das Kultusministerium beabsichtigt, mit einem
Kostenaufwandvon fage und schreibe 9 Millionen Mark
neue Institute zu schaffen, und zwar durch Errichtung
von technischen Fakultäten an der Universität Münster.
Aber für den Ausbau der vorhandenen Technischen
Hochschulensind angeblich keine Mittel da. (Hört,
hört!) Um aber vollkommeneAusbildungsarbeit leisten
zu können, müssen den TechnischenHochschulen die
nötigen Lehrmittel zur Verfügung gestellt werden.
Wenn dies geschieht, dann werden tue vorhandenen
TechnischenHochschulenselbsttätig zur Entlastung der
Ueberfüllung beitragen. Bei den jetzt vorhandenen Zu¬
ständen ist es kaum möglich, aus den staatlichenMitteln
die laufenden Betriebskosten zu decken. (Hört, hört!)
An die Ausführung größerer wissenschaftlicherFor¬
schungsarbeiten ist überhaupt nicht zu denken.

Ferner wird seitens der Hochschulprofessoren — das
möchte ich in diesem Zusammenhang auch sagen — sehr
viel über den Mangel an Assistentengeklagt. Dem Ver¬
nehmen nach sollen die meistenAnträge der Technischen
Hochschule Aachen zum Haushalts 1927 wegen Mangel
an Mitteln nicht in die Vorlagen für den Landtag
aufgenommen worden fein.

Zusammenfassendmöchte ich sagen: Die Bedürfnis¬
frage für die Errichtuug tcchuischerFakultäten an der
Universität Münster ist zu verneinen. (Abgeordneter
Krawinkel: Sehr wahr!) Der notwendige Ausbau der
TechnischenHochschule in Aachen ist zu bejahen. Der
Ausbau naturwissenschaftlicher Institute im allge¬
meinen ist dringend notwendig, um sie auf den
modernen Stand der Wissenschaft zu bringen. Hierüber
herrscht auch in den Kreisen der rheinisch-westfälischen
Industrie keine Meinungsverschiedenheit. Bei der Be¬
deutung, die diese Angclegeuhcit für die Stadt Aachen
und die dortige Technische Hochschule hat, ist es m. E-
Pflicht des Rheinischen Provinziallandtags als der
berufenen Vertretung des rheinischen Volkes, mit allen
Mitteln dahin zu streben, daß die Errichtung von
technischenFakultäten an der Universität Münster
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unterbleibt, um dadurch schwere Nachteile und Schädi¬
gungen für Aachen, das noch heute unter fremder Be¬
satzung leidet, zu verhindern. (Lebhaftes Bravo!)

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Widerspruch ist nicht erhoben worden. Es
ist so beschlossen.

Punkt 17: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Pro¬
vinz i a l a u s s ch n s s e s, betr. Uebernahme
der Bürgschaft für die Beteiligung der
Provinzial - Feuerversicherungsanstalt
an der Rheinischen Wohnungsfürsorge-
g e s e l I s ch a f t.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Koenzge».
Abgeordneter Koenzgcn: Meine Damen und

Herren! Da es sich hier um die Finanzierung des Klein-
wohnungsbllucs handelt, empfiehlt der I. Fachausschuß
die unveränderte Annahme.

VorsitzenderDr. Iarres : Wortmeldungen liegen
nicht vor. Auch zu diesemPunkte wird von der Wirt¬
schaftspartei Abstimmung verlangt. Ich bitte die¬
jenigen, die für den Antrag des Fachausschussessind,
sich zu erhebe». — Das ist die Mehrheit. Der Antrag
ist angenommen.

Punkt 18: Antrag des I. Fachausschusses
zudemHaushaltsplanfürdieBesoldun-
Nen und anderen persönlichen Ausgaben
der Provinzialbeamten bei der Landes-
" crsicherungsansta I t „Rhei n P r o v i n z" für
dasKalenderjahr1927.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Hart-
Mllnn, Remscheid.

Abgeordneter Dr. Hartmann, Remscheid: Be¬
merkenswerte Aenderungen liegen im Etat für 1927
gegenüber dem Vorjahre nicht vor. Infolgedessen
schlägt Ihnen der I. Fachausschuß unveränderte An¬
nahme vor.

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Widerspruch erhebt sich nicht. Es ist so be¬
schlossen.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Ober-
dörster.

Abgeordneter Oberdö r ster: Ich beantrage, die
Punkte 19 und 20 zu verbinden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Es ist beantragt, die
Punkte 19 und 29 zu verbinden. Das wird sich auch
empfehlen. Widerspruch dagegen erhebt sich nicht. Es
werden also verbunden:

Punkt 19: Antrag des I. Fachausschusses
in dem Haushaltsplan für die Förderung
von Kunst und Wissenschaft für das Rech¬
nung s j a h r 19 2 7;

Punkt 20: Antrag des I. Fachausschusses
^u dem Bericht und Antrag des Pro¬
vinz i a I a u s s ch u s s e s, b e t r. A u f t e i I u n g d e r
unter Titelvi des Haushaltsplans über

die Förderung von Kunst und Wissen¬
schaft für 1927 vorgesehenen Mittel im
Bet ragevon20UN0N Mark.

Der Berichterstatter ist derselbe.
Abgeordneter Dr. Hartmann, Remscheid:Meine

Damen und Herren! Die Mehrheit des I. Fachaus¬
schusses hält die Förderung von Kunst und Wissenschaft
ebenso wie die Denkmalspflege,wie sie bisher geschehen
ist, für eine vornehme Aufgabe der Provinzialverwal-
tung. Daher begrüßt auch die Mehrheit die Mehraus¬
gabe von 40 000 Mark in dem diesjährigen Haushalts¬
plan, zumal mehr als 100 unerledigte Anträge vor¬
liegen.

Die Mehrheit ist sich auch darüber klar, daß die ge¬
samte rheinische Bevölkerung es mit Freuden begrüßen
wird, daß die RheinischeProuinzialverwaltung sich mit
50 000 Mark an den Instandsctzungsarbeiten des Kölner
Doms beteiligen will.

Der I. Fachausschuß schlägt Ihnen darum unver¬
änderte Annahme des Haushaltsplans vor, ebenso die
Verteilung, wie sie Ihnen in der Drucksachc Nr. 31
vorgeschlagenworden ist.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Schröer, Essen.

Abgeordneter Schröer, Esseu: In diesen Etat
sind 200 000 Mark eingesetzt. Welche Begriffe der Vor¬
lage zur Förderung vou Kunst und Wissenschaftzu¬
grunde liegen, ersieht man am besten aus den
Positionen, die hier aufgestellt sind. Darunter sind
allein 31 im Gebrauch befindliche Kirchen, uud nur
neun Kirchen, die nicht in Benutzung sind, von denen
man vielleicht annehmen konnte, baß sie einen bestimm¬
ten historischen Wert haben. Wir haben natürlich keine
Veranlassung, etwa den Kirchengemeinden die Mög¬
lichkeit zu 'geben, aus öffentlichen Mitteln ihre In¬
stitutionen zu erhalten. Wir beantragen deshalb, daß
150 000 Mark davon gestrichen und in den Etat für
Kinderspeisuugeneingesetzt werden.

In den Kommentaren, bie den einzelnen Positionen
beigegeben sind, finden wir unter Nr. 12 eine Be¬
merkung über 'die katholische Kirche in Stoppenberg im
Landkreise Essen. Da wird eine kleine Geschichts¬
fälschung begangen. Hier heißt es in der Vorlage:
„Im Jahre 1921 hat die Kirche bei einem Gefecht
zwischen Roten Front-Kämpfern nnd Polizei erheblich
gelitten. Zwei Grannteinschläge beschädigten das Dach
au >der Südseite und den Turm." Wir müssen zur
Steuer ber Wahrheit feststellen,baß im Jahre 1921
überhaupt keine Kämpfe stattgesundenhaben, bei denen
augeblichmit Kanonen geschossenwurde. Wenn Kämpfe
stattgefunden halben, so war es im Jahre 1920. (Zuruf
des Abgeordneten Dunder: Es kommt denen nicht so
genau darauf au!) Aber ,die Aufstellung list auch in¬
sofern falsch, als nns berichtet worden ist, daß es sich
nicht um Granatcinschläge handelt, sondern daß an¬
geblich Maschinengewehrfeuerauf den Turm gerichtet
worden ist, weil sich auf dem Kirchturm Beobachtungs-
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Posten, wahrscheinlichvon seiten der Kirche, befunden
haben sollen. Aber noch eine weitere Geschichtsfälschung
liegt darin, daß behauptet wird, Note-Front-Kämpfer
seien 'bei diesem Akt beteiligt gewesen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dunder: Der Rote-FrontMämpferbund ist
erst 192t gegründet worden!) Hier wollen Wir fest¬
stellen, baß im Jahre 1921 überhaupt noch lein Roter-
Front-Knmpferbund bestanden hat. Zur Steuer der
Wahrheit wird auch diese Berichtigung unsererseits
gemacht, damit nicht den bürgerlichen Parteien durch
diese Vorlage Argumente geliefert werden, wieder eine
kleine Hetze ,',u unternehmen, um gegen die Roten
Front-Kiimpscr in irgendeiner Form vorzugehen.

Weil hier die Förderung von Kunst und Wissen¬
schaft nicht so gewertet wird, wie es von unserem Ge¬
sichtspunkte aus wünschenswert und notwendig wäre,
sind wir nicht in der Lage, dem Etat zuzustimmen.Wir
beantragen daher, wie ich schon sagte, 15N0N0 Mark
aus diesem Etat zn streichen und der Förderung für
Kinderspc'isungzu überweisen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung.

Ich schlage getrennte Abstimmung 'vor. Ich bitte
diejenigen, die für Annahme des Punktes 19 sind, sich
zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Dann bitte ich
diejenigen, 'die für die Verteilung nach 'dem Vorschlage
zu Punkt 29 sind, sich zu erheben. — Das ist ebenfalls
die Mehrheit.

Punkt 21: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan für die Provin-
zialmuseen für das Rechnungsjahr 1927.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Dr. Hartmann, Reinscheid:Meine

Damen und Herren! Auch hier schlägt Ihnen der
I. Fachausschußunveränderte Annahme vor.

Bei den Erörterungen über diesen Haushaltsplan
würbe aber an die Verhandlungen über den Ankauf
der Wesendonk'schenSammlung erinnert. Seinerzeit
war hier im Hause der Wunsch geäußert wordeu, daß
diese Sammlung, die gemeinschaftlichmit der Stadt
Bonn angekauft wurde, auch anderen Städten zur Aus¬
stellung zugänglich gemacht werden sollte. Diesem
Wunsche ist bisher nicht Rechnung getragen worden.
Er war damals so dringend, daß viele Mitglieder
dieses Hauses ihre Zustimmung zu dem Ankauf von
der Zusage abhängig gemacht haben. Es wird deshalb
namens des I. Fachausschussesder Herr Landeshaupt¬
mann dringend gebeten, doch dafür Sorge zu tragen,
daß es in Znknuft möglich wird, die Wesendonk'sche
Sammlung auch in anderen Städten auszustellen.

Ebenso wurde die Bitte ausgesprochen,doch einmal
Prüfen zu wollen, ob es nicht möglich ist, auch Gegen¬
stände anderer Museen so zusammenzustellen, daß
kleine Ausstellungen herauskommen, und diese Aus¬
stellungen in anderen Städten darzubieten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Widerspruch wird nicht erhoben. Ich stelle
die Annahme des Antrages fest.

Punkt 22: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan für gewerbliche
Zwecke für das Rechnungsjahr 1927.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Görlinger.
Abgeordneter Görlinger: Meine Damen und

Herren! Der Fachausschußschlägt unveränderte An¬
nahme vor.

Es ist auch erörtert worden, daß die Höhe der hier
vorgeschlagenenZuschüsse se nach dem Zuschuß, den die
Städte zu ihren eigenen Einrichtungen geben, bemessen
wird. Diese Grundlage wurde auch als gerecht an¬
erkannt.

Vorsitzender Dr, Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Widerspruch erhebt sich nicht. Es ist so
beschlossen.

Punkt 23: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan für die Verwal-
tungskosten der Provinzial - üebens-
versicherungsanstalt der Nh e ! n v r ov inz
für das Kalenderjahr 1927.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Koenzgen.
Abgeordneter Koenzgen: Der I. Fachausschuß

schlägt unveränderte Annahme vor.
VorsitzenderDr. Iarres : Keine Wortmeldungen,

l feiu Widerspruch. Es ist so beschlossen.
Punkt 24: Antrag des I. Fachausschusses

! zu dem Haushaltsplan für die Verwal¬
tungskost cn der P rovinzial- Feuerver-
si cherungsanstalt der Rhein Provinz für
das Kalenderjahr 1927.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Koenzgen: Ebenso unveränderte

^ Annahme,
VorsitzenderDr. Iarres: Keine Wortmeldungen,

kein Widerspruch. Es ist demnach beschlossen.
Punkt 25: Antrag des II. Fachausschusses

zu dem Haushaltsplan über das Taub¬
st u m m e u w e s e n : P r o v i n z i a l - T a u b -
stummenanstalten (Schnlen) sür das Rech¬
nungsjahr 19 27.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Kranz.
Abgeordneter Kranz: Der II. Fachausschuß

schlägt Ihnen unveränderte Annahme vor.
VorsitzenderDr. Iarres : Keine Wortmeldungen,

kein Widerspruch. Gs ist so beschlossen.
Punkt 26: Antrag des II. Fachausschusses

zu dem Hanshaltsplan, betreffend das
P rovinzial- Taub stummen heim in Ens-
kirchen für das Rechnungsjahr 1927.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Kranz: Hier schlägt der II. Fa<H"

i ansschuß ebenfalls unveränderte Annahme vor.
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VorsitzenderDr. Iarres : Ebenso beschlossen.
Punkt 27: Antrag des II. Fachausschusses

zu dem Antrage der Zentrumsfraktion,
betreffend Schaffung von Einrichtun¬
gen für sehschwache Kinder in der Rhein-
Provinz.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Kranz: Der II. Fachausschuß

schlägt einstimmig die Annahme vor.
VorsitzenderDr. Iarres : Keine Wortmeldungen,

kein Widerspruch. Es ist so beschlossen.
Punkt 23: Antrag des II. Fachausschusses

zu dem Haushaltsplan über das Blin¬
de nwesen für das Rechnungsjahr 1927.

Berichterftatterin ist Frau Abgeordnete Becker.
Abgeordnete Fran Becker: Meine Damen und

Herren! Der II. Fachansschußschlägt Ihnen die un¬
veränderte Annahme des Hanshaltsplans für das
VlindeNwesenvor.

Wie uns berichtet wurde, wird die Zahl der blinden
Kinder sich in diesem laufenden Jahre auf 300 erhöhen.
Es ist auch von der Verwaltung vorgesehen,die Kinder
nicht, wie Visher, erst mit dem siebten Lebenswahre ein¬
zuschulen, sondern schon mit dem sechsten, weil sich her¬
ausgestellt hat, daß die blinden Kin'der auch schon mit
dem sechsten Jahre unterrichtet werden können. Die
AusbMungsmöglichleiten machen der Verwaltung
Schwierigkeiten. Die Konkurrenz im freien Betricke,
m den Bürstenfabriken und dergleichen hindert eben
daran, all ,diese blinden Kinder in einem Handwerk
auszubilden. Es wird aber von der Verwaltung idar¬
auf hingewirkt, daß die musikalische Veranlagung in
den blinden Kindern geweckt und gefördert wird.

Wir bitten Sie deshalb, den Antrag des II. Fach¬
ausschussesanzunehmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Frau
Necker als Abgeordnete.

Abgeordnete Frau Becker : Ich möchte dem Hohen
banse noch einen Wunsch vortrugen, !den meüne Poli¬
tischen Freunde haben und den, glaube ich, auch das
Nanzc Haus mit uns teilen wird. Ich habe diesen
Wunsch auch gestern schon im Fachausschuß geäußert.

Wir wissen, baß draußen so vielerorts arme Blinde
Und, die keine Kr'iegKbliNde sind, die auch nicht durch
die Blindenanstalt gegangen sind und dort ein Hand-
Werk erlernt haben. Ich denke hierbei auch Nicht an
diejenigen, die durch einen Unfall ihr Augenlicht ver¬
loren haben, weil diese burch die Rente in etwa ge¬
sichert sind. Ich spreche von denjenigen, die durch
irgendeine Krankheit blind geworden sind und dann
natürlich unter die Ortsarmen fallen. Die Bezirks-
Mrsovgeverbänbemüssen für diese Leute sorgeu. Daß
"der für solche Leute, die besonders hilfsbedürftig sind,
b'e nicht allein überall hingehen können, die sich nicht
allein Wegen können, also eine ständige Aufsicht bei sich
haben müssen, die Lebensbedürfnisse zu teuer stnd,

brauche ich nicht an näheren Beispielen zu erklären.
Diese Lente bekommen von den Kommunen nur den
Richtsatz,der jeweilig in den Kommunen festgesetzt ist.
Nie Kommunen, sind auch nicht alle egal sozial ein¬
gestellt; die Unterstützungen sind teils höher, teils nie¬
driger. Ich weiß, daß der Provinziallandtag und der
Landesfürsorgeverband hierfür nicht zuständig sind. Ich
möchte aber doch nach außen hin 'den Wunsch bekunden,
den wir hier haben, daß die Bezirksfürsorgeverbände
gerade gegen Kiese Leute etwas tolerant sind und sich
hier nicht so genau an die Richtsätze halten, die von den
jeweiligen Organen vorneschriebensind. Ich glaube in
Ihrer aller Sinne zu handeln, wenn ich bitte, daß alle,
bie da draußen in der städtischen Wohlfahrtspflege,
lsei es beruflich, sei es ehrenamtlich, tätig sind, darauf
Hinwirten, daß gerade diesen Aermsten der Annen
etwas mehr gegebenwird als denjenigen, die noch das
Augenlicht haben und sich körperlich selbst helfen
können. Ich bitte Sie, diesen Anregungen nach draußen
zu entsprechen.

VorsitzenderDr. Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Gin Widerspruch erhebt sich
nicht. Ich stelle die Annahme des Antrages des Fach¬
ausschusses fest.

Punkt 29: Antrag des II. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan über das Heb¬
ammenwesen für das Rechnungsjahr
1927.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Hüllen.
Abgeordneter Hüllen: Der II. Fachausschuß

empfiehlt unveränderte Annahme, hat aber ben Wunsch,
daß ihm im nächstenJahre eine Uebersicht über
d'ie durch die Aufgabe der Hebammen¬
lehranstalt in Köln bedingte Erweite¬
rung der Anstalt in Elberfeld und die
an sich notwendige Erweiterung in
Elbcrfeld gegeben wird, auch über die
Kosten, die dadurch entstanden sind.

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
Nicht Vor. Widerspruch Wird nicht erhoben. Es ist so
beschlossen.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Albertz.
Abgeordneter Albertz: Ich bitte, die Punkte 30

bis 35, da sie im allgemeinen dasselbe oder ziemlich
Verwandtes behandeln zusammen zu erledigen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich habe keine Be¬
denken. Widerspruch erhebt sich nicht. Dann werden
die Punkte 30 Ns 35 einschließlich zu gemeinschaftlicher
Erörterung verbunden.

Punkt 30: Antrag des V. Fachansschusses
zu dem Haushaltsplan der landwirt¬
schaftlichen Angelegenheiten für das
Rechnungsjahr 192? ;

Punkt 31: Antrag des V. Fachausschusses
zu der Entschließung der Zentrums¬
fraktion, betreffend Notlage der Land¬
wirtschaft;
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Punkt 32: Antrag des V. Fachausschusses
n) zu dem Bericht und Antrag des Pro -

vinzialausschusses, betreffend die
ll n t e r st ü tz u n g größerer Landes-
kulturprojektc ;

1») z u dem Zusatzantrag der KPD. -
Fraktion hierzu;

Punkt 33: Antrag des V. F a ch a u s s ch u sscs
zu dem Au trage der Zentrumsfraktion,
betreffend ZurU er füg ung ste I luug er¬
höhter Mittel seitens der Staatsregie¬
rung zwecks Verbesserung der Wasser¬
versorgung in den ärmeren Teilen der
Provinz;

Punkt 31: Antrag des V. Fachausschusses
zu dem Antrage der Lan!dw irtschafts-
kammer auf Anstellung von Obstbau¬
wanderlehrern ;

Punkt 35: Antrag des V. F a cha u s s ch u s s e s,
betreffend Obst- und Gemüsebau.

Das Wort zu sämtlichen Punkten als Bericht¬
erstatter hat .Herr Abgeordneter von Stedman.

Abgeordneter von Ste d m a n : Meine Damen
und Herren! Der Fachausschußempfiehlt Ihnen, den
Gtat her landwirtschaftlichen Angelegenheiten anzu¬
nehmen, mit folgenden Bemerkungen.

Unter Ziffer II auf Seite 60 des Haushaltsplans
ist ein Betrag von 20 000 Mark zur Gewährung von
Zinserleichterungen für Meliorationsdarlehen auf¬
geführt. Diese Meliorationsdarlehen sind in diesem
Jahre zum ersten Male wieder in den Etat eingesetzt,
was sehr wünschenswert ist, da sie für ärmere Gegen¬
den bis 3,5 ?» Zinserlrichterung bedeuten. Der Aus¬
schuß hat jedoch die Bitte ausgesprochen, daß diese
Summe im nächsten Jahre nach Möglichkeit erhöht
werden möchte. Die Provinzialverwaltung glaubt,
diesemWunscheRechnung tragen zu können.

Zu dem Absatz 3 hat die kommunistischeFraktion
den Antrag gestellt, die Pensionen, welche über
Gruppe 9 hinausgehen, nicht zu bewilligen. Dieser
Auffassung konnte sich der Ausschuß natürlich nicht
anschließen,da in Gruppe IN sämtlicheDirektoren der
landwirtschaftlichen Schulen vom Staate eingruppiert
sind, so daß wir darauf gar keinen Ginfluß haben.

Bei Abteilung VI bittet der Ausschuß »uf Antrag
des Herrn Gessinger, im nächstenJahr etwas größere
Mittel zur Hebung Her Geflügelzuchteinzusetzen.

Im Zusammenhang mit dem Etat der allgemeinen
landwirtschaftlichenAngelegenheiten ist dann die Druck¬
sache 25 ln Verbindung mit der Drucksache 96 — das
ist der Antrag der Kommunistischen Partei — be¬
handelt worden.

Meine Damen und Herren! Bei der Drucksache 25
handelt es sich nicht etwa um den Westfonds, der sein
Unterkommen in dem Titel II, den ich eben behandelt

habe, hat, sondern um ein Gxtraovdinarium des
Staates für besonders lohnende Kulturproiekte. Die
Befürchtung, daß der Süden der Provinz, für den ja
in erster Linie der Westfondsbestimmt ist, unter diesem
Antrage leiden könnte, hat sich nicht als gerechtfertigt
herausgestellt. Gs tritt keine Schädigung des Südens
der Provinz ein, so daß auch der V. Fachausschuß
bittet, den Antrag der Provinz ialvevwaltung, wie er
>in Drucksache 25 enthalten ist, unverändert anzu¬
nehmen.

Den Antrag der KommunistischenPartei aber bittet
der Ausschuß, abzulehnen. Wenn man diesemAntrage
nachgeben würde, so würde das eine Erhöhung der
Provinzlialumlage bedeuten. Gr beschäftigtsich außer¬
dem mit Arbeiterfragen usw., die gar uicht zur Zu¬
ständigkeit der V. Fachkommissiongehören.

Weiter empfiehlt der Fachausschuß, die laufende
Nummer 31 so anzunehmen, wie sie in der Druck¬
sache 115 — das ist eine geringe Aenderung gegen
Drucksache 51 — niedergelegt ist.

Weiter empfiehlt der Fachausschuß unveränderte
Annahme des Zentrumsantrages Nr. 33, der sa in der
Drucksache 53 niedergelegt ist.

Dann käme laufende Nummer 34. Dazu wird un¬
veränderte Annahme nach der Drucksache 108 vor¬
geschlagen. Ich bin aber beauftragt, dabei vor allen
Dingen die Herren Landräte und Vertreter der länd¬
lichen Kreise darauf aufmerksam zu machen, daß die
Anstellung von Obstbauinspektorcnwirkungslos bleiben
wird, wenn nicht auch die Kreise ihrerseits zur Hebung
der Obstzuchtdadurch beitragen, daß seitens der Kreise
ein Unterbau für Nie Obstbauinspektoren geschaffen
wird. Diesen Unterbau für die Obstbauinspektoren
denken wir uns so, daß innerhalb der Kreise unter
wissenschaftlichenBeamten Obstbauinspektoren, Obst¬
bautechniker und Obstbauwärter seitens der Kreise an¬
gestellt werden.

Gs Wird unveränderte Annahme nach Drucksache108
empfohlen, ebenso unveränderte Annahme des Vor¬
schlages unter laufender Nummer 35, Drucksache112,
worin eine bessere Berücksichtigungvon Obst und Ge¬
müse bei den kommenden Handelsvertragsverhand¬
lungen gefordert wird.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl: Unsere Anträge beziehen sich
hauptsächlich auf die Frage der Flußregulierungs¬
bauten der Issumer-, Gelderner- und der
Schwalmregulierung. Wir haben gefordert,
daß an Stelle der in der Vorlage vorgesehenenSumme
die Summe für die Gelderner Fleuth von 75 000 auf
300 000 Mart erhöht Wird und daß zur Finanzierung
der Binnenentwässerung wieder 100 000 Mark ein¬
gesetzt werden. Wir haben das damit begründet, daß,
wenn die Vorlage nur so angenommen wird, wie sie
hier steht, dann die kleinen Anlieger dabei zu kurz
kommen, weil ein Teil der Summe auf die kleinen An-
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lieger abgewälzt werden soll. Es wäre vielleichtmög¬
lich, daß die Großgrundbesitzer, die bort oben
Land haben, imstande wären, die Lasten zu tragen.
Aber die Kleinbauern werden diese Belastung nicht
tragen können, da sie sowieso schon sehr schlecht ge¬
stellt sind.

Dasselbe gilt für die Binnenentwässerung, die
Wegeumlegung usw. Auch diese Summen sollen von
den Anliegern anteilig getragen werden. Wir
können den kleinen Bauern nicht zu¬
muten, daß sie diese Summen tragen, und glauben,
daß es, wenn dieses Projekt überhaupt durchgeführt
wird, notwendig ist, daß dann die Provinz einen an¬
gemessenenZuschuß zahlt.

Die Summen, die wir gefordert haben, sind den
Forderungen angemessen, die hier in Frage kommen.

Dasselbe gilt für die Issumer Fleuth. Wir habeil
in dein Antrage niedergelegt, daß 'diejenigen Klein¬
bauern, die ein Besitztum in der Grüße einer Acker-
nahrung haben, berücksichtigt werden, 'damit nicht hin¬
sichtlichder Verteilung der Mittel Unklarheiten be¬
stehen.

Gin weiterer Antrag bezieht sich auf die schon er¬
wähnte Forderung in bezug auf die Ausführung der
Arbeiten, und zwar handelt es sich um diejenigen Ar¬
beiter, die die Regulierung durchführen sollen. Bisher
ist es so gewesen, daß die Landräte und die Arbeits¬
ämter einfach eine Anzahl Erwerbsloser kommandier¬
ten und einen sogenannten Gestellungsbefehl
schickten.Diese Erwerbslosen mußten dann in diesem
Schlamm und Dreck arbeiten. Sie bekamendafür zum
Teil nur Pflichtarbeiterlohn, der mitunter nicht ein¬
mal so hoch ist wie die ErwerbKIosenunterstützuug.
Meun z. B. eine Anzahl Regentage eintritt, dann
bekommensie diese Regentage nicht bezahlt, so daß sie
m manchen Wochen nur die Hälfte der Erwerbslosen-
Unterstützung hatten, also sozusagen direkt dem
Hunger ausgeliefert waren.

Wir sind nicht der Meinung der Zentrums-
fraktion und der Fraktion der SPD., daß
diese Frage nicht zur Zuständigkeit des Provinzial-
landtllges gehört. Wir sind der Meinung, daß, wenn
die Provinz hier Gelder zuschießt, dies auch von der
Festlegung des Tariflohns abhängig gemacht werden
Muß. Die Arbeiter, die dort bisher gearbeitet haben,
stnd zum Teil organisiert. Aber trotz ihrer gewerk¬
schaftlichen Organisation haben es die zuständigen
Stellen abgelehnt, ihnen den Tiefbauarbeiterlohn, der
^ständig ist, zu zahlen. Man hat schließlich den Eleber
Tarif bezahlt, der bedeutend niedriger ist als derjenige
Tarif, der eigentlich zuständig ist, nämlich der Tarif
bes Krefelder Wirtschaftsgebietes.

Es kommt noch hinzu, daß diese Zwangsarbeit, die
bisher von den Erwerbslosen ausgeführt werden
mußte, unter Umständen durchgeführt werden muß,
bie jeder Beschreibung spotten. Die Arbeiter müssen
dort im Schlamm stehen, manchmal bis über die
Hüften, es fehlt jede Schutzvorrichtung, jede Schutz¬

maßnahme für die Erwerbslosen. Sie bekommenkeine
Arbeitskleidung, keine Stiefel gestellt, womit sie im
Wasser arbeiten können. Sie müssen auf schmalem
Boden arbeiten, und wenn sie einmal bei der Arbeit
fehltreten, rutschensie bis über den Hals in Schlamm.
Der Schlamm ist dort, trotzdem er ausgeworfen wird,
drei bis vier Meter tief. Es ist nur unter höchster
Lebensgefahr möglich, daß die Arbeiten dort ausgeführt
werden. Da die Arbeit an sich außerordentlich gesund¬
heitsschädlich ist und die Arbeiter schon durch die lange
Erwerbslosigkeit außerordentlich geschwächt sind, ver¬
langen wir, daß in die Vorlage der Provinzial-
verwaltung eingefügt wird, daß die Arbeiter 5U Prozent
Schlammzulage bekommen und daß, wenn diese Be¬
dingung nicht erfüllt wird, das Geld nicht bewilligt
wird.

Wenn das Zentrum es ablehnt, dieser Forde¬
rung beizutreten, so zeigt es damit, daß es ihn: mit der
Vertretung der Belange der Arbeiter, die bisher noch
unter seinem Einfluß gestanden haben, gar nicht
ernst ist. Wir werden nicht verfehlen, die
Haltung der Zentrumsfraktion ent¬
sprechend zu brandmarken, falls unser An¬
trag zur Vertretung der Interessen der Erwerbslosen
der Bezirke von Geldern und der Fleuthregulierung
abgelehnt wird.

Vorsitzender Dr. Zaires: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Albertz.

Abgeordneter Albertz: Meine Damen und
Herren I Wir von der sozillldemotratischenFraktion
nehmen zu dieser landwirtschaftlichen Angelegenheit
grundsätzlichdahin Stellung, daß, wenn wir der Land¬
wirtschaft wie auch den Winzern helfen wollen, wir
uns von anderen Gesichtspunktenleiten lassen, als es
im allgemeinen hier angegeben wird. Wir lassen uns
vor allen Dingen vom volkswirtschaftlichenStand¬
punkt leiten, von der Betrachtung auch anderer not¬
leidender volkswirtschaftlicherStände, die nicht zum
mindesten im Deutschen Reich und auch im Rheinland
genügend vorhanden sind.

Wir stimmen dem Antrage des Provinzialausschusses
bezüglich der landwirtschaftlichen Angelegenheiten zu,
möchten aber bemerken,daß wir für die Ausgabe», die
heute in den, Etat für landwirtschaftlicheAngelegen¬
heiten für Ziegenzucht, Rindviehzucht, Pferde- und
Schweinezucht stehen, wünschen, daß eine Abordnung
des Provinzialausschusses oder des Kleinen Ausschusses
sich an der Verteilung dieser Mittel beteiligt, das heißt
daß nicht allein die Landwirtschaftskammer,der diese
Mittel überwiesen werden sollen, in Verbindung mit
den 'betreffenden Zuchtorganisationen die Verteilung
der Mittel vornimmt, sondern daß die Mittel¬
verteilung vom Provinzialausschuß mit überwacht
wird.

Zu den verschiedenen Anträgen, die zu diesen Sachen
bezüglich der Meliorationen gestellt sind, geben wir
unsere Zustimmung, müssen aber dabei bemerken, daß
wir grundsätzlichauf dem Standpunkt stehen, daß es
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das Bestreben «der Provinz sein muß, die durch
Meliorationen urbar und nutzbar gemachten Flachen
möglichstin ihren Besitz zu ziehen.

Bezüglich der Aufbringung der Kosten stehen wir
auf dem Standpunkt, daß wir auf Grund des Kom-
munalabgabenaesetzesnach «dem Grundsatz von Leistung
und Gegenleistung die Kostenverteilung 'vorgenommeil
wissen möchten.

Dann zu den Fragen der Winzernot. Es sind in
dem vorhergehenden Landtag sowohl wie auch jetzt
wieder des öfteren für die Winzer große Summen aus¬
geworfen worden. Sowohl die Winzerorganisationen
sowie »die Berufsvertretung der Händler wie auch die
Fachausschüssehaben sich mit dieser Frage beschäftigt.

Von einer Seite wünschte man, daß man durch er¬
höhte Zölle den notleidenden Winzern helfen sollte.
Wir sind gegenteiliger Ansicht. Wir sind nicht ber
Meinung, daß durch hohe Schutzzölle ein Gewerbe oder
ein Stand geschützt werden kann, sondern wir stehen
schon auf dem Standpunkt, daß, wenn ein Gewerbe
überhaupt geschützt werden kann, dies nur durch ver¬
nünftige Handelsverträge geschehenkann. Bor allen
Dingen haben es diejenigen Parteien, die sich heute
auf den Standpunkt stellen, daß da nicht genügend
getan wird, es doch in der Hand, ben genügendenSchutz
den Winzern und vor allen Dingen der Landwirtschaft
angedeihen zu lassen. Es ist in verschiedenen Fach¬
ausschüssen zum Ausdruck gebracht worben, baß bei den
kommenden Handelsvertragsverhandlungen vor allem
mit Frankreich über die Weinausfuhr und Weineinfuhr
verhandelt werden soll. Ich will bemerken, daß nach
neuesten Zeitungsnachrichten bas Hanbelsprovisorium
mittlerweile abgeschlossenworden ist, und ich will
weiter bemerken,baß dieses Handelsprovisorium Ver¬
treter der Parteien mit abgeschlossen haben, die hier
nicht genug gegenüber der Negierung Wettrennen
können. Das provisorischeHandelsabkommen, das vom
15. April bis 30. Juni läuft, sieht vor, baß in Deutsch¬
land während bieser Zeit 58 000 Hektoliter Wein ein¬
geführt werden können, die nach meiner Schätzung
einen Wert von 4 bis 5 Millionen haben werden. Ob
darin ein Schutz der Winzer liegt, weiß ich nicht. Man
soll sich aber nicht verleiten lassen, diejenigen Leute, die
die banbelsvcrtragsverhanbluugen geführt haben, zu
— sagen wir einmal — desavouieren und zu sagen:
Ihr kennt von diesen Dingen nichts. Nenn der deutsche
Winzer hier zu einem Handelsobjekt wird, so stehen
dem wieder andere Argumente gegenüber, bie wir
ohne Zweifel anerkennen tonnen und die zur Hebung
der deutschen Industrie und des Handwerks wesentlich
beitragen. Als Aeauivalent wurde uns bei ben Han¬
delsvertragsverhandlungen gestattet, baß wir während
der Zeit ausführe!: können: für 4 Millionen Mark
Maschinen, für 3 Millionen Mark elektrotechnische Ar¬
tikel, für 2 Millionen Mark Chemikalien,für 1^ Milli¬
onen Mark Holzwaren und, sagen wir, rund für
lX> Millionen Mark bayrisch Vier. Damit ist auf
jeden Fall den Bayern genügend geholfen. Ich schätze,

baß bie 300 000 Hektoliter Bier, die als Hanbelsobjett
gedient haben, unsere HllndelKUertragsverhandlungen
genügend beeinflußt haben. Sie sehen also, man soll
nicht einen Stand allein herausheben, sondern soll auch
an andere Stande benken und nicht vergessen,baß bei
berartigen HandelKvertragsverhandlungen die Dinge
wesentlichanders liegen.

Wenn man auf diese Leute schimpft, so will ich alle»
denjenigen, die das besorgen, den guteu Rat geben, bei
ihren eigenen Parteien das zu machen. Wir sind an
diesen Dingen nicht beteiligt. Wir geben zu, daß den
beutschenWinzern geholfen werden muß. Wir stehen
auf dem Standpunkt, baß aus ethischen und kulturellen
Gründen allein schon der deutsche Weinbau erhalten
und unterstützt werden muß. Aber es kann nicht an¬
gehe«, daß man einen einzelnen Verufsstand in ber
Form bevorzugt, wie dies durch verschiedeneder'An¬
träge geschehen ist.

Wenn wir uns vor Augen führen, daß die beutschen
Winzer 300 000 Familien darstellen und alles in allem
2/4 bis 3 Millionen Menschen in biesem Gewerbe be¬
schäftigt sind (Zuruf des Abgeordneten Dunber: Wir
sind doch noch gar nicht bei ber Winzeisrage!) — doch.
Wir sind dabei, wir behandeln biese Fragen ins¬
gesamt —, wenn wir nns weiter vor Augen führen,
baß 90 Prozent der Winzer, Kleinbauern, Meinwinzer,
Winzerproletarier sind, so können Sie verstehen, daß
wir versuchen, ihnen zu helfen. Wir stehen aber auf
dem Standpunkt, daß den Winzern nur baburch zu
helfen ist, daß man ihnen rät, nur anbauwürdige und
anbaufähige Flachen überhaupt zu bepflanzen. Das ist
zunächst das Wichtigste.

Wir erklären weiter, baß die Provinz und bamit in
Verbindung Reich und Staat alles zu tuu haben, ben
Winzern vor allem anbauwürdiges Material zu ver¬
schaffen. Das ist bas Wichtigste. Wir stehen auf dem
Standpunkt, baß für bie Winzer in bezug auf ihre tech¬
nische Beratung nicht genügend getan wird, ba wir
uns bes Wertes des deutschen Weinbaues vollständig
bewußt sind. Aber ich befinde mich, wenn ich dies von
bieser Stelle aus sage, in der guten Gesellschafteines
großen Weinbauern, der ebenfalls auf dem Standpunkt
steht, daß in Zukunft diese Unterstützungen, die seitens
ber Länder und der Provinz gegeben werben, nicht
mehr durchgehalten werden tonnen. Ich stehe auf dem
Standpunkt, daß wir dahin streben müssen, daß wir
in Iutmrft von diesen Dingen abkommen, daß der
Winzerstanb sich selbst erhalten muß nnb erhalten tanu-

Wenn ich soeben sagte, daß ich mich da in guter
Gesellschaft befinde, so meinte ich damit den Weinguts-
brsitzer Andres, der in einer längeren Auslassung iu
ber „Kölnischen Zeitung" denselben Standpunkt ver¬
treten hat. Sogar in der Fachkommissionwurde der
Standpunkt vertreten, daß die großen Winzer keine
Unterstützung wollten und sie nicht benötigten, sonder»,
daß das nur den kleinen Winzern zukommt.

Wir stimmen restlos für bie Positionen, die in dieser
Beziehung vorgesehen sind. Bemerken aber «lochten
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wir eins: Wenn Anträge vorliegen, die an die Winzer
gegebenen Kredite restlos zu streichen, so tonnen wir
uns damit nicht einverstanden erklären. Wir lüuneu
es deshalb nicht, weil es Konsequenzen hat. Heuten
Sie einmal daran, wieviel Handwerker, Indu¬
strielle usw. im übrigen Deutschland Kredite belommen
haben. Wenn wir den Winzern dies konzedieren,
müssen wir konsequeuterweiseauch den übrigen Be¬
rufsständen, tue solche Kredite erhalten haben, dies
konzedieren. Wohin wir dann kommen, das zu er¬
raten, meine Herren, ist Wohl nicht schwer. Ich glaube,
es wird sich auch in diesem Hause keiner finden, der
dafür eintritt. Wohl sin»d wir dafür, daß in bezug
auf die Rückzahlung der Kredite ein Härteparagraph
eingeführt wirb, der die Rückzahlungauf bessere Zeiten
hinausschiebt, und auch, wenn es im Einzelfalle einmal
nötig uud möglich ist, dem einen oder anderen den
Kredit zu streichen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Heufer.

Abgeordneter Heuser: Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Der Etatsredner der sozialdemo¬
kratischen Fraktion hat bei seinen Ausführungen in
breitester Form und mit sehr viel Temperament sich
mit den Verhältnissen der Landwirtschaftstammer für
die Rheinprovinz 'befaßt. Wenn ich mich anschicke, in
kürzesterForm auf diese Ausführungen zu antworten,
so muß ich eine Bemerkung persönlicher Art voraus¬
schicken.

Vom parteipolitischen Standpunkte aus habe ich
keinerlei Veranlassung, mich schützend bor die Land¬
wirtschaftskammer und vor den Herrn Barou von
Lüninck zu stellen. Meine politischen Freunde uud ich
smd grundsätzlich der Auffassung, daß parteipolitische
Erwägungen bei der Besprechung von Angelegenheiten
einer berufsständischenVertretung absolut kein Recht
haben, mitberücksichtigtzu werden. Wir lehnen dies
llrundsätzlichauch aus der Erwäguug heraus ab, weil
wir glauben, mit »diesem System der rheinischenLand¬
wirtschaft, »der die Arbeit der Landwirtschuftskammer
zu dienen hat, keinen Dienst zu erweisen. Ich halte es
auf der anderen Seite aber für meine Pflicht, sowohl
als Mitglied dieses Haufes wie auch als Mitglied der
Lllnbwirtschaftslammer, Ausführungen von dieser
Stelle aus eutgegenzutreicn, die auf Grund falscher
Informationen ^ wie ich selbstverständlichannehme,
und es für mich feststeht — geeignet sind, das Ansehen
d" Lllndwirtschaststammer herabzusetzenund ein nicht
absolut verzerrtes Bild von dieser Institution und
'lircr Arbeit zu geben.

Die Zahlen, die der Herr Kollege Hollen genannt
hat, waren ungefähr folgende: Er hat von den hohen
Verwaltungstosten der Landwirtschastslammer ge¬
sprochen. Er hat die Zuschüsse von Reich, Staat und
Provinz in einer Höhe von 2 013 80« Mark rund an¬
negeben. Er hat die Personalkosten der Verwaltung
wit 1750 0UU Mark angegeben und er hat von einem
Veamtenllpparat und einer Angestelltenschaft von

253 Köpfer gesprochen und dabei bemerkt, daß von
diesen 253 Beamten nnd Angestellten 139 die Bezüge der
Gruppen über 10 hätten und der Rest in den unteren
Beamtengruppen untergebracht sei. Er hat serner den
Dienstaufwand des Vorsitzenden »der Kammer mit
18 000 Mark beanstandet und auch an den hohen Reise¬
kosten der Kammermitglieder Aussetzungen gemacht.

Für die Richtigkeit der Zahlen, die ich in Ent¬
gegnung auf bie Ausführungen des Kollegen Hollen
anführe, übernehme ich die Gewähr absoluter Richtig¬
keit.

Die Staatszuschüsse für die Landwirtschaftskammer
der Rheinprovinz nach dem Etat des Jahres 1926 be¬
tragen 652 900 Mark, die Staatszuschüsse von Provinz
und Kreisen 505 000 Mark. Ich bemerke»dabei, »daß in
den Staatszuschüssen rund 369 000 Mark und in den
Zuschüssen von Provinz und Kreisen rund 208 000
Mark enthalten sind, die ausschließlich »der Unter¬
haltung »der landwirtschaftlichen »Schulen zuzuwendeu
sind, eine Aufgabe, die die Laudwirtschaftslammer »im
Auftrage des Staats nach den gesetzlichen Bestimmun¬
gen zu erfüllen hat. (Hört, hört! rechts.)

Von den 253 Beamten der LandwirtschastKiammei
— diese Zahl hat Herr Kollege Holten richtig an¬
geben — sind 126 Oberbeamte, die in Gruppen IN und
über 10 eingestuft sind. (Hört, hört! links.) Das
stimmt. Aber das Bild wird in ein ganz anderes Licht
gerückt, wenn ich Ihnen sage, daß von diesen 126 Ober-
beamten 81 Direktoren und Landwirtschaftsschullehrer
sind (Zuruf »des Abgeordneten Hollen: Das habe ich ja
gesagt!), die mit einer abgeschlossemn Hochschulbildung
ein Anrecht auf »die Besoldung der Gruppe 10 haben.
Dazu kommt noch eine ganze Reihe von akademisch
gebildeten Fachbeamten des bakteriologischenInstituts
und »der chemischen Versuchsanstalt, sowie die 6 Tier¬
zuchtinspektoren,die auch nach den Bestimmungen der
Besoldungsordnung in diese Klassen einzustufen sind.
Ich glaube, meine Herren, Ihnen damit gezeigt zu
haben, daß unter Berücksichtigungdieser Verhältnisse
ein Vergleich der Landwirtschäftslammer, ihrer Ar¬
beiten und auch ihrer Besoldungsverhältnisse mit
irgendeiner Verwaltungsbehörde sachlich absolut un¬
gerechtfertigt uud sich nicht «durchkälten läßt.

Was de» Dienstaufwand des Vorsitzendender Land¬
wirtschaftskammer anlangt, so habe ich Ihnen dazu
folgendes zu sagen. In den Haushaltsplan des Jahres
1925 — ich spreche ganz offen »darüber — ist die Dienst-
aufwandsentfchäd'igung des Vorsitzenden der Kammer
ursprünglich mit 18 000 Mark eingesetzt worden. Auf
Bedenkendes Preußischen Landwirtschaftsministeriums
hin ist diese Position insofern geändert worden, als
10 000 Mark in den Etat gesetzt wurden und 8000 Mark
unter Zustimmung des Preußischen Landwirtschafts-
ministeriums aus deu Erträgnissen der Saatlartoffel-
stellc, G. m. b. H, genommen werden sollten. Die Not¬
wendigkeit, den« Vorsitzenden »der Landwirtschafts¬
kammer eine solche Dienstauswandsentschädigung, zu
geben, ergibt sich aus dein Umstände, daß es in der
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Praxis als Entgelt für die Tätigkeit des Mannes, der
an der Spitze einer solchen Kammer steht, die 253 Be¬
amte nnd Angestellte hat und für die nach den gesetz¬
lichen Nestimmungen ein Gehalt nicht in Frage
kommen kann (Abgeordneter Krawilttel: Hört, hört!),
natürlich die Form der Dienstaufwandscntschädigung
allein möglich ist. (Zuruf des Abgeordneten Stein-
büchel: Also Schiebung!) Herr von Lüninck bezieht
keinerlei Gehalt, sondern diese 18 000 Mark sind die
Gesamtvergütung, die Herr von Lüninck als Ehef einer
Verwaltung mit 253 Beamten und Angestellten erhält.
(Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Also Umgehung der
gesetzlichen Nestimmungen über die ehrenamtliche Ver¬
waltung!) Ich stelle dem Zuruf des Herrn Kollegen
Gerlach gegenüber fest, daß 'das Preußische Landwirt-
schaftsministeriumüber diese Form mit aller Offenheit
informiert worden ist und daß auch das Preußische
Staatsministerium, in dem auch die politischenFreunde
des Herrn Gerlach nicht ganz ohne Einfluß sein sollen,
zu dieser Regelung seine Zustimmung gegeben hat.
(Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Sie kennen doch das
Verhältnis Braun—Lüninck!) Sie haben von dem Ver¬
hältnis Braun—Lüninck gesprochen. Ich möchte mich
korrekter aussprechen. Ich glaube, wir leisten der Sache
des Preußischen Staates und der Landwirtschafts¬
kammer einen größeren Dienst, wenn wir nicht von
dem Verhältnis von Personen und Persönlichkeiten zu¬
einander roden, sondern von dem Verhältnis des Preu¬
ßischen Statsministeriums zu der Landwirtschafts-
kammer.(Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Dann dür¬
fen Sie auch nicht von sozialdemokratischenMinistern
reden!) Ich persönlich stehe nicht an, von meinem
Standpunkte als rheinischer Bauer und als Mitglied
der Zentrumsfrattion dieses Hauses von dieser Stelle
aus die Behauptung zu wagen und es mit allem Nach¬
druck zu sagen, daß ich mich freue, daß die zeitweise
recht getrübten Beziehungen zwischen dem Preußischen
Staatsministerium und der Rheinischen Landwirt-
fchuftskammer (Hört, hört! links) sich wesentlich ge¬
bessert haben und daß ich es für sehr wertvoll halte,
daß diejenigen, die es mit dem Staat und dem rheini¬
schen Baueinstande gut meinen, sich die Pflege der
Besserung dieser Verhältnisse angelegen sein lassen.
Ich glaube, daß Ausführungen, wie sie der verehrteste
Herr Kollege Hüllen als Redner der sozialdemokrati¬
schen Fraktion gemachthat, diesem von uns allen an¬
zustrebenden Ziel leinen besonders guten Dienst ge¬
leistet haben. (Sehr gut! rechts.)

Meine Herren! Dann habe ich Ihnen etwas über
die Kosten der Instandsetzung der Wohnung, in der
Herr von Lüninck wohnt, zu sagen. Es ist Tatsache,
daß dieses Haus vor dem Einzüge des Herrn von
Lüninck mit einem Kostenaufwande von 15 000 Mark
in Ordnung gebracht worden ist. Das hatte aber nicht
den Zweck, dem Herrn von Lüninckeine pompöse Woh¬
nung zu geben, sondern es war in der einfachen Tat¬
sache begründet, daß dieses Haus bis zu diesem Zeit-
Punkte zehn Jahre anderen Zwecken gedient hatte; es

hatte zehn Jahre lang eine Kleindsiedlerschuleund eine
landwirtschaftlicheSchule beherbergt. Bei der Durch¬
führung der Instandsetzungen stellte sich heraus, daß
ein ganz neues Dach auf das Haus gelegt werden
mnßte. Das hat allein 4UU0 Mark gekostet. (Hört, hört!
rechts. Zuruf des Abgeordneten Steinbüchel: Ist das
eine Dienstwohnung?) Es ist keine Dienstwohnung,
Herr Kollege Steindüchel, sondern in diesem Hause
wohnen außer dem Herrn von Lünincknoch der Dezer¬
nent für das landwirtschaftliche Schulwesen und der
Direktor der landwirtschaftlichen Schule in Bonn, im
ganzen also drei Familien; sie zahlen für das Haus
eine jährliche Miete von 3500 Mark. (Zuruf des Ab¬
geordneten Gerlach: Das ist sehr billig!) Ich bitte die
Herren der Linken, von diesem Zahlenergebnis Kennt¬
nis nehmen zu wollen. (Zuruf des Abgeordneten Kra-
winkel: Sie sind ja schon still!)

Auch die Verwaltungskosten sind in ihrer Höhe
beanstandet worden. Meine verehrtesten Damen nnd
Herren! Ich habe eben schon darauf hingewiesen, daß
ein Vergleich der Landwirtschaftskammer mit irgend¬
einer Verwnltungsinstanz nicht möglich ist. Ich glaube
auch, daß Sie, meine Herren, diese Bemerkungen grund¬
sätzlich nicht zu widerlegen imstande sein werden.

Ueber die Höhe der reinen Nerwaltungskosten im
Vergleich zu den anderen Kosten der Kammer für
effektive Leistungen kann ich Ihnen nur sagen, daß die
Verwaltungstosten nach dem Etat des Jahres 1926 sich
^insgesamt auf 26t 680 Mark belaufen und damit
9^ Prozent des Gesamtetats der Landwirtschafts¬
kammer ausmachen. (Abgeordneter Krawintel: Hört,
hört!) Ich würde jede Kommunalverwaltung der
Rheinprovinz glücklich schätzen, in der das Verhältnis
der persönlichenVerwaltungskosten zu dem, was effek¬
tiv für die Bevölkerung geleistet wird, ein ebenso ge¬
sundes wäre wie in der Verwaltung der Laudwirt-
schaftskammer für die Rheinprovinz. (Beifall rechts
und in der Mitte.)

Meine Damen und Herren! Herr Kollege Holten hat
in seinen Ausführungen auch die hohen Reisekosten der
Mitglieder der Landwirtschaftskammer beanstandet. Ich
gehöre selber der Nandwirtschaftskammer der Rhein-
Provinz an, bin aber nicht Mitglied des Vorstandes.
Ich kann Ihnen aber sagen: Wenn die Mitglieder der
Kammer sich mit einem Tagegeld von 10 Mark und
den Fahrkosten dritter Klasse begnügen, so habe ich die
Ueberzeugung, daß sie damit sehr vielen Leuten des
öffentlichenLebens ein gutes Beispiel persönlicher Un-
cigennützigleit geben (Sehr gut! rechts und in der
Mitte), das weitesten Kreisen derer, die heute im öffent¬
lichen Lebens sich betätigen, zur Nachahmung nur
wärmstens empfohlen werden kann. (Beifall rechts und
in der Mitte.)

Verehrtester Herr KollegeHollen, wenn Sie in Zu¬
kunft noch einmal Attacken dieser Art reiten wollen,
dann gebe ich Ihnen freundschaftlichstden Rat, Ihren
Gaul besser aufzuzäumen und sich nach zuverlässigeren
Informationen umzusehen. Wenn die Herren glauben,
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auf diese Art und Weise parteipolitisch bei der rheini¬
schen LandwirtsckMftund bei den besonders heiß um¬
worbenen rheinischenKleinbauern Geschäfte macheu zu
tonne» (Zuruf links: Wir wollen Sie nur aufllüreu!),
dann will ich Ihnen eins sagen: Der rheinischeBauer,
namentlich der rheinischeKleiubauer, ist viel zu hell¬
hörig und viel zu Pfiffig, um auf einen so gestriche¬
nen Leim zu kriechen. (Lauter Beifall rechts und in
der Mitte.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter von Detten.

Abgeordneter von Detten: Meine sehr ver¬
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Albertz hat
vorhin erllärt, daß die Sozialdemotratie geneigt ist, den
Winzern zu helfen und sie zu unterstützen. Er hat
weiter erklärt, daß sie der Ansichtsind, daß der Winzer¬
stand erhalten werden muß und auch erhalten werden
kann. Ferner hat er erklärt, daß die Weinzölle kein
Mittel sind, den Winzern zu helfen.

Meine Herren! Zunächst freuen wir uns außer¬
ordentlich über diese Wandlung, denn es ist noch nicht
lange her — und zwar gestern noch im Ausschuß —,
daß erklärt wurde, daß die Wiuzer doch ihre Wein¬
berg« aushaueu und Kartoffeln pflanzen sollte». (Zu¬
ruf: Wer hat das gesagt?) Und Minister Sollmann
hat im „Vorwärts" erklärt, wir sollten Tomaten Pflan¬
ze». Meine Herren! Diese Wandlung ist eklatant.

Nun aber etwas anderes. Herr Kollege Albertz,
wenn Sie sagen, daß dem Winzerstande in seiner Ent¬
wicklungmit Weinzöllen nicht geholfen werden könne,
so möchte ich Sie bitten, sich einmal gründlich das
deutsche Weingesetz anzusehen. Das deutsche Wein-
Msetz ist bekanntlich das puristischste,das wir in der
ganzen Welt haben. Die Weinzülle sind lediglich ein
Mittel, diejenigen Weine, die in Deutschland nicht her¬
gestellt werden dürfen, auf Grund unseres Weingesetzes
so hoch zu belasten, daß sich ein Ausgleich ergibt. Der
Schluß ist einfach folgender: Wenn die ganze Welt das
deutsche Weingesetz so annähme, wie es ist, und es auch
>o mit der Kontrolle durchführte wie Deutschland,
brauchte» wir beileibe keinerlei Zölle auf Auslands-
weine. Meine Herren! Das mag nach der Anficht des
Herrn Kollegen Albertz ein Widerspruchfein, weil wir
bekantttlicha» der nördliche» Grenze des Weinbaues
unsere Weine ziehen. Aber Sie alle wissen, daß es
auasi ein Imponderabile ist, daß wir die besten und
'chönften Weine der ganzen Welt besitzen. Uns kann
nur dadurch geholfen werden, daß Wir gegen die min¬
derwertigen Qualitäten des Auslandes durch die not¬
wendigen Zölle geschützt werden, Qualitäten, die, was
uh nochmals betonen möchte, in Deutschland nach den,
Gesetz nicht hergestellt werden dürfen, obwohl wir es
tonnten.

Meine Dame» und Herren! Dann noch ein Paar
^uorte zu den Obstbauwauderlehreru. Ich glaube
laum, daß dies ein Mittel ist, dem Obst- und Gemüse¬
bau zu helfen. Wir werden nach den Ausführungen

des Herrn von Stedman doch nur wieder einen neue«
Wasserkopfvon Beamten ziehen, denn man hörte vor¬
hin: OdftbauinfPektoren, Obstbautechniker, Obstbnu-
lehrer, Qbftbauwanderlehrer usw. Das Ganze soll
wieder eine neue Organisation werden. Der deutsche
Obstbau ist doch nur dadurch an den Rand des Ruins
gekommen,daß wir im Reiche eine Politik getrieben
haben, daß wir im vorigen Jahre allein sechs fast zoll¬
freie Kontingente hereingelassen haben. Das ist der
Grund, daß der Obst- und Gemüsebau 'vollständigda¬
niederliege», daß sie ihre Produtte zum mindeste» an
Orten, die Wasserhäfen haben und in deren Umtreis
nicht absetzen können. Wir bitten deshalb, recht, recht
vorsichtig zu sein und nicht neue Steuern und neue
Lasten — ich glaube, die Gruppe 9 wird für die be¬
treffenden Herren maßgebend sein — dem Obst- und
Gemüsebau und der gesamte» Bevölkerung aufzu¬
erlegen, womit doch letzten Endes nicht geholfen wird.
Die Regierungsparteien werden sich am besten dafür
einfetzen, daß im nächsteu Jahr nicht wieder durch ein
Stirnrunzeln Frankreichs neue Obst- und Gemüse-
lonti»gente zu uns hereingelassen werden, und im
Anschluß daran Holland für sich das Gleiche be¬
ansprucht. Meine Freunde und ich »lochtenSie des¬
halb bitten, zunächst einmal die Obstbauiuanderlehrer
und die neue Organisation, die uns da in Aussicht ge¬
stellt ist, abzulehnen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Holten.

Abgeordneter Hollen: Meine Damen und
Herren! Ich tonnte ja erwarten, daß die Herren pro¬
minenten Vertreter der Landwirtschaftstammer meine
vorgestrigen Ausführungen, nicht einfach so hinnehmen
würden, weil sie ihnen sehr unbequem waren. Ich habe
inzwischen— auch wir, Herr Kollege Heufer, haben
mit den Kleinbauer» gute Fühlung — aus Klein-
bauerutreisen lebhafte Zustimmungsertlärungen zu
meinen Ausführungen be'lommen. Diese Kleinbaueru
tonnen, wie ich vorgestern schon ausführte, gar nicht
verstehen, wie man in >der Landwirtschaftstammer
wirtschaftet.

Was war denn eigentlichdie Ursachemeiner Aus¬
führungen? Die Ursache war die, daß die prominen¬
ten Vertreter der Landwirtschaft wie der Wirtschaft
überhaupt, wie ich vorgestern schon sagte, immer wieder
die Verschwendungssuchtder Gemeinden, Kreise usw.
bezüglich der VerwaltunMosten kritisieren. Da war
es notwendig, auch einmal in den ganzen Verwaltungs¬
apparat der Landwirtschaftskammer hineinzuleuchten.
Und, Herr Kollege Heufer, ich habe einen Ihnen ganz
bekannten Gaul geritten (Zuruf des Abgeordneten
Heufer: Der war aber lende»Iahm!), und zwar den
Gaul, den Ihr Parteifreund Schmelzer im Abgeord-
»eteUhaufe geritten hat. Meine Damen und Herren!
Die Angaben des Herrn Schmelzer sind durch die An¬
gaben des Herrn Ministers durchweg bestätigt. (Ab¬
geordneter Gerlach: Hört, hört!)

10
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Meine Zahlen, Herr KollegeHeuser, stützen sich ein¬
mal auf eine Zusammenstellung des Ministers für
Landwirtschaft, Domänen und Forsten, wie sie dem
Preußische!, Abgeordnetenhause zugegangen ist, und
sie stützen sich zum anderen auf den Etat der Land-
wirtschaftslammer 1927, in den wir auch Einblick ge¬
nommen haben. (Abgeordneter Gerlach: Hört, Hort!)
Wir haben die Zahlen 'dem Etat 1927 entnommen und
glauben, die richtigen Zahlen da herausgenommen zu
haben. Entweder stimmen also Ihre Zahlen nicht,
Herr «Kollege He«ser, oder im Etat der Landwirtschafts-
kammer stimmt irgendetwas nicht. (Abgeordneter Ger¬
lach: Sehr gut!)

Meine Damen und Herren! Ich will weiter noch
sagen, daß ich mit meiner Kritik an den Verwaltungs¬
kosten und den Zuständen in den Landwirtschafts¬
kammern überhaupt nicht allein stehe. Ich habe hier
vor mir ein Organ „Die Bergische Wacht", die gerade
in Kleinbauernkreisen sehr viel gelesen wird. Ich
empfehledem Herrn Kollegen Heuser, »den Artikel „Der
Schritt Ker Herren von Loe und Lüninck" einmal zu
lesen. Auch dort werden die hohen Nerwaltungskosten
beanstandet. Es wird u. a. darauf hingewiesen, daß
die Herrschaften, die sich hier als die Prominenten Ver¬
treter der Kleinbauern immer so aufspielen, alles äu¬
ßere sind wie Kleinbauern, es sind Ritterguts¬
besitzer usw. Ich will die feudalen Namen nicht alle
vorlesen, ich darf nur ein paar solcherNamen erwäh¬
nen, die das Zentrumsblatt auführt, wie: vou Oppen,
von Rheden, Graf Douglas, Freiherr von Wangen¬
heim (Zuruf des Abgeordneten Heuser: Keiner aus der
Rheiuprovinz!), aber, Freiherr v. Loö, Freiherr v. Lü-
»inck. Also der Adel spielt sich hier als 'die Vertretung
des Kleinbauerntums auf.

Meine Damen und Herren! Herr von Lüninck soll
meines Wissens ehrenamtlich seine Tätigkeit ausüben.
Der Vorsitz in der Landwirtschaftskommer ist doch, wie
das auch aus den Satzungen hervorgeht, ein Ehren¬
amt. Ich bin deshalb erstaunt, daß Herr von Lüninck
für »diese ehrenamtliche Tätigkeit ungefähr das Gehalt
des Herrn Oberpräsidenten bezieht. Ich muß weiter
meinem Erstaunen darüber Ausdruck geben, daß der
Generalsekretär, der bei der Landwirtschaftskammer
angestellt ist, auch ungefähr das Gehalt eines Ober¬
präsidenten erhält. Meine Herren! Da dürfen Sie
sich doch nicht hinstellen und über die ungeheure Ver¬
schwendungssucht der Kommunen und der Selbst¬
verwaltungskörper bezüglich der Verwaltungskosten
reden. (Zuruf des Abgeordneten Heuser: IN Prozent
Verwaltnngstosteu im Verhältnis zum Gesamtetat!)
6 4 Prozent, Herr Kollege Heuser, nach
den Feststellungen Ihres eigenen Zen¬
trumskollege u, was vom Minister bestätigt wird.
Im Jahre 1925 betrugen nach der Aufstellung des
Preußischen Laudwirtschaftsministers die Einnahmen
der Kammer 1 U31035 Mark, die Ausgaben 'dagegen
642 261 Mark, also rund 60 Prozent, immer nach den

Angaben des Herrn Landwirtschaftsministers, die er
im Abgeordnetenhanse gemacht hat.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, Herr
Kollege Heuser hat in keiner Weise meine Behauptun¬
gen, die sich u. a. auf 'die Angaben des Zentrums¬
abgeordneten Schmelzer im Landtage und auf 'die
Statistik des Landwirtschaftsministers stützen, ent¬
kräften tonnen.

Wenn ich noch ein Wort zu den vom Herrn Kollegen
Heuser erwähnten Fahrgeldern sagen darf, so möchte
ich fragen: Wenn Herr von Lüninck und Freiherr von
Loe zu den Pferderennen fahren, fahre» sie dann auch
dritter oder vierter Klasse wie der kleine Bauer?
(Heiterkeit.)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wort¬
meldungen liegen nicht mehr vor. Wir kommen zur
Abstimmung.

Zu Nummer 30 wird unveränderte Annahme be¬
antragt. Widerspruch ist nicht erhoben. Ich bitte die¬
jenigen, die dein Antrage des Ausschussesentsprechend
beschließen wollen, sich zu erheben. — Das ist die Mehr¬
heit.

Zu Punkt 31 lautet der Antrag des Fachausschusses,
der in Drucksache 115 verzeichnet ist:

„Der Provinziallandtag wolle der Entschließung
'der Zentrumsfraktion zustimmen mit der Maßgabe,
daß im zweiten Absatz hinter „gebeten" eingesetzt
wird, „dafür einzutreten, daß", und die Schlußworte
„besorgt zu sein" in „Sorge getragen wird", ab¬
geändert werden."
Mit dieser Abänderung soll der Antrag angenom¬

men werden. Ich bitte diejenigen, die so beschließen
wollen, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Es
ist so beschlossen.

Zu Punkt 32 wird unveränderte Annahme des An¬
trages des V. Fachausschussesbeantragt. Ich bitte
diejenigen, die so beschließen wollen, sich zu erheben. —
Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir haben soeben über 2) 'des Antrages Druck¬
sache 96 abgestimmt. Jetzt kommen wir zu 1>). Hier
beantragt der Fachausschuß Ablehnung des Zusatz¬
antrages, der von der KPD. gestellt worden ist. Ich
bitte diejenigen, die so beschließenwollen, sich zu er¬
heben. — Es ist so beschlossen. Der Zusatzantrag der
KPD. ist somit abgelehnt.

Bei Punkt 33 wird unveränderte Annahme be¬
antragt. Widerspruch ist nicht erhoben. Ich stelle ohne
Abstimmung 'die Annahme fest.

Zu Punkt 34 sind Aenderungen auf Drucksache M
vorgeschlagen:

„Pruvinzialausschuß erklärt sich damit einverstan¬
den, daß wie bei den Weinbauwanderlehrern auch bei
Anstellung eines Obstbauwanderlehrers für den Re¬
gierungsbezirk Koblenz ein Proviuzialzuschuß unter
der Voraussetzung gewährt wird, daß sich Staat,
Kaminer und Provinz iu die Kosten zu je einem
Drittel teilen. Der Betrug wäre in diesem Jahre
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aus der Ausgabeposition XVII des Haushalts „Ver¬
schiedenes" zu entnehmen und von, nächsten Jahr ab
im landwirtschaftlichenEtat vorzusehen."
Ich bitte diejenigen,die mit 'dieser Abänderung dein

Antrag des V. Fachausschusses ihre Zustimmung geben
»vollen, sich zu erheben. — Es ist so beschlossen.

Zu Punkt 35 wird vom Fachausschuß beantragt,
bei der Reichs- und Staatsregierung nachdrücklich dar¬
auf hiuzuwir'ken, daß bei künftigen Handelsvertrags¬
verhandlungen 'die Lebensbedingungeu des deutsche»,
insbesondere des rheinischen Obst- und Gemüsebaues
mehr als bisher gewahrt werden.

Wer demgemäß beschließen will, den ersuche ich, sich
zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist so be¬
schlösse».

Dann kommen wir zu
Punkt 36: Nntrag des V. Fachaussch u s se s,

betreffend Förderung und Unterstützung
der Geflügelzucht.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Steidl.
Abgeordneter Steidl: Der V. Fachausschuß

unterbreitet Ihnen einen Antrag, betreffend Förde-
und Unterstützung der Geflügelzucht. Ich verweise auf
Drucksache 109. Wir bitten um Zustimmung.

Stellvertreteuder Vorsitzender Eberle: Wenn
kein Widerspruch erhoben wird, darf ich annehmen, daß
das Haus so beschlossen hat.

Wir kommen zu
Punkt 37: Antrag des V. Fachausschusses

3» dem B e r i ch t u n d Antrag 'des P rovin -
3 i »lausschusses, betreffendBewil I igung
eines Provinzialzuschusses von IUU000
Mark zu dem Bau einer Ag ge r tat sper re
bei Dümmlinghauseu (Kreis Gummers-
b a ch).

Berichterstatter ist Herr Steidl.
Abgeordneter Steidl : Ich verweiseauf die Druck¬

sache 26. Der V. Fachausschuß schlägt Ihnen unver¬
änderte Annahme vor.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wider¬
spruch gegen diesen Vorschlag höre ich nicht. (Zuruf
des Abgeordneten Nohl: Zu dem Punkt liegt eine
Wortmeldung vor!)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Nohl.
Abgeordneter Nohl: Wir sind mit der Formulie¬

rung des Antrages in der Form nicht einverstanden.
Wir haben im Fachausschußgestern bereits einen An¬
trag folgenden Wortlautes gestellt:

«Der Provinziallandtag wolle beschließen: Die
Bewilligung der 400 000 Mark zum Bau einer Agger-
talsperre bei Dümmlinghauseu erfolgt nur, wenn sich
die Genossenschaftverpflichtet, dafür zu sorgen, daß
bei der Durchführung der Arbeiten die tarif-
mäßigen T i e fbau a rbe i t e r l ö h u e
«ezahlt werden und eine achtstündige
Arbeitszeit eingehalten wird."

Wir begründen das mit denselbenWorten, die zur
Golderner Fleuthregulierung gebraucht wordeu sind.
Wir wissen aus Erfahrung, daß die Notlage der Er¬
werbslosen im Kreise Gummersbach wieder ausgeuutzt
werdeu wird und daß die Unternehmer letzten Endes
den einzigen Profit aus der Herstellung der Talsperre
haben, indem sie billigen Strom beziehen können, daß
sie gar nicht daran denken,bei der Ausführung der
Arbeiten den Arbeitern den tarifmäßigen Lohn zu
zahlen, sondern mit den Landräten und Bürgermeistern
des Kreises unter einer Decke stecken, die die Arbeiter
zur Zwangsarbeit ihnen zuweisen. Wir verlangen in
unserem Antrage, daß 'die Arbeiter hier anständigen
Lohn garantiert bekommen.

Wenn die Herren vom Zentrum und von der
SPD. im V. Fachausschuß sich wieder dahiu aus¬
gesprochen haben, daß diese Sache nicht der Zuständig¬
keit des Provinziallandtages unterliegt, so wissen wir,
daß das eine alte Phrase ist, um sich wieder an einer
klaren Stellungnahme vorbeizudrücken. Es müßte ja
mit dem Teufel zugehen, wenn diese Leutchen nicht
irgendwo einen Gesetzesparagraphen fänden, wohinter
sie sich verschanzen,um ihren Wählern für die verräte¬
rische Politik, die sie treiben, nicht Rechenschaftgeben
zu brauchen.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: DaWider-
spruch erhoben ist, kommen wir zur Abstimmung,.Der
V. Fachausschußbeantragt unveränderte Annahme. Ich
bitte diejenigen, die so beschließen wollen, sich zn er¬
heben. — Es ist demgemäßbeschlossen.

Wir kommen zu
Punkt 38: Antrag des V.Fachausschusses

zu dem Haushaltsplan des Rittergutes
Desdorf für das Rechnungsjahr 1927.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Sommer.
Abgeordneter Sommer: Bei 'der Durchsichtdes

Etats über »das Rittergut Desdorf ist im V. Fach¬
ausschuß eine Diskusston dadurch entstanden, daß in
diesem Jahre der AnKgabepostenfür Bekleidung und
Unterbringung 'der Waisenknaben im Etat von 200U
Mark auf 1200 Mark heruutergesetzt worden ist. Das¬
selbe trifft auf die Heruntersetzung der Position für
Ausbildung der Waisenknabenvon 100« auf 500 Mark
zu. Nachdem sich aber die Mitglieder des V. Fach¬
ausschusses, die diese Heruntersetzung kritisierten, davon
überzeugt hatten, daß ja der Ueberschuß vou 3100 Mari
dem 'betreffendenFonds zugewiesenwird und daß uns
diesem Fonds immer wieder die Mittel bereitgestellt
werden können, haben sie diesen, Etat und diesem
Fonds zugestimmt, und zwar unter Berücksichtigung
dessen, daß es sich nur «m die Unterbringung von fünf
bis sechs Waisenknaben handelt.

Wir ompfehlen 'deshalb, daß der vorliegende Etat
des Rittergutes Desdorf unverändert angenommen
wird.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wort-
melduugen liegen nicht vor. Widerspruch ist nicht er-
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hoben. Ich stelle die Annahme des Antrages des
V. Fachausschussesfest.

Wir kommen zu
Punkt 39: Antrag des V. Fachausschusses

zu dem Haushaltsplan, betreffend Vieh¬
seuchenentschädigungen für das Rech¬
nungsjahr 1927.

Der Herr Berichterstatter wünscht, daß wir den
Punkt 40: Antrag des V. Fachausschusses

zu dem Antrage der Zentru msfratt ion,
betreffend Ersuchen an die Staats¬
regierung, für Händlervieh, das als
Milch- und Nutzvieh eingeführt wird,
wieder eine mindestens zehntägige Qua¬
rantäne einzuführen,
mit verhandeln. Sie find Wohl damit einverstanden.
Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Schroer, Hoch-
halen.

Abgeordneter Schroer, Hochhalen: Meine Damen
und Herren! Der V. Fachausschuß bittet Sie, den
Haushaltsplan der Viehseuchenentschädigungunver¬
ändert anzunehmen. Ini vergangenen Jahre hat die
Maul- und Klauenseuche ganz besonders schwer ge¬
wütet. Es sind 3002 Tiere entschädigt worden, welche
eine Summe von 600 000 Mark erforderten. An Tu¬
berkulosesind 1400 Tiere gefallen, die eine Summe von
230 000 Mark erforderten.

Der außergewöhnlich hohe Schaden, den die Maul-
und Klauenseucheverursacht hat, hat den V. Fach¬
ausschuß veranlaßt, den Antrag der Zentrumsfraktion
einstimmig anzunehmen. Der V. Fachausschuß bittet
daher den Landtag, die Staatsrogierung zu ersuchen,
für das Händlervieh, das als Milch- und Nutzvieh ein¬
geführt wird, wieder eine zehntägige Quarantäne zu
verlangen, wie das in den früheren Jahren sich auf
das beste zur Abwehr der Maul- und Klauenseuchebe¬
währt hat. Auf das Vieh, das dem Schlachthof zu¬
geführt wird, soll diese Quarantäne keine Anwendung
finden. Es liegt nicht nur im Interesse der Landwirt¬
schaft, daß die Staatsregierung die Quarantäne wieder
einführt, sondern im Interesse der gesamten Volks¬
wirtschaft.

Stellvertretender Vorsitzender Gber I e: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Mehne.

Abgeordneter M e h n e : Meine Damen und Herren!
Ich habe einige Worte zu der von der Zentrumsfraltion
eingebrachten Entschließung über die Bekämpfung der
Maul- und Klauenseuchezu sagen. Der Herr Bericht¬
erstatter hat eben zum Ausdruck gebracht, daß der
V. Fachausschußeinstimmig beschlossen hat, Ihnen die
Entschließung zur Annahme zu empfehlen. Bei der
Berichterstattung unserer Frattionsmitglieder, die der
V. Fachlummissionangehören, haben sich in unserer
Fraktion jedoch Bedenken ergeben, die ich im einzelnen
noch etwas darlegen will.

Zunächst besteht bei uns die Befürchtung, daß aus
den Quarantänen Vorschriften erwachsen, wie sie sich

seinerzeit vor dem Kriege ergeben hatten. Damals
wurde die Quarantäne gewissermaßen mißbraucht,
um die Fleischpreisein die Höhe zu treiben bzw. hoch¬
zuhalten. Dieser Mißbrauch dürfte Wohl von keiner
Seite ^heute bestritten werden. Aber bei näherer Durch¬
sicht der Entschließungen haben wir uns davon über¬
zeugt, daß im vorliegenden Falle dieser Mißbrauch wohl
nicht beabsichtigt ist, denn der letzte Satz der Ent¬
schließung sagt wörtlich, daß auf das dem Schlachthof
zngeführte Vieh die vorgeschlagenezehntägige Quaran¬
täne leine Anwendung finden soll. Also in dieser Hin¬
sicht entfallen unsere Bedenken. Sie liegen aber auf
folgendem Gebiete:

Die Verhältnisse bezüglich der Nutzvieh- und Milch-
Viehhaltung, wie sie den Antragstellern vorgeschwebt
haben, sind nicht überall in der Rheinprovinz die
gleichen. Diese Entschließung mag sachlich ihre durch¬
aus berechtigte Begründung für gewisseVerhältnisse
der Rheinprovinz Haben. Sie aber so allgemein, wie
sie hier gefaßt ist, als nützlich hinzunehmen, erscheint
doch noch außerordentlich bedenklich. Die Beratung
sowohl im V. Fachausschußals auch im Plenum kann
nicht alle Gründe und Gegengründe hinreichend berück¬
sichtigen. Wir sind hier im Provinziallandtag nicht
in der Lage, auch die Gegengründe eingehend zu wür¬
digen, vor allen Dingen die gegnerischenInteressen¬
vertreter anzuhören. Es werden ja dabei nicht nur
die Interessen der Landwirtschaft, nicht nur die Inter¬
essen der allgemeinen Volkswirtschaft berührt, sondern
auch Sonderinteressen, z. B. der Kleinbauern in der
Rheinprovinz, namentlich in der südlichen Rhein-
Provinz, der Kleinbauern z. B. in den Kreisen Neu-
wied und Altenkirchen,ferner die Interessen der Vieh¬
händler, der Veterinärürzte und dergleichen. Deshalb
hat auch lder Landwirtschastsminister bisher die Ein¬
führung dieser Quarantäne auf wiederholte Eingaben
der für diese Bestimmungen interessierten Kreise ab¬
gelehnt. Ich glaube auch nicht, daß die Zentrnms-
fraktion — es bandelt sich ja nicht um eine partei¬
politische Angelegenheit — so ohne weiteres die
Stellungnahme des Landwirtschaftsministers, der doch
aus Ihrer Fraktion hervorgegangen ist, desavouieren
und diese Resolution so ohne weiteres sich hier im
ganzen zu eigen machen kann. Wenigstens scheint mir
das Gremium, in dem wir hier sind, nicht der Ort z«
sein, um eine solch durchgreifende Maßnahme von
vornherein annehmen zu tonnen.

Es wird hier verlangt, daß das Vieh, das zu Milch-
und Nutzzwecken in die Rheinprovinz eingeführt wird,
dieser besonderen Quarantäne unterworfen werden
soll, und zwar nicht nur das Vieh, das aus dem Aus¬
lande eingeführt wird, sondern auch das Vieh, das aus
den benachbarten Provinzen kommt. Ich erinnere an
einzelne Teile der Rheinprovinz, die außerordentlich
verzwickteGrenzen gegenüber den Nachbarprovinzen
haben, wo ein Verkehr des Viehes hinüber und herüber
namentlich bei den Kleinbauern nicht einer derartigen
Quarantäne unterworfen werden kann, die doch UN-
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bMngt zu einer Verteuerung des Viehes führen muß.
Nun mag diese Verteuerung für den Weideviehbositzer
auf der einen Seite sich in gewisser Form rechtfertigen,
weil dadurch für ihn die Gefahren der Maul- und
Klauenseucheeingeschränkt werden; aber auf der an¬
deren Seite werden bie Interessen der Kleinbauern
verletzt.

Unsere Fraktion kann deshalb der Entschließung in
der vorliegenden Form nicht zustimmen. Sie verkennt
nicht, daß für einzelne Teile ber Rheinprovinz eine
Berechtigung !dafür vorliegt. Sie glaubt aber, auch
den übrigen Mitglieder!» des ProvinziallaNdtags eine
einstimmige Annahme nicht empfehlen zu können.

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Dr. Jörg.

Abgeordneter Dr. Jörg: Meine Damen und
Herren! Der Herr Vorredner ist bei der Beurteilung
der Materie von einer ganz falschen Voraussetzung
ausgegangen.

Wenn zunächstdie Zuständigkeit des Provinzialland-
tags bezweifelt wird, zu der Materie Stellung zu
nehmen, so möchte ich für meine Person ganz anderer
Ansicht sein. Es handelt sich um eine Spezialfrage der
gesamten rheinischen Volkswirtschaft, mithin doch auch
nicht etwa um eine Frage, die lediglich den Bauern¬
stand interessiert, sondern um eine Frage, die genau
s° gut die übrigen Vollslreise angeht. Richtig ist, daß
das Ministerium zweimal Anträge der Landwirt-
schaftslammer und des Landwirtschaftlichen Vereins
für Nheinpreußen auf Wiedereinführung der Quaran-
tnnefrist abgelehnt hat. Der Grund dafür waren aber
die Bestrebungen, die gerade aus den Kreisen des
bandeis und des Händlertums kamen, jener Kreise,
die in der Fleischfrage ebenso wie in der Viehfrage
nicht nur gegen die Interessen der Landwirtschaft
stehen dürften, sondern die gerade bezüglichdes Punk¬
tes Fleischgenau so gegen die Interessen der Arbeiter¬
schaft, überhaupt der gesamten konsumierenden Be¬
völkerung, stehen.

.Meine Damen und Herren! Wie ist in Wirklich¬
keit die Sachlage? Diese Quarantäne galt damals
allerdings für alles eingeführte Vieh. Wenn Sie den
Antrag der Ientrumsfraktion, den sich der V. Fachaus¬
schuß zu eigen gemachthat, ansehen, so will dieser An¬
trag nicht etwa die Quarantäne für alles Vieh em°
führen, sondern es ist ausdrücklich das Vieh ausge¬
nommen, das in den Schlachthofkommensoll, das also
direkt dem Konsum zugeführt werden soll. Anders liegt
die Sache für das Vieh, das in unsere Abmeltställe, in
unsere Weidewirtschaft kommen soll. Nun meinte der
Herr Vorredner, daß auf diesem Gebiete eine Gegner¬
schaft seitens der Kleinbauern und der Veterinärärzte
vorliege. Von der Gegnerschaft der Händler will ich
nicht reden. Was die Gegnerschaft der Veterinärärzte
anlangt, so ist mir dieser Gesichtspunktallerdings ganz
neu. Gewiß gebe ich zu, daß vielleicht der eine oder
andere Veterinärarzt dadurch etwas mehr und unbe¬

quemere Arbeit bekommt,namentlich bezüglichder ver¬
langten Führung der amtlichen Statistiken. Aber das
kann doch für uns lein Grund sein, der Sache skeptisch
gegenüberzustehen,weil der Veterinärarzt oder Kreis¬
tierarzt vielleicht hier oder dort dadurch infolgedessen
etwas mehr Arbeit hat. In Frage kommtfür uns doch
lediglich das Gesamtinteresse.

Wenn hier von den Schäden gesprochenwird, die
den Kleinbauern bevorstehen,so bin ich für meine Per¬
son doch ganz anderer Ansicht. Bedenken Sie doch die
praktische Seite. Praktisch sieht die Sache so aus: Es
müssenheute die Tiere allerdings bereits geimpft wer¬
den, wenn sie eingeführt weiden. Aber die Inlubations-
frist für die Impfung dauert nach den heutigen Er¬
fahrungen 3 bis 6 Tage. Es ist also infolgedessenleicht
möglich,daß ein Tier, das heute geimpft wird, nach 5
oder 6 oder 7 Tagen die Ansteckung noch weiter¬
schleppenkann. Praktisch ist also die Sache so: Wird
heute ein Vieh eingeführt, so wird es zunächst geimpft,
wird dann vom Händler verlauft, kommtauf die Weide
oder in den Stall, und am 4., 5. oder 6. Tage kommen
auf einmal die Ansteckungserscheinungen. Um die
Volkswirtschaft vor derartigen Gefahren zu schützen,
wird seitens des V. Fachausschussesverlangt, daß die
Quarantäne wieder eingeführt wird, und zwar nicht
für Schlachtvieh,fondern für Milch- und Nutzvieh, auch
nicht für 14 Tage, wie früher, sondern, um die Kosten
zu vermindern, nur für 10 Tage. Aber auf dieser
Quarantäne von 10 Tagen für Milch- und Nutzvieh
müssen wir bestehen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wort¬
meldungen liegen nicht mehr vor. Wir kommen zur
Abstimmung.

Zu Punkt 39 ist Widerspruch nicht erhoben worden.
Ich darf deshalb Wohl die Annahme des Antrages des
Fachausschussesfeststellen.

Zu Punkt 40 ist Widerspruch erhoben worden. Ich
bitte diejenigen, die dem Antrage des Fachausschusses
zustimmen wollen, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit. Es ist demgemäß beschlossen.

Wir kommen zu
Punkt 41: Antrag des V. Fachausschusses

zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betr. die Errichtung
von landwirtschaftlichen Schulen in
Vaumholder (Rest kreis St. Wendel) und
in Much (Sieg kreis), sowie Errichtung
einer landwirtschaftlichen Gemüsebau-
schulc in Fischenich (Landkreis Köln) und
einer Gemüsebauschule in Düsseldorf.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Nlbers.
Abgeordneter Nlbers: Meine Damen und

Herren! Der V. Fachausschußhat sich eingehend mit
der Materie der Denkschrift 27 befaßt. Er empfiehlt
unveränderte Annahme.
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Stellvertretender Vorsitzender Eber I e: Wider¬
spruch gegen diesen Vorschlag ist nicht erhoben. Ich
stelle die Annahme des Antrages des Fachaus¬
schusses fest.

Wir kommen zu
Punkt 42: Antrag des V. Fachausschusses

zu dem Haushaltsplan der Provinzial-
Lehranstaltcn für Weinbau, Obstbau und
Landwirtschaft in Trier, Kreuz nach und
Ahrw eiler für das Rechnungsjahr 1927.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord¬
neter Bergweiler.

Abgeordneter Berg Weiler: Meine Damen und
Herren! Der V. Fachausschußhat den Haushaltsplan
der Provinzial-Lehraustaltrn für Weinbau, Obstbau
und Landwirtschaft für 1927 geprüft und keine Be¬
anstandungen gemacht.(5r empfiehlt Ihnen die unver¬
änderte Annahme.

Nun noch einige Worte. Der Vtat schliesst ab mit
einem Zuschuß von 393 000 Mark. Vor einigen Jahren
war es noch möglich,den (5tat mit eiuem weit geringe¬
ren Zuschuß zu balancieren. Sie sehen daraus, wie
schlecht die Weiuerutcn der letzten fünf Jahre waren,
ebenfalls die Preise für die Weine. Sie tonnen daraus
die ungünstige Lage des deutschen Weinbaues beur¬
teilen, auf die ich noch bei der Ihnen vorliegenden
Resolution zum französischenHandelsprovisorium zu
sprechen kommen werde. Die Anstalten selbst nehmen
immer mehr einen erfreulichen Aufschwung.Sie waren
im letzten Jahre von 220 Schülern besucht, und es
mußten infolge der großen Schülerzahl die Klassen
geteilt werden, was allerdings die Kosten für die An¬
stalten erhöht hat.

Stellvertretender Vorsitzender Gberlc: Wort¬
meldungen liegen nicht vor. Widerspruch ist auch uicht
erhoben. Ich stelle die Annahme des Antrages fest.

Wir kommen zu
Punkt 43: Antrag des V. Fachausschusses

zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusscs, betr. die Bereit¬
stellung von 100000 Mark zur Bekämp¬
fung der Winzer not und für die Zwecke
des Weinbaues nebst Antrag der KPD. -
Fraktion zu vorstehendem Antrage.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Berg Weiler: Meine Damen uud

Herren! Der V. Fachausschuß hat de» Bericht und
Antrag des Provinzialausschusscs (Drucksache Nr. 24)
geprüft und empfiehlt Ihnen die unveränderte An¬
nahme.

Die V. Fachkommissionist der Ansicht, daß, wenn
im nächsten Jahre die Finanzlage der Provinz besser
sein sollte, mehr als 100 000 Mark zur Behebung der
Winzernot zur Verfügung gestellt werden müssen. Mit
der verhältnismäßig geringen Summe von 100 000
Mark kann den einzelnen notleidenden Winzern, wo

es sich um eine halbe Million Betriebe handelt, nicht
geholfen werden. Der V. Fachausschußist deshalb der
Ansicht, es dem Provinzialansschuß zu überlassen, wie
die Summe Verwendung finden soll. Eine der wich¬
tigsten Aufgaben für den gesamten Weinbau ist die
Ncbenznchtung. Die Kommission ist der Ansicht, daß
von diesem Betrage die Lehranstalten Nebschulen an¬
legen sollen, um den kleinen und mittleren Winzern
billiges nnd gutes Sctzholz zu beschaffenund, wenn
möglich, den wcinbautrcibcnden Kreisen, die Rebschulen
anlegen, Beihilfen zn geben.

Ferner ist die V. Fachtommission der Ansicht, daß
die Gntschiidignng für die Winzer, deren Weinberge
durch die Betämpfu»N der Reblaus vernichtet werden
müssen, zu gering ist. Der Provinzialansschuß soll be-
anftrngt werden, deswegen Ermittlungen anzustellen
nnd eventncll beim Reiche eine bessere Entschädigung
zn beantragen.

Den Antrag der KommunistischenPartei zur Be¬
hebung der Winzernot empfiehlt die Kommission, ab¬
zulehnen, da die notwendigen Mittel der Provinz nicht
znr Verfügung stehcu uud die eiuzelnen Positionen
des Antrages auch nicht znr Kompetenz des Provinzial-
landtags gehören.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Sommer.

Abgeordneter S o m m e r : Während Sie im ver¬
gangenen Jahre, als wir als Kommunisten zu den
Winzcrfragcn Stellung nahmen, darauf hinwiesen,
daß dnrch die Hetze der klerikalen Kreise bei unserer
damaligen Arbeit nutcr deu Winzern unsere Genossen
in die Mosel geworfen wurdcu, machte sich noch ein
hühnisches Grinsen, besonders beim Zentrum und der
Sozialdcmokratie, bemerkbar. Ich möchte feststellen, daß
sich das wesentlich geändert hat und daß wir heute
bereits ohne Lebensgefahr vielleicht zum größten Be¬
dauern der Herreu von der Zentrumspartei dorthin
gehen können. (Sehr gut! bei den Kommnnisten.)

Nnn haben wir gestern bei der Behandlung dieser
Anträge im V. Fachansschnßein interessantes Theater
erlebt. (Sehr richtig! bei den Kommuuisten.) Zunächst
einmal war der Vertreter der Sozialdemokratischcn
Partei, Herr Albertz, der Auffassung, daß eine Hilfe
für die Winzer in der angenblicklichcnSituation zweck¬
los sei (Hört, hört! bei den Kommunisten), da doch der
deutscheWeinbau auf dem Aussterbeetat stehe und es
zwecklos sei, noch mit derartigen Palliativmittelchen an
die Bearbeitung dieser Dinge heranzugehen. (Zuruf:
Das ist nicht wahr!) Natürlich haben sich sowohl die
Vertreter der Zentrumspartci als auch die Vertreter
der Kommunistischen Partei gegen diese Ginstellung
gewehrt. Ich habe mir die Ausführungen des Herrn
Abgeordneten Albertz sehr genau aufgeschrieben. I^
war erstaunt, daß er eben bereits, nachdem er be¬
antragt hatte, die Punkte 30 bis 35 zusammenzufassen,
ohne ein Eingreifen des Präsidenten des Hauses hier
zu Punkt 43 sprechen tonnte. Wenn ein Kommunist
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das getan hätte, so hätte man zweifelsohneeingegriffen,
besonders wenn es ein sozialdcmokratischerPräsident
gewesenwäre. (Glocke des Vorsitzenden.)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Ich muß
Sie darauf aufmerksammachen, daß es Ihnen nicht zu¬
steht, die Geschäftsführung des Vorsitzenden einer
solchen Kritik zu unterziehen.

Abgeordneter Sommer (fortfahrend): Jedenfalls
erlaubcu wir uns diese Kritik auch in Zukunft, wenn
man, wie in diesem Falle, wo nur die Verbindung der
Punkte 30-35 beschlossenwar, bereits zu Punkt 43
spricht. ..

Nun kommen wir zu den anderen Antragen. Aucy
hier fühlte sich die Zentrumspartei ziemlich unwohl,
besonders da wir ihr nachwiesen,das; die Weinbauern,
besonders auch die kleinen Landwirte, die Gemüsebau
usw. betreiben, bei den Handclsvertragsverhandlungen
mit Frankreich als Schacherobjekteder Schwerindustrie
in Deutschland mißbraucht worden sind. (Sehr richtig,
bei den Kommunisten.) Es machte sich zunächst bei
einigen Vertretern der Zentrumspartei so etwas be¬
merkbar, als ob sie das auch selbst glaubten. Aber nach¬
her war man der Auffassung: Wenn wir es als Klein¬
bauern, als Weinbauern wagen — man sagte das nicht
so, man hatte dafür einen diplomatischenAusdruck —,
diese Stellung einzunehmen, kriegen wir Krach m
unserer Fraktion. (Zuruf eines kommuuistischenAb¬
geordneten: Sehr richtig, das hat er wörtlich gesagt!)
Wir können das verstehen. Wir können verstehen, daß
es sehr »nangenchm ist, wenn man in einer gewissen
Fraktion derartig weit auseinandergchende Bestrebun¬
gen hat. Ich kann mir vorstellen, daß es den Herren
Vertretern der Schwerindustrie unangenehm ist, von
den Herren Vertretern der Weinbauern und der
kleinen Landwirtschaft zn hören, daß man sie im Inter¬
esse der Schwerindustrie verschachert.Man versucht ja,
diese Dinge mit allerhand schönen Redensarten zu ver¬
decken. Aber es steht heute schon wieder fest, daß auch
bei den letzten Verhandlungen, wo man erlaubte, daß
wieder 70NN0 Doppelzentner französischenWeines ein¬
geführt werden, wiederum eine solche Verschacherung
stattgefunden hat. Wir empfehlen hier den Vertretern
der kleinen Weinbauern, einmal nachzusehen,was die
deutsche Schwerindustrie wieder für Begünstigungen
aus diesem Abkommen herausgezogen hat.

Ich kann Euch sagen: Ihr habt Euch zur grüßten
Freude Eurer Freunde in Eurer Fraktion wieder das
Fell über die Ohren ziehen lassen. Ihr müßt endlich
den Mut aufbringen, Euch gegen derartige Dmgc ganz
rücksichtslos zu wehren. Da helfen keine schönen Reden
von Nächstenliebe uud Frattionsfreundschaft, sondern
Wer spricht, auch bei den Herren Vertretern der
Schwerindnstrie, nur die Sucht nach dem Profit. Man
wird sich den Teufel darum scheren,wenn der Wein¬
bau dabei zugrunde geht. (Abgeordneter Nohl: Sehr
"chtig!) Man wird Euch höchstensmit einem schonen
Gebet ins Grab bringen und sagen: sie haben sich im

Interesse des Volkes geopfert. Denn bei diesen Herren
sind die Interessen des Volkes die Interessen der
Schwerindustrie und des Finanzkapitals. (Zuruf des
Abgeordneten Nohl: Sie machen eine Wallfahrt nach
Kevclacr!)

Nun zu den Anträgen selbst. Man hat die Ueber¬
zeugung, daß 100 000 Mark nicht ausreichen, und zwar
aus dem Grunde, weil diese 100 000 Mark doch in gar
keinem Verhältnis stehen zu den Verhältnissen, wie sie
im Weinbau liegen. Man sagt aber: Wir sind nicht
in der Lage, für höhere Summen zu stimmen,weil das
finanziell nicht tragbar ist.

Ich möchte bei dieser Gelegenheit auf eins hin¬
weisen. Bei der Diskussion über den Finanzausgleich
sollten die Herren von der Zentrumspartei doch
wenigstens den Mnt aufbringen, auf ihre Freunde in
Berlin einzuwirken, daß man, statt die enormen
Summen fiir Reichswehr, Polizeietat und derartige
Dinge einzusetzen,etwas dem deutschen Weinbau zu¬
gute kommen läßt. Aber dann stoßt Ihr wieder auf
den Widerstand Eurer Freunde von der Schwer¬
industrie und dem Finanzkapital. Denn die trinken
nicht den deutschen Wein, die trinken besseren Wein, sie
trinken ausländische Weine. Der Ehampagner wird
nicht von Euch und auch nicht von der Arbeiterschaft
getrunken. Ihr werdet dort wieder «uf denselben
Widerstand stoßen, weil man dort mehr Interesse an
dem Bestand einer tüchtigen Wehrmacht nach innen
und außen hat, als an der Existenz des deutschen Wein¬
baues.

Wir als Kommunisten haben auf Grund dieser Er¬
kenntnis beantragt, zur Behebung der Winzernot
durch Gewährung von Krediten 300 000 Mark und zur
Entschädigung der kleinen Winzerbetriebe, die durch
die Reblausbekämpfnng beschädigt werden, eine
Summe vou 500 000 Mark bereitzustellen.

Ich habe diese Entschließung heute morgen hier
abgegeben. Wir hatten sie mündlich im V. Fachaus¬
schuß vorgebracht, aber sie war heute morgen hier
nicht zu finden.

Wir haben weiter beantragt, eine Entschließung
zur Niederschlagung der Kredite anzunehmen, die sich
an die Staats- und Neichsregierung richtet. Ihr
werdet auch hier wieder auf Widerstand bei Euren
Freunden stoßen. Die werden nämlich nicht fiir einige
Millionen das Verständnis haben, das sie früher für
75, 175 und noch mehr Millionen hatten. Es handelte
sich dort um die Industrie. (Sehr richtig! bei den
Kommunisten.) Wir empfehlen deshalb, daß hier die
Vertreter der Winzer den Mut aufbringen, sich auch
dagegen zu wehren. Wenn Ihr den Mut «icht auf¬
bringt, so werden wir das den Winzern sagen. (Sehr
richtig! bei den Kommunisten.)Wir sagen Euch weiter,
daß wir den Winzern auch sagen werden, daß selbst
die Vertreter der Zentrumspartei eingesehen haben,
daß sie als Schacherobjctt gebraucht werden, aber daß
sie erklärt haben, sie könnten dieser Formulierung,
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nicht zustimmen, um Differenzen in ihrer Fraktion zu
vermeiden. An Hand dieser Ausführungen werden wir
beweisen, daß man in der Zentrumspartei sich fügen
muß, daß sich die Kleinwinzer, die Kleinbauern und
die Arbeiter in dieser Partei den Interessen der
Schwerindustrie unterordnen müssen und daß man,
wenn sie es wagen, dies nicht zu tun, dann anders
mit ihnen Verfahren wird.

Weiter haben wir gestern bereits beantragt — auch
mündlich — eine Abänderung des Antrages der Zen¬
trumspartei zur Drucksache50, und zwar Zeile 2:
„Beim Abschluß des Vertrages mit Frankreich die
Interessen der rheinischen Kleinwinzer zugunsten der
großkapitalistischenInteressen der Schwerindustrie zu
verschachernund der französischenWeineinfuhr Meist¬
begünstigung zu gewähren." Auch das ist abgelehnt
worden. Man verhütet alles, man unterdrückt alles,
um gar nicht bei den Vertretern der Schwerindustrie
anzuecken. Und wir, die Arbeiterschaft, haben erkannt,
daß man mit solchen Dingen nicht vorankommen kann,
so werden auch die Kleinwinzer das recht bald er¬
kennen. Sie werden unter der heutigen Entwicklung
sehr bald erkennen, daß sie von den Führern, wie sie
heute bei der Zentrumspartei sind, nichts zu erwarten
haben, und sie werden auch einsehen, daß man hier, in
den Kreistagen und den Gemeindeparlamenten großen
Krach schlägt,großen Tamtam macht gegen die Gesetze,
die die Freunde vom Zentrum selbst in Berlin zu¬
sammenfabrizieren und der schaffenden Bevölkerung
aufoktroyieren, um sie dann, wenn nicht im Guten, so
mit Gewalt durchzuführen, (Sehr richtig! bei den
Kommunisten.) Auch das werden sie einsehen. Wir
haben die feste Ueberzeugung, daß die kleinen Winzer
alles das recht bald erkennen werden, und wir hoffen,
daß sie so witzig und so helle sind, wie es eben Herr
Heuser sagte, und sie dann zu der Ueberzeugung
kommen werden, daß ihre Interessen zusammengehören
mit den Interessen der Arbeiterschaft, der schaffenden
Bevölkerung, und nichts gemein haben mit den
Interessen (Zuruf des Abgeordneten Maus: der
Kommunisten!) der Schwerindustrie, denn die Schwer-
indnstriellen sind die Unterdrücker der Arbeiterschaft
und des gesamten Mittelstandes. Wollen die Arbeiter
und der Mittelstand existieren, dann muß der Schwer¬
industrie der Kampf angesagt werden, damit endlich
die Herrschaft der Trustmagnaten gebrochen wird und
wir endlich ein Land bekommen,auf dem jeder Mensch
als freier Mensch einherwandeln kann. (Bravo! bei
den Kommunisten.)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Mir ist
von dem Redner der kommunistischenFraktion ein Ab-
änderungsantrag überreicht worden, der lautet:

„Abänderungsantrag zum Antrag der Zentrums¬
vartei, Drucksache50, Zeile 2: Bei dem Abschluß
des Handelsvertrags mit Frankreich die Interessen
der rheinischenKleinwinzer zugunsten der großkapi¬
talistischen Interessen der Schwerindustrie zu ver¬

schachernund der französischenWeineinfuhr Meist¬
begünstigung zu gewähren."
Ich bin im Zweifel darüber, ob ich fetzt, wo wir

fchon in die Beratung der ganzen Angelegenheit ein¬
getreten sind, diesen Antrag zur Erörterung stellen
kann. Aber ich sehe, daß die Drucksache 50 noch nicht
erörtert worden ist. Es wäre vielleicht möglich, daß
wir bei der Beratung der Drucksache50 diesen Ab¬
änderungsantrag mit zur Erörterung stellen. (Zuruf
des Abgeordneten Sommer: Einverstanden!) Der
Antragsteller ist damit einverstanden. Aus dem Hause
wird kein Widerspruch erhoben. Dann werde ich dem¬
gemäß Verfahren.

Wir fahren in der Aussprache fort. Das Wort hat
Herr Abgeordneter Pikard.

Abgeordneter Pilard : Meine Damen und Herren!
Im Auftrage meiner Fraktion habe ich zu erklären,
daß wir den Anträgen des Ausschussesbeistimmen.

Zur Sache selbst machten wir uns aber gestatten,
einige Bemerkungenzu machen, und zwar dahingehend,
daß bei der ganzen Frage der Winzernot insbesondere
von den bürgerlichen Parteien weniger an De¬
magogie geleistet werden möchte, als bisheran in dieser
Frage geleistet worden ist. (Sehr richtig! links.) Meine
Damen und Herren! Ich meine, wenn ein Menschen¬
schlag wie die Winzer unter solch schweren Wirtschafts¬
bedingungen leidet, dann sollten diese Menschen nicht
das Objekt irgendwelcher parteitattischer Erwägungen
sein, sondern man muß in solchen Situationen auch
den Mut aufbringen, das zu sagen, was gesagt werden
muß. Wenn mein Parteifreund Nlberh in der Kom¬
mission über die Lage der Winzer Ausführungen da¬
hingehend gemacht hat, daß der Stand am Aussterben
sei — ich weiß nicht, ob das Wort so gefallen ist —, so
hat er m. E. damit sagen wollen, daß man den Winzer¬
stand auch darauf aufmerksam machen muß, wie die
Entwicklung geht, denn man hilft einem Stand und
einem Menschendann, wenn man ihn auf die Verhält¬
nisse und die Entwicklung der Zukunft hinweist, ohne
dabei natürlich zu vergessen,daß zur Stunde Abhilfe¬
mittel geschaffenwerden müssen.

Nun ein paar Worte zur Winzernot an sich. Man
hat sowohl bei den spanischen Handelsverträgen wie
jetzt wieder bei dem Abschlußdes französischen Handels¬
abkommens demagogischdie Winzer seitens der Par¬
teien aufzuputschen versucht, die die Verträge im
Reichstage beschlossen haben. (Hört, hört! links.) Da¬
bei ist die Frage der Winzernot nicht einzig und allein
von der Einführung fremder Weine abhängig, sondern
ich bin der Meinung: Hier stehen Interessen des ge¬
samten deutschen Voltes gegeneinander, die ausgeglichen
werden müssen; auf der einen Seite die Not der
Winzer und auf der anderen Seite die Not des großen
deutschen Industriestaates, der gezwungen ist, mit
Frankreich und Spanien zu erträglichen Handelsver¬
trägen zu kommen. (Sehr richtig! bei den Sozialdenw-
lraten.) Hier abzuwägen, daß die große Masse des
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Volles sich auch ein Glas Wein leisten und ins¬
besondere die kleinen Konsumweine trinken kann, ist
mit ein Mittel, um den Winzerstand zu heben. Die
Winzerfrage ist in starkem Maße eine Konsumenten-
frage. Gehen die bürgerlichen Parteien dazu über und
sorgen dafür, daß die breite Masse des deutschenVol¬
kes menschenwürdigleben und an den Annehmlichkeiten
des Lebens teilnehmen und auch Weine genießen kann,
so wird ein ganzes Teil der heutigen Winzernot be¬
hoben sein. (Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.)

Das ist der Standpunkt, den wir einnehmen. Wir
wehren uns dagegen, daß die Winzernot von Leuten
mißbrancht wird, die Amateurwinzer sind, deren
Hauptgeschäft der Weinhandel ist.

Als ich heute morgen den Herrn Kollegen von
Detten hörte, kam er mir so vor wie der Fuchs, der
den Gänsen gepredigt hat. Ich meine, man sollte da¬
für sorgen, daß die unerhört hohen Preise im Wem-
handel nicht gefordert werden. Man soll dafür forgen
— das liegt bei der Händlervereinigung —, daß man
auch hier in Düsseldorf ein Glas Wein für 3N oder
35 Pfennig trinken kann. Dann wird man der Winzer¬
not ganz anders zuleibe gehen, als wenn man hler
schöne platonische Erklärungen abgibt und den armen
Winzern Worte vorredet, in der Tat aber dazu über-
lleht, ihnen den Absah zu erschweren,damit man her¬
nach zu jedem Preis ihre jährliche Arbeit im Keller
kaufen kann. So liegen die Dinge doch in der Praxis.
Hier klopfe man sich an die Brust und sorge dafür, daß
die Verhältnisse anders werden.

Was nun den Antrag der kommunistischenFraltwn
anbetrifft, so habe ich für meine Fraktion die Er¬
klärung abzugeben, daß wir zu diesem Antrage ge¬
trennte, absatzweise Abstimmung beantragen. Meine
Fraktion wird für den zweiten Absatz stimmen, trotz¬
dem nicht überall Winzergenossenschaftcnbestehen. Es
wüßten da erst Einrichtungen geschaffenwerden, um
diese Beihilfen durchzuführen. Die kommunistische
Fraktion scheint über die Verhältnisse innerhalb des
Weinbaugebiets nicht besonders gut unterrichtet zu
sein, sonst wüßte sie, daß Winzergenossenschaftensehr
selten vertreten sind. Verlaufsgenossenschaften sind
vorhanden, aber nicht Winzergenossenschaften ,m
Sinne dieses Begriffes.

Wir werden weiter für den Absatz 5 stimmen. Da¬
gegen bei den Absätzen 3 und 4 sind wir der Ansicht
des Ausschusses, daß hier Reichsinteressen in Frage
kommen. Wir bitten aber die Provinzialverwaltung,
"sbesondere im Sinne des Absatzes4 des kommunisti¬
schen Antrages bei den Staatsbehörden vorstellig zu
werden, damit diese Kredite niedergeschlagenwerden.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Das
^°rt hat Herr Abgeordneter Albertz.

Abgeordneter Albertz: Meine Damen und
Herren! Wenn vorhin der Herr Kollege von Detten
die Liebenswürdigkeit hatte, mir etwas zu unterstellen
°der etwas zu behaupten, was ich nicht gesagt habe,

so sehe ich mich veranlaßt, das richtig zu stellen. Als
ich gestern von der Umstellung des Weinbaues und
davon sprach, daß man nur anbauwürdige und anbau¬
fähige Flächen bebauen und bepflanzen und ent¬
sprechend die Winzer^ beraten solle, war Herr von
Detten so freundlich, mir das, was mein Kollege Soll¬
mann in einer Zeitung geschrieben hat, als meine Mei¬
nung unterzuschieben. Ich war nicht der Meinung.
Ich habe das auch nicht gesagt.

Wenn Herr Kollege Sommer glaubt, auf diesem
Wege mir etwas nahezukommen,so irrt er ganz ge¬
waltig. (Widerspruch bei den Kommunisten.) Ich stelle
auch hier wiederum fest, daß ich gestern zu der Winzer¬
frage nichts anderes gesagt habe, als was ich vorhin
zu der Frage ebenfalls gesagt habe. Ich habe des
weiteren festgestellt,daß ich mich darüber gewundert
habe, daß unsere Freunde von links bereit wären.
Realpolitik zu machen. Aber diese Realpolitik kann
ich wohl ausklingen lassen in das Wort des Berliners:
Nachtigall, ick hör' dir laufen! (Heiterkeit.)

Stellvertretender Vorsitzender Eber I e: Wort¬
meldungen liegen nicht mehr vor. Wir kommen nun
zur Abstimmung.

Es ist von Herrn Pilard jetzt erklärt worden, daß
^ Sie gegen einen Absatz des Antrages stimmen werden.

Darf ich nochmals hören, gegen welchen Absatz Sie
stimmen? (Zuruf des Abgeordneten Pikard: Wir
stimmen für 2 und 5 des Antrages Nr. 83!) Dann muß
ich natürlich zunächst über den Antrag der kommu¬
nistischen Fraktion abstimmen lassen, ehe ich zu der
Abstimmung über den Antrag des Fachausschusses
komme.

Die kommunistische Fraktion hat auf Drucksache 83
einen Antrag zn diesem Gegenstandegestellt. Da Herr
Pikard gegen einige Absätze Einspruch erhoben hat
«nd für einige andere stimmen will, werden wir absah¬
weise abstimmen. Zunächst, gegen welchen Absah, Herr
Pikard, haben Sie Einwendungen erhoben? (Zuruf
des Abgeordneten Pilard: Absah 1, 3 und 4!) Ich
werde darüber abstimmen lassen. Ich bitte diejenigen,
die für die Absätze I. 3 und 4 des kommunistischen An¬
trages sind, sich zu erheben. — Das ist die Minderheit.
Ich bitte diejenigen, die für die übriggebliebenen Ab¬
sätze sind, sich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen¬
probe. — Der kommunistische Antrag ist abgelehnt.

Dann kommen wir zur Abstimmung über den An¬
trag des Fachausschussesselbst. Ich bitte diejenigen,
die dem Antrage des Fachausschusses ihre Zustimmung
geben wollen, sich zu erheben. — Ich stelle fest, daß das
Haus einmütig dem Antrage zugestimmt hat.

Wir kommen dann zum 44. Gegenstandeder Tages¬
ordnung.

Punkt 44: Antrag des V. Fachausschusses
zu den Anträgen der Wirtschaftlichen
Vereinigung, betr. Zuckerung der Weine
der Provinzial-Weinbauschulen pp.
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Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord¬
neter Nergweiler.

Abgeordneter Nergweiler: Meine Damen und
Herren! Der V. Fachausschußschlägt Ihnen vor, den
Antrag der Wirtschaftlichen Vereinigung (Drucksache
Nr. 97) dem Provinzialausschuß zur Erledigung zu
überweisen, da es nicht Sache des Provinziallandtags
sein taun, über die Verwertung der landwirtschaftlichen
Produkte der Lehranstalten Beschluß zu fassen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wort¬
meldungen liegen nicht vor. Widerspruch ist »icht er¬
hobeil. Ich darf ohue besondere Abstimmung die Zu¬
stimmung des Hauses feststellen.

Wir kommen zu
Punkt 45: Antrag des IV. und I. Fachaus¬

schusses
«) zu dem Bericht und Antrag des Pro -

vinzialausschusses, betr. den Stand
der Vorarbeiten, den Voranschlag
und die verschiedenen Antrage der
KPD. bezii glich der Entlohnung der
Arbeiter beim Bau der Autobahn
Köln — Düsseldorf,

' d) z u der Entschließung der Zen -
trumsfrattion, betr. beschleunigte
Durchführung des Projektes der
Autobahn.

Berichterstatter für den IV. Fachausschuß ist Herr
Abgeordneter Meher. Ich erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Meyer: Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Der IV. Fachausschußbittet den
Provinziallandtag, er möge den Beschluß,den der Pro-
vinzialausschuß vorgelegt hat, annehmen. Der Beschluß
lautet:

„Der Provinziallandtag nimmt von dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betr. den
Stand der Vorarbeiten, den Voranschlag und die
verschiedenen Anträge der KPD. bezüglich Ent¬
lohnung der Arbeiter beim Bau der Autobahn
Köln—Düsseldorf, Kenntnis und billigt die in der
Vorlage vorgeschlagenen Maßnahmen der Pro-
vinzialverwaltung."
Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Bericht¬

erstatter für den I. Fachausschuß ist Herr Schäfer.
Ich erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Schäfer, Essen: Der I. Fachaus¬
schuß beantragt die unveränderte Annahme.

Er hat dabei zum Ausdruck gebracht, daß die eigen¬
artig laxe Behandlung der dringenden Anträge der
Provinz im höchsten Grade unerfreulich ist und daß
der Antrag der Zentrumsfraktion dieser Stimmung
durchaus gerecht wird. Er legt Gewicht darauf, daß der
Herr Landeshauptmann mit allem Nachdruckbei der
Reichsregierung zum Ausdruck bringt, daß diese Be¬
handlung der Augelegenheit als im höchsten Grade
unerfreulich empfunden wird.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Issel.

Abgeordneter Issel: Meine Damen und Herren!
Wenn in der letzten Tagung des Provinziallandtags
der Herr Landeshauptmann, als die kommunistische
Fraktion dieser Autobahn, wie sie vorgeschlagenwurde,
nicht zustimmen tonnte, erklärte, die kommunistischen
Arbeiter aus Opladcu, Benrath und Düsseldorf wür¬
den den bürgerlichen Abgeordneten dankbar sein, daß
sie dafür gesorgt haben, daß diese Leute Arbeit be¬
kommen, so glaube ich heute feststellenzu können, daß
die Dinge umgekehrt liegen, daß heute dieselben Leute
es ablehnen würden, uutcr dcu Bedingungen, wie sie
vorgesehen sind, die Arbeit zu übernehmen. Wenn Sie
heute soviel von Arbeitsbeschaffung reden, so ist
dies nichts anders als eine bewußte Irreführung der
Nrbcitrrnmssen, nichts anders als eine verschärfteAus¬
beutung der Erwerbslosen. Wenn Sie dauernd davon
reden, daß es die erste und beste Hilfe sei, den Erwerbs¬
losen Arbeit zu verschaffen,so kommt es unserer Mei-
nnng nach aber auch wesentlich darauf an, unter
welchen Bedingungen diese Arbeit durchgeführt wer¬
den soll. Die Erwerbslosen denken nicht daran, irgend¬
wie eine Arbeit anzunehmen, bei deren Uebernahme sie
trotzdem noch verhungern müssen.

Von diesen Gesichtspunkten aus habeu wir die Ab-
änderungsanträge gestellt, die wir schon in der da¬
maligen Tagung begründet haben. Wir müssen heute
erklären, daß wir diese Anträge aufrechterhalten, weil
es das miudeste ist, was wir hier fordern müssen.

Wir haben in erster Linie gefordert, daß Unter-
tunftsräume geschaffen und Sorge dafür getragen
wird, daß für diejenigen Arbeiter, die von auswärts
kommenund des Abends nicht zurückfahrenkönnen, die
Verpflegung sichergestellt wird. Der Provinzialaus-
schuß hat dann dazu Stellung genommen und erklärt,
daß eine derartige Vereitstellung eiues Betrages nicht
in Frage kommen tonne, weil die Unterbringung über¬
flüssig sei. Er muß aber selbst zugebe», daß bei ein¬
zelnen Arbeiten, die auch hier aufgezählt sind, diese
Zustände doch eintreten können und daß da der Unter¬
nehmer verpflichtet werden könnte, diese Maßnahmen
durchzuführen. Aber ich glaube, daß wir auf Gruud der
Erfahrungen, die wir gemacht haben, damit nicht ein¬
verstanden sein können. Wir verlangen nicht, daß die
Unternehmer diese Dinge einrichten, sundern daß die
Provinz dazu übergehen soll, die Unterkunftsräume
zu schaffenund die Verpflegung sicherzustellen.

Wir haben weiter verlangt, daß der Achtstundentag
gesichert werden solle und im ganzen eine 42 stündige
Arbeitswoche vorgesehen werde. Wenn das, was S«
hier dauernd erklären, keine Phrasen sein sollen, müssen
Sie diesen Antrag einstimmig annehmen. Es ist ge¬
radezu ein Hohn, wenn man heute noch feststellen muß,
daß auf der einen Seite so und soviel Erwerbslose vor¬
handen sind und daß auf der anderen Seite in den
meisten Betrieben noch 10 und 12 Stunden gearbeitet
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wird, wahrend für diejenigen,die erwerbslos sind, nicht
einmal das aufgebracht werden kann, was sie zum
Leben nötig haben. Wenn schon einmal eine acht¬
stündige Arbeitszeit im allgemeinen vorgesehen würde,
so tonnte, glaube ich, ein großer Teil der Erwerbslose»
beschäftigtwerde». Es können aber noch mehr beschäf¬
tigt werden, wenn in diese», Augenblick, wo wir so viel
Erwerbslose haben, die 42 stündige Arbeitswochedurch¬
geführt wird.

Wir haben weiter betreffs der Ausschreibung der
Arbeiten beantragt, daß die Kubikmeter festgelegtwer¬
de», wie sie i» dem A»trage vorliege». Auch darüber
lieht man hinweg, obwohl doch auch die einzelne» Ge¬
meinden ans Grund ihrer Erfahrungen hier davon
Mitreden können, daß es unbedingt notwendig ist, diese
Mindestsätze festzulegen. Wenn Sie die Unterlagen
und Kalkulationen zur Hand nehmen, die die Unter¬
nehmer bei den einzelnen Notstandsarbeitrn ein¬
reichen, so ist es so, daß in der Kalkulation pro Tag
3 bis ., Kubikmeter vorgesehc» werden, daß man aber
nachher versucht, von den Notstandsarbeitern das
Doppelte herauszuholcu. Infolgedessen ist die Tat¬
sache z» vrrzcich»cn, die wieder»», bei alle» Gemein¬
de» festgestellt werde» ka»n, daß bei dc» größeren
Nutstandsarbcitcn, die durchgeführt werde», Tausende
von Tagewerken erübrigt werden, die auf Kosten der
Proleten von den Unternehmern heransgewirtschaftct
worden sind. Darum ist es dringend notwendig, daß
diese Mindestsätze festgelegt werden, weil wir kein
Interesse daran haben, das für die Unternehmer her¬
auszuholen.

Aus diesen Gründen ersuchenwir Sie, für die An¬
träge der KommunistischenPartei zu stimmen.

Stellvertretender Vorsitzender Eb er I c : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Oberdörster.

Abgeordneter Oberdörster: Wenn wir bei Be¬
ratung des Baues dieser Autostraße immer verlangt
haben, daß hier keine Mittel der produktiven Erwcrbs-
losenfürsorge verwandt werden, sondern der Bau durch
«ne allgemeine Anleihe finanziert wird, so einmal aus
der Erkenntnis heraus, daß die Zurverfügungstellung
der geforderten Mittel vielleicht große Schwierigkeiten
bereiten wird, zum andern, weil wir befürchten, daß
damit unwürdige Bedingungen für die beim Bau der
Straße beschäftigten Arbeiter verbunden sind. Wir
Müsse»heute feststellen,daß beide Argumente in der
Praxis bestätigt worden sind. Heute ist der Bau der
Autostraße bereits auf dem toten Punkt angekommen,
trotzdem in, Dezember angenommen wurde, daß man
heute bereits mit der Ausführung hätte beginnen
tonne».

Welche Gründe mögen hier vorliegen? Welchessind
°/e Gründe für die Schwierigkeiten der Ministerien?
^tan muß hier einmal hinter die Kulisse» schauen. In
°en Ausführungen einiger Redner von rechts bei den
etzten Beratungen trat bereits deutlich in die Er-

'cheinung, daß diese Leute kein Interesse daran haben,

besondere Gebühren für die Autostraße zu zahlen. Sie
wissen ganz gut, daß die unmittelbare Abwälzung
dieser Gebühren nicht gut möglich ist. Sie sind aber
auch nicht gewillt, diese Gebühren zu zahlen, trotz¬
dem sie weiter nichts sind wie eine Gegenleistung für
die Benutzung der Straße, die durchaus gerechtfertigt
ist. Wenn heute der Verwaltungsausschuß der deut¬
schen Bourgeoisie in Berlin diese Schwierigkeiten
macht, so verstecktsich dahinter der Kampf um die
Beseitigung der Gebührenerhebung für diese Straße.
Wenn diese Bahn auf Kosten der Allgemeinheit unter
uuwürdigen Bedingungen für die Arbeiter, die dabei
beschäftigtwurden, gebaut sein wird, dann wird man
gnädigst auch die Mittel aus der produktiven Erwerbs-
loscnfürsorge für den Bau dieser Straße zur Ver¬
fügung stellen. Das muß hier ganz klar zum Ausdruck
gebracht werden.

Ich frage: Was gedenken Provinzialverwaltung
nnd Provinziallandtag zu tun, wenn nun die Mittel
der produktiven Erwcrbslosenfürsorge nicht bewilligt
werden? Ist um» dann bereit, diese Straße, die eine
unbedingte Notwendigkeit ist, zu bauen und dafür
eine Anleihe aufzunehmen? Ich glaube, diese Frage
ist durchaus berechtigt. Aber weiter: Ist man bereit,
mit deu Mitteln der produktiven Erwerbslosenfür¬
sorge oder durch Aufnahme einer Anleihe die Straße
zu bauen, wen» die Rcichsregicruug und der Reichsrat
die Erhebung der Gebühren untersagen? Ich glaube,
diese Fragen müssen aufgeworfen werden. Diese Straße
ist wirklich ein dringendes Bedürfnis, und ihre Aus¬
führung ist durchaus möglich. Bei der heutigen
Flüssigkeit des Kapitalmarktes ist es meiner Meinung
nach nicht notwendig, auf Mittel der produktiven
Erwerbslosenfürsorge zurückzugreifen. Andererseits ist
anch durch angemessene Gebühren eine Verzinsung und
Tilgung der Vausumme durchaus möglich.

Ich hoffe, daß die Proviuzialverwaltung zu diesen
Fragen Stellung nimmt, weil ich sonst die Befürchtung
hege, daß der Provinziallandtag auseinandergeht und
die Sache damit ein Begräbnis erlebt oder aber, daß
die Arbeiterbevölkerung nachherdas Nachsehen hat und
zusehen kann, wie diese Leute, die über ein Auto ver¬
füge,,, die Straße ohne irgendeine Abgabe benutzen,
während die Bevölkerung in, allgemeinen die Kosten
für diese Sache tragen muß.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Die Aus¬
sprache ist geschlossen.Wir kommen zur Abstimmung.
Hierzu liegt lediglich der Antrag der beiden Fachaus¬
schüsseauf unveränderte Annahme vor. Ich bitte die¬
jenigen, die dem Antrage zustimmen wollen, sich zu
erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommen zu
Punkt 46: Antrag des IV. Fachaus¬

schusses zu dem Antrage der Ientrums-
fraktion, betr. Prüfung der Frage, ob
durch Aenderung der Gesetzgebungeine
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Verminderung der Straßenunterhal-
tungslosten erreicht werden kann.

Berichterstatter ist Herr Lenz.
Abgeordneter Lenz: Meine Damen und Herren!

Der IV. Fachausschuh empfiehlt die Annahme der
Entschließung.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Franken.

Abgeordneter Franken: Wir können eigentlich
diesen Antrag der Zentrumsfraktion nicht verstehen.
Warum? Weil das Zentrum von 1918 an immer in
der Regierung gewesen ist und da Zeit und Muße
hatte, sich mit der Frage zu beschäftigen,und den Ge¬
meinden diese große Last, die ihnen so große Sorgen
macht, abzunehmen. Das Zentrum hat das nicht ge¬
tan. Auf Grund dessen sind wir der Ansicht, daß dieser
Antrag des Zentrums »ur eine leere Demonstration
bedeutet, um diejenigen Kreise, die immer mehr und
mehr vom Zentrum abfallen, wieder an sich zu ziehen.

Wir stehen auf dem Standpunkt, daß oberster
Grundsatz sein muß, daß derjenige, der die Straßen
der Gemeinden verunstaltet, auch die Kosten zu tragen
hat. Aber in diesem Sinne ist Ihr Antrag nicht ge¬
halten. Er besagt, daß an die Negierung herangetreten
werden soll, daß Vollgummi nicht mehr verwendet,
sondern Luftbereifung eingeführt wird, wie es in
anderen Ländern der Fall ist. Wir sagen Ihnen, daß
auch dann die Besitzer der Luxusautos noch genau so
gut durch ihr rasendes Fahren in den Dörfern die
Straßen und Wege verunstalten. Ich kenne eine ganze
Anzahl Dörfer, wo nur ab und zu ein Lastkraftwagen
durchfährt, wo aber in einem Jahr infolge der Raserei
der Luxusautos die Straßendeckekaputtgcfahren worden
ist, während sie sonst drei, vier und sogar sechs Jahre
gehalten hat. Meine Herren vom Zentrum, Sie hatten
es in der Hand, da schon längst Wandel zu schaffen.
Aber Sie haben es nicht getan. Wir stehen auf dem
Standpunkt, daß vor allen Dingen ein Gesetz kommen
muß, das nicht Personenauto und Lastwagen gleich¬
mäßig besteuert, sondern die Steuer nach dem Brenn¬
stoffverbraucherhebt. Denn so, wie der Brennstoff von
den einzelnen Last- oder üuxuswagenbcsihern ver¬
braucht wird, so ist auch seine Fahrerei, so muß er auch
herangezogen werden, soll die Heranziehung eine ge¬
rechte sein.

Wir stehen auf dem Standpunkt, daß kleine Last-
wagenbefiher, die Waren von einem Ort zum andern
transportieren, unter leinen Umständen so heran¬
gezogen werden dürfen, wie die Herren der Industrie
und des Kapitals. Unter allen Umständen muß da
eingegriffen werden. Wir wissen aber ganz genau,
daß, wenn dort eine größere Besteuerung eintritt, sie
doch immer wieder abgewälzt wird und dadurch die
Waren verteuert werden, die man befördert.

Wir sagen deshalb noch einmal: Dieser Antrag des
Zentrums ist für uns eine leere Demonstration, um

die Schäflein weiter an der Leine zu halten. (Sehr
richtig! bei den Kommunisten.)

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Wir
kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen, die
dem Antrage des Ausschusses auf unveränderte An¬
nahme zustimmen wollen, sich zu erheben. — Das ist
die Mehrheit. Gs ist so beschlossen.

Wir kommen zu
Punkt 47: Antrag des I. Fachausschusses

zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betr. Unterstützung
von Hochwasserschutz maßnahmen aus
Provinzialmitteln.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord¬
neter Maus.

Abgeordneter Maus: Der I. Fachausschußschlägt
unveränderte Annahme vor.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Jörg,

Abgeordneter Dr. Jörg: Meine Damen und
Herren! Wider Erwarten haben sich in den letzten
Jahren die Hochwassergefahren ganz gewaltig ver¬
mehrt. Während wir früher nur in bestimmten Zeit¬
abschnitten von Hochwasser bedroht waren, sind die
Hochwasser in den letzten Jahren so oft gekommen,daß
wir im Dezember 1919, im Januar 1929, im November
1924, im Dezember 1925 und im Januar 1926 unter
gewaltigen Hochwassern zu leiden hatten. Wie der
Niederrhein, hat auch der übrige Teil der Provinz ganz
gewaltigen Schaden erlitten. Besonders stark heim¬
gesucht wurde der Nicderrhein. Gs wird Sie vielleicht
interessieren, zu erfahren, wie hoch die Schäden im
Regierungsbezirk Düsseldorf waren. Bei dem Hoch'
Wasser Dezember 1925 und Januar 1926 haben im Re¬
gierungsbezirk Düsseldorf nicht weniger als 59 999
Hektar unter Wasser gestanden; 7723 Häuser waren
überschwemmt. Die staatliche Abschätzungslommission,
die doch sicherlichsehr vorsichtig bei der Abschätzung
derartiger Schäden ist, hat im Bezirk Düsseldorf allein
einen Schaden von 18 Millionen Mark festgestellt.
Meine Damen und Herren! Daß angesichts dieser
überraschenden HochwasserschädenVerbesserungen des
Hochwasserschuhesvorgenommen werden müssen, ip
ganz selbstverständlich. Die Staatsregierung hat in¬
folgedessenauch einen großen Plan aufgestellt, indem
vorgesehen ist: 1. Verbesserung der Banndeiche, 2. neue
Eindeichungen und hochwasserfreier Ausbau der
Sommerdeiche, 3. Freilegung des Abflußgebiets,
4. künstliche Entwässerung der landwirtschaftlich be¬
nutzten Flächen.

Wenn Sie sich den Etat betrachten, so finden S«
dort für diesen Zweck 4NNNNN Mark vorgesehen. Da«
wir mit diesen 499 999 Mark auf die Dauer nichts an¬
fangen können, ist selbstverständlich. Seitens der
Staatsregierung ist im preußischen Haushalt eine
Summe von einer Million Mark vorgesehen, macht
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zusammen 1,4 Millionen Marl. Auch diese Summe
reicht bei weitem »icht. Die Maßnahmen, die vorge-
sehen sind, erfordern allein schon eine Summe von
25 Millionen Mark. Nun ist es selbstverständlich,daß
angesichts der gegenseitigen Verständigung zwischen
den verschiedenen Fraktionen dieses Hauses unter
leinen Umständen in diesem Jahre die Provinzial-
struern erhöht werden sollen. Auch ich meinerseits
nehme davon Abstand, etwa einen Antrag auf Er¬
höhung der Positionen zu stellen. Andererseits aber
möchte ich schon heute in diesem Hohen Hause die
Bitte aussprechen, daß diese Position nicht mit dem
Etatsjahr 192? aus dem Etat verschwindet, sondern
daß die Provinzialverwaltung im Ginvernehmen mit
der Staatsregierung für eine Reihe von Jahren —
es werden zur Durchführung der Arbeiten etwa 8 bis
W Jahre in Frage kommen— sich dahin festlegenoder
wenigstens in Aussicht nehmen wolle, daß wir in den
kommenden Jahren mit den gleichen oder, wie ich
hoffe, höheren Summen rechnen dürfen, damit end¬
lich einmal die Hochwassergefahrin Zukunft beseitigt
wirb. (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Das sind nur
Phrasen! Dafür kann sich kein Bauer etwas taufen!)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wider¬
spruch ist nicht erhoben. Ich darf ohne besondere Ab¬
stimmung die Annahme des Antrages des Fachaus¬
schusses feststellen.

Wir kommen zu
Punkt 48: Antrag des I. Fachausschusses

3« dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betr. Genehmigung
einer Aenderung des s 12 der Geschäfts-
°rdnu»g des Provinzialausfchufses.

Ich erteile den, Berichterstatter, Herrn Abgeord¬
neten Maus, das Wort.

Abgeordneter Maus: Der I. Fachausschuß be¬
antragt unveränderte Annahme.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wider¬
spruch wird nicht erhoben. Ich stelle die Annahme fest.

Wir kommen zu
Punkt 49: Antrag des I. Fachausschusses

iu dem Bericht und Antrag des Pro-
v'nzialausschusses, betr. Abänderung
°esß4deszw eiten StatutsfürdenP ro-
v'nzialverband der Rheinprovinz.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord¬
neter Maus.

Abgeordneter Maus: Auch hier beantragt der
t- Fachausschuß unveränderte Annahme.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wider-
'Vnich wird nicht erhoben. Ich stelle die Annahme fest.

Wir kommen zu ,, ,
Punkt 5U: Antrag des I. Fachausschusses

5u dem Bericht und Antrag des Pro-
v'nzialausschusses, betr. Gewährung
v°n Beihilfen an die Studentenwohl¬

fahrtseinrichtungen der Universitäten
Bonn und Köln und der Technischen Hoch¬
schule Aachen.

Berichterstatter ist auch hier Herr Abgeordneter
Maus.

Abgeordneter Maus: Unveränderte Annahme
wird vom I. Fachausschußbeantragt.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wider¬
spruch wird nicht erhoben. Ich stelle die Annahme des
Antrages sest.

Wir kommen zu
Punkt 51: Antrag des I. Fachausschusses

zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzilllausschusses, betr. Beteiligung
der Provinzialverwaltung an der Grün¬
dung eines Beethoven-Archivs in Bonn.

Berichterstatter ist wiederum Herr Abgeordneter
Maus.

Abgeordneter Maus: Auch hier beantragt der
I. Fachausschußunveränderte Annahme.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wider¬
spruch wird nicht erhoben. Ich stelle die Annahme fest.

Wir kommen zu
Punkt 52: Antrag des I. Fachausschusses

zu dem Bericht und Antrag des Pro«
vinzialausschusses, betr. die Versetzung
des Landesbaurats Hirschhorn in den
Ruhestand.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. DichganS.
Abgeordneter Dr. Dichgans: Herr Landesbau«

rat Hirschhorn hat wegen eines körperlichen Leidens
gebeten, ihn in den Ruhestand zu versetzen. Der Pro¬
vinziallandtag wird gebeten, dementsprechendzu be¬
schließen.

Die I. Fachkommissionhat mich aber beauftragt,
auch hier in der Öffentlichkeit auf die großen Ver¬
dienste hinzuweisen, die sich Herr Landesbaurat Hirsch¬
horn in seiner säst 25jährigen Tätigkeit um die Pro¬
vinz erworben hat. Unter seiner fachkundigen Lei¬
tung sind die Heil- und Pflegeanstalt Iohannistal, die
Heil- und Pflegeanstalt Bedburg, sowie die Krüppel-
anstatt errichtet und eingerichtetworden, die noch heute
als mustergültig und vorbildlich zu bezeichnen sind.

Die I. Fachtommissionund, ich darf wohl annehmen,
auch der Provinziallandtag, sprechen dem Herrn
Landesbaurat Hirschhorn für die Verdienste die An¬
erkennung und den herzlichstenDank aus. (Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wider¬
spruch wird nicht erhoben. Ich stelle die Annahme des
Antrages des I. Fachausschussesfest.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Gerlach.
Abgeordneter Ger lach: Meine Damen und

Herren! Mit Rücksicht darauf, daß der nächste Punkt
der Tagesordnung voraussichtlicheine Diskussion ent¬
fesseln wird, an die sich wahrscheinlicheine Stimm«
zettelwahl anschließenwird, möchte ich den Herrn Vor-
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sitzenden ersuchen,die für ^2 Uhr in Aussicht gestellte
Mittagspause jetzt eintreten zu lassen und dann den
Punkt erst nach der Mittagspause zu verhandeln.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Wenn das
Haus damit einverstanden ist, kaun so Verfahren wer¬

den. Ich höre keinen Widerspruch. Die Mittagspause
tritt jetzt ein. Wir treten in einer Stunde wieder zu¬
sammen, also um ^3 Uhr pünktlich.

(Schluß 1 Uhr 20 Minuten.)

Fortsetzung der vierten Sitzung.
(Wiedereröffnung 2 Uhr 35 Miuuten.)

VorsitzenderDr. Iarres: Die Sitzung ist wieder
eröffnet. Es sind noch folgende Anträge eingegangen,
die im Umdruck vorgelegt worden sind:

Entschließung der Voltsrechtspartei des
Provinziallandtags auf Vorlage eines Gesetzes, betr.
restlose Verwendung der Hauszinssteuer zur Förde¬
rung des Wohnungsbaues. Diese Entschließung würde
dem FachausschußI zu überweisen sein.

Antrag der Zentrumsfraltion und der
KPD. -Fraktion, betr. die Eingabe der Fach¬
gruppe der Sekretariatsbeamten der Rheinischen Pro-
uinzialverwaltung auf Besserstellungihrer Bezüge und
Antrag der Fachgruppe der Setretariatsbeamten bei
der Provinzial-Feuerversicherungsanstalt auf Schaffung
weiterer Beförderungsstellen in Gruppen 10 und 11. —
Ebenso an Fachausschuß I.

Antrag der Zentrumsfraltion, betr. An¬
trag an die Reichs- und Staatsregierung dahingehend,
bei Verwendung von Natursteinen zum Bau von
öffentlichen Gebäuden, Brücken pp. die fast völlig zu¬
sammengebrocheneMayener und Weiberner Tuffstein¬
industrie mit Aufträgen zu versehen. An den Fach¬
ausschuß I.

Abänderungsantrag der K PD. - Frakt ion zum
Antrag der Zentrumsfraltion (Drucksache 50), betr. die
Gewährung einer Meistbegünstigung für die franzö¬
sische Weineinfuhr bei Abschluß des endgültigen
Handelsvertrages mit Frankreich (Drucksache 124). An
den Fachausschuß V.

Da ein Widerspruch sich nicht erhebt, stelle ich fest,
daß TK mit diesen Ueberweisungen einverstandensind.

Wir fahren in der Tagesordnung fort und
kommen zu

Punkt 53: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusscs, betr. den Ablauf der
Dienstzeit der Landesräte Westermann
und Dr. Schellmann.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Dichgans.
Abgeordneter Dr. Dichgans: Der Provinzial-

ausschuß hat zu diesemPuntte der Tagesordnung vor¬
geschlagen: Der Provinziallandtag wolle die Landes¬
räte Westermann und Dr. Schellmann unter den zu¬
letzt genannten Bedingungen wiederwählen.

Im I. Fachausschuß ist bei diesem Punkte von
keiner Seite Widerspruch erhoben worden. Es ist aus¬
drücklich einmütige Annahme des Antrages festgestellt
worden. Ich möchte daher bitten, daß auch der Pro¬
vinziallandtag diesem Beschlusse der I. Fachkommission
zustimmt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren!
Wir beantragen, zunächstüber diesen Antrag getrennt
nach Nr. 1 und 2 abzustimmen. Es handelt sich ja um
die Wiederwahl zweier Landesräte. Bezüglich des
Herrn Dr. Schellmann haben wir Bedenken nicht zu
erheben. Bezüglich der Wiederwahl des Herrn Landes¬
rats Westermann sind meine Freunde der Meinung,
daß bei der derzeitigen außerordentlichen Not und bei
dem Bestreben, insbesondere in der Verwaltung zu
sparen, diese Stelle eingespart werden kann. Wir
glauben, daß die bisherigen Aufgaben des Dezernats,
welches bisher von Herrn Westermann verwaltet wor¬
den ist, ebenso gut unter den anderen höheren Be¬
amten aufgeteilt werden tonnen. Wir sind also der
Meinung, daß diese Stelle überhaupt eingespart wer¬
den kann, uud aus dem Grunde auch eine Wieder¬
wahl des hierfür zuständigen Üandesrats nicht zu er¬
folgen braucht. Soll die Stelle nicht eingespart wer¬
den, so können wir uns für eine Wiederwahl des
Herrn Westermann nicht einsetzen, zumal Herr Wester¬
mann auch schon ziemlich betagt ist.

Wir bitten also das Hohe Haus, die Stelle des
Herrn Westermann einzusparen oder, falls eine solche
Einsparung nicht beliebt wird, Herrn Westermann
nicht wiederzuwählen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Der Herr Landes¬
hauptmann hat das Wort.

Landeshauptmann Dr. Horion : Ich bitte, diesem
Antrage nicht stattzugeben, sondern Herrn Wester¬
mann wiederzuwählen. (Bravo! rechts.) Herr Wester¬
mann ist 31 Jahre im Provinzialdienst. (Abgeord¬
neter Dr. Hold: Hört, hört!) Er hat in dieser Ze»
eine ganze Anzahl schwieriger uud verantwortungs¬
voller Dezernate verwaltet, und nun soll ihm nach
31 Jahren bescheinigtwerden, daß er, trotzdem sein Ge°
sundheitszustand dazu keine Veranlassung gibt, nicht
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mehr in der Lage ist, seinen Dienst zu versehen, und
er soll auf die Straße gesetzt werden.

Meine Damen und Herren! Das hat eine Bedeu¬
tung, die weit hinausgeht über die Wiederwahl des
einzelnen Landesrats Westermann. (Zustimmung
rechts.) Was heute Herrn Westermann passiert, kann
morgen jedem anderen passieren. Die ganze Stellung
der auf 12 Jahre gewählte» Beamten wird damit zu
einer vollständig problematischen und in der Luft
schwebenden gemacht. Was das für die Erhaltung der
Arbeitsfreudigteit, des Arbeitsinteresses und des
Interesses an dem Dezernat bedeutet, können Sie sich
denken. Welche Konsequenzen m. G. dann aber auch
für die Gehaltsfragen der Herren gezogen werden
müssen, das tonnen Sie sich auch denken. Dann gibt
es keine Stelle in der Staatsregierung mehr, mit der
die Stellung im Gehalt verglichen werden kann, son¬
dern dann müssen die Gehälter ganz anders bemessen
werden, wenn die Anstellung eine solche ist, daß die
Beamten, auch ohne daß sie sich in ihrer Person das
geringste haben zuschulden kommen lassen, nach 12
Jahren aus ihrem Amt herausgesetzt werden tonnen.

Wie ist es denn mit der Ersparnis? Die Ersparnis
beträgt ganze 3000 Mark, denn selbstverständlichbe¬
kommt Herr Landesrat Westermann seine volle Pen¬
sion, und die Differenz zwischenPension und Gehalt
ist 3000 Mark. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: In
zwei oder drei Jahren pensionieren Sie ihn ja doch!)

Es ist auch nicht möglich, die Stelle einzusparen.
Gerade die Stelle der Verwaltung der Ruhegehalts-
lasse hat in den letzten Jahren eine weit größere Be¬
deutung bekommen,als sie sie früher gehabt hat. Sie
«erlangt heute eine Beherrschung der gesamten Be¬
amtengesetzgebung. Fragen der Rechtsgültigteih der
Anstellung, der Pensioniernng, der Anrechnung der
Dienstzeit, der Möglichkeit der Aufnahme siud ständig
zu entscheiden.Es kommt hinzu, daß gerade die Nuhe-
«ehaltskassenin den letzten Jahren eine Bedeutung ge¬
winnen, die weit über ihren ursprünglichen Kreis hin¬
ausgeht. Ursprünglich waren sie nur dazu bestimmt,
den Kreiskommunalverbändcn und Landgemeinden die
Pensionslasten abzunehmen. Jetzt aber machen in
Wm.er größerem Umfange Korporationen aller Art,
vor allem die Krankenkassen,die katholischen und evan¬
gelische» Kirchengemeindenund die Krankenhäuser, da¬
von Gebrauch, ihre Beamten und Augestellten der
Muhegehaltstllsseanzuschließen. Gerade da ist auch
nach mancher Richtung eine besondere Vorsicht und
Aufmerksamkeitam Platze. Es sind 27 000 Dienststellen
"n die Ruhegehaltstasse mit einem jährlichen Umschlag
von ii Millionen Mark angeschlossen.

Außerdem verwaltet Herr Landesrat Westermann
noch die Viehseuchenabteilung. Da ist noch kürzlich von
Zuständiger Seite, von dem Herrn Oelonomierat
Kennnann, der auf diesen, Gebiete mit Herrn Landes-
rat Westermann viel zu arbeiten hat, bescheinigtwor¬
den, daß er auch da das volle Vertrauen der beteiligten

Stellen genießt, daß sie gerne mit ihm zusammen¬
arbeiten und seine Mitarbeit wünschen.

Aus diesen Gründen bitte ich dringend, die Wieder¬
wahl des Herrn Landesrats Westermann vorzunehmen.
(Bravo! rechts.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Oberdürster. .

Abgeordneter Oberdörster: Nach den Ausfüh¬
rungen des Herrn Berichterstatters ist im I. Fachaus¬
schuß von keiner Seite Widerspruch gegen die Wieder¬
wahl erhoben worden. (Sehr richtig! rechts.) Wir haben
aus rein formellen Gründen nicht widersprochen,weil
wir bei früheren Gelegenheiten wiederholt unsere
grundsätzlicheStellungnahme zu den Landesräten, wie
zu den oberen Beamten der Provinz überhaupt, dar¬
gelegt haben. Nicht aus irgendwelchen persönlichen
Gründen lehnen wir die Wiederwahl ab, sondern weil
wir jede Anstellung auf 12 Jahre, wie auch jede lebens¬
länglicheAnstellung ablehnen, weil wir auch das System
der heutigen Eingrupvierung grundsätzlich ablehnen
müssen. Aus diesen Gründen stimmen wir auch gegen
die Wiederwahl der zur Wahl stehenden Landesräte.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kemmann.

Abgeordneter Kemmann : Meine Damen und
Herren! Der Herr Landeshauptmann hat bereits in
vorzüglicher Weise dargelegt, wie ausgedehnt das De¬
zernat der Ruhegehaltstassen geworden ist, wie deshalb
das Dezernat nicht abgeschafftwerden kann, und wie
es schon dieses Dezernats wegen notwendig ist, den
Herrn Landesrat Westermann wiederzuwählen.

Aber Herr Landesrat Westermann verwaltet noch
ein anderes Dezernat, das meiner Ansicht nach von
ebenso großer Wichtigkeitist, ein Dezernat, in welches
ich einen tiefen Einblickhabe; es ist das Dezernat der
Viehseuchenentschädigung.Meine Damen und Herren!
Wenn ein Herr dieses Dezernat mit Aufopferung und
Selbstlosigkeit verwaltet hat, so ist es Herr Landesrat
Westermann.

Meine Damen »nd Herren! Die Landwirtschaft
tann auf die Wiederwahl des Herrn Landesrats
Westermann unter keinen Umständen verzichten.
(Sehr richtig! rechts.) Sie muß aufs dringendste
verlangen, daß er bleibt und das Amt weiter-
verwaltet. Dieses Amt allein hat in den letzten Jahren
eine derartige Ausdehnung gewonnen, daß dafür allein
ein Landesrat bzw. ein höherer Beamter notwendig ist.
Ich erkläre nochmals, daß die Landwirtschaft unter
teineu Umständen auf die Wiederwahl des Herrn
Landesrats Westermann verzichtet. Sie muß unter
allen Umständen darauf bestehe», daß seine Wieder¬
wahl erfolgt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Maus.

Abgeordneter Maus : Meine Damen und Herren!
Meine Freunde sind außerordentlich erstaunt darüber,
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daß, nachdem in der FachtommissionI einstimmig die
Wiederanstellung des Herrn Landesrats Westermann
beschlossen worden ist, nunmehr im Plenum eine Per-
sonlllfrage erörtert wird, was sonst nicht üblich ist.
Meine Freunde werden in ihrer Gesamtheit für die
Wiederwahl des Herrn üandesrats Westermann ein¬
treten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hauck: Zu den Ausführungen des
Herrn Landeshauptmanns und des Herrn Kemmann
möchte ich nur erklären, daß meiner Auffassung nach
gerade aus den Gründen, die der Herr Landeshaupt¬
mann hier angeführt hat, daß die Tätigkeit in der
Ruhegehaltskasse mit den Bcsoldungsfragen so eng
verknüpft ist, dieses Dezernat sicherlich leicht von dem
derzeitigen Personaldezernenten mit übernommen wer¬
den kann. Es ist fast ein und dieselbe Materie, weil
es sich auch hier um Besoldungsfragen handelt.

Bezüglich der Tätigkeit bei der Viehseuchenent-
schädigungwürde es, glaube ich, auch leine Schwierig¬
keiten machen, daß derjenige Dezernent, welcher die
Fragen der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft
zu bearbeiten hat, auch die Frage der Viehseuchenent-
schädigung mit bearbeitet. Die Viehseuchenentschädi¬
gung ist mit den landwirtschaftlichen Interessen eng
verbunden. Also Schwierigkeiten bezüglich der Auf¬
teilung des Dezernats sehen wir durchaus nicht.

Nun erklärt der Herr Landeshauptmann, es müsse
für die höheren Beamten der Provinzialverwaltung
geradezu erschütternd sein, wenn sie nach 30jähriger
Tätigkeit nicht damit rechnen könnten, auf weitere
12 Jahre gewählt zu werden. Ich bin doch der Meinung,
Wir haben es gerade bei diesen Stellen mit politischen
Stellen zu tun. (Widerspruch rechts.) Es handelt sich
hier um politische Vertrauensstellungen. (Lachen im
Zentrum.) Jeder Oberbürgermeister muß es sich in der
Kommune gefallen lassen, daß er nach Ablauf seiner
Wahlperiode nicht wiedergewählt wird. Ebenso muß
es sich schließlich auch jeder Landesrat gefallen lassen,
baß er nicht wiedergewählt wird.

Nun hat der Herr Landeshauptmann den Popanz
an die Wand gemalt, daß der Herr nun auf die Straße
gesetzt wird. Ich wünschte nur, daß die Tausende und
Millionen von Arbeitern, die auf die Straße gesetzt
werden, so wenig Sorge um ihre Zukunft zu haben
brauchten wie der nunmehr am Ende seiner Wahl¬
periode stehende Herr Landesrat Westermann.

Ich bitte Sie nochmals: Folgen Sie unserem An¬
trage. Wir beantragen im übrigen auch Zettelwahl.

Es wird hier gesagt, die Ersparnis sei nicht wesent¬
lich. Gerade daraus ergibt sich ja, daß es auch leine
Härte ist. Wir sind der Meinung, daß es für die Pro-
vinzialverwaltung viel besser ist, wenn sie die vielleicht
70 Prozent betragende Pension trägt, die sich bei Ver¬
längerung der Wahldauer Wohl noch erhöhen dürfte.
Wir werden diese Belastung zur Zeit Wohl noch tragen

können, und die Provinzialverwaltung dürfte dabei
Wohl noch profitieren.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Ich möchte zu¬
nächst feststellen, daß auch von denjenigen, die die
Wiederwahl des Herrn Westermann ablehnen, leine
Einwendungen gegen Fähigkeiten und Leistungen des
Herrn Landesrats Westermann erhoben worden sind.
Angedeutet wurden politische Gründe. Ob sie vor¬
liegen, vermag ich nicht zu beurteilen. Dann ist als
zweiter Grund angegeben worden, es bestände die
Möglichkeit, das Dezernat einem anderen zu über¬
tragen. (Zuruf links: Es aufzuteilen!) Meine Herren!
Das ist denn doch lein Grund, einen Landesrat
nicht wiederzuwählen. Dann tonnte man höchstens
sagen, der Landeshauptmann müsse ihm ein anderes
Dezernat oder mehr Arbeit übertragen. Aber des¬
wegen, weil die Möglichkeitbesteht, das Dezernat einem
anderen zu übertragen, jemand nicht wiederzuwählen,
die Logik verstehe ich nicht.

Dann wird die Möglichkeit der Uebertragung an
einen anderen Herrn einfach damit begründet, daß der
andere Herr auf Grund seiner Fähigkeiten und Er¬
fahrungen in der Lage sei, das Dezernat zu verwalten.
Ob der Herr nicht jetzt schon ein weit über das Maß
des Normalen großes Dezernat hat, wird nicht gefragt.
Gerade das letztere ist in jeder Weise der Fall. Jeder,
der einen Einblick in die Verwaltung hat, weiß, was
es heute heißt, ein Personaldezernat mit 4035 Beamten
und Angestellten, ohne die Nuhegehaltsempfänger, zu
verwalten. Vor dem Kriege war das noch eine weit ein¬
fachere Sache. Was das aber heute bedeutet, sehe» die
Herren in etwa an den vielen Gingaben, die ihnen auf
diesem Gebiete zugeschickt werden. Nebenbei hat der
Herr noch das Dezernat für Kunst und Wissenschaft,
Die Uebertragung eines weiteren Wirkungskreises an
Herrn Landesrat Zillitens ist vollständig ausgeschlossen-
Ich erwäge umgekehrt, ob nicht das Dezernat des Herrn
Landesrats Zillitens nach der einen oder anderen Rich¬
tung hin verkleinert werden muß, da m. E. jetzt schon,
wenn nicht der Herr eine so außergewöhnliche Ar¬
beitstraft entfaltete, eine fachgemäßeErledigung seiner
Arbeiten nicht möglich wäre.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat He"
Abgeordneter Vaterrodt.

Abgeordneter Vaterrodt: Meine Damen und
Herren! Es darf wohl festgestellt werden, daß Herr
Kollege Hauck zwischenseiner ersten und zweiten Aus¬
führung eine kleine Wandlung vorgenommen hat. Zu¬
nächst hat er den Standpunkt seiner Freunde mit sach¬
lichen Gründen zu begründen versucht, und, als diese
sachlichen Gründe vom Herrn Landeshauptmann durch¬
aus zutreffend widerlegt worden waren, ist er dazu
übergegangen und hat erklärt: Das Dezernat ist ein
politisches; es handelt sich um eine politische Ver¬
trauensstellung; da muß der betreffende Beamte her-
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aus. Meine Damen und Herren! Wenn irgendetwas
geeignet sein tonnte, die Wiederwahl des Stellen¬
inhabers zu befürworten, dann sind es nach der Auf¬
fassung meiner Freunde diese letzten Ausführungen des
Herrn Hauck. Wir sind der Meinung, daß es bei den
Dezernaten der Provinzmluerwaltung und bei den
Beamtenstellen, die die Prouinzialuerwaltung zu be¬
setzen hat, überhaupt auf die Politik in gar keiner
Weise ankommt (Zuruf des Abgeordneten Hauck: Das
ist eine falsche Auffassung!), daß man, wenn bei irgend¬
einer Verwaltung, dann bei der Prouinzialuerwaltung,
von politischen Dezernaten und politischen Beamten¬
stellungen nicht sprechen kann. Die Prouinzialuerwal¬
tung hat mit Politik überhaupt nichts zu tun, sondern
sie hat sich mit wirtschaftlichenund sozialen Fragen zu
befassenund nicht mit politische»Dingen.

Meine Damen und Herren! Die Forderung der
Sozialdemotraten kann nur bedeuten, daß der gegen¬
wärtige Stelleninhaber nicht der richtigen Partei an¬
gehört und daß er seine Stelle an einen abtreten muß,
der dieser richtigen Partei angehört. Das werden
meine Freunde unter keinen Umständen mitmachen.
Wir bitten Sie, schon aus diesem Gesichtspunkteheraus
die Wiederwahl des Herrn Landesrats Westermann
vorzunehmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dunder: Wir können es begreifen,
wenn sich der Herr Landeshauptmann hier schützend
vor seine Beamten stellt, und zwar aus dem einfachen
Grunde, weil fönst für ihn die Gefahr bestände,daß die
übrigen Landesräte in eine Oppositionsstellung gegen
ihn gerieten (Lachen rechts) und somit eine Er¬
schwerung der Berwaltungsarbeit eintreten würde.
Wir können auch verstehen, daß die Herren Groß¬
agrarier sich schützend vor den Herrn üandesrat Wester-
Mllnn stellen, weil er ihren Wünschen geneigt zu sein
scheint.

SachlicheGründe, von denen hier gesprochen werden
soll, brauchen wir unsererseits nicht anzuführen. Wir
sagen ganz offen, daß für uns die Wahl eines höheren
Beamten als Vertreter des heutigen Klassenstaatesnicht
i« Frage kommt. Für uns sind Politische Gründe ent¬
scheidend.

Ich muß schon sagen, daß die zweiten Ausführungen
des Herrn Kollegen Hauck etwas deutlicher waren wie
die ersten. Treffend war ja auch ein Zwischenruf
seines Kollegen Marx (Zuruf: Der ist ja gar nicht da!)
oder Pitard (Zuruf des Abgeordneten Steinbuchel:
Karl Marx ist längst tot!) - das wissen wir auch -,
daß sie die Wiederwahl ablehnen, weil er es ablehnte,
mit sozialdemokratischen Landesräten zusammen¬
zuarbeiten. Uns freut es immer, wenn wir hören, daß
die Vertreter des heutigen Klassenstaates es ablehnen,
wit Kommunisten zusammenzuarbeiten. W,r finden
darin nur eine Ehre und eine Anerkennung dessen,
was wir vertreten. (Sehr gut! bei den Kommunisten.)

Ich sage noch einmal: Wir lehnen aus politischen
Gründen nicht nur die Wiederwahl des Herrn Landes-
rats Wcstermann ab, sondern wir lehnen auch den
anderen ab. (Zuruf des Abgeordneten Schroer-Hoch-
halen: Das ist konsequent!) Wir sagen das ganz offen,
ohne irgendwelcheVorbehalte zu machen. (Sehr richtig!
rechts.)

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht weiter uor. Ich schlage vor, über die Wahlen
getrennt abzustimmen. Ich habe keinen Widerspruch
gegen die Wiederwahl des Herrn Dr. Schellmann ge¬
hört. (Zuruf eines kommunistischenAbgeordneten:
Doch, wir haben widersprochen!) Wollen Sie Zettel¬
wahl haben? (Abgeordneter Oberdörster: Wenn Sie
es für notwendig halten, wir beantragen leine Zettel¬
wahl!) Ein Widerspruch im Sinne der Geschäftsord¬
nung für die Wahlhandlung liegt dann nicht vor. Ich
darf dann feststellen, daß die Wahl des Herrn Dr.
Schellmann hiermit erfolgt ist.

Bei der Wiederwahl des Herrn Landesrats Wester¬
mann sind zwei Fragen zu entscheiden. Erstens, ob die
Stelle überhaupt eingehen soll, und zweitens, wenn sie
weiter bestehen soll, ob Herr Westermann gewählt wird.

Ich bitte diejenigen, die für ein Bestehenlassen
dieser Stelle sind, sich zu erheben. — Das ist die Mehr¬
heit.

Nach ß 11 der Wahlordnung für den Provinzialland-
tag können Wahlen, wenn niemand widerspricht, durch
Zuruf, sonst durch Abgabe von Stimmzetteln voll¬
zogen werden. In diesem Falle ist Widerspruch im
Sinne der Wahlordnung erhoben und ausdrücklich
Zettelwahl beantragt worden. Wir werden danach
durch Stimmzettel zu wählen haben.

Da Zweifel darüber bestehen,wie abgestimmt wer¬
den muß, mache ich darauf aufmerksam,daß ein Name
auf den Stimmzettel gesetzt werden muß.

(Schriftführer Hack vollzieht den Namensaufruf.
Die Abgeordneten geben ihre Stimmzettel ab.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Sind noch Stimmen
abzugeben? Das ist nicht der Fall. Dann ist die Wahl¬
handlung geschlossen.

Das Ergebnis der Wahl ist folgendes: Es sind 110
Stimmen abgegeben. Davon hat Herr Westermann
87 Stimmen erhalten, eine Stimme Herr Hauck und
eine Herr Steinbuchel, 19 Weiße Zettel sind abgegeben
worden, und 2 Zettel waren ungültig. Damit ist Herr
Landesrat Dr. Westermann auf 12 Jahre wieder¬
gewählt. (Bravo! rechts.)

Meine Damen und Herren! Darf ich noch wegen
des Ausfluges für morgen etwas bemerken? (Zuruf
eines kommunistischenAbgeordneten: Es regnet wie¬
der!) Der Ausflug findet auf alle Fälle statt. Wie das
Wetter sein wird, darüber sind sich die Fachausschüsse
nicht einig. Der landwirtschaftliche Ausschuß glaubt,
es würde nicht besonders gutes Wetter sein. Dagegen
ist der Fachausschußfür das Irrenwesen der Meinung,

ll
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daß das Wetter sehr gut sein werde. (Heiterkeit.) Der
Aeltestenrat hat sich der letzteren Meinung ange¬
schlossen.(Große Heiterkeit.) Und weil der Aeltesten-
ausschuß in letzter Instanz entscheidet, wird also
morgen gutes Wetter sein. (Heiterkeit.)

Wir fahren also ab um 2^! Uhr, hier unten an der
Anlegestelledicht beim Düsselschlößchen.

Diejenigen, die sich noch anmelden wollen oder die
sich entschließen würden, abzusagen, was ich bedauern
würde, bitte ich, das möglichst bald zu tun.

Wir fahren in der Tagesordnung fort.
Punkt 54: Antrag des II. Fachausschusses

zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betr. den Antrag der
sozialdemotratischen Fraktion auf Al>-
änderungdesßLderSatzungenderRuhe-
gehaltstasse der Kreiskommunalver¬
bände und Stadtgemeinden der Rhein-
Provinz.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Herrmann.
Abgeordneter Herrmann: Der II. Fachausschuß

hat sich die Gründe des Provinzialausschusses zu eigen
gemacht. Gr empfiehlt Ihnen daher die unveränderte
Annahme der Vorlage.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Ha » ck: Meine Damen und Herren!
Ich muß namens meiner Freunde erklären, daß wir
uns dem Antrage, wie er hier vom Provinzialausschuß
vorgelegt worden ist, nicht anschließentonnen. Wir be¬
dauern außerordentlich, daß sich der Provinzialausschuß
unsere Gedantengänge bezüglich der Weiterversiche-
rungsmöglichkeit der bei einer rückversichertenKasse
ausscheidendenAngestellten und Beamten nicht hat zu
eigen machen können. Die hier in der Vorlage geltend
gemachten Gründe tonnen uns auch heute noch nicht
überzeugen, daß eine solche Möglichkeit nicht geschaffen
werden tonnte. Unserer Auffassung nach sind Schwierig¬
keiten dazu da, um überwunden zu werden. Ich bin
persönlich der Auffassung, daß, wenn der Herr Dezer¬
nent wirtlich sich einigermaßen Mühe gegeben hätte,
er auch den Schlüssel gefunden hätte, um diese
Schwierigkeiten zu beheben. Die Schwierigkeit besteht
angeblich darin, daß hier eine Satzungsänderung not¬
wendig wäre, die einen solchen Umfang wie die bis¬
herige Satzung annehmen soll. Ich möchte dazu be¬
merken: Selbst wenn das zutreffen sollte — unsere bis¬
herige Satzung umfaßt ganze vier Seiten, und die sind
noch nicht einmal voll —, selbst wenn eine solche „um¬
fassende" Aenderung der Sahung notwendig wäre,
dann sollte man an solcher Schwierigkeit das Lebens¬
interesse der Angestellten nicht scheitern lassen. Das
Lebensinteresse eines Herrn Dezernenten stand be¬
kanntlich eben bei dem vorangegangenen Punkte
wesentlich höher angeschrieben.

Es handelt sich hier insbesondere darum — darin
scheint sich bisher die Mehrheit nicht hineingedacht zu
haben —, den Angestellten der Sozialversicherungs¬
anstalten oder Krankenkassen,die hier bei dieser Ruhe-
gehaltskasse sind, die Möglichkeit zu geben, im Falle
ihres Ausscheidensaus ihrer DienststelleMitglieder der
Kasse zu bleiben, um ihre Anrechte auf Ruhegehalt zu
bewahren. Nun braucht dieses Ausscheiden durchaus
nicht irgendwelchen Umständen zuzuschreiben zu sein,
die in der Person des Betreffenden insoweit liegen, daß
er für die Verwaltung ungeeignet ist, sondern wir
haben leider zu verzeichne», daß einer großen Reihe
von Angestellten gerade bei den Trägern der Sozialver¬
sicherung keine genügenden Aufstiegmöglichkeitenge¬
geben sind. Wir haben heute noch eine außerordentliche
Zersplitterung in der Sozialversicherung gerade bei
den Krankenkassen. Nenn ein solcher Angestellter
vorankommen will, ist es meistens notwendig, daß er
seine Stelle wechselt. Da nun aber nicht alle Kassen
Mitglieder der Ruhegehaltskasseder Rheinprovinz sein
tonnen — denn die Grenzen der Rheinprovinz sind
schließlich auch recht eng —, scheidet er unbedingt aus
seiner bisherigen Anwartschaft für die Ruhegehalts¬
kasse aus. Aber selbst innerhalb der Rheinprovinz sind
eine große Reihe Kassen bei anderen Ruhegehalts-
tasse» rückversichert.Also bei jedem Wechselder An¬
stellung wechseltauch der betreffende Angestellte seine
Ruhcgehaltsanwartschaft. Aus dem Grunde werden
schließlich recht viele Angestellte davon abgehalten, die
Anfstiegmöglichteiten bei anderen Kassen zu suche«,
und dadurch ist der Drang, Besseres und mehr zu
leisten, in der Sozialversicherung wesentlich hintangc-
hnlten. Man mag es ja bedauern, daß sich Angestellte
davon leiten lassen, weil sie ihrer Ruhegehaltsanwart-
schaft verlustig gehen können, auf die Aufstiegsmöglich¬
keit verzichte»,aber es ist leider nicht zu vermeiden.

Ich bin also der Meinung, bei einigermaßen gutem
Willen hätte es möglich gemacht werden tonnen.
Hoffentlich findet sich in der Zukunft, vielleicht in dem
Nachfolger des Herrn Westermann, eine Kraft, die auch
iu der Lage ist, hier eincu Ausweg zu finden und eine
solche Weiterversichcrungsmöglichtcitzu schaffen.

Die Belastung der Ruhegehaltskassekann gar nicht
so groß sein. Wir haben gleiche Einrichtungen, die
ebenfalls solche Rückvcrsicherungs-oder Weiterversiche-
rungsmüglichteiten für ausscheidendeBeamte geschaffen
haben. Ich nenne u. a. die Nuhegehaltskassedes Haupt¬
verbandes deutscherKrankenkassen.Dort ist einmal die
Möglichkeit des korporativen Anschlusses der be¬
treffenden Krankenkasseund zum anderen die Möglich¬
keit der Weiterversicherung der ausscheidenden Ange¬
stellten bei einer Krankenkassegegeben. Das, was dort
möglich ist, sollte zum mindesten auch bei der Provinz
möglich sein. Aber es scheitert anscheinendan der viel¬
gerühmten Schwerfälligkeit nach der Richtung hin. Ick)
hoffe also, daß wir doch möglichst in der Zukunft, in
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einem späteren Provinziallandtag, diese Möglichkeitfür
die Angestellten schaffen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine Damen
und Herren! Der Herr Vorredner hat es für richtig
befunden, die vorliegende Vorlage mit der Wahl, die
eben getätigt worden ist, in Zusammenhang zu bringen.
Ich will ihm auf diesem Gebiete nicht folgen, denn sonst
könnte ich auch seinen Standpunkt in Zusammenhang
bringen mit seiner Eigenschaft als Vorsitzender des
Kranken kassenverbandes,wenn ich nicht irre (Abgeord¬
neter Dr. Kaiser: Sehr gut!), und die Abstimmung
bei der vorigen Vorlage damit, daß der Krankenkassen-
Verband bei dem Dezernat des Herrn Landcsrats Westcr-
mann nicht das von ihm gewünschteEntgegenkommen
gefunden hat. (Aha-Rufc rechts. Zuruf des Abgeord¬
neten Hauck: Das sind Rätsel, Herr Landeshaupt¬
mann!)

Was die Sache selbst angeht, so muß ich zunächst be¬
merken: Es handelt sich nicht um eine Vorlage des
Dezernenten, sondern um eine Vorlage des Provinzial-
ausschusses.Wenn Sie eine Person dafür in Anspruch
nehmen wollen, dann bin ich zunächstals verantwort¬
lich dafür in Anspruch zu nehmen. Ich stehe selbst voll
und ganz hinter der Vorlage.

Es ist in keiner Weise richtig, daß etwa als einziger
Gruud in der Vorlage angegeben worden sei, wenn
man das durchführe» wolle, müsse man eine lange
Satzungsänderuug mit vielen Paragraphen machen.
Es ist allerdings in der Vorlage gesagt: Die Sache
geht nicht so einfach mit riuem Paragraphen zu machen,
wie das die Antragsteller glauben. Man könnte aber
-^ und da ist gleich der Ausweg angegeben — sich mit
«nem Paragraphen begnügen und das übrige dem
Provinzialausschuß zur Regelung überlassen. Dann
sind hier in der nllerdeutlichstenWeise unter Nummer
1, 2, 3, 4, 5, L ausführliche materielle Gründe ange¬
geben, die dagegen sprechen. Es ist also in keiner
Weise richtig, daß etwa, wie hier angedeutet wurde, die
Vequemlichteit des Dezerneuten, der keine lange
Satzungsänderung machenwill, der Grund gewesen ist,
sondern es sind hier sechs verschiedene, durchaus durch¬
schlagende Gründe angegeben.

Mit Recht klagen heute schon die der Ruhegehalts-
lasse angeschlossenen Kreiskommunalverbände und
Stadtgemeinden über die Höhe der Beiträge, die sie
nicht mehr aufbringen können. Die Ruhegehaltskasse
ist in erster Linie für die Kreiskommunalverbände und
Stadtgemeinden gegründet. Aus Entgegenkommen
haben wir Korporationen bei uns zugelassen, obwohl
wir Geld bei ihneu zulegen. Nun soll durch diese Be¬
stimmung den Angestellten der Korporationen noch eine
llünstigere Situation als den Beamten, für die
eigentlich die Kasse da ist, eingeräumt werden, und es
soll eine Mehrbelastung der Kasse geschaffenwerden.

die hinterher von den Kreiskommunalverbänden und
Stadtgcmcinden wieder mitzutragen ist.

Meine Herren! Die Gründe sind so ausschlag¬
gebend, daß ich Sie bitten möchte, den ablehnenden
Standpunkt auch Ihrerseits sich zu eigen zu machen.

Vorsitzender Dr. Iarres : Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hauck: Ich muß doch erklären: Der
Standpunkt des Herrn Landeshauptmanns ist zunächst
einmal in Rätseln gehalten. Ich bin nicht Vorsitzender
des Krantcntassenverbandes, kann also irgendeine Stel¬
lung nach der Richtung hin nicht eingenommen haben.
Wohl bin ich Vorsitzender der Allgemeinen Orts-
kmnkcnkasseDüsseldorf. Das ist aber nicht identisch mit
dem Krankcnkllssenverbande. Mir ist irgendeine
Stellungnahme nach der Richtung nicht bekannt
geworden.

Wenn hier erklärt wurde, daß gerade die Rückver¬
sicherungder Krankenkassen— ich glaube, so die Aus¬
führungen des Herrn Landeshauptmanns auffassen zu
müssen — die höhere Belastung verursacht hat, so kann
ich dem nicht ganz folgen, es sei denn, daß mir hier¬
über anderweitiges statistisches Material vorgelegt
würde. Wie könnte es sonst sein, daß eine Ruhegehalts-
kasse, welche ausschließlichKrankenkassenrückversichert,
mit einem bedeutend niedrigeren Prozentsatz an Um¬
lage die Versicherung durchführen kann wie die Pro-
vinzialverwllltung? (Zurnf des Herrn Landeshaupt¬
manns: Dann gehen Sie doch zu dieser Kasse!) Herr
Landeshauptmann, das scheitert zunächst daran, daß
wir nach den bestehendenNestimmungen bis 1931 ge¬
bunden sind, also aus dem Grunde schon nicht Weg¬
gehen können. Wenn wir dann aber weggehen,müssen
wir alle bisher erworbenen Rechte bei der Provinzml-
lassc fahren lassen und bei der neuen Kasse natürlich
die rückliegendenDienstjahre nachversichern.Das wäre
vielleichteiu recht gutes Geschäftfür die Ruhegehalts¬
kasse der Provinz, aber kein Geschäft für die betreffende
Korporation.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Limbuurg. (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Limbonrg: Ich verzichte!)Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Ich bitte dann diejenigen,die für den
'Antrag des Ausschusses sind, sich zu erhebe,,. — Das ist
die Mehrheit. Der Autrag ist angenommen.

Punkt 55: Antrag des II. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Pro«
vinzialausschufses, betr. Aenderung der
Satzungen der Ruhegehaltskasse der
Landbürgermeistereien und Landge¬
meinden der Rheinprovinz.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Hack.
Abgeordneter Hack: Der II. Fachausschutzemp¬

fiehlt unveränderte Annahme des Antrages des Pro-
vinzialausfchuffes.
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Vorsitzender Dr. Jarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Graf.

Abgeordneter Graf: Der Provinzialausschuß stellt
in seiner Vorlage fest, daß es den Landgemeinden
außerordentlich schwer wird, die ungeheuer hohen
Beiträge für die Nuhegehaltskasseaufzubringen. Wenn
man aber nun beantragt, daß die Landgemeinden, falls
sie ausscheiden — z. B. bei Verleihung des Städte¬
rechts — und sie vielleicht schon eine lange Reihe von
Jahren die Beiträge zur Nuhegehaltskasse bezahlt
haben, ohne weiteres dieser Beiträge verlustig gehen
sollen, so muß man doch hierbei feststellen, daß mit der
Verleihung des Städterechts in diesen früheren Land¬
gemeinden keine besseren Finanzverhältnisse einge¬
treten sind. So ist es zweifellos eine Härte, von der
sie hier betroffen werden. (3s ist unsere Aufgabe, dafür
zu sorgen, daß man ihnen den Uebergang zur Nuhe¬
gehaltskasseder Städte erleichtert, genau so, wie man
bei anderen Versicherungsarten auch diese Möglichkeit
hat, um nicht die neue Stadt vor die Tatsache zu
stellen, daß sie vielleicht in zwei Jahren für eine ganze
Reihe älterer Beamten die Pension selbst zahlen muß.

Zu den hohen Beiträgen auch ein kurzes Wort. Wir
müssen feststellen, daß die Beiträge zu den Nuhegehalts-
kassen der Städte sowohl wie auch der Landgemeinden
sich in der Nachkriegszeit ganz ungeheuerlich erhöht
haben. Mittlere Städte sind es fast nur, die die Bei¬
träge zur Nuhegehaltskassezahlen, weil die größeren
Städte durch den Bcamtenabbau es selbst in der Hand
behalten haben, die Pensionen aus ihrer eigenen Kasse
zu zahlen. Mittlere Städte sind daher fast durchweg
nur Mitglieder. Wir tonnen feststellen, daß wir heute
in diese jährlich bis vier Bürgcrmeistergehälter, ent¬
sprechenddem Gehalt der Stadt, mehr zahlen müssen
als 1913. (Hört, hört! rechts.) Das hat seine Ursache
vor allen Dingen in den unsinnigen Nbbaumaßnahmen,
die eine ganze Neihe von Städten in den letzten Jahren
durchgeführt haben, indem sie eine Neihe von Beamten
zum Teil mit Abfindungen bis zu einem Inhresgehalt
pensionierten, trotzdem die Beamten noch in voller
Arbeitstraft standen. Das hat heute dazu geführt, daß
diese außerordentlich hohen Beiträge zu den Nuhe-
gehaltskassen,die z. V. bei den Landgemeinden 23 Proz.
betragen, gezahlt werden müssen. Gin Beweis dafür,
daß dasjenige, was wir Ihnen damals gesagt haben,
wahr ist, daß der Beamtenabbau leine finanzielle Ent¬
lastung, sondern eine ganz gewaltige Belastung ist.
Hinzu kommt, daß in der letzten Zeit alle diejenigen,
die abgebaut haben — sogar Preußen —, dazu über¬
gehen müssen, neue Beamte einzustelle». Man sieht,
daß man dasjenige, was man damals in der Oeffent-
lichkeit breitgetrcten und dem Volke schmackhaftzu
machen versucht hat, heute als einen Betrug ansehen
muß.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort wird weiter
nicht gewünscht. Ich lasse dann abstimmen uud bitte

diejenigen, die für den Antrag sind, sich zu erheben. -
Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Gerlach.
Abgeordneter Gcrlach: Meine Damen und

Herren! Ich schlage Ihnen vor, die Punkte 56—62
zusammen zu behandeln, weil sie dieselbe Materie be¬
treffen. Ich glaube, wir können die Verhandlungen
dadurch wesentlich fördern, daß wir die Puutte zu¬
sammenziehen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Zur Geschäftsordnung
Herr Abgeordneter Oberdörster.

Abgeordneter Oberdörster: Es ist bisher eine
Kontingentierung der Redezeit für die einzelnen Frak¬
tionen nicht festgelegt. Aber bei den einzelnen Punkten
haben sich die Fraktionen verpflichtet, ihre Ausführuu-
geu auf 15 Minute» zu beschränke». Angesichts der
Wichtigkeit des Etats der Fürsorgeerziehung und mit
Nücksichtdarauf, daß wir zu diesem Punkte 5 Uranträge
gestellt haben, sind wir natürlich nicht in der Lage, in
dieser Nrdezeit zu der Angelegenheit Stellung zu
nehmen. Wir sind nicht gegen die Verbindung au und
für sich, möchten aber wünschen, daß hier eine längere
Nedezcit gewährt wird.

Vorsitzender Dr. Jarres: Das halte ich für
selbstverständlich.Ich möchte vorschlagen,daß wir ver¬
suche», mit einer halben Stunde Redezeit für diese
Punkte zusammen auszukommen. Die Redezeit soll
uicht besouders beschränkt werden. Ich möchte dann
aber empfehlen, damit noch die Druckfache 119 zu ver¬
binden, den Entschlicßungsantrag Herrmann, Pohl
uud Wedcrshoveu, wonach die Beseitigung der Woh¬
nungsnot dringend geboten ist und die Neichsregierung
aufgefordert wird, baldigst ein Gesetz vorzulegen, dem¬
zufolge die Erträgnisse der Hauszinssteuer, solauge
diese Steuer erhoben wird, restlos zur Förderung des
Wohnungsbaues verwandt werden müssen. Das ist im
II. Fachausschuß bei dieser Gelegenheit mitbehandelt
worden. Ich nehme an, daß die Herren Antragsteller
damit einverstanden sind, daß Druckfache119 hiermit
verbunden wird. Das ist der Fall.

Ich stelle fest, daß das Hans mit der Verbin¬
dung der Punkte 56 —62 und Drucksache
I 1 9 einverstanden ist.

Ich gebe dann zunächst den Herren Berichterstattern
zu den einzelnen Punkten das Wort. Dann wird die
Erörterung über alle Dinge zusammen stattfinden. Zu
Punkt 56, 5« und 59 ist Berichterstatter Herr Abge¬
ordneter Iansen.

Abgeordneter Iansen, Lammersdorf: Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Der Fachausschuß II
hat sich, wie in früheren Jahren, so auch in diesem
Jahre mit dem Etat der Fürsorgeerziehung und mit
der Gesamtausgabe des Fürsorgeerziehungswesens ein-
gehend befaßt. Es sind so manche schwierige Fragen
durchgesprochen worden, die, wie auch in anderen
Jahren, auch diesmal »ach Auffassuug der bei weitem
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großen Mehrheit des Fachausschusses eine befriedigende
Beantwortung und Erledigung gefunden haben.

Sie wissen, daß wir bei dem Kapitel Fürsorge-
crzichuug vor der großen Frage der Erziehung derer
stehen, die entgleist oder gefährdet sind und die wieder
als ordentliche Menschen in die Voltsgemeinschaftzu¬
rückgeführt werden sollen.

Der Fachausschußhat mit Bedauern davon Kennt¬
nis genommen, und auch Sie werden das tun, daß
die Zahl der Fürsorgezöglinge sich so erheblich ver¬
mehrt hat, daß die Zahl, die vor dem Kriege regel¬
mäßig ungefähr 10 000 war, in der Nachkriegszeitsich
auf 15 000 erhöht hat. An sich liegen für diese Ver¬
mehrung auch automatisch wirkende Gründe vor. Und
zwar ist es zunächst das Reichsjugcndwohlfahrtsgesetz,
das heute auch solche Entgleiste oder Gefährdete der
Fürsorgeerziehung überweist, die bereits das acht¬
zehnte Lebensjahr erreicht haben, die aber früher unter
der alten gesetzlichen Ordnung nicht mehr in die Für¬
sorgeerziehung hineinkommen konnten. Es kommt
weiter hinzu, daß auch die Koste» der vorläufigen Für¬
sorgeerziehung heute vom Provinzilllverbande zu
tragen sind, während diese früher, wenn die vorläufige
uicht in die endgültige Fürsorgeerziehung überging,
von den Gemeinden bzw. Antragstellern zu tragen
war. Wenn es an sich auch erfreulich sein mag, daß
Zeitig und ohne Furcht vor den Kosten die Fürsorge¬
erziehung beantragt wird, um einen armen Gefähr¬
deten so in Schutz zu nehmen, daß er ohne Entgleisung
wieder zurückgeführtwird, so ist doch auch Wohl zu ver¬
muten, daß infolge der leichteren Aufbringung der
Kosten resp, der Abwälzung derselben auf den Pro-
uiuzialverband sicherlichein Mehr an Fürforgcüber-
wcisungen eingetreten ist. Und der letzte mag wohl
der tiefste Grund sein für die im letzten Jahre um
W00 vermehrte Zahl der Fürsorgezöglinge, nicht ganz
so zweifellos die Erwerbslosennot und zu gleicher Zeit
auch die Wohnungsnot.

Der FachausschußII hat sich auch mit diesen Grün,
den beschäftigt. Ich muß das ausdrücklichdeshalb fest,
stellen, weil es zeitweise zu einem Tadel auf den Vor¬
sitzenden zu kommen schien, als ob er die Geschäfte mcht
korrekt führe, da er die ganz eingehende Erörterung
der Gründe für die Fürsorgeerziehung nicht hätte znr
Behandlung kommen lassen wollen. (Sehr richtig! bei
den Kommunisten.)

Das ist nicht der Fall. Ich kann im Namen des
Ausschussesmitteilen, daß dieser Tadel nicht gerecht¬
fertigt war. Der Vorsitzende wie auch der Ausschuß
hatten die Gründe schon von der Verwaltung zur
Kenntnis genommen. Der Vorsitzende und mit ihm die
überwiegende Mehrheit des Ausschusses waren aber
der Auffassung, daß eine eingehendeBehandlung dieser
Gründe resp, die Behebung der Erwerbslosennut und
auch die Wohnungsfürsorge nicht Aufgabe des Fach¬
ausschussesII sei und daß deshalb von einer wetteren
Erörterung dieser Gründe abzusehen sei.

Wir bedauern alle auf das tiefste, daß derartige
soziale Gründe tatsächlichUrsachen für die Verwahr¬
losung so mancherJugendlicher sind. Und sicherlich sind
alle Mitglieder des FachausschussesII gerne bereit,
jedes Mittel zu unterstützen, das aus diesem Hohen
Hause geboten wird, um sich diesen sozialen Gründen
entgegen zu stemmen. Aber das kann uns doch nicht
davon abhalten, für uns als Ausschuß zu erklären, daß
wir ohnmächtig sind, diese sozialen Gründe zu beheben.

Wenn auch die wachsendeZahl unerfreulich ist, so
ist doch erfreulich die Mitteilung der Verwaltung, daß
die Zahl der geschlechtskrankenFürsorgezüglinge sich
erheblich vermindert hat, und zwar, daß die Anzahl
der geschlechtskranken Mädchen seit 1924 von 58 Proz.
ans 30 Prozent im Jahre 1926 gesunken ist und daß
weiter die Zahl der geschlechtskranken männlichen Für¬
sorgezöglingezur Zeit bloß noch 9 beträgt. Diese Fest¬
stellungen werden vom ganzen Hause sicherlich mit
Freuden begrüßt werden.

Der Ausschuß empfiehlt Ihuen die Annahme des
Etats der Fürsorgeerziehung.

Ich kann noch hinzufügen, daß bei den Beratungen
des" Fachausschussesll die meisten Redner immer
wieder hervorgehobenhaben, daß wir den Beamten und
Beamtinnen der Verwaltung zu Dank verpflichtet sind,
weil sie sich dieser schwierigenAusgabe mit Fleiß und
hingebender Liebe gewidmet haben. (Abgeordneter
Dr. Kaiser: Sehr richtig! Zuruf eines Kommunisten:
Das ist ja nicht wahr!) Es handelt sich hier um eine
Aufgabe, die wesentlichwichtiger ist als das Rechnen
mit Zahlen (Sehr richtig!), die mich für uns viel wich¬
tiger ist als bloß die Beschaffung von Geld, als alle
möglichenmateriellen Dinge. Wir stehen allen diesen
Erzirhuugsfragen der armen Entgleisten und Gefähr¬
deten mit außerordentlicher Wärme und Liebe gegen¬
über. Darum freuen wir uns, daß der Ausfchuß m
seiner überwiegenden Mehrheit immer wieder gerne
anerkannte - und ich glaube, daß auch das Hohe Haus
sich dieser Auffassung anschließen wird -, °as allen
Beamten und Beamtinuc» der Verwaltung, die stch mit
der Fürsorgeerziehung beschäftigen, ein besonderer
^ank zukommt für die Liebe und Wärme, mit der sie
sich der armen Gefährdeten annehmen. (Beifall rechts
und in der Mitte.) Dieser Dank gilt nicht nur der
Verwaltung, er erstreckt sich auch auf die fleißigen
Bienen draußen im Lande, auf die Fürsorger und Für¬
sorgerinnen, die mit eben solcher Liebe und solchem
Fleiß sich der armen Verwahrlosten annehmen.

Der Allsschußbittet sie, den Fürsorgeerziehungsetat
unverändert anzunehmen.

Ich komme nnn zn Punkt 58, dem Antrage der
Fraktion der KPD., der folgendermaßen lautet:

„Den konfessionellenErziehungsvercinen wird die
Aufsicht über die Fürsorgezöglinge entzogen und den
Organen der Provinz überwiesen. Der Landeshaupt¬
mann hat sich zur Durchführung der Aufsicht der ört¬
lich zuständigen Jugendämter zu bedienen. Die
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Jugendämter dürfen mit der Durchführung der
Aufsicht nur ihre eigenen Organe beauftragen."
Der FachausschußII und das Hohe Haus sehen hier

einen alten Bekannten vor sich (Abgeordneter Dr.
Kaiser: Sehr richtig!), einen Antrag, dessen Gesicht wir
schon häufiger gesehen und mit dem wir uns schon
häufiger befaßt haben, für dessen Ablehnung überhaupt
leine Gründe vorzubringen sind, weil sie bereits in
früheren Jahren hier im Hause vorgebracht wurden
und unverändert fortbestehen.(Sehr gut! rechts.)

Reglement und Gesetz bestimmen, daß die Organe,
deren sich der Landeshauptmann für die Fürsorge¬
erziehung zu bedienen hat, ihm unterstellt sein müsseu.
Die Jugendämter sind das nicht. Darnm kann schon
aus diesem Grunde, aber auch noch aus anderen Grün¬
den, von einer Annahme dieses Antrages keine Rede
sein. Der Fachausschußbittet Sie, den Antrag ablehnen
zu wollen.

Genau so verhält es sich auch mit Punkt 70 der
Tagesordnung: Antrag der KPD.-Fraktion:

„Für alle schulpflichtigenFürforgezögliugc ist so¬
fort nach der (Anlieferung in die Fürsorgeerziehung
eine sechswöchige Erholungskur durchzuführen.

Schulpflichtige Fürsorgezüglinge crhnltcn Ferien
im Umfang der Fcrieuordnung für die Voltsschulen
am Orte der jeweilige» Anstalt. Sie dürfen während
dieser Zeit auch nicht mit Hausarbeit beschäftigt
werden.

Schulentlassene Fürsorgezögliuge erhalten all¬
jährlich in zwei Abschnitten Ferien auf die Dauer
von 4 Wochen, Während dieser Zeit dürfen sie zu
keiner Arbeitsleistung herangezogen werden.
Auch dieser Antrag erscheintim alten Gewände und

mit dem alten Gesicht. Wir haben ihn bereits behandelt
und abgelehnt, aber nicht deshalb, weil das Hohe Haus
den Fürsorgezöglingcn nicht dieses Erbetene oder viel¬
leicht noch mehr gewähren wollte, wenn es möglich
Wäre (Zuruf eines kommunistischen Abgeordneten:
Weil Sie dafür kein Verständnis besitzen, deshalb
lehnen Sie es ab!), sondern deshalb, weil die meisten
dieser Forderungen bereits erfüllt sind (Lachen links,
Zuruf eines kommnnistischen Abgeordneten: Das
stimmt ja gar nicht!) und sich infolgedessender Antrag
völlig erübrigt. Meine Damen und Herren! Die Ver¬
waltung hat festgestellt, daß alle eingelieferten Für-
forgezöglinge zunächst auf ihren Gesundheitszustand
untersucht werden und daß sie dann je nach dem Be¬
funde wochenlang,manchmal noch länger, als hier ver¬
langt ist, in dem Aufnahmctzeimbleiben und hier zu¬
nächst eine Erholungszeit durchmachen. Immer erst
danu, wenn der Gesundheitszustand es erlaubt, wenn
sich bei schwächeren Kindern der Zustand so gekräftigt
hat, daß sie mit den andern in einer Reihe gehen
tonnen, kommt die Angliederung an eine Fürsorge¬
erziehungsanstalt. Ich betone, damit Sie nicht ein
Mißverständnis mit nach Hause nehmen, nochmals,
alles, was hier verlangt wird, ist nach der Auffassung

des Ausschusses gewährt. (Widerspruchbei den Kommu¬
nisten.) Darum ist der Antrag überflüssig, und der
Ausschuß bittet Sie, auch diesen Antrag abzulehnen.
(Erregte Zurufe links.) Ich bin leider schwerhörigund
verstehenicht alles, was Sie mir zurufen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Das
Wort hat als Berichterstatter Herr Abgeordneter Hol¬
len zu den Punkten 57, «1 und L2.

Abgeordneter Holten: Meine Damen und Herren!
Der Antrag der Kommunisten will, daß die Unter¬
bringung uou Fürsorgezöglingen oder sonstigen Pfleg¬
lingen dnrch die Provinz nur in solchen Anstalten er¬
folgen soll, die den Mitgliedern des Provinzialland-
tags jederzeit die Besichtigung der Austaltcn und ihrer
Einrichtungen gestatten. Im Fachausschußwurde fest¬
gestellt, daß keinem Mitglicdc dieses Hauses die Besich¬
tigung irgendeiner Anstalt verwehrt worden ist. Der
Fachausschuß bittet deshalb, den Antrag abzulehnen.

Der Autrag der Kommnnisten, betreffend die Unter-
bringnng von Fürsorgezöglingcn oder sonstigen Pfleg¬
lingen in Privatanstalten hat dem Provinziallandtag
schon im vorigen Jahre in demselben Wortlaut vorge¬
legen. Der vorigjährigc Provinziallandtag hat den
Antrag abgelehnt. Der Fachausschuß empfiehlt auch
jetzt wiederum Ablehnung, weil ein Teil der Forde¬
rungen durchgeführt ist, andere sich nicht verwirklichen
lassen.

Zu Punkt 57, dein Antrage des II. Fachausschusses
zu den Haushaltsplänen, beantragt der Ausschuß un¬
veränderte Annahme.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Das
Wort als Berichterstattern! zu Puutt <!<>hat Frau Ab¬
geordnete Blumbcrg.

Abgeordnete Frau B I umberg: Der Antrag der
KommuuistischenPartei auf Schließung der Anstalten
in Gummersbach wird von dem II. Fachausschuß in
seiner überwiegenden Mehrheit abgelehnt, nachdem wir
den Bericht der Provinzialkommission entgegen ge¬
nommen, die Sache eingehend beraten uud keine
Gründe gefunden haben, diese strenge Maßnahme
durchzuführen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Hack.

Abgeordneter Hack: Herr Abgeordneter Iansen
hat vorhin gesagt: Sie sehen hier einen alten Be¬
kannten vor sich. Er meinte damit den kommunistischen
Antrag. Ich aber, Herr Kaiser, meine mit dem alten
Bekannten den Herrn Abgeordneten Iansen. Er ist
nämlich derjenige, der auch heute wieder im Auftrage
seiner Fraktion den breiten Mantel der christliche»
Nächstenliebe über die Mißstände in den Fürsorge-
crziehungsanstalte» im Namen des ganzen Bürger-
blucks decken möchte. (Zuruf des Abgeordneten Iansen:
Ich habe nur Bericht erstattet!)

Wir geben uns nicht der Hoffnung hin, daß der
Provinziallandtag, so lange die heutigen Verhältnisse
bestehen, so lange die reaktionäre, die Dunkelmänner-
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^Auffassung (Hu!-Hu!-Rufe) in unserem Staate maß¬
gebend ist, Fürsorgeerziehung in unserem Siune trei¬
ben wird. Zuruf des Abg. Dr. Dichgaus: Daun stellen
Sie doch keine Anträge mehr!) Auch wenn für den
Wasserkopfein Strohkopf nach Berlin kommt, der der¬
selben Richtung angehört, so wird das absolut nichts
ändern. Selbst wenn das Durch- und Uebercinander
von Regierungen noch durch eine Ueberregierung im
Vatikau verstärkt wird, wird das Dunkclwesenin dieser
Beziehung noch viel stärker werden. (Unruhe im Zen¬
trum.) Es wird in keiner Weise nachlassen. Es scheint
wehe zu tun, daß Sie alle zugleich Zwischenrufe
wache». Ich hätte nur gern einen einzigen gehört, um
darauf eingehen zu können.

Herr Pfarrer Iansen stellt sich hierhin und sagt:
Die armen Gefährdeten müsseu nachher wieder einem
ordentlichen Lebenswandel zugeführt werden. (Zuruf
des Abgeordneten Iansen: Das ist doch wohl auch Ihre
Auffassung?) Es ist unsere Anffassuug, aber in der
Tat, Herr Pfarrer Iansen, uud Ihre Auffassung ist es
»nr in Redensarten.

Das kann ich Ihnen beweisen. Gestern hat noch
eine Notiz in der Zeitung uuser Aufsehe» erregt, wo¬
nach die Reichswehr nuu Fragebogen herausgibt, auf
dmen anch steht: Waren Sie schon einmal in Zwangs¬
erziehung Dabei behaupten Sie immer, daß diejenigen,
die nicht wegen subjektiver Fürsorge in eine Anstalt
tommen ^ znm mindesten diese — den übrigen Men¬
schen gleichwertig zu erachten sind. Wer also wegen
objektiver Fürsorge, weil vielleichtbei den Eltern oder
Erziehern etwas nicht stimmt, in eine Anstalt kommt,
lst nach diesem Fragebugen mit einem Makel behaftet,
wenn er in Zwangserziehung oder in der Fürsorge
gewesen ist. Gewiß, Sie haben damit nichts zu tun.
Aber der Einfluß, den Ihre Partei bei der maßgeben¬
den Stelle hat, der hat damit zu tun, Herr Pfarrer
bansen. Es ist eine berühmte Taktik, die Sie heute
schon oft angewandt haben, nicht nur Sie, sondern
auch die Sozialdcnwtratcn im Falle des Herrn Soll-
'nnnn heute morgen, zu sagen: Bin ich denn etwa ver¬
antwortlich für das, was die da oben machen?Jawohl,
«ne Partei ist verantwortlich in ihrer Gesamtheit, nicht
nur die einzelne Person, (iwruf vou der SPD.: Danu
lw'ge es Ihnen ja schlecht, dann wären Sie ja verant.
wortlich für die Sowjetgranaten!). Die Sow,et.
nranaten hat die SPD. gedreht, und für diese Dreh-
sertWeit wird sie auch den klingenden Lohn in Gestalt
u°n Aemtern, Posten und Würden empfangen. Wenn
"er wahr ist, was Sie immer behaupten, dann haben
°'e Sozialdemokraten damals die Gelder für tue
^owjctgranatcn bewilligt; sie sollten daher heute Ruhe
^>lten. (Zuruf eines kommunistischenAbgeordneten:
^er Fragebogen stammt vom preußischen Innen-
""nister, von einem Sozialdemokraten!) Was hat das
letzten Endes mit der Fürsorgeerziehung zu tun, wenn
"e SPD. Granaten dreht. Wenn sie aber schon em-
wal dazu übergeht, Zwischenrufezu machen, dann muß

ich auch sagen, was zur Fürsorgeerziehung gestern die
Volkszeitung schrieb: Die KPD. brachte neben einigen
Anträgen, die sie aus dem früher von der SPD. vor¬
gebrachten Material zusammengeklaubt hat usw. Ich
glaube, der Berichterstatter ist Herr Gert Schreiner,
der vor einem Jahr oder zwei noch sehr radikale Töne
in der Internationalen Arbciterhilfe gefunden hat.
Der Umgang, den er damals mit Kommnnistcn hatte,
hat ihn wahrscheinlichzu der Ueberzeugung gebracht,
daß die Ansichten, die er mal irgendwo gehört hat,
sozialdemokratisch seien, und er hat nun geglaubt, wir
hätten der SPD. das Material geklaubt. (Zuruf des
Abgeordneten Görlinger: Der hat doch etwas gelernt!)
Sie machen immer ausgezeichnete Zwischenrufe. Sie
haben auch vorhin gesagt,März sei tot; und damit ist er
auch für Sie vergessen. Karl Marx ist tot; dafür haben
Sie den Wilhelm Marx adoptiert. Ich möchte Ihnen
nur sagen, und das verdient auch der Öffentlichkeit
gesagt zu werden: Wenn diese Anträge wirtlich aus
dem Material der Sozialdemokraten geklaubt sind,
warum habe» dcun die Sozialdemokraten diese Anträge
gestern restlos niedergcstimmt? (Sehr gut! bei den
Kommunisten.) Weil sie ihr eigenes Material nicht
mehr aufrechterhalten wollen oder weil sie die Oeffent-
lichkeit bewußt irre führen.

Herr AbgeordneterHerrmann hat eine Entschließung
zu diesemPunkte eingebracht, und diese Entschließung
ist durchaus richtig. Sie besagt, daß das Elend der
Fürsorgecrziehungspflichtigen nicht in diesen Kleinig¬
keiten, die da vorgebrachtwurden, zu suchen ist, sondern
daß es tiefere Ursachen hat. Auch der Herr Landesrat,
der zu der Sache im Ausschuß berichtet hat, hat selbst
zugeben müssen, daß die Wohnungsnot und das soziale
Elend zunächst einmal die Quellen dieser Notwendig¬
keiten sind. Da ist es doch durchaus richtig, und nicht,
wie der Herr Berichterstatter namens des Ausschusses
gesagt hat, etwas, was hier nicht zur Sache gehört, daß
diese Verhältnisse mitberücksichtigtwerden. Auch da
machen Sie eine geschickteArbeitsteilung. Sie sagen
im Ausschuß, wo das Elend zur Sprache kommt: Be¬
dauere sehr, der FachausschußII hat sich mit dem
Wohnungsclcnd usw. nicht zu befassen. Wir aber
sagen, daß der FachausschußII betonen müßte: Hier
liegt der Grund des Elends der Fürsorgeerziehung.
Infolgedessen muß mehr Wert auf die Bautätigkeit
und die Behebung des sozialen Elends gelegt werden.
Aber das wollen Sie nicht, weil dann herauskommen
würde, daß Sie niemals zustimmen, wenn wir eine
vermehrte Bautätigkeit oder die Behebung des sozialen
Elends verlangen. Wenn man das eine sieht, muß man
das andere zugeben. Aber das ist eben das, was Sie
nicht wollen.

Genau so, wie die Wohnungsnot auf der ganzen
Linie die Verhältnisse im Gefolge hat, die zur Für¬
sorgeerziehung führen, genau so hat die Lage dieser
Familien oft zur Folge, daß die Kinder in Fürsorge
kommen. Ich habe im letzten Jahre schon — und muß
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es auch heute noch einmal tun — dargelegt, wie häufig
solche Verhältnisse zustande kommen, insbesondere seht,
wo die Miete noch einmal gestiegen ist, muß man mit
dem Herrn Landeshauptmann sagen, daß die Not nicht
proportional mit der Steigerung der Miete, sondern
progressiv fortschreitet. Ebenso muß natürlich auch die
Zuweisung zur Fürsorge progressiv fortschreiten.

Wir können heute in allen Städten feststellen,daß
diejenigen,die nicht in der Lage sind, von ihrer Unter¬
stützung die Miete aufzubringen, daß diejenigen, die
nur ein geringes Ginkommen, manchmal überhaupt
lein Einkommen und keine Unterstützung haben, ge¬
zwungen sind, in den Ausschußvierteln, die die Städte
zu diesem Zwecke eingerichtet haben, unterzukommen.
Jede Stadt hat so ein Asyl — möchte ich fast sagen —,
wo die grauenhaftesten Verhältnisse herrschen. Es ist
lein Zufall, wenn in solchen Wohnungen, wo 10 Per¬
sonen in einem Raume Hausen, den sie als Küche,
Schlafzimmer, Keller und Aufbewahrungsraum be¬
nutzen, solche Fälle vorkommen. Wir haben gerade in
diesen Verhältnissen nicht wenig Fälle, wo die Er¬
wachsenenabends betrunken nach Hause kommen, wo
Jugendliche verschiedenen Geschlechts von 10 bis 20
Jahren zusammenhausenmüssen und wo auch noch ein
Teil unmündiger Kinder dabei ist, wo bis zu 10 Per¬
sonen in der dumpfen Atmosphäre einer feuchten und
verlausten Bude in zwei nebeneinanderstehendeBetten
kriechen müssen. Was folgt daraus? Daraus folgt die
Erziehung zur Blutschande, die Erziehung zu unsitt¬
lichen Verhältnissen, die Sie nachher in ihrer Aus¬
wirkung bekämpfen, aber mit unrichtigen Mitteln,
worauf ich noch kounncu werde. Aber uicht in der
Ursache fassen sie diese Verhältnisse an. (Sehr richtig!
bei den Kommunisten.) Wir weisen Ihnen nach, wie
die Sache sich entwickelt. Mit 9 und 10 Jahren laufen
die Kinder in diesen Asylen herum. Es sind zum Teil
minderwertige Menschen, die durch ihre Verhältnisse
zum größten Teil zum Lumpenproletariat herab¬
gedrückt und vielleicht auch geistig nicht mehr ganz auf
der Höhe sind. Die vergreifen sich an den Kindern in
diesem Alter in unsittlicher Weise. Daß natürlich ein
Kind, das unter solchen Verhältnissen, wo es überhaupt
keine Erziehung haben kann, aufwächst, nachher in die
Fürsorge muß, ist genau so selbstverständlich,wie, daß
aus dem kapitalistischenSystem solche Dinge geschehen
müssen. Was für einen Ausweg wollen Sie? Zeigen
Sie ihn uns. Sie haben im vergangenen Jahr keinen
Ausweg gefunden als den einen, daß die Mädchen
nachher,wenn es gut geht, mit 18 oder 19 Jahren viel¬
leicht heiraten. Augenblicklichist es so, in allen diesen
Familien sind die Kinder, wenn sie nicht in die Für¬
sorge kommen, gezwungen, vom 14. Lebensjahre ab
etwas zu verdienen. Dann vollzieht sich im Fabrit¬
betriebe die körperliche und seelische Reife. Was kann
dabei herauskommen, wenn solche Verhältnisse der
Untergrund für solche Erziehung gewesen sind? Gs
kommtvielleichtheraus, daß sie dann eben früh heiraten.

Und wen? Einen Erwerbslosen oder einen, der viel¬
leicht in vier Wochen auf der Straße liegt. Und diese
Verhältnisse nehmen Sie als Grund für objektive
Fürsorge. Die Kinder können nicht erzogen werden.
Dann sind sie, wenn die Fürsorge einmal eingetreten
ist, von der übrigen Menschheit isoliert, und dann
müssen sie nachher, wenn sie irgendwo hin wollen,
den Fragebogen ausfüllen, daß sie in der Fürsorge¬
erziehung waren.

Darum sagen wir, daß in dieser Beziehung Ihre
Fürsorge etwas ganz anderes ist als Fürsorge. Es ist
ein Zwang allerschlimmster Sorte.

Nun komme ich zu den Anträgen an sich. Wir haben
in dem früheren Punkte Nr. 62, 15 oder 17 Anträge
zusammengezogen. Das sind die Anträge, von denen
die Sozialdemokraten behaupten, sie seien die ihren,
denen sie aber nicht zugestimmt haben. (Zuruf eines
sozialistischen Abgeordneten: Das ist gelogen!) Das ist
insoweit gelogen, als Sie dem Punkt 2 bei der
Familienpflege zugestimmt haben; ich komme darauf
noch. Aber alle anderen Anträge sind abgelehnt
worden (Zuruf eines sozialdemokratischenAbgeord¬
neten: Dann haben Sie nicht aufgepaßt!), obwohl in
vielen Fällen — wir haben auch den Beweis erbracht —
außerordentlich rigoros Verfahren wird.

Ich will hier einen Fall von Wicsdorf anführen.
Da ist ein Schreiben, das die Frauen aus der Nachbar¬
schaft unterschrieben haben. Es sind, soviel ich hier
sehen kann, über 50 an der Zahl, keine Ueberschlagung,
nicht ein paar einzelne willkürlich herausgegriffen,
sondern der Reihe nach haben sämtliche Frauen und
Familien der Nachbarschaft Einspruch erhoben, daß
man der Witwe Schutkowsti ihre Kinder im Alter von
12, 0 und 3 Jahren ungerechterweiscentzogen hat. Die
Polizei hat die Kinder weggenommen. Dann waren
sie verschwunden. Welche Gründe da oft maßgebend
sind, haben wir im Ausschuß schon gesagt. Ich will
hier nicht in die Einzelheiten gehen. Aber ich beziehe
mich auf eine Anzahl von Fällen, wo es genügte, daß
ein Familienangehöriger Mitglied des Noten-Front-
lampferbundes war, um die anderen wegen sittlicher
Gefährduug in die Fürsorge hineinzustecken. (Hört,
hört! bei den Kommunisten. Lachen bei den übrigen
Parteien.) Das kommt Ihnen lächerlich vor, aber es
ist eine bitterernste Tatsache. Es wird Ihnen nicht
mehr so lächerlich vorkommen, wenn die Arbeiter sich
einmal dagegen wehren.

Wir beantragen: „Die Unterbringung fürsorge-
crziehungsbedürftiger Minderjähriger in privaten
Fürsorgcanstalten ist einzustellen. Diese privaten An¬
stalten sind möglichstumgehend in den Besitz und die
Verwaltung der Provinz bringen,"

Es ist typisch uno wird nachher bei dem Fall von
Niederseßmar noch auseinandergelegt werden, wie die
privaten Fürsorgeanstalten christliche Nächstenliebebe¬
treiben. In Niederseßmar ist mit dem Fürsorgeheim
auch räumlich und gebäulich eine Fabrik verbunden,
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eine Zancllafabrik und eine Weberei. Hier arbeiten die
weiblichenFürsorgezöglinge 9 Stunden; so ist von der
Verwaltung gesagt worden. Von uns wird behauptet,
9X- Stunden. Sie verdienen dort 75 Prozent des ge¬
werkschaftlichen Lohnes, also des Tarifs. Dann kommen
sie natürlich hinterher wieder in die Anstalt. Wenn sie
diese Arbeit nicht tun wollen oder sie nicht ganz ein¬
wandfrei tun, bekommensie die Prämie, die sage und
schreibe pro Stunde 1 Pfennig im günstigsten Falle
beträgt, nicht. Nun wäre doch eigentlich anzunehmen,
das; in einer solchen Anstalt, wo die Mädchen 75 Proz.
des gewerkschaftlichen Lohnes verdienen, wo sie außer¬
dem noch pro Kopf 1,60 Mark Zuschuß von der Pro-
binzinlverwaltung bekommen, sie davon wirtlich ein
anständiges Leben führen könnten. Man fagt nun:
Das Essen ist ausgezeichnet, es sind sogar Gewichts¬
zunahmen zu verzeichnen.Ich bin dem auch im Fach¬
ausschuß bereits entgegengetreten. Es ist häufig, auch
wenn jemand ins Gefängnis kommt, ciue Gewichts¬
zunahme zn verzeichnen. Das liegt aber nicht an der
Güte der Kost in den Gefängnissen, die Sie ja einmal
Probieren können, sondern es liegt an der Regelmäßig¬
st, mit der sie da mit Sachen aufgepäppelt werden,
die keinen Gehalt haben. (Zuruf des Abgeordneten Dr.
Dichgans: Was ist das für eine Logik!) Sie tonnen
llleich sehen, daß die Logik richtig ist, und dann weiter
mit dem Kopfe schütteln. Man sagt, das Essen sei aus-
llezeichnet, sagt aber im gleichenAtemzüge: Man kann
den Schwestern nnd den Kräften, die da sind, nicht zu¬
muten, daß sie dieses ausgezeichnete Essen jahrelang
verdauen. Diese Schwestern und Angestellten sitzen im
Reichen Raum, in dem die Zöglinge sitzen, die dnrch
neunstündige Arbeit Geld verdienen, und bekommen
eine andere Kost, während die Anstaltsinsassen zusehen
tonnen. (Znruf des Abgeordneten Dr. Kaiser: Arbeiten
d« denn nicht?) Wenn sie arbeiten, arbeiten sie be¬
stimmt nicht mehr als diejenigen, die neun Stunden
"> der Fabrik arbeiten, Herr Kaiser, und man müßte
«ach normalem Ermessen ihnen dasselbe zubilligen.
Das tut man aber nicht. Im Gegenteil, man zeigt es
denen da in sehr feiner Weife, wie man für andere
"was tun kann.

Wenn man das besieht nnd sieht, welche Ge¬
winne da herausgezogen werden, dann muß man doch
sagen, daß besonders in dieser Anstalt die Fürsorge nur
den Zweck haben kann, billige und willfährige Arbeiter
dem Betriebe zuzuschieben.Deswegen sagen wir schon:
Diese Arbeiter, die mit den freien Arbeitern zusammen
da im Betriebe stehe», müssen die Möglichkeit haben,
MH gewerkschaftlich zu organisieren und auch mit den
Gewerkschaften in Verbindung zu treten, damit sie ihre
primitivsten Mcnschenrechtcgeltend machen können,
^enn man glaubt, daß darin, daß sie mit den übrigen
Zusammenkommen,eine Gefahr liegt, soll man die Ge¬
fahr auch darin sehen, daß sie im Betriebe mit ihnen
zusammenkommen. Aber dort schaffensie Werte, und
Mfolgebessenbesteht da keine Gefahr. (Zuruf des Ab¬

geordneten Dr. Dichgans: Sie lehnen doch die Gewerk¬
schaftenab! Antwort eines kommunistischeil Abgeord¬
neten: Das würde Ihnen wohl so passen!) Haben Sie
eine Ahnung, Sie sind wahrscheinlichnoch im Mittel-
alter.

Wir stellen fest, daß das System in diesen Anstalten
häufig zu allerhand Weiterungen führt. In dieser
Anstalt wird, wie ich eben schon sagte, 1 Pfennig
Prämie pro Stunde gezahlt. Kommt dann eine Platte
im Gewebe, so wird sie abgezogen.Es gibt andere An¬
stalten, die geben einen Punkt für gutes Verhalten, und
für diesen Punkt bekommt das Mädchen am Ende der
Woche 20 Pfennig ausbezahlt. Daß die frommen
Schwestern natürlich auch die Punkte etwas nach der
religiösen Betätigung verleihen, ist Wohl jedem, der die
Verhältnisse kennt, klar. Vor allem aber bekommen die¬
jenigen Punkte, die zum Nachteil ihrer Mitzöglinge es
ausgezeichnetverstehen, diese anzuschwärzen oder sonst
irgendwelche Geschichtenanzubringen. (Sehr richtig!
bei den Kommunisten.) Ich habe eine Sache persönlich
geprüft, die absolut nicht zu bcstreitcn ist. Danach
kamen in dieselbe Familie zwei Mädchen von einem
solchen Heim zur Arbeitsleistung. Das eine Mädchen,
verlogen und durchtrieben bis dort hinaus, hat fort¬
gesetzt eine Menge von Punkten in dieser Anstalt be¬
kommen. Das andere Mädchen aber, welches nach der
übereinstimmenden Ansicht derjenigen, mit denen es
zusammenarbeitete,einwandfrei war, hat keinen Punkt
bekommen. Das eine mit den vielen Punkten ist in¬
zwischen wieder ausgerückt, weil die Schwester fest¬
gestellt hatte, daß das Mädchen eines abends bis 10 Uhr
heraus war, und sie am anderen Tage schon genau
wnßte, mit wem uud wohin das Mädchen gewesen war.
Aber das andere Mädchen, das leinen Punkt be¬
kommen hat, weiß auch, warum es keinen erhalten hat.
Die Sache liegt so: Hier handelt es sich nm einen Fall
von objektiver Fürsorge. Augenblicklichist die Für¬
sorge deswegen noch nötig, weil der Vater des
Mädchens, der katholisch ist, Wider den Willen der
Schwestern— das tan» nm» sich ja denken, nicht wahr?
- nochmals geheiratet hat. Das darf der Vater nach
katholischer Auffassung nicht. Infolgedessen ist das
Mädchen fürsorgepflichtig. (Widerspruch im Zentrum.)
Diese Tntsachetaun ich belegen, sie ist absolut nicht zn
bcstreiten. Sie, meine Herren, die Sie das anzweifeln,
scheinen wirklich die Verhältnisse auf dem Gebiet ab¬
solut nicht zu kennen. Weil die Herren von wegen
Schmutz und Schund den Heinrich Heine nicht mehr
hören dürfen, den ich im vergangenen Jahre zitiert
habe, muß ich heute einen christlichen Dichter zitieren:
Friedrich Wilhelm Weber in Dreizehnlinden:

„Dienen muß der faltenreiche Kirchenmantel
hundert Zwecken:

Ehrsucht, Habsucht,Machtgelüste,Haß und Rache
muß er decken."

Gefällt Ihnen das, Herr Pfarrer Iansen? (Abge¬
ordneter Iansen: Das ist sehr schön!) Ich habe das
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nicht zu dem Zwecke auswendig gelernt. Ich kenne
noch mehr solcher Sprüche. Wenn ich die aber zitieren
würde, bekäme ich vielleichteinen Ordnungsruf. Z. N.:
das eine Zitat, meine Herren, ist ausgezeichnet:

„Königsknccht,gcschorncr Igel,
Staune, hält der Molch, dein Vetter,
dir die Pfütze vor als Spiegel."

(Heiterkeit.) Aber das wende ich nicht an, weil ich
sonst einen Ordnungsruf bekommen könnte. (Heiter¬
keit.) Tatsache ist jedenfalls, daß man in diese klerikale
Fürsorge einmal hineinleuchten müßte, um festzu¬
stellen, welche Eharattcrerziehung da getrieben wird.

Dann fordern wir: „Die hilfsbedürftigen Jugend¬
lichen sind möglichstim Vereich des für sie zuständigen
Jugendamtes unterzubringen. Vci Unterbringung
außerhalb des Bezirks des Jugendamtes liegt die Ver¬
antwortung für den Minderjährigen weiter dem für-
sorgepflichtigcnJugendamt ob."

Das will ich nicht mit weiteren Tatsachen belegen.
Es hat sich bei dem Fall von Niederscßmar gezeigt,

daß monatelang dem Mädchen, das da in den Tod ge-
sprnngcn ist, die Post deswegen verweigert wurde, weil
die Mutter geschrieben hatte, daß Ginspruch gegeu ihre
Fürsorgeerziehung eingelegt worden sei. (Hört, hört!
bei den Kommunisten.) Diese Tatsache wird durch
Briefe der Schwester bestätigt.

Es ist gestern auch von den Fachleuten, die man hin¬
zugezogen hat, behauptet worden, daß es sich bei den
Zöglingen zu 50—8U Prozent um pathalogische und
pshchopathische Schüler handelt. (Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Kaiser: Pathologisch!) Gerade, weil es sich
nm solche Schüler handelt, besteht eine außerordent¬
liche Gefahr darin, daß man ihnen die Post vorenthält.

Herr Kaiser, wenn es einem auch einmal passiert,
daß man ein Fremdwort nicht direkt richtig ausspricht,
so sage ich Ihnen: Sie kennen einen großen Teil deut¬
scher Wörter noch nicht; das sind: Hunger, Elend, Er¬
werbslosigkeitusw. (Beifall bei den Kommunisten.)

Es liegt nicht nur ein solcher Fall vor, sondern anch
in einem Falle, wo ein Mädchen aus dem Fenster ge¬
sprungen ist und ein Bein gebrochen hat, haben das
die Eltern erst nach weit über einem Monat erfahren.
Deswegen fordern wir, daß die Verbindung aufrecht¬
erhalten wird, damit die Angehörigen unterrichtet sind
und man nicht nachher, wenn ein Mädchen im Hemd
mit nackten Füßen bei Nacht und Nebel aus dem
Fenster springt und die Anstalt mitten im Walde liegt,
sagt: Das war ein Fluchtversuch.

Wir fordern weiter: „Körperlich und geistig er¬
krankte Minderjährige werden in besonderen Für¬
sorgeheimen untergebracht." Es wurde gesagt, das sei
alles schon geschehen.Aber uns ist mitgeteilt worden,
daß man weiblicheInsassen auf Lues mit Quecksilber
und Salvarsan behandelt hat, obwohl durch Fachleute
mit Attesten festgestelltworden ist, daß absolut keine
Infektion vorlag. Meine Herren! Ich weiß, daß die
Fachleutein dieser Frage noch streiten. Einmal streiten

die Fachleute darüber, ob nicht Salvarsau- oder Queck-
silbcrbchandlung schädlicher sei als der Erfolg, der da¬
mit erzielt wird. Znm andern streitet man auch über
die Methode der Untersuchung. Aber die Wasser-
mannsche Methode ist doch allgemein als gültig aner¬
kannt, und nur sie wird auch meines Wissens in der
Anstalt angewandt. Wird nun nach dieser Methode
die Feststellung getroffen, daß der Befund negativ ist,
so bedeutet es doch eine außerordentliche Gefährdung
eines Mcnfchcu auf Lebcuszeit, wenn eine Behandlung
stattfindet, ohne daß er trank ist. (Zuruf des Abge¬
ordneten Dr. Dichgans: Eine negative Reaktion ist
immer noch kein Beweis!) Ich unterstelle einmal, daß
bei einer Untersuchung, die an Ihnen vorgenommen
wird, die Reaktion negativ sein würde. Aber das
wäre doch bestimmt kein ausreichender Grund, Sie nun
Positiv zu behandeln. (Heiterkeit.)

Der nächste Punkt lautet: „Die Fürsorgehcime sind
zn sozialen Arbeitsschulen anszugestaltcn. Die Schüler
n»d Schülerinnen sind möglichst toedutativ im Geiste
gesellschaftlicherSolidarität zu erziehen." Das ist eine
Forderung, die wir stellen. Bei dieser Forderung ist
etwas außerordentlich interessant, was verdient, der
Öffentlichkeit mit auf den Weg gegeben zu werden.
Als die Forderung auftauchte, diese Leute nun zu
praktischenMenschenim Leben zu erziehen, indem man
ihnen eine handwerksmäßige Ausbildung gibt, kamen
Zuschriften von allen möglichen, die angaben, sie seien
in ihren Interessen irgendwie gefährdet. Eine beson¬
ders interessante Zuschrift besagte: Die jungen Leute
sollen Möbel herstellen und, wenn sie die Möbel her¬
gestellt haben, sollen sie sie wieder zerschlagen. (Hört,
hört! bei den Kommnnisten.) Das ist eine Forderung,
die natürlich nur in einem bürgerlich-kapitalistischen
Zeitalter gestellt werden kann. Warum geschiehtdas?
Weil man fürchtet, daß diese Kräfte nachher den Profit
beeinträchtigen können, oder weil man fürchtet, daß diese
gelernten Arbeiter sich vielleicht nicht so alles bieten lassen
werden wie der ungelerntrArbeiter, den man iiberallvcr-
wcnden kann. Aber es liegt auch noch eine wesentliche
Frage auf der anderen Seite: Viele machen heute schon
ihr Meistcrcramrn im Handwerk nur deswegen, um
das Recht zu haben, Lehrlinge auszubilden, weil die
drei Jahre Lehrzeit eine ansgezcichnete Gelegenheit
sind, diese jungen Leute auszubeuten. Nicht zuletzt
deswegen wendet man sich gegen die Ausbildung in den
Anstalten.

„Bei gewerblichen Arbeitsleistungen ist tariflicher
Lohn zu zahlen. Kinder unter 14 Jahren dürfen mit
gewerblichen Arbeiten nicht beschäftigt werden. Die
Verpflegung nnd Bekleidung muß gut und ausreichend
sein."

Ich habe vorhin schon gesagt, wie in Niederscßmar
die Verhältnisse aussehen.

„Die Lehrer und Angestellten der Fürsorgeheime
müssen besonders pädagogisch befähigt und geschult
und in der Jugendbewegung erfahren sein. In jedem
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beim mnß mindestens ein Arzt oder eine Nerztin
Haupt- oder nebenamtlich angestellt sein."

Hier beziehe ich mich auf die Gründe, die ich vor¬
hin angeführt habe.

Im übrigen möchte ich zu all diesen Punkten noch
sagen: Wenn Herr Pfarrer Iansen sagt, diese Sachen
seien schon alle eingerichtet, dann wäre es doch eine
leichte und bcnueme Tätigkeit für ihn, nachher zu er¬
klären: Wir stimmen diesen Forderungen zu. Es be¬
stände dann eben nur die Gefahr, daß einer Sache zu¬
gestimmtwürde, die fchon ist. Meine Herren! Ist denn
diese Gefahr wirtlich fo groß? Wir behaupten, daß
lein einziger dieser Puukte erfüllt ist und daß diese
Geste nur sehr bequem ist, um nach außen hin die Ab¬
lehnung in irgendeiner Weise zu begründen.

«Strafen dürfen nnr mit Zustimmung der Schüler-
rätc perhängt werden. Prügelstrafen, Haftstrafen, so¬
wie Kostcntzichung sind nnzulässig, ebenso Entziehung
der Arbeit als Strafmittel."

Ueber die Prügelstrafe haben wir schon sehr viel
M'sagt. Wir betonen heute, daß sich in der letzten Zeit
in der Presse die Fälle gehäuft haben, wo sadistisch ver¬
anlagte Erzieher jeder Richtung mit den Schülern
Mißbrauch getrieben haben. Der Antrag des Zentrums
Negen Schmntz uud Schund wünscht natürlich nicht die
tendenziöse Aufmachung solcher Gerichtsurteile. Er
mochte auch darüber den Mantel der christlichen
-Nächstenliebebreiten. Wir aber sagen, daß die Ocffeut-
"chkeit nicht genug auf solche Dinge aufmerksam ge¬
wacht werden kann. Und sie werden immer wieder
vorkommen,wenn der Prügelstrafe keine Hemmungen
"ltgcgengcsetzt werden.

Ich habe hier einen praktischenFall aus Nüsseidorf.
^n ärztliches Attest:
^ «Es erscheintbei mir in der Sprechstunde der Knabe
^atob Gänsen, 13 Jahre alt, Kaserne Piwipp wohn¬
est, mit der Angabe, bor zehn Tagen von seinem
Hauslehrer Stein mißhandelt zu sein, weil er aus
"ennweh nach Hause gelaufen sei.

Befund: Im wesentlichen stark zurückgebliebener
"nabe. An der linken Gcsäßhälfte sieht man eine etwa
"nnncrfaustgroße, gleichmäßig blaurot verfärbte
Schwellung; über und unter der Schwcllnng befinden
Nch noch Neste von 10 bis 12 etwa 15 bis 20 Zentimeter
wugrn Striemen. (Hört, hört! bei den Kommunisten.)
"uf der rechten Gesäßhälfte sieht man noch eine gleich-
"t'ge tinderfaustgroße Schwellung mit Striemen dar¬
über und darunter. In Anbetracht dessen, daß trotz

der M,
zehntägigen Zurückliegens noch so bedeutende Spuren

Wandlung zu sehen sind (Hört, hört! bei den
Kommunisten), ist mit Sicherheit anzunehmen, daß die
Züchtigungen des Hauslehrers in unzulässiger und
äußerst brutaler Weise ausgeführt wordeu siud.

Nr. med. Arnold Willmer."
, Also, es ist ausnahmsweise kein Kommunist, der das
Mtgestcllt hat. (Abgeordneter Gerlach widerspricht.)
"e" Verlach, Ihre Leute scheinen auch wieder Prügel

uötig zu haben, daß sie ihren alten Forderungen nicht
mehr zustimmen. (Zuruf des Abgeordneten Verlach:
Sie wissen ja gar nicht, was los ist! Sie haben be¬
hauptet, Dr. Willmer sei keiu Kommunist, und er ist
doch Kommunist! Pöbeln Sie doch nicht die Versamm¬
lung an! Das ist der kommunistische Stadtverordnete!)
Ich lasse mich gerne belehren. Wenn sogar Aerzte und
Akademiker,die das Elend jeden Tag sehen tonnen,
schon zur kommunistischenAuffassung kommen, so ist
das ein Beweis dafür, wie die Zustände fortgeschritten
sein müssen. (Zuruf: Lesen Sie doch die Antwort des
Landeshauptmanns!) Die Verwaltung hat folgendes
mitgeteilt:

„In der Angelegenheit des Zöglings Jakob Gänsen
sind die angestellten Ermittlungen nunmehr zum Ab¬
schluß gebracht worden. Dabei hat sich folgendes er¬
geben: Von einer Mißhandlung des Zöglings in dem
St. Vinzcnzhaus in Obcrhausen durch den Hauslehrer
Stein kann keine Rede sein. (Zuruf rechts: Na, also!)
Gänsen hat vielmehr verdiente körperlicheZüchtigun¬
gen im Rahmen der behördlichgenehmigten Straford-
nnng erhalten." (Hört, hört! links.) — Also ist diese
behördlich genehmigte Strafordnung ein Ausweis zu
brutaler Mißhandlung. — „Die letzten Züchtigungen
vor der Untersuchung durch Dr. Arnold Willmer in
Düsseldorf lagen 2 bzw. 2^ Tage zurück. Sie sind am
21. September nachmittags bzw. 22. September morgens
erfolgt, während das Attest des Dr. Willmer am
21. September 1926 ausgestellt ist.

Gänsen ist ein selten start verwahrloster Junge mit
verbrecherische!!Anlagen, dem Lügen und Durch¬
triebenheit zur zweite» Natur geworden sind." (Zuruf
eines kommunistischenAbgeordneten: Die Eigenschaft
kriegt er mit Prügeln ausgetricben!) „Bereits zweimal
hat er die Anstalt eigenmächtigfür längere Zeit ver¬
lassen. Am 20. September d. I. wieder eingeliefert,
entlief er am 22. September 1926 wiederum.

Trotz seines jugendliche» Alters ist er nach seinem
ganzen Verhalten nicht mehr als Kind anzusehen und
auch durchaus nicht entlassungsreif. Er gehörte viel¬
mehr nach seiner Veranlagung und seiner Führung i«
Anstaltserziehung. Lediglich aus dem Grunde, weil mir
zur Unterbringung dieses noch schulpflichtigen,aber
derart früh reifen Inngen keine Anstalt zur Verfügung
steht, wenn nicht die Mitzüglinge durch ihn aufs
äußerste gefährdet werden sollen, habe ich von einer
Rückführung nach Oberhausen Abstand genommen und
will ihn vorläufig als beurlaubt bei seinen Eltern be¬
lassen."

Was ergibt sich aus dieser Antwort? Daß eine der¬
artig brutale Mißhandlung durchaus in den heutigen
Gesetzen und Vorschriften verankert liegt. Wenn aber
hier gesagt wird, daß es ein im Wachstum stark zurück¬
gebliebener Knabe sei, dann stellen wir fest, daß in
diesem Falle wieder ganz deutlich in die Erscheinung
tritt, daß Kinder, die durch die sozialen Verhältnisse,
die ich zu Anfang meiner Ausführungen geschildert



124 73. Rheinischer Provinziallandtag, 4. Sitzung am 7. April 1927.

habe, zurückgebliebenund heruntergekommen sind, nun
in dieser Anstalt zu anderen Menschen geprügelt wer¬
den sollen. In Wirtlichkeit hätte diese Prügel jeder
Abgeordnete verdient, der für die heutigen kapitalisti¬
schen Verhältnisse verantwortlich ist. (Zustimmuug bei
den Kommunisten. Zuruf links: Vor allen der, der so¬
eben „Na, also!" gerufen hat!) Sie werden sie eines
Tages bekommen. (Lachen.) Lachen Sie nur, wir
haben die Beweise. Sie haben auch gelacht, als wir in
Rußland gesagt haben, daß die Kommunisten das Heft
in die Hand nehmen. Es kommt alles einmal anders.

Dann außer Prügelstrafen Kostentzichung. Die
Pädagogen behaupten immer, daß die Strafe eine
Vesseruugsiuaßnahmc sei, nicht aber eine Rache für die
Tat, die vorher erfolgt ist. Kostentziehung fiir so zu¬
rückgebliebeneFürsorgebedürftige, Kostentziehuug für
5N—80 prozentige pathologische und pshchopathische
Menschen,das ist noch etwas ganz anderes als mittel¬
alterliche Tortur, das ist eine Unverschämtheit sonder¬
gleichen. Entziehung der Arbeit als Strafmittel ist
ebenso zu bewerten. Das primitivste Recht, das der
Mensch hat, ist das Recht auf Arbeit. Wenn man ihnen
dieses Recht nehmen will, darf man nachher nicht sagen,
daß die Leute ihrer Veranlagung nach ans Grübeln ge¬
kommen sind und deswegen aus irgcndeiuer Anwand¬
lung impulsiv aus dem Dachfenster gesprungen sind,
sondern man muß dann dieses mittelalterliche Straf¬
system verantwortlich machen.

Vom Briefwechsel habe ich vorhin schon dargelegt,
wie weit man da einschreitet, daß man sogar so weit
geht — wie bei dem Mädchen, das den Tod gefunden
hat —, die Briefe monatelang zurückzuhalten,weil die
Mutter geschrieben hatte: (5s ist Ginspruch gegen dein?
Fürsorgeerziehung erhoben. Man follle doch froh fein,
daß dem Mädchen das geschriebenwurde, weil es dann
doch damit rechnen konnte, daß die Fürsorgeerziehung
bald aufgehoben wurde.

„Fürsorgeheime unterliegen neben der Aufsicht
durch die Jugendämter, der Kontrolle durch das Ge¬
werkschaftskartell (Gewertschaftskartellc) des Nächst¬
liegenden Ortes." Das ist unsere Auffassung. Dann
müssen die Zöglinge, wie ich schon sagte, das Recht
haben, sich gewerkschaftlich zu organisieren. (Zuruf des
Abgeordneten Hoffmann: Das Recht haben sie, wir
müssen nur Beamte aus den Gewerkschaftenanstellen!
Was Sie vorschlagen, ist falsch!) Das ist nicht richtig,
Herr Hoffmann. In Niederseßmar ist die Sache so,
daß die Mädchen mit den anderen freigewerkschaftlich
organisierten zusammenarbeiten. Ist denn da ein Be¬
amter dafür notwendig, daß diese Mädchen sich ge¬
werkschaftlichorganisieren oder daß sie eine Gewerk¬
schaftsversammlung besuchen? Sie suchen hier nur
einen Grund, um ablehnen zu können. (Abgeordneter
Hoffmann: Nein!) Machen Sie ihn nicht so, daß er zu
durchsichtig ist; sonst merkt man sofort, was Sie wollen.

Zu den anderen Punkten ist schon das meiste gesagt
wurden. Vor allen Dingen auch hier tarifmäßigen

Lohn! Kinder unter 14 Jahren nicht gewerblich be¬
schäftigen! Dann: „Familiencrziehern, die ihre Pfleg¬
linge mißhandeln oder sie nicht in ausreichender Weise
beköstigen, bekleiden und erziehen, dürfen Minder¬
jährige nicht wieder in Pflege gegeben werden." Wir
fordern natürlich, daß nicht nur in besonders krassen
Fällen die Betreffenden weggeholt werden, sondern daß
auch diese Leute nie wieder Kinder in Erziehung be¬
kommen.

Dann fordern wir, daß den Familienerziehern aus¬
reichendeEntschädigung gewährt wird. Da ist im Fach¬
ausschuß II gesagt worden, daß die Landesverwaltung
gar nichts dagegen hätte; sie würde das tun. Aber der
Widerstand sei von anderen Kreisen gekommen,die das
nicht wünschen. Das sind wahrscheinlich die unter¬
geordneten Bezirtsvcrbände, die sich heute noch darauf
stützen tonnen, daß sie sagen: Die Landesverwaltung
zahlt nicht mehr, also können wir das auch nicht tun,
um eine Gleichmäßigkeit herbeizuführen. Wenn die
übergeordnete Behörde, die Landesverwaltung, zunächst
einen Anfang damit machte, so wäre das sehr gut, und
es hätte noch einen weiteren Vorteil: Es ist absolut
nicht zu befürchte,:, daß nun ein Geschäft daraus ge¬
macht wird. Wenn Sie selbst schon zugeben, daß eine
Anstalt, die 75 Prozent des Lohnes einzieht und außer¬
dem noch 1,60 Mark Zuschuß bekommt, kein Geschäft
machen kann, dann wird doch bestimmt in der Familien-
rrziehung, auch wenn etwas mehr gezahlt wird, lein
Geschäft gemacht werden können. Aber der Zögling
hat ein Recht, zn verlangen, daß er nicht, wie das in
vielen Fällen geschehen ist, zu »ichts anderem ver¬
wendet wird als zum Schrubben und zum Putzen und
zu solchen Hausknechtsarbeitcn. Der Familienanschluß
sieht in vielen Fällen so aus, daß diese Zöglinge den
Dreck fiir die ganze Familie zu fegen haben. Wir ver¬
lange» Familienanschluß und andere Behandlung für
die Zöglinge. Dazu verlangen wir, daß die Pflege-
elteru ausreichend bezahlt werde» und nicht nur einige
Pfennige bekommen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: IO
mache den Herrn Redner darauf aufmerksam,daß er die
von dem Herrn Vorsitzenden in Aussicht genommene
Redezeit bereits um zehu Minuten überschritten M-

Abgeordneter Hack: Ich mache den Herrn Vor¬
sitzenden darauf aufmerksam, daß ich gerade fertig bin-
(Heiterkeit.)

Zusammenfassend möchte ich sagen: Sie, meine
Herren vom Zentruni, haben besonders kein Recht, siw
hierhin zu stellen und vou den armen Zöglingen, G^
fährdeten usw, zu sprechen, wenn Sie nicht bereit sind,
die Ursachen dieser Verhältnisse abzuschaffen. W"
werden in der Öffentlichkeit alle Phrasen, auch die, d'°
Herr Pfarrer Jausen heute uuch finden wird, "ls
elende Heucheleibrandmarken, wenn Sie nicht mit f»
nnsere Forderungen eintreten. (Lauter Beifall bei de>
Kommunisten.)
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Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Zur
Geschäftsordnung hat das Wort Herr Abgeordneter
Hoffmllnn.

Abgeordneter Hoffmann: Herr Abgeordneter
back hat in seinen Ausführungen gegen einen Vertreter
der Presse, der anwesend ist, polemisiert und ihn
namentlich genannt, was gegen allen parlamentarischen
Brauch verstößt. Der betreffende Vertreter der Presse
ist ja nicht in der Lage, sich dagegen zu wehren. Hier¬
gegen muß doch Ginspruch erhoben werden. Der Vor¬
sitzende hätte dagegen einschreiten müssen.

Der Redner hätte ja die Möglichkeit gehabt, gegen
eine Zeitung, wenn er sich dazu veranlaßt fühlte, zu
Polemisieren. Dazu hat er jederzeit das Recht. Aber
Legen jemand, der sich nicht verteidigen kann, hier eine
Polemik zu eröffnen, das geht nicht an. Deswegen ist
es zu begrüßen, daß die Vertreter der Presse geniein¬
sam dagegen Protest einlegen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen:
NachdemHerr Abgeordneter Hoffmann festgestellt hat,
baß der namentlich genannte Herr ein Vertreter der
Presse und nicht, wie ich annahm, ein Mitglied des
Hauses ist, rüge ich diesen Angriff seitens des Herrn
Abgeordneten Hack.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Herrmann.
Abgeordneter Herr mann : Meine Damen und

Herren! Es war eine rechte Philippika, die uns da
^en gehalten wurde. (Zuruf: Herr Hack ist aber lein
Cicero!). Man mag vieles von dem, was Herr Hack
ausgeführt hat, für übertrieben halten. Aber es wer¬
den wohl alle in diesen, Hause zugestehen, daß vieles
auch unbedingt richtig war. Ich meine, wir Bürger¬
lichen dürfen nicht den Fehler machen,daß wir unsere
Uhren gegen eine Wahrheit verschließen,wenn sie aus
kommunistischem Munde kommt. Wahrheit muß Wahr¬
heit bleiben, auch wenn ein Kommunist sie ausspricht.
(Zuruf eines kommunistischenAbgeordneten: Endlich
enlnial ein bißchenVerständnis!) Ich meinerseits muß
wenigstens ein ganz Teil von dem, was Herr Hack
lner ausführte, unterschreiben, namentlich was er im
Anfang seiner Ausführungen uns bezüglich des
großen Elends auf dem Gebiete des Wohnungswesens
sagte.

Das Kapitel der Fürsorgeerziehung ist eines der
wichtigsten,die uns hier beschäftigen,nicht nur, weil
°ns FUrsorgewcsen uns viele, viele Millionen kostet,
sondern auch, weil es sich hier um unsere Jugend, um
werdendeMenschen,um Kinderseelen, um den Bestand
unseres Voltes, also um hohe sittliche Werte handelt,
^s ist eine außerordentlich schwere Aufgabe, die da zu
"füllen ist. Wir erkennen gerne an, daß die Kreise,
°le in der Fürsorge amtlich tätig sind, sich redlich
-"tuhe geben, ihren Aufgaben gerecht zu werden. Wir
Miließen uns unsererseits daher gerne den. Dank an,
°en Herr Abgeordneter Iansen der Verwaltung und
°w Beamten und Beamtinnen in der Fürsorgetätigteit
Nezollt hat. Da tritt uus i» der Tat das ernste Be¬

strebe» entgegen, die ganze Hingabe und Opferwillig-
teit aufzubringen, die dieser Beruf erfordert.

Das schließt nun aber nicht aus, daß doch noch nicht
alles stimmt, daß auch hier Mißgriffe und Fehlgriffe
gemacht werden und vielleichtUebelständezu beseitigen
sind. Ich möchte auf einen Punkt besonders hinweisen,
ohne ini übrigen bereits Gesagtes zu wiederholen.

Wir haben im vorigen Jahre uns schon über den
Wert der Familiencrziehung im Gegensatz zur An¬
staltserziehung unterhalten. Es herrschte meiues
Wissens im Hanse völlige Einmütigkeit in der Auf¬
fassung, daß die Familienerziehung der Anstalts¬
erziehung unbedingt vorzuziehen ist. Wir baten da¬
mals die Verwaltung, daß sie bestrebt seiu möge, mög¬
lichst viele Fürsorgezöglinge in Familien unterzu-
briugen. Meine Damen und Herren! Ich will damit
keine Vorwürfe gegen die Anstaltserziehung erheben.
Ich weiß, daß auch dort sehr viel innere Hingabe und
Opferwilligkeit im Dienste der unglücklichenZöglinge
an den Tag gelegt wird. Aber die Anstalt bringt es
ihrem Wesen nach schon mit sich, daß bei dem in ihr
herrschendenMassenbetrieb, bei dem innigeil und stän¬
digen Zusammensein der aus aller Welt zusammen¬
gekommenen,vielfachzweifelhaften Elemente neue Ge¬
fahren entstehen, die bei der Familienerziehung von
vornherein ausgeschlossensind. Wenn man diesen un¬
glücklichen Kindern das Elternhaus nimmt, so sollte
man nach Möglichkeit ihnen doch wieder eine Familie
schenken, die als Ersatz sür das Elternhans eintritt,
und diesen Ersatz kann die Anstalt mit dem besten
Willen nicht bieten. Wir wünschen also stärkere Be¬
rücksichtigungder Familieuerziehung.

Meine Damen und Herren! Unsere ganze Arbeit
hier ist auf Sparsamkeit eingestellt. Der Sparsamteits-
gesichtspuntt aber fordert unbedingt die Familien¬
crziehung in höhcrem Maße, als sie bisher geübt wor¬
den ist. Ein Kind in Familienerziehung lostet uns
jährlich 360 Mark, in den Anstalten aber insgesamt
1900 Mark. Ich meine, diese beiden Zahlen zeigen,
daß wir, rein kaufmännisch gerechnet, das beste Ge¬
schäft dabei machen würden, wenn wir, soweit es an¬
gängig ist, die Kinder aus den Anstalten heraus¬
nähmen und sie in Familien unterbrächten.

Run hat man uns im vorigen Jahre gesagt, es
fehle an geeigneten Familien, die solche Kinder bei sich
aufnehmen wollen. Wir haben damals genieint, daß
man die Familien finden könnte, wen» man unter
andere,« die Pflegefätzeetwas erhöhte. Auch jetzt haben
wir diese Forderung im Ausschuß erhoben. Meine
Damen und Herren! Machen Sie sich bitte einmal
tlar: Wenn bis zum sechsten Jahre in der Familie
1 Mark als Pflegesatz gezahlt wird, so läßt sich das
noch hören. Bis zum 12. Jahre werden dagegen nur
75 Pfennig gezahlt und bei 12- bis 14 jährigen Zög¬
lingen nur 50 Pfeuuig. Run bitte ich Sie um alles in
der Welt. Wer ist denn in der Lage, einen 12- bis
14 jährigen Knaben als Pflegling in seineu, Hause
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liebevoll und sorgfältig zu halten und zu Pflegen,
wenn ihm 50 Pfennig täglich für seine Auslagen er¬
setzt werden? (Zuruf des Abgeordneten Oberdörster:
Und für Bekleidung jährlich ^ 13 Mark!) Das ist
einfach nicht möglich. Wir, die wir Familien haben,
wissen doch, was der Unterhalt einer Familie lostet.

Nun wendet man ein, wenn diese Pflegesätzeerhöht
würden, würde man dadurch bei den Pflegeeltern den
Geschäftsgeist wecken, und sie würden leicht aus der
Haltung der Kinder ein Geschäft machen wollen. Ich
halte den Einwand nicht für stichhaltig. Meine Damen
und Herren! Wer statt der 50 Pfennig täglich 1 Mark
bekäme, würde damit auch noch nicht auf die Bah» des
Schiebers und des Geschäftemacherskommen. (Sehr
gut! links.) Er würde aber vielleicht mit größerer
Freudigkeit sich seiner Aufgabe an dem Zögling wid¬
men und vielleichtauch seine Ernährung etwas freund¬
licher gestalten. Die Provinz tonnte ruhig diese Mark
hingeben. Sie würde dann noch immer ein Bomben¬
geschäft an jedem einzelnen Zögling machen, den sie
in der Familie unterbringt. Ich möchte daher anch
heute der Verwaltuug dringend die Bitte ans Herz
legen, doch zu versuchen, ob nicht in dieser Richtung
etwas mehr geschehen tonnte.

Es ist uns freilich gesagt worden, daß die Fürsorge¬
erzieher und Fürsorgerinnen im Lande sich gegen eine
Erhöhung der Pflegesätze aus den erwähnten Grün¬
den aussprächen, und daß jetzt auch ei» hinreichendes
Angebot von Familien vorhanden sei, die solche Zög¬
linge bei sich aufnehmen wollen. Wenn dem so ist,
meine Damen und Herren, dann steht ja nichts im
Wege, daß die Verwaltung nun einmal in großem
Maßstabe anfangt, Kinder aus den Anstalten heraus¬
zunehmen und sie in gute Familien hineinzubringen.

Ich kann mich des Eindrucks nicht erwehren, daß
bei der Handhabung dieser Frage so etwas die Tat¬
sache mitwirkt, daß nun die Anstalten einmal da sind
und deshalb auch gefüllt werden sollen. Wenn dem so
sein sollte — ich weiß es nicht —, dann würde ich das
für eine ganz verkehrte Politik halten. Wir müssen also
wünschen, daß die Familienerziehung in größerem
Maßstabe als bisher angewandt wird.

Aber noch eins. Wir hören, daß in diesem Jahre
die Zahl der Fürsorgezöglinge wieder gewaltig ge¬
stiegen ist. Im nächsten Jahre wird sie weiter gestiegen
sein, und so geht das weiter. Meine Damen und
Herren! Wo soll das hinführen? Es ist schon richtig,
daß man wirtlich die Besorgnis einer Stelle teilen
kann, die da meint, daß wir Abgeordnete schließlich auch
der Reihe nach in Gallhausen landen werden, wenn
die Verkommenheit iu dem gegenwärtigen Tempo zu»
nehmen sollte. Ich meine, wir müssen dem Uebel nach¬
gehen und es von Grund ans auszurotten suchen. Wir
müssen die Quellen aufsuchen, aus deneu dieses Gift
kommt, und müssen sie verstopfen. In diesem Stücke
müßten wir hier alle einig sein, denn wir alle lieben
doch unsere Jugend und unser Volt und haben Mit¬

leid mit diesen armen, unglücklichenKindern, die aus
dem Elternhause herausgerissen werden und Gott weiß
welchem Schicksal entgegengehen. (Zuruf eines kommu¬
nistischen Abgeordneten: Das ist die kapitalistische
Naubwirtschaft!)

Nun kommeich kurz auf die Wohuungsfrage. Was
Herr Abgeordneter Hack darüber sagte, trifft wörtlich
zu. Ich glaube, behaupten zu können, daß von denen,
die eine behagliche Wohnung besitzen, die wenigsten
eine Ahnung von der herrschenden Wohnungsnot
haben. (Sehr richtig! links.) Es ist schon so, wie es
gesagt wurde. Lese» Sie, bitte, nur einmal eine Mieter¬
zeitung und gehen Sie dann hin und besichtigenSie
die Häuser, die Ihnen dort namentlich aufgeführt wer¬
de». Da finden Sie 10, 12 und mehr Menschen in
einem Raum beieinauder. (Sehr richtig!) Wuhnraum,
Schlllfraum, Küche, alles in einem, zwei bis drei Betten
für ein Dutzend Menschen, Ledige und Verheiratete,
oft zwei Ehepaare und mehr. Da brauchen wir uns
nicht zu wuudern, wenn eine verderbte Jugend aus
diesen Kreisen herauskommt. Und nun bauen wir Für¬
sorgeanstalten und bewilligen jedes Jahr neue Mil¬
lionen, um dem Uebel zu steuern, anstatt hier einmal
auf den Grund zu gehen und die Quelleil des Elends
richtig zu verstopfen.

Meine Damen und Herren! Nun wird mir wahr¬
scheinlich entgegengehalten: Wir an dieser Stelle
tonnen leider die Wohnungen nicht schaffen; wir
wissen, daß das Wohnungselend besteht, aber wir
tonnen ihm nicht abhelfen. Ich bin der Meinung, wir
tonnen doch etwas dagegen tun, und zwar etwas ganz
Nachhaltiges. Weun wir uns energischund zielbewußt
dafür einsetzen, daß hier etwas Neues und Großes ge¬
schieht, danu werden auch die maßgebenden Stellen im
Reiche sich vielleichteines Tages bewogen fühlen, ernst¬
lich die Wohnungsnot abzustellen. Man hört immer
wieder Klagen über das Wohnungsclend. Aber ma»
sieht nicht, daß einmal ein energischer Schritt getan
wird, um das Elend wirtlich zu beseitigen.

Daher habe ich mit meinen Freunden Ihnen eine
Entschließung zu uuterbrciten, dahin lautend, daß wir
an die Reichsregierung gehen und sie ersuchen,die Er¬
trägnisse der Hauszinssteuer restlos zur Förderung des
Wohnungsmarttes zu verwenden.

Meine Damen und Herren! Ein kurzes Wort über
die Hauszinssteuer. Sie ist die ungerechteste Steuer,
die es gibt, und sie wird eines Tages verschwinden
müssen. Sie ist aber nicht deshalb ungerecht, weil sie
überhaupt erhoben wird, sondern sie ist deshalb unge¬
recht, weil sie in eine verkehrte Tasche hineinfließt-
Wenn man schon einmal eine Hauszinssteuer erheben
will, dann müßte sie anderen Lenten zukommen, den
Gläubigern, denen die Hypotheken gehörten und die
um ihr schönes Geld zu 75 Prozent betrogen worden
sind. Die Hauszinssteuer ist eine Steuer auf geraubtes
Gut. (Sehr richtig! rechts.) Deshalb ist sie unmoralisch
und muß eines Tages verschwinden. Solange sie aber
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besteht, sollte man wenigstenseinen nützlichen Zweck da¬
mit erfüllen und sie nicht dem Staate geben, der gar
kein Verdienst dabei hat und kein Recht, diese Steuer
für sich in Anspruch zu nehmen. Wenn man diese
2 Milliarden und was noch mehr da herauskommt, nun
einmal verwendet, um wirtlich im Lande Wohnungen
zu bauen, meine Damen und Herren, dann würden
selbst die Hhpothekengläubiger sich damit einigermaßen
abfinden können, weil sie dann wenigstens merkten,
daß die Öffentlichkeit an dieser Stelle einen Vorteil
von dem Jammer hat, der ihnen selbst zugefügt wor¬
den ist.

Also schließen Sie sich uns an, meine verehrten
Damen und Herren, da Sie ja in der Sache mit nns
einig gehen müssen, und nehmen Sie unsere Ent¬
schließung an, die da lautet:

„Der Rheinische Provinziallandtag erblickt in dem
zur Zeit herrschenden Wohnungselend eine Haupt-
Ursache der schweren gesundheitlichen und sittlichen
Schäden, unter denen unser Volksleben leidet. Er hält
deshalb die schleunige Beseitigung der Wohnungsnot
für dringend geboten und fordert die Reichsregierung
auf, baldigst ein Gesetz vorzulegen, demzufolgedie Er¬
trägnisse der Hauszinssteuer, solange diese Steuer er¬
hoben wird, restlos zur Förderung des Wohnuugs-
baues verwandt werden müssen." (Bravo! links.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner: Meine Damen und
Herren! Ich stelle fest, daß die Ausführungen meines
Vorredners, des Vertreters einer bürgerlichen Partei,
eine fast hundertprozentige Bestätigung der Ausfüh¬
rungen waren, die unser Fraktionsgcnosse über die
Verhältnisse in den Erziehungsanstalten und die Er¬
gebnisse der Provinzial-Fürsorgeerziehungsmcthoden
gemacht hat. Diese Rede stand in einem erfreulichen
Gegensatz zu den Ausführungen des Berichterstatters
des II. Fachausschusses, des Zentrumsabgcordneten,
Herrn Pfarrer Iansen. Ich stelle auch das fest. Man
kann eben nicht auf die Dauer Wahrheiten dadurch aus
der Welt schaffe», daß man mit eherner, um nicht zu
sagen, mit frecher Stirn einfach die Zustände, die vor¬
banden sind, ableugnet.

Ich will mich auf die Punkte 56 und 60 der heute
vorliegenden Tagesordnung beschränken.

Das Aufsichtsrecht über die Fürsorgezöglinge in
der Hand der konfessionellen Erziehungsvereine ist
natürlich eine wertvolle Waffe der herrschendenkapita¬
listischenKlasse gegen die Arbeiterklasse. Es ist eine
wertvolle Waffe, die die herrschendeKlasse durch ihre
getreuen Lakaien, die Organe der Kirche, führen läßt.
Wenn man die Ueberwcisungsurteile durchliest, geht
^nem ei» Verständnis dafür auf, von welchen welt¬
fremden Gesichtspunkten aus die Organe der Kirchen
beider Richtungen Urteile abgeben, die die zwangsweise
Ueberweisnng eines Kindes in die Fürsorgeanstalt nach
sich ziehen. Im vorigen Jahr bei der Etatsverabschie¬

dung hat Herr Landeshauptmann Dr. Horion aus¬
drücklich festgestellt, daß bei der Verhängung der Für¬
sorgeerziehung oft — sagen wir einmal — zu leicht¬
fertig Verfahren wird. Er hat gesagt, es müsse das Be¬
streben der Verwaltung sein, im kommendenJahr die
Verhängung der Fürsorgeerziehung viel, viel besser
auf ihre Notwendigkeit hin nachzuprüfen. Solange die
konfessionellenGrziehungsvereine für die Verhänguug
der Zwangserziehung maßgebend sind, wird an dieser
Sache nichts zu ändern sein. Von all den Dingen, die
ursächlichdie Ueberführung in die Fürsorgeerziehung
bedingen, haben die Organe der konfessionellenGr¬
ziehungsvereine glatterdings nicht die Spur einer
Ahnung. Weltfremd, pharisäerhaft und verlogen, ur¬
teilen sie aus einer Einstellung heraus, die den wahren
Ursachen, die auch der bürgerliche Sprecher hier
treffend aufgezeigt hat, nicht im entferntesten nahe¬
kommt.

Wenn wir uns deswegen dagegen wehren, daß die
konfessionellenGrziehungsvereine über die Fürsorge¬
erziehung eines Kindes bestimmen,und verlangen, daß
diese Frage durch die Jugendämter geprüft werden soll,
so ist der Ginwand des Herrn Berichterstatters gegen
diesen Antrag meines Grachtcns nicht stichhaltig.Ihre
konfessionellenErziehungsvereine unterstehen ja auch
nicht der Aufsicht des Herrn Landeshauptmanns. Aber
die Jugendämter, Herr Pastor Iansen, bieten in ihren
Beiräten, in denen leider auch das konfessionelle,das
kirchliche Element eine allzu große Rolle spielt, immer¬
hin bessere Garantien bezüglich der Verhängung der ,
Fürsorgeerziehung. Zudem sind die Beiräte bei den
Jugendämtern auch politisch etwas anders zusammen- /
gesetzt; da sitzen auch Vertreter der Arbeiterschaft,wenn
auch in verschwindendemMaße. Wir sind überzeugt,
daß eine Besserung in dieser Frage nur zu erzielen
ist, weuu man die Beiräte der Jugendämter zur Prü¬
fung der Frage der Verhängung der Fürsorgeerziehung
heranzieht.

Wenn wir neben unserer grundsätzlichenEinstellung
zu der Frage der Unterbringung Fürsorgcberechtigter
in privaten, konfessionellenAnstalten einen speziellen
Antrag eingereicht haben, der sich mit der Anstalt
Niederseßmar beschäftigt,so sind die hier oft und breit
besprochenen Vorgänge in der Anstalt dafür maß¬
gebend gewesen.

Meine Damen und Herren! Ich habe an der Be¬
sichtigungsfahrt teilgenommen. Ich will meine Ein¬
drücke so vermitteln, wie ich sie der Reihe nach emp¬
fangen habe.

Wir kommen in die Anstalt hinein. Es wird uns
der Selbstmord dieses Kindes vorgetragen. Es spricht
über den Fall der Spezialist für nervenkranke Für-
sorgczöglinge, der Leiter der Anstalt in Eustirchen.
Er erklärt uns zweierlei Möglichkeiten. Entweder
Fluchtversuch oder Selbstmordversuch, aus der patho¬
logischen Veranlagung des Kindes resultierend. Er
war aber der überwiegenden Meinung, daß es sich um



128 73. Rheinischer Provinziallandtag, 4. Sitzung am 7. April 1927.

einen Selbstmordversuch handele. Dann hat man uns
die Zelle gezeigt, in der das Kind untergebracht war,
und zwar einen Raum in der 1. Etage. Dieser Raum
war frisch getüncht. Er machte, als wir ihn sahen,
einen durchaus sauberen Eindruck. Aber nachher habe
ich erfahren, daß das Kind in diesem Raum nicht unter¬
gebrachtwar, sondern in einem Raum unter dem Dach¬
gebälk, in der Arrestzelle, in der die Kinder, die bestrast
werden, immer untergebracht werden. Es handelt sich
hier also um einen klar faßbaren Betrug der Anstalts¬
leitung gegenüber dem Ausschuß, der die Besichtigung
mitgemachthat. Und wer mir abstreiten will, daß man
uus »icht gesagt hat, daß das Kind ans der Zelle in
der 1. Etage entwichen sei, den nenne ich hier öffentlich
einen Lügner. Entweder hat man uns bewußt belogen
mit Duldung der Provinzialverwaltung — das will ich
nicht unterstelleu — oder aber aus dem Interesse der
Anstaltsleitung heraus.

Die Darstellung der Vorgeschichte. Die Schwester
hat mit bor Aufregung zitternder Stimme zu uus
gesprochenund folgendes vorgetragen: „Wir sind zur
Kirche gewesen. Beim Heimgang habe ich das Kind er¬
mähnt, die verbotene Mütze, die es uud auch andere
Kinder aufhatten, abzunehme». Darauf hat es ohne
jede Ueberleitung und ohne jeden vorbereitenden
Schritt mir ins Gesicht geschlagen." So sagt die
Schwester. Die Schwester hat ausdrücklich zugegeben,
daß mehrere Kinder des öfteren schon derartige
Mützen aufgesetzt haben. Herr Pastor Iansen, Sie
mögen es abstreiten, das spielt aber teine Rolle. Die
Schwester hat gesagt: „Der Borgang resultiert aus
dieser Geschichte mit der Mütze. Dann ist das Kind
in die Anstalt gebracht worden. Dann haben wir es
in diese Zelle hineingebracht. Am selben Abend ist der
Herr Anstaltsarzt gekommen. Dem sagte das Kind:
Sie brauchen mich nicht zu untersuchen, ich bin nicht
verrückt. — Und am andern Abend macht das Kind
den Selbstmordversuch, der den unheilvollen Ausgang
nahm."

Ich muß gestehen, daß ich bei dem Vortrag in der
Anstalt, wie ihn die Schwester uns gab, vor einem
Rätsel stand. Ich habe mich verzweifelt gefragt: Wie
kann aus einer so kleinen Ursache ein derartiger End¬
effekt resultieren? Wie kann das Kind nach einem der¬
artig leichten Vorfall sich dazu hinreißen lassen, der
Schwester ins Gesicht zu schlagen? Das war mir da¬
mals unerklärlich. Aber es ging mir schon ein Licht
auf, als ich nachher die Beschäftigungsart der Kinder
sah. Ich stelle hier sest, daß die Verwaltung zugegeben
hat, daß die Kinder nicht neun, sondern 9^ Stunden
pro Tag in dieser Weberei arbeiten, in der das Ge¬
räusch so groß ist, daß es ein Mensch mit gesunden
Nerven dort nicht aushalten kann. In dieser Anstalt
müssen also diese von vornherein seelisch und in bczug
auf ihr Nervensystem gefährdeten und zerrütteten
Kinder 955 Stunden pro Tag arbeiten. (Hört, hört!
links.) Ich muß dazu sagen: Bei keiner Anstalt, die ich

bisher zu sehen Gelegenheit hatte, ist mir die Ver¬
gütung privatwirtschaftlicher kapitalistischer Inter¬
essen mit dem von Ihnen vorgeschobenenZweck einer
Fürsorgeerziehung so brutal deutlich zum Bewußtsein
gekommen wie in dieser Anstalt. So brutal, wie da
der Zweck Ihrer Fürsorgeerziehung vor die Augen de¬
monstriert wird, habe ich es noch nicht gesehen. Da
steht das große Fabrikgebäude an der Straße und
hintendran dunkel, schmal und hoch das Erziehungs¬
heim. Wir wissen heute, was die Erziehungsmethode,
die dort angewendet wird, bezweckt:drei Viertel des
Tarifs, 9^ stündige Arbeitszeit und 21 bis 2? Pfennig
pro Stunde. Begründung? Die Kinder, die in der
Fürsorge sind, leisten weniger.

Dann, meine Damen und Herren! Etwas über die
übrigen Eindrücke. Man nennt dort die Kinder
„Heimchen". Ich muß gestehen: Innerlich verlogener
als der Ausdruck „Heimchen" im Munde dieser Für¬
sorgeschwesternkommt mir platterdings nichts vor.
„Heimchen"ist im Munde dieser Leute deplaciert. Sie
sollten zu den Kindern sagen: Ihr Sklaven! Etwas
mehr sind die Kinder nämlich in deren Augen nicht.

Nu» etwas zu dem Fall, wie wir ihn heute hier
attenmäßig vor uns liegen haben. Zugegeben, das
Kind mag in bezug auf sei» Nervensystem gefährdet
gewesen sein; es mag trank gewesen sein. Das geht
aus der Vorgeschichte in etwa hervor. Das Kind ist auf
eigenen Antrag der ältern dahin gekommen. Aber wie
hat man das Kind in der Anstalt behandelt? Vor mir
liegen zwei Briefe an die Mutter eines Zöglings dieser
Anstalt, einer vom 2. Juli 1i)2L, der andere vom 11. No¬
vember I92U, also von der Anstaltsleitung wenige
Monate vor dein Tode des Kindes geschrieben.

Etwas aus den Briefen: „Ihre Karte vom 25. d. M-
an Ihre Tochter haben wir derselben ihres Inhaltes
Wege» nicht aushändigen tonnen und müssen Sie auck
bitten, an Sie nicht wieder in dieser Weise zu schreiben,
(Hört, hört! bei den Kommunisten.) Erstens hat W. im
letzten Schreiben — Sonntag — an Sie geschrieben u»d
wird Ihre Zuschrift Wohl schon in Ihren Händen sei»-
Unsere Heimchen schreiben in der Regel alle vier
Wochen an ihre Angehörigen. (Hört, hört! bei den
Kommunisten.) Aber wenn einmal etwas dazwischen
kommt, z. B. wenn wir an einem solchen Sonntag ein¬
mal etwas anderes vorhaben, so verschiebtsich der Ter¬
min etwas."

In Klammern füge ich persönlich noch hinzu-
„Oder wenn wegen irgendeines Verstoßes gegen die
Hausordnung die Kinder zufälligerweise mit dem Ent¬
zug des Schreibrechts gestraft sind."

Ferner heißt es hier: „Weiter schreibenSie: ,MW
ist eine Befreiungseingabe schon bei der Behörde-
Solche Mitteilungen müssen wir Sie bitten zu unter¬
lassen, denn sie sind nur geeiguet, W. zu beuuruhige»
und unsere Erziehung an ihr zu stören (Hört, hört! be
den Kommunisten) nnd würden höchstensHoffnung"
bei ihr erwecken, die sich Wohl kaum erfüllen dürfen.
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Das ist der eine Brief.
Nun aus dem zweiten Brief: „Auf Ihre beide»

Briefe an Ihre Tochter vom 18. Oktober und 5. No¬
vember d. I. teilen wir Ihnen mit, daß wir Ihrer
Tochter beide Briefe nicht haben aushändigen tonnen."
(Hört, hört! bei den Kommunisten.) Es folgen dann
dieselben Gründe, die in dem vorher verlesenen
Schreiben auch angeführt sind.

Nun etwas über das Kind. Man hat nicht gewagt,
uns in der Anstalt zu sagen, daß gerade dieses be-
lresfende Kind ein übermäßig freches, unartiges,
schlechtes und verdorbenes Kind gewesen sei. Ich habe
hier Briefe des Kindes an seine Mutter. Ich muß offen
und ehrlich gestehen: Aus diesen Briefen geht m. E.
hervor, daß an diesem Kinde der Erziehungszweckmehr
als erfüllt und erreicht war. Ein Kiud, das solche
Briefe an seine Mutter schreibt, kaun nicht so schlecht
sein, wie Sie immer die Fürsorgezöglinge hinstellen.
Aus diesen Briefen klingt soviel Herzeuswürme, so¬
viel Bitte» und Flehen um Vergebung an seine Mutter
heraus, soviel Ausdrücke der Neue über das, was es
bisher der Mutter augetau hat, daß es eine Brutalität
lst, weuu ei»e Ordensschwestererklärt: Wir geben dir
d'e Briefe nicht, weil deine Mutter dir ankündigt, daß
!^„ Ersucht, dich aus der Anstalt herausznbetommen.
«ür eine Schwester, die so etwas verantwortet, die aus
°nn Profitinteresse dieses Privattapitalisteu heraus
°leses Kind über Gebühr in der Anstalt gehalten hat, ist
tem Wort des Tadels scharf genug.

Darüber hinaus etwas. Meine Damen und Herren!
Junten Sie sich einmal als Eltern in die Lage eines
Kindes, das in der Fürsorgeerziehung eingesperrt ist,
°«s in seinen Briefen klagt, daß es allein ist, daß es
Heimweh hat, daß es keine Gesellschafthat, niemanden
h«t, dem es sein Herz ausschütten kann. Stellen Sie
>'ch einmal als Vater oder Mutter vor, was Sie wohl
""l würde», wenn Ihr Kind Ihnen solche Briefe
Mlnebe. Würden Sie nicht auch den Himmel einreißen,
uw das Kind heraus zu bekommen? Und diese
Schwester schreibt taltlächelnd: Der Erziehungszweck
Nt noch nicht erreicht. Kaltlächelud geht man über dieNut emes armen, getretenen Kinderherzens brutal hin-
'"eg- Das ist die Situation.

Wer von Ihnen nun noch »vagen sollte, unseren
"«trag abznlehnc», dem streite ich fedes Gefühl mensch-
'chen Empfindens ab; das muß dazu gesagt werden.

Wir haben tontrete Anträge gestellt. Wir haben
"erlangt, daß erstens einmal dieser Anstalt Nieder-
UMiar keine Fürsorgetinder mehr anvertraut werden
°"rfen, daß zweitens die in der Anstalt untergebrachten
. Ulder aus der Anstalt herausgenommen und in pro-
"Ulzeigene Anstalten übergeführt werden. Drittens
""langen wir generell, daß Kinder, die die Provinz in
^e,l- oder Fllrsorgebehandlnng tut, nicht mehr in die
^andl»nss vo» private» Fürsorgeerziehungs- oder
"e'Iaustalteu kommen.

Nun, meine Herren, ein abschließendesWort. Dieser
besprocheneFall ist kein Einzclfall. Er beweist aber,
daß von der Liebe und dem Sonnenschein, den Herr
Landeshauptmann Dr. Horion nach seinen Ausführun¬
gen im vorigen Jahr in die Fürsorgeerziehungs-
llnstalten hineintragen wollte, in diesen Anstalten noch
recht wenig zu spüren ist. Hier liegt ein Fall vor, wo
man systematischein Kind gequält hat, bis es den
letzten Weg aus seiner Not ergriffen hat, den Ausweg,
selbst den Tod zu suchen. Damit harmoniert nicht das,
was Sie sonst über den Geist in den Anstalten sagen.
Damit harmoniert nicht Ihre christlicheMoral, die
Sie sonst immer als Richtschnur iu Ihren Reden vor¬
anstellen.

An unseren Anträgen gibt es kein Vorbeidrücken.
AIs Menschen,als Väter und Mütter gibt es für Sie
kein Ausweiche»diesen Anträgen gegenüber. Man muß
hier Rede und Autwort stehe», sonst kommtman dabei
unter den Schlitten.

Der Sprecher der bürgerlichen Parteien hat gesagt:
Die Quelle» müsse» aufgedeckt werde»; wir Bürger¬
liche dürfe» »icht so dumm sein, die Quellen des Elends
zu verkennen. Meine Damen und Herren! Die
Quellen des Elends liegen iu Ihrem System. Die
Quellen des Elends resultieren aus der Situation, die
Sie heraufbeschworenhaben. Die Quellen des Elends
liegen in der Wirtschaftsform, die Sie dem ar¬
beitenden Volk aufgenötigt haben. Die Quellen des
Elends werden Sie nicht zuschütte», werden Sie
nicht beseitigen. Sie werde» höchstens »»ter dem
Druck der klassenbewußte!!Arbeiterschaft, die sich auf¬
bäumt, dazu gezwungen werden können, Zugeständ¬
nisse zu machen,die schlimmsten Schäden auszumerzen.
Licht uud Soune diesen seelisch und moralisch ver¬
krüppelten Kindern bringen, ihnen neue Lebeusformen
gebe«, ihrem Lebeu einen Inhalt geben, das kann
Ihre Klasse nicht, auch nicht mit dem Palliativ-
mittelcheu der Religion, das Sie immer vorschieben.
Licht und Sonnenschein den Kindern geben, sie hinaus¬
führen iu eine freie Zukunft, kann nur die Arbeiter¬
klasse. An dem Tage wird es wahr werden, wo wir im
zielklaren Kampf um die Macht mit Ihue» riugen. An
dem Tage, wo sich die Lage des gesamte» Proletariats
entscheidenwird, werden auch endgültig die Quellen
dieses Elends zugeschüttetwerden durch den revolutio-
uäreu Kampf der Arbeiterklasse! (Beifall bei den Kom¬
munisten.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat Frau Abgeordnete Becker.

Abgeordnete Frau Becker: Meine Damen und
Herren! Zuerst muß ich mich ,dem Protest meines
Kollegen Hoffmaun anschließe». Es ist flegelhaft, daß
Herr Hack hier einen Journalisten angreift, der sich
nicht zur Wehr fetzen kann.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Ich
muß Sie zur Ordnung rufen, weil Sie das Verhalten
eines Abgeordneten flegelhaft nennen.
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Abgeordnete Frau Becker: Ich möchte aber im
Interesse unseres Berichterstatters zur Aufklärung fol¬
gendes sagen: Herr Schreiner war, wie in Düsseldorf
noch kein Ortsausschuß >der Arbeiterwohlfahrt sich ge¬
bildet hatte, der Internationalen Arbeiterhilfe bei¬
getreten, weil er glaubte, es sei eine parteilose, neu¬
trale Institution und man könne damit der notleiden¬
den Bevölkerung helfen. Er hat sich aber nach vier-
wöchigemArbeiten überzeugen müssen, das; das nicht
so war, sondern «daß dies eine kommunistischeEin¬
richtung ist, daß dort Sachen vorkommen, die kein ehr¬
lich denkender Mensch mitmachen kann. Aus diesem
Grunde ist Herr Schreiner aus der Internationalen
ArbeiterWfe ausgetreten und hat natürlich auch in der
Presse enthüllt, was er in diesen vier Wochen gesehen
und gehört hatte. Das zur Berichtigung.

Nun zur Sache selber. Ich will mich gleich zu den
Anträgen wenden. Ich will nicht in eine solche Schimpf¬
kanonade verfallen, wie die Genossen von der kommu¬
nistischenFraktion. Ich will nur das sagen, was wir
zum Punkte der Fürsorgeerziehung zu sagen haben.

Wir habeil gestern in der Ausschußsitzungdie An¬
träge besprochen, die von der kommunistischenFraktion
eingereichtworden sind. Darin ist vieles enthalten, was
wir als Sozialdemokraten annehmen können. (Zuruf
des Abgeordneten Oberdörster: Aber nicht dürfen!)
Lassen Sie mich doch reden. — Es sind fast alles An¬
trüge, die wir als Sozialdemokraten hier in jedem
Landtage gestellt haben. Sie sind von den Kommu¬
nisten aufgenommen worden, und man hat noch etwas
Unsinniges daran gehängt, was wir nicht annehmen
können. Ich habe schon gestern im Ausschußzum Aus¬
druck gebracht, daß wir in dieser Formulierung den
Anträgen nicht «zustimmen können. Wenn das Trag¬
bare herausgeschält würde, >dann stände natürlich dem
nichts entgegen.

In Anbetracht der Geschäftslage des Hauses kann
ich natürlich nicht jeden einzelnen Antrag oder Absatz
durchgehen. Ich sage nochmals: Für das, was gut ist,
sind wir zu haben. Ich möchte deswegen bitten, den
Sammelantrag dem Provinzialausschuß und der Kom¬
mission für das Fürsorgewesen zu überweisen. Diese
mögen die Angelegenheit noch einmal prüfen und
sehen, was von den Anträgen verwendbar ist und im
Interesse unserer Fürsovgezöglinge in den Anstalten
durchgeführt werden kann.

Ueber die Anträge, welche die Aufsicht über die
Fürforgezöglinge, die sechswöchige Kur, die Ferien und
dergleichenbetreffen, gibt es doch gar keine Frage; da¬
für haben wir auch gestimmt.

Dann möchte ich mich zu etwas anderen, wenden.
Ich habe schon im vorigen Landtag in meinen Worten
zum Ausschußbericht gewünscht, daß in den Privat¬
anstalten viel mehr im Interesse der Ausbildung der
Jugendlichen getan wird. Ich habe dabei besonders
die Mädchen im Auge. Wir haben auch bisher immer
den Ruf nach Einrichtung einer Provinzialanstalt für
Mädchen erschallen lassen. Das ist ja bis jetzt noch

nicht geschehen. Auch heute möchten Wir diesen Wunsch
wieder laut werden lassen. Wir werden auch im ge¬
gebenen Moment wieder mit einem solchen Antrag
kommen.

Die Berufsausbildung «der Mädchen läßt noch viel
zu wünschen übrig. Während für unsere Jungen in
den Anstalten, wo ein Handwerksbetrieb angeschlossen
ist, die Möglichkeitbesteht, daß sie eine Prüfung machen
und als gualifizierte Arbeiter später ins freie Lebeil
hinausgehen und den Arbeitern draußen gleichwertig
sind, ist das bei den Mädchen nicht der Fall. Die
Mädchen werden zum grüßten Teil nur in der Haus¬
wirtschaft ausgebildet; ganz wenige nur werden in
andere Berufe eingeführt. Wenn diese Mädchen nun
hinauskommen, sind sie eben darauf angewiesen,
Dienstmädchen zu sein.

Wenn Frau Landesverwaltnngsrat Hopmann in
Nummer 9 der „Wohlfahrtspflege" die Ausbildung der
weiblichenFürsorgezöglinge in den Anstalten bespricht,
so stimmt das doch nicht alles. Es ist schon von unserem
Fratiionsrrdner kritisiert worden. Ich muß etwas näher
darauf eingehen,

Frau Laudesverwaltuugsrat Hopmaun meint in ihren
Ausführungen, daß den Mädchen in den Anstalten nicht
nur die Gelegenheit gegeben wäre, mit den Kennt¬
nissen einer tüchtigen Hausfrau die Anstalt zu ver¬
lasse», sondern auch nähen zu lernen, um als selbstän¬
dige Schneiderin später ihren Beruf auszuüben. Bis
heute ist mir noch nicht bekannt geworden, daß ein
Mädchen mit einer Abschlußprüfung aus der Anstalt
herausgekommen ist, die es berechtigt, später Lehr¬
mädchen anzunehmen und sie auszubilden.

Es sind ja wohl viele Berufe diesen Mädchen ver¬
schlösse,!. Aber man müßte doch auch die Berufe, die
unseren Mädchen noch verschlossensind, die auch in
diese,,, Artikel angeführt sind, unseren Mädchen öffnen.
Dazu wäre es natürlich notwendig, daß diese Mädchen
außerhalb der Anstalt lernten; sie könnten als Ver¬
käuferinnen, als Kassiererinnen, bei der Post und in
den Bureaus beschäftigt werden. Sie haben auch die
nötige Intelligenz dazu. Freilich köuuen die Mädchen
dann nicht in einer geschlossenen Anstalt wohnen und
schlafen, weil sie dort nicht alle untergebracht werden
können. Die Verwaltung müßte mehr als bisher da¬
für sorge», daß Heime in Form von Lehrlingsheimen
eingerichtet werden, wie sie für die Jungen bereits in
Angriff genommen sind. Auch den Mädchen müßte
Gelegenheit gegeben werden, später, wenn sie aus der
Fürsorge entlassen werden, in dieselbenBerufe hinein¬
zugehen wie die Mädchen draußen i», freien Lebe».
Schon ans folgendem Gesichtspunkte müßte dies be¬
trieben werden. Wir wissen doch, daß wir eine»
Frauenüberfchuß von drei Millionen haben. Niä)t
alle Mädchen werden später einmal durch die E"^
wirtschaftlich sichergestelltsein. Sie müssen später i"
den Arbeitsprozeß, in den Netrieb, müssen sich e""
EMe-uz suchen. Ans den, Grunde müssen Möglich'
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leiten geschaffen werden, daß auch diese Berufe für die
Mädchen offenstehen.

Dann beschäftigt sich FrauLlluocsverwaltuugsratHop-
mann in einen: anderen Artikel, in Nr. 5 der „Wohl¬
fahrtspflege", mit der Gefährdung der Dienstmädchen.
Wir streiten es wirklich nicht ab, dah die Dienstmädchen
a»i «leisteilnun allen Kategorien von Jugendliche» ge¬
fährdet sind. Die Gründe aber hier anzuführen und
zu untersuchen, ist Wohl nicht der gegebene Ort. Wir
wissen das ja auch so. Es stimmt schon, daß die Dienst¬
mädchen unter allen Kategorien von Hilfsbedürftigen
«wd mit Fürsorge zu Betreuenden start vertreten sind.
Ich erinnere an diejenigen, die von den Pflegeämtern
betreut werben müssen, an diejenigen, die wegen
Geschlechtskranweitenin die Kliniken und die Kranken¬
anstalten eingeliefert werden, an diejenigen, die un¬
eheliche Geburten zu verzeichnen haben. Bor allem unter
den Prostituierten sind die meisten Dienstmädchen.Das
>st traurig, aber währ. Das bedingt die Lage deS Dieust-
»lädchensan und für sich, die Verhältnisse, in denen es
lebt. Es ist schutzlos, hat lein Heim, hat die Eltern
nicht an dem Ort, es hat nicht den Schutz,den andere
Mädchen haben. Es hat auch nicht den Umgang, den
gesellschaftlichen Bertehr, den andere Mädchen, die im
Bureau oder iu »sonstigen Betrieben tätig sind, haben,
Nun kann ich es aber wirklich nicht begreifen,daß man
dann diese Mädchen in den Fürsorgeanstalten aus¬
schließlich ziu Dienstmädchenheranbildet. Ans diesen,
Grunde ist es unbedingt nötig, daß Mittel und Wege
Uesucht werden, diesen Mädchen eine andere Aus-
l'iluungsmöglichteit zu geben. Ich glaube, die Ver¬
waltung wird wohl dankbar sein, wenn immer und
nnnier wieder Anregungen aus den Rechen der Für¬
sorger und Fürsorgerinnen kommen. Wir gehen Wohl
alle von dein einen Gedanken und dem einen Wnnsche
"us, daß auch alle diese Anregungen befolgt und ver¬
wirklicht werden.

Noch eins zu der Arbeit der Mädchen in den An¬
stalten. Wir haben ja auch schon sehr viele Anstalten
bchchtigt,u. a. auch die Anstalt Niederseßmar, wo eine
Weberei angeschlossen ist. Ich weiß auch, daß die Arbeit
^>s erste Erziehungsmittel ist und daß die Arbeit den
^nhM des ganzen Lebens bilden soll. Aber so ganz
tann ich mich mit diesem Nrbeitsbetrieb nicht einver¬
standen erklären. Es ist hier schon wiederholt zum Aus¬
druck gekommen: es ist eine furchtbar monotone, un¬
ruhige und geräuschvolleArbeit. Aber ich will darauf
n>cht ,das Hauptgewicht meiner Ausführungen legen,
^ch weiß, daß das in, gegebenenMoment nicht anders
M inachcn ist. Aber das eine hat mir doch gar nicht
«UMsngt, daß die Mädchen in einem kapitalistischen
Getriebe beschäftigtwerden, dessen Teilhaber, also Mit-
^'her, zugleichwieder Mitglied des Kuratoriums der
"Nstnlt ist, wo die Mädchen wohneu und verpfleg,
werden. Er >ist am Geschäft und am Profit inter-
Mert. Das verträgt sich nicht ohne weiteres mit dem,
was wir wollen. Ich will hier nicht diesem Herrn
^onnnerseld oder Sonnenberg - ich weiß in, Moment

den Namen nicht genau — unterschieben,daß er nicht
das Interesse der Mädchen in, Auge hat. Ich will ihm
auch nicht bns soziale Verständnis absprechen. Aber wir
müßten doch dieser Sache etwas mehr Wert beilegen.
Es ist nicht angängig uud sieht nicht vertrauen¬
erweckend nach außen aus, wenn ein Profitinteressier-
tcr, ein finanziell Interessierter auch zugleich über
das leibliche und seelischeWohl der Kinder, die für ihn
arbeiten, bestimmen soll. Ich „lochte doch bitten, auch
da einmal nach dem Rechten zu sehen.

Dann steht auch in den, Artikel, der Vermittlung
von Dienstmädchenmüsse größere Sorgfalt zugewendet
werden. Die Stellen müßten erst kontrolliert werden,
erst nach einer Rundfrage dürfte ein Mädchen zu¬
gewiesenwerden. Was mir auch nicht zusagt, ist der
Absatz in diesem Artikel, wonach die Mchdeämter auf¬
gefordert werdeil sollen, den freien Wohltätigkeits¬
verbänden Mitteilung zu machen, wenn ein Dienst¬
mädchen aus irgendeiner Stadt oder von, Lande zu¬
zieht, um den Konnex mit diesem Mädchen zu finden;
persönlich sei besser als schriftlich. So sehr ich es gut¬
heißen kann, daß man den Mädchen, die von, Lande
kommen und unerfahren sind, beisteht und ihnen mit
Rat und Tat hilft, so kann ich es doch nicht dilligen,
daß die Meldeämter sich hierzu hergeben und daß auch
die privaten Organisationen Stellen versorgen. Dafür
haben wir doch heute die städtischenArbeitsnachweise
mit ihre», Abteiinngen und den 'Fachausschüssenfür
weibliches Hauspersonal. Ich spreche da aus Er¬
fahrung. Bei den städtischenArbeitsnachweisen wird
bei der Besprechung der wirtschaftlichen Lage des
Dienstbotenstandesauch immer und immer Wieder über
das sittliche Niveau dieser Mädchen und über die
Weiterbildung auf geistigem und kulturellen, Gebiete
beraten. Das möchte ich nicht befürworten. Ich
glaube auch nicht, baß das so schnell in die Wirklich¬
keit umgesetzt wird.

Wir hallen jedes Jahr gesehen und sehen es auch
in diesem Jahre wieder, daß die Zahl der Fürsorge-
züglinge furchtbar in die Höhe schnellt. Dies kommt
auch daher, weil nach dem IugendwohlfahrtKgesetzauch
Kinder über 18 Jahre eingeliefert werden können,Was
früher nicht der Fall war. Es war eine ganz erhebliche
IM. Wenn ich nicht irre: 289 im letzten Jähr. Dann
aber ist es schnld der Bezirksfürsorgeverbände, die,
wie dies auch schon angeführt worden ist, die Kinder
auch schon in, vorschulpflichtigcn Alter einfach
der Fürsorge überweisen, um sich bor den Kosten zu
schützen. Da muß die Provinzialverwaltung mit allen
Mitteln den Vez'irksfürsorgeverbändenHinweise geben
und stramm durchgreifen, daß dies nicht geschieht. Die
vorbeugende Fürsorge in den Aezirksfürsorgeverbän-
den ist das wirksamsteMittel, welches eine Ginlieferung
in die Fürsorgeanstalt verhüten kann. (Abgeordneter
Hoffmann: Sehr richtig!) Die Fürsorge, ob sie nun
beruflich oder ehrenamtlich in den Bezirken und den
Kommunen ausgeübt wird, muß noch mehr ausgebaut
werden, namentlich durch Einrichtungen, wo die

l2»



132 ?:!. Rheinischer Provinziallandtag, 4. Sitzung am 7. April 1927.

arbeitenden Frauen und Mütter ihre Kinder während
der Arbeitszeit hinbringen können, damit sie nicht der
Straße ausgeliefert sind. Vor allen Dingen muß da¬
hin gewirkt werden, daß die wirtschaftlichen Verhält¬
nisse sich ändern. Schuld an der Ueberführung der
vielen Fürsorgezügliugc, schuld an der Verwahrlosung
ist erstens >der Krieg und seine Folgen, dann die furcht¬
bare Wohnungsnot und die Erwerbslosigkeit, ferner
der Ausschluß der Jugendlichen von der Erwerbslosen¬
unterstützung. Alle Familien sind nicht wirtschaftlich
so gestellt, daß sie die erwerbslosen Jugendlichen — es
sind oft zwei oder drei in den Familien — immer mit
durchschleppen Wunen. Auch hier liegt eiu großer Teil
Schuld an der Verwahrlosung. Dies kann nur behoben
werden und die Ueberweisung der Fürsorgezöglinge
wird sich nur vermindern können, wenn die Verhält¬
nisse sich ändern. Nenn die Verhältnisse sich einmal
ändern, werden sich auch die Menschen und auch unsere
Jugendlichen ändern. Ich möchte daher bitten, daß
wir uns gemeinsam»von dem schönen, hehren Gedanken
leiten lassen, daß die Iugeud das beste ist, was wir
haben, daß es eine Generation werden soll, die nicht
die furchtbaren Zustände und Mißstäudc erlebt, wie
wir sie hinter uns haben. Dafür tonnen wir sorgen,
wenn Wir der Jugend das geben, was sie braucht:
Arbeit und Brot.

Ich möchte auch den Antrug unterstützen, den Herr
Herrmnnu bezüglich der Verwendung der Hauszins¬
steuer gestellthat. Unsere Fraktion hat sich im Land¬
tag immer für die Verwendung der Hauszinsstcuer
am richtige» Ort eingesetzt. Wir wissen auch, daß die
Hauszinssteuer nicht eine soziale Steuer ist. Sie wird
aber eingezogen. Folglich soll sie auch für die Zwecke
gebraucht werden, für die sie entrichtet wird. Wenn
bis heute immer noch die Behörde dazu übergeht,
20 Prozent von der Hauszinssteuer für Verwaltuugs-
zweckc zu benutzen, so ist das ein furchtbares Unrecht.
Ich möchte bitten, daß der Landtag sich diesem An¬
trage anschließt.

Die Wohnungsnot muß behoben werden, es muß
Arbeit geschaffenwerden. Dann wird sich auch das
kulturelle Niveau, das Erziehnugsniveau unserer Ju¬
gend heben. Ich glaube, daß wir dann im Laufe der
Jahre durch gemeinsamen guten Willen, durch gemein¬
same Arbeit und durch gemeinsames Erkennen uu¬
serer Fehler und durch Besserung dieser Fehler das
Neste für unsere Jugend herbeiführen. (Beifall links.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Das
Wort hat der Vertreter des Herrn Landeshauptmanns.

Landesrat Dr. Vossen: Meine Damen und
Herren! Ich möchte nicht auf alle Einzelheiten ein¬
gehen, die hier in der Debatte zur Sprache gekommen
sind. Ich darf mich auf das beziehen, was wir über
diese Dinge in der Kommission schon sehr eingehend
ausgeführt haben. Ich möchte nur auf einen Punkt
eingehen, den Herr Abgeordneter Herrmann hier noch¬
mals erwähnte, die Frage der Familienuntcrbringung
und die Pflegesätze,die wir den Familien zahlen.

Ich habe schon in der Kommission ausgeführt, daß
wir der Frage der F am il ien un te r b ri n -
gung seit Jahren die grüßte Aufmerksamkeitwidmeu
nnd daß wir uus augelcgru sein lassen, möglichstviel
Kinder und Jugendliche in geeigneten Familien unter¬
zubringen. Ich darf, um mich kurz zu fassen, nur auf
zwei Zahlen in dieser Beziehung hinweifen: Wir haben
am 1. Januar 1925 64 Prozent der Zöglinge in An¬
stalten und die übrigen iu Familien untergebracht ge¬
habt. Bis zum 1. Januar 1927 hat sich diese Zahl
stark zugunsten, der Familienfürsorge verschöben: Wir
hatten am 1. Januar 192? bloß 51 Prozent in An¬
stalten und alle übrigen in Familienerziehung unter¬
gebracht. Sie sehen aus diesen einfacheil Zahle», wie
Wir ständig bestrebt sind, unsere Zöglinge aus deu An¬
stalten in gute Familien zu bringen, einmal, weil es
dem Zweck der ganzen Sache besser entspricht, und
zweiteus, weil es auch iu finanzieller Hinsicht erheb¬
lich billiger uud besser ist.

Nun zu dem Fall, der uns hier im Plenum
wiederum so eingehend beschäftigt hat, obwohl er in
der Fachkommissionfowohl als auch in Ihrer Pro-
vinzialtommission für die Fürsorgeerziehungsanstalten
am Orte selbst, in Niederseßmar, in der ein¬
gehendstenWeise stundenlang behandelt Morden ist. Ich
halte mich für verpflichtet, auch hier in der Öffentlich¬
keit noch einmal kurz auf den Fall einzugehen.

Es handelt sich um zwei Fürsorgeheime, die un¬
mittelbar in Verbindung mit der Arbeitsstätte der be¬
treffenden Mädchen in Gummersbach uud Nieder¬
seßmar errichtet find, in dem einen Falle einer Woll¬
spinnerei und in dem anderen Falle einer Zanella-
weberei. Geleitet werdeu diese Heime von Schwestern
des evangelischen Diakouievereins 'in Nerlin-Zehlen-
dorf. Sie bilden den Fabriken gegenüber eine selb¬
ständige G. m. b. H. mit eigenen Einnahmen und
Ausgaben. Belegt werden sie mit schulentlassenen
evangelischeu Mädchen schon seit einer großen Reihe
von Jahren, ich glaube, gleich nach Inkrafttreten des
Preußischen Fürsorncerzichuugsgesetzes von 19UN, und
zwar nicht nur von dem Herrn Landeshauptmann der
Nheiuprovinz, sondern auch von dem Herrn Landes¬
hauptmann von Westfalen. Es handelt sich um kleine
Heime mit etwa 4« bis 50 Insassen, bei deueu gerade,
weil es kleine Heime sind, eine mehr individuelle Be¬
handlung der Zöglinge möglich ist (Zuruf eines kom¬
munistischen Abgeordneten: Mit dem Stock!) und das
mehr Familienmäßige hervortritt und das Anstalts¬
mäßige zurücktritt, also gerade das, was Wir iu der
Erziehung der Mädcheu anstreben.

Durch die Verlegung der Arbeitsstätte aus dem
eigentlichen Heim heraus in die unmittelbare Nähe
des Heims erreichen wir auch, daß die Insassen bei
der Arbeit nicht vollständig von der übrigen Welt ab¬
geschlossen sind, sondern daß sie dort mit den freien
Arbeitern zusammenkommen(Zuruf des Abgeordneten
Nohl: Sie haben Sprechverbot!), jedenfalls ein nicht
zu unterschätzenderVorteil, namentlich mit Rücksicht
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auf die spätere Entlassung der Mädchen. Die Heime
bieten auch dadurch einen Vorteil für die Fürsorge-
erziehunnKbehörde,daß wir einen gewissen Prozent¬
satz von Mädchen, die wir von vornherein nicht für
Hausarbeit und häusliche Zwecke allein ausbilden
tonnen, dort in der Fabrikarbeit ausbilden können.
Wir haben einen großen Prozentsatz von Mädchen, die
sich von vornherein nicht zu hausfraulichen Arbeiten
eignen, die auch später ohne weiteres in die Fabrik¬
betriebe übergehen. Gerade hier tonnen wir sie in
ihrer späteren Berufsarbeit in sehr zweckentsprechender
Weise vorbilden.

Die Löhne der Mädchen, meine Damen und Herren,
betragen 75 Prozent der ortsüblichen Tariflöhne, die
mit den Gewerkschaftendort vereinbart worden sind.
Mehr als 75 Prozent können die Fabriken wohl mit
Rücksichtdarauf in diesen Fällen nicht zahlen, weil
es sich doch im Durchschnitt um weniger wertvolle Ar¬
beitskräfte handelt. (Zuruf des Abgeordneten Nohl:
Das ist nicht wahr! Die arbeiten mehr als die freien
Arbeiter!) Sie haben aus dem Munde des Lnndes-
Pshchillters,Herrn üückerath, gehört, daß wir bei un¬
seren Fürsorgezöglingen etwa 6« bis 70 Prozent
pshchupathische Mädchen haben.

Die Arbeitszeit, meine Damen und Herren, ist
ebenfalls ganz konform der Arbeitszeit der freien
Arbeitskräfte dort geregelt. Sie beträgt allerdings
heute, wie wir uns damals mit der Kommission, die
in Niederseßmar war, überzeugt haben, mit Rücksicht
auf die Hochkoniun!ttur in der Weberei 9^ Stunden.
Das ist aber die Arbeitszeit, die auch für die freien
Arbeiter dort festgesetzt ist. (Zuruf eines kommunisti¬
schen Abgeordneten: Die Mädchen werden als Lohn¬
drücker benutzt!)

Was die Haltung der Mädchen in den Heimen
selbst anbelangt, so hat sie in den langen Jahren des
Vestehcns dieser Heime niemals zu Klagen Anlaß ge¬
lleben. (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Weil sie unter¬
drückt wurden!) Die Mädchen machen, wie bei der
kürzlichenBesichtigung auch von dem Herrn Vertreter
der kommunistischenFraktion festgestellt worden ist,
«inen frischen und gesunden Eindruck. Ihre Vctosti-
Mng ist gut und ausreichend. (Zuruf eines kommu¬
nistischen Abgeordneten: Das haben wir aber nicht
bemerkt!) Die regelmäßigen Kontrollen, die wir aus¬
üben, und auch die unvermuteten Revisionen, die unser
ärztlicher Sachverständiger, Herr Dr. LUckerath,vor¬
genommen hat, haben ergeben, daß das Essen gut ist
und daß eine ständige Gewichtszunahme der Mädchen
festgestelltwerden kann.

Die Behandlung durch die Schwestern in den
Heimen ist eine duribaus liebevolle. (Sehr richtig!
"As.) Ich möchte das hier besonders hervorheben
Die Schwestern geben sich eine unendliche Muhe mit
diesen schwierigen Mädchen, und scder, der die
Schwesterndieses evangelischen Diakonissenheimskennt,
weiß, daß gerade diese Schwestern niemals etwas tun.
was diesen Kindern irgendwie schaden könnte. (Zuruf

eines kommunistischenAbgeordneten: Sie schlagen sie
jeden Tag!)

Au dem bedauerliche!:Unglücksfall— ich will noch
kurz auf diesen Fall eingehen, der in einer wirtlich
unglaublichen Weise aufgebauscht worden ist —, der
sich Ende vorigen Jahres in der Anstalt Niederseßmar
ereignet hat und den wir auf das allerlebhafteste be¬
dauern, trägt die Anstalt nach den sehr eingehenden,
wiederholten Untersuchungen von gänzlich unpartei¬
ischen Stellen nicht die geringste Schuld. (Hört, hört!)
Es handelt sich nach der Ansicht von Herrn Dr. Lücke¬
rath in diesem Falle um ein schwer psychopathisches
Mädchen (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Dann
durfte es aber nicht in diese Anstalt!), was schon dar¬
aus hervorgeht, daß es aus einem sehr geringen Anlaß,
einem Anlaß, der darin bestand, daß man ihm verbot,
eine Autotappe zu tragen, sich unmittelbar ohne Be¬
sinnen zu einer so schweren Disziplinverletzung hat
hinreißen lassen, daß es seiner Oberin auf öffentlicher
Straße angesichts der übrigeil Zöglinge mit großer
Heftigkeit rechts und links ins Gesicht geschlagenhat.
(Hört, hört! rechts.)

Sie ist daraufhin, nachdem sie das getan hatte, in
einen Einzclmum, der neben dein Schlafraum der
übrigen Mädchen auf der zweiten Etage des Heims
sich befand, verbracht worden. Als sie dann am Abend
von einer Schwester zu dein ebenfalls auf derselben
zweite!, Etage gelegenen Klosett geführt wurde, hat
sie sich durch einen Sprung aus dem Klosettfenster ins
Freie zu befreien versucht und ist hierbei so unglück¬
lich gefallen, daß sie zu Tode gekommen ist. (Zuruf
des Abgeordneten Nohl: Das ist glatt gelogen, was
Sie da sagen!)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Ich
rufe den Herrn Abgeordneten Nohl zur Ordnung, weil
er die Ausführungen des Vertreters des Herrn Landes¬
hauptmanns als glatt gelogen bezeichnet hat. (Zuruf
des Abgeordneten Nohl: Ich habe die Sache selbst
untersucht!)

Landesrat Dr. Vossen: An derselben Stelle ist
vor einem halben Jahre ein Mädchen ans dein Fenster
gesprungen, ohne sich dabei lebensgefährlich zu ver¬
letzen. Das Gelände steigt an dem Feilster etwas an,
so daß man sehr Wohl den Sprung aus dem Fenster
wagen kann. Er beträgt etwa 5^ Meter vom Bord
des Fensters gemessen bis zu der Stelle, wo das
Mädchen angekommen ist. (Zuruf des Abgeordneten
Nohl: Im Hemd ist sie hinunter gesprungen!) Wir
nehmen also an, daß es sich mit großer Wahrscheinlich¬
keit um einen Fluchtversuchgehandelt hat (Zuruf des
Abgeordneten Nohl: Im Hemd um 8 Uhr nachts!),
und nicht um einen Selbstmordversuch. Es kann aller¬
dings ja Selbstmordversuch nicht absolut bestritten
werden. Es ist auch möglich, wenn auch nicht wahr¬
scheinlich, daß es sich um einen Selbstmordversuch ge¬
handelt hat. Aber auch wenn das letztere der Fall
wäre, meine Damen und Herren, so würde Kies
keineswegs einen Rückschluß auf eine etwa unzulässige
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Behandlung in der Anstalt zulassen. Wie schun er¬
wähnt, ist durch die regelmäßigeil und uuvcrmntcten
Revisionen der Heime und die Aussage der Zöglinge
selbst nur Gutes über die Behandlung der Insassen in
den Violen Jahren ermittelt worden.

Ich darf vielleicht eine allgemeine Bemerkung über
die Selbstmorde bei unseren Fürsorgezöglingen hier
einschalten.Keine auch noch so gute Anstalt taun unter
allen Umständen garantieren, das; nicht einmal irgend¬
wo «und irgendwie ein Selbstmord bei ihr vorkommt.
(Zuruf links: Das stimmt allerdings!) Aber die all¬
gemeine Statistik der Selbstmorde, sowohl im Reich
als auch in Preußen, weist eine erheblichhöhere Ziffer
an Selbstmorden auf, wie sie bei unseren Fürsovge-
züglingrn vorkommt. Wir haben ans 10 000 Einwohner
in Preußen im Jahre 192? 2,27 Selbstmorde gehabt.
Bei unseren 15 000 Zöglingen haben wir im Jahre
1921 überhaupt leinen Selbstmord gehabt, im Jahre
1925 hatten wir einen Selbstmord »nd im Jahre 1926
zwei. Das sind im Höchstfalle IM auf 10 000 Ein¬
wohner gegenüber 2,27 in ganz Preußen. (Zuruf des
Abgeordneten Renner: Sie müssen die Kindcrsclbst-
morde vergleichen!) Ich spreche hier von allen Selbst¬
morden, die überhaupt vorgekommen sind. Dabei
möchte ich nochmals darauf hinweisen, daß zu beachten
ist, daß wir einen hohen Prozentsatz pshchopathischcr
und sonstwieschwer belastete Kiuder haben, so daß Wir
eigentlich eine viel höhere Ziffer der Selbstmorde er¬
warten dürften.

Der Unglücksfall in Nicderseßmar ist nun in der
unglaublichstenWeise in der Öffentlichkeit aufgebauscht
und entstellt worden, wobei wir ermittelt haben, daß
die Informationen "derjenigen, die diese unwahren Be¬
hauptungen in die Öffentlichkeit brachten (Zuruf des
Abgeordneten Nohl: VersuchenSie es doch einmal mit
einer Klage, ich habe die Sache aufgebracht!), hauptsäch¬
lich von einem sehr schwer belasteten Mädchen stammen,
das auch in der Fiirsorgcanstalt gewesen ist. Es han¬
delt sich da um ein Mädchen, dessen Vater wegen
Mordes zu 15 Jahren Gefängnis 'sowie wegen schweren
Einbruchsdicbstahls zu zwei Jahren Zuchthaus ver¬
urteilt war, der dieses Mädchen und seine übrigen
Kinder andauernd zu Diebstählen veranlaßte. Die
Mutter dieses Zeugen, ans den biese Informationen
hauptsächlich zurückgeführt worden sind, befindet sich
schon seit mehreren Jahren vorübergehend in einer
Heil- und Pflegeanstalt. (Hört, hört! rechts; erregte
Zurufe links.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Ich
bitte, den Herrn Redner nicht immer zu unterbrechen.

Landesrat Dr. V offen: Meine Damen und
Herren! Was aber eine wirtlich große Erschwerung
unseres Erziehungswerts an diesen verwahrlosten und
gefährdeten Kindern und Jugendlichen mit sich bringt,
ist diese kritikloseVeröffentlichung sog. Ginzelfälle ber
Fürsorgeerziehung und namentlich deren wahrhcits-
widrige Veröffentlichung. (Sehr richtig! rechts.) Da¬
durch wird ein ganz falsches Bild in der Öffentlich¬

keit hervorgerufen uud die ohnehin so schwere und auf¬
opferungsvolle Aufgabe unserer Anstalten und Für¬
sorger noch mehr erschwert. Wir haben in der vor¬
letzten Nummer unserer „Wuhlfahrtspfloge der Rhein¬
provinz" Gelegenheit genommen,auf diese falschen Dar¬
stellungen in der Presse einmal Bezug zu nehmen.
(Zuruf eines kommunistischenAbgeordneten: Gehen
Sie doch gegen die Presse vor!) Ich möchte dies
nicht weiter ausführen und mich auf diese Ausführun¬
gen in unserer „Wohlfahrtspflege" beziehen. Sie
werben daraus ersehen, wie falsch gewöhnlich diese
Fälle dargestellt werden und wie anders sie sich nach¬
her in Wirklichkeithcransstellcn.

Es ist mir aber — un!d damit möchte ich schließen —
ein Bedürfnis, hier öffentlich den zahlreichen Heimen
und Anstalten, namentlich auch den Heimen in Gum-
mersbach und Nioderseßmar, die sich mit der gefähr¬
deten und verwahrlosten Jugend jahrelang befassen,
unseren aufrichtigen Dank ausznsprcchen. (Erregte
Zurufe: Pfui! Hört, hört! Unerhört I bei den Kom¬
munisten.) Ich möchte dieseu Dank hier namens der
Verwaltung in aller Öffentlichkeit aussprechen. (Zu¬
ruf eiues kommunistischenAbgeordneten: Das ist eine
Schande!), nicht nur den Leitern unserer Provinzial-
erziehungsheime, sondern auch den vielen Privat-
llnstaltcn »nd Erziehungsheimen (Zuruf eines Kom¬
munisten: Den Ausbcuterheimen!), die in nie ver¬
sagendem Opfermut und selbstloser Hingabe sich Tag
und Nacht, jahraus, jahrein abmühen, um ihre Schütz¬
linge wieder zu brauchbaren Menschen heranzubilden,
nicht um Geld und Gut, sondern aus ehtischcn Gründen
(Zuruf eines Kommunisten: Um Gotteslohn!), aus
einem höheren sittlichen Gebot und dem Bewußtsein
ihrer Verantwortung gegenüber diesen Unglücklichen,
gegenüber der Gesellschaftund gegenüber der Zukunft
unseres Volkes. (Beifall rechts nnd in öer Mitte.)

Ich bitte Sie alle, meine Damen und Hcrreu, ohne
Unterschied der Parteien, uns diese an sich schwere
Aufgabe nicht noch weiter zu erschweren. Wenn Sie
Fälle haben — ich habe es schon oft ausgeführt —, wir
stehe» jederzeit bereit, mit Ihnen die Fälle anfzu-
klären. Aber ich möchte Sie bitten, keine Veröffent¬
lichungen zu macheu, ohne vorher den einfachen Weg
zum Herrn Landeshauptmann zu gehen und ihn zu
fragen: Wie liegt der Fall? Wo Fehler sind, werden
wir sie gewiß gerne mit Ihnen abstellen. Nur so
dienen Sie wirklich den Interessen unserer Jugend.
(Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmanu.

Abgeorbnetcr Hoffmann : Ich werde veranlaßt,
das Wort zu nehmen zu den Ausführungen des Herr»
Abg. Hack zu seinen Anträgen, besonders zu dem
Antrage ,der Fraktion der Kommunistischen Partei,
wonach durch die örtlichen GewerVschaftstartelle die
NächstliegendeKontrolle usw. in der Frage der ge¬
samten Fürsorgeerziehung erfolgen solle. Aus meinen
Zuruf wurde seinerseits dargelegt, daß das <das Ge-
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eignete sei, während wir demgegenüber nichts Ge¬
eignetes hätten. Ich verweise darauf, daß unsere
Fraktion schon seit einigeil Jahren das Verlangen
stellt, daß etatsmäßige Stellen für Beamte geschaffen
werben sollen, die von den freien und christlichenGe¬
werkschaften einzustellen sind, die die Aufgaben in
dieser Richtung zu erfüllen haben, die also auch hier
^ um mit den Worten meines Vorredners, des Herrn
Landesrats Dr. Vosscn, zu sprechen — einem höheren
sittlichen Gebot Rechnung tragen und die wirtschaft¬
liche Seelsorge herbeiführen. Wir wünschen,daß den
Fürsorgezöglingen das gesetzlichzustehendeKualitions-
recht gewährt wird, um ein Bindeglied zwischenden
Berufsorganisationen der christlichenund freien Ge¬
werkschaften und den Fürsorgezöglingeu männlichen
und weiblichenGeschlechts zn schaffen. Wir haben alle
Veranlassung, auf diesem Gebiete tätig zu sein. Un¬
sere Verhandlungen haben noch nicht zu dein Ziel ge¬
führt, eine Mehrheit in diesem Hause für unseren
Antrag zu gewinnen. Mit den Vertretern des Zen¬
trums haben wir im Laufe dieser Vechandlungen wie¬
derholt eingehend Fühlung genommen, nm die Mehr¬
heit des Hauses für diesen Antrag zu erhalten. Aber
die Urbeitervertrcter der Zcntrumspartei haben in
ihrer Fraktion noch nicht die Mehrheit für diesen An¬
trag. Wir wünschen, daß Herr Pfarrer Jausen auf
diesem Gebiete mitwirkt, um endlich neben seiner Seel¬
sorge auch die wirtschaftlicheSeelsorge durch die Ver¬
treter der christlichen und freien Gewerkschaften herbei¬
zuführen.

Ich bitte dringend, dem Vorschlage meiner Partei-
frcundin, der Abgeordneten Frau Wecker, Rechnung zu
tragen, die wünscht, daß diese Nachprüfung erfolgt und
das? wir für den nächstenLandtag mit einem positiven
Antrag seitens unserer Fraktion, (zum Zentrum ge¬
wandt) seitens Ihrer Fraktion und seitens des ganzen
Hauses kommen, oder daß die Verwaltung mit dem
Herrn Landeshauptmann an der Spitze selbst den An¬
trag vorschlägt, um endlich auf diesem Gebiete das
praktischwerden zu lassen, Ums schon seit Jahren not¬
wendig ist, damit auch hier die Reform eintritt, die
d>c Ausbeutung ausschließt uud gute Ausbildung her¬
beiführt, Qualitätsarbeiter und -arbeiterinnen aus
den Fürsorgezöglingen männlichen und weiblichenGe¬
flechts werden läßt, die dann in der Zukunft nutz-
f'ckie Glieder der Gesellschaft sein werden. So, wie
letzt die Verhältnisse liegen, werben die Zöglinge, wenn
''e nicht mehr in der Fürsorgeerziehung sein tonnen,
wenn sie das großjährige Alter erreicht haben der
Gesellschaft zurückgegeben,und sie haben dann nM so
ckuhlung. wie wenn sie durch ihre Berufsorganisation
UM ih« Berufszeitung schon in der ganzen Zeit der
Fürsorgeerziehung eine wirklicheAusbildung genossen
hatten. Gerade das Jugendwohlfahrtsgesch, gerade
^>e neuen Gesetze geben die Grundlage dafür, weil
°»rch diese endlich der Mensch in den Vordergrund gc-
tM wird. Wir sollten in dieser Richtung unter allen
Umständen endlich dazu kommen, daß der Antrag, der

von uns mehrfach gestellt, in den letzten Jahren aber
jedesmal abgelehnt wurde, endlich zu einem positiven
Ergebnis führt. Dann wird die wirtschaftliche Für¬
sorge praktisch werden. Was hier in der Beziehung
von der kummuttistischcn Fraktion vorgeschlagenworden
ist, ist bullig ungeeignet.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßcn : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Iansen.

Abgeordneter Iansen, Lammersdorf: Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Zunächst erwidere ich
Herrn Kollegen Hoffmann, der mich soeben apostro¬
phiert hat, daß es an sich sehr leicht ist, Herren aus
ciuer anderen Fraktion für irgendeine Idee zu ge¬
winnen, wenn man sich Herren aussucht, die noch nicht
so eingehend mit der Materie vertraut sind wie die¬
jenigen, die in der Fachkommissionsind. (Zuruf eines
kommunistischenAbgeordneten.) Ich habe das nicht
von mir bchanptct; ich erkenne Ihre Qualität an.
Aber die Herren haben sich unseren überzeugenden
Gründen angeschlossen. So kann ich Ihnen die Ver¬
sicherung goben, daß wir wirklich in dem Sinne
arbeiten, um dem wahren Wohl der Fürsurgezöglinge
zu dienen. Infolgedessen muß ich Ihnen leider die
Hoffnung zerschlagen,die Sie eben auf meine Wirk¬
samkeit gesetzt haben.

Dann darf ich noch hier sagen, daß ich setzt nicht
als Berichterstatter das Wort ergriffen habe, sondern
als Mitglied des Hauses. Herr Kollege Renner hätte
als Abgeordneter wissen müssen, daß man, wenn man
als Berichterstatter auftritt, das zu sagen hat, was der
Fachausschuß in seiner Mehrheit zu beschließen für
gut befunden hat. Ich habe außer der Neberzcuguug
des Fachausschusseskeiner einzigen anderen Meinung
Ausdruck gegeben. Vor mir hatte zu der Frage der
Fürsürgeerziohuug noch niemand gesprochen, weder
Herr Herrmann noch Herr KollegeHack. Sonst würde
ich, genau so wie Herr Herrmann, Ihnen zugeftandeu
haben, daß wir die Wahrheit hernehmen, wo wir sie
finden, auch dann, wenn von der äußersten Linleu
wirklich wahre Dinge hier vorgebrachtwerden, werden
wir uns der Ginsichtin keiner Weise verschließen. (Zu¬
ruf eines kommunistischen Abgeordneten: Die sind vor¬
gebracht worden! Zuruf des Abgeorductcu Schröcr,
Essen: Sind Ihnen Gewissensbisse gekommen?) Viel¬
leicht pocht Ihnen das Herz lauter als mir, da Ihnen
sofort der Gedankean Gewissensbisse kommt. (Heiter¬
keit.) Aber, meine sehr verehrten Herren, nochmals:
Wenn Sie uns einen gangbaren Weg zeigen zur Be¬
hebung der Nöte und der Grundursachen, die wir mit
Ihnen ebenso tief beklagenwie die gesamte Welt, dann
wecken wir im Interesse dieser armen Menschen den
Weg auch gehen, auch dann, wenn Sie ihn uns zeigen.
Vielleicht würden Sie nicht dieselbe Bereitwilligkeit
zeigen, Wege zur Behebung von Not zu geheu, wenn,
sie nicht von Ihnen aufgezeigt werden. (Zuruf des
Abgeordneten Schröcr, Essen: Wir sind jeder Vernunft
zugänglich!) Wenn man von Herrn Renner sofort
hören muß, daß er den Berichterstatter mit seinem



136 73. Rheinischer Provinziallaudtag, 4. Sitzung am 7. April 1927.

Parteinamen und seinem Berufsnamen nennt, daß er
ihn ausdrücklichals Zentrumsmann und als Pfarrer,
M Vertreter einer Konfession charakterisiert, dann
kann man sich doch des Eindrucks nicht erwehren, daß
diese Bezeichnung ganz tendenziös geschieht, in ganz
bestimmter Absicht, um damit nicht nur eine Person,
sondern eine Religion und eine Parteirichtung zu
brandmarken. (Zuruf links: Warum denn nicht, sind
Sie denn zweierlei in einer Figur?) Ich hatte Herru
Renner aus den Verhandlungen, die wir mitgemacht
haben, für ehrlicher gehalten, als das; er auf diesem
Umwoge irgendetwas andeutet, was er nicht gerade
heraus sagen will.

Zu dem Fall von Niederseßmar, über den Herr
Renner in weitgehender Weife auch als Kommissions¬
mitglied gesprochenhat, kann ich nicht verstehen, daß
man aus einem Einzelfalle, der ein beklagenswertes
Unglück ist und bleibt, solche Anträge herleitet nnb
derart verallgemeinernde Anklagen erhebt, die durch
einen Einzelfall wirtlich nicht zu begründen find.

Das Kind, von dem Herr Nenner dauernd spricht,
ist ein Mädchen von 18^ Jahren. Ob er diese Leute
immer noch der Kinderwelt zurechnet, weiß ich nicht;
ich will ihm bas Urteil darüber selbst überlassen. Aber
wenn er dann sagt, daß die Kommission nicht das
Zimmer gesehen habe, in welchem dieser Fürsorge-
zögling eingesperrt war, sondern ein anderes, dann
will ich zwar nicht soweit gehen wie er, und denjenigen,
der eine andere Behauptung aufstellt, als Pharisäer
und Heuchler bezeichnen,sondern dann will ich bloß
sagen, daß er einen objektiven Irrtum ausgesprochen
hat. (Zuruf des Abgeordneten Renner: Herr Nohl
hat am anderen Tage das Zimmer von der Schwester
selbst gezeigt bekommen!) Ich rede gar nicht von dem
Besuche,den Ihr Herr Kollege in der Anstalt gemacht
hat, sondern von dem Besuche, den die Anstalts¬
kommission gemacht hat. (Zuruf des Abgeordneten
Renner: Da haben Sie doch nicht mehr gesehen als ich
auch!) Da betone ich, daß wir jedenfalls in dem
Raum auf der zweiten Etage gewesen sind, in welchem
das Mädchen eingeschlossen war (Widerspruch bei den
Kommunisten), in dem Raum, von dem aus es den
Weg zu dem Fenster gefunden hat, aus dem es sich
hinausgestürzt hat. Alles andere, was Herr Renner
hier darstellt, ist mindestens Irrtum; einen anderen
Ausdruck W,N ich dafür nicht gebrauchen. Es ist wirk¬
lich nicht konfeguent und schlüssig, wenn man aus
einem solch vereinzelten Unglücksfall solche Folgerun¬
gen ziehen will, wie Sie sie hier gezogenhaben.

Bei dem Besuche in der Anstalt ist uns nichts
verheimlicht worden, gar nichts. (Widerspruch bei den
Kommunisten.) Ich glaube, sowohl Frau Becker wie
auch die anderen Damen und Herren nehmen bei
solchen Besuchen immer die Gelegenheit zur In¬
formation wahr; wir geben uns nicht mit den Dar¬
legungen, die die Schwestern »nd die Beamten machen,
zufrieden, sondern jeden Besuch benutze ich persönlich,
um, soweit ich das kann, jeden der Zöglinge, ob das

Mädchen oder Jungen sind, abseits einmal auszu¬
fragen, ob ihnen etwas an ihrer Erziehungswcise nicht
gefällt. (Zuruf eines kommunistischenAbgeordneten:
Die sind viel zu ängstlich!) Sonderbar, daß sie nur
den Mut haben, zu sprechen, wenn S i e fragen. <Zu-
ruf des Abgeordneten Renner: Bitte, Frau Becker und
ich haben versucht, ein Mädchen zn sprechen,da ist die
Schwester nicht von uns weggegangen!) Sie werden
mir nicht verargen, daß es mir sehr gut gelang, eine
ganze Reihe von Mädchen zu fragen, ob ihnen die
Vehandlungswcise in der Fabrik und auch in der
Anstalt gefalle. (Znrnf eines kommunistischen Ab¬
geordneten: Das glauben wir, das ist auch verständ¬
lich!) Obscho» die Mädchen keine Schwester bei sich
hatten, haben sie mir übereinstimmend gesagt, daß zn
besonderen Klagen kein Anlaß vorliege. (Zuruf des
Abgeordneten Nenner: Aber, Herr Pfarrer Iansen,
Ihnen etwas zu erzählen, W für die Kinder nicht
gefährlich! Sie sind doch Blut von dem Blute, das
dort herrscht!)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Ich
bitte den Herrn Abgeordneten Renner, sich zum Wort
zn melden, wenn er etwas zu sagcu hat.

Abgeordneter Iansen (fortfahrend): Meine sehr
verehrten Damen uud Herren! Ich anerkenne Ihre
Selbstgefälligkeit und Ihren großen Anspruch darauf,
daß nur Sie fähig sind, die Wahrheit zu erforschen,
(Abgeordneter Dr. Kaiser: Sehr gut!) Wir haben,
wie ich eben schon gesagt habe, eine solche Selbst¬
beweihräucherung nicht für notwendig gehalten, son¬
dern Ihnen andauernd ausdrücklich zuertauut, daß
wir die Wahrheit auch dann glauben, wcun Sie sie
llussprcchen. Aber weil Sie eine derartige selbst¬
gefällige Methode lieben, mit der Selbstbeweihräuche¬
rung, daß nur Sie die richtigen Wege zum Ziele zeigen
und daß nur Sie allein imstande seien, die Wahrheit
zn erforschen und zu ermitteln, weil Sie diesen An¬
spruch dauernd für sich erheben, darum können wir
Ihnen nicht folgen, sondern darum obliegt es uns,
vor der weitesten Öffentlichkeit darzutun, daß dort in
Niederseßmar zn einem besonderen Taidel keine Ver¬
anlassung vorlag, daß wir die Pflicht haben, wie die
Verwaltung es ausgesprochen hat, vor der Welt M
bekenne», daß die Erzieherinnen, die Schwestern dort,
sich mit wirklich liebevoller Hingabe der Erziehung
ihrer Zöglinge gewidmet haben und widmen werden.
(Sehr gut! im Zentrum. Zuruf des Abgeordneten
Schröer, Essen: Nie Sie es verstehen!)

Meine Damen und Herren! Wir lehnen deshalb
diese Anträge ab, selbst auf die Gefahr hin, >daß wir in
der kommnnistischenPresse irgendwie anders dargestellt
werden, als wir zn arbeiten entschlossen sind. lZurm
eines kommunistischenAbgeordneten: Pfaffenspiegel!)
Es scheint, daß Sie derartige Bücher mit besonderer
Vorliebe lesen. (Heiterkeit.) Das beweist höchstens,
daß man das Gesetz zur Bekämpfung von Schmutz
und Schund auch auf andere als bloß die Jugend¬
lichen ausdehnen muß.
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Ich möchte noch auf einen Einzclfall eingehen, den
der Etatsrcdner der SPD., Herr Hülkeu, am ersten
Tage hier erwähnte. Es war ein Bericht der Frau
Landcövcrwaltungsrat Hopmann über die Erziehung
der weiblichen Fürsorgezöglinge. Mit einem außer¬
ordentlich niedlichen und vornehmen Lächeln glaubte
Herr Holten, einem Zentrumsorgan, dein „Volks¬
freund" in Aachen, und damit auch zu gleicher Zeit
der Zentrumspartei so eiuen kleinen Nischer geben
zu tonnen, weil in einem Bericht des „Volksfreuiides"
(Zuruf links: Lügenfreundes!) ein Geistlicher sich ab¬
fällig geäußert hat. (Znruf des »geordneten Holten:
Aber ich habe es nicht gesagt!) In dem Bericht —
Sie haben ihn wahrscheinlichnicht ganz gelesen — steht
jedenfalls, baß ein Geistlicher den Bericht der
Frau Laudesvcrwllltuugsrnt Hopmann ablehnt und
sich in mißliebiger, gehässiger Weise über die Art
äußert, wie Frau Hopmann die Erziehung darzu¬
stellen beliebte. Erstens steht noch lange nicht alles in
dem Artikel der „Wohlfahrtspflege" drin, was der
Artikelschreiberhineingelegt hat. Er nennt sich einen
Geistlichen. Wenn ich sage, es stehe nicht alles drin,
so "bezeichne ich damit diesen Geistlichen,der dort in
dem „Vulksfreund" schreibt, als einen Lügner. Wenn
Sie weiter lesen, daß derselbe Geistliche zehn Zeilen
weiter seine Tochter demnächst in einer solchen Er-
z'chnngöanstalt erziehen lassen will, bekommenSie erst
einen gelinden Zweifel an der Echtheit der Berufs-
l'ezc'ichuuug. (Zuruf des Abgeordneten Minder: Es
l"un doch Geistliche geben, die Kinder haben!) Ich
habe weiter feststellen tonnen, daß es auch kein evange¬
lischer Pfarrer ist, der diesen Artikel geschriebenhat,
sondern, meine sehr verehrten Herren, wenn ich Ihnen
den Schreiber dieser Zeilen, der hier zum „Volks¬
freund", einem Zeutrumsorgau, seine Zuflucht ge¬
nommen hat, näher bezeichnen wurde, wie ich es könnte,
dann würden Sie mit mir der Ueberzeugung Kn, daß
^er Herr eine rote Mäste trägt weiterleit. Zuruf
unks: Nie Schwarzen haben oft eine rote Maske
b°rl), daß er also, um ein Zentrnmsorgan benutzen zu
lonnen, absichtlich und irreführend einen anderen Beruf
""gibt, um zu einem mißliebigen Urteil über
°°s, was Frau Hopmann gesagt haben soll, zu
loninien. Sie sehen, so wird berichtet, und so werden
Schlußfolgerungen gezogen, wenn man nicht ganz vor-
Nchtig Zeile für Zeile durchlieft.

Damit möchte ich meine Ausführungen schließen.
Herr Landesrat «offen hat ja das Notwendige über
°'e Familiencrziehung und das Wachsender Zahl der
untergebrachten Kinder gesagt. Ich bitte nochmals,
w'e ich es bereits als Berichterstatter getan habe, die
"nträne im Sinne der Fachausschüsse anzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
^°rt hat Herr Abgeordneter Holten.

Abgeordneter Hollen: Meine Damen und Herren!
">e Bemerkung des Herrn Kollegen Iansen bezüglich
"emer Ausführungen zu dem Artikel von Fräulein
Nobmann veranlaßt mich, denn doch zu erklären, daß

ich mit keinem Worte davon geredet habe, daß der
Artikel von einem Geistlichengeschriebenist. Ich habe
lediglich den „Volksfreuud", das Zeutrumsorgan,
zitiert. Ob der Artitelschreiber Geistlicher ist, weiß
ich nicht, ist mir auch gleich. Wenn Sie aber, ver¬
ehrter Herr Kollege Iansen, von einer roten Maske
sprechen, so muß ich schon sagen: Dann scheint der
„Volksfreuud", das offizielleZetttrumsorgnu, sehr gute
Beziehungen zu den roten Masten zu haben; sonst
würde er doch die Aufsätze der roten Masten nicht
aufnehmen. (Zuruf des Abgeordnete!! Iansen: Es
fallen nicht bloß Schwarze, sondern auch Rute einmal
herein! Heiterkeit.Zuruf des Abgeordneten Dr. Kaiser.)
Herr Kollege Kaiser meint, man habe dem „Volts¬
freund" ein Kuckucksci ins Nest gelegt.

Aber nun zum Thema selbst!
Deni Antrage (Drucksache Nr. 69), der vom Herrn

Landeshauptmann verlangt, daß er sich zur Durch¬
führung der Aufsicht über die Fürsorgezöglinge der
örtlich zuständigen Jugendämter bedienen soll und die
Jugendämter mit der Aufsicht nur ihrer eigenen, Or¬
gane beauftragen sollen, stimmen wir zu. Er cutspricht
ja einer Anregung, die wir wiederholt in diesem Hause
gegebenhaben. Ich hätte aber an den Herrn Landes¬
hauptmann oder an seinen Vertreter, Herrn Landes¬
rat Vossen, eine Frage. In der Sitzung des II. Fach¬
ausschusseswurde gestern erklärt, daß es einem Ab¬
geordneten des Hanfes noch nicht verwehrt worden sei,
eine Provinzialanstalt oder eine private Anstalt zu
besichtigen. Unsere Stellungnahme zu dein Antrage
(Driicksache 192), wonach Fürsorgezöglinge nur in solche
Anstalten überwiesen werdeil sollen, die anch den Mit¬
gliedern des Landtages Gelegenheit geben, die An¬
stalten zu besichtigen, müssen wir davon abhängig
machen,daß uns die Verwaltuug erklärt, daß auch für
die Folge den Abgeordneten, die den Wuusch haben,
eine Provinzialanstalt oder eine Privatanstalt zu be¬
sichtigen, keine Schwierigkeiten gemacht werden und
ihnen die Vcsichtigunggestattet wird. Ich betone, daß
uns bisher der Zutritt zu deu Anstalten noch nicht
verwehrt worden ist. Aber uusere Stellungnahme zu
dem Antrage müsse» wir von einer solchen Erklärung,
die uns vielleicht Herr Landesrat Vossen geben kann,
abhängig machen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat Frau AbgcorduetcNicdieck.

Abgeordnete Frau Nied ieck: Es ist zu der Für¬
sorgeerziehungschon soviel vorgebrachtworden, daß ich
wirtlich nicht auch noch dazu das Wort ergreifen
würde, wenn es mich nicht drängte, meinem Befremden
darüber Ausdruck zu gelben, daß der Vertreter der
kommunistischenFraktion, der an der Besichtigung in
Nicderseßmar mit teilgenommen hat, an Ort und
Stelle keinerlei ernstliche Rügen vorgebracht hat.
(Zuruf links: Da hatte er noch nichts gehört!) Er
hat dort im Gegenteil gesagt, aus diesem einen Un¬
glücksfalle tonne man der Anstalt keine Vorwürfe
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machen (Hört, hört! rechts), derartige Fälle könnten
in den besten Familien vorkommen. (Zurufe von kom¬
munistischer Seite.) Erlauben Sie, lassen Sie mich
mal zu Wort kommen, Sie tonnen nachher reden. —
Er hat darauf hingewiesen, daß auch Abiturienten
nnd Schüler aus besseren Familien schon mal Selbst¬
mordversuche machten. (Hört, hört! im Zentrum.)

Nachdem sich gezeigt hat, das; bei der Besichtigung
der Anstalt, wo alles an Ort und Stelle besprochen
worden ist, nichts borgebracht wurde, daß aber in der
Oeffentlichkcit hier dieser eine Unglücksfall so aus¬
geschlachtet wird, >daß wir uus stundenlang in wenig
schönerWeise über die Dinge nntevhaltcn haben, weiß
ich nicht, ob es Zweck hat, in Zukunft überhaupt noch
die Anstalten zu besichtigen. (Zuruf des Abgeordneten
Renner: Sie wollen sie wohl zusperren, damit wir gar
nichts sehen!) — Ich habeIhnen eben gesagt: Sie können
ja gleich reden. — Ich möchte jedenfalls meine Zu¬
stimmung nicht dnzn geben, daß in Zukunft jedem
Landtagsmitglied jederzeit die Besichtigung einer jeden
Anstalt gestattet werden soll. (Zuruf eines kommu¬
nistischen Abgeordneten: Dann wissen Sie auch,
warum!) Wohin das führen sollte, weiß der Himmel.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl: Ich muß mich wirklich über
die Art und Weise wundern, wie Herr Landcsrat
Vossen versucht, die Sache zuzudecken. Ich habe ihm
mit Absicht den Zuruf gemacht: Das ist eine freche
Lüge! Nachdem Herr Landesrat Vossen erklärte, die
Dinge lägen nicht so, wie ich sie schildere,erkläre ich
hier nochmals: Für jeden Satz in dem Artikel, der mit
der Photographie des Heims veröffentlicht wurde,
stelle ich 20, 30 und IN Zeugen zur Verfügung, wenn
Sie es haben wollen. Herr Landcsrat Vossen wird
es nicht wagen, einen Prozeß deshalb zu führen. Ich
habe 20 Jahre lang fünf Minuten von dem Heiin ent¬
fernt gewohnt; viermal am Tage bin ich auf dein Wege
zur Fabrik an dem Heim vorbeigegangen. Ich habe
Dinge gesehen, die noch hundertmal schlimmersind als
die, die hier vorgebracht wurden.

Der Anstaltsarzt, der meinen Namen trägt, er¬
klärte im ersten Fall, wie das Mädchen unten lag, mit
gebrochenenWeinen und Armen: Es wäre richtig ge¬
wesen, wenn du tot geblieben wärest. Das sind die
Anstaltsärzte. Das hat der Mann nicht abzustreiten
gewagt. Das sind Ihre Vertrauensleute, bei deueu
Sie Ihre Auskünfte holen.

Wenn mein Vertreter damals nicht Bescheid wußte,
so sage ich: Er ist genau so beschwindeltworden wie
die Herren Kommissionsmitglieder. Wenn ich dabei
gewesen wäre, wäre das den Herrschaften nicht passiert.
(Heiterkeit.) Ich bin an den. Tage nach dem Todes¬
fälle zu dem .heim gegangen; da hat die Oberin Elli
Werdemann Wort für Wort bestätigt, was in dem
Artikel gesagt und von uns vorgebracht wurde. Sie
hat auch nicht gewagt, mir einen anderen Raum im
zweiten Stockwert zu zeigen, sondern sie ist sofort mit

mir auf die Zelle gegangen da oben unter dem Dach¬
sparren. Der Speicher ist nicht in Zimmer eingeteilt,
sondern in Ecken nnd Zellen. In eine Kiefer Zellen
Hut man das Mädchen nackt eingesperrt, ohne jede
Decke, ohne alles; man hat ihm alles weggenommen
bis auf das Hemd. Nnd das Mädchen ist aus dem
Fenster gesprungen, t>as nicht vergittert war, abends
um 8 Uhr, als alles dunkel war, obwohl das Heim
direkt im Walde liegt. Es ist aus Verzweiflung hin¬
unter gesprungen.

In den: ersten Falle — der Beweis ist ganz offen¬
kundig — haben die Schwester Elli Wcrdemann nnd
die andere Schwester— Hanni mit Vornamen — dem
Mädchen das Kleid vom Leibe gerissen, weil es sich
geweigert hatte, sich auszuziehen und nackt in der Zelle
zu bleiben. Dieses Meid kann ich Ihnen noch zeigen,
es ist in unserem Besitz. Vorn ist ein breiter Zanclla-
streifen eingenäht; den hat das Mädchen sich selbst ein¬
nähen müssen, als es noch einen Arm im Gipsverband
hatte.

Wir können Ihnen noch Dutzende von Fällen
bringen. Es sind Mädchen, die in der Gegend ge¬
heiratet haben; wenn wir die als Zeugen vor Gericht
laden, dann werden Sie nicht mehr den Mnt haben,
mit einer solch eisernen Stirn zu behaupten: Es han¬
delt sich hier nicht um einen Selbstmordversuch, son¬
dern um einen Unglücksfall.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Landesrat Vossen.

Landesrat Dr. Vossen: Meine Damen und
Herren! Auch nach den Ausführungen des Herrn
Vorredners habe ich meinen vorherigen Ausführungen
nichts hinzuzufügen.

Ich möchte nur auf die Anfrage des Herrn Ab¬
geordneten Hollen antworten, daß uns bisher kein
Fall bekannt geworden ist, in dem einem Abgeord¬
neten der Zutritt zu irgendeiner Anstalt unserer Zög¬
linge verweigert worden wäre. Wir müssen grund¬
sätzlich daran festhalten, daß der Leiter der Anstalt
selbst beurteilen muß, ob er einen Besuch mit Rücksicht
auf den Eharakter der Anstalt zulassenssann oder nicht.
(Hört, hört! bei den Kommunisten.) Aber, wie gesagt,
Klagen darüber, daß ein Besuch als unzulässig ab¬
gewiesen worden sei, sind mir bisher nicht vorge¬
kommen. Sie können mit dem hellsten Scheinwerfer
in unsere Anstalten hineinleuchten. Wir sind jederzeit
beVeit, sofort, wenn Sie zu uns kommen, mit Ihnen
in die Anstalten zu fahren. Wir haben nichts zn ver¬
bergen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter
Dörr.

Abgeordneter Dörr: Meine Damen und Herren!
Der Herr Vorsitzende hat vorhin die Anregung !!«-
geben, bei Erledigung der Punkte 5,6 bis 62, ,die uns
in der Drucksache vorliegende Entschließung der Herren
Herrmann, Pohl und Wedershoven mit der Druck¬
sache 56 zu verbinden. Ich beantrage, die Abstimmung
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über diese Entschließung heute auszusetzen, und zwar
aus grundsätzlicheu Erwägungen, damit zunächst die
zuständige FachkommissionGelegenheit hat, sich damit
zu beschäftigen. Außerdem werden wahrscheinlichauch
die Fraktionen dazu Gelegenheit haben wollen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. S nahen : Zur
Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Hack.

Abgeordneter Hack: Das Theater, das jetzt auf¬
gezogen wird, ist wirklich nicht mehr zu überbieten.
Herr Abgeordneter Herrmaun hat im Ausschuß be¬
reits gesagt, daß er diese Entschließung stellt. Da hat
ihm aber der Vorsitzendedes Ausschusses, Herr Kaiser,
gesagt, das könne er nicht. In der Geschäftsordnung
ist aber nirgendwo etwas zu finden, wonach er das
nicht kann. Wohl aber sagt die Geschäftsordnung
deutlich, daß Abändcrungsanträge und Anträge ans
Annahme einer Entschließung im Anschluß an die
Verhandlungen über einen bestimmten Gegenstand bis
zum Schlüsse der Besprechung des Gegenstandes, aus
den sie sich beziehen,gestellt werden können. Die Ma¬
terie, die die Entschlicßuug betrifft, ist im Ausschuß
behaudelt wordeu. Es ist also nur die Absicht vor¬
banden, sich von einer Abstimmung zu drücken,wenn
man heute Vertagung beantragt. Sachliche Gründe
können überhaupt nicht vorliege!,, weil, wie ich schon
sagte, die Entschließung beraten worden ist. Infolge¬
dessen muß joder, der an diesem Theater teiu Interesse
bat (Zuruf rechts: Das Theater machen Sie doch!),
dieser Vertagung bzw. Abschiebungwidersprechen. Es
ist eine Entschließung, die der Nürgerblock nicht ver¬
dauen kann. Deswegen soll sie noch einmal in die
Dunkelkammer.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Zu
"ner sachlichen Berichtigung Herr Abgeordneter
Dr. Kaiser.

Abgeordneter Dr. Kaiser: Ich möchte zu der
Bemerkung des Herrn Vorredners, da ich der Vor¬
sitzende war, erklären, daß von meinen Freunden kein
Widerspruch entgegengesetztwird, wenn jetzt über die
Sache abgestimmt wird.

Stellvertretender VorfitzeUderDr. Saaßen: Zn
einer sachlichenNichtigstellung und einer Erklärung
berr Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner: Ich bin zu einer Richtig¬
stellung gezwungen, einmal auf Grund der Aus¬
führungen des Herrn Dr. Vossen, dann aus Grund
der Bemerkungen der Frau Abgeordneten von der
bürgerlichen Arbeitsgemeinschaft. (Zuruf: Frau N,e-
d>eck!) — Der Name tut nichts zur Sache.

Ich stelle nochmals sachlich fest: Die Zelle, die man
nns, dem Ausschuß,der den Besuch gemacht hat, gezeigt
^at, lag,,n der ersten Etage des Haufes, war ein Raum,
°" groß genug gewesen wäre, ein Bett und ein
Menschenkindans einige Zeit zu beherbergen. Der
»ttaum war frisch gestrichen. Dem Abgeordneten Nohl
hat am folgenden Tage die Oberin des Hauses, als
er im Anschluß au deu Selbstmord die Anstalt besich¬

tigte, eine andere Kammer gezeigt,die uuter dem Dach¬
sparren lag. (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Das ist
die richtige Kammer!) Ich behaupte nuu folgendes:
Entweder hat man den Ausschuß belogen oder man
hat den Abgeordneten Nohl belogen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Nohl: Ich kannte das Noch, mich konnte
niemand betrügen!) Aber belogen worden ist jemand.
Ich nehme an, daß man uns belogen hat, Herr Landes¬
rat Vossen.

Die 9^stündigc Arbeitszeit Pro Tag hat selbst Herr
Landesrat Vossen, zugegeben. Ich halte es für eine
Kulturschande, daß man seelisch und körperlichKraule
täglich 9^ Stunden zum Segen des Profits des Unter¬
nehmers in einer Provinzialanstalt arbeiten läßt.

Dann hat es sich nicht um eine Autokappe gehandelt.
Die Schwester hat uns erzählt, daß die Kinder schon
des öfteren, einmal solche Extramützen aufsetzen. In
diesem Falle handelte es sich um eine Ledcrkappe, die
die Mutter des Kindes geschickt hat, nicht um eine
Autokappe.

Herr Dr. Lückerathhat bei den Beratungen es für
wahrscheinlichergehalten, daß es sich um einen Selbst¬
mord handele; den Fluchtversuchhat er erst als zweite
Möglichkeithingestellt.

Dem Herrn Pfarrer Ianfen möchte ich sagen: Mein
Zwischenruf bezog sich nicht auf das, was man ihm
unterlegt hat. Ich habe damit sagen wollen, und rufe
die Frau Becker von der Sozialdemokratie als Zeugin
an: Als wir beide versuchten, einige der Kinder zu
separieren, ist die Schwester, die uns begleitete, nicht
von uns weggegangen; sie ist so ostentativ stehen ge¬
blieben, daß wir es nicht wagten, durch Fragen den Kin¬
dern nachherallerlei Unheil an den Hals zu bringe«.

Ich bin davon überzeugt, daß Herr Pfarrer Iansen
ohne Folgen und ungestraft mit einem Kinde sprechen
kann, d. h. ungestraft in bezng auf das Kind. Aber
wenn wir fragen, und das, was wir hören, verwenden,
so ist höchstwahrscheinlich, daß die Kinder, wenn wir
das Gehörte in ihrem Interesse verwerten, nachträg¬
lich zu leiden haben.

Nun zu der Frau Abgeordneten. Ich habe in der
Anstalt auf Grund dessen, was man uns gezeligt hat,
folgendes gesagt und halte das selbstverständlichauch
heute noch aufrecht: Kinderfelbstmordekommen vor in
Anstalten und im privaten Haushalt. Aus der Tat¬
sache allein, daß in einer Anstalt ein Selbstmord
passiert ist, Schlüsse in der Richtung zu ziehen, daß
eine Anstalt schlecht oder gut in ihrer Gesamtleitung
ist, halte ich für abwegig. Wenn das, was ich da gesagt
habe, nicht dem gesunden Menschenverstandentspricht,
so weiß ich nicht, was man unter dem Begriff versteht.
Aber was wir nachher sahen uud was nicht besprochen,
wurde: die 9 Mündige Arbeitszeit, die wir selbst
hintecher feststellten,das hat mich in der Fabrik schon
stutzig gemacht. Und als ich dann die Vorgeschichte
hörte und vernahm, daß man in ähnlichen Fällen
monatelang den Kindern den Schriftverkehr mit den
Eltern unterbunden hat, ging mir ein Verständnis
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dafür auf, welche Dinge das Kind in den Tod getrieben
haben. Also kein Einzelfall, Herr Landesrat. In der
Anstalt sind in der Frist von sechs Monaten drei
Selbstmordversuchevorgekommen. Das Kind, das jetzt
zu Tode gekommen ist, hat angeblich einige Monate
vorher versucht, sich in einem Teich neben der Anstalt
zu ertränken. Also nicht e i n Selbstmordversuch, kein
einzelner Fall, sondern eine Häufung von Fällen.

Meine Damen und Herren! Wenn noch eine Spur
von Verantwortlichkeitsgefühl in Ihnen ist, dann
werden Sie unsere Anträge nicht abwürgen, sondern
dann werden Sie zum mindesten verlangen, das; unter¬
sucht wird, wer belogen worden ist, ob die Kommission
sder der Abgeordnete Nohl, es sei denn, das; Sie dem
Abgeordneten Nohl, der ja Kommunist und als solcher
immerhin verdächtig ist, von vornherein unterschieben,
daß er bewußt die Unwahrheit sagt.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Zur
Abwehr persönlicher Angriffe hat Herr Abgeordneter
Hack das Wort.

Abgeordneter Hack: Ich möchte zu den Aus¬
führungen Stellung nehmen, die in bezug auf meine
Worte gegenüber einem Vertreter der Presse gemacht
worden sind. Es ist doch allgemein üblich, daß auf
Ausführungen der Presse, soweit sie Tagungen be¬
treffen, auch der Abgeordnete Bezug nehmen kann.
Als gestern ein Abgeordneter der bürgerlichen Rich¬
tung lange Zeit zur „KölnischenZeitung" sprach, hat
sich niemand etwas daraus gemacht. Wenn aber die
sozialdemotratischeZeitung behauptet, Wir hätten die
Anträge, die wir gestellt haben, von früheren Anträgen
der Sozialdemotratie zusammengeklaubt, wenn man
uns also sozusagcu des geistigen Diebstahls bezichtigt,
muß man doch das Recht haben, gogen eine solche
Zeituug zu polemisieren. Wenn die Zeitung keine
Möglichkeit hat, sich zu wehren, dann tut sie mir leid.
Wenn es nicht eine Zeitung ist, die nicht gelesen wird,
so hat sie doch die Möglichkeit,in ihren Spalten etwas
zu tun. Ich gebe allerdings zu, daß ich die Zeitung
in dieser Beziehung nicht hätte anzugreifen brauche»,
weil eiue geistigeAnleihe bei der SPD. heute wirklich
nicht mehr zu machen ist.

Was aber die Person anbetrifft, Herr Schreiner,
so möchte ich doch feststellen, daß auf Verbot der Sozial-
demokratischen Partei und weil man Sie in der Inter¬
nationalen Nrbeiterhilfr nicht mehr Ihren Bedürf¬
nissen entsprechend gewürdigt uud ernst genommen
hat, Ihr Austritt erfolgt ist.

Die Abgeordnete Necker hat Verdächtigungen gegen
die Internationale Arbeiterhilfe ausgesprochen, die in
keinem Wort und in keinem Satz bewiesen sind oder
bewiesen werden können. Damit sind sie genug ge¬
kennzeichnet. Die Verdächtigungen treffen die sozial-
demokratischenArbeiter, hie zu einer großen Anzahl
in der Internationalen Nrbeiterhilfe mitarbeiten, von
denen allerdings Sie sich ideologischlängst getrennthaben.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Zur
Geschäftsordnung hat das Wort Herr Abgeordneter
Dörr.

Abgeordneter Dörr : Meine Damen nnd Herren!
Nachdem ich festgestellt habe, daß der zuständige Fach¬
ausschuß bereits die UnzuständigkeitHer Entschließung
im Zusammenhang mit der hier behandelten Materie
anerkannt hat, ziehe ich meinen Antrag als gegen¬
standslos zurück. (Zuruf links: Das ist auch besser!)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Wei¬
tere Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Besprechung
ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung.

Ich lasse zunächst über Punkt 56 der Tagesordnung
abstimmen. Wer für die unveränderte Annahme des
Haushaltsplans der Fürsorgeerziehung Minderjähri¬
ger ist, den bitte ich, aufzustehen. (Zurufe: Das ist
nicht verstanden worden!) Dann bitte ich, etwas ruhi¬
ger zu sein, damit ich mit meiner Stimme dunhdringcn
kann. ^ Ich frage nochmals: Wer ist für die unver¬
änderte Annahme des Haushaltsplans der Fürsorge¬
erziehung? — Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung zu Punkt 57. Wer
für unveränderte Annahme des Hanshaltsplans, be¬
treffend die Pruvinzial-Erziehungsheimr, ist, dcn bitte
ich, sich zn erheben. — Auch dieser Antrag ist an¬
genommen.

Punkt 55: Antrag des ll. Fachausschusseszu dem
Antrage der KPD.-Frattion, betr. Aufsicht über die
Fürsorgezöglingc. Wer für den Antrag der KP^-
ist, den bitte ich, sich zn erheben. — Der Antrag ist ab¬
gelehnt.

Punlt 5U: Antrag des II. Fachausschusseszu d>.m
Antrage der KPD.-Fmktion, betr. Vrholuugslur für
schulpflichtige Fürsurgczüglingc nach ihrer l5in-
liescruug.

Zur Abstimmung Herr Abgeordneter Gcrlach.
Abgeordneter Gerlach: Vs ist von einem unserer

Redner bereits beantragt, hier absatzweise abzustimmen.
Die sozialdemokratischeFraktion wird für den erste»
Absatz des Antrages 70 zu Ziffer 5'.» stimmcu.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen : M
lasse also über den Antrag in Drncksache 7U nach Ab¬
sätzen abstimmen.

Der erste Absatz lautet: „Für alle schulpflichtig"
Fürsorgezöglingc ist sofort nach der Ginlieferung '"
die Fürsorgeerziehung eine sechswöchige Erholung«^
durchzuführen." Wer hierfür ist, den bitte ich, sich 5"
erheben. - Der Antrag ist abgelehnt. (Zuruf: Gegen¬
probe!) Die Gegenprobe wird erledigt. — Der Antrat!
ist abgelehnt. '

Absatz 2: „Schulpflichtige Fürsurgezönlinge erhalten
Ferien im Umfang der Fcrienorduung für die Vrm^
schulen am Orte der jeweiligen Anstalt. Sie dürfen
während dieser Zeit nnch nicht mit Hausarbeit be¬
schäftigt werden." Wer für die Annahme ist, den tut"
ich, sich zu erhoben. — Abgelehnt!
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Absatz 3: „SchulentlasseneFürsorgezögliuge erhalten
alljährlich in zwei Abschnitten Ferien auf hie Dauer
vuu vier Woche». Nährend dieser Zeit dürfen sie zu
leiner Arbeitsleistung herangezogen werden." Wer für
diesen Antrag ist, Heu bitte ich, sich zu erheben.— Auch
Absatz 3 ist abgelehnt. Damit ist her gesamte Antrag
abgelehnt.

Puntt 0«: Antrag des II. Fachausschusseszu dem
Antrage der KPD.-Frattiun, betreffend Einweisung
von Fllrsorgezöglingen in das evangelischeFürsorge-
Heim II iu Äiiederseßiuarunh in das Fürsorgeheim I
in Guuliuersbach. Wer für den Antrag der lommu-
nist,scheuFraktion ist, den bitte ich, sich zu erheben. ^
Der Antrag ist abgelehnt.

Puntt «l: Antrag des 11. Fachansschusseszu dein
Antrage her K'PD.-Frattiou, betreffend die Unter¬
bringung von Fnrsurgezuglingrn »her sonstigenPfleg-
l'ugen in Pribatanstalten. Wer für den Antrag der
tummunislischenFrattiun ist, den bitte ich, sich zu er¬
heben. — Der Antrag ist abgelehnt.

Zu Puntt 62 liegt ein Antrag der Frau Abgeord¬
neten Becker vor. Sie beantragt, den Autrag auf
Drucksache 72 Her ProUinzialkommissionund dem Pro-
"lnzialausschuß zur Erledigung und Berichterstattung
an den nächsten Provinziallandtag zu überweisen.

Puntt 62 befaßt sich mit dem Nutrage des 11. Fach¬
ausschusseszu dem Autrage der KPD.-Frattion, be¬
treffend Durchführung der Fürsorgeerziehung. Es
handelt sich um den langen Autrag mit den einzelnen
Punkten.

Ich lasse zunächst über deu Antrag der Frau Ab-
UcurdneteuBecker auf Ueberweisung an die Prrwinzial-
lunimissiou und deu Pruvinzialausschuß abstimme».
^"' fü^ ldiese Ueberweisnng ist, den bitte ich, sich zu
"hebe». — Der Antrag ist abgelehnt.
. Dann lasse ich über den Antrag der KPD.-Frattiou
><Ubst abstimmen. Wer für den Antrag ist, deu bitte
"'h' sich zu erheben. — Auch der Antrag selbst ist ab¬
gelehnt.

. Wir kommen dann zur Abstimmung über die Eut-
'Miehuug aus Drucksache119: »Der Rheinische Pro-
uulziallandtag erblickt in dem zur Zeit herrschenden
T^uhnnngseleird eine Hauptnrsache her schweren ge-
Uui'dheiwchenund sittlichenSchäden,unter denen uuser
^ultslcbeu leidet. Gr hätt deshalb die schleunigeBe-
'"tiguug der Wohnungsnot für dringend geboten und
lodert die Reichsregierung auf, baldigstein Gesetz Vor-
U'n-geu, demzufolge die Erträgnisse der Hllnsziussteuer,
W lauge diese Steuer erhoben wird, restlos zur Förde¬
rung des Wohnungsbaues verwandt werden müssen."

Wer für diese Entschließung ist, deu bitte ick,, sich
>u> erheben. Die Entschließung ist abgelehnt. (Zuruf
°es Abgeordneten Gerlach: Gegenprobe!) Es wird
°" Gegenprobe gewünscht. Wer gegen die Annahme
°er Entschließung ist, deu bitte ich, sich zu erhebe». Die
Annahme der Entschließung ist abgelehnt.

Wir kommen zu
Puntt 63: Antrag des II. Fachausschusses

zu dem Haushaltsplau für has Lau des -
jugeudamt für das Re ch u u n g sj ah r 1927.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord-
ueler Dr. Kaiser.

Abgeordueter Dr. Kaiser: Meiue Damen und
Herren! Der FachausschußII hat die Entwicklung be¬
grüßt, die das Lanhesjugendamt geuommeu hat. Er
hat auch gleichzeitig anerkannt, daß das Lanhesjugend-
amt in der verhältnismäßig tnrzeil Zeit, in der es ein¬
gerichtet ist, gute Arbeit geleistet hat.

Bei der Erörterung wurde aber ganz im Einklang
mit heil Ausführungen, die her Herr Landeshauptmann
iu seiner Haushaltsrehe gemacht hat, auf folgendes
hingewiesen: Man habe die Erfahrung gemacht uud
mache diese Erfahrung fortwährend, daß hie Aufgaben
des Landesingendamtes dadurch ausgehöhlt würde»,
daß man staatlicheBehörden mit denselben Ausgaben
betraue, die dem Landesjugendamt gesetzlich zugewiesen
sind.

Iu den, Ausschnssewurde Kann von einer Seite
noch weiter gewünscht,daß man prüfen möge, ob das
^andesjugendlnnt nicht mehr wie bisher seine Mittel
auf die neuen, ihm zugewiesenen Ausgaben ver¬
wende, statt, wie das bisher zum großen Teile geschehe,
sie zur Unterstützung an die bestehenden Einrichtungen
zu überweise». Der Fachausschuß selbst hat zu dieser
Anregung leine Stellung genommen. Er war der
Meinung, baß man diese Anregung zweckmäßigdem
Laudesjugcudamt selbst zur Beratung und Ent¬
scheidung überweise.

Im übrigeil empfiehlt her Fachausschuß die un¬
veränderte Annahme des Haushaltsplans.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Wort¬
meldungen liegen uü'cht vor. Wir kommen zur Ab¬
stimmung über Punkt 63. Wer für den Antrag des
Fachausschussesist, den bitte ich, sich zu erheben. Der
Antrag ist augeuomiueu.

Punkt 61: Antrag des II, Fachausschusses
«) zu dem Bericht unh Antrag h e s Pro -

vinzialausschusses, betreffend Be¬
reitstellung eines Betrages von
250000 Mark zum Ausbau des rhei¬
nisch e n I u g e n d h e r b e r g s n e h e s ;

l>) zu dem Antrage der KPD.-Fraltion
auf Erhöhung dieses Betrages auf
500000 Mark.

Das Wort hat derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Dr. Kaiser: Der II. Fachausschuß

hat hie Förderung und Aufmerksamkeit,die die Ver¬
waltung den Jugendherbergen zuteil werden läßt,
gern anerkannt. Er hält auch den eingeschlagenen Weg
für richtig. Er billigt und unterstützt auch die Absicht
der Verwaltung, planmäßig diese Herberge» an den
Wanh er wegen einzurichten. Es hat ihn beson-
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lders gefreut, von der Verwaltung, wie es auch in der
Denkschriftniedergelegt ist, zn hören, daß sie nmnnehr,
nachdem sie in der Eifel angefangen, ihre Bestrebungen
auch auf den Hunsrück, die Sieg, die Agger und den
Niederrhein ausdehnen will.

Trotz allem Wohlwollen, das 'der Fachausschuß den
Bestrebungen entgegenbringt, hat er doch geglaubt, an¬
gesichts der finanziellen Lage der Provinz, den Antrag
der kommunistischenFraktion, der das Doppelte vor¬
sieht, eine Erhöhung von 25« 00« Mark auf 500 00«
Mark, ablehnen zu müssen.

Der Fachausschuß empfiehlt Ihnen daher die un¬
veränderte Annahme des Vorschlages des Provinzial-
ausschussesunter Ablehnuug des kommunistischenAn¬
trages.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßeu : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Hack.

Abgeordneter Hack : Ich möchte »ur feststellen,daß
der Nebenausschuß, der Zweigausschuß, der für die
Jugendherbergen errichtet ist, selbst die Forderung von
500 000 Mark aufstellt. Wenn man sieht, was für
Kunstdenkmäler und solche seriöse Geschichten aus¬
geworfen wird, muß man doch mindestens erwarten,
daß für Hygiene, Jugendpflege usw. das aufgewandt
wird, was von den Ausschüssen, die da Bescheidwissen,
gefordert wird. Ich möchte aber auch noch darauf hin¬
weisen, daß in anderen Landern, auch in den Nachbar¬
provinzen — Westfalen usw. — das Iugendherbergs-
wesen längst weiter ausgebaut ist als im Rheinland
uud daß unser Antrag nur die Absicht hat, eine Sache
nachzuholen, die längst durchgeführt sein müßte.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Wei¬
tere Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kommen
zur Abstimmung.

Ich lasse zunächst über den weitergehenden Antrag
auf Bewilligung von 500 ««0 Mark abstimmen. Wer
für diesen Antrag der kommunistischen Fraktion ist, den
bitte ich, sich zu erheben. — Der Antrag ist abgelehnt.

Ich lasse dann über den Antrag unter 2, 250 0««
Mark zu bewilligen, abstimmen. Wer dafür ist, den
bitte ich, sich zu erheben. — Der Antrag ist an¬
genommen.

Inr Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Ober-
dürster.

Abgeordneter Oberdörster : Ich glaube, wir
haben bisher schon ein ganz anständiges Arbeits¬
pensum erledigt. Die Feststellung der Tagesordnung
für morgen wird vielleicht auch noch einige Zeit in
Anspruch nehmen, da bei dieser Gelegenheit noch
Fragen behandelt werden, die die Zuständigkeit be¬
treffen. Aus diesem Grunde verlangen wir jetzt Ver¬
tagung und bitten, diesem Antrage zuzustimmen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßcn:
Meine Damen und Herren! Ich habe im Auftrage
des Herrn ersten VorsitzendenIhnen mitzuteilen, daß
doch gebeten wird, im Interesse der Geschäftslagenoch

solange zu tagen, als auch der Provinzialansschuß noch
versammelt ist.

Vielleichtempfiehlt es sich, um in der Tagesordnung
weiterzukommen, die Punkte jetzt vorweg zn nehmen,
zu denen Wortmeldungen nicht vorliegen. Es ist
geschäftsordnungsmäßig in der Einleitung zur heu¬
ligen Tagesordnung auf diese Möglichkeithingewiesen
worden. Ich glaube, da nur noch zn wenigen Punkten
Wortmeldungen vorliegen, tonnen wir eine große An¬
zahl dieser Punkte heute noch erledigen. Wir brauchen
bann die morgige Sitzung nicht damit zu belasten.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Maus.
Abgeordneter Maus : Meine Freunde bitten drin¬

gend, so zu verfahren, wie es der Herr Vorsitzendevor¬
geschlagen hat.

Abgeordneter Oberdörster: Unter diesen Um¬
ständen ziehen wir zunächst den Vertagungsantrag
zurück.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen:
Dann kommen wir zu

Punkts: Antrag des III.Facha us sch u s s es
zu dem Haushaltsplan der Hoch ban¬
al, teiluug für das Rechnungsjahr 192?.

Wortmeldungen liege» nicht vor. Wer für den An¬
trag des Fachausschussesist, den bitte ich, sich zu er¬
heben. Angenommen! Ich bitte um Entschuldigung,
der Herr Berichterstatter ist nicht zn Wort gekommen.
(Heiterkeit.)

Punlt66: Antrag des III.Fachausschu sses
zu dem Haushaltsplan der Anstalts¬
fürsorge für Geisteskranke usw. für das
R e ch n u n g s j a h r 19 2 7.

Das Wort hat der Herr Berlichterstatter.
Abgeordneter Eickmann, Köln: Der III. Fach¬

ausschuß empfiehlt Ihnen die unveränderte Annahme
der Vorlage.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Wir
kommen zur Abstimmung. Wer für die Annahme ist,
den bitte ich, sich zu erheben. — Der Antrag ist an¬
genommen.

Punkt67: Antrag des III.Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusfes, betreffend den Ba«
eines Hanfes für ansteckende Krank¬
heiten in der Provinz ial-Heil- und
P f l e g e a n st a l t B e d b n r g - H a u.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Gickmann, Köln: Der AnsM»'!

empfiehlt die unveränderte Vorlage zur Annahme.
Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaße n : Wer

für den Antrag ist, den bitte ich, sich zn elcheben. "
Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen zu Punkt 7l, da für die Zwischen¬
punkte Wortmeldungen vorliegen.
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Autrag des III. Fachausschusses zu
dem Haushaltsplau der Krüppel¬
fürsorge für das Rechnungsjahr 1927.

Das Wort hat der Herr Berichterstatter. (Zuruf:
Nicht da!) Danu nehme ich an, daß der Berichterstatter
verzichtet. Wir kommen zur Abstimmung. Wer für
die Annahme des Antrages ist, den, bitte ich, sich zu
erheben. — Der Antrag ist angenommen.

Punkt72: Antrag des III.Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Pro-
b'inzialausschusses, betreffend Erlaß
neuer Vestimmungeu über die Auf¬
nahme von Krüppeln nach dein Gesetz
vom 6. Mai 1920 und die Aufnahme in
die Orthopädische Provinzint -Kinder-
heilaustalt Süchteln.

Als Vertreterin für den Herrn Berichterstatter, Ab¬
geordneten Bierwirth, hat das Wort die Frau Ab¬
geordnete Gosewintel.

Abgeordnete Fräulein Gosewintel: Der
III. Fachausschuß empfiehlt die Annahme des An¬
trages, wie er Ihnen in der Drucksache Nr. 11« vor¬
liegt.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßeu : Wir
kommen zur Abstimmung über den Antrag in Druck¬
sache 116. Wer für deu Antrag ist, den bitte ich, sich
3» erheben. — Das ist die Mehrheit.

Punkt?»: Antrag des III.Fachausschusses
3« dem Haushaltsplan der Orthopä-
d lscheu Provinzial - K i n'de rhci la n stalt
Buchteln für das Rechnungsjahr 1927.

Das Wort hat dieselbe Frau Verichterstattcrin.
Abgeordnete Fräulein Gosew inke I : Der

UI. Fachausschuß bittet, den Haushaltsplan so an¬
zunehmen, wie er Ihnen vorliegt.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Wir
w'umen zur Abstimmn»«. Wer für 'den Antrag ist,
den bitte ich, sich z« erheben. — Der Antrag ist an¬
genommen.

Punkt 76: Antrag des III. Fachausschusses
i« dem Antrage der Zentrumsfraktion,
^treffend Prüfung der Frage des Neu-
"°ues eiues Frauenlazaretts bei der
" rbe,itsaustalt Brauweiler.

Das Wort hat dieselbeFrau Werichterstattevin.
Abgeordnete Fräulein Gosewintel: Der

^11- Fachausschuß bittet, den Antrag 'der Zentrums-
^'tei nicht, wie hier steht, unverändert anzunehmen,
wudern ihn dein Proviuzialausschuß zu überweisen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Ich
'"'fe abstimnien über den von der Frau Bericht¬
erstatterin vorgetragenen Antrag, den Antrag der
'UentrumsfraMon den, Provinzialausschuß zu ubcr-
"b'sen. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich
z« erheben. — Der Antrag ist angenommen.

Punkt77: Antrag 'des III.Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betreffend den Aus¬
tausch von Grundstücken zwischen der
Provinzia I - Arbeitsansta I t Brauweiler
und dem Rheinisch-Westfälischen Elek¬
trizität s w e r k.

Dieselbe Frau Berichteistatterin.
Abgeordnete Fräulein Gosewinkel : Der

III. Fachausschuß bittet, den Antrag so anzunehmen,
wie er vorliegt.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen:
Wortmeldungen liegen nicht bor. Wir kommen zur
Abstimmung. Wer für den Antrag ist, den bitte ich,
sich zu erheben. — Der Antrag ist angenommen.

Punkt 78. (Zurufe: Dazu liegen Wortmeldungen
vor!) Also stelle ich Punkt 78 zurück.

Punkt 81: Antrag des III. und V. Fach¬
ausschusses zu 'dem Antrage der SPD.-
Fraktiou, bet reff end Vorlage einer
Aufstellung über die Größe der land¬
wirtschaftlichen Flächen bei den ein¬
zelnen Provinzialanstalten, Zahl der
Insassen usw.

Als Berichterstatter für 'den III. Fachausschußhat
das Wort Herr Abgeordneter Rath.

Abgeordneter Rath : Meine Damen und Herren!
Der 111. Fachausschuß empfiehlt Ihnen die unver¬
änderte Annahme des Vorschlages der Sozialdemo¬
kratischen Partei.

Aus der Mitte 'des Hauses heraus wurde noch
geltend gemacht, baß die Aufstellung, die seitens des
Herrn Landeshauptmanns dem Provinziallandtag im
nächsten Jahre borgelegt werden soll, noch 'dahin zu
ergänzen sei, daß auch die Bewertung der einzelnen
Güter in diese Aufstellung hineingeuommeu werden
solle. Auch mit dieser Abänderung hat sich der
III. Fachausschußeinstimmig einverstanden erklärt.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Als
Berichterstatter für den V. Fachausschußhat das Wort
Herr Albertz.

Abgeordneter Albertz : Auch der V. Fachausschuß
empfiehlt Ihnen unveränderte Annahme des Antrages,
steht aber auf dem Standpunkt, daß diese statistischen
Erhebungen so vollständig wie möglich gemacht werden
sollen. Zweifel bestaubenin dem Ausschußdarüber, ob
die Folge des Antrages sein würde, später Grundbesitz
in das Eigentum der Provinz überzuführen. Darüber
waren die Meinungen im Fachausschuß geteilt. Im
allgemeinen,empfiehlt er unveränderte Annahme.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßeu : Wir
kommen zur Abstimmung über Punkt 81. Wer für
die Annahme ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Der
Antrag ist angenommen.

Punkt 82: Antrag des III. und V. Fach¬
ausschusses zu dem Bericht uud Antrag
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des Proviinzialausschusses, betreffend
die Erwerbung der Nettem ühle in Wei-
ßent'hurm und Verwendung eines Teiles
dieses Anwesens zur Errichtung einer
Kolonie für 50 weibliche Geisteskranke.

Als Berichterstatter für den III. FachausschußHerr
Abgeordneter Rath.

Abgeordneter Rath : Meine Damen und Herren!
Der III. Fachausschuß hat, soweit seine Zuständigkeit
in Frage kommt, gegen die Unterbringung der 50 weib¬
lichen Geisteskraulen iu dem umgestalteten Hereichausc
der Nettemühle leine Bedenken gehabt. Im Gegenteil
hat er, dem Antrage des Provinzialausschusseö ent¬
sprechend, es für die Kraulen für durchaus zuträglich
gehalten, daß sie in "diesem,wie uns geschildertwurde,
sehr schönen Besitztum untergebracht werden.

Stellvertretender Borsitzender Dr. Saaßen: Das
Wort hat der Berichterstatter des V. Fachausschusses,
Herr von Stedman.

Abgeordneter von Stedman: Auch der V. Fach¬
ausschuß empfiehlt unveränderte Annähme. Vs waren
Meinungsverschiedenheiten darüber, ob man eventuell
die 350«00 Mark streichen tonnte. Nachdem sich her¬
ausgestellt hat, daß es sich uicht um den ordentlichen,
sondern um den außerordentlichen Haushaltsplan
handelt, sind die Bedenken hinfällig geworden. An¬
nahme wird empfohlen.

Stellvertretender Borsitzender Dr. Saaßen:
Wortmeldungen liegen nicht vor. Wer für den Antrag
des Fachausschussesist, den bitte ich, sich zu erheben. —
Der Antrag ist angenommen.

Punkt 83: Antrag des III. Fachausschusses
zu der Eingabe des V iehhäu dlervere i » 3
für den Regierungsbezirk Düsseldorf
e. B. in Grefrath wegen Einkaufs von
Vieh für d>ie P rov inzialanstalten.

Das Wort hat derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Rath: Der eben von dem Herrn

Präsidenten genannte Viehhändlerverein für den Re¬
gierungsbezirk Düsseldorf beantragt, daß das Bieh für
die Provinzialanstalten nicht unmittelbar bei den Land¬
wirten, sondern bei den Viehhändlern gekauft wird.
Der Fachausschußwar einstimmig der Ansicht, daß auf
die PrMinzialverwaltung ein derartiger Zwang in
wirtschaftlicher Hinsicht nicht ausgeübt werden tonne,
und empfiehlt dem Hohen Hause in Uebereinstimmung
mit dem Provinzialausschuß einmütig die Ablehnung
dieses Antrages.

Ich glaube, wenn es auch nicht ausdrücklich im
Ausschuß zum Ausdruck kam, daß manches Ausschuß¬
mitglied sich zum mindesten gedachthat: Uillicile ««t.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen:
Wortmeldungen liegen uicht vor. Wer für den Antrag
des in. Fachausschussesist, den bitte ich, sich zu er-

Der Antrag ist angenommen.heben.

Punkt 84: Antrag des I. Fachausschusses
zu der Gin gäbe der Stadtverordneten¬
versammlung Mors, Verkeh rsve rband
„Linker Nied e r rhe in", betreffend Wie¬
deraufnahme der infolge Botschaster-
note vom 27. Mai 1022 eingestellten
Wauarbeiten an der Re>ichsbah nl in ie
Mors — Geldern.

Das Wort hat der Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Dr. Carl: Herr Dr. Vielhaber ist

verhindert, (kr hat mich gebeten, ihn zu vertreten.
Der !. Fachausschuß befürwortet die Wieder¬

aufnahme der Bauarbeiteu an der Reichsbahnlinie
Mörs-Geldern. Die Ginstellung ist auf Anforderung
der Besatzungsbehörde erfolgt. Es ist zu erhoffe», daß
die Widerstände setzt fallen werden.

Stellvertretender Borsitzender Dr. Saaßen : Wir
kommen zur Abstimmung über den Antrag des I.Fach¬
ausschusses. Wer dafür ist, deu bitte ich, sich zu er¬
heben. — Auch dieser Antrag ist angenommen.

Nunmehr sind die Punkte, zu denen Wortmeldungen
nicht vorliegen, erledigt. Ich frage nunmehr das Hohe
Haus, ob es die wenigen zurückgestelltenPunkte auch
noch erledigen will.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Ober-
dörster.

Abgeordneter Oberdörster: Ich wiederhole
meinen Antrag auf Vertagung, weil einmal diejenigen,
die wirtlich den Verhandlungen gefolgt sind, ab¬
gespannt sind, und weil zum anderen meiner Ueber¬
zeugung nach den Stenographen »richt mehr zugemutet
werden kann, als ihnen bisher zugemutet worden ist-
Ich werde mir, wenn dem Antrage nicht stattgegeben
wir>d, vorbehalten, durch namentliche Abstimmung fest¬
stellen zu lassen, ob das Haus noch beschlußfähigist-

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: I^
frage zunächst,ob der Antrag auf Schluß der Sitzung
die geschäftsordnungsmäßige Unterstützung von l5 Ab¬
geordneten findet. Wer unterstützt den Antrag? ""
Die notwendige Mehrheit ist da. Wer für den Antrag
auf Schluß der Sitzung ist, den bitte "ich, sich zu erheben.
— Der Antrag ist abgelehnt. (Zurufe: Wir bezweifeln
das! Gegenprobe!) Ich bitte um die Gegenprobe. ^
Das Präsidium ist sich über das Ergebnis der Ab¬
stimmung nicht einig. Ich bestimme die Abgeordneten
Hauck und Dr. Kaiser als Stimmzähler. Ich bitte zu¬
nächst diejenigen, aufzustehen, die für den, Schluß bel
Sitzung sind. (Es werden 29 Stimmen gezählt.) 3^
bitte nunmehr um die Gegenprobe. Wer gegen d^
Antrag auf Schluß der Sitzung ist, den bitte ich, ''"
zu erhebe». (Es werden 52 Stimmen gezählt.) 3iaM
den übereinstimmendeirFeststellungen der beiden Herrel
Stimmzähler ist der Schlußantrag abgelehnt.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Hack.
Abgeordneter Hack: Zunächst einmal protestiere >

gegen die Abstimmnng. Ich stelle dabei fest, daß H".
Kaiser 10 Manu mehr gezählt hat als Herr Ha«"'
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Das wirb vielleicht daher rühren, daß Herr Kaiser
bei her Abstimmung, die Abgeordneten aufgefordert
hat, sich hinzusetzen. Das ist eine unzulässige Beein¬
flussung der Wahl. (Heiterkeit.) Ich bitte infolge¬
dessen, die Abstimmung noch einmal vorzunehmen.
(Zuruf des Abgeordneten 'Gerlach: Wer hat sich denn
beeinflussen lassen?)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen:
8 :« der Geschäftsordnung sieht vor, baß nur baun
das Ergebnis der Stimmzählnng nicht angefochten
werden taun, wenn die Zählung der Stimmen gleiche
Ergebnisse hatte. Das trifft in diesemFalle sicher zu,
da sich .Heide Stimmzähler darin einig waren, daß die
Mehrheit nicht für den Schlußantrag war. Sind Sie
darüber einig, daß es 5,2 sind? (Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Kaiser: Daß wenigstens 52 da waren!
Heiterkeit.) Herr Abgeordneter Kaiser, Sie müssen in
Uebereinstimmung mit Herrn Hanck Ihre Feststellung
treffen.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß das
Ergebnis der Abstimmung doch nicht mehr zweifelhaft
sein kann. Ich bitte die Herren, den Widerspruchgegen
^>e Abstimmung fallen z» lassen, damit Wir >in der sach¬
lichen Beratung fortfahren können. Ich glaube, wir
hatten inzwischen schon mehrere Punkte erledigen
tonnen. (Zurnf des Abgeordneten Oberdörster: Dann
aber ohne Aeschränknng der Redezeit!) Meinetwegen.
Widerspruch ist nicht erhoben. Wir kommen dann zu

Punkt «8: A n trag des III. F a ch a n 3 s ch usses
iu dem

^) Haushaltsplan der P rov inzial-Heil-
«nd Pflegeanstalten einschließlich
der Proviinzial-Kinderanstalt für
seelisch Abnorme und des Provin-
iial - Fürso r g e h e ims f n r P s h ch o -
pathische Mädchen (Fürsorgezög-
Unge) für 1927 uud in Verbindung
hiermit

^Antrag der KPD. - Fratti o n.
Das Wort als Berichterstatter hat Herr Äbgeord-

"eier Eickniann, Köln.
Abgeordneter E ick mann, Köln: Der Ausschuß

«npfieM hie unveränderte Annahnie des vorgelegten
Haushaltsplans.
w ^^vertretender Borsitzender Dr. Saaßen : Das
'"UN h^ H^r Abgeordneter Deppe.

Abgeordneter Deppe: Dieser Punkt ist mit einem
"''trag her kommunistischenFraktion verbunden, der
awl geht, in den Haushalt der .Heil- und Pflege-
u'talt Bonn einen Betrag von 50 0N0 Mark zur Er-
Mu,ig einivandfreier Arbeitsräume usw. einzusetzen.

,-s7,/"t sich „ezeigt, daß die Auswirkn»««» der kapita-
'Msche,, ^ißnnrlschast i» alle» Gebiete» Platz

^ "sei, „nd sogar in die Heil- und Pflegeanstalten
'greifen. I„ der Anstalt Bo»» st»d Arbeits-
nume vorhanden, die nicht den Anforderungen ent-

'"echen. Aber die Nnstaltsinsassen bedürfen Arbeits-

ränme. Gin Teil davon ist lim Kellergefchoßunter¬
gebracht. Teilweise muß in diesen Räume» über Tage
bei Licht gearbeitet werden. Ferner herrscht in der
Anstalt eine große Fliegenplage. (Glocke des Borsitzen¬
den.)

Borsitzender Dr. Iarres: Darf ich um etwas
Ruhe bitte»?

Abgeordneter Deppe (fortfahrend): Das kommt
daher, weil auf dem Hof dieser Anstalt das Qetonumie-
gebäude errichtet worden ist. Dort sind Ställe vor¬
handen, wo Misthaufen herumliegen. Im Sommer ist
die Fliegenplage so groß, daß die Anstaltsinsassen da¬
von peinlich berührt werden. Bor allen Dingen ist
es notwendig, daß die Leute, die dort als Geisteskranke
untergebracht sind, uud solche, die überhaupt kränklich
veranlagt sind, in solä)cn Arbeitsrüumen ihre Arbeit
verrichten können, die auch hygienisch einwandfrei sind
und vor allem genügend Licht haben. In den Keller-
rüumen ist niemals soviel Luft wie in den Räumen,
die über der Erde liegen. Es ist klar, daß in solchen
Räumen eine muffige Luft herrscht, die den Arbeitern,
die darin arbeiten, Schaden an der Gesundheit zufügt.
Ganz besonders aber schadet das Leuten, welche als
krank zu bezeichnen sind.

Ferner macht diese Anstalt in Bon» nicht den Ein¬
druck einer Heil- und Pflegeanstalt, weil a» Viele»
Fenstern »och Gitter vorhanden sind, die eher den Ein¬
druck erweckeu, als ob es ei» Gefängnis wäre. Es
muß verlangt werden — wir verlangen es wenig¬
stens —, daß die Gitter von den Fenstern beseitigt
werden. In dieser Anstalt sind nicht solche Kranke
untergebracht, vou denen «»zunehmen ist, daß sie even¬
tuell ausbrechen.

Deshalb ist es notwendig, daß hier eine Aenderung
geschaffenwird, die dahin geht, daß zunächst einmal
die Arbeitsräume so umgestaltet werden, wie es not¬
wendig ist, daß aber auch die Gitter eutferut werden.

Ein anderes Uebel ist, daß die Kochküche,die in der
Anstalt vorhanden ist, auch nicht den Anforderungen
entspricht. Während der Kriegszeit hat man in dieser
Küche die besseren,wertvollen Messing- und sonstigen
Teile herausgenommen, die nicht so leicht oxydieren,
und dafür Eisenteile eingesetzt,die leicht vom Rost
angefressen werden.

Ueberhaupt sind hier Zustände, die beseitigt werden
müssen. Die Zustände, die da herrschen,hätten längst
beseitigt sein müssen. Natürlich wird die Provinzial-
uerwaltnng von selbst nicht daran denken, solche Aende¬
rungen zu treffen. Darum haben wir als Kommu¬
nistische Partei den Antrag gestellt, den ich eben ver¬
lesen habe. Die Notwendigkeit zu diesem Antrage er¬
gibt sich aus dem, was ich eben vorgetragen habe. Der
III. Fachausschuß hat zwar empfohlen, den Antrag
einfach dem Proviuzialausschuß zu überweisen. Wir
müssen al»er darauf bestehe», daß unser Antrag, so wie
er gestellt ist, jetzt verhandelt und nicht auf die lange
Bank geschoben wird. Hier ist Abhilfe dringend er-

13



146 73. Rheinischer Provinziallandtag, 4, Sitzung am 7. April 1927.

forderlich. Deshalb empfehlen wir dem Provinzial-
landtag die Annahme unseres Antrages.

Vorsitzender Dr. Iarres: Der Berichterstatter,
Herr Abgeordneter Eickmann, hat noch das Wort zu
Punkt 68 b.

Abgeordneter E ickma » n, Köln: Die neuzeitlichen
Anforderungen der Irrenpflegc sind weitergehend, als
die baulichen Verhältnisse der verschiedenenAnstalten
es gestatten. Aus dem Grunde ergeben sich Uuzu-
träglichleiteu, die im Interesse der Anstalten zn be¬
seitigen sind Der III. Fachausschuß empfiehlt, den
Antrag der KPD.-Frattion dem Provinzialausschuß
zu überweisen, weil es nicht möglich ist, hier durch
eiuen Beschluß alle die Einzelheiten aufzuklären, was
notwendig ist, um sachgemäß den Unzuträglichteiten
abzuhelfen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Landesmedizinalrat Dr. Wiehl.

Landesmedizinalrat Dr. Wiehl: Meine Damen
und Herren! In der gestrigen Kommissionssitzung
wurden die Angelegenheiten, die eben Herr Deppe vor¬
gebracht hat, besprochen, unb auf Antrag der Kommu¬
nistischen Partei wurde der Beschluß gefaßt, diese An¬
gelegenheit dem ProviuAalausschnß zur weiteren Be¬
arbeitung zu überweisen, Es ist deshalb jetzt etwas
verwunderlich, daß Herr Deppe dem Antrage, den sein
eigener Parteigenosse gestern gestellt hat, nicht bei¬
stimmt, sondern ganz andere Anträge stellt.

Um zur Sache selbst zu kommen, so liegt uns
natürlich die "kapitalistische Wirtschaft in unseren An¬
stalten, soweit es die Beschäftigung der Kranken an¬
belangt, völlig fern. Wenn wir rein rechnerischdas,
was die Arbeit der Kranken einbringt, aufstelleil wür¬
den, dann würden wir mit einem großen Defizit ab¬
schließen. Wir treiben biese Beschäftigung auch nicht
des Verdienens wegen, sondern, weil sich herausgestellt
hat, daß die Beschäftigung der Kranken ein Nutzeu für
die Krauten selbst ist, weil sie von ihren krankhaften
Ideen und Neigungen abgelenkt und dadurch leichter
der Besserung zugeführt werden. Sie können auch,
weun sie an eine regelmäßige Arbeit, mag sie noch so
leicht sein, gewohnt sind, eher entlassen werden. Das
ist das Ziel der Beschäftigungstherapie.

Was nun die Räume anlangt, in denen die Kranken
arbeiten, so find allerdings sogenannte Untergeschosse
in Benutzung. Aber diese Geschosse sind dnrchschnitt-
lich von zwei Seiten belichtet; sie können also luftig
gehalten werden. Bei Durchschnittswetter sind sie auch
hell genug mch entsprechenden Anforderungen, die die
Pulizciverordnungen an den Bau von Anstalten stellen.

Infolge der raschen Ausdehnung der Arbeits¬
beschäftigungder Kranken such vielleicht da uud dort
seht Räume iu Benutzung, "die nicht in alle», dem ent¬
sprechen,was verlangt werden muß. Hier Wird Ab¬
hilfe geschaffen, entweder dadurch, daß man Räume in
den Stockwerten zur Verfügung stellt, oder aber, daß

durch Ausbau der Fenster und Erweiterung der Licht¬
öffnungen genügend Licht und Lust geschaffenwird.

Nichtig ist, daß in einigen Anstalten — es sind die
Anstalten Bonn und Düreu — die Oekouomiegebäude
nahe bei den Krantengebäudeu liegen. Das wissen wir
schon, lange. Diese Weisheit brauchte uns der Herr
Abgeordnete Deppe nicht erst zu bringen. Wir haben
das auch schon in "dem Bericht über das Irrenwesen,
her in der Festschrift von 1925 steht, erwähnt. Aber
es ist nicht so einfach, diese Octouomiegebäude weg¬
zuschaffen. Zunächst muß ein neuer Platz dafür ge¬
sunde» werden, und es muß eiu neues Gelände gelauft
werden, das nicht zu weit von der Anstalt ist, um
überhaupt die Oekonomie betreiben zu können. Aber
unser Nestreben geht darauf hin, das zu erreichen.Das
ist nicht «von heute auf morgen zu schaffen. Deshalb
ist es auch das einzig richtige, die Anträge dem Pro¬
vinzialausschuß zur weiteren Bearbeitung zu über¬
geben.

Was nnn die Gitter an ben Anstaltsfenstern an¬
langt, so ist es richtig, daß besonders in den neueren
Anstalten, die durchschnittlichnur ein oder zwei Stock¬
werke haben, hie Gitter weggelasseilworden sind Ich
möchte aber dabei doch erwähnen, baß die Abteilungen,
wo die unzuverlässigeu Kranken untergebracht sind,
deren Tun und Lassen man nicht ohne weiteres vor¬
aussehen kann, keine Fenster habe», die die Kranken
öffnen können, wie sie »vollen. Die Fenster such meist
als Drehfenster eingerichtet, so daß der Kranke mit
seinen: Körper Nicht durchkommenkann. Meiner Auf¬
fassung nach ist es immer noch besser, wir haben da
und bort, wo es unbedingt notwendig erscheint, ein
Gitter und lassen die Fenster von bcn Kranken öffnen.
Sie können dann wenigstens ins Freie Hinausgucken
und einmal frische Luft bekommen,was ihnen bei den
anderen Fenstern unmöglich ist.

Im übrigen muß ich dazu noch sagen: Unsere An¬
stalten haben teilweise drei Stockwerke. Infolge der
zahlreichen Entlassungen und infolge des Umstandes,
daß wir alles, was nicht unbedingt mehr anstalts-
Pflegebedürftig ist, was einigermaßen zuverlässig ist,
möglichstin das öffentlicheLeben zurückzubringen ver¬
suchen, müssen diese im dritten Stock gelegenen Ab¬
teilungen teilweise auch mit unzuverlässige» Krankett
belegt werden. Nachdem bei der Abteilung Fürsorge¬
erziehung der Selbstmord eines Zöglings so sH^
kritisiert worden ist, ist es natürlich für uns höcW
bedenklich,nns nun auch noch den Selbstmord von
Geisteskranken zur Last logen zu lassen dadurch, bau
wir die Gitter entfernen, ohue daß wir Möglichkeiten
treffen, daß die Kranken nicht durch die Feilster könne»'-
Wo die Gitter entfernt werden können, sinb ''^
größtenteils schon entfernt. Wo es nicht möglich w,
müssen sie eben bleiben. Für die einzelnen Abteilun¬
gen kann darin natürlich nicht der Abgeordnete, der
einmal burchgeht, entscheidend sein, fondern darin'"
müssen doch letzten Endes die Aerzte entscheiden.
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Die Kochküche in Bonn — ich kann das Wohl auch
gleich noch anfügen — ist erst in den letzten Jahren
— ich glaube, vor Kriegsausbruch — wesentlich er¬
weitert wordeil und entspricht in hygienischer Be¬
ziehung allen Ansprüchen, die zu stellen sind, was
Räumlichleiten anbelangt. (Zurns des Abgeordneten
Oberdörstcr: Das Kochgeschirrist aber ziemlich ver¬
rostet!) Richtig ist, daß die Kessel nicht mehr schon
aussehen. Infolge her Kriegsbestimmnngen mußte d,e
Nickelcinlage der Kessel abgegeben werden, und es
mußten Eisentessel eingesetzt werden. Diese werden
aber setzt schon allmählich in allen Anstalten ersetzt,
und in einigen Jahren wird der Ersatz vollständig sem,
so daß auch da das, was Sie wünschen,vorhanden ist.

Vorfitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Obcrdörster.

Abgeordneter Oberdörster : Man wird bei der
Kritik der Verhältnisse in den einzelnen Anstalten
natürlich berücksichtigen,ob es eine neue oder e,ne
alte Anstalt ist. Aber die Zustände, die heute in Bonn
noch bestehen, sind meiner Meinung nach durchaus
unwürdig und müssen geändert werden.

Es ist schon richtig, daß diese Kellergeschosse von
beiden Seiten Licht bekommen. Aber es frage nur
leiner, wieviel Licht sie bekommen. Es kann dort nur
eine Moderluft herrschen,und bei trübein Wetter muß
ben ganzen Tag Licht gebrannt werden. Es ist un¬
möglich, daß das geeignete Arbeitsräumc für Leute
sind, die mau immerhin als krank bezeichnen muß.
Deshalb sst dort vor allem dringend Abhilfe gebolen.

Nun aber zur Beschäftiguug iu den Anstalten noch
etwas 'weiteres. Es ist selbstverständlich, daß die Arbeit
sür diese Kranken, die, wenu sie nicht arbeiten, unter
einem gewissen Druck leiden, eine Arznei sein tann.
Aber jeder Zwang zur Arbeit muß auf den Zustand
tneser Leute ungünstig einwirken. Deshalb muß jeder
"'wann, zur Arbeit verurteilt werden. Wenn das auch
"ach den Vorschrifteil geschieht, so ist doch die Praxis
so, daß allerhand Mittel angewandt werden, um die
"eute auch durch Zwang zur Arbeit zu bringen. Sie
werden z. B. tage- und wochenlang ins Bett gepackt,
wenn sie eine bestimmte Arbeit nicht verrichten. Das
'"uß auch unterbunden werden. Anderseits muß ver¬
langt werden, daß die Arbeit keine Schädigung der
Gesundheit nach sich zieht, was beim Zupfen der Roß¬
haarmatratzen sicherlich der Fall sein wird, auch wenu
vorher eine Desinfektion dieser Matratzen stattgefunden
MI. Die ^"„il,,.,„>,l»,», K" sissi bei dieser Arbeit ent-

Werden, daß die Arbeit keine Schädigung der
-Wundheit nach sich zieht, was beim Zupfen der Roß¬
haarmatratzen sicherlich der Fall sein wird, auch wenu
Locher eine Desinfektion dieser Matratzen stattgefunden
Mt- Die Staubwolken, die sich bei dieser Arbeit eut-
w»teln, sind direkt unheimlich. Wo man hier Ma-
»ch'nen für diese Arbeit hat, ist es unverantwortlich,
d«h die Kraulen lediglich, um sie zu beschäftigen,mit
einer solch staubigen Arbeit beauftragt werdeu, wenn
auch die Sachen keimfrei gemacht sind.
. Aber auch die Dauer der Arbeitszeit ist keineswegs
" Ordnung. Ich habe festgestellt,daß in Grafenberg
'"der Bäckerei die Leute länger als acht Stunden
arbeiten. Wenn schon in den Bäckereien ein Teil der

Kranken, mitbeschäftigt wird, so muß wenigstens ver¬
langt werden, daß der Maximalarbeitstag nicht über
acht Stunden hinausgeht.

Auch hinsichtlich der Ernährung ist noch nicht alles
so, wie es sein müßte. Das Esseil selbst mag als ge¬
nügend bezeichnet werdeu können. Soweit wir es
selbst Probiert haben, ist es immerhin genießbar. Aber
lch behaupte, daß bisher dem Geschmack nicht in der
Weise Rechnung getragen wird, wie man es uubediugt
verlange»! muß, daß zwar eine gewisse Speisenfolge
vorhanden ist, daß aber die Zubereitung der Speisen
uicht in der schmackhafteil Form erfolgt, wie es ge¬
fordert werden muß und wie es auch möglich ist. Auf
diesem Gebiete müssen sicherlich die Dinge noch ge¬
ändert werden.

Wenn bei den verschiedenstenArbeiteu der Zweck
nicht nur dariu besteheu soll, etwas herzustellen, son¬
dern die Leute auch zweckentsprechend zu beschäftige»,
so, glaube ich, muß mau insbesondere bei den großen
Anstalten in der Bäckerei usw, mit den modernsten
Produktionsmitteln arbeiten. Es ist wirklich rück¬
ständig, wenu heute in der Bäckerei nicht alle Maschinen
von vorn bis hinten vorhanden sind uud iinsbesondere
die Brotherstellung noch mit den bänden erfolgt, wie
das heute, mit Ausnahme der Knetbottiche, iu deu
Bäckereien der Heil- und Pflegeanstalten restlos ge¬
schieht. Nnch da müssen die Mittel bereit gestellt
werden, um die Bäckereien in maschineller Hinsicht
regelrecht auszugestalten.

Wir wünschen,daß bei dein Beschluß, unseren An¬
trag dem Provinzialausschuß zu überweisen, heraus¬
kommt, daß einmal die Arbeitsräume zweckentsprechend
geändert werden, daß zum anderen auch Mittel und
Wege gefunden werden, um die Fliegenplage in Bonn
zu beseitigen und die Wirtschaftsgebäude außerhalb
der Austalt zu lege», damit innerhalb der Anstalt Licht
und Luft iu größerem Maße geschaffen wird.

VorsitzenderDr. Iarres : Das Wort wird weiter
nicht gewünscht. Ich lasse abstimmen und bitte die¬
jenigen, die für deu Antrag zu a sind, sich zu erheben.
— Das ist die Mehrheit.

Wer ist zu K für den Antrag des Fachausschusses
auf Ueberweisung an den Provinzialausschuß?

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Hauck.
AbgeordneterHauck: Zur Geschäftsordnungmöchte

ich sagen, daß es nicht nur heißt „zur Beschlußfassung",
sunderu auch „zur Berichterstattung". In Anbetracht
der Mängel, die ja zugegebensind, hat der Provinzial¬
landtag natürlich auch ein Interesse, nun zu erfahren,
was in der Zukunft geschieht. Deshalb bitte ich um
Berichterstattung an den nächsten Provinziallandtag.

Vorsitzender Dr. Iarres: Also Herr Abgeord¬
neter Hauck ist für den Antrag des Fachausschusses auf
Ueberwcisung an den Provinzialausschuß mit dem
Zusatz, daß dem nächsten Provinziallandtag darüber
Bericht erstattet wird. Wer für dieseu Antrag und
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den Zusatz Hauck ist, den bitte ich, sich zu erheben. —
Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Puutt69: Antrag des III. Fachaussch us ses
zu dem Haushaltsplan des Landes-
fürsurge Wesens für das Rechnungsjahr
1927 in Verbindung mit dem Bericht
und Antrag des P r ov inzialaus s chu sse s,
betreffend Aenderung des Entwurfs des
Haushalts 1927.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Kühnen.
Abgeordneter Kühnen : Der Fachausschuß 111

schlägt Ihnen die Annahme des Haushaltsplans mit
der Matzgabe vor, daß entsprechendher Drucksache107,
die Sie vor sich haben, die Ansätze bei Nr. II der Aus¬
gabe, bei Position „Gesamtausgabe" und bei der Po¬
sition „Zuschuß" um je 500 UUU Mark erhöht uud daß
der Titel II der Ausgabe um 100 000 Mark ermäßigt
und Titel III (Beihilfen an unvermögende Bezirks¬
fürsorgeverbände usw.) um 100 000 Mark zwecks Für¬
sorge für notleidende Winzer erhöht werden.

Vorsitzender Dr. Iarre 8 : Das Wort hat Herr
Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner: Wir sind nicht in der
Lage, dem vorgelegten Etat in dieser Position zuzu¬
stimmen.

Der Herr Berichterstatter hat gesagt, daß in dem
Titel II eine Herabminderung um IN» 000 Mark ein¬
getreten ist, um welchen Betrag man den Titel III
(Beihilfen an unvermögende Bezirksfürsovgeverbände)
erhöht hat. Diese Reduzierung einer Etatsposition
tonnen wir nicht mitmachen.Aber diese Hcruntersetzung
hat eine interessante Geschichte.Der zuständige Herr
Landesrat — ich weiß im Moment nicht, Mer es war -^
hat uns berichtet, daß der preußischeInnenminister —
oder war es der Reichsinnenminister oder der Wirt-
schllftsminister? — zur Hebung der Not der Wiuzer
eine» Betrag von 400 000 Mark, wenn ich nicht irre
(Zuruf: 800 000 Mark!), bereitgestellt hat. Wir er¬
leben hier, daß eine Etatsposition verringert wird, um
damit den aus dem Hause kommende« Wünschen, die
Not der Winzer zu lindern, entgegenzukommen. Aber
nun benutzt man die 100 00« Mark nicht etwa zur
lpersönlichenFürsorge für den Einzelfall, sondern nach
den Ausführungen des zuständigen Herrn Landesrats
sollen mit diesem Geld Wogebauten in den Weinbergen
durchgeführt 'werden.

Wir protestieren gegen die Herabsetzung. Wir sind
«der Auffassung, daß man diese Etatsposition nicht
reduzieren darf, wenigstens nicht mit der Begründung,
die uns gegeben worden ist. Wenn man die Auf¬
wendungen für die landeshilssbedürftigen Personen
reduziert und diese 100 000 Mark für sächliche Zwecke
auswirst, die indirekt den Winzern zugute kommen,
dürfte man diesen Abstrichnicht in diesem Etatsposten
vornehmen. Das ist es, was wir dazu zu sagen haben.

Was man hier den Winzern auf der einen Seite
g'bt, gibt man ihnen nicht direkt, sondern man hilft

ihnen nur indirekt. Und auf der anderen Seite nimmt
man den Landeshilfsbedürftigen die 100 000 Mark
weg. Man reißt also ein Loch auf und stopft ein
anderes ein bißchen zu. Nichts anderes ist es im
PvinM Herr Pastor Iansen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Landesrat Bonsmann.

Landesrat Bonsmann: Meine Damen und
Herren I Ganz so, wie der Herr Abgeordnete Renner
die Sache dargelegt hat, ist sie nicht. Vielmehr sind
von dem Etatstitel 11 100 000 Mark abgesetzt,um dein
Etatstitel III zugeführt zu werden, der die Verpflich¬
tung des Landesfürsorgeverbandes betrifft, au hilfs¬
bedürftige Landesfürsorgoverbände Beihilfen zu leisten.
Wir haben dieses Mittel aus dem Grunde ergreifen
müssen, um nicht in die Notwendigkeit versetzt zu
werden, die Erhöhung der ProvinzialuMlage be¬
antragen zu müssen. Der Grund !ist folgender: Der
preußische Minister für Landwirtschaft hat zur Linde¬
rung der Not der Winzer an der Mosel, Saar usw.
500 000 Mark zur Verfügung gestellt, um auf diese
Weise den bedürftigen Kreisen Mittel in die Hand zu
geben, ihre Weinbergswege in Ordnung zu bringen;
es sollen daraus die Arbeitslöhne gezahlt weiden, die
notwendig sind, um diese Arbeiten auszuführen. Der
preußischeMinister hat aber daran die Voraussetzung
geknüpft, daß der ProviNzialv^rband in diesen: Falle
auch etwas tue. Wenn die Kreise die Gelder nicht be¬
kommen, dann können sie die Wegebauten nicht aus¬
führen lassen und auch die Leute, die sonst bei dem
Wegebau beschäftigtwerden können, nicht beschäftigen.
Das würde zur Folge haben, daß die Leute hilfs¬
bedürftig werden uud vom Kreise einfach unterstützt
werden müssen, wodurch der Kreis Veicht iu eine sehr
schwierige Lage geraten könnte; er würde möglicher¬
weise soviel Mittel auswen'dcnmüssen, daß seine eigene
Kraft bazu nicht ausreichte und der Landesfürsovge-
verband dann doch eintreten müßte. Der Herr Landes¬
hauptmann hat daher geglaubt, den: Prvvinzüal-
ausschuß empfehlen zu sollen, aus dem Titel II des
Landesfürsorgewesens 100 000 Mark herauszunehmen,
damit ihnen nicht die 800 000 Mark, die der Herr Lan!d-
wirtschaftsminister w Aussicht stellt, entgehen. Durch
die Herausnahme dieser 100 000 Mark aus dem Titel N
wird keiu Hilfsbedürftiger geschädigt. Der Titel II
stellt »ur schätzungsweiseden Betrag dar, den der
Landesfürsorgevcrband an die Beziirtsfürsorgeverbäüde
zu zahlen hat, die Anläge auf Erstattung von Auf¬
wendungen armenrechtlicher Art bei ihm stellen. Del
Titel II stellt nicht etwa die Aufwendungen dar, die
direkt a>l Hilfsbedürftige gezahlt werden. Sollte stck»
nun herausstellen, daß die Summe, wie sie der Titel
heute vorsieht — 1500 000 Mark rund —, im laufen¬
den Jahre nicht ausreicht, so werden wir eben, da es
sich uni gesetzliche Verpflichtungen handelt, gezwungen
sein, EtlltOüberschreitungen vorzunehmen. Das laßt
sich nicht vermeiden, weil man ja die Verhältnisse >"'
laufenden Jahre »licht mit Sicherheit im voraus be-
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urteilen kann. Es ist möglich,baß die wirtschaftlichen
Verhältnisse sich so ändern, daß wir mit der Summe,
die heute vorgesehen ist, auskommen werden. Es ist
aber auch möglich,daß das nicht der Fall ist. Jeden¬
falls ist die Ausführung des Herrn Abgeordneten
Renner nicht richtig, daß wir dadurch irgendwelchen
Hilfsbedürftigen Mittel entziehen,um sie den Winzern
an der Mosel usw. gewissermaßen ungesetzlichzuzu¬
führen. Es handelt sich um eine durchaus rechtmäßige
Maßnahme.

VorsitzenderDr. Iarres: Zur Geschäftsordnung
Herr Abgeordneter Oberdörster.

Abgeordneter Oberdörster: Ich ziehe die
Meldung zur Geschäftsordnung solange zurück, bis
Herr Renner gesprochenhat.

Vorsitzender Dr. Iarres: Dann Herr Abgeord¬
neter Renner.

Abgeordneter Renner: Ganz so, wie der Herr
Landesrat die Geschichte dargestellt hat, ist sie nicht.
Der preußische Lnndwirtschaftsminister hat einen Be¬
trag von 800 000 Mark unter einer bestimmten Vor¬
aussetzung gegeben. Die Voraussetzung war die, daß
die Provinz ihrerseits auch etwas für die notleiden¬
den Winzer tut. Und da man hier zugegebenermaßen
an eine Erhöhung der Provinzialumlage nicht Heran¬
gehen will, hat man eben auf diesen hierfür mit etwas
DiälekM verwendbaren Positionsposten zurückgegriffen
und da den Abstrich vorgenommen. Also ein kleiner
Versuch in der Linie, den großen Bruder da oben in
Verlin zu betrügen und übers Ohr zu hauen. Nichts
anderes ist es. Wenn man allerdings mit so großer
Dialektik,wie soeben der Herr Vandesrat, den Abstrich
begründet, so mag das in etwa begründet klingen.

Nun zu der Sache selber. Diese 1592 000 Mark
s>nd Mittel für die VezirksfüVsorgeverbnnde. Sie
kommen in den Bezirken in Gestalt von individuellen
Zulagen zur Verteilung. Damit bestreikendie Arnien-
uerbände, die ihre Ortsarmen nicht versorgen und vor
allen Dingen die sozialen Lasten nicht aus eigener
Kraft tragen können, ihre Ausgaben. Wenn man aus
einem Aufgabenkreis einen anderen Aufgabenkreis
deckt, der nicht direkt Einzelpersonen zugute kommt,
sondern in der Auswirkung erst in Jahren oder Jahr¬

zehnten für die Allgemeinheit sich bemerkbar macht,
so ist das ein Durchbrechenws Prinzips des Landes-
fürsorgewesens. Es ist natürlich auch leicht, so zu
argumentieren: Was wir hier abstreichen,kommt dort
indirekt Einzelpersonen zugute, weil wir diese Einzel¬
personen vor einer Verarmung bewahren und sie da¬
von abhalten, die heutigen Fürsorgcstellcn in Anspruch
nehmen zu müssen. Das ist aber doch eine abwegige
Begründung. Was wir gesagt haben, daß man hier
eine Bestimmung der Preußischen Regierung hinter¬
gehen will, trifft ins Schwarze.

VorsitzenderDr. Iarres: Zur Gcschäftsordnuug
Herr Abgeordneter Oberdörster.

Abgeordneter Oberdörster: Nach der Ab¬
stimmung über den Wertagungsantrag haben sich die
Bänke des Hauses wesentlich geleert, und man kann
vielleicht zu dem Schluß kommen, daß diejenigen, die
vorhin den Wertagungsantrag niedergestimmt haben,
sich,jetzt irgendwo erholen. Aus dem Grunde zweifle
ich bie Beschlußfähigkeitdes Hauses an. Wenn sie hier
sind, sollen sie wenigstens den Verhandlungen folgen.
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Kaiser: Bei Ihnen fehlen
sie ja auch!) Ich brauche bloß fünf Mann, um diesen
Antrag zu stellen. (Heiterkeit.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Gs ist die Beschluß-
fähigtcit des Hauses bezweifelt worden. Hat der
Antrag die genügende Unterstützung? — Es sind fünf
Mitglieder, die Zahl ist da. Ich bitte, dann aus¬
zuzählen. Das Haus ist beschlußfähig,wenn 1«; : 2
^ 82 Mitglieder anwesend sind. — Der Vorstand ist
sich über das Ergebnis nicht einig. Ich bitte die Herren
Abgeordneten Hauck und Dr. Käufer, die Auszählung
vorzunehmen, und bitte die Mitglieder des Hauses,
sich zu erheben, damit richtig gezählt wird. — Es sind
80 Mitglieder da. 82 find notwendig. Das Haus
ist also beschlußunfähig. Nach s 42 der Geschäfts¬
ordnung hat bei Beschlußunfähigkeit der Vorsitzende
die Sitzung sofort aufzuheben und nur noch Zeit und
Tagesordnung der nächsten Sitzung zu verkünden. Ich
hebe die Sitzung auf. Die nächste Sitzung ist in fünf
Minuten, die Tagesordnung bleibt dieselbe.

(Schluß 7 Uhr 40 Minuten.)

(Wiederbeginn 7 Uhr 45 Minuten.)

VorsitzenderDr. I a r res: Die Sitzung ist wieder
"öffnet. Ich darf zunächst feststellen, daß der elektrische
Irrom versagt hat. Vielleicht ist das auch eine gute
-«orbedeutung für das Versagen des Redestroms.
(Heiterkeit.)

Wir treten in die Tagesordnung wieder ein und
lammen zur Schlußabstimmung über Punkt 69.

Ich bitte diejenigen, die für den Antrag des Aus¬
gusses sind, sich zu erheben. - Das ist die Mehrheit,
^s ist so beschlossen.

Von verschiedenen Fraktionen ist mir die Anregung
gegeben worden, die Vertagung der Verhandlung um
8 Uhr eintreten zu lassen. Ist das Haus damit ein¬
verstanden? (Zustimmung.) Das ist der Fall.

Wir kommen zu
Punkt70: Antrag des III. Fachausschusses

zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betreffend die Für¬
sorge für arbeits- und mittellose ju¬
gendliche Wanderer.
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Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Kühnen.
Abgeordneter Kühnen: Der III. Fachausschuß

schlägt unveränderte Annahme vor.
Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter

Renner hat das Wort.
Abgeordneter Renner : Wir haben in der gestri¬

gen Ausschußsitzung uns mit dem Bericht und An¬
trage des Provinzialausschusses, betreffend die Für¬
sorge für arbeits- und mittellose jugendliche Wan¬
derer recht breit und lang unterhalten. Wir haben
gegen den Bericht und Antrag des Prouinzial¬
ausschussesBedenken, die sich in erster Linie um den
zweiten Absatz auf Seite 3 der Vorlage drehen. Es
heißt da: „Diese Abmachung soll sich ans alle Wan¬
derer bis zu 18 Jahren ohne weiteres beziehen,für die
bis zum 20. Lebensjahre aber, wenn sie mit dieser Art
der Betreuung einverstanden sind oder wenn sie so
verwahrlost sind, daß auf Grund der NeichAgrundsntze
über Voraussetzung, Maß und Art der Fürsorge auch
gegen ihren Willen eingeschritten werden darf." Wir
sind der Auffassung, daß iu diesem Bericht ein Ge¬
danke enthalten ist, den wir nicht ohne weiteres gut¬
heißen können. Eine Fürsorge für Jugendliche muß
unserer Meinung nach so getrennt sein, daß sie auf
die bei den Wanderern zu machenden Unterschiede
Rücksicht Nimmt.

Ich will zur Verdeutlichung folgendes sagen: Un¬
serer Auffassung nach muß zwischen den einzelnen
Wanderern ein gewisser Unterschied gemacht werden.
Gin Teil der jugendlichen Wanderer ist auf die Straße
gekommen,ist dort vielleicht auf »der Suche nach Arbeit
n»d ist bisher mit keiner gesetzlichenBestimmung irgend¬
wie in Konflikt gekommen.Diese Jugendlichen kommen
vielleicht aus Süddeutschland und suchen sich hier im
Industriegebiet Arbeit. Sie werden nun 'vielleicht hier
in Düsseldorf aufgegriffen. Unseres Erachtens muß
man diese jungen Leute etwas pfleglicher behandeln
und sie, wenn man den Zweck «der Vorlage erreichen
will, von vornherein von solchen Leuten trennen, auf
die mau die Rcichsgrundfätzcüber Voraussetzung, Art
und Maß der Fürsorge, also § 19 der Verordnung, an¬
wendet.

Wir sind zudem der Auffassung, daß diese An¬
regung, so erfreulich ihr Erscheinen ja an sich ist, so, wie
sie in der Vorlage ihren Niederschlag gefunden hat,
nicht das ist, was wir wünschen müssen.

In der Begründung, die der Piovinzialausschuß
gibt, ist zu lesen, daß unter den heute auf der Straße
befindlichen Wanderern über 50 Prozent Jugendliche
sich befinden. Wir gehen von dem Gedanken aus, daß
eine Fürsorge, wenn sie den Zweck erfüllen soll, Jugend¬
fürsorge zu sein, sich nicht auf den Nufgabenkreis be¬
schränken darf, der in diesem Vorschlage aufgezeigt
'st. Hier spricht man davon, baß die Kosten des Rück¬
transports des Jugendlichen und etwaige Ergänzung
der Kleiderausrüstung zur Erstattung in Betracht
kommen, im Ginzelfalle auch über den Betrag von

10 Mark hinaus. Unserer Meinung nach sind diese
jungen Leute auf Grund der Verhältnisse in ihrem
Elternhause, in ihrer Heimatgemeinde auf 'die Wander¬
schaft getrieben worden. In sehr vielen Fällen sind
unter den iugendlichen Wanderern junge Menschen,
in deren Elternhaus, vielleicht durch Erwerbslosigkeit
des Vaters so schlimme soziale Verhältnisse eingetreten
waren, daß sie es eben nicht mehr mitmachen konnten,
daß sie die Verantwortung nicht mehr dafür über¬
nehmen wollten, ihren eigenen Eltern auf der Tasche
zu liegen. Vielleicht sind auch unter den Jugendlichen
solche, die überhaupt noch nicht in Arbeit gestanden
haben, die also aus der Schule entlassen und an¬
schließend daran erwerbslos geworden sind, die leine
Lehrstellegefunden haben und nun auf gut Glück ein¬
mal durch Deutschlands Gaue hiNdurchwnnderu, um
irgendwo vielleichtArbeit zu finden. Die dritte Kate¬
gorie der jugendlichenWanderer sind unserer Meinung
nach die, die zu Hause in irgendeiner Beziehung schon
einmal mit den gesetzlichen Vestimmnngen in Konflikt
gekommen sind und, um den Konsequenzen zu ent¬
gehen, auf die Straße gegangen sind. Diese jungen
Leute müssen unbedingt pfleglicher behandelt werden
als die andere Kategorie. Ihr Vorschlag löst nicht
das Problem, was aus den Kindern werden soll, wenn
sie wieder in ihre Heimatgemeinde zurücktransportiert
werden. Da liegt doch die Ursache des Uebels. Wenn
man wirklich eine vorbeugende Fürsorge treiben und
die Kinder vor Verwahrlosung bewahren will, wenn
man nicht dulden will, daß sie in absehbarer Zeit zu
denen zu rechnen sind, auf die man den ß 19 der Für-
sorgepflichtverordnung anwendet, dann muß man,
bevor man sie abtransportiert, die Verhältnisse zu
Hause untersuchen und in der Heimabgemeinde die
Verhältnisse so umgestalten, daß das Kind auch auf¬
genommen werden kann. Das erfüllt diese Vorlage
nicht. Es ist uns Wohl gesagt worden, daß man mit
der Heimatgemeinde in Verbindung treten folle und
daß der Rücktransport der Jugendlichen erst dann er¬
folgen solle, wenn zn Hause, in der Heimatgemeindc
durch Nachfrage beim Jugendamt festgestellt worden
ist, daß das Kind, ohne Schaden zu nehmen, zurück¬
gebracht werden kann. Aber wir halten es für rich¬
tiger, daß eine Provinz, die Wohl wie keine zweite in
Deutschland das Ziel jugendlicher Wanderer ist — die
hierher kommen, weil hier sine recht ansgedehnte In¬
dustrie ist, und well sie vielleicht auch die Schönheit
des rheinischen Landes einmal sehen wollen —, daß
eine Provinz wie die unsrige auf diesem Gebiete etwas
über den Rahmen hinausgeht.

Wenn man bedenkt, daß über die Höhe der Unkosten,
die aus dieser neuen Aufgabe erwachsen, zahlenmäßig
überhaupt nichts gesagt ist, wenn man ferner bcdenlt,
daß die Gelder zur Durchführung dieser Aufgabe aus
derselben Position — Titel II des Landesfürsorge-
wesens — herausgenommen werden sollen, was eine
erneute Reduzierung dieser Position bedeutet, so er¬
scheintuns das doppelt bedenklich. Wir halten es für
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richtiger, wenn man die Lösung des Problems etwa
in der Linie anstreut, daß man hier in unserem Ge¬
biete, wo doch immerhin noch bessere Arbeitsmöglich-
tciten sich bieten und sich schaffen lassen, wie in anderen
Gebieten Deutschlands, ehe man die Frage des Rück¬
transports erwägt, dem jungen Menschenzunächst ein¬
mal Arbeitsgelegenheit gibt. Außerdem bin ich ganz
im unklaren darüber, wie man die junge» Leute, ehe
sie abtransportiert werden können, hier beschäftigen
und unterbringen will. Sie können doch nicht etwa
für diese Tage der Polizei übergeben werden. Man
muß sie also irgendwo in einer Fürsorgeerziehungs¬
anstalt oder in einer Arbeitsanstalt unterbringen. Man
muß ihnen irgendwie bei den Arbeitsstätten für Wan¬
derer eine Arbeitsgelegenheit geben. Meiner Meinung
nach besteht durchaus die Möglichkeit, diese Jugend¬
lichen hier in ordnungsmäßige Arbeit zu bringen. Die
Provinzialverwaltung kann ja den örtlichen Fürsorge¬
verband regreßpflichtig machen. Ich bin der Meinung,
wenn man für die Jugendfürsorge etwas tun will und
wenn die Verwaltung diese Absicht mit der üblichen
großen Handbewcgung nach außen hin demonstriert,
hätte man auch dieses Problem etwas mehr durchdcnlcn
sollen.

Uns scheint vor allen Dingen mich noch etwas
wichtig: Der Antrag nimmt auf das kommendeVcr-
wahrungsgesetz leine Rücksicht;er berücksichtigtnicht,
'daß ein Teil der Jugendlichen, auf die man den 8 19
der Fürsorgepflichtverordnung anwenden will, von den
übrigen Jugendlichen getrennt werden muß, daß also
eine Fürsorge für jugendliche Wanderer nicht in Ver¬
bindung gebracht werden kann mit einein anderen Für¬
sorgezweig,mit der Fürsorge für — um ein deutsches
Wort zu gebrauchen — Tippelbrüder, Leute, die schon
heruntergekommen sind, daß sie zum Lumpenprole¬
tariat gehören. Wir wünschen eine scharfe Trennung
solcher Leute von den jungen Leuten, die sich bisher
keinen Verstoß haben zuschuldenkommen lassen. Dar¬
über hinaus ist zu überlegen, wie man auch die an¬
deren von 'der Straße herunter bringt. Das ist meiner
Meinung nach wichtiger. Ich glaube, daß die Lösung
eines derartigen Aufgabcnkreises für eine Provinz
wie die unsrige wirklich nötig ist.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Landesrat Vonsmann.

Landesrat Vonsmann: Meine Damen und
Herren! Die Vorlage bezweckt nicht, das ganze
Problem >der Wandererfürsorge zu lösen; sie bezweckt
nur, Mittel zur Verfügung zu stellen, daß in Zuwirft
die Jugendämter an Stelle der Wohlfahrtsämter sich
der jugendlichen Wanderer annehmen können. Diese
Jugendlichen sollen ans der Reihe der Wanberer sofort
herausgenommen werden, wo man sie erfaßt, und es
soll versucht werden, sie vor dem Umgang mit den
alten Wanderern zu bewahren. Sie sollen tunlichst
nicht in der Fremde in Arbeit untergebracht werden,
sondern Ker Grundgedanke ist der, sie baldigst wieder
auf den Boden zurückzuführen, von dein sie gekommen

find, in die Heimat. Weiter will die Vorlage nichts.
Sie geht nur darauf hinaus, auf die Landesfürsorge-
verbände die Mittel für diese vorbeugende Art der
Fürsorge zu übernehmen, über die die Jugendämter
nicht verfügen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Oberdörster.

Abgeordneter Oberdörster: Die Vorlage wird
in keiner Weise dein gerecht, was man zu erreichen
hofft. Wenn heute die Zahl der jugendlichen Wan¬
derer so erschreckend groß ist, so deshalb, weil die Ju¬
gend zum Teil heute arbeitslos auf der Straße liegt,
weil man in den meisten Fällen jede Erwerbslosen-
uuterstützuug verweigert und die Jugendlichen aus dem
Grunde gezwungen sind, irgendwo eine Arbeits¬
gelegenheit zu suchen. Ich habe die Auffassung, wenn
man hier versucht,diese jugendlichen Wanderer zu er¬
fassen, uich das Ziel ist, sie in die Heimat zurück¬
zuführen, so muß man auch wissen, was man nun mit
ihnen in der Heimat machen soll. Wenn man ihnen
dort keine Arbeitsgelegenheit gibt, dann haben die auf¬
gewendeten Kosten durchaus keinen Wert. Dann ist
der betreffende Jugendliche wiederum gezwungen, in
einer anderen Richtung seine Wanderung fortzusetzen.
Aber ich befürchte— das ist, glaube ich, der Pferdefuß
an der Geschichte —, daß man alle diejenigen, die sich
auf der Wanderschaft befinden und von denen man
annimmt, daß sie auf der Wanderschaft unter die
Räder kommen tonnen, das sie dort gefährdet sind,
nicht in die Heimat bringen will, sondern in irgendeine
Fürsorgeerziehungsanstlllt und von dort als billige
Arbeitskräfte zu den Bauern. Das ist, meiner Mei¬
nung nach der ganze Zweck der Geschichte.

Wir würden damit einverstanden sein, wenn diese
Fürsorge sich wirklich so auswirkte, ^daß insbesondere
in größeren Orten ordnungsmäßige Unterkunfts¬
gelegenheit geschaffenwürde, wo diese jugendlichen
Wanderer eine angemessene Verpflegung erhielten und
wo man versuchte,von bort aus ihnen geeignete Ar¬
beitsstellen zu vermitteln. Das wäre etwas, womit
man sich einverstanden erklären könnte. Aber hier steckt
meines Gmchtens der Pferdefuß darin, daß man sie
über den Weg der Fürsorgeerziehung als billige Ar-
beitsobjekte dahin bringen will, wo man sonst leine
Arbeitskräfte halten kann, weil man nicht eine ent¬
sprechende Bezahlung zu geben gewillt ist. Deshalb
muß man hier aufzeigen, in »reicher Richtung ge¬
arbeitet werden soll.

VorsitzenderDr. Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Ich bitte diejenigen, die für den
Antrag 'des Ausschussessind, sich zu erheben. — Das
ist die Mehrheit.

Meine Damen und Herren! Es ist jetzt 8 Uhr. Es
ist eben beschlossen worden, um 8 Uhr die Vertagung
eintreten zu lassen.

Zwischenzeitlichsind noch die Anträge Nr. 125, 126
und 127 eingegangen, die Ihnen auf den Tisch gelegt
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worden sind. Ich brauche sie nicht zu verlesen. Ich
beantrage, die Anträge 125 und 127 dem FachausschußI
und den Antrag 126 dem Fachausschuh V zu über¬
weisen.

(indlich ist ein Antrag von Herrn Abgeordneten
Dr. Ereuh eingegangen, der noch nicht im Umdruck
verteilt worden ist; er lautet:

„Der Kreisausschuß des Kreises Adeuau bittet den
Provinzialausschuß um ein verbilligtes Darlehen
zum Bau des Nürburgrings in Höhe von 300 000
Mark. Dieses Darlehen 'ist vorwiegend erforderlich,
um dem Kreis Adenau, dem ärmsten der Rhein-
Provinz, die Tragung der Grundcrwevbskoften für
den Nürburgring zu ermöglichen.

Dieser Antrag ist als eine Abänderung des vor
zwei Monaten gestellten Antrages aufzufassen. Die
Begründung bleibt jedoch dieselbe."
Der Provinzialansschuß hat, soviel ich weiß, dazn

noch nicht Stellung genommen, hat aber den Antrag
dem Landtage überwiesen. Ich beantrage, diesen An¬
trag dem Fachausschuß 1 zu liberweisen. — Dagegen
erhebt sich kein Widerspruch. Es ist so beschlossen.

Nun habe ich zu einer persönlichen Bemerkung
Herrn Abgeordneten von Detten das Wort zu geben.

Abgeordneter von Detten: Der Herr Abgeord¬
nete Pitard hat heute morgen gesagt, ich sei
Amateur auf dem Gebiete des Weinbaues. Ich stelle
fest, daß ich seit 26 Jahren Weinbau und Wcinhandel
treibe. Die Bemerkung des Amateurs fällt also auf
Herrn Pikard zurück, insbesondere da er selbst nie
Weinbau getrieben hat. Ich freue mich aber, den
Schluß aus der Ansicht des Herrn Pikard ziehen zu
dürfen, daß seine Partei, die Sozialdemotratische, in
Zukunft nur noch gelernte Fachleute, z. B. als Ober¬
bürgermeister, Landräte usw., auch als Landesrätc, zu
präsentieren bereit ist. (Heiterkeit.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich schlage vor, die
Sitzung morgen um IN Uhr beginnen zu lassen. Vor¬
her sollen die Fachausschüsse noch tagen, und zwar der
Fachausschuß V, wie der Vorsitzendemitzuteilen bittet,
um 9^ Uhr, der Fachausschuß I ebenso um 9^ Uhr.
Die Vollsitzungwürde dann, wie gesagt, um 10 Uhr be¬
ginnen. Tagesordnung: Der Nest der Tagesordnung
von heute, und zwar sind das die Punkte 74, 75, 78,
79, 80 und 85. Dann habe ich die Tagesordnung für
morgen sestzustelleu, es sind noch 3? neue Punkte.
Wünschen Sie, daß ich die einzelnen Punkte vorlese?
lZurufe: Nein!) Es wird ja Wohl genügeu, das) die
Punkte auf die Tagesordnung kommen. Sie haben ja
die Kontrolle, daß der Rest am Sonnabend auf die
Tagesordnung kommt. (Zuruf des Abg. Obcrdörstcr:
Ich frage, ob die Entschließung wegen China und
Ungarn ans der Tagesordnung steht!) Darauf komme
ich gleich zu sprechen. Sie wünschendie Verlesung uicht,
sondern ermächtigen mich, die Tagesordnung festzu¬setzen.

Der Aeltestenrat hat sich sodann heute morgen mit
den Entschließungen der kommunistischenFraktion in
Drucksache 66 und 93 befaßt, welche einen Protest gegen
die an den Greueln in China beteiligten Mächte und
einen Protest gegen die Standurteile gegen ungarische
Arbeiter behandeln. Es waren Zweifel entstanden, ob
diese Gegenstände zur Zuständigkeit des Provinzial-
landtages gehören. Nach tz 11 Absatz 2 der Geschäfts¬
ordnung ist iu solchem Falle wie folgt zu verfahren:

„NestchenZweifel darüber, ob der Gegenstand einer
Vorlage, einer Eingabe oder eines Antrages zur Zu¬
ständigkeit des ProviuziMnndtages gehört, so beschließt
der Aeltestenrat darüber, ob die Angelegenheit auf die
Tagesordnung gesetzt werden soll. Entgegen einem
Beschlussedes Aeltesteurats ist die Angelegenheit auf
die Tagesordnung zu setzeu, wenn ciu Drittel der Ab¬
stimmenden dies verlangt. Eine Erörterung ist nur
i in Rahmen der Geschäftsordnungsbesprechnngzulässig."

Der Aeltestenrat ist mit großer Mehrheit der Auf¬
fassung, daß die beiden Gegenstände nicht zur Zu¬
ständigkeitdes Landtages gehöreil. Ich werde sie also
nicht auf die Tagesordnung sehen, wenn nicht ein
Drittel der Abstimmendengegenteiliger Auffassung sein
sollte.

Herr Abgeordneter Oberdörster.
Abgeordneter Oberdörster: Es besteht leine

Meinungsverschiedenheit darüber, da sich der Provin¬
ziallandtag bei früheren Gelegenheiten auch mit all¬
gemein wirtschaftlichen und politischen Fragen be¬
schäftigt hat. Das wird allgemein anerkannt. Wir
haben eine andere Auffassung hinsichtlich der Zu¬
ständigkeitdieser beiden Entschließungen als die Mehr¬
heit des Aeltesteuausschusses.Wir sind der Auffassung,
daß einmal aus rein menschlichen Gründen, dann aber
auch aus weitgehenden wirtschaftlichen und politischen
Gründen sowohl die chinesische Frage wie die Dinge,
die in Ungarn vor sich gehen, zur Zuständigkeit des
Provinziallandtages gehören. Für jeden, der auch nur
ein klein wenig politisches Denkvermögen besitzt, sind
die Zusammenhänge zwischen unserer allgemeinen
Wirtschaftspolitik und dem, was in Ehina vor sich
geht, von allergrößter Bedeutung. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dr. Carl: Woher wissen Sie denn, was da
vorgeht?) Wir wissen, was da vorgeht. Wir haben
die Pflicht, dafür zu sorgen, daß eine solche Nllgemein-
lpolitik eingeschlagenwird, die unseren wirtschaftliche»
Interessen dient, die in erster Linie dazu beiträgt, um
hier vielleicht die Erwerbslosigkeit teilweise zu über¬
winden.

Wenn wir bisher auf Grund der allgemeinen Lage
Deutschlands, zu dem auch das Rheinland gehört, iu
Ehina einen sehr günstigen Boden hatten, im Gegen¬
satz zu anderen Ländern, so werden wir alles daran
setzen müssen, um durch eine kluge Politik gerade dort
unseren Einfluß zu verstärken, wo wir auf allen Ge¬
bieten des Marktes, wo deutsche Waren abgesetzt
werden sollen, ungeheure Schwierigkeiten haben. Das
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ist hier eine sehr günstige Gelegenhe'it. Die Gefahren,
die hier fiir die deutsche Wirtschaft und damit auch für
die gesamte rheinische Wirtschaft und >die rheinischen
Arbeiter bestehen, zeigen sich dadurch, daß jetzt Eng¬
land versucht, Deutschland iu sein Schlepptau zu
nehmen.

VorsitzenderDr. Iarres : Herr Abgeordneter, ich
muß Sie unterbrechen. Sie dürfen hier nur über die
geschäftliche BehaiMung sich verbreiten und nicht zur
Sache sprechen.

Abgeordneter Oberdörster: Ich bin der Auf¬
fassung, daß das, was ich zur Sache gesagt habe, durch¬
aus lim Rahmen der Geschäftsordnung lag. Aber wir
werden uns in vielen Punkten nicht verständige»;
was bei Ihnen Idee ist, werden Sie bei uns als
Tendenz bezeichnen. Ich glaube, es ist durchaus 'im
Rahmen der Geschäftsordnung, wenn ich versuche, nach¬
zuweisen, daß diese Geschichte, wenn auch nicht eine
unmittelbare, so doch eine mittelbare wichtige An¬
gelegenheit auch der rheinischen Bevölkerung ist und
damit auch eine Angelegenheit des Rheinischen Pro-
vinziaUllndtages. Das ist meiner Meinung nach durch¬
aus im Nahmen der Geschäftsordnung. Ich habe sach¬
lich zur Entschließung bisher mit keinem Ton ge¬
sprochen, sondern lediglich versucht, die Brücke vom
Rheinland zu den Dingen, die in China vor sich gehen,
zu schlagen. Oder gibt es vom Rheinland nach China
keine Woge, Herr Kaiser? Ich glaube, gerade mit
Rücksicht darauf, daß wir im Rheinlande hier unter
den gleichen Verhältnissen gelitten haben, die hente
in China in die Erscheinung treten, datz wir berufen
stnd, in einem solchen Augenblickauch einer anderen
Bevölkerung unsere Sympathie zu bekunden. Sie
haben damals im besetzten Gebiet treulich jode Sym¬
pathiekundgebung aufgegriffen, die von irgendeiner
Stelle kam. Wir sind deshalb durchaus zuständig, diese
Dinge hier zu behandeln.

Worum handelt es sich? Cs wird jetzt von feiten
bes englischen Großkapitals, das China unter allen
Umständen in seinen Klauen behalten will, das dort
b>e Domäne des Absatzes und der Ausbeutung be¬
halten will-----------

Vorsitzender Dr. Iarres (den Redner unter¬
brechend): Herr Abgeordneter, ich muh Sie zur Sache
rufen. Sie sprechen Nicht zur Geschäftslage.

Abgeordneter Oberdörster: Ich will versuchen,
wenigstens nachzuweisen, daß der Provinziallandtag
für diese Angelegenheit zuständig ist, vielleicht in einem
höheren Maße als bei anderen Fragen früherer Ta¬
gungen, wo er sich für zuständig erklärt hat.

VorsitzenderDr. Iarres : Herr Abgeordneter, die
Bemerkungen zur Geschäftsordnung dürfen eine Zeit¬
dauer von fünf Minuten nicht übersteigen. Die fünf
Minuten sind verflossen.

Abgeordneter O ber dö r ste r : Darf ich zu Ungarn
noch etwas sagen? (Zuruf des AbgeordnetenDr. Kaiser:
Sie haben zuviel Zeit auf China verwandt!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Nein. Ich entziehe
Ihnen das Wort.

Abgeordneter Oberdörster: Dann möchte ich
im Weggehen noch sagen, daß in Ungarn (Zuruf eines
kommunistischen Abgeordneten: dieselben Banditen
regieren, die bei uns regiert haben!) . . .

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter,
Sie haben nicht mehr das Wort.

Wird ein Antrag nach s 11 gestellt?
Abgeordneter Oberdörster: Ich beantrage,

darüber abzustimmen,daß diese beiden Punkte auf die
Tagesordnung der morgigen Sitzung gesetzt werden,

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Punkte können
nur aus die Tagesordnung gestellt werden, wenn ein
Drittel der Abgeordneten sich dafür einsetzt.

Wer ist für den Antrag des Herrn Oberdörster?
Das 'ist das Drittel der Abstimmung nicht. lZuruf des
Abgeordneten Hack: Nie haben gestern die Parole von
Vreitscheidt aus dem Reichstage bekommen!) Herr
Schriftführer Hack, ich muß Sie darauf aufmerksam
machen: Als Schriftführer überschreiten Sie Ihre Zu¬
ständigkeit, wenn Sie von hier aus derartig in die!
Debatte eingreifen.

Wird sonst noch das Wort gewünscht?Das ist nicht
der Fall. Dann schließe ich die Sitzung.

(Schluß 8 Uhr 12 Minuten.)
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fünfte Sitzung
im Siändehause zu DM'Idorf, Freitag, den 8. April 1927.

(Beginn 10 Uhr 35, Minuten.)

Tagesordnung :
1. Eingänge.
2. Antrag des III. Fachausschusseszu dem

.,) Haushaltsplan der Provinzial - Arbeitsanstalt
Brauweiler für das Rechnungsjahr 1927 und in
Verbindung hiermit

!>) Antrag der KPD.-Frattion auf Erhöhung des
Titels IV 1.

3. Antrag des III. Fachausschusseszu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betr. die
Aufnahme vun entmündigten Trinkerinnen, Haus¬
ordnung und Anweisung für die Verwaltung der
Arbeitsanstalt Brauweiler; in Verbindung hier¬
mit die Abänderungsanträge der KPD.-Fraktion.

4. Antrag des III. Fachausschusseszu dem
:,) Haushaltsplan der Fürsorge für Kriegsbeschä¬

digte und Kriegshinterbliebene für das Rech¬
nungsjahr 1927, in Verbindung mit

1>) dem Antrage der Fraktion der Arbeitsgemein¬
schaft und

<>,) dem Antrage der KPD.-Frattion.
5. Antrag des III. und V. Fachausschusses zu dem

Haushaltsplan der Provinzial-Domänc Äammcrs-
dorf für das Rechnungsjahr 1927.

6. Antrag des III. und V. Fachausschusseszu dem
Haushaltsplan des Provinzial-Gutes Bhlerward
für das Rechnungsjahr 1927.

7. Antrag des I. Fachausschusses zu
!») dem Antrag der Stadtverordneten-Versammlung

z» Bitburg, der StadtUerurdneten-Versammluug
zu Neuerburg, Kreis Bitburg, der Gemeinde
Bollcndorf, Kreis Bitburg, und des Verkehrs-
ausschusses zu Bollendorf auf Befürwortung
der von den Antragstellern gewünschten Visen¬
bahnlinien,

b) der Entschließung der kommunistischenFraktion
an die Reichs- und Staatslegierung, betr. Auf¬
nahme der BahnlinieIrrel—Echternacherbrück—
Bollendorf—Schwarzenbruch—Sinspelt—Neuer¬
burg in das Arbeitsbeschaffuugsprogramm,

c) der Entschließung der Fraktion der Wirtschaft¬
lichen Vereinigung an die Reichsregierung, betr.
Aufnahme des Bahnbaues Bitburg—Neuer-

bnrg—Irrel in das gegenwärtige Arbeits¬
beschaffuugsprogramm.

^. Autrag des V. Fachausschusses zu
>>) dem Bericht und Antrag des Pruvinzialcms-

schusses, betr. Begutachtung des Entwurfs eines
Nicrsgcsetzes, -

1>) den Anträgen der KPD.-Fraktion,
<-,) dem Antrag der Zentrumsfrnttion.

9. Antrag des V. Fachausschusseszu dem
!,) Bericht uud Autrag des Provinzialausschusses,

betreffend Bewilligung einer Beihilfe von
122 500 Mark zur Vcrbesseruug der Vorflutver-
hältuifsc an der Niers, nebst

d) Zusatzantrag der KPD.-Fraktion auf Bewilli-
guug von je 500 000 Mark seitens des Staates
uud der Provinz.

10. Antrag des V. und I. Fachausschusseszu dem An¬
trag der Arbeitsgemeinschaft, betr. Bereitstellung
von 30 000 Mark zur Ermöglichung der Ansiedlung
rheinischer Vauernsöhne in den OstpruUinzcn.

11. Antrag des I V. Fachausschusseszu dem Bericht des
Provinzialausschusses über den Fortgang des Aus¬
baues der Provinzialstraßen im Jahre 1926.

12. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Bericht des
Provinzialausschusses über den Stand des Aus¬
baues uud der Uebernahme weiterer Straßen in
die Unterhaltung und Verwaltung des Provinzial-
vcrbandes.

13. Antrag des IV. Fachausschusseszu dem Antrage
der SPD.-Frattion, betr. Beseitigung der Eisen¬
bahnübergänge auf der Proviuzialstraße Koblenz-"
Bingen mit Rücksicht auf den gesteigerten Verkehr
auf dieser Straße.

11. Antrag des IV. Fachansschusseszu dem Antrage
der SPD-Fraktion, betr. Pflasterung der Pro-
vinzialstraßen in Ortslagcn, soweit noch Schotter¬
decken vorhanden sind.

15. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
Zentrumsfraktion an die Reichsregierung auf
Durchführung der für die Grenzgebiete der Rhein-
Provinz, insbesondere für das Wurm- und Saar-
revicr, lebenswichtigen Vertehrsfmgen.

IN. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage
der Arbeitsgemeinschaft,betr. Einrichtung je eines
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Landesarbeitsgcrichts für die größeren Land-
gerichtsbczirte bei der bevorstehenden Bildung der
Arbeitsgerichte.

17. Antrag des I. Fachausschusses zu der Entschließung
der Zentrumsfraktion, betr. den baldigen Abschluß
der Reform der rheinischen Landgemeindeordnung.

1P, Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
Zcntrumsfrattion an die Reichs- und Staatsregie-
rung auf Zurverfügungstellung von Mitteln an
verschiedene Landkreise in den Regierungsbezirken
Trier und Koblenz zur Beseitigung der durch die
Besatzung uud die Abtrennung des Saargcbicts
bedingten wirtschaftlichen Notlage.

19. Antrag des I. Fachausschusses zu der Entschließung
der kommunistischen Fraktion, betr. Antrag an die
Stantsregierung auf die Rcichsrcgierung dahin zu
wirke», daß außer den zur Linderung der Not der
sogenannten Luxemburggängcr bereits bewilligten
Mitteln weitere Mittel zur Verfügung gestellt
werden.

20. Antrag des I. Fachausschusses zu
n) dem Antrage des Rhein-Mainischrn Verbandes

für Volksbildung, c. V, in Frankfurt a. M. auf
Bewilligung einer Beihilfe von 6N0N Mark,

d) dem Antrage der sozialdemokrntischen Fraktion
auf Bewilligung eines Betrages von 5,0 00«
Mark für die allgemeine Voltsbildungsarbcit
in der Nheinprovinz.

21. Antrag des 1. Fachausschusses zu dem Antrage der
kommunistischen Fraktion auf Bewilligung eines
Zuschusses von 5000 Mark zum Ausbau des prole¬
tarischen Kinderheims iu Rcmscheid.

22. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Nutrage der
kommunistischeu Fraktion, betr. Errichtung eines
Provinzial - Wohlfahrtsamtes als Kontrollorgan
»nd Beschwcrdcinstllnz im Sinne der aus der Für-
sorgepflichtvcrordnuug resultierenden Aufgaben.

23. Antrag des 1. Fachausschusses zu der Entschließung
der Zcntrumsfraktiou an die Reichs- und Staats¬
regierung, betr. besondere Berücksichtigung der
Rheinproviuz infolge der gegenüber dem übrigen
Deutschland relativ größeren Zahl der Arbeits¬
losen bei Gewährung der aus der produktiven Er-
werbsloscnfürsorge zu Notstandsarbciten zur Ver¬
fügung steheudeu Mittel.

21, Antrag des I. Fachausschusses zu dem Einspruch
der Zentrumssraltion bei der Reichs- und Staats¬
regierung bezüglich der Beschränkung der Tätigkeit
der Provinzialverwaltung auf den Gebieten des
Wegebaues und des Arbeitsnachweises.

25- Antrag des I. Fachansschusses zu der Eiugabe des
Verlages der Rheinischen Heimatblätter, Rheinische
Verlllgsgesellschaft m. b. H. in Koblenz, betr. Be¬
willigung eines einmaligen oder jährlichen Zu¬
schusses.

'.'0

27.

29

30,

31,

Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage des
Landesverbandes der Beamten und Angestellten
der RheinischenProvinzialverwaltung auf Gewäh¬
rung einer Ehrengabe nach langjähriger Pro-
vinzialdienstzeit.
Antrag des I. Fachausschusseszu der Gingabe des
Deutschen Verbandes für die berufliche Kranten-
und Wohlfahrtspflege und des Verbandes der Ge¬
meinde- und Staatsarbeiter, betr. anderweite Ve-
soldungsregelung der Beamten der Rheinischen
Provinzialanstalten der Besoldungsgruppen II
bis VII.
Antrag des I. Fachausschusseszu der Eiugabe der
beamteten Aerzte an den Rheinischen Provinzial-
Heil- und Pflcgcanstalten, betr. Aenderung ihrer
Amtsbezeichnung.
Antrag des I. Fachausschusseszu der Gingabc der
Direktion der Provinzial-Hcil- und Pflegcanstalt
Bedburg-Hau, betr. höhere Ortstlasseneinstufung
der Anstalt Bedburg-Hau.
Autrag des I. Fachausschusseszu der Eingabe der
Hausvorstehcr der Provinzial - Erziehungsheime,
betr. die Wiedereinführung der Hausvorsteher-
zulagc.
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Autrage der
kommunistischenFraktion, betr. Aenderung der
Rcichsbesoldungsordnung und Umgestaltung der
Nuhegehaltsordnung.

. Antrag des I. Fachausschnsscs zu dem Antrage der
lommunistischeuFraktion, betr. anderweite Besol-
duugsrcgelung der Beamten und Angestellten der
RheinischenProvinzialverwaltung in den Gruppen
I bis III.

, Antrag des 1. Fachausschusses zu dem Antrage der
kommunistischenFraktion, betr. Uebernahme des
Pflichtantcils der bei der Provinzialverwaltung
beschäftigtenArbeiter und Angestelltenan den Bei¬
trägen der Sozialversicherung seitens der Verwal¬
tung und der Beitrngszuschüssefür die freiwillige
Kranken- und Angestelltenversicherung.
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses,betr. eine Ueber¬
sicht über die bei den einzelnen Haushaltspläuen
vorhandenen Beamtenstellen pp.
Antrag des I. Fachausschusseszu
n) dein Haushaltsplan „Verschiedenes" für das

Rechnungsjahr 1927; in Verbindung hiermit
d) Antrag der Zentrumsfmktion auf Erhöhung

des Zuschusses an die Fachschule für Wirtschaft
und Verwaltung in diesem Haushaltsplan um
1800 Mark,

e) Antrag der sozialdemokratischen Fraktion auf
Einsetzung eines Betrages von 150 000 Mark
für Kinderspeisung in den gleichen Haushalts¬
plan.
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36. Antrag des 7. Fachausschusses zu dem Antrage der
kommunistische» Fraktion auf Ginstellung eines
Betrages von 5N0N0N Mark für Kinderspeisung in
den „Außerordentlichen Haushalt".

37. Anträge des I., II , III., IV. und V. Fachaus¬
schusses auf Entlastung von Rechnungen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Sitzung ist er¬
öffnet. Die Niederschrift über die gestrige Vollsitzung
liegt auf dem Tische des Hauses zur Ginsichtnahme
offen. Schriftführer für die heutige Sitzuug siud die
Herren Abgeordneten Elfes und Hauck.

Es ist noch folgender Antrag von der Wirtschaft¬
lichen Vereinigung eingegangen:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen,dnrch die
Preußische Regierung ans das Reich einzuwirken, die
Abänderung des Wcingesctzesüber „Hcfcweine" schleu¬
nigst in Kraft zu setzen und für die massenweise herein¬
kommenden sogenannten vin« 1-0568, die als Rotwein
verzollt siud, ein Verbot der Entfärbung zn verfügen."

Ich schlage vor, den Antrag dem V. Fachausschußzu
überweisen. Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.

Der Fachausschuß I tagt im Augenblick noch. Im
Ginverständnis mit dem Ansschuß beginnen wir aber
die Vollsitzungbereits.

Meine Damen nnd Herren! Der Aeltestenrat hat
sich eben mit der Geschäftslagebefaßt nnd ist zn folgen¬
dem Ergebnis gekommen: Er sieht znr Zeit von einer
Kontingentierung der Redezeit ab, da eine völlige
Einigung im Aeltestenrat unter den Fraktionen zu¬
standegekommenist, wonach die Fraktionen sich vor¬
nehmen, die einzelnen Punkte der heutigen Tages¬
ordnung soweit wie möglich znscunmenzufassen,und
dann für die so zusammengefaßten und die einzeln
stehenden Punkte die Redezeit vereinbarungsgemäß
festzulegen. Die genauen Znhlenangaben brauche ich
hier uicht zu machen, weil die Herren Fraltionsführer
es übernommen haben, dies ihren Fraktionen mitzu¬
teilen.

Es ist beschlossen worden, folgende Punkte der heu¬
tigen Tagesordnung zu gemeinschaftlicherErörterung
und Beschlußfassungzusammenzufassen:2 uud 3, 5 und
6, 8 und 9, 11 bis 14, 18 und 19, 27 bis 33 einschließlich
und 35 und 36.

Der Aeltestenrat hat mich beauftragt, gleichzeitig
hier mitzuteilen, daß. falls diese Verständigung nicht
eingehalten werden sollte, ein bestimmter Beschluß des
Ältestenrates bezüglich der Kontingenticruug der
Redezeit bereits vorliegt, den ich dann zur Beschluß¬
fassung mit Dreiviertelmehrheit dieses Hauses vorzu¬
schlagen habe.

Ich darf dann noch mitteilen: Um 2 Uhr soll die
Sitzung geschlossen werden. Ein kurzes Programm für
den heutigen Nachmittag werden Sie gleich im Umdruck
auf die Plätze verteilt bekommen. Die Herrschaften
werden gebeten, vorher hier zu Mittag zu essen, weil
auf dem Schiffe Gelegenheit zum Mittagessen nicht ge¬
geben ist.

Wir treten in die Tagesordnung ein.
Punkt 2: Antrag des III. Fachausschusses

zu dem
.',) Haushaltsplan der Provinzial-Ar-

beitsanstalt Brau Weiler für das
Rechnungsjahr 1927 und in Verbin¬
dung hiermit

1») Antrag der KPD. - Frattion auf Er -
h ö h u n g d e s T i t e l s I V , 1,

und
Punkt 3: AntragdesHI. Fachausschusses

zn dem Bericht und Antrag des Pro-
viuzialausschusses, betr. Aufnahme von
entmündigten Tri nkerin nc n, Hausord -
uung und Anweisung für die Verwaltung
der Nrbeitsanstlllt Brau Weiler; in Ver¬
bindung hiermit die Abanderungs-
antrage der KPD. - Fraktion.

Berichterstattern: ist die Abgeordnete Fräulein
Gusewintcl.

Abgeordnete Fräulein Gosewinkel: Zu Punkt 2
der Tagesordnung empfiehlt Ihnen der III. Fachaus¬
schuß, zu n) den Haushaltsplan der Provinzial-Arbeits-
anstalt Nrauweilcr für das Rechnungsjahr 1927 unver¬
ändert anzunehmen nnd damit zugleichzu l>) den An¬
trag der KPD.-Fraktiun auf Erhöhung der Position 1
in Titel IV des Ansgnbeetats für Vrauweiler auf
190 000 Mark abzulehnen.

Zu Punkt 3 der Tagesordnung empfiehlt Ihnen
der Fachansschuß,so, Nur es in der Druckfarbe117 fest¬
gelegt ist, die Anträge anzunehmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wird das Wort dazu
gewünscht? Herr Abgeordneter Deppe:

Abgeordneter Deppe : Meine Damen uud Herren!
Uusrre Fraktion hat die Auffassung gewonnen, daß
die Insassen der Arbeitsaustalt Brauweiler nicht z«
den brauchbaren Elementen erzogen werden können,
wie die Provinzialverwaltung dies wünscht. Die In«
fassen der Arbeitsanstalt sind meistens schon so degene¬
riert, daß es unmöglich ist, aus ihnen noch brauchbare
Menschen zu machen. Aus diesen Menschen können
nur duldsame und willige Nrbeitsobjelte im Interesse
der kapitalistischenGesellschaft geschaffen werden. Wen"
wir z. B. hier lesen, daß die meisten Korrigenden «us
den Bezirken stammen, in denen die größte Erwerbs¬
losigkeit herrscht, so müssen wir einsehen, daß, solange
wie die kapitalistischenAusbeutungsmethoden bestehen,
hier eine Besserung nie zu erzielen ist.

Wenn wir dann die Ueberweisungsgründe uns vor¬
halten, so sehen wir, daß von den 643 «verwiesene«
männlichen Korrigenden 606 wegen Landstreichereiund
Bettelei überwiesen worden sind. Daraus ist zu ent¬
nehmen, daß die große Erwerbslosigkeit die Hauptschuld
daran tragt, daß diese Leute der Anstalt überwiesen
werden. Wir können nicht einsehen, daß diese Leute
als Opfer der kapitalistischen Gesellschaft in eine
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Zwangsarbeitsanstalt gesteckt werden, um durt wieder
zu brauchbaren Menschenerzogen zu werden. Von den
458 überwiesenen weibliche» Korrigendcn sind 431
wegen gewerbsmäßiger Unzucht überwiesen worden.
Beide Delikte hangen eng zusammen mit der großen
Erwerbslosigkeit. Wen» die Erwerbslosigkeit nicht
vorhanden wäre und genügend Arbeitsgelegenheiten
für die Menschheitgeschaffen worden wären, dann wür¬
den auch hier die Ueberweisuugen bedeutend abnehmen.
Wir haben in der Rheinprovinz über 250 U0U Erwerbs¬
lose. Wenn man sieht, daß von dieser großen Zahl
Erwerbsloser jährlich 1000 bis 1200 der Arbeitsanstalt
überwiesen werden, so ist damit nicht bewiesen,daß da¬
durch eine Besserung dieser Menschen und der Lage
eintreten kann. Wir sehen, daß trotz dieser Ueber-
wcisuugeu die Verhältnisse bestehen bleiben. Die
wiederholten Ueberweisuugen betrugen im Jahre 1925
bei den männlichen Korrigeuden 3U,9 Prozent und bei
den weiblichen40,4 Prozent. Daraus ist zu entuehmeu,
daß die Leute immer wieder zurückfallen infolge der
Rot und des Elends, das herrscht.

Ich will mich kurz fassen. Ich komme zu der für Be¬
lustigung im Etat vorgesehenenSumme. Da hat unsere
Fraktion den Antrag gestellt, die Summe für die Be¬
köstigung auf 400 000 Mark zu erhöhen. Die bisherige
Erhöhung der für die Beköstigung eingesetzte» Summe
'st teilweise auf die Zunahme der Insassen zurück¬
zuführen, teilweise auch auf die in der Hausordnung
festgesetzten Kostverbesseruugeu. Immerhiu reicht der
Betrag uoch uicht aus, um den Insassen eine anständige
Beköstigung zu gewähren. Folglich haben wir den An¬
trag gestellt, die Summe auf 400 000 Mark zu erhöhen.
Wir rechnen allerdings nicht damit, wie von ver¬
schiedenen Seiten angegeben wird, daß man nunmehr
die Arbeitslöhne nach außen hin in Betracht ziehen
lönne. Verschiedene sind der Meinung, daß die Ar¬
beiter, die außerhalb mit ihrcu Familien sind, nicht
soviel Geld aufbringen können, um davon das Nötige
für die Kost beizubringen. Damit können wir nicht
rechnen. Die Löhne der Arbeiter sind so minimal, daß
ste ihre Kost nicht verbessern können. Daraus können
wir aber nicht schließen,daß wir den Insassen dieser
Anstalt, welche doch auch Opfer der kapitalistischen
Ausbeutung sind, nu» eine schlechteKost geben Wollen.

Zu den Bestrafungen, die da festgestellt worden sind,
'"uß gesagt werden, daß eine ganze Menge der In-
'"ssen geistig minderwertig nnd trank ist, so daß
es nicht tnnlich ist, die armen Subjekte, die da untcr-
»ebracht sind, zu bestrafen. Auf jede» Fall ist es not¬
wendig, daß, ehe die Bestrafung erfolgt, eine genane
Untersuchung ärztlicherseits vorgenommen wird, da¬
mit diese Personen nicht einfach den Strafparagraphen,
"e da vorgesehen sind, zum Opfer fallen.

Dann möchte ich noch ein Wort zu der Direktion
Aen. Es sind ja allerhand Munteleien über den Herrn
Direktor der Anstalt aufgetaucht. Wir haben allerdings
"s heute noch nicht in der Fachkommissiondavon

Kenntnis bekommen,was eigentlich vorliegt. Es wäre
doch wünschenswert, daß uns mitgeteilt wird, was für
Verhältnisse dort herrschen. Wir meinen, daß der
Direktor auch uur ein gewöhnlicher Sterblicher ist.
Wenn er Sünden begangen hat, ist es notwendig, daß
sie genau so behandelt nnd an den Pranger gestellt
werden wie die Sünden der nnteren Beamten und An¬
gestellten. Wir möchtenaus diesem Grunde den Herrn
Landeshanptmann ersuchen, nns mitzuteilen, welche
Gründe eigentlich dafür vorliegen, daß der Direktor
der Anstalt Brauweiler nicht aktiv tätig ist.

Meine Fraktion ist der Auffassung, daß die Rhei¬
nische Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler ein not¬
wendiges Uebel der kapitalistischen Gesellschaftsklasse
ist und daß sie hauptsächlichein Machtinstrument der
Bourgeoisie gegen die Arbeiterklasse darstellt.

Aus diesem Grunde können wir dem Etat von
Bmuweilcr nur dann zustimmen, wenn unsere An¬
träge und Wünscherestlos von dem Provinzinllandtag
angenommen werden. Die Arbcitsanstalt Brauweiler
muß deu Eharatter einer Zwangsarbcitsanstalt voll¬
ständig ablegen, Sie muß ein Fürsorgehcim für auf
Abwege geratene Arbeiter werden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner: Meine Damen und
Herren! Wir haben bezüglich der Hausordnung der
Provinzialanstlllt in Vrauweiler einen detaillierten
Aenderungsantrag dem Ausschuß vorgelegt. Ueber
diesen Antrag hat man sich im Ausschuß nicht unter¬
halten; man ist ohne jede Diskussion darüber zur
Tllgcsordnnng übergegangen.

Wir sind der Auffassung, daß unter Berücksichtigung
der jetzigen Aufgaben einer solchen Anstalt und unter
Berücksichtigungder aus der neuen Gesetzgebungeut-
stehcudcuAufgaben hier grundsätzlicheinmal erwogen
werden »ruß, wie die Arbcitsanstalt ausznbnue» ist, vor
allem, ob sie in der jetzigen Aufmachuug, mit der
jetzigenTendenz weitergeführt werden soll.

Wir sind, kurz gesagt, der Auffassung, daß zwische»
den verschiedenenElementen in einer solchen Anstalt
eine gewisse unterschiedlicheBehandlung durchgeführt
werden muß. — Ich will über die Ursache»,die daz»
führen, daß man diese Leute in eine Arbcitsanstalt
steckt, nicht sprechen. — Meiner Meinung nach muß
mau vor allen Dingen unter Berücksichtigungder auf
diesem Gebiete »och kommendenGesetze die Elemente,
die zu bessern sind, von denjenigen trennen, die auf
Grund ihrer ganzen Lebenshaltung uud ihrer Ver¬
gangenheit nicht mehr besserungsfähig sind. Ich bin, ^
weuu ich deutsch reden soll, der Meinung, daß der Zu¬
hälter nicht unter dasselbe System gehört, das ma»
auch auf Trinker uud Triukerinnen anwendet. Wir
haben uns im Ausschuß darüber auch ausgesprochen.
Ich will versuchen, trotz der Kürze der Redezeit, das
Grundsätzlicheaus unseren Anträgen herauszuschälen.
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Wir können nicht verstehen,daß man eine Anstalts¬
konferenz gemäß 8 4 so zusammensetzt,daß die Be¬
amten, die in erster Linie mit den Korrigenden zu¬
sammenkommen,die Beamten der Gruppen 7 «nd 8,
die Wertmeister und das Aufsichtspersoual,nicht in der
sogenannten Anstaltstonfercnz vertreten und stimm¬
berechtigt sind. Wir haben deshalb vorgeschlagen,daß
die Konferenz so zusammengesetztwird, daß auch je eiu
Vertreter der Gruppen (! bis 8 daran teilnehmen soll.

Dann sind wir zum 8 L der Auffassung, daß die
Maßnahmen über eine Verlängerung oder Verkürzung
der Unterbringung in der Anstalt »nd die dahingehen¬
den Bestrafungen nicht nur in die Hand der Anstalts¬
leitung gelegt werden sollen. Den Korrigenden muß
auch das Recht offengehalten werden, sich durch direkte
Antragstellung an die übergeordnete Instanz, in
diesem Falle den Regierungspräsidenten oder den
Landesfürsorgeverband, zu wenden.

Dann ergeben sich die Abänderungsanträge zn den
88 ll, 7 und 8 daraus, daß wir, wie bereits gesagt, eine
Aenderung des ganzen (Charakters dieser Anstalt an¬
streben. Wir sind dafür, daß man eine Anstalt schafft,
in der die Leute untergebracht werden, die, ohne straf¬
fällig geworden zu sein, nicht in den Nahmen der
Allgemeinbevöllrrung hineinpassen. Diese in etwa
Asozialien auf Grund der Lrbensbedingungeu, die Sie
schaffen, zu separieren, dazu soll unseres Trachtens
diese Anstalt der Provinz benutzt werden.

Wir haben Anträge auf Verbesserung der Kostform
gestellt. Wir sehen nämlich, daß die Arbeitszeit in
dieser Anstalt teilweise über 9>< Stunden beträgt, uud
wir sehen im 8 2, daß aus den Korrigenden das Letzte
herausgcpreßt werden soll. In dem Vorschlag der Ver¬
waltung heißt es: „Dieser Zweck wird erreicht durch
eine alle körperlichenuud seelischenKräfte anspannende
und zur Entfaltung bringende Beschäftigung. Wenn
man schon von dem Korrigenden, der auf Grund seines
Vorlebens an sich gesundheitlich gefährdet ist, die An¬
spannung seiner letzten Kräfte verlangt, uinß man ihn
wenigstens in bezug auf die Kost nicht noch schlechter
stellen als den Insassen einer Strafanstalt. Ihre Vor¬
schläge in bezug auf die Kost bedeuten kaum eiue Ver¬
besserung gegenüber der Gefängnis- und Straf-
anstaltsbelüstigung.

Wir sind darüber hinaus der Auffassung, daß die
Arbeitsdauer werttäglich höchstens acht Stunde» be¬
tragen darf.

Dann haben wir einmal überlegt, ob nicht grund¬
sätzlich zu der Frage Stellung geuommen werden soll,
wie die Anstaltsinsassen beschäftigtwerden sollen. Hier
steht ein Paragraph, der besagt, daß man die Anstalts¬
insassen auch außerhalb der Austalt beschäftigen kann.
Wir wifsen aber — uud das ist hier schon einmal zu¬
gegebenworden —, daß bei dieser Beschäftigung außer¬
halb der Anstalt in den Betrieben Privater oder bei
Beschäftigung in der Anstalt zugunsten privater
Unternehmer die Arbeits- und Lohnbedingungeu nicht

so sind, daß man ihnen zustimmen kann. Wir wissen,
daß die Unternehmer, für die in der Anstalt produziert
wird, die Produkte zu einem Preise auskaufen, der auf
dem freien Markt bestimmt uicht so niedrig ist. Wir
sind deshalb der Auffassung, daß generell die Beschäf¬
tigung von Anstaltsinsassen in privaten Betrieben ver¬
boten werden soll und daß, wenn schon in der Anstalt
selbst für Private gearbeitet werden muß, dann die
Preisgestaltung im Interesse des Kleingewerbes so ge¬
halten werden muß, daß sich die Preise mindestens in
der Höhe bewegen wie auf dem freien Markt.

Dann haben Nur grundsätzliche Wünsche in der
Linie geltend zu mache», daß man den Insassen der
Anstalt es nicht uuuötig erschwert, mit ihrer Familie
in Verbindung zn treten. Wir haben in der Richtung
eine Verbesserung der Schreiberlanbnis in allen Klassen
verlangt. Wir haben darüber hinaus verlaugt, daß die
Besuche, die i» den Anstalten von Personen gemacht
werden, die sich um das weitere Fortkommen der In¬
sassen bemühen, nicht als Familienbesuchc augerechnet
werden dürfen, damitderKorrigend uicht geschädigt wird.

Dann stellen wir eine grundsätzlicheForderung zum
8 t8, der den Umfang der Zeitschriften und Bücher
regelt, die den Insassen offenstehensollen. Wir haben
dazu einen Znsatz verlangt: „Die Beschaffung eigener
Bücher, auch solcher politischen Inhalts, ist gestattet."
Wir sind der Auffassung, daß derartige Schriften ge¬
rade dazu geeignet sind, die Korrigenden nicht ver¬
blöden zu lassen, Heute dürfe» sie sich Schriften
geistigen Inhalts soviel zulegen, wie sie wollen. Aber
um» macht es ihnen nnmöglich, sich eigene Bücher
politischen Inhalts zu verschaffen.

Dan» sind wir der Auffassung, daß in dem Absatz 2
gestrichen werden muß: „Zeitungen, Schriften und
Bücher, dereu Inhalt geeignet ist, den Zweck der An¬
stalt zu gefährden, sind nicht zugelassen." Wir wün¬
sche», daß der Satz stehe» bleibt: „Die A»swahl der
Zeitungen und Zeitschriften steht den Insassen frei."
Wir können uns nämlich sehr gut vorstellen, daß dieser
oder jener Anstaltsdirektor unter politisch Gefährliche'»
oder die Vrziehuugszweckeder Anstalt Gefährdenden!
maucherlei verstehen kann. Wir sind der Auffassung,
daß man hier einen Riegel vorschieben mnß, damit
nicht tommuuistische Literatur und kommunistische
Zeitschriften in den Anstalten verboten werden. E6
soll dem Anstaltsinsassen überlassen bleiben, die Ten¬
denz der Bücher und Zeitschriften, die ihm zn lesen
erlaubt siud, selbst zu bestimmen.

Dann wünschenwir zum 8 20 eine Aendernng. H^r
steht, daß der Verkehr der Anstaltsinsassen mit den Be¬
hörden unbeschränkt ist. Es soll, unserem Antrag ll^-
mäß, hier heißen: „An Provinzinllandtagsabgeordnete
gerichtete Briefe unterliegen keiner Kontrolle." M^
nur die Mitglieder dieses Hohen Hauses sollen das
Recht haben, unkontrolliert mit den Anstaltsinsassen
zu Verkehren,sondern darüber hinaus auch alle Parla¬
mentarier.
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Dann wünschen wir, daß man sich einmal darüber
klar wird, ob es dein Vrziehungszweckeiner derartigen
Anstalt nicht direkt widerspricht, wenn man diesen
Erziehnngszwrck dnrch Einsperren und durch Kust-
entziehung erreichen will. Die Leute sind ja durch deu
Kostentzng vor ihrer Einsperrung iu die Arbeitsanstalt
hineingekommen. Wenn ihre sozialen Verhältnisse ge¬
sichert gewesen wären, wäre ihnen wahrscheinlichder
Weg in die Arbeitsanstalt erspart geblieben. Um
Ihren Erziehungszwcckzu erzielen, schlagen Sie uns
als Heilmittel vor: Man soll den Korrigenden ein¬
sperren und ihm die Kost entziehen. Wir sind der Mei¬
nung, daß man damit das erstrebte Ziel nicht erreichen
kann. Wir glaubeil vielmehr, daß man gerade das
Gegenteil dadurch erreicht, daß man in dem Korri¬
genden nur eine Erbitterung erzeugt uud großzieht,
die dem Erziehungszwcck,den man angeblich anstrebt,
sicher nicht dient.

Dann haben wir zu der Frage der Arbeitszeit vou
entmündigten Trinkern uud Trinkerinnen zu sage«,
daß die Arbeitszeit unserer Meinung nach werktäglich
höchstens7 Stunden betragen darf.

Ich hoffe, dafür auch die Zustimmung der soge¬
nannten Arbeitervertreter im Zentrum zu fiudeu, (Zu¬
ruf des Zentrums.) Gestern haben Sie bei den Ab¬
stimmungen bewiesen, daß Sie die Bezeichnung „soge¬
nannte" Arbeitervcrtrcter sicherlich vollauf verdienen.

Bezüglich der Landes- uud Bezirks-Hilfsbedürf-
tigen, die eigentlich in diese Anstalt überhaupt nicht
hineingehören — das sind ja Leute, die aus gauz
anderen Gründen in die Anstalt hineinkommen —,
muß ,uau meiues Erachtcns die freiwillige Arbeits¬
leistung absolut garantieren, als es hier in dem Vor¬
schlage der Fall ist. Wir beantragen deshalb, daß 8 4
Absatz 2 so zu ändern ist: „Die Arbeitsleistung ist eine
freiwillige."

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
abgeordneter Kemnmnn.

Abgeordneter Kemmann: Meine Damen und
Herren! Wenn jemals eine Vorlage gründlich vorbe¬
reitet wurde, wenn jemals eine Vorlage ans sachlichen
Erwägungen aufgebaut war uud wenn jemals jeder
"raktion, besonders der Fraktion der Linken, in ans-
Mebiger Weise die Möglichkeitgegeben wurde, zu einer
Erläge Stellung zu nehmen, so ist es diese Vorlage,
^ch hatte den Vorzug, die Verhandlungen der Haus-
urdnungskommission, die die Vorlage vorbereitet hat,
^u leiten. Ich kann mir deshalb am besten ein Urteil
darüber bilden, wie die Vorlage zustande gekommen ist,
"uf welcher sachlichen Grundlage sie bericht.

Meine Damen und Herren! Die Hausorduuugs-
lonnnission bestand ans 15 Mitgliedern. Zu der Haus-
°rdnungst°mmission gehörten von der KPD. zwe,
-Ulitglieder. Ihrer Stärke entsprechendwar sie reichlich
vertreten. Die beiden Mitglieder waren die Herren
T^ppe ,,„h Kuab Gerade diesen beiden Mitgliedern,
°'e 'n den endlos langen Verhandlungen schon alle die

Anträge, die hier vorliegen, gestellt haben, war sachlich
die Gelegenheit geboten, ausgiebigst ihre Ausichtenund
Anträge zu vertreten und Verbesserungsvorschlägczu
machen. Ich gestehe zu, daß die Herren eine Reihe von
beachtlichen Vorschlägen gemacht haben. Diesen be¬
achtlichen Vorschlägen ist in weitestgehendemMaße
Rechnung getragen worden. Es ist ihnen soweit Rech¬
nung getragen worden, daß die Anstaltslcitung nach¬
her erklärte: „Es ist uns zweifelhaft,ob wir mit diesen
Bestimmungen auskommen, ob es uns möglich sein
wird, damit das zu erreiche,!, was wir erreichenmüssen,
ob wir mit diesen Bestimmungen in der Lage sind,
die Autorität zu sicherm"

Weiter möchte ich darauf hinweisen, daß während
der ganzen Verhandlungen keine einzige Abstimmnng
stattgefunden hat. Es haben lediglich Kompromisse
stattgefunden, nnd darin sind die Vorschläge der
äußersteil Linken in weitgehendem Maße berücksichtigt
worden. Ich muß hier ausdrücklich anerkenne,,, daß
Herr Knab außerordentlich sachlich mitgearbeitet hat,
daß er als Pädagoge seine erzieherischenKenntnisse in
weitgehendem Maße verwandt hat und daß diese er¬
zieherischen Kenntnisse, die ihm leiucr abstreitet, in der
Beratung der Kommission sehr wertvoll gewesen sind.

Ich fasse mich kurz dahin zusammen: Die Haus¬
ordnung ist das Produkt eines Kompromisses. Sir ist
nicht das Produkt irgendwelcherVergewaltigung. Des¬
halb kaun ich nicht verstehen,daß die Herren von der
Linken nunmehr erneut mit denselben Abändernngs-
anträgen kommen, die sie bereits in der Kommission
gestellt hatten, die dort alle schon ausgiebig behandelt
worden sind und denen auch, soweit es möglich war,
Rechnung getragen worden ist. Wenn Sie die Anträge
hier bringen, dann kann ich nicht anders als die Auf¬
fassung gewinnen, die gestern Ihr Herr Kollege Ober-
dürster am Schluß aussprach, als er sagte: Sie vou der
bürgerliche,, Seite werden von Ideen geleitet, wir
richten uns „ach Tendenzen. Das trifft hier in weit¬
gehendemMaße zu. Wem, die KPD. heute sich auf den
Standpunkt stellt, wir müssen erneut die Anträge ein¬
bringen, wir sind mit der Hausorduuug iu der Fassung
uicht eiuverstauden, so bedeutet das zudem ein Votum
gegen die beiden Herren, die in der Kommissionsach¬
lich mitgearbeitet haben. Bei allen anderen Fraktionen
des Hohen Hauses dürfte es Gepflogenheit sein, daß sie
denjenigen ihrer Mitglieder, die sie in die Ausschüsse
schicken, das Vertrauen schenken, daß sie ihre Belange
gerecht und richtig vertreten. (Abgeordneter Km-
winkel: Sehr richtig!) Ich möchte Ihnen den Rat
geben, auch so zu handeln. Dann wird es auch möglich
sein, fernerhin in den Kommissionen Ihre Wünsche
in weitgehenden,Maße zu berücksichtigen.

Meine Damen nnd Herren! Ich habe betont, daß
ich an dem Zustandekommender Hausordnung insofern
mitgearbeitet habe, als ich Vorsitzenderder Kommission
war. Ich habe — das wurde mir nachher zuge¬
standen —, mit der denkbar größten Geduld die Vcr-
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Handlungen geleitet. Ich habe jedem die Möglichkeit
gegeben, sich auszusprechen, seine Wünsche und An¬
schauungen zu dokumentieren, und habe mich bestrebt,
auch jede Spur von Vergewaltigung zu vermeiden.Ich
glaube auch, sie vermieden zu haben. Wenn ich das hier
betonen kann, so kann ich wirtlich nicht verstehen, daß
die Herren von der KPD. nunmehr die Hausordnung
in der beschlossenen Form nicht annehmen wollen.

Meine Damen und Herren! Ich möchte Sie bitten,
im Interesse des Ganzen, vor allen Dingen im Inter¬
esse einer geordneten Weiterführung der Arbeits-
anstalt, die Hausordnung en bloc so anzunehmen, wie
sie hier vorliegt. Ein Weniger lann es nicht geben.
Gestaltet man sie noch milder, dann könnte letzten
Endes die Möglichkeit eintreten, daß aus einer Ar¬
beitsanstalt, was sie doch schließlich sein muß, ein
Sanatorium oder eine Pension würde. (Aachen bei den
Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Deppe zu einer kurzen Erwiderung.

Abgeordneter Deppe: Als Mitglied der III. Fach¬
kommissionhabe ich selbstverständlichdie Pflicht, mit¬
zuarbeiten und zu versuchen, Verbesserungen in der
Hausordnung zu erzielen, wenn ich in die besondere
Kommission entsandt wurden bin. Mein Fraltions-
genosse Knab und ich haben das versucht. Aber unsere
Wünschewaren nicht voll und ganz befriedigt worden.
Infolgedessen haben wir uns unsere Stellungnahme
vorbehalten. Außerdem ist das ja auch gleichgültig,
denn die Fraktion hat, auch wenn die Mitglieder einer
Sache zugestimmt haben, immer noch die Berechtigung,
die Beschlüsse umzuwerfen und umzugestalten, und das
hat die kommunistischeFraktion getan. (Zuruf des
Abgeordneten Renner: In der Kommission ist nicht
einmal zugestimmt worden!) Eine Abstimmung ist
nicht erfolgt, fondern wir haben unsere Bedenken
kundgegebenund haben damit unsere Pflicht getan.

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitere Wort¬
meldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Ab¬
stimmung. Ich bitte diejenigen, welche für den An¬
trag zu 2il sind, sich zu erheben. — Das ist die Mehr¬
heit. Damit ist der kommunistische Antrag zu 2d ab¬
gelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über Punkt 3. Ich
bitte diejenigen, die zu 3 dem Antrage des Fachaus¬
schusseszustimmen, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Zur Geschäftsordnung Herr Abg. Oberdürster.
Abgeordneter Oberdürster: Ich bin der Auf¬

fassung, daß, wenn innerhalb eines Etats Abnnde-
rungsanträge gestellt werden, doch zunächst über den
Abänderungsantrag abzustimmen ist und dann erst
über den Etat selbst. Das sagt die Geschäftsordnung
sehr eindeutig. Ich glaube, so muß doch verfahren
werden.

VorsitzenderDr. Iarres : Das Ergebnis der Ab¬
stimmung ist vollkommen klar. Zu 2ll ist das ange-

nommen, was der Fachausschußbeantragt hat. Wenn
Sie aber eine Probe dafür haben »vollen, so steht nichts
im Wege.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Ober¬
dürster.

Abgeordneter Oberdürster: Ich lege auf diese
Probe keinen Wert, sondern will nur feststellen,daß
nicht geschäftsordnungsmäßig Verfahren ist, weil nach
der Geschäftsordnung zunächst über die Abändernngs-
anträge abzustimmen ist und nicht über den Hanpt-
antrag, was in diesem Falle der Etat der Arbeits-
anstalt war. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Kaiser:
Dann haben wir jedesmal zwei Abstimmungen!) Ich
lege auf eine Wiederholung der Abstimmung keinen
Wert, sondern nur auf die Feststelluug, daß nicht ord¬
nungsmäßig Verfahren ist.

Vorsitzender Dr. Iarres: Es ist ordnnngsmäßig
Verfahren. Die Sache ist damit erledigt.

Punkt 4:AntragdeslII. Fachausschusses
zu dem

^Haushaltsplan der Fürsorge für
Kriegsbeschädigte nnd Kriegs¬
hinterbliebene für das Rechnungs¬
jahr IN 27, in Verbindung mit

d)dem Antrag der Fraktion der Ar¬
beitsgemeinschaft und

<>,) dem Antrage der KPD. - Fratti on.
Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Eict-

mann.
Abgeordneter Dr. Eickmann, Ncuenhmis: Der

Etat für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene
(Seite 4N/41), dazu die Abänderungsantriige der Frak¬
tion der Arbeitsgemeinschaft (Drmlsache ?<) und der
KPD. (DrnÄsache95).

Das Kapitel der Kriegsbeschädigten- nnd Kriegs¬
hinterbliebenenfürsorge verdieilt ein besonderes Inter¬
esse auch in diesem Hohen Hause. DieKriegsbeschädigten-
fürsorge ist in erster Linie Reichssache.Dem Reich darf
leine Möglichkeitgeboten werden, sich seinen Verpflich¬
tungen zu entziehen. Der Fachausschuß stimmt den
freiwilligen Maßnahmen der Provinzialvcrwaltunll
zu, die wesentlich auch auf Gewährung von Bau-
darlehen an Schwerkriegsbeschädigtehinauslaufen, «'"
deren Siedlung zu fördern. Dabei sollen die Anträge
genau geprüft werden, ob sie genügend vorbereitet sind-
Der Anschluß an Baugenossenschaftenwird für wün¬
schenswert erachtet, wenn die Kriegsbeschädigte»
nicht mit kommunaler Hilfe siedeln. Daher steht im
Etat unter II <! der Ausgabe eine Erhöhung der
Position von 5N0U0 Mark im vorige» Jahr auf 9lM'>
Mark im laufenden Jahr. Unter diesem Gesichtspunkt
tonnte unter 113 die Position von 30 WO Mark »n
vorigen Jahr auf 20 000 Mark im laufenden Etat her-
abgesetztwerden, zumal hier auch die Mittel zur Ver¬
fügung stehe,,, die von den Unternehmern stammen,
die leine Schwerkriegsbeschädigtebeschäftigen könne»-
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Es wurde aber in der Kommission festgestellt,uud
das darf dann auch Wohl hier im Plenum besonders
betont werden, daß das Gros der rheinischen Unter¬
nehmer seine Verpflichtungen bei Einstellung von
Schwerbeschädigtendnrchans erfüllt hat.

Ebenso tonnte der Posten 115, von 50 000 Mark im
vorigen Jahr auf .10 000 Mart im laufenden Etat her¬
abgesetzt werden, da man im Jahre IM! mit 10 000
Mark ausgekommen ist, zumal hier auch noch die Mittel
aus dem Landesjugendamt fiir Kriegshinterbliebenen¬
fürsorge flüssig sind.

Der Antrag der KPD. auf Wiedereinsetzung der
200 00» Mark für Altveteranen wurde abgelehnt, da es
sich hier nur um einen durchlaufenden Posten handelt,
Mittel, die aus den, Pensionsfonds des Reiches fließen,
für welchedie Iandessürsorgestellc nur Zahlungsstelle
gewesen ist. Die Auszahlung geht fetzt durch das
Reichsversorgungsamt.

Der Antrag der KPD. ans Erhöhung der 100 000
Mark auf 200UN0 Mark für Berufsfürsorge, Ansied-
lungen, Krankenfürsorge, Kriegcrwitwen und besondere
Einzelfälle wurde abgelehnt, da er eine Erhöhung der
Umlage verursacht haben würde, während die 100 000
Mark, die hier im Rahmen des Etats bewilligt werden
sollen, anreizend gewirkt haben uud wirkeu werden,
damit die Bczirksfürsorgestelle» in gleicher Weise nach
den Richtlinien verfahren, die von der üandesfürforge-
slelle aufgestellt sind.

Zu I1 1 erkennt die Verwaltung an, daß ein Bedürf¬
nis zur Erhöhung der Erziehungsbeihilfen vorliegt,
znmnl der Landesfürsorgestelle keinerlei Mittel zur
Verfügung stehe», die BernsSansbildung der schnl-
rutlllssenrn Kinder zu unterstützen. Anch die Bezirks-
fürsorgeverbände können ja meist mit eigenen Mitteln
nicht eintreten. Eine Erhöhung der Mittel über die
vorgesehenen 10 000 Mark hinans wurde für durchaus
wünschenswert erachtet. Deswegen stimmte anch der
"lnSschuß dem Antrage der Fraktion der Arbcits-
lMneinschaftzu, die Mittel unter I1 1«, und d über¬
tragbar zu macheu.

Der Etat wird zur unveränderten Annahme emp-
Whlen, ebenso der Antrag der Arbeitsgemeinschaft,
während für die Anträge der KPD. Ablehnung be¬
antragt wird.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner: Meine Damen und
Herren! Ans keinem Gebiet der Sozialpolitik ist der
"lbbnn so deutlich greifbar uud so klar zu beweisenwie
«uf dem Gebiet der ergänzenden Fürsorge für die
Opfer des letzten Krieges. Es ist beachtenswert,daß die
Wbaumaßnahmcn nicht nur bei der Reichsregieruug
durchgeführt worden sind, nicht nur iu der Reichsgesctz-
«ebung sich auswirken. Abban in allen Instanzen ist
heute die Parole, Abbau von einer Periode au. wo tue
zwangsläufige Notwendigkeit für eine Sozialpolitik ,n
^hrem kapitalistischenStaate weggefallen ist.

In den allgemeinen Rahmen des Etats paßt ja
eigentlich unser Antrag, 200 000 Mark für Alt-
vetcmnenbeihilfcn zu gewähre,,, nicht hinein. In, Be¬
richtsjahre sind aus diesem Etat, der aus Reichsmitteln
gespeist wird, 1711 Autragsfälle erledigt und 31« An¬
träge abgelehnt worden. Also fast ein Fünftel der An¬
träge wurde abgelehnt. Die Verteilung dieser Rcichs-
mittel ist heute den Hauptversurgnngsämtern und den
Versorgungsämtern — nicht dem Reichsversorgungs¬
amt, das gibt es gar nicht — übertragen. Die Vcrwal-
tnng sagt uns uun: Wir haben gar kein Interesse dar¬
an, soziale Aufgaben zu erfüllen, die den Kommunen
zufalle,,. Aber man vergißt dabei eins, daß der
Pensionsfonds, die Unterstützungssumme, die heute
durch die Versorguugsämtcr ausgezahlt wird, um fast
50 Prozent reduziert worden ist. Während man schon
im vorigen Jahre ein Fünftel der Anträge nicht er¬
ledigen konnte, erfolgt heute eine Reduzieruug der
Gesamtsllmmen,die durch die Versorgungsämter aus¬
zuzahle» sind, um fast die Hälfte. Welches war der
Umfang der Anträge? 1741 Fälle hat man erledigt mit
einem Gesamtbetrage von ganzen 200 000 Mark. Jeder
kau» sich ausrechnen, was auf den Kopf der Veteranen
von der Summe entfällt. Wir sind der Auffassung, daß
die Lage der Altvetcraucn noch viel prekärer ist als die
Lage der Opfer des letzten Krieges. Wir wissen darüber
hinaus, daß iu deu Kommunen Nennenswertes seit
Jahren nicht mehr getan wird. Wenn wir verlangen,
daß einmal, um dieses Minus aus Reichsmitteln aus¬
zugleichen uud darüber hinaus für die Verpflichtungen,
die eine Provinz gegenüber ihren Altveteranen zu er¬
füllen hat, ein Netrag von 200 000 Mark in den Etat
eingesetztwird, so kaun man meines Erachtcns dafür
nicht gut Ablehuungsgründe finden.

Nun zu den anderen Anträgen. Der Herr Landes¬
hauptmann teilt uns iu seiuem Bericht mit, daß die
Zahl der Schwerbeschädigtenin der Rheinprovinz, die,
obwohl arbeitsfähig, auf der Straße liegen, iu, Be¬
richtsjahr sich von 1500 auf 5103 Maun vergrößert hat.
Das ist auf den, Gebiete die Auswirkung der Rationali¬
sierung der Betriebe. Man hat in dem Bericht des
Landeshauptmanns auch nach Entschuldigungsgründen
gesucht mau spricht von einem Reichsgerichtsurteil,das
die Unterbringung Schwerbeschädigtererschwert. Aber
die wahren Ursachen dieses gewaltigen Anschwellens
der stellenlosenSchwerbeschädigtensind andere, die der
Verwaltung ganz gut bekannt sind, die man aber ab¬
zustellen nicht gewillt ist, weil dazu gewisse Aenderun¬
gen der ganzen Tendenz der Hauptfürsurge eintreten
müßten.

Der Kampf der Unternehmer gegen das Schwer¬
beschädigtengesetz ist ja etwas älteren Datums. In den
erste »Jahren „ach Beendigung des Krieges oder „ach der
sogenanntenRevolution hatte man auch für den Schwer¬
beschädigtennoch Arbeitsgelegenheit im Betriebe, wo
um» die ihn, verbliebe»eArbeitskraft ausnutze» konnte.
Aber mit der fortschreitendenRationalisierung der Be-
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triebe, in der Periode der Verlängerung der Arbeits¬
zeit war der Schwerbeschädigteim Betriebe langsam
zu einer Last geworden. Langsam war auch das
Mäntelchen des Heldentums, das um sie herumwallte,
verblaßt. So ist man gegen die Schwerbeschädigtenso
Versahren,wie man auf Grund der tapitalistischenAn¬
schauung verfahren mußte. Man hat sie entweder aus
dem Betriebe hiuausgedrängt und hat Neichsgerichts-
urteile gegeu ihre Interessen erwirkt, oder man hat sie
in den Betrieben an Arbeitsstellen gestellt, die mit
ihren, Gesundheitszustände wirtlich nicht vereinbar
sind. Wo arbeiten heute die Schwerbeschädigte»in dem
Betriebe? Bleiben wir einmal im Nnhrgebiet. Heute
stehen nicht mehr wie früher die Schwerbeschädigten
an Arbeitsplätzen, die sie mit dem Nest ihrer Arbeits¬
kraft ohne eine Gefährdung ihrer Gesundheit ausfülle!»
töuuen. Nein, heute stehen sie bei uns am Leseband,
Beinamputierte und Armbeschädigte. Heute müssen sie
ihre neun Stunden am Leseband arbeiten.

Der Herr Landeshauptmann hat einen Fall be¬
handelt. Eine Zeche in Hamburn soll den Schwer¬
beschädigten, die am Leseband beschäftigt sind, Sitz¬
gelegenheit während der Arbeitsstuuden beschafft
haben. Ich taun mir nicht vorstellen, daß ein Arbeiter,
der am Leseband arbeiten muß, sich dabei setzen kann,
denn dann kann er wirtlich diese Arbeit nicht ver¬
richten.

Dann ist die Lage der Schwerbeschädigtenungcmein
verschärft und verschlechtertworden aus einer anderen
Ursache heraus. Jeder tarifliche Schutz fehlt ihnen
heute, dank der glänzenden Arbeit der Gewerkschaften
aller Richtungen. Noch 1921 hatten wir in den Tarif¬
verträgen Sicherungsparagraphen, wonach auch der
Schwerbeschädigte»ach Tarif entlohnt werden mußte.
Heute gibt es nur noch einen einzigen Tarifvertrag,
der das besagt. Heute stellen sich die Unternehmer vor
die Gewerbegerichte und Berggewerbegerichte mit
folgender Argumentation. Sie sagen ganz brutal, klar
uud ehrlich: Der Schwerbeschädigte leistet mir an
seiner Arbeitsstelle weniger als zum Beispiel ein
Jugendlicher. Man sagte uus in Essen vor dem Berg¬
gewerbegericht ganz taltlächclnd: Wir könnten ihn
eigentlich auf Grund seiner Minderleistung schlechter
bezahlen als den Jugendlichen, der an seiner Stelle
mehr leistet. Das ist die heutige Einstellung.

Dann lomnit uusere wohllöbliche Verwaltung den
Abbauabsichtcn der Unternehmer noch ganz nett ent¬
gegen. Man hat von Westfalen eine Abmachung über¬
nommen, die der dortige Landeshauptmann mit dem
Bergbaulichen Verein geschlossen hat, die besagt, daß
der Bergbau an sich generell nicht geeignet sei, Schwer¬
beschädigteunterzubringen. Die man hat, stehen am
Leseband. Aber darüber hinaus kau» mau sie nicht
unterbringen, weil der Beruf ungeeignet ist. Hente
ist die Sache so: Wer den Schwerbeschädigtenim ratio¬
nalisierten Betriebe nicht mehr gebrauchen kann und
will, zahlt pro Monat den Indaslohn von 10 Mark
an die örtliche Fürsorgestelle. Der Schwerbeschädigte,

der nun auf die Straße fliegt, fällt der Allgemeinheit
zur Last, er erhält Erwerbslosenunterstützung und
gegebenenfalls Zusatzreute. Wir sehen hier einen
eklatanten Fall, wo man die Unternehmer entlastet nnd
die Allgemeinheit belastet. Wenn dann der Obolus bei
den Fürsorgestellen eingeht, dann verwenden diese
Stellen die Gelder nicht im Interesse der Lente, die
durch das Ablüsungsverfahren arbeitslos geworden
sind, sondern man päppelt mit diesen: Iudasgeld einige
bei den Fürsorgestellen beliebte Opfer auf; mau schafft
thue» eine kleine Er.istenz,man gibt ihnen ein gewisses
Kapital — bis zu 4000 Mark —, sie werden dann selb¬
ständig gemacht. Wer aber seine Arbeitsmüglichkeit
verloren hat, der wandert in die Erwerbslosenfürsorge
und muß niit der Zusatzreute zufrieden sein.

Damit harmoniert schlecht die Feststellung des
Herrn Berichterstatters, daß die Unternehmer im
Nheinlande ihre Verpflichtungen gegenüber den
Kriegsopfern erfüllt hätten. Sie haben die Kriegsopfer
nicht besser behandelt als die gesamte Arbeiterschaft,
nein, sie haben die Kriegsopfer, die ihretwegen ihre
Knochen geopfert haben, noch brutaler behandelt, weil
die Kriegsopfer weniger widerstandsfähig sind uud
nicht die Kräfte haben, sich so zn wehren wie die ge¬
werkschaftlichorganisierten Arbeiter.

Dann empfiehlt uns die Verwaltung als Allheil¬
mittel, Schwerbeschädigten- Werkstätten einzurichten.
Wir haben in Essen eine Schwerbeschädigten-Werk-
stlltte, Herr Landcsrat Gerlach. In dieser Schwer¬
beschädigten-Werkstattgibt es leinen Tariflohn, auch
keinen Achtstuudcutag uud keine Betriebsvertretung,
Da werden die Leute so eutlohnt, daß man teilweise
auf die Zusatzrente zurückgreifen muß, um sie über¬
haupt am Lebe» zu erhalten. Also Schwerbeschädigten-
Werkstätten sind in dieser Aufmachung nicht das, was
man wünschen muß. Es müßteu dann schon gemischt¬
wirtschaftlicheBetriebe eingerichtet werden. Es müß¬
ten gesunde Arbeiter neben beschädigtegestellt werden,
dann wäre vielleicht etwas aus dem Gedaukeu zu
profitieren.

Als zweites Allheilmittel nennt man die Ansied-
lung. Aber unsere Anträge, die Siedlunge» zu ermög¬
lichen uud mehr auf diesem Gebiete zu tun, wie das
bisher in Deutschland der Fall ist, lehnt man natürlich
ab, bezeichnenderweise mit der Begründung: Wir
wollen vermeiden, daß die Provinzialumlage erhöht
werden muß.

Wie ist es in Frankreich? Dort wird jeder Lungen¬
kranke, ob es sich um offene oder geschlossene Tuber¬
kulose handelt, als erwerbsunfähig angesehen. Dort
erhält er neben seiner Nente pro Jahr einen Betrag,
zur Zeit 7UU0 Fraucs, natürlich Papierfranken. 3"
Frankreich sitzen diese Kranken durchweg auf dem
Lande, unten in der Provence, in Südfrankreich. Denen
geht es gut; sie bauen ans eigener Scholle ihren Kohl
und züchten ei» paar Blumen, die sie in der Stadt ver¬
kaufen, und davon tonnen sie leben. Unsere Lunge»-
kranken arbeiten auf den Zechen oder in den Nuß-
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kammern der Kokereien. Das sind die Sanatorien, die
unseren Lungenkranken in Deutschland offenstehen.

Wenn man hier sagt: Die Ansiedlnng muß man an¬
treiben, so muß man auch die Mittel dazu hergeben.
Das ist doch das Primäre. Die Reichsmittel, die zur
Anstedlung gegeben werden, sind in Westfalen z. B.
für das laufende Geschäftsjahr heilte schon auf Gruud
der vorliegenden Antrüge erschöpft. Wie es im Rhein¬
lande in der Beziehung steht, weiß ich nicht; das tonnte
ich in den Ausschußverhandlungeu auch nicht erfahren.

Wir sind also der Ausfassung, daß die Siedlnng
von Schwerbeschädigten,bor allen Dingen die Sied¬
lung Lungenkranker und Gchirnverletzter, mit allen
Mitteln angestrebt werdeu muß.

Nun ein Wort zum Sirdluugsgedanken an sich. Ich
bin davon überzeugt, daß auf die Dauer die Gigcn-
siedlung Schwerbeschädigter nicht gehalten werden
kann. Heute ist es so: Der Schwerbeschädigte, der
siedeln will, läßt sich sciuc Rente kapitalisieren. Er muß
dann nachher ohne die laufende Rente leben. Das ist
mir Bedrohung seiner Existenz. In sehr vielen Fällen
stirbt er hinterher, und seine Hinterbliebencu werdeu
mit Schulden belastet. Oder, wenn das Haus zu drei
Vierteln fertig dasteht, muß er die örtliche Fürsorge¬
stelle in Anspruch nehmen, weil er mit seiner Familie
nicht existenzfähigist, oder er baut sein Haus derartig,
daß er Wohnungen abvermieten kann. Dann ist die
Miete für die Mieter so unerträglich hoch, daß er die
Räume nicht los wird. Wir sind also der Auffassung,
daß eine Eigensiedlung vou Kriegsopfern ein Palliativ¬
mittelchen ist. Wir sind dafür, daß die Kommnnen in
eigener Regie mit allen Mittel,! die Siedlung von
Schwerbeschädigten und Hinterbliebenen anstreben,
denn anders sind sie ans ihrem Elend nicht zu be¬
freien.

, 3ur Frage der Schwerbcschädigtenfürsorgc haben
wir beantragt, daß der Betrag von 20 0UN Mark auf
>?"<W Mark erhöht werden soll. Wie ist es auf diesem
Gebiete heute? Heute haben wir eigentlich eine Um¬
schulungsmöglichkeit nur iu verschwindend wenig
"allen. Heute ist es schon so, daß die meisten Kriegs¬
beschädigtenin ihrem neuen Beruf, in dem Beruf, m
°en sie auf Grund ihrer Beschädigunghineingekommen
und, schon wettbewerbsunfähig geworden sind. Wenn
Man aber heute versucht, den Mann, dem geholfen
werden soll, in eine Beamtenstelle hineinzubringen, so
'n es unmöglich, ihm de» Beamteuscheinzu beschaffen,
«nf Grund der Gesetze, die Sie geschaffen haben, meme
"erren von der Rechten, natürlich mit Einschluß der
"«reu vom Zentrum.

Dazu ein Wort über die Heilbehaudlung der
bulterbliebenen. Das ist neben der Altersrentenver-
"gung das traurigste Kapitel, das wir in der deut¬

schen Versorgungsgeschichtekennen. Früher war e» so,
°«K aus Neichsmitteln die örtlichen Fürsorgestellen m
°en Kommunen in der Lage waren, die Heilbehandlung
°" Kriegshinterbliebenen und ihrer Kinder und An¬

gehörigen so durchzuführen, wie es wünschenswertwar.
Als dann mit der Fürsorgepflichtverordnung der Zu¬
stand eintrat, daß das Reich die Mittel sperrte, haben
in den verschiedenen Kommunen die Zustände sich ganz
toll entwickelt.In deu sozial gut geleiteten Gemeinden
ist es heute noch in den meisten Fällen so, daß die
Hinterbliebenen zwecks laufender Heilbehandlung zum
Arzt gehen, entweder zum städtischenWohlfahrtsarzt,
oder sie haben vielleicht sogar freie Arztwahl. Wenn
sie aber in eine Anstalt kommen, dann sperren die
Fürsorgestellen die Znsatzrenten. Dann sind die Kinder
zu Hanse allein, nud der Haushalt verkommt. Dann
hat die Wohltätigkeit der Fnrsorgestclle aufgehört zu
existieren. Als Ausweg zeigt mau den Fürsorgestellen
den einen, mit den KrankentassenRahmenverträge auf
der Basis abzuschließen,daß die Hinterbliebenen einen
Teil der Versicherungsbeiträge selbst zahlen sollen.

Bei der Gelegenheit ein Wort an das Zentrum.
Seit etwa 192N wiederholt der Herr Reichsarbeits-
miuister Brauus von „Ewigkeit zu Ewigkeit" dasselbe
Liedchen. 192U und 1926 erzählt er, daß er als Arbeits-
grberminister iu Bälde dem Reichstage einen Gesetz¬
entwurf vorlegen werde, um die gesetzlicheHeilbehaud-
lnug zu regeln. Auf deu haben wir von 1920 bis 192L
gewartet. Wir werden bis in alle Ewigkeit darauf
warten, solange, bis dieser Reichsarbeitsminister
Nmuus dahin geschickt wird, wo er hingehört. Es ist
bezeichnend, daß gerade ein Zcntrumsgeistlicher sich
dazn hergibt, diese Schaukelpolitik der herrschenden ,
Klasse zu fördern und zu stützen. Er wäre lange ab- /
gesägt, aber er ist in der sogenannten Republik so un- /
ersetzlich wie der Demokrat Geßler als Reichswehr-
minister. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)

Nun zur Heilbehaudlung der Kinder der Kriegs¬
opfer. Ich erinnere mich mit Vergnügen eines Bild¬
chens, das man uns 191L vor Verdun in den Schützen¬
graben schickte. Da war auf eiucm Flugblatt ein
Hänschen abgebildet. Davor saß der beinamputierte
Stelzfuß, rauchte sein langes Piepten, auf Essener
Deutsch gesagt, und seine Kinder spielten fröhlich und
gesund um ihn herum. Die Hühner gackerten in einer
Ecke, ein paar Schweinchcngrunzten und der Schorn¬
stein dampfte. Darunter stand: Deutsche Kriegsteil¬
nehmer, weun Ihr einmal beschädigt nach Hause
kommt, dau» wird Euch das. So hat man uns damals
zum Durchhalten crmuutert, mit Hilfe der Herren
Sozialdemokratcu. Später aber waren alle diese Ver¬
sprechungen,die auch Herr ReichspräsidentHindenburg
in seinem bekannten Brief an Damaschke sich zu eigen
gemacht hatte, verschwunden wie Maischuee vor der
Sonne. Wie heute die Gesuudhcits- und Wohnungs-
vcrhältnisse der Kriegsopfer sind, braucht man nicht
mehr zu sageu. Das sehen Sie sa wohl mit eigenen
Augen. Wenn dann alle Anträge, die auf dem Gebiete
gestellt werdeu, mit der — nehmen Sie es mir nicht
übel — direkt erbärmlichen Begründung abgelehnt
werden: „Wir sehen die Not Wohl, aber wir können
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keine Erhöhung der Provinzialumlagc eintreten
lassen," so ist das mehr als schandbar. Ich muß dieses
harte Wort gebrauchen.

Zum Abschluß noch eins: Kein Gebiet läßt deut¬
licher . . . (Glocke des Vorsitzenden.)

VorsitzenderNr. Iarres: Herr Abgeordneter, ich
ninß Sie bitten, aufzuhören, denn Sie haben dir Rede¬
zeit von fünf Minuten schon weit überschritten.

Das Wort hat Herr Landesrat Gcrlach als Ver¬
treter des Herrn Landeshauptmanns.

Landesrat Ger lach: Meine Damen und Herren!
Der Herr Abgeordnete Renner hat hier über die
Kriegsbeschädigtenfürsorge, genau wie im Fachaus¬
schuß, Nichtiges und Falsches durcheinander geworfen.
Ich habe mich bereits im Fachausschußbemüht, das von
ihm zusammengeballte Knäuel zu entwirren und die
einzelnen Fäden klarzulrgcn. Nach dem, was er eben
hier ausgeführt hat, muß ich allerdings sagen: Dieses
Bemühen, ihn auf die Linie sachlicher Behandlung der
Kriegsbeschädigtenfürsorgezu bringen, scheint mir ver¬
geblich.

Zu den Ausführuugen selbst möchte ich nur folgen¬
des sagen: In der Nheinprovinz ist hinsichtlich der
Kriegsbeschädigtenfürsorgenicht abgebaut, sondern, so¬
weit die Provinzialaufwendungen in Frage kommen,
sehr erheblichaufgebaut worden. (Zuruf eines kommu¬
nistischen Abgeordneten: Wo denn?) Im Haushalts-
pla» der Provinzialverwaltung für das Jahr 1922/23
stehen 20U0U0Mark Inflationsgelder als Aufwendun¬
gen und Zuschußder Provinz, während in diesem Jahr
säst 709 0NU Mark, und zwar Reichsmark, im Etat
stehen. Also eine wesentlicheErhöhung der rein aus
Provinzialmitteln zu leisteuden Beträge. (Hört, hört!
rechts. Zuruf des Abgeordneten Renner: 1922 hatten
wir auch noch Reichsfürsorge!)

Sie sehen daraus, meine Damen und Herren, daß
wir in der Provinzialverwaltung bemüht waren, die
Schwierigkeiten, die ganz offenkundig nach Inkraft¬
treten der Reichsfürsorgepflichtverorduung im Jahre
1924 eintraten, soweit es die Mittel der Provinzialver¬
waltung erlaubten, einigermaßen zu beheben.

Unsere Aufwendungen für die soziale Kriegs¬
beschädigten- und Hinterbliebenenfürsorge in der
Rheinprovinz sind nicht nur absolut, da wir die grüßte
Provinz sind, sondern auch relativ sehr hoch, ich möchte
sagen, höher als die Leistungen anderer preußischer
Provinzen.

Hinsichtlich der Fürsorge für die Schwerbeschädigten
möchte ich nur konstatieren, daß wir hier allerdings den
Standpunkt vertreten: Die beste Fürsorge für Schwer¬
beschädigte ist nicht die Fürsorge durch. Bnrunter-
stützungen, sondern die Arbeitsbeschaffung, die wirt¬
schaftliche Fürsorge. Auf diesem Gebiete sind wir stets
besonders bemüht gewesen. Ich kann hier mit Ge¬
nugtuung konstatieren, daß der Beirat, der bei der
Provinzialverwaltung für Kriegsbeschädigten- und
Hinterbliebenenfürsorge gebildet worden ist, der sich zu

50 Prozent aus Kriegsbeschädigte» und Kriegshinter-
bliebenen zusammensetzt,von Jahr zu Jahr bei seinem
Zusammentritt nach Entgegennahme des Geschäfts¬
berichts der Provinzialverwaltung und der Hauptfür-
sorgestelledas Vertrauen und die Anerkennung für die
geleistete Arbeit ausgesprochen hat. Das allerdings ist
der Provinzialverwaltung mindestens ebenso viel wert,
als wenn hier versucht wird, die Dinge — sagen wir
es ruhig — agitatorisch auszunutzen. Wir werden auf
dem Gebiete, auf dem wir bisher für die Kriegs¬
beschädigten,immer unter Zustimmung der maßgeben¬
den Organisationen der Kriegsbeschädigten,erfolgreich
gearbeitet haben, auch in Zukunft weitcrschreiten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht mehr vor. (Zuruf des Abgcorductcn Renner:
Zu einer sachlichen Richtigstellungbitte ich ums Wort!)
Nach den Vereinbarungen soll nur füuf Minuten ge¬
sprochen werden. (Zuruf des Abgeordneten Renner:
Aber ich mnß doch Gelegenheit zu einer fachlichen
Richtigstellung haben!) Dann zu einer persönlichen
Bemerkung Herr Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner : Herr Landcsrat Gerlach
hat ja Wohl als Landesrat zu mir gesprochen, nicht als
Vertreter der Sozialdcmotratic. Ich bin ihm dankbar
für die mahnenden Worte, die er als Landesrat ge¬
funden hat. Ich will mich bessern und mir mehr Sach¬
kenntnis aneignen. Daß Ihnen aber die Sachkenntnis
selbst abgeht. Herr Landcsrat, haben Sie mit Ihrem
Vergleich bewiesen, wenn Sie die Aufwendungen der
Provinz im Jahre 1922 mit den Aufwendungen für
1927 vergleichen.1922 hatten wir noch den Zustand, daß
mit Reichsmitteln Fürsorge getrieben wurde, daß die
Proviuz es gar uicht notwendig hatte, eigene Mittel
zur Verfügung zu stellen. Damals hatten wir noch
keine Fürsorgcpflichtverurduung, sondern die ist erst
1925 im Frühjahr gekommen.

Dann stelle ich eins fest: Es mag fchon sein, daß der
Beirat, den Herr Gerlach nach seinem Gutdünken zu¬
sammengesetzthat, ihm das Vertrauen ausspricht. Ick)
möchte dem Herrn Landcsrat Gerlach als sozialdemo¬
kratischem Parteiangehürigen einmal anraten, diesen
Bericht einmal in einer öffentlichenVersammlung vor
Kriegsopfern zu geben. Kcine einzige Anzeige gegen
Unternehmer ist bisher von der Hauptfürsorgestelle er¬
gangen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Landesrat Gcrlach.

Landcsrat Gcrlach: Ich möchte zu den letzten
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Nenner mich
auf die amtliche Niederschrift und auf das gute Ge¬
dächtnis der übrigen Mitglieder des Hanfes berufen.
Ich habe ausdrücklichdarauf hingewiesen, daß seit dem
Jahre 1924 die Provinz sich bemüht hat, mit eigenen
Mitteln die Härten auszugleichen, die entstanden sind
durch den Uebergang der Kriegsbeschädigtenfürsorge
innerhalb der Reichsfürsurgepflichtverordnung vom
Neiche anf die Gemeinden. Ich weiß selbstverständlich,
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daß die Kriegsbeschädigtcnfürsorgefrüher mit Rcichs-
mitteln betrieben wurde und daß nur ein Teil der
Reichsmittcl heute noch für diesen Zweck zur Ver¬
fügung steht. Mir kam es aber nur darauf an, gegen¬
über der Bemerkung von Herrn Nenner, es sei überall
abgebaut worden, zu konstatieren, daß die Rheinische
Provinzialvcrwaltung im Jahre 1922 aus Provinzial-
mitteln nur 2N0 0N0 Mark Inflationsgelder bereit¬
zustellen brauchte, während sie gerade, um diese Schä¬
den zu beseitigen, znr Zeit etwa 7N0 000 Reichsmark
zur Verfügung stellt. Jedenfalls ein Beweis dafür, daß
wir stets bemüht sind, einen Ausgleich zu schaffen, so¬
weit das eben im Rahmen der innerhalb der Provinz
zur Verfügung stehendenMittel überhaupt möglich ist,

VorsitzenderDr. Iarres : Die Besprechung ist ge¬
schlossen.(Zuruf des Abgeordneten Renner: Da der
Vertreter des Herrn Landeshauptmanns noch einmal
zu Wort gekommen ist, muß mau auch mir die Möglich¬
keit geben, noch einmal dazu zu sprechen. Ich muß die
Möglichkeit haben, das zu widerlegen!) Dann müssen
^e Ihre Zeit so einteilen, daß für diese Zwecke etwas
übrig bleibt.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Hack.
Abgeordneter Hack: In der Geschnftsordnuug steht

ausdrücklich,daß der Vorsitzende,wenn ein Vertreter
des Landeshauptmanns am Schlüsse der Besprechung
das Wort ergreift, die Besprechung wieder zu eröffnen
bat. Wollen Sie sich das einmal ansehen? Sie müssen
nach der Geschäftsordnung dir Besprechung wieder er¬
öffnen.

Vorsitzender Dr. Iarres : Ich eröffne die Besprechung
nicht mehr, weil erstens der Herr Landesrat Gerlach zu
emer persönlichen Bcmcrtnng das Wort hatte
und zweitens nach den Vereinbarungen der kommu¬
nistischenFraktion eine weitere Redezeit nicht zusteht.
(Zuruf des Abgeordneten Renner: AIs Landcsrat ist er
abbaufähig und wird auch bald abgebaut, und als
«ozialdcmotrat ist er unbelehrbar!)

Wir kommenzur Abstimmung. Ich lasse abstimmen
über den Antrag der kommnnistischcnFraktion auf
^rucksachc95 und bitte diejenigen, die dafür sind, sich
^u erheben. — Das ist die Minderheit. Der Antrag
lst abgelehnt.

Ich lasse dann über Punkt ,2 (Haushaltsplau der
«ursorgc) nach dem Antrage des Fachausschussesnb-
'unnnen. Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu erheben.
^ Das ist die Mehrheit.

Endlich lasse ich über den Antrag der Fraktion der
Arbeitsgemeinschaft auf Drucksachc 71 abstimmen, der
"ne Uebcrtragbartcit der Positionen Nr. 17, Titel I1 12
U'd l> wünscht. Wer für diesen Antrag ist, den bitte

"u, sich zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Es ist so
beschlossen.

Meine Damen und Herren! In der Tagesordnung
««heutigen Sitzung ist aas den 8 16 Absatz 8 der
^e'chaftsordnung aufmerksam gemachtworden, wonach
er Vorsitzende Gegenstände der Tagesordnung, zu

denen nach Ablauf einer Stunde nach Beginn der
Sitzung leine Wortmeldungen vorliegen, außer der
Reihe zur Beschlußfassungstellen kann. Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor zu den Punkten: 11, 12, 15, 16, 21,
25, 26, 28, 29, 30, 31, 31 und 37.

Zur Geschäftsorduung Herr Abgeordneter Haas.
Abgeordneter Haas: Vs liegen also Wort¬

meldungen zn Punkt 32 und 33 vor. Aber die Punkte
27—33 sind doch verbunden. Ich nehme an, daß die
Redner auch Gelegenheit haben, auf die anderen
Punkte einzugehen.

VorsitzenderDr. Iarres: Die betreffenden Red¬
ner haben sich ausdrücklich zu bestimmten Punkten,
nicht zu den verbundenen Sachen gemeldet. Ich nehme
an, daß sie also nur zu diesen bestimmten Punkten
sprechen wollen. Sollten sie nachher trotzdem darauf
zurückgreifenwollen, dann bitte ich, das jetzt zu sagcu.
Ich glaube, wir könueu die Puuktc, zu denen keine
Wortmeldungen vorliegen, jetzt herausnehmen.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Ober-
dörster.

Abgeordneter Oberdörster: Ich nehme an, daß
die Nettesten ihren Fraktionen von der Verständigung
Mittciluug gemacht haben und daß bei der Wort¬
meldung nicht ausdrücklichalle Punkte, die verbunden
sind, angegeben worden sind, sondern nur der eine oder
andere von ihnen. Deshalb halte ich es für viel rich¬
tiger, wenn über die verbundenen Punkte, zu denen
Wortmeldungen nicht vorliegen, zunächst uicht abge¬
stimmt wird.

VorsitzenderDr. Iarres: Ich bin damit einver¬
standen, weil es immerhin möglich ist, daß einer auf
diese Punkte zurückgreift. Aber bei den Punkten 15,
16, 21, 25, 26, 34 und 3? liegen zweifellos z» den ein¬
zelnen Gegenständen keine Wortmeldungen vor. Ich
frage die Herren Berichterstatter, ob sie Wert darauf
legen, Bericht zu erstatten, — Das ist nicht der Fall.
Dann stelle ich fest, daß die Berichterstatter auf das
Wort verzichtet haben. Widerspruch zu den einzelnen
Punkten ist nicht eingelegt. Ich darf dann feststellen,
daß die Punkte 15, 16, 21, 25, 26, 31 und 37 im Sinne
der Anträge der Ausschüsseerledigt sind.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Hagen,
Abgeordneter Dr. Hagen: Herr Vorsitzender, zu

Punkt 15 wird der Berichterstatter, Herr Dr. Hold, der
augenblicklichnicht im Hause anwesend, eine kleine
Aenderung gemäß Beschlußdes I. Fachausschusses vor¬
zuschlagen haben. (Zuruf des Abgeordneten Dr.
Saaßen: Die liegt schriftlich vor!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Er hat als Bericht¬
erstatter erklärt, daß er verzichtet.

Wir kommen dann zu den Punkten 5 und 6, die
miteinander verbunden sind.

Antrag des III. und V. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan der Provinzial-
Domäne Lammersdorf für das Rech¬
nungsjahr 192? und
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Antrag des III. und V. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan des Provinzial-
Gntcs Bylerward für das Rechnungs¬
jahr 19 2 7.

Berichterstatter des III. Fachausschusses ist Herr
Abgeordneter Rath, Berichterstatter des V. Fachaus¬
schusses Herr Abgeordneter Heusei. Ich erteile dem
Berichterstatter, Herrn Abgeordneten Rath, das Wort.

Abgeordneter Rath: Meine Damen und Herren!
Es handelt sich um die Haushaltspläne der beiden
Güter der Prouinzial-Domäne Lammersdorf nud des
Provinzial-Gntrs Bylerward. Sir finden die Pläne
auf Seite «1 und 05, des Haushaltsplanes der Provinz.

Meine Damen und Herren! Was die Prouinzial-
Domäne Lammcrsdorf anbetrifft, so schlägt Ihnen der
III. Fachausschuß die unveränderte Annahme dieses
Haushaltsplans vor.

Beim Durchsehen des Planes Umrdc aus der Mitte
der Kommission heraus gerügt, das; dies ein Zuschuß-
haushaltsplau ist. Sie finden am Ende, daß die Pro-
Vinzial-Dumänc Lammcrsdorf einen Zuschuß Uon :'>«><>
Mark benötigt. Der Herr Landeshauptmann hat dies
damit erklärt, daß es ein neuer Haushaltsplan ist, der
zum ersten Male aufgestellt ist, daß zweitens die Pro-
Vinzial-Dumäuc in der Entwicklnng begriffe» ist und
drittens erhebliche Meliorationsarbeiten dort in der
Ausarbeitung begriffe» seien, deren Ergebnis man ab¬
warten müsse. Diesen Ausführuugen des Herru
Landeshauptmanns hat der HI. Fachausschuß sich ein¬
stimmig angeschlossen.Er ist der Ansicht, daß man ab¬
warten müsse, wie die Entwickelung dieser Domäne
wird. Allerdings, sehr rosig für die nächsten Jahre
wird die Sache nicht ausfallen. Die Damen und Herren
wissen, daß Lammersdurf in der Hocheifel liegt nnd
daß dort alles mögliche auch im landwirtschaftlichen
Sinne geschehen muß, um eiue, wenn auch nur kleine
Rente herauszuwirtschaften.

Bezüglich des Provinzini-Gutes Bylerward emp-
siehtl der Fachausschußebeufalls die unveränderte An¬
nahme des Haushaltsplans.

Es rief zunächst im Ausschuß Erstaunen hervor,
daß in: Gegensatz zu dem Haushaltsplan der Domäne
Lammcrsdorf hier ein Uebcrschußvon 18 000 Mark ge¬
bucht worden ist. Der Herr Landeshauptmann wurde
um Aufklärung dieses an sich großen Ucberschusscs
eines Gutes vou 270 Morgen gebeten. Da hat der
Herr Landeshauptmann erklärt, das sei der buchmäßige
Ueberschuß. Man müsse davon den Zinscndienst uud
die Amortisationsquote in Höhe von 12 600 und 2680
Mark abziehen, so daß hier ein Neinüberschuß von
2720 Mark anzunehmen sei. Auch hier wurde geltend
gemacht, daß dieses Ergebnis als endgültig nicht an¬
gesprochenwerden tonne, weil es sich auch hier um ein
Gut handelt, bezüglichdessen zum erstenmal ein Haus¬
haltsplan aufgestellt worden ist und bezüglich dessen
man erst die Entwicklung abwarten muß, um sich ein
endgültiges Bild über die Rentabilität des Gutes zu

machen. Der III. Fachausschuß hat sich auch diesen
Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns nach
jeder Richtung angeschlossen. Es wurden keine Ein¬
wendungen mehr erhoben. Der III. Fachausschuß
empfiehlt die unveränderte Annahme auch dieses Haus¬
haltsplans.

Herr Kollege Hcuser, der Berichterstatter des
V. Fachausschusses, hat mich beauftragt, dieselben Ans-
führuugcu auch immens des V. Fachausschusses hier zu
machen.

Stellvertretender Vorsitzender Ebcrlc: Ich er¬
öffne die Besprechung. Das Wort hat Herr Abgeord¬
neter Dr. Limbourg.

Abgeordneter Dr. Limbourg: Die Provinzial-
Domäne Lammcrsdorf mnß man gesehen haben; danu
wird man sich fragen, was für einen Zweck die Domäne
erfüllen soll. Sie soll den Landwirten der hohen Eifel
zeigen, wie sie wirtschaften sollen, wie kultiviert wird,
wie sie deu schweren Existenzkampf bestehen können.
Meine Damen uud Herren! Dazu ist eine Domäne
nicht in der Lage. Der preußische Staat hat friiher
die königlichen Domäueu in der Eifel zu demselben
Zweck eingerichtet, auch mit dem Erfolge, daß man
kaum einen Fortschritt in der Gegend beobachten
tonnte. Das kommt daher, weil die Domäne Lammcrs¬
dorf und auch die ehedem staatlichen Domänen ein
anderes Portemonnaie haben als die Landwirte, die
dort oben in der Gegend wirtschaften. Nicht dadurch,
daß man den Landwirten zeigt, wie mit dem großen
Portemonnaie einer Behörde ganz schöne Erfolge er¬
zielt werden tonnen, ohne Rücksichtauf die Renta-
bilität, erreicht man einen Fortschritt der landwirt¬
schaftlichenKultur iu der Gegend und erleichtert der
Bevölkerung die Existenz, sondern dadurch, daß man
sie in ihren eigenen Betrieben fördert. Wenn Sie die
Landwirte der dortigen Gegend, die nicht gerade etwas
Interesse an der Domäne haben, wie etwa die Pächter,
also die Landwirte, die dort selbständig tätig sind,
fragen, so werden Sie hören: Es wäre das Beste, wenn
die Domäne verlauft uud die jährlichen Zuschüsse uud
die Zinseu aus dem Erlös verwandt würden, um die
eigene Arbeit, die die Landwirte dort unternehmen, 3«
fördern.

WelchenErfolg diese eigene Tätigkeit der Landwirte
dort hat, sehen Sie am besten an einem Gehöft: Benn-
hof. Es ist aus eigener Initiative mit ganz geringen
Mitteln und geringerer Unterstützung im wildeste«
Venn ausgebant worden, nnd mit viel größerem Er¬
folge als diese Domäne.

Das Gut Bylerward am Niedcrrhein, ciu Gilt von
200 Morgen, hat im Jahre 100 oder 500 Kühe gehandelt.
Das stempelt das Gut nicht mehr zu einem ZuchtM,
sondern zu einer Handelszentrale. Es heißt, durch
dieses Gut Bylerward wolle man erreichen, daß in den
Betrieben der Provinz die Maul- und Klauensettwe
vermindert werde. Ich stelle fest, daß von den 13 M-
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trieben 5 Betriebe trotz dieses Gutes Bhlerward die
Maul- und Klauenseuchegehabt haben.

Auf dem Gut Bhlerward hatte man zuerst eine
schwarzbunteViehherde. In dem Bericht steht noch, die
schwarzbunteHerde sei im Aufbau begriffen. Es wurde
uns aber im Ausschuß erklärt, man habe die Schwarz¬
bunten abgeschafftund dafür eine rutbnndc Herde an¬
geschafft. Das; ein Herr bei der Iandwirtschaftskammcr
sich "für die Notuuutrn interessiert, ist bekannt. Aber
ich halte es nicht für richtig, daß man zuerst hingeht
und eine schwarzbunte Herde anschafft und dann für
Persönliche Wünsche ein derartiges Verständnis hat,
daß man eine angeschaffteHerde wieder abschafft.

Ich halte es auch für falsch, daß das Gut nur in
einem Bezirk der Provinz die Tiere tauft. Warum
sollen denn nicht die einzelnen Institute der Provinz
überall iu der Provinz die Tiere kaufen?

Wir erreichen nicht dadurch, daß wir behördliche
Güter bewirtschafte,: und deu Landwirten zeigen, wie
die Behörden mit dem großen Portemonnaie wirt¬
schaften können, einen Fortschritt, sondern nnr dadurch,
daß wir dem Landwirt die Existenz durch geringe
Steuern und Förderung der eigenen Betriebe er¬
möglichen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das
Wort hat der Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Zur Beleuch¬
tung der Ausführungen des Herrn Vorredners möchte
>ch nnr darauf hinweisen, daß in keinem Wort der Vor¬
lage etwas davon steht, daß etwa auf dem Gute Bhler-
wnrd eiuc schwarzbunteHerde durch ciue rotbunte er¬
setzt wurden wäre. Ich erkläre, daß nichts dergleichen
geschehenist, daß die Ausführuugen nicht zutreffend
sind, sondern daß das Ganze vollkommen aus den
Fingern gesogen ist.

Abgeordneter Dr. Limbourg : (3s ist bedauerlich,
daß der Herr Landeshauptmann nicht orientiert ist.
Ich sauge mir nichts aus den Fingern. Es steht auf
Seite 19: „Die in, Aufban begriffene schwarzbunte
Rinderherde". Und im Ausschuß wurde »ns erklärt,
^ sei jetzt eine rotbunte Herde da. (Zuruf des Abge¬
ordneten Marx: Flaggenwechsrl!) Waren Sie vielleicht
dabei?

Landeshauptmann Dr. Horion: Das stimmt in
keiner Weise, sundern dieser Satz steht unter Lammers-
dorf und nicht uuter Bhlerward. (Heiterkeit.) Die
Aenderung ist auf Wunsch der Landwirtschaftskammer
borgenommen worden.

Abgeordneter Dr. Limbourg: Ich darf dazu
sollen: Hier steht Nhlerward, und iu der vierten Zeile
unter Bhlcrward steht das Vorgebrachte. Ich bedauere,
der Herr Laudcshanptmann müßte doch lesen können.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wort¬
meldungen liegen weiter nicht vor. Ich schließe die
"lstussion. Wir kommenzur Abstimmung.

Iu beiden Punkten, 5 und 6, ist unveränderte An¬
nahme beantragt. Ich bitte diejenigen, die dafür
stimmenwollen, sich zu erheben. — Es ist so beschlossen.

Auf Autrag des Fachausschusses I soll derPuntt 7
vertagt werden. Erhebt sich dagegen Widerspruch?

Herr Abgeordneter Frisch.
Abgeordneter Frisch: Ich möchte darauf hin¬

weisen, daß es doch wichtig ist, daß dieser Pnnkt jetzt
bei der Beratung mit behandelt werden kann.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Aber es
ist doch üblich, daß, wenn der Fachausschußselbst den
Wunsch äußert, ein solcher Punkt zurückgestelltwird,
offenbar für die Tagesordnung der morgigen Sitzung.
Es ist doch selbstverständlich,daß man einem solchen
Antrage entsprechen muß. (Sehr richtig! rechts.)Halten
Sie Ihren Widerspruch aufrecht, Herr Abgeordneter
Frisch?

Abgeordneter Frisch: Ich bin damit einver¬
standen, wenn er morgen auf die Tagesordnung gesetzt
wird.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das ist
etwas anderes. Das ist wahrscheinlichauch beabsichtigt.
Dann darf ich feststellen, daß der Landtag den Punkt 7
von der heutigen Tagesordnung abgesetzt hat.

Wir kommenzu deu Punkten 8 und 9, die zu¬
sammengefaßt sind:

Punkt 8: Autrag des V. Fachausschusses zu
n) d e m B e r i ch t u n d A n t r a g d e s P r u v i n -

zilllau sschusscs, betreffend Begut¬
achtung des Entwurfs eines Nicrs-
gcsetzes,

d)dcn Antragen der KPD. -Fraktion,
e) dem Antrag der Zentrumsfraktion

und
Punkt 9: Antrag des V. Fachausschusses

zudem
n)BerichtundAntragdcsProvinzial-

ausschusses, betreffend Bewilli¬
gung einer Beihi I fe von 122 5U0 Mark
zur Verbesserung der Vorflutver-
hältnisse an der Niers, nebst

d)Zuslltzantra^ der KPD. -Fraktion
a u f B e w i l I i g u n g v o u j e 5 0 0 N N 0 M a r l
seitens des Staates und der Pro¬
vinz.

Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Abgeord¬
neten Tenhaeff, das Wort.

Abgeordneter Tenhaeff: Meine Damen uud
Herren I Zum Niersgesetz liegen Ihnen vier Druck¬
sachen vor, die Drucksachen 35, 80, 81 und 100. Der
V. Fachausschußhat sich mit diesen Vorlagen beschäf¬
tigt. Er hat festgestellt, daß hinsichtlich der Notwendig¬
keit eines Niersgesetzes Meinungsverschiedenheiten
nicht bestehen. Die Meinungsverschiedenheiten er¬
strecken sich in der Hauptsache nur darauf, wie in dem
Niersgesctznach 8 11 Ziffer 6 die Stimmenverteilung
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sein soll. Da es sich bei der Regulierung der Nicrs
ganz naturnotwendig um zwei Parteien handeln
wird, einmal um diejenigen, die die Verschmutzerder
Niers sind, und das andere Mal um jene, die von der
Verschmutzungbetroffen werden, so hat die Frage, wie
nun letzten Endes in dem zu gründenden Nicrsvcr-
band die Entscheidungen fallen, eine außerordentliche
Bedeutung. Entweder wird 8 11 Ziffer 0 so geregelt,
daß wir ein Instrument zur endgültigen Beseitigung
der Mißstände an der Niers erlangen, oder wir lassen
eine Fassung zu, die den alten Zustand vielleicht ver¬
ewigen würde.

Wir haben uns infolgedessen mit überwiegender
Mehrheit — ich glaube, sogar mit Einstimmigkeit —
im V. Fachausschußdahingehend entschieden,daß dem
Provinziallandtag vorgeschlagenwird, die Vorlage mit
den Abänderungsvorschlägen der Zeutrumsfraktion an¬
zunehmen und die übrigen Anträge abzulehnen.

Stellvertretender Vorsitzender . Eber I e: Das
Wort hat der Herr Abgeordnete Vielen.

Abgeordneter Vielen : Meine Damen und
Herren! Ich möchte nur auf einige Unstimmigkeiten
und Ungeheuerlichkeiten des Gesetzentwurfs aufmerk¬
sam machen, die hauptsächlichdarin bestehen, daß, wie
der Herr Berichterstatter eben schon angeklungen hat,
im ß 11 Absatz L ein Stimmenverhältnis festgelegtwird,
welches dauernd den einen Teil der beteiligten Genossen
mundtot und fast rechtlos macht gegenüber den 60 Proz.
der übrigen Stimmen, Das Niersgesctz will nach 8 2
den Hochwasscrabfluß,die Verschmutzung, die Unter¬
haltung der Dämme usw. regeln. In 8 11 ist festgesetzt
— schon das ist meines Erachtens unzulässig —, daß
außer den Genossen, die im ß 7 aufgeführt sind, die
Kreise Erkelenz, Grevcnbroich, M.Gladbach, Kempen,
Geldern und Eleve, welche nicht Genossen sind, ein
garantiertes Stimmrecht in der Genossenschaftsver-
sllmmluug haben. Dann ist in Absatz 6 des 8 11 eine
weitere Einschränkung getroffen, wonach die Stadt¬
gemeinden nicht mehr als 25 Prozent und die Industrie
nicht mehr als 15 Prozent der Stimmen führen dürfen,
zusammen also nicht über 10 Prozent der Stimmen
haben, während sie den weit überragenden Teil der
Kosten werden tragen müssen. Der Z 12 sieht dann den
Vorstand vor. Es heißt da, daß der Vorstand nach den
Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt wird. Also
auch im Vorstaude, weil die eine Seite nur mit
IN Prozent vertreten sein darf, während die andere
00 Prozent garantiert hat, ein Mißverhältnis. Das
schlimmsteist, daß der Vorstand die Umlage auf die
Genossenveranlagt. Und dann kommt das Munstrnm,
daß es im § 15 heißt, daß über einen Einspruch gegeu
die Veranlagung derselbe Vorstand entscheidet. Ich
meine, damit ist die Rechtlosigkeitder nur mit 10 Pro¬
zent Stimmrccht zur Gcnossenschaftsversammlungzuge¬
lassenen, aber den weit überwiegenden Teil der Kosten
tragenden Städte und Industrie besiegelt. Ich möchte
deshalb bitten, diese Bestimmung nicht anzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Eber I c: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl : Es ist jetzt schon das zweite
Mal, daß die Frage der Nicrsregulicrung von dem
Provinziallandtag verhandelt wird. Im vorigen Jahr
hat der Proviuziallaudtag die Anträge der kommu¬
nistischenFraktion abgelehnt nud dazu eine lauwarme
Resolution an die Staatslegierung beschlossen, in der
ausgedrückt wird, daß der Provinziallandtag vock der
Reichs- und Staatsrcgicrung Hilfe erbittet.

Wie sie ausgesehen hat, das kann an einigen Tat¬
sachen demonstriert werden. Das Zentrum hat damals
erklärt, es werde alles tun, um die Sache zu beschleu-
uigrn uud dafür zu sorgen, daß wirklichHilfe geleistet
werde. Es war seinerzeit im Landtag beschlossen wor¬
den, 1,2 Millionen bereitzustellen. Als aber der Finanz-
minister erklärte, er werde diesen Beschluß keineswegs
durchführen, ist das Zentrum glatt umgefallc», und es
war schließlichdamit einverstanden, daß nur 300 000
Mark aus den Mitteln der Erwcrbsloscnfürsorge und
sonstigen Zuschüsse» bewilligt wurden.

Was ist mit diesen 300 000 Mark bisher gemacht
worden? Natürlich herzlich wenig. Man hat eine
Mühle dafür angekauft uud dann bei dem Kloster
Mühlhauseu einen Dnrchstich gemacht. Daß der Durch¬
stich gerade dort durchgeführt wurde, das war an sich
auch kein Zufall. Deu Niersbau eru, die am
schlimmstenunter der Versumpfung der Niers leiden,
ist damit keineswegsgeholfen. Der einzige Erfolg dieser
Maßnahme war, daß die Klosters chw ester n, die
in diesem Kloster sind, nicht mehr den Gestank so vor
der Nase haben. Das war einer derjenigen Gründe,
die maßgebend waren, um die 300 000 Mark an dieser
Stelle einzusetzen. Auf alle Fälle ist an den Niers-
znständcn keineswegs mit dieser geringen Summe
ltwas geändert worden. Das konnte auch gar nicht der
Fall sein. Man hat lediglich Attenberge an¬
gelegt, Versammlungen abgehalten uud
die Niersbauern zu beruhigen versucht.
Aber daß sie sich nicht beruhigen lassen, geht aus den
ZentrumSzeituugeu hervor, die im Niersgebiet er¬
scheinen,wo in sehr scharfer Sprache gegen diejenige
Gruppe, die Herr Oberbürgermeister Gielen aus
M.Gladbach hier vertreten hat, Sturm gclaufeu wird.
Die Bauern habcu bereits begriffen, wo der Haken
liegt. Es kommt uur noch darauf an, ob dieses Be¬
greifen sich auch auf parlamentarischem Wege aus-
wirtt, ob sie noch weiter das Vertranen in die Zen-
trumspartei setzen oder ob sie nach anderen Mitteln
und Wegen greifen, um etwas Druck hiuter die Sache
zu fetzen. Der einzige Erfolg der Kleinbauernrebellion,
die sich in verschiedenen erregten Versammlungen
äußerte, war eine neue Ncsichtigungsrcise der Parla¬
mentarier an die Niers. Der Höhepunkt dieser Be-
sichtigungsreiscwar zweifellos das Festessen in Gel¬
dern und Eleve. In Eleve soll sogar die Ncsichtigungs¬
rcise der Abgeordneten solange gedauert haben, daß
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verschiedene Abgeordnete erst am anderen Morgen den
Frühzug bekamen. Man scheint sich also sehr eingehend
mit der Nicrsfrage beschäftigt zu haben, bei franzö¬
sischemSett, der ja bekanntlichzollfrei eingeführt wird.
Nicrswasscr hat man bestimmt bei dieser Abendfeier
nicht getrunken. Das kann ich mir denken, Herr Land¬
rat Jörg, dafür schwärmenSie nicht. Sie belieben die
Gerüche der Niers mit anderem Wasser zu vertuschen.
Aber es wird Ihnen nicht gelingen, auf diese Art und
Weise die Klcinbaucru noch länger hinzuhalten. Wenn
die SPD. bei diesem großen Festessen mitgemacht hat,
so bestätigt das nur unsere Behauptung, daß die SPD,
in allen Punkten mit dem Zentrum zusammengeht,
wenn es gilt, die Kleinbauern ins Hintertreffen zu
bringen.

Der Kampf zwischen den beiden Gruppierungen
innerhalb der Niersfragc, der Verschmutzer und der An¬
lieger, kam auch im V. Fachausschußzum Ausdruck,wo
der Abgeordnete Tenhaeff gegen den Abgeordneten
Gielen in der Frage der einzelnen Stimmenzahl, die
die einzelnen Gruppierungen haben sollen, Stellung
nahm. Er meinte allerdings, daß sie innerhalb der Zen¬
trumsfraktion fchon dafür sorgen würden, daß die
Differenzen ausgeglichen würden. Ich glanbc, daß die
beiden Abgeordneten Gielen und Tenhaeff sich darüber
«nig sind, wie sie das Theater den Wählern vorspielen
wollen. Die Frage ist nur, ob die Kulisse,! uicht schon
3« schäbig sind, so daß die Bauern sehen, was dahinter
vorgeht. Wir werden alles tun, um die Kulissen noch
mehr zu verschleißen, damit die Bauern begreifen,
welches Spiel mit ihnen getrieben wird.

Daß die Differenzen, die hier zum Ausdruck kamen,
nicht persönliche Differenzen sind, das ist wohl jedem
klar, der die Nicrsfrage einigermaßen kennt. Es sind
Klasse ndiffercnzen zwischen den Groß¬
grundbesitzern und Industriellen und
den Niersbauern un dtleinenAnlicgern,
und Herr Tenhaeff versucht unter dem Druck der ver¬
ärgerten Kleinbauern, die die versumpfte» Nierswiesen
lcdes Jahr bebauen müssen, dieses unehrliche Par-
lamentsspicl zu spielen.

Stellvertretender Vorsitzender Eber I e: Herr Ab¬
geordneter Nohl, ich mnß Sie unterbrechen (Abgeord¬
neter Nohl: Tuu Sie das!) und muß Sie zur Ordnung
"lfen. (Abgeordneter Nohl: Nichtig, weiter! Nufe:
Unerhört!) Ich rufe Sie zum zweiten Male zur Ord¬
nung und mache Sie auf die Folgen aufmerksam. Es
''t unzulässig, in dieser Art und Weise die Abgeord¬
neten persönlich heruntersetzen zu wollen.

Abgeordneter Nohl: Ich habe hier erklärt, daß die
^lfferenzen keineswegspersönliche Differenzen, sondern
Kassendifferenzen sind, die sich widerspiegeln in den
^'ffcrenzcn zwischenden Großgrundbesitzern und In¬
dustriellen einerseits und den Nicrsanlicgcrn und
leinen Bauern andererseits innerhalb der Zeutrums-

partei. Damit ist wühl klar geuug gesagt, daß diese ^

Frage nicht persönlich ist. Insofern kann ich schon
den Ordnungsruf zurückweisen.

Worum es sich hier hauptsächlich handelt, ist die
Frage, wie das Niersgcsetz aussehen soll. Hier zeigt
wiederum das Zentrum das uuehrliche Spiel gegen¬
über den Wählern, indem im ersten Paragraphen, wo
es hauptsächlichdarauf ankommt, wie die Frage der
Niers finanziert werden soll, kein Wort davon gesagt
wird, wie das Geld aufgebracht werden soll. In dem
Abänderuugsantrag zum Urantrag der Zentrums¬
partei wurde von uns verlangt, daß eingesetzt wird, daß
eine Anleihe von 15 Millionen Mark aufgenommen
werden soll mit dem Ziel, die Arbeiten innerhalb zweier
Jahre zu erledigen, weil bisher schon fast 2N Jahre
in den Parlamenten diskutiert und nichts gemacht
wurde. Aber das hat die Z entrumsfrakti on
abgelehnt, und zwar erklärt sie, daß die Schwierig¬
keiten zu groß seien, man könne die Frage nicht so ein¬
fach regeln.

Weiter haben wir in dem Antrage, der von unserer
Fraktion gestellt wurde, verlangt, daß nur eine Ge¬
nossenschaftgebildet wird und all die kleineren Ge¬
nossenschaften aufgelöst werden. Wir haben ferner ver¬
langt, daß in der Abstimmungsprozentzahl 3N Prozent
den Kleinbauern sichergestellt werden, weil wir wissen,
daß innerhalb der Niers-Gcnusscnschaftendie Landräte,
die Bürgermeister, die Gutsbesitzer und Gott weiß was
für Leute sitzen, die ihr Leben noch nicht einmal
Schwielen an den Fingern gehabt haben und nicht
Nüssen, was Landwirtschaft ist, sondern immer von den
Erträgnissen anderer gelebt haben. Diese Leute sitzen
in den Parlamenten und Ausschüssenmit den Groß¬
grundbesitzern und Großkapitalistcn zusammen. Diese
Leute sollen bei den entscheidenden Abstimmuugeu aus¬
geschaltet werden. Wenn hier der Vertreter der
M.Gladbacher Großindustriellen, denen er sein Mandat
zu verdanken hat, dagegen Sturm lief, daß die
Stimmenzahl noch weiter hcrabgcdrücktwird, so ist da¬
mit klar gesagt, was eigentlich bei der Verteilung der
Stimmen los ist. Deshalb haben wir das stark heraus¬
gehoben und verlangt, daß in dieser Beziehung den
Interessen der kleinen Anlieger Rechnung getragen
wird, daß nicht hier der Stimmcntauf in versteckter
Form auf dem Wege über die Landräte, Bürgermeister
usw, durchgeführt wird, die nichts anderes sind wie die
Hintcrmänner der Großkapitalisten.

Wir wollen dann noch ein paar Worte zu der Frage
der Verhältniswahl sagen. Wir haben weiter in einem
Paragraphen verlangt, daß die Verhältniswahl einge¬
führt wird, damit keine Ucbcrstimmung eintreten kann.
Das hat das Zentrum ohne jede Begründung im Aus¬
schuß abgelehnt. Es weiß jedenfalls, warum. Es zeigt
sich hier die demokratische Maske in anderer Form.
Wenn das Zentrum von Demokratie redet und lehnt
die Verhältniswahl ab, so ist damit für jeden Bauer
klar, was das Zentrum in Wirklichkeitwill. Es hat
seinerzeit einen Urantrag im Landtag eingebracht, um
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angeblichdie Sache zu beschleunigen. Dieser Antrag ist
bereits vor zwei Monaten beraten worden. Aber, als
es sich darum handelte, in die Beratung des Gesetzent¬
wurfs einzutreten, hat das Zentrum glatt versagt und
erklärt, die Sache müsse erst an den Provinziallandtag
verwiesen werden. Nachdem jetzt die Sache hier vor¬
liegt, haben wir in einem Gntschließungsantrag an die
Staatsregierung verlangt, daß die Vorlage sofort
dem Preußischen Landtag zugehen soll, da¬
mit der Landtag in die Beratung eintreten kann und
eine weitere Verzögerung der Beratung nicht eintritt.
Diesen Antrag hat das Zentrum im V. Fachaus¬
schuß ebenfalls abgelehnt, mit der Begründung, man
tönnedcnPrcnßischen Staatsrat nicht übcrgchen.DasZrn-
trum ist natürlich, wenn die Interessen der Großkapi¬
talisten auf dem Spiele stehen, ohne weiteres bereit, so¬
gar die Parlamente zu übergehen und mit dem be¬
rühmten Artikel 48 zu regieren. Aber hier will man
den Knüppclweg der Instanzen gehen, der bekanntlich
so endlos lang ist, daß alle Vorlagen, die im Interesse
der arbeitenden Bauern liegen, überhaupt nicht erledigt
werden könne». Wenn die Vorlage so angenommen
wird, wie es das Zentrum will, dauu wird erst uach
den Herbstferien, nachdem die Abgeordneten sich
fünf Wochen oder einige Monate lang in den Ostscc-
bädern und sonstwoerholt haben, in die Beratung ein¬
getreten, und dann wird die Vorlage vor Ablanf der
Herbsttagung nicht verabschiedetwerden, und es ist ganz
sicher damit zu rcchuen, daß vor dem nächsten Früh¬
jahr überhaupt nichts in der Angelegenheit getan wird.
Deswegen stellen wir den Antrag, daß der Staats-
rat Übergängen wird und daß die Preußische
Staatsregierung sofort dem Landtage die Vorlage
zugehen läßt.

Wir haben weiter verlangt, daß das notwendige
Geld zur Verfügung gestellt wird. Aber auch hier hat
das Zentrum bisher immer abgelehnt. Wenn das Zen¬
trum hier in der Fraktion nicht den Mut hat, unseren
Anträgen zuzustimmen, so beweist es damit nur, daß
es seinen Abgeordneten im Reichstag und Landtag
Folge leistet und genau das tut, was sie wollen, aber
hier radikale Töne redet und Anträge stellt, die gar
nicht durchgeführt werden sollen, die nur für die
Öffentlichkeit bestimmt sind und zur Täuschung der
Kleinbauern gestellt werden. Wenn es sich aber darum
handelt, etwa für die Großindustriellen etwas zn tun
und den Herren Thyssen und Klöckner, wenn sie im
Druck sind und einige 20 Millionen Mark brauchen,
den Geldsack zu füllen, weil angeblich die National!-
sierungsmaßnahmen auf eigene Kosten nicht weit genug
durchgeführt werden können, ist man schnell bereit, in
den Ministerien dort oben im WasserkopfBerlin, den
der Herr Landeshauptmann ja als solchen bezeichnet
hat, Gelder herauszuquetschen, nicht für die armen
Bauern, sondern für die Großkapitalien, die inner¬
halb der Zentrumsfrattion ja die ausschlaggebende
Mehrheit haben und sie auch weidlichausnutzen. Aber

wenn es sich weiter darum handelt, die M.Gladbacher
Kapitalisten zur Deckung der Unkosten heranzuziehen,
die für die Niersrcgulicrung in ihrem unteren Lauf
verwandt werden sollen, ist sofort „nichts mehr zu
machen". Ich konnte schon im vorigen Jahre hier er¬
klären, daß die Abgeordneten, die es wagen würden, die
Interessen der werktätigen Bauern innerhalb der Zen¬
trumsfrattion zu vertreten, sich darauf gefaßt machen
müßten, daß sie bei einer Neuwahl bestimmt nicht
wieder aufgestellt werden, denn dann würden sie glatt¬
weg von den Großkapitalisten abgesägt. Die Groß-
lapitalisten finanzieren die Zentrumspresse, sie bezahlen
die Polizeipräsidenten, sie bezahlen den ganzen Ver-
dummungsapparat, der dazu da ist, ihre Wähler bei der
Stange zu halten. Ihre Wähler werden dann durch
die Presse, die von dem Gelde der Großlapitalistcn
finanziert ist, so aufgeklärt, daß Sie als Abgeordnete
von der politischen Bühne abtreten müssen. So wird
die ganze Sache gehandhabt. Sie werden auch weiter¬
hin versuchen,Ihren Wählern Sand in die Augen zu
streuen. Aber das wird nicht hindern, daß die Klein¬
bauern mit der Zeit erkennen, welches Spiel mit ihnen
getrieben wird.

Wir haben weiter verlangt, daß für die Vurslut-
verhältnissc an der Nicrs eine höhere Summe eingesetzt
wird, statt 125 »00 Mark 500 0N0 Mark, weil wir der
Auffassung sind, daß bei einem so großen Projekt für
125 000 Mark uoch nicht einmal die notwendigen Vor>
arbeiten geleistet werden können. (Glocke des Vorsitzen¬
den.) Wenn wir hier diese Summe verlangen, wissen
wir gleichzeitig auch, daß sie vorhanden ist. Ich frage
hier den Vertreter des Landesarbcitsamtcs, ob es stimmt,
daß 2 Millionen Mark aus der produktiven Grwerbs-
lusenfürsorge zur Verfügung stehen. Sollte das der
Fall sein, so beantragen wir, daß diese Snnnnc benutzt
wird, um die Arbeite« an der Nicrs zu finanzieren.

Zum Schluß will ich nur uoch erklären, daß wir
alles tun werden, um die arbeitenden Bauer«
dort oben aufzutliireu. Wir wcrdeu ihnen sagen, daß
sie nicht auf dieses Parlameutsspiel blicken sollen, son¬
dern daß sie ihren Führern auf die Finger sehe» solle»,
daß sie nur dann den Kampf gegen die Groß-
tapitalistcn im M.Gladbacher Gebiete
im Zentrum gewinnen tonnen, wenn s^
sich mit den Arbeitern Verbünden, wen»
sie dafür sorgen, daß die Großgrund¬
besitzer enteignet werden und die Arbei¬
ter ihre Betriebe in die Hand bekommen-
Dann wird auch das Geld dafür da se'N.
eine gründliche Reinigung der ^Ner
durchzuführen und die Kleinbanern f"
ihren Schaden zu entschädigen. (Bravo! ue
den Kommunisten.)

Stellvertretender Vorsitzender Gberlc: Da»
Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Jörg,

Abgeordneter Dr. Jörg: Meine Damen
Herren! Wenn je in einer Frage Großbauern und
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Kleinbauern einig waren, dann in der Frage der Niers
am linken Niederrhcin. Der Gegensatz Mischen Groß-
und Kleinbauern, wie er seitens meines Vorredners
vorgeführt worden ist, existiert dort absolut nicht, son¬
dern gerade in der Niersfrage herrscht eine Einigkeit,
wie man sie sich schöner nicht denkenkann.

Das Wort Niers ist ein Wort, das in diesem Hause
schon seit Jahren und Jahrzehnten nicht unbekannt ist.
Ich bedanre nur das eine, daß Wohl die wenigsten der
Abgeordneten die Niers aus eigener Anschauung
kennen. Mehr richtig! rechts.) Wenn ich boshaft sein
wollte, würde ich beantragen, daß wir heute nach¬
mittag, anstatt nach Duisburg zu fahren, an die Niers
fahren. Dann bin ich der festen Ueberzeugung, wenn
wir morgen über die Niers abstimmten, so würde das
Hohe Haus vom ersten bis zum letzten Abgeordneten
für unseren Antrag stimmen. (Abgeordneter Schroer,
Hochhalen: Sehr gut!)

Vorhin ist vom Herrn Abgeordneten Giclcn dar¬
auf hingewiesen worden, daß der Gesetzentwurfeinige
kleine Unstimmigkeiten bezüglich des Instanzenweges
habe. Das ist eine Frage, über die wir sehr wohl mit
uns reden lassen. Nicht darum handelt es sich, jetzt
die Sache mit kleinen Fragen zu vcrnnicken,sondern
die Hauptfrage ist, endlich ein Unrecht gutzumachen
oder wenigstens dafür zu sorgen, daß nicht weiteres
Unrecht geschieht,wie es seit Jahrzehnten geschehen
'st. OSehr richtig! rechts.)

Meine Damen und Herren! Einig waren wir uns
doch stets darin, daß hie Geschädigtenvor den Schädi¬
gern geschützt werden müssen. (Sehr gut!) Zweck des
Gesetzentwurfs soll fein, nicht nur die Landwirte, son¬
dern mich in sanitärer und hygienischerBeziehung die
so schwer geschädigteArbeiterschaft gegen all die Ge¬
fahren zn schützen, die die Verschmutzung der Niers
mit sich bringt. Um diesen Zweck sicherzustellen, muß
unter allen Umstanden dafür gesorgt werden, daß das
Stimmenverhältnis so ist, daß die Verschmntzer nie¬
mals die Geschädigtenunterkriegen können. Das scheint
auf den ersten Blick dadurch erreicht z« sein, daß —
ba müssen Sie nun die Paragraphen 7 und 11 des
Gesetzentwurfs zusammennehmen - für die Stndt-
aemeinden und die gewerblichenBetriebe bcstimmt ist,
daß sie nicht mehr als 40 Prozent der Stimmen m
der Generalversammlung haben dürfen. Meine Damen
und Herren! Auf den ersten Blick scheint es also so,
"Is ob hier bei den beiden Parteien, die einander
negenüberftehen: der Partei der Verschmutzer einerseits
und der Partei her Geschädigten anderseits, 40 Pro¬
zent der Stimmen auf der Seite der Verschmutzer
wären n»d 00 Prozent auf der Seite der Geschädigten.
^ nehme es keinem von Ihnen übel, wenn er ohne
weiteres dieser Ansicht ist. Sie müssen auch zu der Nn-
Wl't kommen,wenn Sie die wirtlichen Verhältnisse
N'cht näher kennen.
«Darauf darf ich aber wohl mit einigen kurzen
Porten näher eingehen. Tatsacheist folgendes: Wenn
^ mir die Zusammensetzung der Vollversammlung

näher ansehe, so haben unter den 60 Prozent Stimmen
die Landgemeinden uud die Landkreise so und soviel
Stimmen, dazu die Genossenschaften. Meine Damen
und Herren! Landkreiseund Landgemeinden sind aber
in leiner Weise direkt in die Partei der Geschädigten
zu rechnen, sondern auch unter den Landgemeinden
sind eine ganze Reihe, die unter die Partei der Ver¬
schmutzerzu rechnen sind. (Sehr gut! rechts.) Ich
bleibe zunächst bei den Kreisen. Der Kreis Greven¬
broich wird durch die Niers nur in feinem nördlichsten
Teil bei der Gemeinde Wickrath berührt. Geschädigt
wird die Oandwirtschaft gar nicht, denn gerade beim
Austritt der Niers aus dein Kreise Grevenbroich in
den Kreis M.Gladbach fängt die Verschmutzung erst
nn, und die ersten Verschmntzer sind die Fa¬
briten von Wickrath uud Hochneutirch, zweier Ge¬
meinden im Kreise Grevenbroich, die in diesem Falle
nicht zu der Partei der Geschädigten,sondern zu der
Partei der Verschmntzer zu rechnen sind. (Sehr
richtig!) Was meinen eigenen Kreis anlangt, so be¬
finde ich mich als Landrat des Kreises Gladbach in
der Niersfrage in einer eigenen Situation. Ich habe
die Gemeinde Giesenkirchen,die durch die sogenannte
Alte Niers ihren Schmutz aus den Fabriken zur Niers
führt. Landwirtschaftlich geschädigtwird in der Ge¬
meinde «Giesenkirchen lein Morgen Land. Aber der
ganze Dreck wird in die Niers hinuntergeführt und
kommt nachher in den folgenden Gemeinden in einer
Schädigung zum Ausdruck. Die Dinge liegen sogar
so, daß Gemeinden gleichzeitig nach zwei Seiten in
Anspruch genommen werden. Ich nenne Neersen. Auf
der einen Seite kolossale Schädigungen durch die Niers
und auf der anderen Seite durch die Velvetfabrik aber
auch Wieder eine Verschmutzung. Gehe ich so in den
Kreis Kempen weiter, so ist die Sache genau dieselbe.
Wenn ich mir dann zahlenmäßig nach den wirklichen
Verhältnissen die Sache ausrechn«, dann komme ich
der ich für mich Wohl in Anspruch nehmen darf,
die Verhältnisse der Niers einigermaßen zu kennen,zu
dem Resultat, daß nicht 40:60 das Stimmenverhältnis
ist, sondern daß es entweder 49:51 oder 50:5,0 oder
51:49 ist. Jedenfalls steht nach den Bestimmungen,
wie sie seht im 8 7 <in Verbindung mit dem ß 11 des
Entwurfs enthalten sind, die Sache auf des Messers
Schneide, nnd eine Gewähr für den Schuh der Ge¬
schädigten!ist damit in deiner Weise gegeben.

Es kommt noch folgendes hinzu. Ich will hier gar
nicht eingehen auf die Kreise Krefeld und Mors. Ich
will Sie mit allen weiteren Einzelheiten nicht behelli¬
gen. Ich will nur auf das eine noch hinweisen: Wie
Sie ans den Presseberichten Wohl wissen, steht am
linken Niederrhein eine neue Kreiseinteilung bevor,
jedenfalls eine Verwattuna.Kreform. Die neue Um¬
grenzung der Verwaltungsbezirke wird nicht etwa vor
der Umgrenzung der Kreisgrenzen Halt machen; es
wird auch eine neue Umgrenzung der Bürgermeisterei-
und Gemeindegrenzen stattfinden. Was da heraus¬
kommt, können wir im Augenblickabsolut nicht übep-
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sehen. Aber das eine 'ist richtig: Der Gesetzentwurf in
der Form, wie er hier vorliegt, gibt in leiner Weise
eine Gewähr dafür, das; das, was der Gesetzentwurf
bezweckensoll, auch wirklich dadurch erreicht wirb.

Wenn Sie sich den Antrag der Zentrumsfraktion
näher ansehen, dann werden Sie finden, daß er längst
nicht so weit geht, wie 'der Antrag der kommunistischen
Fraktion. Wir wollen in keiner Weise die Partei der
Verschmutzer, um einmal den in diesemHause üblichen
Ausdruck zu gebrauchen, irgendwie terrorisieren oder
Diktatur darüber ausüben. Im Gegenbeil,wir hoffen
in ehrlicher gegenseitiger Verständigung mit der prak¬
tischen Durchführung durchaus einig werden zu können.
Auf der anderen Seiire aber müssen wir dann auch die
nötigen Grundlagen haben, nm das anch fertig zn
bringen. So wie es seht geht, kann es unmöglich
weitergehen. Rund 50 Jahre beschäftigt sich der Pro-
vinzinllandtag bereits mit der Niers, und um nichts
ist es besser 'geworden, sondern von Jahr zu Jahr
stinkt die Niers mehr zum Himmel.

Meine Damen und Herren! Viner der besten Kenner
unserer Niersverhältnisse, 'der anerkannt tüchtige Volks¬
wirtschaftler Dr. Altkcmpcr, hat bor gar nicht langer
Zeit einmal gemeint: Auf den Niersflächen wird man
in Bälde auf einer Tafel die Inschrift anbringen
können: „Nmnlbu5 äebent et neinin! Lnlvunl". Ich über¬
setze dies frei: „Den Nuckel voll Schulden, reif für die
Zwangsversteigerung." Das ist die Situation, wie
sie durch die heutigen Verhältnisse für die Landwirt¬
schaft an der Niers geschaffenist.

Was die Arbeiterschaft angeht (Zuruf des Abgeord¬
neten Nohl: Sie können ja gar nicht im Namen der
Arbeiter sprechen, dazu haben Sie kein Recht!) — Herr
Abgeordneter NM, mit Ihnen brauche ich mich in
dieser Sache wohl nicht auf eine Auseinandersetzung
einzulassen. — Ich sage: Was die Arbeiterschaft an¬
geht, so will ich nur darauf hinweisen, daß Nirgendwo
im Regierungsbezirk Düsseldorf Tuberkulose, 'Säug¬
lingssterblichkeit, Nervenkrankheiten und Thphus so
sehr verbreitet sind wie gerade an der Niers, nach fach¬
ärztlicher, amtlicher Feststellung begründet durch die
Wasserstoffgiftgase,die gerade aus der Niers heraus¬
kommen. (Glocke des Vorsitzenden.)

Wenn der Zweck, den wir seit Jahr und Tag im
Provinziallandtag verfolgen, endlich einmal Remedur
an der Niers zu schaffen, erreicht werden soll, dann
darf der Gesetzentwurfhier von diesem Hause Nicht so
verabschiedet werden, wie der Regierungsentwurf
lautet, sondern dann muß die Garantie gegebenwerden,
daß die Geschädigtenauch wirklichgeschützt sind.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Klövekorn.

Abgeordneter Klövekorn: Meine Damen und
Herren! Wir von der Arbeitsgemeinschaft stimmen
dem Antrage des V. Fachausschusseszu, weil wir der
Meinung sind, daß nur so die unglaublichen Zustände
an der Niers ein Ende finden. Welch große Werte
durch den jetzigen Zustand der Niers verloren gehen,

dürften Sie mit meinem Vorredner erkannt haben.
Zehntausende Morgen hochwertigen Ackerlandesliegen
brach oder sind im Werte stark herabgemindert worden.
Infolge des jetzigenZustandes liegt im Kreise Geldern
allein ein Areal in der Größe von 50 Bauernhöfen zu
je 100 Morgen brach. Dazu kommen noch die anderen
nachteiligen Folgen durch die giftigen Ausdünstungen
der Niers. Die Niers, dieser ehemals klare, fischreiche
Fluß, ist heutzutage eben nichts anderes als eine lang¬
gestreckteKloake, auf der der Deckel fehlt. Darum
schauen hentc taufende Bewohner des Niederrheins auf
uns und erwarten den Anfang einer einschneidenden
Aenderung des jetzigen Zustandes. Wir glauben, daß
das nur durch das vorliegende Niersgesetzmit den Ab¬
änderungen der Drucksache 100 möglich ist. Wir wissen,
daß die Verschmutzer aus Furcht vor den Lasten die
Ausführung notwendiger Anlagen danach nicht ver¬
hindern können, anderseits aber auch keine unbedingte
Ma^orisierung derjenigen möglich ist, welche die Lasten
in der Hauptsache aufbringen müssen, wie das mein
Herr Vorredner schon erläutert hat. Wir werden des¬
halb dem Antrage des V. Fachausschusseszustimmen.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Die Aus¬
sprache ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Ober¬
dörster.

Abgeordneter Oberdörster : Für den Fall, daß
die von uns gestellten Anträge zur Aenderung des
Niersgesetzcsabgelehnt werden, werden Wir, mit Aus¬
nahme der zu 8 13 beantragten Aenderung des An¬
trages der Zentrumsfraktion, der Drucksache100 zu¬
stimmen. Ich möchte deshalb bitten, eine getrennte
Abstimmung der Drucksache100 in der Weise vorzu¬
nehmen, daß über die Aenderung des § 13 besonders
abgestimmt wird.

Stellvertretender VorsitzenderGbcrle: Ich hatte
die Absicht, ähnlich zu Versahren, wie Sie es wünschen,
und zwar gedenkeich, so zu Versahren:

Soweit ich die Sachlage habe überblicken können, ist
der Antrag der Zentrumsfraktion von dem Fach¬
ausschuß aufgegriffen und zu dem seinigen gemacht
worden. (Sehr richtig! rechts.) Das sind die Ab¬
änderungen, die der Fachausschußzu dem Antrage des
Provinzialausschusses gewünscht hat. Ich werde also
zunächst über den Schlußsatz des Antrages des Fach¬
ausschusses auf DrucksacheIM abstimmen lassen, der
besagt: „Die beiden Anträge der KPD. wolle der Pro¬
vinziallandtag ablehnen." Dann werde ich über den
8 13 abstimmen lassen und dann über den Antrag des
Fachausschusses. Dann kommen Sie Wohl zu Ihrem
Recht. (Zuruf des Abgeordneten Oberdörster: Aber
vor dem Antrag 100 über unsere weitergehenden An¬
träge abstimmen lassen!) Ueber den Antrag 100 werde
ich nicht abstimmen lassen; er hat ja in dem Antrage
des FachausschussesAufnahme gefunden. Ich glaube,
'die Damen und Herren haben wohl verstanden, wie
ich die Abstimmung vornehmen will.



73. Rheinischer Provinziallandtag, 5. Sitzung am 6. April 1927. I?I

Ich bitte also diejenigen, die die beiden Anträge der
kommunistischenFraktion auf Drucksache80 und 81
annehmen wollen, sich zu erheben. — Das ist die
Minderheit.

Dann bitte ich diejenigen, die die Abänderung zu
s 13, Ziffer 4 (Zuruf des Abgeordneten Obeckörster:
Ziffer 5! Zuruf des Abgeordneten Hanck: Ziffer 5 ist
genieint!) — also zu Ziffer 5 —, in dem Antrage des
Fachausschusses auf Drucksache 128 streichen wollen, sich
zu erheben. — Das ist die Minderheit.

Dann lasse ich jetzt über den Antrag des Fach¬
ausschusses auf Drucksache128 abstimmen und bitte
diejenigen, die diesem Antrage zustimmen wollen, sich
zu erheben. — Ich darf Wohl die einstimmige Annähn«
des Antrages feststellen.

Zu Punkt 9 wird vom Fachausschuß V zu 2 un¬
veränderte Annahme beantragt. Dann ist ein Zusatz-
awtrag der KPD.-Fraktion auf Bewilligung von je
5,00 000 Mark seitens des Staates und der Provinz
gestellt. Ich werde zunächst über diesen Zusatzantrag
abstimmen lassen. Ich bitte diejenigen, die diesem
Iufatzantrag der KPD. zustimmen wollen, sich zu er¬
heben. — Das ist die Minderheit.

Ich bitte diejenigen, die nun gemäß dein Beschluß
des Fachausschusses die unveränderte Annahme des
Antrages des Provinzialausschusfes beschließen wollen,
sich von den Plätzen zu erheben. — Das ist die Mehr¬
heit. Es ist so beschlossen.

Punkt IN: Autrag des V. uud I. Fach¬
ausschusses zu dem Antrag der Arbeits¬
gemeinschaft, betreffen>d Bereitstellung
von 30 000 Mark zur Ermöglichn»« der
Ansiedlung rheinischer Vauerusöhue in
°en Ostprovinzen.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Sted-
"an. Ich erteile ihm das Wort.

Abgeordneter von Stedman: Meine Damen
und Herren! In weiten Kreisen ider rheinischenLand¬
wirtschaft wird es mit Freuden begrüßt werden, wenn
wir Söhnen rheinischer Landwirte es ermöglichen,an das
SieAungswerk außerhalb der Provinz heranzugehen,
^enn ein Vater seinen Sohn mit einem bescheidenen
Kapital ausrüsten will, so ist ihm dies in der heutigen
Ait bloß ,dann möglich, wenn er auf seinein eigenen
Grund und Boden eine Hypothekaufnehmen kann. Bei
den heutigen Zinssätzen für Hypotheken ist es natur-
Nemäß unmöglich, ein solches Werk zu unternehmen.
Narum ist der Borschlag gemacht worden, daß aus
-lirovinzmititeln diese Hypotheken verbilligt wecken
sollen.
^.. ^ ist zunächst ein Versuch,der Ihnen vorgeschlagen
A'"d. Wir wollen hoffen, daß dieser Versuch zum
^utcn ausschlagen wird. Weil es aber ein Versuch ist,
At sich heute ein bestimmter, fester Betrag in den
T^at noch nicht einsetzen. Darum ist die Vorlage in
^r vorliegenden Form gemacht worden, die dem
Landeshauptmann bzw. der Provinzialverwaltung die

Möglichkeiten offen läßt, wie weit man in ber Be¬
ziehung gehen Will.

Der V. Fachausschußempfiehlt die Vorlage so, wie
sie Ihnen gemacht ist, znr Annahme.

Stellvertretender VorsitzenderEber I e: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Oberdörster.

Abgeordneter Oberdörster: Wir haben uns
seit Jahren um eine umfassendeSiedlungspulitik im
Osten sowohl ini Staate wie im Reich gekümmert. Aber
bisher kann von einer wirklichenGiedlungspolitik im
Osten des Reichesnicht geredet werden.

Wenn schon nach dem Bericht des Herrn von Sted¬
man die einzige Möglichkeit darin besteht, daß die
Bauern ihren Söhnen durch die Aufnahme einer
Hypothek das Grundkapital zu einer Ansiedlung geben,
so mag das insoweit richtig sein, als die Bauern über
soviel verfügen, daß sie eine Hypothek oder ein Dar¬
lehen auf ihren Besitz aufnehmen können. Darauf ist
der Antrag zur Unterstützung rheinischerBauernsühne
im Osten Deutschlands zugeschnitten,und abgestimmt.
Vs ist ganz selbstverständlich, !daß wir uns mit dieser
Begrenzung in keinem Falle einverstanden erklären
können. Vs muß uicht nur dem Bauernsohn die Mög¬
lichkeit der Ansiedlung gegeben sein, sondern darüber
hinaus hat auch der Landarbeiter ein, Recht, sich auf
her eigenen Scholle anzusiedeln. Aber die Interessen
der Landarbeiter interessieren natürlich die Herren von
der Arbeitsgemeinschaftin keinem Falle. (5s gibt auch
noch andere Volkskreise,die sich gerne ansiedeln möch¬
ten, wenn ihnen das nötige Kapital in irgendeiner
Form zur Verfügung steht. Aber für diese .Kreise hat
man anscheinendkein Geld, um ihnen zu einem erträg¬
lichen Zinssatz das erforderliche Kapital zu gewähren.

Wir sind also nicht gegen die Ansiedlung rheinischer
Nauernsöhnc im Osten, müssen uns aber dagegen
inenden, daß hier eine Maßnahme getroffen werden
soll, die lediglich eine Bevorzugung eines ganz be¬
stimmten Kreises ist, und zwar eines Kreises, der nicht
-mittellos in der Welt steht, sondern immerhin noch
über etwas verfügt. Diese Kreise, für bie hier eine
Zinsverbilligung gefordert wird, sind viel eher aus
eigener Kraft zur Aufbringung der Mittel in ber Lage
als andere, die es auch gerne möchten, deren Eltern
aber über nichts verfügen als vielleichtüber Hunger.
Aus dein Grunde müssen wir in erster Linie fordern,
daß, wenn Mittel bereitgestelltwerden, wir dann biese
Mittel zur Zinsverbilligung für solche Ansiedler be¬
reitstellen, die nicht über eigenes Kapital verfügen.

Bei dieser Gelegenheit möchten wir auch noch kurz
darauf hinweisen, daß natürlich hier auch wieder sehr
beutlich sich zeigt, daß der heutige Wucherzins, der
doch weiter nichts ist als ein mühelosesGinkommen für
diejenigen, die über große Kapitalien verfügen, ein
Hemmnis der gesamten Volkswirtschaft ist. Wir haben
natürlich lein Interesse daran, «den Kreisen, die diese
Wirtschaft ausrecht erhalten und diese ganze Politik
vertreten und verteidigen, in irgendeiner Form eine
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Liebesgabe zukommenzu lassen. Wir werden aus diesem
Grunde dem Anfrage in dieser Form nicht zustimmen,
sondern verlangen, daß in erster Linie solchen die An-
siedlung möglich gemacht wird, 'die nicht über ein be¬
stimmtes Ginkommen verfügen, aber auch den Wunsch
haben, auf diesem Gebiete zu einer selbständigen
Existenz zu gelangen.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren!
Den Ausführungen meines Vorredners, des Abgeord¬
neten Oberdörster, idaß man die Ansiedlungsmöglichkeit
nicht nur für rheinische Bauernsöhne, sondern auch für
Landarbeiter schaffensoll, stimme ich zu und stelle den
Antrag, daß hinter „Bauernsühne"die zwei Worte „und
Landarbeiter" gesetzt werden, so daß es heißt: „Der
Provinzialausschuß möge die Frage der Ansiedluug
rheinischer Bauern söhne und Landarbeiter im
Osten, Südosten usw. prüfen." Ich bin der Meinung,
das ist berechtigt. Man kann nicht Menschen dort
ansiedeln, die von 'der Landwirtschaft überhaupt kein
Verständnis haben. Das wäre eine durchaus falsche
Siedlungspolitik. Wenn wir auch in der Rheinprovinz
die Nandavbeiter nicht in so reicher Zahl wie im Osten
haben, weil hier nicht die großen Güter wie im Osten
sind, so können doch auch vereinzelte Landarbeiter vor¬
handen sein, die ebenfalls angesiedelt werden möchten.

Sie wissen, daß meine Partei im Preußischen Land¬
tag und auch im Reichstage der Siedluugsfragc ganz
besondereAufmerksamkeitgewidmet hat. Ich erinnere
nur an die großen Auseinandersetzungen, die sich in
den letzten Monaten zwischender Preußischen Regie¬
rung und der Reichsregierung über die Giedlungsfiage
abgespielt haben.

Aber was ich an dem Antrage des Fachausschusses
nicht so ohne weiteres uneingeschränkt hinnehmen
kann, das ist der Schlußsah, wo gesagt wird: Soweit
die Mittel, die notwendig sind, nicht aus dem einzelnen
Haushaltsplan heraus gedeckt werden können, sollen sie
auf die entsprechendenTitel des nächsten Jahres über¬
nommen werden. Man rechnet also mit einer Ueber-
schreitung des Haushaltsplans für dieses Jahr in ein¬
zelnen Titeln und sagt: Sollte das eintreten, dann
sollen diese Ausgaben anf das nächste Jahr über¬
nommen werden. Demgegenüber möchte ich einmal
kurz auf die Debatte verweisen,die wir im Provinzinl-
ansschuß darüber gehabt haben, daß nnter keinen Um¬
ständen mehr, als jetzt im Etat steht, bewilligt werden
soll. Bei einigen sozialdemokratischcnAnträgen hat
sich 'im Probinzialausschuß eine große Debatte darüber
entsponnen, wo das Geld hergenommen werden solle;
man sagte: Das steht nicht im (5tat und könne nirgend¬
wo hergenommen werden; die Provinzialumlage zu
erhöhen, sei unmöglich. Hier iu diesem Falle sagt man
mit einer großen Geste: Na, dann nehmen wir es auf
den nächsten Gtat. Das ist nach meiner Meinung nicht
logisch. Dagegen muß ich mich wenden, weil ich das
Empfinden habe, als wenn man mit zweierlei Maß

messen würde, je nachdem, von wo die Anträge
kommen. Das ist ein großes Unrecht.

Dann habe ich aber noch eine Bemerkung, die ich
mir nicht ersparen kann. Gs heißt in diesem llrnntrag
von Stedman, Wesenseld usw., Nicht in dem Antrage
des Ausschusses,daß der Wunsch bestehe,uud daß die
rheinischen Bauern söhne freudig bereit
seien, 'im Osten slch ansiedeln zu lassen.
Ich möchte bei dieser Gelegenheit auf eins hinweisen.
Als lm vergangenen Jahre die große Winzernotdebatte
im Deutschen, Reichstage war und mein Parteifreund
Hilferding ausführte, daß man den Kleinwinzern nicht
mit Unterstützungen helfen tonne, sondern daß eine
Umsiedlung erfolgen müsse, hat man im ganzen Rhein¬
land von der Mosel bis zur Nahe, vom Rhein bis zur
Ruwer immer wieder gesagt: Seht, die 'Sozialdemo¬
kraten, die wollen die Winzer von 'ihrer Scholle ver¬
treiben, sie wollen sie umsiedeln usw. Das kann man
den Leuten doch Nicht zumuten. Und setzt konstatiert
die Deutschnationale Partei, daß die Bauernsöhne des
Rheinlandes freudig nach dem Osten gehen würden.
(Abgeordneter Gerlach: Hört, hört!) Das sind Wider-
sprmhe, die einmal dargestellt werden müssen, um zu
zeigen, daß man verstehen kann, daß man da, wo eine
GMenzmöglichkeit nicht mehr vorhanden ist, an Um¬
siedlung denken muß.

Man muß also beim Gtat bezüglichUeberschreitun-
gen, aber auch in der Sache selbst, ob es sich um
W'inzersöhne oder nm Vauernsöhue handelt, vor allen
Dingen mit gleiche», Maß messen. Das hat man aber
hier, meiner Ueberzeugung nach, nicht getan.

Stellvertretender Nursitzender Gberle : Das Wort
hat der Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine Damen
und Herren! Was den Wunsch des Herrn Vorredners
angeht, in den Antrag hinter „Bauernsöhuc" die Worte
„und Landarbeiter" zuzusetzen,so glaube ich, daß da¬
gegen wohl keine Ginwendungen zu erheben sind.

Dann die etatsrechtlichen Bedenken, die ja dem
Herrn Vorredner außerordentlich ernst zn sein scheine».
Der Antrag ist gerade deshalb so gefaßt »norden, wie
es geschehen ist, um etatsrechtbichgerechtfertigt zu sein,
weil dadurch der diesjährige Haushaltsplan ja nicht
belastet wird. Praktisch wird sich die «Sache folgender¬
maßen gestalten. Man tonnte sich vielleicht denken,
daß im Laufe dieses Jahres — eine solche Angelegen¬
heit erfordert ja immer längere Beihandlungen und
Vorbereitungen — vielleicht in fünf Fällen eine solche
Ansiedlung zustande käme und daß es sich in jedem
Falle darum handeln würde, für das in Betracht loui-
mende Kapital von je 10 000 Mark, also insgesamt für
5.0 000 Mark, eine Iinsverbilligung von ü Prozent zu
gewähren. Das wäre ein Iahresbetrag von 15»U Mark.
Ls wäre also 'in Wirklichkeit eine Belastung «ou
750 Mark. Nun ist torrekterweise beschlossen worden,
diese 750 Mark auf den Haushaltsplan des nächsten
Jahres zu übernehmen. Demgegenüber möchte ich dar-
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auf hinweisen, daß wir heute morgen noch einen An¬
trag der Soz,ialdemokrat'ischenPartei vorgehabt haben,
jetzt schon zu beschließen,einen Netrag von 100 000
Mark zur Zinsverbilligung von Darlehen in den
Haushaltsplan des nächsten Jahres zu übernehmen.
Gürt, hört! rechts. Zuruf des Abgeordneten Haas:
In den nächste» Haushaltsplan einzustellen!) Um
genau dasselbe handelt es sich auch hier. In den
nächsten 'Haushaltsplan wird der größere Gesamtbetrag
für die Sache eingestellt,und aus diesem Betrage sollen
dann auch die 750 Mark, die möglicherweisein diesem
Jähre entstehen,eutuommen werden.

Was nun die Frage angeht, warum nicht in der¬
selben Weise auch die Winzersühne begeistert nach dem
Osten gehen würden, so glaube ich, soweit ich die Sache
beurteilen kann, wird Wohl die Schwierigkeit darin
liegen, daß es kaum möglich sein wird, sie im Osten
lihrem Beruf zu erhalten, und thuen im Osten Wein¬
berge und Weingüter zur Verfügung zu stellen. So¬
viel mir bekannt ist, ist das nicht möglich. (Zuruf des
AbgeordnetenMarx: Das sind ja meistenteilsBauern!)
Deshalb werden vielleicht Winzersöhne nicht so gern
nach dem Osten gehen wie Bauernsöhne, die in der¬
selben Weise 'beschäftigtbleiben. Wie sie es bisher ge¬
wesen sind.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter von Stedman.

Abgeordneter von Stedman: Meine Damen
und Herren! Ich spreche jetzt nicht als Berichterstatter.

Der Herr Landeshauptmann hat eben ausgeführt,
°nß die finanzielle Seite der Sache doch lediglich
W zu beurteilen ist, daß wir überhaupt etwas für
ü>e gedachten Zwecke zur Verfügung haben wollen.
","1 bin auch überzeugt, daß die Verhandlungeu, bis
es zu solchen Anfiedlungen kommt, soviel Zeit in An¬
spruch nehmen, daß es sich nur um ganz wenige Fälle
«wdeln wird. Wir stehen aber auch seitens dcrLand-
wlvtschaslauf den, Standpunkt, daß ein Unterschied
««r uNst gemacht werden soll. Wenn Sie den Ur-
antrag sich durchlesen wollen, so ist in dem Urantruge
auch Uoß uonSiedlern die Rede und nicht von'Banern-
^hnen. Der Antrag fängt ausdrücklich an mit dein

"rt „Siedler", Herr Hans, wenn Sie vielleicht nach-< " —..»,»,>.»,, ,H^ll H^u«», >l"-<»" ">»-">^"^"^—^

^"wollen: „In weiten ländlichen Kreisen besteht
""Wunsch, tüchtige rheinischeSiedler nach dem Osten
"Nd Güdosten unseres Vaterlandes zu verpflanzen."
^uruf des Abgeordneten Haas: Am Schluß steht
"lyeinische Bauernsöhne"!) Das ist richtig. In gar
,/'" Aunn ist jemals daran gedacht worden, einen

merschted zu machen zwischen Bauernsöhueu, Winzer-
>«ynen «der sonstigen Siedlern. Bloß eins ist Vor¬
aussetzung - das hat Herr Haas ja auch selbst be-
sckl,^' ^ Leute müssen etwas von der Landwirt-
l "<M verstehen. Es wäre der größte Fehler, den man
w!^ k°'""te, jemand anzusiedeln,der von der Land¬
ab',^ nichts versteht. Von zweierlei Maß kann
wirk "^ Nede sein. Ich glaube, daß es Praktischsein

""< wiche Fälle daraufhin zu Prüfen und diese

Prüfung der Landwirtschaftskammer zu übertrage»,
ob die Antragsteller auch geeignet sind, solche Sied¬
lungen auszuführen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Ich möchte noch einige Be¬
merkungen machen.

'Erstens einmal habe ich schon durch Zuruf bemerkt,
daß es im Urantrag heißt: „Freudig würdeu rheinische
Bauernsöhne usw."

Dann möchte tch dem Herrn Landeshauptmann
sagen: Es ist doch ein Unterschied,ob ein Antrag an¬
genommenwird, der lautet, daß mau im nächsten Jahre
in den Haushaltsplau 100 000 Mari für den und deu
Zweck einsetzen soll, als wenn man sagt, daß, wenn
eine Überschreitung vorkommt, sie dann aus das
nächste Jahr übernommen werden soll. Herr Landes¬
hauptmann, ich tenne ja diese Art der Diskussion.
(Zuruf rechts: Aus eigener Erfahrung!) Ich möchte
keinen harten Ausdruck gebrauchen. Aber sie grenzt
doch an das, was man eigentlich von der Leitung der
Verwaltung nicht erwarten sollte. Wenn das hier die
Abgeordneten schon einmal machen, dann ist das so
eine parlamentarische Routine, die sich der eine oder
andere angewöhnt hat. Aber es sieht doch ganz anders
aus, wenn es von oben geschieht.

AehNlichRegen die Dinge mit den Winzersühnen,
den Bauernsühnen und mit den Weinbergen im Osten.
Es wird tein Mensch verlangt haben, auch der Vults-
wirtschaftler Dr. Hilferding von den Sozialdemokraten
nicht, daß man im Osten den Winzersühnen Weinberge
zur Verfügung stellt. Wer aber die Mosel kennt, wer
die Rahe kennt und wer unsere kleinen Winzer kennt,
weiß, daß die meisten kleinen Winzer auch etwas von
landwirtschaftlichenDingen verstehen. (Abgeordneter
'Gerlach: Sehr richtig!) Also man braucht ihnen nicht
erst Weinberge nach dem Osten zu tragen, 'sondern man
könnte sie meiner Ueberzeugung nach auch in der Land¬
wirtschaft ansiedeln. Also auch dieser Vergleich klingt
sthr schön und auch recht humoristisch; aber ich bin
doch der Meinung, daß er nicht korrekt und nicht richtig
ist. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Kaiser: Sie stehen
noch nicht genug in der Landwirtschaft drin!)

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Die Aus¬
sprache tst geschlossen.Wir kommenzur Abstimmung.

Es ist beantragt worden — ich glaube, von der
kommunistischenFraktion <Zuruf des Abgeordueteu
Haas: Nein, ich habe es beantragt!) —, hinter dem
Wort „Bauernsöhne" einzuschalten„und Landarbeiter".
Gegen diesen Autrag des Herrn Abgeordneten Haas
habe 'ich einen WiderspruchNicht gehört. Ich darf Wohl
annehmen, daß Sie mit der Einfügung dieser beiden
Worte einverstanden sind.

Da sonst auch gegen den Antrag Widerspruch nicht
erhoben worden ist, darf ich gleichzeitigfeststellen,daß
Sie mit dieser Abänderung dem Antrage des Fach¬
ausschusseszugestimmt haben. (Zustimmung. Zuruf
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des Abgeordneten Floßdorf: Gs ist bei dieser 'Formu¬
lierung zu befürchten, daß nachher diese Laudarbeiter
als Landarbeiter dort eingestellt werden! Zuruf: Nein,
als Kleinsiedler! Zuruf des Abgeordneten Haas: Es
heißt: „zu Ansiedlern"!) Darüber kann lein Zweifel
bestehen,daß es Ansiedler sein sollen.

Ich stelle fest, daß Sie mit dieser Abänderung dem
Antrage der beiden Fachausschüssezugestimmt haben.

Wir kommen nun zu den Punkten 11, 12,
13 und 11.

Die dazu vorliegenden Wortmeldungen sind sämt¬
lich zurückgezogen. Wenn die Herren Berichterstatter
ebenfalls auf das Wort verzichten, tonnte ich die An¬
nahme der 'dazu gestellte!:Anträge der Fachausschüsse
feststellen.— Erhebt sich hiergegen Widerspruch? —
Das ist nicht der Fall. Dann sind damit bie Punkte 11
bis 14 erledigt.

Weiter sind die Punkte 15 und 16 bereits erledigt.
Wir kommen nun zu

Punkt 17: Antrag des I. Fachausschusses
zu der Entschließuug der Zentrums-
frattion, betreffend den baldigen Ab¬
schluß der Reform der rheinischen Land¬
gemeindeordnung.

Berichterstatter hierzu äst Herr Abgeordneter Gür-
linger; Ich erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Gör langer: Meine Damen und
Herren! Der Fachausschuß I schlägt Ihnen vor, dem
Antrage der Sozialbemokraten gerecht zu werden und
im ersten Satz in der zweiten Zeile hinter dem Wort
„rheinischen"einzusetzen„Städte und" und in der vor¬
letzten Zeile des letzten Satzes einzusetzen,„Gemeinden,
Bürgermeistereien und Landkreisen". Es soll durch die
erste Aenderung erreicht werden, baß es bann heißt,
daß der Provinziallandtag eine baldige Reform der
veralteten Städte- und Landgemeinbeordnnnll er¬
wartet. Durch die zweite Aenderung soll gesagt werden,
daß auch eine Verbesserung in der Verwaltung durch
Zusammenlegung von Landkreisen erreicht werden soll.

Wir bitten Sie, diesem einstimmigen Beschluß des
FachausschussesIhre Zustimmung zu geben.

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Haas:

Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren!
Gestern hat der Verfassungsausschuß des Preußische,!
Landtages der Landgemeiudeordnung in zweiter Lesung
zugestimmt, und nach Ostern wird sich das Plenum in
zweiter Lesung mit der Landgemeindeordnung befassen.
Damit treten natürlich auch die entsprechendenAende¬
rungen für die rheinische Landgemeindeordnung in
Kraft.

Ich begrüße den Antrag der rheinischenZentrums-
fraltion zur Landgemeindeordnung aus den verschie¬
densten Gründen. Erstens einmal, weil wir Sozial¬
demokraten im Preußischen Landtage sowohl im
Plenum als auch im 21er-Ausschuß,dessen Vorsitzender

ich bin, den stärksten Kampf um die Vürgermeisterei-
bersassung gekämpft haben. Wir haben uns stets auf
ben Standpunkt gestellt, das Bürnermeistersystem
nicht allein im Rheinland und in Westfalen zn er¬
halten, sondern darüber hinaus auf ganz Preußen
auszudehnen. In der ursprünglichen Regierungs¬
vorlage stand auch, baß das Bürgermeistcrsvstem auf
ganz Preußen ausgedehnt werden sollte. Es ist baun
aber bnrch die Rechtsparteien, die ja im Osten am
stärksten sind, immer Wieder gesagt worden: Das
Vürgermeistersystem sowie das Amtmännersvstem, wie
man es in Westfalen hat, was ja ein und dasselbe ist,
ist nicht auf den Osten zu übertragen. Man hat es
scharf bekämpft, ganz besonders deshalb, weil man den
besoldeten Beamten nicht an der Spitze der Kommunal¬
verwaltung haben wollte, sondern in erster Linie
Ehrenamtmänner, Ehrenbürgermeister und Ehren¬
gemeindevorsteher.

Nun ist typisch, baß das, was hier der Zcntrums-
antrag llusspricht, baß das bewährte Bürgermcistrr-
shstem mit der hauptamtlichen Verwaltnngsleitung er¬
halten bleiben soll, tatsächlich im Preußischen Landtag
im letzten Jahre am stärksten von dem Führer der
Zentrumspartei bekämpft worden ist. Vs ist kein an¬
derer als ber Zentrumsabgeordnete Herold; und das
ist das Bedauerliche. Ich habe die kommunalpolitische
Vereinigung des Zentrums im Rheinlande bnrch Ab¬
geordnete, bie mir nahestehen, geradezu gebeten, man
möge 'doch biesem ungeheuren Vorstoß, den der Zen-
trumsführer Herold mit seinein Anhang im Preußi¬
schen Landtage gegeu das System führe, abwehren.

Wir haben heute im 8 1U8 der Landgemuinde-
urdnung nach der neuen Vorlage stehen: „Der Bür¬
germeister ist in der Regel als Ehren -
bürgermeister zu bestellen. Auch die
Beigeordneten sind in der Regel ehren-
amtl i ch zu be st e l I e n." Dann heißt es unter 2:
„Im 'Falle eines besonderenBedürfnisses können durch
Bürgermcistcreibeschlnß eiuzelue der in Absatz 2 ge¬
nannten Stellen als besoldete eingerichtet werden."
Das alles ist unter starker Führung des Abgeordneten
Herold hineingekommen. Er hat Mir gestern nochmals
Wieder nach der Ausschußsitzunggesagt: „Jawohl, ich
kämpfe für die Un besoldeten, ich kämpfe
für die Ehrenbürgermeister und Ehren¬
amtmänner, denn mit diesem Shstem,
Wie es in Westfalen und im Rheinlande
ist, muß aufgeräumt werde n."

Ich bi» der Meinung, dieser Autrag und die Taten
Herolds sind starke Widersprüche. Ich „lochte bringend
«das rheinische Zentrum bitten, daß es — es ist »'""
Zeit, wir kommenerst nach Ostern zur zweiten Lesung
und dann kommt Wochen hinterher die dritte Lesung
eine,: Weg findet, um Herold zurückzurufen.Wir haben
als Socialdemokraten stets gesagt, baß die rhein'iM
Städte- und Landgemeindeordnung uus nicht in alle'
Teilen, besonders Nicht bezüglich der Leitung gwu"-
Wir haben stets gesagt, daß wir an der starten auto-
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kratischen Stellung des Oberbürgermeisters i-u den
Städten in vieleu Fällen Aenderungen haben wollen
u.nd haben auch entsprechendeAnträge gestellt. Aber,
trotzdem nnscre Anträge abgelehnt wurden, haben wir
au den, System selbst festgehalten. Das ist, was sich
durchsetzen muß.

Ich will Ihnen eine andere Stelle aus der Land-
gemeindeordnung vorlesen. Durch die Anträge des
Zentru m s ist folgendes gesagt worden: „D iePro¬
bin ,', i al lan d tag e beschließen, ob Bürger¬
meistereien zu bilden oder bestehende
abzuschaffen sind. Die Beschlußfassung
taun sich auf die ganze Provinz oder
Teile 'derselben erstrecken. Der Beschluß
muß mit mindesteus zwei Drittel der
abgegebenen Stimmen gefaßt werden.
Er kann z u m e r st e u M ale fr ü h e ste « s u a ch
Ablauf bou sechs Iahreu, späterhin
frühestens nach Ablauf bon 12 Iahreu
mit mindestens zwei Drittel der abge¬
gen, ebenen Stimmen abgeändert wer¬
den." Wiederum einzig und allein Antrag Herold
und Genossen.

Dazu kommt noch eius: Bis zum Anfang dieses
Jahres stand die Beschlußfassungüber die Abschnffuug
überhaupt nicht im Gesetz. Der Antrag Herold hat
nunmehr auch hineingebracht, daß tatsächlichüber die
Aushebuuig auch für einzelne Teile der Provinz be¬
schlossen werden mnß. Er hat nämlich geglaubt, er
brächte es im Provinziallandtag bon Westfalen fertig,
für »das Münsterland unter Umstände» die Amts-
bersassung mit dem besoldetenAmtmann nn der Spitze
aufzuheben, wenn er es nicht für die ganze Provinz
fertig bringen würde.

Das sind meiner Meinung nach Dinge, wie ver¬
mieden werden müssen, wenn Wir überhaupt eine
Kommunal- und Verfassungspolitik treiben wollen, die
wirklich demokratisch nn'd großzügig sein soll. Alle
großen Kommunalpolitiker,des alten Staates, die die
rheinische Verfassung und die Amtmänncrverfassung in
Westfalen kannten, haben sich für deren Borzüge aus-
llcsprochenund erklärt, sie müsse auf ganz Preußen
ausgedehnt werden. Nun fällt uus auf einmal Herold
Mit seiueu Freunden so stark in 'den Arm. Deshalb,
weine Herren vom Zentrum, Sie müssen vor allen
Dingen einen starken Druck auf das preichische Zentrum
nu Landtage ausüben.
. Nesouders den Schlußsatzder Entschließung begrüße
u'b, der 'da heißt: «Der Landtag begriiß't das Bestreben,
°urch Zusammenlegung von kleinen Geiueinden, Niir-
aermeistereieuund Äandkrcisenzu leistunasfähigeu Ge¬
bilden eine Verein fachunlg und Vcrbilligung der Ver¬
waltung herbeizuführen." Auch dn sagt Herold: Durch¬
aus nichts Großes schaffe»,denn, schaffenwir etwas
^"ußes, so kommt wieder der besoldete Maun an die
spitze, und 'das darf nicht sein: wir müssen den Ehren-
wn'germeister und Ehrengemeindevorsteher behalten.
-"" haben im Landtage dargelegt: Das wird immer

ein begüterter Maun sein müssen. Wer kann denn
heute eine große Gemeinde im Ehrenamt leiten, ohne
ziemlich begütert zu sei»? Da hat Herold gesagt: Ja¬
wohl, 'das weiß ich. 'Aber diese Leute finden wir, und
'das sind auch die richtigen Leute.

Der Herr Oberprnsideut hat in seiner Rede am
Schlüsse gesagt: „Schwere Sorge verursacht
mir der Gang der Parlamentarischen
Verhandlungen über treu Entwurf einer
neuen Landgemeindeordnnng. Ich kann
bie Befürchtung nicht unterdrücken, daß
hier die bewährten Grundlagen der
rheinischen Berwaltuug gegeu die wah¬
ren Interessen des Volkes völlig um¬
gestellt werden, sollen." Also: „gegen die
wahren Interessen des Bolkes". Ganz unsere Mei¬
nung, abgeseheu 'von den alten Zöpfen, 'die in 'dieser
Landgemeinde- und Städteor'dnung sind, worüber wir
uus hier nicht zu unterhalten brauchen. Weuu das
Zentrum gemäß .dieser Entschließung seine Meinung
sagt und seine Abgeordneten instruiert, wird es,
glaube ich, in zweiter uu'd dritter Lesung im Preußi¬
schen Landtag möglich sein, eine bessere Gestaltung der
Laudgemeindeordnuug herbeizuführen. (Bravo! links,)

Stellvertretender Borsitzender Eberlr : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Tenhacff.

Abgeordneter Tenhaeff: Meine Damen und
Herren! Ich 'darf den Standpunkt der Fraktion des
Zentrums im RheinischenProvinziallandtag wie folgt
darlegen.

Die Schwierigkeiten,welche bei.der Behandlung des
Entwurfs einer neuen Landgemeindeordnnngim Preu¬
ßischen Landtage entstanden sind uud die auch Mei¬
nungsverschiedenheiteninnerhalb der Zentrumswähler¬
schaft hervorgerufeu haben, erklären sich aus dem Be¬
streben des Gesetzgebers, eine Regelung der Land-
nemeindeverhältnisse für ganz Preußen herbeizufüh¬
ren. Die kommunalpoliti'schenVerhältnisse Preußens
liegen in den verschiedene»Laudesteilen so ungleich¬
artig, daß mau den Weg beschritten hat, hier durch
die neue Landgemeindeorduung eine Einheitlichkeit zu
suche,:, einmal auf Kosten dessen, was besteht und gut
ist, uu'd das andere Mal in der Hoffnung auf eine
Fortentwicklung von Zuständen, die unzulänglich sind

Um mich klarer auszudrücken: Die Vertreter des
neuen Entwurfs der Landgemeindeordnung sind der
Ausfassung gewesen, daß man, wenn man eine neue
Lau'dgemein'deordnung siir .den Osten annehmbar
machen Will, gewisse Dinge, die im Westen, in Rhein¬
land und Westfalen, bestehen und sich bewährt haben,
letzten Endes auch opfern müsse.

Das führt zu der Frage, ob diese Opfer, die unter
anderem in der Preisgabe der bewährten, iBllrger-
meistereiverfassung bestehen könnten, nicht zu groß
wäreu, um darauf die Hoffnung zu begründen, daß
der Osten sich nächstens einmal den kommunälhulitischen
Verhältnissen des Westens angleichen werde.

15
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Ich für meine Person, der ich im Vorstande des
Landgemeindetages West mitwirke, habe dort in Ueber¬
einstimmung mit den Parteikollegen des Herrn Vor¬
redners und auch in Uebereinstimmung mit anderen
Vorstandsangehürigen unserer Partei aus meiner
tummunnlpolitischen Erfahrung heraus deu Stand¬
punkt vertreten, daß es «in Unglück Ware, dessen Größe
hier kaum übersehen werden kann, wenn man bei den
fortgeschrittenen lommunalpolitischen Verhältnissen
Rheinlands und Westfalens auch nur die Möglichkeit
der Abschaffung der Bürgermeistereiverfassung in Er¬
wägung ziehen würde (Abgeordneter Haas: Sehr
richtig!), und ein noch größeres Unglück, wenn man
diese Möglichkeit uneingeschränkt geradezu im Gesetz
verankert. (Lebhafte Zustimmung bei den Sozialdemo-
t raten.)

Meine Damen und Herren! Aus diesem Grunde
bedauern wir, daß in der späteren Periode der Be¬
handlung der Nandgemeindeordnung im Preußischen
Landtage ein Antrag angenommen worden ist, wonach
durch Provinziallandtagsbeschluß die Schaffung neuer
Bürgermeistereien und die Abschaffung vorhandener
herbeigeführt werden kann. Mir gehen dabei von der
Erkenntnis aus, daß man dort, wo so gewichtigeAuf¬
gaben wie die unserer Landgemeinden im Westen er¬
ledigt werden müssen, in der Regel einen Fachmann
braucht, der die Dinge vertritt. Wenn ^in den Städten
und Kreisen mit Selbstverständlichkeit der erfahrene
Fachmann au die Spitze der Verwaltung gestellt wird,
wenn wir in den Landgemeinden gegenwärtig schärfer
denn je gegen die Uebergriffsbestrebungen mancher
Kreise und Kreisleiter kämpfen müssen, gegen das Be¬
streben, Dinge, W« unbedingt der Zuständigkeit der
Landgemeinden unterstehen, an den Kreis heran¬
zuziehen, dann liegt in diesen Tatsachen und in dem
Kampfe um die Erhaltung der Rechte lder Selbst¬
verwaltung unserer Landgemeinden schon soviel Be¬
gründung für die Beibehaltung einer fachkundigen
Leitung der Gemeinden, daß wir uns, wie gesagt, auf
die Möglichkeit hin, eine Gleichartigkeit formeller
Natur für Preußen zu schaffen, unter keinen Um¬
ständen mit der Abschaffungeines in der Regel haupt¬
amtlich arbeitenden Bürgermeisters und mit einer
Preisgabe der Behandlung unserer Gemeinde-
angelegenheiiten nach der Bürgelmeisterewerfassmig
einverstanden erklären können.

Aus diesen und noch vielen sonstigen Gründen, die
ich vortragen könnte, vertreten wir die Auffassung,daß
eine neue Landgemeindeordnung für uns im Westen
nur annehmbar sein kann, wenn die fortgeschrittenen
Verhältnisse, die wir hier in der Verwaltung der Land¬
gemeinden haben, in keiner Weise gefährdet werden
durch das, was Neuregelung der Verhältnisse in der
Landgemeindeordnung heißt. Wir fordern daher —
da befinden wir uns durchaus in Uebereinstimmung
mit dem Herrn Vorredner —, daß man, ehe das Gesetz
verabschiedetwird, sehr genau erwägen möge, ob nicht
dem Gedanken der Demokratie, wie er zur Begründung

der Vorlage vertreten wird, ob nicht der wirklichen
Selbstverwaltung aufs schärfste Abbruch getan wird
durch die wichtigsten Bestimmungen des Gesetzentwurfs,

Wir fordern in Uebereinstimmung mit dem West¬
fälischenProvinziMandtag, daß die Rechte der Selbst¬
verwaltung der Landgemeinden, die hier lim Westen
ihre ganz besondereBedeutung haben, gewahrt bleiben.
Wir sind in den Forderungen, wie sie soeben hier vor¬
getragen worden sind, durchaus einer Meinung, ins¬
besondere bezüglich der Erhaltung der Bürgermeisterei-
Verfassung und der Sicherung der Rechte der Land¬
gemeinden in dem neuen Gesetz.

Stellvertretender VorsitzenderG ve r le : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Ich wollte noch eine Be¬
merkung machen. Der Herr Vorredner hat gesagt, daß
man im Zentrum des Preußischen Landtages der
Meinung gewesen wäre, man müßte, um die Vürger-
meistereiverfassungauf den Osten zu übertragen, hier
im Westen auch Opfer bringen. Die Dinge liegen aber
doch anders. Die Rechtsparteien, die vor allen Dingen
ihr Stärke im Osten haben, stimmen überhaupt der
ganzen Vorlage, ganz gleich, wie sie gestaltet wird,
nicht zu. Sie stimmen nicht zu, weil sie vor allen
Dingen die Gutsbezirke erhalten wollen; die Guts-
bezlrle wollen aber die Sozial'demokraten,wie auch die
Zentrumsleute auflösen. In dem Augenblicke, wo wir
das wollen, erklärt die Deutschnationale Partei: Dem
stimmen wir nicht zu. Und bisher hat die Vollspartei
aus manchen anderen Oppositionsgründen, weil sie in
Preußen Nicht mehr in der Regierung ist, ebenfalls
gesagt: Wir stimmen gegen die Vorlage. Die Vorlage
kann also nur mit den Parteien der jetzigen Koalitions¬
regierung angenommen werden. Deshalb sage ich:
Es wäre falsch, sich von dein Gedanken leiten zu lassen,
etwas zu opfern, um die anderen zur Nachgiebigkeit
zu bewegen. Das ist nicht möglich. Deshalb soll man,
was man hat, erhalten! nnd möglichst noch in unserem
Sinne ausbauen. Das muß unser Bestreben sein.

'Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Jausen.

Abgeordneter Iansen, Nammersdorf: Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Im Vorstand des
Landgemeindeverbandes West haben die ehrenamtlichen
wie auch die hauptamtlichen Vertreter ln der Regel
bei der Gestaltung dieser Bedingungen vollkommen
homogene Uebereinstiinmungen gehabt. Auch die Ver¬
treter der Rechtsparteien haben dort auf demselben
Standpunkt gestanden und stehen heute noch darauf,
nach welchensowohl die Vertreter Ihrer Richtung (5»
den Sozialdemolraten) wie auch des Zentrums >m
Vorstande des Verbandes zusammen gestimmt haben.
Wir haben uns im Rheinlandc und auch in Westfalen,
gleich, welcher Parteirichtung Wir angehören, dort in
diesem Spitzenverbande vollkommen in der gleichen
Richtung bewegt, die Sie hier vertreten wollen und
nach Ihrer Auffassung auch im Preußischen Landtage
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Vertreten haben. Der Unterschied liegt bloß darin,
daß Sie, Herr Kollege Haas, verkennen, daß wir hier
im Rheinland und auch in Westfalen einen ganz an¬
deren Gefechtsbodenhaben, als Sie ihn im Preußischen
Landtage haben. Sie haben sich — und das nehme ich
Ihnen gar nicht übel — in einseitiger Weise bloß für
die hiesigen westlichen Verhältnisse besonders start ein¬
gesetzt. <Zurufdes Abgeordneten Haas: Wir sind ja
im Osten, soweit die östlichen Laudgemeindeordnungen
in Frage kommen, stärker als im Westen. Glocke des
Vorsitzenden.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Iansen.

Abgeordneter Iansen: Wer soll da stärker sein?
(Zuruf des Abgeordnete» Haas: Wir Sozialdemotra-
tenl) — Ich sage nochmals: Wir haben hier einen an¬
deren Gefechtsbodenals dort. Wir haben entgegen der
Auffassung,die Sie vertreten, 'immer mit der Möglich¬
keit gerechnet, eine einheitlicheGestaltung für den Osten
und Westen herbeizuführen. Wir haben aber — viel¬
leicht haben Sie da meinen Kollegen mißverstanden —
nie die Auffassung gehabt, daß wir letzten Endes zur
Erreichung dieser Uniformität die im Westen geltende
Vürgermeistereiverfassnng jemals opfern wollen. Es
hat sich da schließlich immer um Formulierungen ge¬
handelt.

Auch wenn Sie glauben, daß ein so grußer Gegen¬
satz zwischen der Auffassung des Herrn Abgeordneten
Herold im Preußischen Landtage und der Auffassung
«er Zentrumsfrattion hier im Rheinlande, namentlich
der Kommunalvertrcter, bestände, so glaube ich, daß
Sie anch da die Dinge nücht unter dem richtigen Ge¬
sichtswinkelschauen. (Zuruf des Abgeordneten Haas:
Nicht unter dein Zentrumsgesichtswinkel!) Nach Ihrem
eigenen 'Geständnis wünschen Nie, daß wir unter dem¬
selben Gesichtswinkelschauen wie Sie, und wir haben
es tatsächlichgetan. Wenn Sie darin einen besonderen
Vorstoß gesehen haben, daß der Herr Abgeordnete
Herold und unter seiner Führung die Zentrumspartei
dem Wortlaut zustimmten, daß die Prouinziallandtage
gegebenenfalls über die Einrichtung oder Aufhebung
der Landbüraermeiftereien bzw. Aemter beschließen
können, so werden Sie doch mit mir der Auffassung
sein, daß für den Westen ein solcher Wortlaut absolut
und .gänzlich gefahrlos und unbedenklich ist. Denn
unter der starken Führung gerade Ihrer Richtung hier
mi Rheinischen Pvovinziallandtage und der unsrigen,
die wir Weicher Auffassung sind, wird sich doch niemals
Nü Rheinischen Provinziallandtage und auch im West¬
fälischeneine Mehrheit für die 'Aufhebung der Rhei¬
nischen resp. Westfälischen Bürgermeisterei- oder Amts-
^"fassung finden. (Zuruf h«s Abgeordneten Haas:
Das hat HerM, selbst hineingebracht, nicht zugestimmt,
wndern beantragt!) Das steht ja mit unserer Auf¬
fassung gar nicht in Widerspruch, sehr verehrter Herr
KollegeHaas. Wenn man einerseits das Ziel erreichen
^'ll, daß eventuell im Osten der Landtag das Recht
"aben soll, auch die Einführung der Bürgermeisterei¬

oder Amtsverfassung zu beschließen,dann muß man
konscauenterweiseauch genau dasselbe Recht auf der
anderen Seite wahren, ohne daß, wie gesagt, irgendwie
die Gefahr an die Wand genialt wäre, daß hier das
Bewahrte aufgehoben würde. Sie sehen aus der For¬
mulierung, die wir vorgelegt haben, daß Sie unbedenk¬
lich Ihren, Freunden sagen können: Die Interessen der
rheinischenKommunälverwaltung sind auch in Zen¬
trumshänden in sehr guter Verwahrung. (Heiterkeit.)
Nach der Regelung soll der Provinziallandtag be¬
schließen. Sie sind, wie gesagt, in sehr guter Ver¬
wahrung. Sie können darum getrost Ihr Haupt zur
Ruhe legen und auch uns die Wahrung der rheinischen
KommnnalUerhUtnisscund ihre Selbständigkeit über¬
lassen. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Zentrums-
dialettit!)

VorsitzenderDr. Iarres: Wir kommen zur Ab¬
stimmung. Ich bitte diejenigen, die für den Antrag
des Fachansschussessind, sich zu erheben. — Das ist
die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Die folgenden Punkte 18 und 19 werden vereinigt:
Punkt 18: Antrag des I. Fachausschusses

zu dem Antrage der Zentrumsfraktion
an die Reichs- und Staatsreg ierun g auf
Zurverfügungstellung von Mitteln an
verschiedene Landkreise in den Regie¬
rungsbezirken Trier und Koblenz zur
Beseitigung der durch die Besatzung und
die Abtrennung des Saargebietes be¬
dingten wirtschaftlichen Notlage.

Punkt 19: Autrag des 1. Fachausschusses
zu der Entschließung der kommunisti¬
schen Fraktion, betreffend Antrag an
die Staatsregierung, auf die Reichs¬
regierung dahin zu wirken, daß außer
den zur Linderung der Not der so¬
genannten LuXemburggänger bereits
bewilligten Mitteln weitere Mittel zur
Verfügung gestellt werden.

Wenn ich nicht irre, Herr Abgeordneter Iansen,
möchten Sie zu dem ersten Antrage die Ergänzung
bringen, die ich damals angedeutet habe, so daß vor
den Worten «Trier und Koblenz" das Wort „Aachen"
eingestellt wird, und es weiter heißen soll: „zur Be¬
seitigung der durch die Besatzung und die Abtrennung
des Sanrgebiets und der GebieteEupen und Malmedh
bedingten wirtschaftlichenNotlage".

Zu Punkt 18 ist VeckchterstatterHerr Abgeordneter
Görlinger.

Abgeordneter Görlinger: Der I. Fachausschuß
schlägt Ihnen vor, die Vorlage anzunehmen mit fol¬
genden Abänderungen: Bei den Regierungsbezirken ist
der Regierungsbezirk Aachen einzufügen, desgleichenin
der dritten Zeile der Bezirk Aachen, und da, wo das
Wort Abtrennung steht, die Worte «von Eupen und
Malmedh" hinzuzufügen.

15»
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Vorsitzender Dr. Iarres: Zu Punkt 19 ist
Berichterstatter Herr Abgeordneter Dr. Saaßen.

Abgeordneter Dr. Saaßen: Der 1. Fachausschuß
schlägt Ihnen die Annähn« des Antrages der kommu¬
nistischenFraktion mit der aus 'der Drucksache 132
ersichtlichen Aenderung vor: „an die Neichsrcgierung
heranzutreten, neue Mittel für die Not derLuremburg-
gänger zur Verfügung zu stellen".

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Saaßen.

Abgeodneter Dr. Saaßen: Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Die beiden vorliegenden An¬
träge, die sich mit der Notlage der Grenzbezirke be¬
fassen, geben mir Veranlassung, einige kurze Aus¬
führungen über die Ursachen und den Umfang dieser
Not zu machen.

Die Auswirkungen des verlorenen Krieges und des
Versailler Vertrages machen sich in den südwestlichen
Grenzgebieten der Rheinprovinz in ganz besonders
starkemMatze bemerkbar. Aus einem ausgesprochenen
Binnenland, gelegen auf der großen Verkehrsstraße
zwischen Ruhr und Minette, ist dieser Teil unserer
Provinz zu einem reinen Zollgrenzgebiet geworden.
Lupen und Malmedh fielen an Belgien, die Zollunion
mit Luxemburg wurde aufgehoben, Elsaß-Lothringen
ging verloren und das Saargebiet ist bis 1935 der
deutscheu Verwaltung entzogen und dem französischen
Zollgebiet angeschlossen worden. So "durchschneidet
heute die politische Grenze sowohl wie die Zollgrenze
Gebiete, die bis dahin in außerordentlich regein Güter¬
austausch gestanden hatten. Verschärft wurde die hier¬
durch geschaffeneNotlage dnrch die Entwicklung der
Valutaverhältnisse. In der deutschen Inflation wurde
das Grenzgebiet von den Nachbarländern mit besserer
Valuta, dazu auch von den Angehörigen der Besatzung
ausgekauft. Dieses war um so leichter, als in der
damaligen Zeit, insbesondere während des passiven
Widerstandes, eine deutsche Zollkontrolle an der Grenze
überhaupt »richt mehr bestand. Als dann die fran¬
zösische Inflation kam, da brachte sie für die Grenz¬
gebiete das ungeheure Elend, das Sie alle unter dem
Namen Saar- und üuxemburggängernot kennen. Und
jetzt nach der Stabilisierung des Franken drohen die
bevorstehenden Betriebseinschränkungen jenseits der
Grenze in erster Linie die diesseits der Grenze woh¬
nenden Arbeitnehmer aus dem Arbeitsprozeß hinaus¬
zuwerfen, die damit das große Heer der Erwerbslosen
vermehren bzw. der öffentlichen Fürsorge zur Last
fallen werden.

Aber auch die innerdeutsche Wirtschaftsnot trifft
das Grenzgebiet besonders hart. Gs bedarf keiner wei¬
teren Begründung, daß die WirtschaftlicheNot, in der
sich nun schon seit Jahren die deutsche Landwirtschaft
befindet, sich in einem Gebiet besonders stark auswirkeu
muß, in dem weit mehr als 50 Prozent aller landwirt¬
schaftlichen Betrübe «einer als 2 Hektar, davon diele
'ogar unter 1 Hektar, also ausgesprochene Zwerg¬

betriebe sind, die auf einem wenig ertragreichen, klima¬
tisch und geologischungünstig gelegenen Grund und
Boden ein karges Dasein fristen. Dabei wird der Absatz
der Produkte durch die abgelegene Lage und die
schlechten Nerkehrsverhältnisse ungemein erschwert und
'verteuert. Hierunter leiden insbesondere die unmittel¬
baren Grenzgebiete, die bisher auf den Absatz nach
Luxemburg bzw. 'in das Saargebiet angewiesen waren
und die in zahlreichen Fällen mit diesem Absatzgebiet
auch ihre jenseits der heutigen Grenze gelegenen Ver¬
kehrsmittel (Straßen- und Visenbahn) verloren haben.

Die Notlage des Weinbaues ist Ihnen allen zu be¬
kannt, als daß Ich darüber noch weitere Ausführungen
zu machenbrauche, um so mehr, als über diese an an¬
derer Stelle aus Anlaß der Beratung 'der Resolution
zum deutsch-französischenHandelsvertrag lbereits ge¬
sprochen worden ist. Aber, meine Herren, muh hier
möchte ich vor einem schlecht angebrachten Optimismus
warnen, der ans der Steigerung der Weinprcise
Schlüsse auf die Wirtschaftslage der Winzer zieht, die
nach meiner Auffassung in keiner Weise berechtigt sind.

Auch die Ratlionalisicrungsmaßnahmen der Indu¬
strie haben sich für die frachtlich ungünstig liegende
Südwesteckesehr nachteilig ausgewirkt, da die Kon¬
zentration der Wirtschaft immer mehr dort erfolgt, Wo
sich entweder die Rohstoffe befinden oder wo ihre Her-
anschaffung mit Hilfe billiger Wasscrfrachtenzu billigen
Tarifen möglich ist.

Die geschildertenVerhältnisse haben die Wirtschafts¬
krast des Bezirks und damit die Kanfkraft der Be¬
völkerung in außerordentlich starkem Maße geschwächt
und damit zu einem Niedergang der gesamten Wirt¬
schaft des Bezirks geführt, von dem kaum ein Geschäfts¬
zweig ausgenommen ist.

So 'ist denn nicht verwunderlich,daß auch,die Steuer-
krafl der Bevölkerung in einem Maße zurückgegangen
'ist, daß zahlreiche Kommunen, sowohl Kreise wie vor
allem auch Gemeinden, »richt mehr in der Lage sind,
ihre gesetzlichen Pflichtaufgaben zu erfüllen. Ich darf
Sie versichern,daß die mir bekannt gewordenen Zahlen
über die Haushaltspläne vieler Gemeinden für das
kommende Rechnungsjahr ein noch erschreckenderes Bild
zeigen wie die Finanznot, in der sich so manche Groß¬
städte befinden.

Ich habe mir erlaubt, Ihnen einmal in kurzen
Züge,: ein umfassendesBild unserer Notlage zu geben,
um Ihnen eine richtige Einstellung zu den zahlreichen
Anträgen zu ermögliche»», mit denen wir, was 'ich mit
Bedauern feststelle»» muß, immer und 'immer wieder an
die Provinz herantreten müssen, und um Ihnen die
Notwendigkeit der schleunigen Durchführung von Hilfs¬
maßnahmen vor Augen zu führen, die in erster Linie
die Verbesserung der die Durch¬
führung der Bahn- und Straßenbauten, die Schiffbar-
machung von Mosel und Saar, daneben aber auch die
Hebung der landwirtschasklichenProduktion zum Ziele
haben müssen. Ich hoffe, daß Sie uns hierzu Ihre



73. Rheinischer Provinziallandtag, 5. Sitzung am 6. April 1927. 181

Unterstützung nicht versagen werden, damit wir endlich
in die Lage kommen, die dringendsten Maßnahmen
durchzuführen.

Ich halte diese Hilfe des Prvvinzinlverbandes nicht
nur aus dem Gesichtspunktedes Lastenausgleichs für
eine Pflicht der Provinz gegenüber ihren ärmeren Ge¬
meinden, sondern ich halte es auch für die besondere
Pflicht -der Großstädte und Industriegebiete, hier für
das Land einzutreten, da das Land der Quell ist, aus
dein die Bevölkerung dieser Gebiete immer und immer
wieder neues Leben schöpft, an dessen Gesunderhaltung
und Hebung sie also auf das stärkste interessiert sind;
ich halte es aber auch für die Pflicht der Provinz gegen
ihre «Meidenden, noch auf lange Zeit hinaus von der
Besatzung betroffene!:Gebietsteile, «die heute die Lasten
des Versailler Vertrages für ganz Deutschland zu
tragen haben.

Vorsitzender Dr. Inrres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Frisch.

Abgeordneter Frisch: In der Vinlcitungsrede
des Herrn Obcrpräsidenten und auch in der Etnisrcde
des Herrn Landeshauptmanns ist die Notlage des
Nheinlandes in krasser Form geschildert worden, und
Herr Dr. Saaßen hat die Tatsachen, wie sie im Grenz¬
gebiet wirklich liegen, hier aufgezeigt. Aber, meine
Herren, es genügt nicht, die elende Lage der Bevölke¬
rung tatsächlich zu erkennen. Man muß auch alle
Kräfte dafür einsetzen, die Konsegnenzen daraus zu
ziehen. Die Bevölkerung an der Saar und an der
Luxemburger Grenze befindet sich in einer Lage, die
derart schlecht ist, daß der Abseitsstehendcsie niemals
begreifen kann. Herr Dr. Saaßen hat diesen Bezirk
zu bearbeiten. Er wird ganz besonders die Notlage,
wie er sie angeführt hat, erkennen. Aber diese Er¬
kenntnis hilft nichts, wenn nicht alle Organe und
Körperschaften sich bemühen, dieser Notlage Rechnung
3« tragen. Die Beschäftigung, die auf Grund der wirt¬
schaftlichen Entwicklung die Grenzbewohner treiben,
zwingt sie, sich lim Luxemburgischenund im Saargebict
Arbeit zu suchen. Es könnte auf diesemGebiete mehr
getan werde», wenn man die Möglichkeitender Wirt¬
schaft in den Grenzgebieten anders ausnutzen würde,
als sie Visher ausgenntzt worden sind. Es werden hier
schon seit Jahren Mittel für das besetzte Gebiet zur
^erfügung gestellt. Es werden auch jetzt einzelne
Kosten für Luxemburg- und Saargänger bewilligt,
^lber das wird niemals eine Linderung der Krise und
«s Elends für die betreffenden Schichtenbedeuten, die
">it den paar Pfennigen unterstützt werden, wenn man
mcht die Mittel anwendet, um die vorhandenen Wirt¬
schaftszweige auszubauen, Vcrkehrscknrichtungen zu
nhaffen und eine Steigerung der W'irtfchnftsbetriebe
Art zu ermöglichen. Es wird sich morgen Wohl die
-ttoMelMj. bieten, gerade hier für die Luxemburg-

Nanger etwas zu tun. Die vorletzten Projekte der
^lseNbnhnlinien im Bezirk Nitburg werden zeigen, wie
"e>t eine Steigerung der einzelnen WirtschaftAMeige
3« ermögliche,: wäre. Vs sei hier nur eine Zahl ge¬

nannt: Es könnten bestimmt aus den ungeheuren
Waldflächen,die heute auf Grund der Finanzschwierig-
kciten und der schlechten Tmusportulöglichkeiteil ver¬
schachert werden müssen, aus diesen Waldungen, die
entlang der Grenze l358 Hektar betragen, ungeheure
Werte herausgenommen werden. Die Kommunen
könnten sich in dieser Weise anders helfen. Auf der
anderen Seite liegen Visen-, Holz- und Stoinindnstrien,
die auf Grund der Grenzbestiimnungen und der nicht
zureichenden Verkehrslinien vollständig lahmlicgen.
Diese könnten erschlossen und, soweit sie erschlossen sind,
bedeutend ausgebaut werden, trotz der heutigen Ent¬
wicklungder Wirtschaft. Aber es wird nichts unter¬
nommen.

Dann noch ein anderes. Heute wird eine große
Anzahl Arbeiter gezwungen, nach Belgien oder nach
Luxemburg, zum Teil nach Frankreich, arbeiten zu
gehen. Speziell an der luxemburgischenGrenze, aus
den Orten Ferschweiler, Bollendorf und Eruchtcn,
gehen die Arbeiter hinüber ins Luxemburgische,um
Neschäftiguug zu suchen. Auch für dieses Gebiet liegt
ein Eisenbahnprojekt vor, das zur Erschließung dienen
kann. Aber hier haben sich die kommunalen Instanzen
des Bezirks nicht entschließenkönnen, diese Linie tat¬
sächlichbei den maßgebenden Instanzen zu befür¬
worten, sondern sie schreiten zur Befürwortung einer
Linie, in der eine Nevölkerungszahl von nur l00U vor¬
handen ist, wogegen man eine Bevölkerungsschichtvon
5>Ns>0vollständigin ihren mißlichenVerhältnissen liegen
lassen will. Man vermißt hier den ernstlichen Willen,
eine Aenderung der Lage zu schaffen.

Gs muß auch erwähnt werden, daß die Luxemburg-
gänger heute drüben für 24 bis 26 Franken pro Schicht
arbeiten. Für eine Mark bekommt man heute 8,50
«Franken. Es sind also nicht ganz 3 Mark, die der
Hütten- oder sonstigeArbeiter in der luxemburgischen
Eisenindustrie heute verdient. Angepaßt an die in
Luxemburg vorhandenen Lebensmittel und Bedarfs¬
artikel der Arbeiter, Wäre das ein der heutigen Nage
einigermaßen entsprechendesEinkommen, das zur Not
zum Leben ausreichen tonnte. Aber wie ist es in Wirk¬
lichkeit? Die Leute gehen drüben arbeiten und kommen
zum Teil abends nach Hause, sind also auf der deutschen
Seite wohnhaft und arbeiten nur drüben. Aber durch
die grenzzollgesetzlichenBestimmungen ist es ihnen
nicht möglich,von ihrem drüben verdienten Lohn anch
dort die Erzeugnisse an Lebensmitteln oder Bedarfs¬
artikeln zu kaufen. Sie sind also auf die Preis¬
gestaltung der deutschen Ware angewiesen, trotzdem
drüben nur die geringen Einnahmen vorhanden find.
Dazu kommt, daß die kleinlichen Grenzbcftimmnngen
sich hier in ihrer Auswirkung in bedeutender Schärfe
zeigen. Dieser Lage der Luxemburg- und Saargängcr
muß unbedingt von allen Seiten etwas mehr Rech¬
nung getragen werden, damit endlich auch einmal in
Berlin im Reichstag alle Parteien sich dieser Not nicht
mehr verschließenund sich bei den maßgebenden In¬
stanzen für die Flüssigmachung von Mitteln anders



182 73. Rheinischer Provinziallandtag, 5, Sitzung an, 8. April 1927.

einsetzen, als es bisher geschehen >st- Gerade das Zen¬
trum müßte nicht bloß hier, sondern auch in Berlin sich
für die Bewilligung der Mittel einsetzen. Die dortige
Bevölkerung gehört doch politisch größtenteils zum
Zentrum. Es wird abzuwarten sein, ob morgen bei
dem Projekt der Eisenbahn zur wirtschaftlichen Be¬
lebung der Grenzgebiete wenigstens in etwa ein Ver¬
ständnis bei der Zentrumspartei zu finden ist.

Vorsitzender Dr. Iarres: Es liegen keine wei¬
teren Wortmeldungen vor. Wir kommen zur Ab¬
stimmung. Ich bitte diejenigen, die für den Antrag
Nr. ltt find, sich zu erhcbeu. — Das ist die Mehrheit.

Wer für ben Antrag des I. Fachausschusseszu der
Entschließung der kommunistischenFraktion zu Nr. 19
ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die Mehr¬
heit.

Punkt 20: Antrag des I. Fachausschusses
zu:

») dem Antrage des Rhein - M a ini s ch cn
Verbandes für Volksbildung, e. V.,
in Frankfurt a. M. auf Bewilligung
einer Beihilfe von 6000 Mark;

d) dem Antrage der sozialdemokrati-
schen Fraktion, auf Bewilligung
eines Betrages von 50000 Mark für
die allgemeine Voltsbilduugsarbeit
in der Rheinprov inz.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Dichgans.
Abgeordneter Dr. Dichgans: Diese beiden An¬

träge waren im I. Fachausschuß. Außerdem lag noch
ein Antrag des Rheinischen Städtebundthcatrrs auf
Bewilligung eines Zuschussesvor. Zu diesen Anträgcu
hat der I. Fachausschuß beschlossen:

„Der ProvinziMandtag wolle den Antrag dein
Provinzialansschuß zur Erledigung überweisen und
ihn beauftragen, zu Prüfen, ob und in welcher Weise
der Provinzialverband kulturelle Bestrebungen, die
auf dem Gebiete der Voltsbildungsarbeit liegen, unter¬
stützen kann, und darüber dem nächsten Landtag be¬
richten. Gleichzeitig wird 'der Provinzialausschuß er¬
mächtigt, schon, jetzt aus zur Verfügung stehenden
Mitteln Unterstützungen zu gewähren."

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Obeidörster.

Abgeordneter Oberdörster: Wenn auch der
Antrag des Fachausschusses zunächst nur den Pro¬
vinzialausschuß beauftragt, zu prüfen, in welcher Weise
kulturelle Bestrebungen durch die Provinziatverwaltung
unterstützt werden sollen, so halten wir es doch für
erforderlich, bei dieser Gelegenheit schon unsere grund¬
sätzliche Auffassung darzulegen.

Wir haben in den letzten Tagen hier ein ziemliches
Bild der Wirtschaft und der sich aus dieser ergebenden
Not gesehen. Angesichts dieser Verhältnisse von einer
Kultur überhaupt zu reden, ist schon ein sehr starkes
Stück. Ich meine, erst müßte man versuchen, diese

wirtschaftlichenSchäden zu beseitigen, bevor überhaupt
von einem Kulturleben geredet werden kaun. Aber
das, was hier vorliegt, läuft darauf hinaus, Mittel
der Provinz unter der Bezeichnung „für kulturelle
Zwecke" herauszugeben, die nur Unterstützungen von
Organisationen sind, die mehr oder weniger unter dem
Einfluß der gesamten bürgerlichen Parteien und ins¬
besondereauch der Kirche stehen.

Wenn die Sozialdemokratic bereit ist, für solche
Zwecke, insbesondere auch für die Unterstützung der
kirchlichen Organisationen Mittel bereitzustellen, wenn
sie selbst oder die lüntcr lihrem Einfluß stehenden Kultur¬
organisationen, oder auch die Gewerkschaften ein Linsen¬
gericht davon abbekommen,so haben wir in dieser Be¬
ziehung eine andere Auffassuug. Wir lehnen die Be¬
willigung der Mittel für diese Zwecke ab.

Wenn man heute sieht, daß das Theater, das Kiuo,
die ganze Presse, die Literatur, das Radio, alles darauf
eingestellt ist, die herrschende Idee zu fördern, vor
allen Dingen die Arbeiterschaft von dem abzulenken,
was geeignetWare, sie zur Vertretung ihrer materiellen
Interessen zu bringen, dann muß man, wenn man
es wirklich ehrlich mit der Arbeiterschaft meint, diese
Bestrebungen nicht nur bekämpfen, sondern, wenn
Mittel dafür gefordert werden, diese Mittel ablehnen.

Hinzukommt aber auch, daß wir nicht Wissen, aus
welchen Organisationen die Arbeitsgemeinschaft rhei¬
nischer Voltsbildungsvcreinigungen besteht. Ich glaube,
man geht nicht fehl in der Annahme, daß ein ganz
Teil der Organisationen, die unter christlichemEin¬
fluß stehen, in dieser Arbeitsgemeinschaft zusammeu-
gcschlossen ist, daß diese Arbeitsgemeinschaft speziell zu
dem Zwecke gebildet worden ist, um bor allen Dingen
Mittel der Provinz zur Verfügung gestellt zu be¬
kommen.

Aus dieseu Gründen lehnen wir auch diesen zunächst
nichtssagendenAntrag des Fachausschussesab, weil die
Tendenz dieses Beschlusses sein würde, daß man im
nächsten Jahr für diese sog. Volksbildungsbestrcbungeu,
die wir keineswegs als solche anerkennen können, im
Etat Mittel bereitstellen wird.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Görlinger.

Abgeordneter Görlinger: Meine Damen und
Herren! Wir bedauern außerordentlich, daß unserem
Antrage, eine bestimmte Summe schon im laufenden
Jahr für diese Volksbildunnsbestrebuulgen Mr Ver¬
fügung zu stellen, nicht Rechnung getragen würbe.
(Abgeordneter Hoffmann: Sehr richtig!) Wir sind
der Auffassung, daß, nachdem im Haushaltsplau der
Provinz Hunderttausende vorgesehen sind, um Kunst
und Wissenschaftzu unterstützen, auch für die Be¬
strebungen, die der Arbeiterschaft unmittelbar zugäng¬
licher sind, die zum Teil aus ihren Kreisen entspringe«,
auch die Provinz für diese Bestrebungen Mittel zur
Verfügung stellen muß. (Zuruf des Abgeordneten
Hoffmnnn: Das ist praktische Bekämpfung von Schmutz
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und Schund!) Die Formulierung, die der Fach¬
ausschuß I jetzt gefunden hat, ist eil« platonische
Liebcsertläruug zugunsten dieses GrundgedaUtens.
Welchen Inhalt er beloinmen wird, hängt natürlich
von den Beschlüssen des Provinzialausschusscs ab.
Leider sind die Dinge ja so, daß iin Provinzialausschuß
unser Einfluß und die Möglichkeitsehr gerinn ^ist, dem
Beschluß dort den Inhalt zu geben, den wir wünschen
und der konkret dahin ging, eine bestimmte Summe
dafür zu fixieren.

Den, Herrn Abgeordneten Oberdörstcr kann ich doch
sagen, daß auch die Arbeiterschaft, die uus nahesteht,
sich lebhaft an diesen, Dingen beteiligt, daß die Ar¬
beitsgemeinschaft rheinischer Volksb'ildungsvcrciiriauu-
gen nicht gegründet wurde, um von der Provinz Mittel
zu bekommen, sondern daß sie schon längst bestand,daß
wir nur für unseren Antrag diese Arbeitsgemeinschaft
zugrunde gelegt haben, weil außer ihr keine Gruppie¬
rung besteht,die auf die ganze Rheinprovinz Rücksicht
nimmt. Wir haben ja auch im Fachausschußerklärt,
daß auch der Rhein-Mainische Verbund für Volks¬
bildung an sich Uutcrstützuug verdient, in dem auch
unsere Parteifreunde seit vielen Jahren lebhaft mit¬
arbeiten. Aber er erstreckt sich nicht in seinem Arbeits-
Nebirt auf die gesamte Rhciuprovinz, sondern nur auf
den südlichenTeil. Darum würden die anderen Teile
dabei uicht berücksichtigt werden. Wir legen Nachdruck
darauf, daß dem nächsten Landtag über das zu be¬
richten ist, was im Laufe des Haushaltsjahres geschehen
ist. Wir erwarten diesen Bericht und hoffen, daß es
möglich sein wird, in etwa unseren WünschenRechnung
su tragen, daß man gewillt ist, auch Mittel für die
Ziele der Volksbildungsbestrebungen zur Verfügung
,w stellen.

Vorsitzender D.r I a r rcs: Wortmeldungen liegen
nicht weiter vor. Wir kommen zur Abstimmung. Ich
bitte diejenigen, die für den Antrag des I. Fach¬
ausschussessind, sich zu erheben. — Das ist die Mehr¬
heit. Es list so beschlossen.

Puntt 21: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Antrage der kommunistischen
Fraktion auf Bewilliguug eines Zu¬
schusses von 5,000 Mark zum Ausbau des
proletarischen Kinderheims in Nem-
> ch e i d.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Nichgans.
Abgeordneter Dr. Dichgans: Zu diesem An¬

trage hat der Herr Landeshauptmann ein Gutachten
bei dein Herrn Oberbürgermeister von Remscheidein-
lleholt. Er teilt über das Jugendheim folgendes mit:
"Daß mit Rücksicht ans die Lage des in Frage kommen-
°eu Grundstücks unterhalb der öffentlichen Müllkippe

. lein«. Räume geschaffen werden dürfen, die zum dauern¬
den Aufenthalt von Menschen bestimmt sind."

y Der I. Fachausschußempfiehlt daher Ablehnung des
Antrages der kommunistischenFraktion.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Issel.

Abgeordneter Issel: Im Jahre 1925 hat die Rem-
scheiderArbeiterschaft aus eigenen Mitteln in Rem¬
scheid sich ein Kinderheim geschaffen. Sie hat zu diesem
Zwecke über 30 000 Mark aufgebracht. Als aber die
Erwerbslosigkeit iin Jahre 1926 einsetzte,war es der
Arbeiterschaft nicht mehr möglich, die noch fehlenden
Gegenständezu beschaffen. Sie wissen selbst, wie groß
die Erwerbslosigkeit gerade in Remscheid gewesen ist
und auch heute noch ist. Remscheid stand an der Spitze
derjenigen Städte, wo die Erwerbslosigkeit so groß
war, daß Zahlen von 85 und 86 pro Tausend heraus¬
kamen.

Zu dem Zwecke, das Kinderheim zu vervollkomm¬
nen, haben wir einen Antrag auf Bewilligung eines
Zuschusses von 5000 Mark eingebracht, in erster Linie,
um damit die Zentralheizung und Badeeinrichtung zu
beschaffen. Wir glauben um so mehr diese Forderung
erheben zu können, als für derartige Zwecke auch von
der Provinz im Jahre 1926 50 000 Mark verausgabt
worden sind.

Das Kinderheim in Remscheid besteht aus zwei
großen Schlafsälen mit 46 Betten, zwei Aufenthalts¬
räumen, außerdem zwei Zimmern fiir den Haus¬
verwalter.

Im Jahre 1926 sind 400 Kinder auf einige Wochen
dort verpflegt worden. Diese Kinder kamen aus Kre-
feld, Barmen, Köln, Düsseldorf usw. Sämtliche Kinder
standen dauernd unter ärztlicher Kontrolle. Der Er¬
nährungszustand dieser Kinder war bei 5 Prozent gnt,
bei 35 Prozent mittelmäßig und bei 60 Prozent bedenk¬
lich oder schlecht. Aus diesen Zahlen tonnen Sie er¬
sehen, wie notwendig es ist, daß dieses Kinderheim
weiter ausgebaut und die Möglichkeit dazu gegeben
wird, daß weitere Kinder Aufenthalt in diesem Kinder¬
heim nehmen können.

In erzieherischerHinsicht ist eine Verständigung mit
dem Kreisschulrat, der die Kontrolle stadtseitig ausübt,
erzielt worden.

Die Gewichtszunahmen,die bei den einzelnen Kin¬
dern erzielt worden sind, liegen zwischen 1 und 5 Kilo.
An diesen Zahlen können Sie sehen, daß in Remscheid
eine gute Arbeit geleistet worden ist. Diese Arbeit ist
auch von einer Anzahl Städte anerkannt worden, die
Zuschüsse zur Ausführung der Inneneinrichtung usw.
geleistet haben. Es waren im ganzen 10 Städte:
Wanne, Herne usw.

Es ist notwendig, auch auf die Gründe näher ein¬
zugehen, die hier von dem Herrn Berichterstatter vor¬
gebracht worden sind. Es ist auch schon in einem
Schreiben des Landesjugendamtes darauf hingewiesen
worden, das Jugendheim könne Wohl nicht in Frage
kommen,weil auch Erwachsene diese Räume betreten
und benutzen und alkoholfreie Getränke verausgabt
werden. Die Dinge liegen aber so, daß diese Raume
zeitweise von Erwachsenen des Sonntags benutzt
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warben sind, wo sich aber die Kinder auf Ausflügen
befanden. Es sind auch alkoholfreie Getränke veraus¬
gabt worden, die aber notwendig waren, um denUebcr-
schuß aus der Verabreichung dieser Getränke dem
Kinderheim zugute kommen zu lassen.

Als Hauptgrund wurde angegeben, es sei deshalb
nicht augebracht, den: Kinderheim einen Netrag zur
Verfügnug zu stellen,weil sich in der Nähe eine Müll¬
kippe befände. Ich muß mich allerdings wnndcrn, daß
die Stadtverwaltung Nemscheid einen derartigeu
Bericht herausgibt, weil dieselbe Stadtverwaltung in
unmittelbarer Nähe zunächst einmal einen Sportplatz
angelegt hat. Im vergangenen Jahr hat sie dazu noch
in einer Nähe von 20 Meter ein Licht-, Luft- und
Sonnenbad angelegt. (Hört, hört! bei den Kommu¬
nisten.) Man kann doch wohl nicht erklären, baß sich
die Dinge in so kurzer Zeit geändert haben. (Zuruf
eines kommunistischen, Abgeordneten: Wo ist denn der
Oberbürgermeister von Nemscheid?) Sie sehen daran,
daß sich bie Stadtverwaltung durch diese Dinge von
der Schaffung des Bades nicht hat abhalten lassen.
Durch das Gutachten des Stadtkreisarztes war diese
Lage als die beste für eine derartige Anstalt in Nem¬
scheid bezeichnet worden. (Zuruf des Abgeordneten
Oberdörster: Die Stadt hat ja das Grundstück zur
Verfügung gestellt!) Deshalb siud, glaube ich, diese
Gründe nicht so stark, daß man 'darauf hereinfallen
kaun. Sie müssen die Dinge nachprüfen. Aber es ist
auch interessant, festzustellen,daß das Gutachten, das
der Kreisarzt abgegeben hat, das im zustimmenden
Sinne war, nicht vorgelegt worden ist. Mau hat dann
vielmehr einen anderen Arzt hinzugezogen, der dann
auf Anweisung des sozialdemokratischenBeigeordneten
Iserloh es wieder abgelehnt hat, Zuschüsse für ein der¬
artiges Heim zu geben.

Wir beantragen, für diese Zwecke die 5>MN Mark zu
bewilligen, weil auch die Provinz selbst dazu übergeht,
Zuschüsse für Landheime für Schüler der höheren
Schulen zu geben. Um so berechtigter ist es, daß auch
die 50NN Mark für eiu Kiuderheim geopfert werden,
wo die Aermsten der Armen einige Wochen Erholung
fiudcu sollen. (Bravo! bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Gerlach.

Abgeordneter Gerlach: Meine Damen uud
Herren! Die sozialdemokratischeFraktion steht grund¬
sätzlich auf dem Standpunkt, daß alle solchen Heime —
Erholungsheime usw. — in der Regie der lommunaleu
Verwaltungen geführt werden müssen. (Zuruf eines
kommunistischenAbgeordneten: Die versagen!) Ge¬
rade uuser Parteifreund Iserloh, her eben in völlig
ungualifizerter Weise angegriffen worden ist, ist bahn¬
brechend auf dem Gebiete gewesen. Ich empfehle allen
Herren von der kommunistischenFraktion, sich das
Kinderheim der Stadt Nemscheid in Hohenhonncf ein¬
mal anzusehen, und dann, wenn sie von Hohenhonncf
kommen, einmal in das Kinderheim zu gehen, für das
^>e den Zuschuß hier fordern.

Weil richtig ist, was mir eben zugerufen worden ist, daß
manchmaldieGemeiudcu, im Gegensatz zuNcmscheid,auf
diesem Gebiete nicht hinreichend sorgen, sind wir durch¬
aus nicht der Auffassung, daß etwa unter allen Um¬
ständen Heime, die von privater Seite errichtet werden,
nicht unterstützt werden sollen. Wir nehmen für die
Arbeiterwohlfahrt auch in Anspruch, daß unsere Heime
unterstützt werden. Aber wir legen unsererseits stets
Wert darauf, nur solche Heime zur Unterstützung an¬
zugeben, die man als mustergültig ansprechen kann.

Und, meine Herren aus Nemscheid, Hand aufs Herz:
Wer von Ihnen behauptet denu, baß das Kinderheim
in Nemscheid, das Sie hier zur Nczuschussuugempfch-
lcu, mustergültig ist? (Zuruf eiues kommuuistischen
Abgeordneten: Das wollen wir ja ausbauen!)

Was der Herr Berichterstatter sagt, ist schon richtig,
uud es ist weiter richtig, was in einem Bericht steht,
der mir vorliegt, daß in einem Raum 16 Knaben und
in einem anderen Naum 16 Mädchen zum Schlafen
uutcrgcbracht sind, daß diese Näumc jedoch dermaßen
eng und niedrig und die Einrichtuugen so primitiv
sind, daß sie den hygienische»Anforderungen, die an
ein Kinderheim zu stellen sind, nicht entsprechen. Es
ist auch weiter richtig, daß es nun einmal mit den
Grundsätzen, die auch wir gemeinschaftlichmit niederen
sozial eingestcllteu Persönlichkeiten für die Einrichtung
vou Kinderheimen aufstellen, uicht in Einklang zu
bringen ist. (Zuruf eines kommunistischenAbgeord¬
neten: Wir haben gar leine Grundsätze!) Dafür kann
ich nicht, daß Sie keine Grundsätze haben. Wir haben
ganz bestimmte Grundsätze. Diese Grundsätze gehen
dahin, daß man in Kinderheimen nicht Erwachsene
zeitweilig unterbringt, und daß es eine ganz unver¬
ständliche Maßnahme ist, für ein solches Kinderheim,
wie es geschehen ist, die Konzessionfür alkoholfreieGe¬
tränke nachzusuchen. (Zuruf bei den Kommunisten.)
Wenn Sie noch soviel Zwischenrufe machen, dadurch
bessern Sie das Heim, für das Sie die Zuschüsse ver¬
langen, doch nicht, ve lacto kann man nur Zuschüsse
für Heime verlangen, die wirtlich den Kindern einen
Erholungsaufenthalt bieten, die auch in gesundheit¬
licher Beziehung das Neste darstellen, was es gibt. Das
können Sie für dieses Heim uicht in Anspruch nehmen.
Deshalb lehnen wir nicht ans grnndsätzlichru Er¬
wägungen den Zuschuß ab, weil wir Ihre Heime uicht
uuterstützcu wollen, sondern wir sind der Meinung,
daß die Einrichtungen, die die Stadt Nemscheid ge¬
schaffenhat, viel mustergültiger sind als dieses Heim,
für das Sie jetzt hier Zuschüsse vcrlaugen.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hack.

Abgeordneter Hack: Herr Landcsrat Gerlach hat
gefragt. (Zurrff des Abgeordneten Gerlach: Der Ab¬
geordnete!) Bei ihm kann man es manchmal nicht
unterscheiden; er macht es nämlich nach Bedarf. Wenn
er etwas sagen will, was die sozialdemokratische
Fraktion nicht sagen darf, dann ist er Nandesrnt und
Vertreter des Landeshauptmanns. (Zuruf des Ab-
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geordneten Gerlach: Das möchten Sie auch gern!)
Aber auch das hätte die sozaildemokratischeFraktion
nicht sagen 'dürfen, in deren Vertretung Sie als Ab¬
geordneter gesprochenhaben. (Zuruf des Abgeordneten
Gcrlach: UeberlassenSie uns das!) Sie haben gesagt:
Nicht grundsätzlich,weil die Kommunisten 'den Antrag
stellen, lehnen wir ihn ab, sondern aus anderen
Gründen.

Sie haben gefragt: Wer kann behaupten, daß das
beim den hygienischen Anforderungen entspricht?
Darum habe ich mich zum Wort gemeldet. Ich taun
behaupten, daß wir 5N Kinder hingeschickt haben, Herr
Gcrlach. Diese 50 Kinder sind in einer Gesamtzeit
uon vier Wochenmit ihrem Schulrektor Fricke in dein
beim gewesen. Ich war auch dort und habe es mir
angesehen.Waren Sie drin, Herr Gerlach? Die Frage
möchte ich einmal an Sie richten. Nein. Sie haben
also das, was Sie gesagt haben, von Ihrem sozial-
demokratischen Beigeordneten inspiriert bekommen.
lZuruf des Abgeordneten Gcrlach: Der ist mir mehr
wert als IN solcherLeute wie Sie!) Die Verhältnisse
kennen Sie nicht.

Thpisch ist für die gesundheitliche Nage, daß die
Stadt Nemschcid das Licht- und Lustbad in unmittel¬
barer Nähe der gesundheitsschädlichenMüllabladcstclle
harschtet, wo das Kinderheim liegen soll. Jedenfalls
>st das richtig, wenn man von einem Kinderheim der
Stadt Ncmscheidkommt, das die Stadt Ncmscheid mit
b'elen tausend Mark eingerichtethat, und kommt dann
'n ein Proletarierkinderheim, so findet man es natür-
«ch dort nicht so gut. Wofür spricht das? Das spricht
N'r den Antrag. Wenn wir nämlich die 500N Mark
Mben, können wir den Kindern anständige Betten usw.
"'r Verfügung stellen. Wissen Sie, Herr Gcrlach, daß
°le Arbeiter von Ncmscheid, auch ein Teil sozialdenio-
"lltischcr Arbeiter, unter Professor Resch damals an
°<"n Kinderheim gemauert haben, daß sie kostenlosihre
^.'""te Arbeitszeit zur Verfügung gestellt haben, daß
.'" Pfennig für Löhne ausgewandt worden ist? (Zurnf
^"abgeordneten Görtinger: Das ist sehr anerkennens¬
wert!) Also das Kinderheim ist wirklichvon der Ar-
"^'terschaft ohne einen Zuschuß hergestellt worden,
"^nn es schon da ist, und die Kinder befinden sich auf
'nenl Ausflug, und es kommen Erwachsene hin, die

l e besuchen, so bann man sich doch nicht auf den Stand-
wn^ hellen: Das Kinderheim wird zeitweilig für Er-

achsene verwandt; infolgedessenmüssen wir es als
Mderheim ablehnen. Das ist doch zum mindesten

Mober Unfug.
vu,^ Kinderheim wird in der Zeit der Ferien nur

n Kindern belegt, und die einzigen Erwachsenensind
drii^'^" '"" Haushalt, die - das betone ich ans-
geb" ^ "uch zum Teil den Sozialdemotratcn an-

yoren und kostenlos ihre Arbeit der Internationalen
rueiterhilfe, Iran Becker, zur Verfügung stellen.

Nli^ ^" A"u Abgeordneten Necker: Unsere Mit-
ehvli? b'"Kn das nicht!) Frau Becker macht den

"chen Zuruf: Unsere Mitglieder dürfen das nicht.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Becker: Weil es nicht
korrekt zugeht!) Es ist sehr gut, daß die Ocffcutlich-
kcit hört, daß sozialdcmokratischeMitglieder au prole¬
tarischen Kinderheimen auf Befehl der Sozialdcmo-
kratischen Partei nicht mitarbeiten dürfen, weil es viel¬
leicht dem Beigeordneten da nicht paßt.

Aber Tatsache ist, daß die Kinder alle restlos mit
Gewichtszunahmenwiedergekommensind. Das hat die
ärztliche Untersuchung des Stadtarztes in Barmen er¬
geben. (Glocke des Vorsitzenden.) Wer nun noch zu
sagen wagt, er sei Nrbeitervertreter, und lehnt die
Mittel für ein proletarisches Kinderheim ad, der ist
genug gekennzeichnet, der soll sich etwas schämen.
(Zuruf des Abgeordneten Gerlach! Setz dich!)

VorsitzenderDr. Z arrcs: Es hat sich noch Herr
'Abgeordneter Nenner zum Wort gemeldet. Ich muß
darauf aufmerksam machen, daß die Redezeit der
Fraktion erschöpftist.

Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Wir kommen
zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigen, die für den Antrag des I. Fach¬
ausschusses sind, sich zu erheben. — Der Autrag ist an¬
genommen.

Meine Damen und Herren! 2 Uhr ist vorbei. Wir
müssen setzt Wohl schließen. Ich beantrage deshalb, den
Nest der Tagesordnung auf die morgige Tagesordnung
zu setzen, ebenso alle übrigen Vorlagen, die noch nicht
erledigt worden sind. (Ein Abgeordneter bittet zn
einer persönlichen Bemerkung ums Wort.) Darf ich
erst die gcschäftsordnungsmäßigen Sachen erledigen?

Ich bitte um die Ermächtiguug, alle diejenigen
Punkte, die noch nicht erledigt worden sind, auf die
morgige Tagesordnung zu setzen. (Zuruf: Wann be¬
ginnt die Sitzung?) Ich schlage vor, die Sitzung
morgen um 9^! Uhr beginnen zu lassen.

Es ist noch ein Abänderungsautrag der Zentrums¬
fraktion zum Antrage der SPD.-Fraktiun (Drucksache
138) eingegangen. Er ist verteilt. Der FachausschußI
braucht sich Wohl nicht mehr damit zu befassen.

Dann ist ein Entschließungsantrag der KPD.-
Frattion eingegangen:

„Die Debatte über den Todesfall in Nicderseßmar
hat ergeben, daß der Untersuchungskommissionvon
Her Anstaltsleitung eine andere Darstellung des Sach¬
verhalts gegeben wurde als dem Abgeordneten Nohl,
der am Tage nach dem Vorfall mit der Anstnlts-
leitung verhandelte.

Zur Klärung dieser Differenzen wird der zu¬
ständige Ausschußbeauftragt, eine neue Besichtigung
der Anstalt vorzunehmen. Der Abgeordnete Nohl ist
zu dieser Besichtigung einzuladen."
Zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterDr. Kaiser.
Abgeordneter Dr. Kaiser: Meine Damen und

Herren! Die Angelegenheit ist gestern nach ausführ¬
licher Verhandlung durch Beschluß des Landtages er¬
ledigt worden. Ich beantrage deshalb, über den Antrag
zur Tagesordnung überzugehen.
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Vorsitzender Dr. Iarres: Zur Geschäftsordnung
Herr Abgeordneter Obevdörster.

Abgeordneter Ober d ö rster : Ich widerspreche
dem Antrage des Abgeordneten Kaiser, und zwar des¬
halb, weil wir Wert darauf legen, daß hier durch den
zuständigen Ausschutz festgestellt wirb, daß entweder
bas, was von uns gesagt wovden ist, den Tatsachen
entspricht, oder aber, daß wir hier den Landtag an¬
gelogen haben.

VorsitzenderDr. Iarres: Es ist der Antrag ge¬
stellt worden, über diesen Entschließungsantrag zur
Tagesordnung überzugehen. Wer für diesen Antrag
ist, den bitte ich, sich zu erheben. (Zuruf eines kommu¬
nistischen Abgeordneten: Die Beschlußfähigkeit wird

angezweifelt!) Die Beschlußfähigkeitwird von zwei
Herren angezweifelt. Das genügt nicht. (Es erheben
sich noch einige kommunistische Abgeordnete.) So
genügt es. Dann lasse ich auszählen. Ich bitte die
Herren Abgeordneten Dr. Kaiser und Görlinger, die
Auszählung vorzunehmen.

Das Bureau ist außer Zweifel dariiber, daß wir
nicht beschlußfähig sind. Die Sitzung wird also ab¬
gebrochen.

Ich kann deshalb auch zu einer persönlichen Be¬
merkung weiter nicht das Wort geben. Die nächste
Sitzung ist morgen vormittag um 9^ Uhr.

(Schluß 2 Uhr 15 Minuten.)

Sechste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf. Scnusiag, den 9. April 1927.

(Beginn t<> Uhr 15 Minuten.)

Tagesordnung :
1. Eingänge.
2. Antrag des l. Fachausschusses zu

,1) dem Antrage der Stadtverordneten-Versamm¬
lung zu Nitburg, der Stadtverordneten-Ver¬
sammlung zu Neuerburg, Kreis Bitburg, der
Gemeinde Bollendorf, Kreis Bitbnrg, und des
Verkehrsausschusses zu Bollcndorf auf Befür¬
wortung der von den Antragstellern gewünsch¬
ten Eisenbahnlinien,

l>) der Entschließung der kommunistischenFraktion
an die Reichs- und Staatsregierung, betr. Auf¬
nahme der Bahnlinie Irrel—Echternacherbrück—
Bollendorf—Schwarzenbruch—Sinspelt—Neuer¬
burg in das Arbeitsbeschaffungsprogramm,

<-) der Entschließung der Fraktion der Wirtschaft¬
lichen Vereinigung an die Neichsregierung, betr.
Aufnahme des Bahnbaues Nitburg—Neuer¬
burg—Irrel in das gegenwärtige Arbeits¬
beschaffungsprogramm,

6) dem Antrage der kommunistischen Fraktion,
betr. Aufnahme der projektierten Eisenbahn¬
linien Neuwied—Engers—Selters und Ncu-
wied—Wiedmühlein das gegenwärtige Arbcits-
beschaffungsprogramm.

3. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
kommunistischenFraktion, betr. Errichtuug eines
Provinzial - Wohlfahrtsamtes als Kontrollorgan
und Neschwcrdeinstanzim Sinne der aus der Für-
sorgepflichtverordnung resultierenden Aufgaben.

1. Antrag des 1. Fachausschusses zu der Entschließung
der Zentrumsfrattion au die Reichs- und Staats-
regicrung, betr. besondere Berücksichtigung der
Rheinprovinz infolge der gegenüber dem übrigen
Deutschland relativ größeren Zahl der Arbeitslosen
bei Gewährung der aus der produktiven Erwerbs-
losenfürsorgc zu Notstandsarbcitcn zur Verfügung
stehenden Mittel.

5. Antrag des i. Fachausschusseszu der Eingabe des
Deutschen Verbandes für die berufliche Kranken-
und Wohlfahrtspflege und des Verbandes der Ge¬
meinde- und Staatsarbeiter, betr. andcrweite Ve-
suldungsregelung der Beamten der Rheinischen
Provinzialanstalten der Besoldungsgruppen II
bis VII.

L. Antrag des 1. Fachausschusseszu der Eingabe der
beamteten Aerzte an den Rheinischen Provinzial-
Heil- uud Pflegeaustaltcn, betr. Aenderung ihrer
Amtsbezeichnung.

7. Antrag des I. Fachausschusseszu der Eingabe der
Direktion der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt
Vcdburg-Hllu, betr. höhere Ortstlasscneinstufung
der Anstalt Vedburg-Hau.

8. Antrag des I. Fachausschusseszu der Eingabe der
Hausvorsteher der Provinzial-Erziehungsheime,
betr. die Wiedereinführung der Hausvorstcher-
zulage.

9. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
kommunistischen Fraktion, betr. Aenderung °cr
Reichsbesuldungsordnung und Umgestaltung ber
Ruhegehllltsordnung.
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10. Antrag des 1. Fachausschusses zu dem Antrage der
tommuuistischen Fraktion, betr. anderwcite Bcsol-
dungsregclnng der Beamten uud Angestellten der
RheinischenProvinzialvcrwaltung in den Gruppen
I bis III.

11. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
kommunistischen Fraktion, betr. Uebernahme des
Pflichtantcils der bei der Provinzialvcrwaltung
beschäftigten Arbeiter und Angestellten an den Bei¬
trägen der Sozialversicherung seitens der Verwal¬
tung und der Beitragszuschüsse für die freiwillige
Kranken- und Angcstclltcnvcrsicheruug.

12. Antrag des I. Fachausschusses zu dem
n) Haushaltsplan „Verschiedenes" für das Rech¬

nungsjahr 1927; in Verbindung hiermit
d) Antrag der Zentrumsfraktion auf Erhöhung

des Zuschusses an die Fachschule für Wirtschaft
und Verwaltung in diesem Haushaltsplan um
1W0 Mark,

<) Antrag der sozialdemokratischen Fraktion auf
Einsetzung eines Betrages von 15!) 000 Mark für
Kinderspeisung in den gleichen Haushaltsplan.

13. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
kommunistischen Fraktion auf Ginstellung eines
Betrages von 50N N0N Mark für Kindcrspeisung in
den „Außerordentlichen Haushalt".

11. Antrag des V. Fachausschusses
") zu der Entschließung der Zentrumsfraktion, betr.

Gewährung einer Meistbegünstigung für die
französische Weincinfuhr bei Abschluß des end¬
gültigen Handelsvertrages mit Frankreich,

d) zu dem Antrage der KPD.-Frattiou,
^) zu dem Autragc der Wirtschaftlichen Vereini¬

gung.
^'- Antrag des V. Fachausschusses zu den, Antrage der

Wirtschaftlichen Vereinigung auf Abändcruug des
Ncingesetzes über „Hefewein".

16. Antrag des V. Fachausschusses zu der Entschließung
der KPD.-Frattion, betr. Stellung eines Antrages
nn die Reichs- und Staatsregierung auf Nieder¬
schlagung der an Kleinwinzer gewährten Kredite.

17- Antrag des V. und I. Fachausschusses
n) zu dem Antrage der Zentrumsfraktion auf

finanzielle Förderung des Obst- uud Gemüse¬
baues in der Rhcinprovinz nebst

d) dem Antrage der Arbeitsgemeinschaft auf Be¬
reitstellung eines Betrages von L0 00U Mark zu
dem erwähnten Zweck.

^- Antrag des IV. und I. Fachausschusses
") M dem Haushaltsplan der Provinzialstraßen-

bcrwaltung,
b) 3« dem Haushaltsplan über die Untcrstützuug

des Gemeinde- und Kreiswegebaues für das
Rechnungsjahr 1927.

19. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über die Unterstützung zum Bau uud Betrieb
von Kleinbahnen für das Rechnungsjahr 1927.

2«. Antrag des IV. und I. Fachausschusses
n,) zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-

ausschusses, betr. die Aufnahme einer Anleihe im
Betrage von 13 Millionen Mark zwecks Durch¬
führung eines von Reich und Staat durch
Zinszuschüssc geförderten Arbcitsbeschaffungs-
programms für den Straßenbau,

d) zu dem Iusatzantrage der KPD.-Frattion auf
Erhöhung der Anleihe ans 20 Millionen Mark.

21. Antrag des IV. und I . Fachausschusses zu dem
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betr. Bewilligung einer Beihilfe zu den Kosten der
Verbesserung der Straßenbrücke über die Mosel
zwischen Vullah uud AIs.

22. Antrag des I. Fachausschusses
a) zu dem Autrage der Zentrumsfraktion an die

Reichs- und Staatsregierung auf stärkere
Förderung der Wiederbelebung der Wirtschaft
in der Rheinprovinz und auf Ueberweisung aus¬
reichender Mittel an die Gemeinden und Ge-
meindcverbände zur Unterstützung der Opfer
der Wirtschaft;

d) zu dem Zusatzantrage der sozialdemotratischen
Fraktion zum Antrage der Zentrumsfraktion,
betr. Rationalisierung und Zusammenlegung
von Betrieben im westlichen Industriegebiet,
und Abänderungsantrag der Zentrumsfrnltiou
zu dem Zusatzantrag der SPD.-Frattion,

23. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
sozialdemotratischen Fraktion auf Ginsetzung eines
Betrages von 100 000 Mark in den nächstjährigen
Haushalt der Provinzialverwaltung zur Verbilli-
gung der von der üandesbcmk zur Förderung des
gemeinnützigen Wohnungsbaues ausgclichencu
Hhpotheten.

21. Antrag des l. Fachausschusses zu dem Antrage des
Abgeordneten Dr. Ereutz auf Gewährung eines
weiteren verbilligten Darlehens von 300 000 Mark
an den Kreis Adcnau zum Bau des NUrburg-
Ringes.

25. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
sozialdemokratischen Fraktion, betr. Grhöhuug der
Ortslöhne.

26. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
Zentrumsfraktion an die Reichs- und Staats¬
regierung, betr. Verwendung von Natursteinen der
Steinindustrie des besetzten Gebietes zum Bau von
öffentlichen Gebäuden, Brücken usw.

27. Antrag des III. und I. Fachausschusses zu dem
Bericht und Antrage des Provinzialausschusses, betr.
1. Uebernahme von Bürgschaften auf Grund der

dem Provinzialcmsschuß durch den 71. Provin-
ziallandtag erteilten Ermächtigung;
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2. Ermächtignng des Pruvinzialansschnsses, im
Rechnungsjahr 1927 nochmals Bürgschaften in
Höhe von 800 000 Mark zu übernehmen.

2«. Antrag des I. Fachausschusses
,„) zu dem Antrage der Fachgruppe der Selrc-

tariatsbcamten der Rheinischen Provinzial-
vcrwaltung auf Nesserstellungin ihren Bezügen,

K) zu dem Antrage der Fachgruppe der Sekre-
tariatsbcamten bei der Provinzial-Fenerversiche-
rnngsanstalt auf Schaffung weiterer Bcfördc-
rnngsstellen in Gruppe X und XI;

>') zu dem Alltrage der kommunistischenFraktion,
c3) zn dem Antrage der Zcntrnmsfraktion zu dcu

Anträgen -,) und l>) sowie
e) zu dem Ergänzungsantrag der Zcntrums-

fmttion, betr. Ucberwcisung des Antrages der
Landesamtmännrr auf Besetzung von in
Gruppe XI besoldungsplanmäßig vorgesehene»
Stellen.

29. Antrag des I. uud III. Fachausschusses zn dem
Haushaltsplan „Anßcrordentlichcr Haushalt" für
das Rechnungsjahr 1927.

30. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht n»d
Antrage des Provinzialnnsschusscs,betr. Aufnahme
einer Anleihe von 5,79,500 Mark.

31. Antrag des I. Fachansschusseszu dem Haushalts¬
plan der Vermögens- nnd Schuldenverwaltnng für
das Rechnungsjahr 1927.

32. Antrag des I. Fachansschussrszu dem Haushalts¬
plan über Steuern uud Ucberwcisungcn ans
Reichs- und Staatsmitteln für das Rechnungsjahr
1927.

33. Entschließung des I. Fachausschussesüber die Ver¬
teilung der Kraftfllhrzengstcucr.

31. Autrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Provinzialvcrwnltnng für das Rechnungs¬
jahr 1927 nnd Vorbericht hierzn, nebst
Bericht nnd Antrag des Provinzialciusschusscs,
betr. Aenderung des Entwurfs des Haushaltsplans
für 1927.

35. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der Zcntrnmsfraktion, betr. energisches Vorgehen
seitens des Landcsjugcndamtcs gegen Schmntz-
lind Schundschriften.

VorsitzenderDr. Iarres : Die Sitzung ist eröffnet.
Schriftführer sind die Herren Abgeordneten Dr.Kirchncr
und Hauck. Ich bitte sie, hier Platz zu nehmen. (Ge¬
schieht.)

Die Niederschrift über die gestrige Sitzung liegt auf
dem Tische des Hauses offen. Für heute hat sich Herr
Abgeordneter Henrh entschuldigt.

Ich habe sodann mitzuteilen, daß die KPD. ihren
Antrag auf Kündigung des Mietvertrages mit dem
katholischenFürsurgcerziehungsheim Maria Veen und
Ncnntzung der Anstalt Galkhaufcn (Drncksache103)
zurückgezogen hat, nachdem die Verwaltung im

III. Fachausschußerklärt hat, daß sie bereits in Aus¬
sicht genommen habe, die Anstalt Galkhansen sobald
als möglich wieder ganz für die Unterbringung von
Geisteskrankenzn benutzen.

Der Gntschlicßnngsantrcig der KPD. über den
Todesfall in Nicderscßmar ist gestern bereits verlesen
worden. Gestern hat Herr Abgeordneter Dr. Kaiser zu
dieser Entschließung den Uebergaug zur Tagesordnung
beantragt. Das Hans war aber nicht beschlußfähig.(5s
muß nun heilte über diesen Antrag entschieden werde».
Zu dieser Sache wird nachher ein Antrag von Herrn
Abgeordneten Iansen gestellt werden. Ich lasse dar¬
über abstimmen,sobald wir die Tagesordnung für heute
festgesetzt haben.

Ueber die geschäftlicheBehandlung der heutigen
Tagesordnung ist sich der Acltestenrat eben schlüssig
geworden. Die Fraktionen haben sich über eine Be¬
schränkungder Redezeit zu den einzelnen Punkten ver¬
ständigt. Die Herren Fraktionsführer werden davon
Mitteilung machen. Auch heute gilt dasselbewie gestern.
Ich bin von dem Acltestenrat beauftragt worden, die
Beschränkung der Redezeit entsprechend dieser Ab¬
machung durch das Haus beschließen zn lassen, falls
diese Abmachung nicht gehalten werden sollte.

Der Acltestenrat schlägt ihnen dann vor, den
Punkt 1 mit dem Punkt 22 zu verbinden und ihn
hinter 22 zu behandeln, dann die Punkte 9 bis 11 zu
verbinden und mit diesen Punkten den Pnntt 2« zu
behandeln, ferner die Punkte 12 und 13, II bis IN, 1^
bis 20, 29 bis 31 zu verbinden.

Zu Punkt 35 kann ich Wohl die Erklärung abgebe»,
daß die Zeutrumsfraktion den Antrag zurückzieht.
Herr Abgeordneter Mönnig, wird der Antrag zu
Punkt 35 zurückgezogen? (Abgeordneter Mönnig!
Jawohl!) Dann ist Pnnkt 35 znrückgezogrn,nachdem
die Zcntrnmsfraktion ihren Antrag nach der Beratung
im Fachausschußzurückgezogenhat.

Ich bitte dann zunächst über den Entschlicßuugs-
antrag der KPD. über den Todesfall in Niederscßnmr
abzustimmen. Da hat Herr Abgeordneter Iansen
ums Wort gebeten.

Abgeordneter Iansen, Lammersdorf: Meine
Damen und Herren! Ich wollte in dieser Sache cineu
Vcrmittlungsllntrag stellen. Gs war ja von hier aus
der Antrag auf Ucbergaug z»r Tagesordnung gestellt
worden. Da wir wiederholt hier erklärt haben, daß
wir nichts zu scheuen haben und jeder Aufdeckungder
Wahrheit uusere Dienste leihen, so »lochte ich den An¬
trag stellen, daß insofern dem Antrage der Linken M
gestimmt werden soll, als eine kleine Kommission M"
der Verwaltung die Sachlage nntersucht, uud zwar
eine Kommission, bestehend ans den beiden Vorsitze»'
den der Kommlssio», die der SPD. und dem Zentrum
angehören, unter gewünschter Zuziehung des Herr»
Kollegen Nohl und eines Herrn, der von der Arbeits¬
gemeinschaftbestimmt wird (Zuruf rechts: Gickmann!),
so daß die vier Fraktionen berücksichtigt sind.
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Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Angeordneter Dr. Wesenfeld.

Abgeordneter Dr. Wesenfe I d: Meine Damen
und Herren! Wir schließen uns dem Autrage des
Herrn Pfarrer Iansen an und bitten, unsererseits
Herrn Dr. Gickmann in diese Kommission zu wählen.
Auch wir legen den größten Wert darauf, daß die
Sache, wcuu sie auch für die Mehrheit des Hanfes voll¬
kommenzweifelsfrei ist, doch auch uach außen hin noch
einmal in Gegenwart der Kritiker der kommunistische»
Fraktion klargestelltwird, damit mich nicht der geringste
Vorwurf auf der Austnlt hängen bleibt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Znr Geschäftsordnung
Herr Abgeordneter Hack.

Abgeordneter Hack: Ich stelle fest, daß das Zen¬
trum den Autrag gegen Schmutz und Schund zurück¬
gezogen hat. Ich bin aber uicht damit einverstanden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
back, darüber verhandeln wir jetzt nicht.

Abgeordneter Hack: Zur Gcschäftsordnuug taun ich
Ihnen aber etwas sagen. (Zuruf: Aber nnr zu diesem
Vunkt!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Wir sprechen jetzt zu
üem Todesfall iu Nicderseßmar. Ich gebe Ihnen das
^ort, wenn Sie es verlangen könueu. Dieser Pnutt
Muß jedenfalls zunächsterledigt werden.
, Abgeordneter Hack: Zur Geschäftsordnung kann
lch jederzeit das Wort verlangen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wenn ich es Ihnen
llebe. Das Wort hat Herr Dr. Wescnfeld.

Abgeordneter Dr. Wesenfeld: Wir schlagenfür
"'ederseßmar Herrn Julius vor, der bereits der Kom¬
mission angehört.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
abgeordneter Oberdörster.

Abgeordneter Oberdörster: Wir ziehen nnsercn
Antrag zurück, falls beschlossen wird, daß unser Freund
l°l>l zugezogen wird, wenn einige Mitglieder des

"auscs noch einmal eine Prüfung der Angelegenheit
"« «rt und Stelle vornehmen.

VorsitzenderDr. Iarres : Ich habe die Anregung
^ Herrn Abgeordneten Iansen so verstanden, daß an

>,".u>ld Stelle, sobald es notwendig sein sollte, vcr-
mnurlt wird. (Zuruf des Abgeordneten Oberdörster:
"^Ml das beschlossen wird, ist unser Antrag zurück-
u^ugeu!) Der Antrag ist also zurückgezogen. Die kleine

"Mmissionnach dem Vorschlage des Herrn Abgcord-
min" ^""^" ^ beschlossen, nnd zwar soll diese Kom-

Mion au Ort und Stelle tagen. - Damit sind Sie
""uerstauden.

Atunmehr hat das Wort zur Geschäftsordnung Herr
^geordneter Hack.
u.,,?'ae°r°neter Hack: Ich erkläre, daß wir mit der

"""ahme des Antrages nicht einverstanden sind.

(Zuruf des Abgeordneten Gcrlach: Das ist doch Sache
der Antragsteller!) Wir haben zn Schmutzund Schnnd
sehr viel zn sagen; darauf können Sie sich verlassen /
(Heiterkeit), auch, Herr Gerlach, daß Ihr FrattionS-
redner gestern bei der Festrede gesagt hat: Sanfen wir,
bis unser GesichtSvursprungrot werde! Wir werden
aber die Arbeiter so rot mache»,daß Ihre Aase» lang
und uicht rot werden. (Zuruf des Abgeordneten Ger¬
lach: Ist das alles znr Geschäftsordnung?) Znr Ge¬
schäftsordnung können Sie mich jetzt eiumal sprechen
lasse»; das habe ich bis jetzt nicht gekonnt, weil Sie
dauernd gesprochenhaben.

Wir wenden nns dagegen, daß der Antrag zurück¬
gezogenwird, weil im Fachausschußgesagt und schrift¬
lich formuliert worden ist, daß der Antrag als erledig!
betrachtet wird. Es ist allerdings darüber diskutiert
wordeu, wie man es machen könne, daß er nicht auf die
Tagesordnung käme, uud zwar uach meinen Aus¬
führungen gegen den Antrag des Zentrums. Da ist
ausdrücklich gesagt wordeu: Der Antrag muß nach
dieser Formnlieruug auf die Tagesordnung. Wir haben
einen Entschließuugsautrag unten bei Herrn Wicrtz
auf dem Bureau abgcgebeu uud gesagt: Nehmen Sie
diesen Eutschließuugsantrag. Da hat Herr Wicrtz er¬
klärt: Nein, der Antrag des Zentrums kommt ans die
Tagesordnung. Daun sind wir zn verschiedenen Mit¬
gliedern des FachausschussesII gegangen, nnd es ist
festgestelltworden, daß die Auffassung besteht: Er ist
nicht zurückgezogen, sonder» als erledigt zu betrachten.
Wir haben ausdrücklich uutcu im Bureau erklärt:
Wenn der Antrag zurückgezogen ist, dann kommt unser
Eiitschließungsantrag. Ist er aber als erledigt zn be¬
trachten, so wird unser Antrag zurückgezogen. Infolge¬
dessen kann es nicht gcheu, daß jetzt der Autrag als
zurückgezogen betrachtet wird. Ist er nicht erledigt, so
muß er auf die Tagesordnung. Weil» er aber als zu¬
rückgezogenbetrachtet wird, haben wir das Recht, zu
verlangen, daß die Entschließung, die Kür ordnungs¬
mäßig abgegeben haben, auf die Tagesordnung gesetzt
wird.

Vorsitzender Dr. Iarres : Meine Dame» und
Herren! Der Puutt steht auf der Tagesordnung und
ist auch nach meiner Auffassung durch die Zurücknahme
durch das Zentrum nicht ohne weiteres erledigt. Ich
bin der Auffassung, daß wir darüber beraten müssen,
falls nicht hier beschlossen wird, ihn von der Tages¬
ordnung abzusetzen.Ich sehe in der Beziehung Ihren
Anträgen entgegen.

Herr Abgeordneter Dr. Wesenfeld.
Abgeordneter Dr. Wesenfeld: Ich beantrage,

den Punkt von der Tagesordnung abzusetzen.
VorsitzenderDr. Iarres: Es ist der Antrag ge¬

stellt, den Punkt von der Tagesordnung abzusetzen.
Ich bitte diejenigen, die für diesen Antrag sind, sich
zn erheben. — Der Punkt ist von der Tagesordnung
abgesetzt. (Zuruf des Abgeordnete,, Schröcr, Essen:
Ist Euch gestern der Mut ausgegangen?)
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Wir kommen zu
Punkt 2: Antragdes I. Fachausschusseszu
li) dem Antrage der Stadtverordneten¬

versammlung zu Vitburg, der
Stadtverordnetenversammlung zn
Neuerburg, Kreis Vitvurg, der Ge¬
meinde Bollendorf,Kreis Bitburg,
und des Verletz rsausschusses zu
Vollendorf auf Befürwortung der
v u n d e n A n t r a g st e l l e r n g e w ü n s ch t e n
Eisenbahnlinien ^

d) der Entschließung der kommunisti¬
schen Fraktion an die Reichs- nnd
Staatsregierung, betr. Aufnahme
der Vahuliuie Irret — Echterna ch er¬
drück — Vollendorf — Sch Warze u-
bruch — Sinspelt — Neuerburg i»
das Arbeitsbeschaffungsprogramm;

e) der Entschließung der Fraktion
der Wirtschaftlichen Vereinigung
an die Reichsregierung, betr. Auf¬
nahme des Bahnbaues Bit bürg —
Neuerburg —Irr el in das gegen¬
wärtige Arbeitsbeschaffuugs-
Programm ;

6) dem Antrage her kommuni st i s ch e n
Fraktion, betr. Aufnahme der pro¬
jektierten Eifenbahnlin i en Neu-
wied — Engers — Selters und Neu-
wied — WiedmUHIe in das gegen¬
wärtige Arbeitsbefchaffuugs-
Programm ;

Verichterstatter zu allen diesen Punkten ist Herr
Abgeordneter Dr. Hold.

Abgeordneter Dr. Hold: Meine Damen und
Herren! Der I. Fachausschuß hat sich wiederholt mit
diesen Anträgen befaßt. Er schlägt Ihnen in Aufhebung
seiner Veschlüsse vom l!. d. M. (Drucksache I05>) folgende
neue Fassung vor: „Der Provinziallandtag wolle an
die Reichs- und Staatsregierung das Ersuchen richten,
in das Arbeitsbeschaffungsprogramm den Van von
Vahnlinien im besetztenGebiete aufzunehmen,"

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Frisch.

Abgeordneter Frisch: Meine Damen und Herren!
Vei den Vorlagen, die sich auf die Vahuprojrtte im be¬
setzten Gebiet beziehen, mag auf der einen Seite für
den Nichtkenner verständlichsein, daß man in einfacher
Form das Ganze zusammenfaßt, wie es der 1. Fach¬
ausschuß hier getan hat. Wenn man aber auf der
anderen Seite hier bei der Gesamttagung des 7ü. Pru-
vinziallandtags der Bevölkerung des besetztenGebiets,
insbesondere den Grenzbewohnern, sein Mitleid über
ihre Unterdrückung ausgesprochen hat, so kann man
doch nicht ohne weiteres darüber hinweggehen, indem
man nur einfach die Reichs- oder Staatsregiernng auf¬

fordert, Bahnbauprojekte des gesamten besetzten Ge¬
bietes zu befürworten.

Hier handelt es sich um ciu Bahnbauprojekt, welches
das westliche Gebiet der Eifel erschließen soll. Ich
möchte hier insbesondere nochmals an die Ausführuu-
gen des Herrn Dr. Saaßen erinnern, dem der Vezirt
unterstellt ist und der wahrscheinlich auch iu die Einzel¬
heiten der Verelendung seines Bezirks hineinsehen
kann.

Wenn man dann aber nicht zu eiuem Veschluß
kommt, nun llnr festzulegen,die nnd die Linie, so kann
ich das nicht verstehen. Der Provinziallandtag müßte
anch in dieser Beziehung eine Entscheidung fällen,
selbst über die Meinung derer hinans, die sich angeblich
schon ganz klar für eine Linie im Bezirk Bitburg aus¬
sprechen. Wenn der Landrat von Bitburg sich für ein
Projekt über Holsthum ausgesprochen hat, so verstehe
ich dies Wohl, da dieser eine Mann sich nicht gescheut
hat, sich persönlichan alle Instanzen bis an die Reichs-
bnhndirettion Trier, sogar an die Hauptverwaltung der
Reichsbahn zn wenden und sich dort für das Projekt,
das er hier befürwortet hat, einzusetzen.

Meine Herren! Bei diesem Projekt ist darüber zu
entscheiden, ob man auf der eiueu Seite über 5>X>
Tausend Menschendes westlichen Eifelgebiets sozusagen
zur Auswanderung oder zum Hunger zwingen will
oder ob man auf der anderen Seite tausend Menschen
in etwa gerecht werden will. Das Drängen ans Er¬
schließen der Westeifel geht auf das Jahr 1912 zurück.
Schon in der Periode, wo Luxemburg »och in deut¬
scher Zollunion war, haben es sich die Gemeinde
Bollendorf uud die anschließenden Gemeinden ange¬
legen sein lassen, daß man auch dieses Gebiet erfaßt-
Das hat schon im Jahre 1912 unter der Fiihrnng der
Gemeinde Bollendorf und der anschließenden Grenz-
gemeinden zu einer Petition geführt, die bei der da¬
maligen Reichsrcgierung eingereicht worden ist. Diese
Petition wurde dauu zur Weiterbearbeitung der
Reichsbahndireltion Saarbrücken überwiesen. Die
Rrichsbahndirektion Saarbrücken hat iu der damalige"
Angelegenheit entschieden,das Projett, das in unsere,«
Antrage verlangt wird, zum Bau zu bringen. Ma»
hat nach dem Kriege eine Kommission gewählt. Diese
Kommission wurde vom Kreistag Bitburg zusammen¬
gesetzt, und zwar mit einer Mehrheit, die für dav
Projekt des Herrn Landrats von Bitburg war. N>n'
der Vorsitzendeder Kommission,der Bürgermeister von
Bollendorf, war derjenige, der die andere Linie vertrat-
Schon damals wurde gegen die ungleichmäßige Z«'
sammeusetzuugdieser Kommission Protest erhoben und
von vornherein schon erklärt, daß nichts anderes dabei
herauskäme als eiue Befürwortung des Projetts, da^
der Herr Landrat von Bitburg iu Vorschlag ab¬
bracht hat.

Meine Damen und Herren! Wenn man über dl
kommunalen Verhältnisse in der Hocheifel in etw
orientiert ist, ist man sich sicherlich auch tlar über tne
Machtbefugnisse, die ein Landrat sich anmaßt, und es
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lst selbstverständlich,daß ein Bürgermeister es nicht
wagt, mit seinen Ansichten und Wünschen dem ent¬
gegenzutreten.

Hier steht die Gemeinde Bollendorf, die mit diesen,
Gebiet erfaßt werden soll. (Redner weist auf einen
-plan.) Damit Sie ein verständliches Bild bekommen,
^ine generelle Linie ist geplant von Nencrbnrg nach
^rrel. Irre! liegt hier. Nun geht diese Gemeinde oder
dieser Kreis dazu über und findet sich bereit, mit der
gesamte» Linie von Neuerburg bis Schwarzenbrnch
nch einverstanden zu ertläreu, wünscht aber, daß dieser
Kreis erfaßt werden soll, wohingegen der Vorschlag
°es Herrn Landrats in Bilburg und der Reichsbahn-
Erektion Trier dahin geht, dieses Gebiet hier zu er¬
sassen.
. Die Burteile und Nachteile, die hier vorliegen, sind
wlgende:

Hier in diesem Gebiet, wo der dicke Strich ist, er-
chließt die Eisenbahn, wenn sie gebaut wird, etwa

"W Menschen, die sich tonzentrieren in Schanlwciler
Und Hulsthum uud einem Ort Peffingen, wohingegen
e, der anderen Linie an der Grenze vorbei allein
chon der Ort Bollendorf über 1.".00 Einwohner hat,

'"daß dieser eine Ort mehr Einwohner zählt, als die
Andere Linie an Einwohnern berührt, .hinzu kommen
"'er Weilerbach, Echternacherbrückund alle diese Orte,
°« allerdings bei der Berechnung des Eiseubahn-
"°,elts eine wichtige Rolle spielen.

Wenn Herr Dr. Saaßen gestern erklärte, daß es
unbedingt nutwendig sei, der Grenzbevölleruug zu
^lfen, su stimme ich mit ihm darin übercin. Aber, Herr
"r. Saaßen, es wäre auch hier tatsächlicham Platze,
sch,^ "'"""l 3U untersuchen, inwieweit die Vor-
"Uage, die bis jetzt vurliegen, in etwa praktisch in
^c tummen. Ich bin der Auffassung, man muß der

e'cysbllhndirektionTrier und auch der Finanzverwal-
sul"U b" Reichsbahn erklären: Man dürfe bei einem
sich? ^'seubahnprojekt nicht bloß den lokalen Ge-
and "^ ^hingehend betrachten, >daß her eine oder
su>°^ sewe PersönlicheMeinung zum Ausdruckbringt,
Vunf?" """' "'UK hier vom volkswirtschaftlichenStand-
Nel. 5 ""6 die Entscheidung fällen. Wem, das maß-
fii, >'° lem soll, so kann niemals ein Mensch,der nicht
lich '^"ldeine Richtung parteipolitischer oder persün-
^urt r ^ "ureingcnunnnen ist oder seine persönlichen
V,-,. !. ^'^'^ ^ dem Entschluß kommen, ein solches

^" vorzuschlagen,
bo» ^ .^"'tabilitätsfrage, die gestellt worden ist und
ander"'^ ^°^"^ s"^ °as eine Projekt gegenüber dem
^."'ausgespielt wird, liegt ungefähr folgender¬
en"' ?" Ortschaften, die hier von dem in unserem
Volle, ^ "^urwortetcn Projett erfaßt werden würden:
Schwa, ' Echternacherbrück, Visdorf, Cruchteu,
Äevöl?"^^"^ '"^ Gnizen, haben znsanimen eine
iett ,, ""Nszahl von 5241, wogegen das andere Pro¬
vier Ö/^ ^"^ Vevülteruugszahl von IM), die sich in

' ""en konzentrieren, betrifft.

Meine Damen und Herren! Jetzt noch die wichtige
Frage, die auch die Hauptverwaltung stellt: Wie sind
die Möglichkeiten? Glaubt jemals der Landrat von
Bitburg mit seiner Befürwortung, daß er der Be¬
völkerung von Holsthum und Schllntweilcr irgend¬
welche wirtschaftlichenBorteile schaffe»wird und ihr
irgendwelche landwirtschaftlicheProduttionssteigerung
bringen wird? Nein, die Reichsbahndirektion sagt
jedenfalls: Wir tonnen die Eisenbahn nicht in der
Weise kalkulieren,daß Nur sagen, die Personenbeförde¬
rung bringt uns die Rentabilität, sondern Stück¬
gut und Frachtgut sind die Einnahmen, die bei der
Rentabilitätsberechnung berücksichtigtwerden müssen.
Wenn man hierzu Stellung nimmt, muß mau sich die
Frage stelle,,: Wieviel laudwirtschaftliche Produtte
sind jemals von sämtlichen Genossenschaftenin Hols¬
thum uud Schaukweiler geliefert worden? Da stelle ich
die Behauptung auf, daß iu deu letzte,, Jahre,, nuch
teine drei Wagguns in dieses Eifelgebiet hinein¬
gegangen sind, uilid daß an überschlissigenlandwirt¬
schaftlichenProdukten bei der allerbesten, günstigsten
Ernte vielleicht einmal ein Waggon Heu oder sonstige
Bedarfsartikel abgeführt werden können. Die Bevölke¬
rung dieser beiden Orte kann außerdem an das von
uns vorgeschlageneEisenbahnprojett herankomme«, in¬
dem die Gemeinde Vollcndorf sich bereit erklärt hat,
einen fahrbaren Weg von Schantweilcr zum Bahnhof
Schwarzenbruch auf ihre Koste,, zu machen. Dies sind
2 Kilometer, bis Schantweilcr 4 Kilometer. Wenn man
diese Orte durch den fahrbaren Weg von 4 Kilometer
bergab zur Bahn bringen uud zugleich den anderen
5000 Menschen gerecht werden kann, dann, glaube ich,
muß mau hier klar aussprecheu: Die uud die Linie
wird dort von der Provinzialverwaltung befürwortet.
Die 5000 Meuscheu werde» wirtschaftlich und industriell
eine viel größere Eutwickluugsmöglichteit haben.
Gestern schon hat Herr Dr. Saaßen hier ausgeführt,
daß durch die jetzige Zollunion mit Belgien und durch
seucheugesetzliche Bestimmungen die Grenzbevölkerung
unter einer «»geheuren Unterdrückung leidet. Wenn
man das behebe» will, wird man auf der eiuen Linie
folgende Dinge zu verzeichnen haben. Ich habe zu¬
sammengefaßt und ausgerechnet, daß allein von der
Bahnlinie, die in unserem Antrage befürwortet wird,
Gemeinde« berührt werde», die eine Waldfläche vo«
15W Hektar habe«. Diese Fläche konzentriert sich voll¬
ständig auf diese Bahustrecke.Die heutigen Waldungen,
die dort abgeschlagenund verschachertwerden, gehen
auf Gruud der „icht vorhandene» Bertehrsmöglich-
leiten für Spottgelder nach Luxemburg und Lothringen,
uud die Gemeinden können ihre Aufwendungen nicht
bestreiten; sie sind gezwungen, erhöhte Umlagen zu
machen, erhöhte Steuern zu erheben.

Ferner habe ich folgendeZusammenstellunggemacht: -
Aus der gesamten Industrie dieses Bezirks oder dieser
Gemeinden, aus den Obstplantagen, dem Obstgut
Sonnenhof, aus der WellerbacherHütte, aus deu dor¬
tigen Sägewerken, aus den Möbelschreinereien,aus der
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Völkerbacher Kücheneinrichtungsfabrik sind an Roh¬
produtten und Fertigwaren im Jahre etwa 745, bis 750
Waggons oder 15N00 Tonnen transportiert worden.
Ich stelle weiter fest, daß die Küchenmöbelsabrikbei
Bölterbach jede Woche bis nach Trier per Achse ihre
Fertigwaren abführen muß. Ich stelle weiter fest, daß
die Wrilerbacher Hütte ihre Fertigware, soweit sie sie
waggonweiseverladen mich, über die Brück ins Luxem¬
burgische hinein verladet uüo sie dann über Trier
wieder nach Deutschland hereinbringt.

Diese Umstände, wie sie hier liegen, müssen unbe¬
dingt berücksichtigtwerden. (3s ist festgestellt,daß in
Berlin, nachdem die Kommission dort war, alle Par¬
teien, wie ich ausdrücklich betonen will, sich für diese
Interessen eingesetzt haben. Mir liegen Drucksachen
vom Landtag vor, wo U Antrage eingebracht worden
sind. Es liegen im Reichstag Petitionen von allen
Seiten mit Ausnahme des Zentrums vor, das sich
allcrdiugs durch den .Herrn Landrat nnd vielleichtcmch
durch den Herrn Obcrprnsidentcn uicht auf eine andere
Linie einstellen kann. Nenn der Provinziallandtag
wirtlich die Notlage der Grenzgebiete beseitigen will, ist
es seine Aufgabe, sich für das Eisenbahnprojekt Irrel—
Vollendorf, so wie es in unserem Antrage vorgeschlagen
ist, einzusetzen. Ich möchte unbedingt wünschen, daß
sich alle Parteien dafür einsetzen,daß diesem Projekte
Rechnung getragen wird.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter von Stedman.

Abgeordneter von Stedman: Meine Damen
nnd Herren! Die Ausführungen des Herrn Vor¬
redners machten den Eindruck, als ob wir uns in einer
Sitzung eines Landeseiscnbcchnrates befände», Es ist
eine Unmöglichkeit,bei den uueudlich vielen Wünschen,
die innerhalb der Rheinprovinz vorliegen, sich in
irgendeiner Form für das eine oder das andere Bahn¬
projekt an dieser Stelle einzusetzen. Ich gehe in der
Beziehung mit Herrn Hold durchaus einig, daß wir
Landwirte ganz grußeWünscheandiedentscheReichSbahn
zu richten haben und daß wir uns von der deutscheu
Reichsbahn bezüglich der Verhältnisse auf dem Platten
Lande durchaus zurückgesetzt fühlen, daß wir hier bloß
in allgemeinster Form der Reichsbahndirettion und
Rcichsbahnverwaltung gegenüber betonen können, daß,
nachdem wir Landwirte und die gesamte Bevölkerung
des besetztenGebietes während der Zeit, wo wir die
Rcgiebahn hier hatten, der deutschen Reichsbahn die
Treue gehalten habeu, daß wir uuu auch vou der
deutschen Reichsbahn Treue um Treue vergolten be¬
kommen müssen nnd daß die Belange des Westens mehr
berücksichtigt werden müssen als bisher. Ich bitte drin¬
gend, jede Erörterung über einzelne Bahuprojette zu¬
rückzustellenund iu der Fassung, wie es vorgeschlagen
ist, für die allgemeinen Belange der gesamten Wirt¬
schaft eiuzutreten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Saaßen.

Abgeordneter Dr. Saaßen : Meine Damen und
Herren! Die Notwendigkeit der Schaffung einer Ver-
kehrsvrrbindung znr Erschließung der westlichen Grenz¬
gebiete habe ich gestern in meinen ausführlichen Dar¬
legungen über die wirtschaftliche Lage der südlichen
Rheinprovinz dargetan. Ich muß mich aber auch den
Ausführuugen des letzte,, Herrn Redners anschließen,
daß es unmöglich ist, über die verschiedenen Konkurrenz-
Projekte, die hier vorliegen, i», Provinziallandtag zu
einer Stelluugunhme zu touuucu.

Es ließe sich zu den Ausführnugen des ersten Red¬
ners außerordentlich viel für und gegen erklären. Ich
will nur darauf hinweisen, daß ans dem anderen Grenz¬
ufer eine luxemburgische Parallelbcchn läuft und daß
es schon seit langer Zeit unser Bestreben ist, um eine
schnelle und gute Hilfe zu erreichen,mit Luxemburg ein
Abkommen dahin zu treffe», daß den Grenzorten die
Benutzung dieser Bahn auch für dc» Gütertransport-
Verkehr ohne Zollbehaudluug gestattet wird. Ob das
zu erreiche,, sein wird, vermag ich heute nicht zn sagen.

Ich möchte aber auch den, ersten Herrn Redner noch
eins erwidern: Die Frage, welches Projekt tatsächlich
zur Durchführung kommen soll, wird bei der Regierung
iu Trier mit aller Sachlichkeituud Unparteilichkeit ge¬
prüft werden. Wir sind Nieder an der einen noch au
der anderen Linie irgendwie interessiert, sondern es
kann sich für uns nur darum handeln, eine Linie zu
finden, die den volkswirtschaftlichen Belangen ent¬
spricht. Ich kann Ihnen auch für meiue Person er¬
klären, daß ich die Absicht habe, mit dem Herrn Neichs-
bahndirettionspräsideuten in einer der nächstenWochen
nach Bollcndorf zu kommen,um auch das Nollendorfer
Projett persönlich noch einmal nachzuprüfen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Görlinger.

Abgeordneter Görlinger : Meiue Damen u»d
Herren! Wir habe,, uus auch überzeugen müssen, daß
vor allen Dingen gerade bei der Linie an der Luxem¬
burgische,,Greuze doch scheinbarstarke Interessengegen¬
sätze vorliegen und daß die Gefahr besteht, daß nicht
objektivnach volkswirtschaftlichenBelangen diese Bahn¬
linie gebaut wird (Sehr richtig! liuts), sondern daß es
dort dem stärkere» Iutcresseuteu gelingen wird, eine
Linienführung zu erreichen, die nicht im Interesse der
übergroßen Mehrzahl der Bevölkerung und auch "'«t
im Iuteresse der volkswirtschaftlichen Belange liegt.

Wenn Herr Abgeordneter Dr. Saaßen, der 3"
gleicher Zeit der Verantwortliche Regierungspräsident
ist, erklärt hat, daß er sich bemühen werde, dir Sa«c
dort objektiv zu fördern, so beruhigt uns das in etwa.

Trotzdem sind auch meine Freunde zu der A"^
fassuug gekommen,daß man so allgemein, wie wir e
jetzt in der Fassung des Ausschusses hier vorliege'
habe,,, die Sache nicht erledigen kann. Wir „ins e>
wohl oder übel in der Provinz uns gerade in diese'
Grenzgebieten mit einzelnen Notlagen befasse». ^'
Form, die wir gewählt haben, trägt dem nicht Rett)-
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uung. Wir werden aus diesen Erwägungen heraus so¬
wohl für den Antrag L1 als auch für dc» Antrag 118
stimmen. Nur wenn diese Anträge in diesem Hause
keine Mehrheit finden, stimmen Nur dem Vorschlage
des Fachausschusses zu.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wurtincldnngen liegen
weiter nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. Ich
bitte diejenigen, die für den Antrag des I. Fachaus¬
schusses sind, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit.
>6s ist so beschlossen.

Punkt 8: Antrag des 1. Fachausschusses
3u dem Antrage der l ommn u i sti schen
Fraktion, betr. Errichtung eines Pro¬
vinz i a l - W o h l f a h r t s a m t e s a l s K o n t r o l l -
organ und Veschwerdeinstllnz im Sinne
der aus der Fürsorgepflich tv crord nung
resultierenden Aufgaben.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Koenzgen.
Abgeordneter Koenzgen: Meine Damen nnd

Herren! Der I. Fachausschuß schlägt Ihnen vor, den
^lutrag abzulehnen, und zwar «icht nur aus sachliche»
gründen heraus, sondern vor allen Dingen mich des¬
halb, weil dieser Autrag uud seine Durchführuug nicht
den gesetzlichen Vorschriften bzw. dein Fürsorgegesetz
entspricht. Er würde, da die Kontrollinstanzen, die
-Ueschwerdcinstanzen gegeben sind, in das Fürsorgegcsctz
euigreifeu, mit anderen Worten, überhaupt die gesetz¬
lichen Bestimmungen durchbrechen. Da das aber nicht
wuglich ist, bittet der I. Fachausschnh,den Antrag ab¬
zulehnen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner: Meine Damen und
'"erren! Selbstverständlich bedeutet der Antrag in der
^tzlgen Fassung eine gewisse Aenderung gesetzlicher
^c timnningen. Aber wie ist der Zustand auf dein Ge-
""e der Wohlfahrtspflege heute? Ich erinnere daran,

«U die Sozialdemokraten im vergangenen Jahre einen
"liullcheuAntrag gestellt haben, der aber das, was uns
^Wünschenswerte ist, völlig weggelassenhat. Wenn
l«ute ein Fürsurgeberechtigter, der auf Grund der Für-
5 gepflichtverurduuug Anspruch auf gehobene Für-
tt n/ ^' einen Antrag an die örtliche Fürsorgestelle
'«Ut und dabei aus Ablehnung stößt, dann hat er die
"Mbruchmüglichteit bei einer übergeordneten Instanz,
^"er diese Instanz entscheidet nun nicht etwa auf
m"'"d eigener Prüfung und Auschauuug,sondern diese

^ywerdeinstanz stützt sich auf die Voraussetzungen,
Di,. >« ^ Vorinstanz zur Ablehnung geführt haben,
s^.^eschwerdeinstanz kann gar nicht anders ent-
Ai^ l '""l ihr eigene Mittel fehlen uud sie über die

ttel der Vorinstanz nicht verfügen kann und darf.
der 3^" "ll° keine Möglichkeit, etwa in dem Sinne
sch» ^Minien der alten Fürsorgeverurdnuug Be-

"«erde einzulegen, etwa bei der örtlichenFürsorgrstelle
die >> "^ dw"us bei der Provinzialfürsorgestelle,

°ann, >^ haZ ^^^. ^^. ^M >uar, aus eigenen

Mitteln eventuell dem Antragsteller entgegenkommen
kann. Die Fürsurgepflichtveroronnng hat bekanntlich
auch dem Recht der Fürsorgcberechtigten auf Mitent-
schcidung in den Beiräten ein Ende gemacht. Wir
wünschenaber diese zentrale Wohlfahrtspflege aus den
Gründen heraus, die im vorigen Jahre die SPD. zu
ihrem Antrage bewogenhaben.

Man hat damals von feiten der bürgerlichen Par¬
teien den Initiativantrag mit der Begründung ab¬
lehnen zu müssen geglaubt, daß durch diesen Antrag
eine neue Lnndesratsstellc geschaffen würde. Mau hat
gesagt, die Herren Sozialdemokraten haben Appetit
auf eine» neuen Äandesratsposten. Das war das
„sachliche" Moment, das Sie von der Rechten dem
SPD.-Antrage entgegengehalten haben.

Hente besteht auf dem Gebiete der Wohlfahrts¬
pflege ein wildes Durcheinander, das man wirtlich
auch von Ihrem Gesichtspunkt ans nicht gutheißen
kann. Heute treiben Fürsorge die öffentlichen Für¬
sorgestellen, die privaten Wohlfahrtsorgauisatioue», die
teilweise finanziell von den Kommuuen gespeist wer¬
den, also eine Verzettelung schon in der ersten Instanz.
Dann treiben die Koniinnnen eine Wohlfahrtsfürsorge,
die ihrem Wesen nnd Umfange nach ganz verschieden
ist. Der Umfang wird keineswegsetwa von der finan¬
ziellen üllge der jeweiligen Gemeinde bestimmt,sondern
wir erleben es, daß Gemeinden, die wirtschaftlichviel
günstiger dastehen, als es in ihren Sozialunterstützungs-
sätzrn sich ausdrückt, weniger zahlen als wirtschaftlich
schwächergestellte Gemeinden. Wir erleben darüber
hinaus auch noch folgendes: Es ist passiert — nicht
etwa bloß angenommen — in Essen z. B., daß der zu¬
ständige Wohlfahrtsansschuß bei einer Gelegenheit ein¬
mal beschlossenhat, die Kinderbeihilfen von 12 auf
15, Mark pro Monat zu erhöhen. Das war eine In¬
stanz, die laut Gesetz zu diesem Beschlußberechtigtwar.
Dann hat natürlich die Verwaltung in Essen gegen
diesen Beschluß Beschwerdeeingelegt, nicht etwa beim
Regierungspräsidenten, sundern man hat dann eine
kommunale Vereinigung von Wohlfahrtsdezernenten
im rheinisch-westfälischenIndustriegebiet entscheiden
lassen, und in dieser kommunalen Vereinignng von
Wuhlfahrts- bzw. Finanzdezcrnenten hat man den Be¬
schluß, den der Essener Wohlfahrtsausschuß mit den
Stimmen des Zentrums angeuommen hatte, abgelehnt.
Als wir dagegen Sturm liefen, hat man uns erklärt:
Es gehört nicht zu Ihren Rechten als Kommunalver-
trcter, die Höhe der Leistungen zu bestimmen,sundern
wir müssen uns nach den allgemeinen Grundsätzen
dieses Ausschusses im R. W. I. richten, und dieser
Ausschuß hat so beschlossen, um eine verschiedenhohe
Gestaltung der sozialen Zugeständnisse zu vermeiden.

Das ist ein Vorgang, der meines Erachtens maß¬
gebend sein mnß dafür, daß man von zentraler Stelle
ans die Wuhlfahrtszngeständnisse und die Fürsorge-
einrichtuugeu kontrolliert. Ich erinnere daran, daß
nach der heutigen Regelung auch die Rebenaufgaben —
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Kinderfürsorgc nsw. — absolllt von jeder Gemeinde
nach eigenen Grundsätzen gehandhabt werden. Wir
haben keinerlei zentrale Regelung für diesen Auf¬
gabenkreis.

Was Sie zu Ihrer Ablehnung bestimmt, das sind
nicht die formalen Gründe, die Sie hier angeben. Sie
werden zu Ihrer Ablehnung dadurch bestimmt, daß,
wenn eine Kontrollinstanz errichtet wird, den Kom¬
munen auch daraus finanzielle Lasten erwachsen. Die
Herren Sozialdemotratcn haben uns in einer zwischen-
sraktionellcn Sitzung erklärt, daß sie bereit seien,
unserem Antrage dann stattzugeben, wenn wir auf das
Kontrollrecht dieser Zentralinstanz verzichten. Das
heißt natürlich das Kind mit >dem Bade ansschüttcn.
Das läuft darauf hinaus, das; hier eine Instanz ge¬
schaffenwird ohne wirklich grundlegende Rechte, eine
Instanz, die letzten Endes nur dazu führt, das; ein
neuer Landesrat eingeführt wird, der nach der jetzigen
Situation Wohl kaum ans Ihren Reihen genommen
wird, meine Herren Suzialdemotraten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Gerlach.

Abgeordneter Verlach: Meine Damen und
Herren! Der Herr Vorredner hat bereits daranf hin¬
gewiesen, daß der Antrag ans Schaffung eines Pro-
Vinzial-Wohlfahrtsamtes von der sozialdemotratischen
Fraktion bei früheren Tagungen ausgegangen ist.
Allerdings haben wir damals andere Beweggründe zur
Stellung dieses Antrages gehabt, als sie üer Herr Vor¬
redner hier für feine Fraktion mitgeteilt hat. Wir
waren der Auffassung, daß das Neben- und Gegenein¬
ander der verschiedensten Behörden und privaten Orga¬
nisationen auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege zu
einer organischen Zusammenfassung führen müßte,
einer Zusammenfassung, wie sie in der Fürsorgcpflicht-
verordnung auch niedergelegt ist, und zwar auch für
die Provinzialinstanz. Wir haben uns damals aus¬
drücklich dagegen gewehrt, nun unbedingt diese organi¬
satorischeZnsammenfassung Wohlfahrtsamt zu nennen.
Ich habe bei der Beratung damals sogar znm Ausdruck
gebracht: Ob die Zusammenfassung Wohlfahrtsamt
oder Wohlfahrtsstelle heißt, darauf kommt es nicht an.
Wir wollte» überhaupt eine Verrinheitlichuug der
Organisation. Wenn Sie seit der Stellung unseres
Antrages die gesamte Wohlfahrtspresse verfolgt haben,
so werden Sie, ganz gleich, ob es sich um private Orga¬
nisationen oder um die behördliche Wohlfahrtspflege
handelt, immer wieder finden, daß über eine Ueber-
urganisation in der Wohlfahrtspflege geklagt wird. Ich
will es mir ersparen, auf Beispiele einzugehen. Ich
will nur darauf hinweisen, daß, glaube ich, auch der
Herr Landeshauptmann bei seinen Ausführungen über
die Zentralinstanzen in Berlin nicht zuletzt auch au die
Tendenzen im Preußischen Wohlfahrtsministerium ge¬
dacht hat, wo auch das Bestreben herrscht, die Wohl-
fahrtsllufgaben, die Aufgaben der Selbstverwaltungs-
lorper sind, immer mehr an die staatlichenOrgane her¬

anzubringen. (Zuruf des Abgeordneten Nenner: Nur
lein Geld geben sie dafür!)

Meine Damen nnd Herren! Soweit diese Dinge
in Frage kommen, ist meine Fraktion heute derselben
Ausfassung wie seinerzeit, als sie das Provinzial-Wohl-
fahrtsamt beantragt hat. Die Objektivität aber zwingt
uns, auzuerteuueu, daß trotz der Ablehnung unseres
seiuerzcitigen Antrages die Provinzialverwaltung
selbst auf dein Gebiete der Zusammenfassung vor¬
wärts gegangen ist, daß manches, was wir damals ge¬
wünscht haben, im Rahmeu von Vcrwaltungsmaß-
nuhmen erledigt worden ist. Wir sind weiter der Auf¬
fassung, daß ans dem Gebiete, das wir damals be¬
schreib» wollten, der Weg weitergeht, nicht zuletzt auch
durch die Verordnung des preußischenVolkswohlfahrts¬
ministers über Arbeitsgemeinschaften in der Wohl¬
fahrtspflege, wo znm mindesten ein arbcitsgemein-
schaftliches Zusammenarbeiten aller in der Wohlfahrts¬
pflege tätigen behördlichen und freien Wohlfahrts-
ucgllnc vorgeschriebenist.

Wir haben deshalb auch in diesemJahre davon ab¬
gesehen, einen Antrag neu zu stelle», siud aber auch
nicht in der Lage, für den kommunistischenAntrag zu
stimmen, weil er etwas ganz anderes wünscht. Zwar ist
Herr Renner in seiner Begründung des Antrages
etwas unseren Argnmcnten gefolgt. Auch er wünscht
nach seinen Ausführungen, die Neberorganisationen in
der Wohlfahrtspflege und das Neben- und Gegenein¬
ander zn beseitigen. Die Fassung des Antrages aber
sagt: „Errichtung eines Provinzial-Wohlfahrtsamtes
als Kontrollorgan und Beschwerdeinstanz".Und das ist
gesetzlich nicht möglich, weil nach der preußischen Aus¬
führungsverordnung znr Fürsorgepflichtverordnung
Kontrollorgan nnd Beschwerdeinstanzder Regieruugs-
präsideut bzw. der Bezirksausschuß sind. Ich persönlich
bedanre mit meiner Fraktion diese Entwicklung, ich
glanbe, auch die Provinzialverwaltuug bedauert diese
Entwicklung, die die Dinge mehr an die Staatsbehör¬
den herangebracht hat. Aber hier können wir nicht
dnrch Beschluß von der Verwaltnng eine andere Orga¬
nisation verlangen, weil Nur durch die staatliche Gesetz¬
gebung gcbnnden sind. Wir wünschen aber von der
Verwaltung, daß sie ans dem Wege weiterschreitet, der
eine Zcntralisation, eine Vereinfachung und ein arbeits¬
gemeinschaftlichesZusammenarbeiten aller Zweige der
Wohlfahrtspflege ermöglicht.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wortmeldungen lieg«'
weiter nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. 5M
bitte diejenigen, die für den Antrag des I. Fachaus'
schusses sind, sich zn erheben. — Das ist so beschlossen-

Punkt 4 wird hinter Punkt 22 behandelt.
Punkt 5: Nntrag des I. Fachausschusses 3"

der Eingabe des Dentschen Verbandes
für die berufliche Kranken- und Wohl'
fayrtspflcgeunddesVerbandesderGe'
meinlde- und Staatsa rbe i ter, betr. ander-
weite Besoldn ngsregelung der Beamte»
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der Rheinischeu Prov inzialansta I ten der
Besoldungsgruppen II bis VII.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Maus.
Abgeordneter Maus: Der I. Fachausschußschlägt

dem Provin<ziallandtllge vor, die Eingabe dem Pro-
t>l»zialllus,chusj zur Erledigung zu überweisen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Eickmann, Küln-Bickendorf.
^ Abgeordneter Eickmann, Köln-Bickendorf: Im
^ahre 1924 wurde für die deutschen Beamten eine neue
^es^dungsorduung geschaffen. Seit dieser Zeit ist
man ununterbrochen damit beschäftigt, diese Ae-
Mduiigsordnung zu verbessern,mit dem Ergebnis, daß
yeute fast sämtliche beteiligten Stellen zu der Ans-,
mssunggekommen siud: Wir brauche,: wiederum eine
neue Besuldungsordnung für unsere Beamten, Wohl
oer beste Äeiueis dafür, daß die Kritik, die an der bis¬
herigen Besoldnngsordnung geübt wird, nicht un¬
berechtigt gewesen ist.
^ ^ 'st verständlich,wenn heute vor der Neuordnung
°er Besoldung die beteiligten Gruppen mit Anträgen
>l d,e zuständigen Instanzen herantreten und ver¬

luden, ihre Wünsche zur Geltung zu bringen. Dies
ue,a)icht in der Eingabe, diedie Veamteuabteilungeu
er christlichen und freieir Gewerkschafteu au die

,,a,nde3verwaltung ^'^ ««ch an die einzelneu Abgeord¬
neten gemacht haben.
stll, ^ ^'^erige Vesoldungsordnung ist viel zu
!u «^ ^" schematisch> nm,der ständigen Entwicklung
ru» "'' "^besondere viel zu starr, um bei Veräude-

ngeu »u Dienstverhältnis die Anpassung des Lohnes
folcw ^Haltes an die erhöhten Leistungen schnell
bei ? ^"_^ssen. Ich möchte wünschen,daß es gelingt,
Ne„! s -"euordnung der Beamteugehälter in dieser
Mack " ^'^ """ Veamteubesoldung so beweg!>ich zu
h.,.^."' ^ie es die heute so viel gelästerten Tarif-
°"w,ge bereits sind.
we^^'^ Damen und Herreu! Es hat tutsächlich eine
sere, ^ Veränderung in den Dienstleistungen un-
ber!- « """unalbcamten stattgefunden. Gestern hat
in h. ^'^'nedizinalrat Dr. Wichl ausgeführt, daß
sind '^^^^naustalten neue Heilmelhoden eingeführt
^ranf '^ b"s die sogenannte Arbeitstherapie. Die
was '""den !» erweitertem Uinfange beschäftigt,
treffe«'?, ^"'"^" "'" erhöhten Leistungen des be¬
bet Hz s Personals verbunden ist. Es müssen heule
beM./ .'^'"elhode ganz andere Auforderuugeu in
und N^" können und Wissen, auf Aufmerksamkeit
als ehe^'°"^""""a "" bas Personal gestellt werden
zu», U, °'^' ^'^^ Anforderungen kommen auch darin
b«r N, ^> ^ ^"^ beute keine Krankeupflegepersonin
nun.aH„ 6 '»ehr angestellt wird, die nicht vorher ord-
liche O "'"I 'lne Fachprüfung gemacht hat. Eine ähn-
sehen ,s ^^^ung, wie wir sie in den Irrenanstalten
hier ,is?" '""' ""^ '" ben Erziehungsanstalten. Auch
zieher „^ ^"s°'ml vom bloßen Aufscher zum Er-

u^worden. Den» ohne daß wir das Personal

auf die ueueu Ziele einstellen, wird es nicht möglich
sein, die Zwecke der Fürsorgeveroidnung zu erfülle».
Auch hier sind unter allen Umständen die Anforde¬
rungen gestiegen. Ich evinnere nur daran, daß zum
Beispiel diejenigen Erzieher, die in den handwerks¬
mäßigen Betrieben sind, die Werkmeister uud die
Werigehülfen,nicht uur ihre Fachprüfuug als Meister
zum größten Teil abgelegt haben, sondern auch neben¬
bei verpflichtetsind, sich die notwendigen Kenutnisse in
der Erziehung des Menschen anzueignen. Außerdem
sind hier die Anforderungen gewachsen. Es kommt
uoch ein weiterer Gesichtspunkthinzu. Daß seit 1921
eiue Aeuderuug eingetreten ist: Die damals gültige
achtstüudige Arbeitszeit ist auf der gauzen Linie in
eine neun- und zehnstündige umgewandelt worden,
ohne daß dafür eine Entschädigung in irgendeiner
Weise den Beamten gewährt worden ist.

Ich möchte aber diese Gelegenheit nicht vorüber¬
geheil lassen, ohne den Direktoren der Anstalten, der
Irrenanstalten sowohl wie der Fürsorgeerziehungs¬
anstalten, die Anerkenntnis zum Ausdruck zu bringen
für die Mühe, der sie sich unterzöge» haben, um das
Persoual aus- und weiter fortzubilden. Nur der¬
jenige, der dies in den letztem Jahren zu beobachten
Gelegenheit hatte, wird diese Arbeit der Direktoren
und Oberbeamten anerkennen, weil sie in außerordent¬
lichem Maße geeignet gewesen ist, die Ziele der An-
gestellleu zu fördern. Ich will auch dankbar anerkennen,
baß es gerade diese Verantwortlichen Direktoren und
zum Teil meines Wissens auch die Dezernenten ge¬
wesen sind, die stets bestrebt waren, den veränderten
Dienstleistungen der Beamten auch das Gehalt anzu¬
passen. Wenn es bis heute nicht geschehen ist, so sind es,
glaube ich, lediglich finanzielle Gesichtspunktegewesen,
die hindernd im Wege standen. Ich möchte, wenn diese
Eingabe dem Autrage gemäß dem Provinzialausschuß
überwiese« wird, wünschen,daß dann der Provinzial¬
ausschuß nicht nur den Finanzdezernenteu, sondern
auch den fachmännischenDirektoren ei» geneigtes Ohr
leiht. Wenn dies geschieht, dann, glaube ich, werden
eine ganze Reihe von berechtigten Wünschenund An¬
sprüchen der Beamten erfüllt, zum Sogeu der Be¬
triebe, zum Segen unserer Provinz. lBravo!)

VorsitzenderDr. Iarres : Wortmeldungen liegen
nicht weiter vor. Widerspruch ist nicht erhoben. Ich
darf seststelleu, daß dein Antrage entsprochenist.

Punkt 6: Antrag des I. Fachausschusses
zu der Eingabe der beamteten Aerzte
an den Rheinischen P rov inzial-Heil-
und Pflegeanstaiten, betreffend Aende¬
rung ihrer Amtsbezeichnung.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Maus.
Abgeordueter Maus: Auch hier schlägt der 1. Fach¬

ausschußdem Provinziallandtag vor, den Antrag dein
Provinzialausschuß zur Erledigung zu überweisen.

VorsitzenderDr. Iarres : Wortmeldungen liegen
nicht vor. Widerspruch ist nicht erhoben. Es ist so
beschlossen.

16*
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Punkt 7: Antrag des I. Fachausschusses
zu der Eingabe der Direktion der Pro-
Vinzial-Heil- und Pflegeanstalt Bed-
burg - Hau, betreffend höhere Orts-
tlassenelinstufung der Anstalt Bedburg-
Hau.

Der Berichterstatter lst nicht da. Wir dürfen an¬
nehmen, daß er verzichtet.

Wortmeldungen liegen nicht vor. Widerspruch ist
nicht erhüben. Es ist so beschlossen.

Punkt 8: Antrag des 1. Fachausschusses
zu der Eingabe der Hausvorsteher der
P r o v i n z,i a I - E r zt e h u n g s h e i m e, be¬
treffend d i e Wiederei n f ü h r u n g der
Hausvorsteherzulage.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Andres.
(Zuruf: Verzichte!) Der Herr Berichterstatter ver¬
zichtet.

Wortmeldungen liegen nicht vor. Widerspruch ist
nicht erhoben. Ich stelle fest, daß dem Antrag ent¬
sprochenist.

Wir werden die Punkte 9 bis 1l zusammen mit 28
verhandeln. Sie lauten:

Punkt 9: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Antrage der kommunistischen
Fraktion, betreffend Aenderung der
Reichsbesoldu n g s o r d n u n g u n d U m -
gestaltung der Ruhegehaltsordnuug.

Punkt 10: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Antrage der kommunistischen
Fraktion, betreffend anderweite Be¬
soldung sre gelung der Beamten und An¬
gestellten der Rheinischen Provinzial-
verwaltung in den Gruppen I bis Hl.

Punkt 11: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Antrage der kommunistischen
Fraktion, betreffend Uebernahme des
Pflichtanteils der bei der Provinzial-
verwaltung beschäftigten Arbeiter und
Angestellten an den Beiträgen der So-
z i a l v e r sl ch e r u n g seitens der Ver¬
waltung und der Beitragszuschüsse für
die freiwillige Kranken- und Angestell¬
tenversicherung.

Punkt 28: Antrag des I. Fachausschusses
») zu dem Antrage der Fachgruppe der

Sekretariatsbeamten der Rheini¬
schen P ro bin zial Verwaltung auf
Besserstellung in ihren Bezügen;

d) zu dem Antrage der Fachgruppe der
Selretariatsbeamten bei der Pru-
vinzial - Feuerversicherungsanstalt
auf Schaffung weiterer Befürde-
rungsstellen in Gruppe X und XI;

<-) zu dem Antrage der kommunistischen
Fraktion:

ä) zu dem Antrage der Zentrums-
fraktion zu den Anträgen 2 und l>
sowie

e)zu dem Ergänzungsantrag der Zen¬
trumsfraktion, betreffend Ueber¬
weisung des Antrages der Landes¬
amtmänner auf Besetzung von in
Gruppe XI besoldungsplanmäßig
vorgesehenen Stelle n.

Berichterstatter zu den Punkten 9 bis 11 ist Herr
Abgeordneter Dr. Dichgans, zu Punkt 28 Herr Ab¬
geordneter Dr. Hartmann, Renischeid.

Abgeordneter Dr. Dichgans: Der 1. Fach¬
ausschuß schlägt zu den Punkten 9 und 10 Ueber¬
weisung an den Provlnzialausschuß, zu Punkt 11
Ablehnung vor.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Berichterstatter, Herr Abgeordneter Dr. Hartmann,
Remscheid.

Abgeordneter Dr. Hartmann, Remscheid: Zu
allen Anträgen unter Nr. 28 schlägt Ihnen der
I. Fachausschuß Ueberweisnng an den Provinzial-
ausschuß vor.

Borsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Theißen.

Abgeordneter Theißen: Meine Damen und
Herren! Die Vesoldungs- und Personalpolitit der
Pruvinzlalverwaltung schließt sich eug an die Be¬
soldungspolitik der Reichs- und Staatsbehörden an.
Sie ist wie diese ihrem Grundcharatter nach reaktionär
und zeigt deutlich den Klassencharakterdes bürgerlich¬
kapitalistischenStaates.

Auf Wunsch des Provinziallandtags hat der Pro-
vinzialausschuß einen Bericht über die Verteilung der
in die Haushaltspläne eingesetztenBeamtenstellen,vor¬
gelegt. Aus diesem Bericht an den Provinzialausschuß
geht hervor, daß von den insgesaint dort aufgeführten
Benmtenstellen — 2370 an der Zahl — nicht weniger
als 1380 in den Gruppen 1 bis 7 und 109 in der
Gruppe 3 sich befinden. Nach der Auffassung der
kommunistischenFraktion ist die Besoldung in den
Gruppen 1 bis 7 durchaus unzulänglich. Sie stellt
namentlich in den untersten Gruppen nicht einmal das
Existenzminimum dar. Wir halten die Besoldung >»
den Gruppen 8 und 9 für ausreichend und sind der
Auffassung, daß die Besoldungen in den höheren
Gruppe» von 10 an aufwärts nicht mehr verantwortet
werdeil können. Sie sind in steigendemMaße zu h<^
uud viel zu hoch.

Bei dem ersten Antrage der kommunistischen
Fraktion, an die Reichs- und Staatsregierung da»
Ersuchen zu richten, anstatt der bisher 13 Besoldungs¬
gruppen und Sondergruppen und Einzelgehälter e>»e
Aesoldungsordnung einzurichten, die sich auf nur Ml
Klassenerstreckt, sind wir von dem Grundgedanke» aus¬
gegangen, daß es sich durchaus ermügllichenläßt, >"
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fünf Besoldungsgruppen die Leistungen der einzelnen
Beamten durchaus gerecht zu entlohnen. Die jetzige
ungeheuer große Zahl von Besoldungsgruppen ist
nichts anderes als der Nährboden für ungesundes
Strebertum in den einzelnen Neamtengruppcn und
führt dazu, daß die einzelnen Beamtenkategorien gegen¬
einander ausgespielt werden, daß sie nicht einig werden
und nicht einig ihre Interessen vertreten.

Ein Beispiel dafür ist auch der Antrag der Pro-
oiuzialbeamtcu, den wir nur deshalb aufgenommen
haben, um überhaupt diese Nesoldungsfrage hier zur
Behandlung bringen zu tonnen. Wir betonen aus¬
drücklich, daß die in diesem Antrage der Provinzial-
beamten aufgestellten Beförderungswünsche, soweit sie
über die Gruppe 9 hinausgehen, nicht unsere Zu¬
stimmung finden.

Bezüglich 'der Verteilung der einzelnen Beamten-
stellen, wie sie in dem Bericht des Proviuzialausschusses
nachgewiesenwerden, wäre noch folgendes zu sagen:

Zunächst ist es auffällig, daß in den Proviuzial-
^rzichungsheimen ein Teil der Erzieher nach Gruppe 3
besoldet wird, eine Besoldung, die, wie gesagt, kaum
das Existcnzminimum darstellt. Nach unseren In¬
formationen befinden sich unter diesen Erziehern
Junglehrer, also Leute, die eine erheblicheVorbildung
haben. Es ist auffällig, daß man Lehrern zumutet, für
e>n Gehalt zu arbeiten, das unter dem Gxistenz-
mimmum liegt, während an denselben Anstalten die
"lnstnlts'geistlichcn ihren Idealismus sich nach Gruppe 11
^zahlen lassen.

Wir haben beantragt, die Gruppen 1 bis 3 über¬
haupt zu streichen, und zwar solange nicht eine uer-
'unftigere, bessere Besoldungsordnung überhaupt vor-
^".^dicsc ganz fallen zu lassen. Ich will einige Zahlen
fuhren, die dartun, daß es sich hier um Gehälter
A"delt, die nicht das Existenzminimnm erreichen. Das
^undgehM in der Gruppe 1 beträgt 906 bis 1308
"an »n Jahr, in der Gruppe 2 981 bis 1131 Mark

>d<. ^ Gruppe 3 1080 'bis 1511 Mark. Das ist, auf
de s^""" umgerechnet, ein Gehalt in Gruppe 3, in
"sich l^i der Probinzialverwaltung nach dieser Nach-

iin> " b« Provinz 109 Beamte und Angestellte bc-
> uoen, ciu Grundgehalt von etwa 90 bis 130 Mark
llelk °""l- Dazu kommt allerdings der Wohnungs-
abe 5 ^' eventuell noch wie sozialen Zuschläge, die
sckn^ ^ "^' °eu Angaben der Provinz im Durch-
be!^>. ' h. unter Berücksichtigung der viel höher

'"°eten mittleren und oberen Beamten, nur etwa
45 Mark nn Monat betragen. Also, selbst wenn manetm«, c,n «"UNNI oeiragen. n-lio, ,l!l'u,>, !^>». .......
sy . Ma^k dem Monatseinkommen hinzurechnet,
n "^'bt sich ein Monatseinkommen in der Gehalts-
Ne^,7? ^ "°" Ul) bis 170 Mark. Da sich uuter den
Nissen "" bwsen erbärmlichen BesoldunasUerhält-
Men?ck""^ Erzieher befinden, ist es ganz klar, daß
Basi^n die auf einer so schlechten wirtschaftlichen
und c- '^"' ^"" Beruf nicht mit der nötigen Liebe
nur ^"awlt ausüben können. Schließlich sind es nicht

"« so schlecht besoldeten Beamten, sondern auch

die Kinder, die das Opfer dieser Nesolduugspolitil dar¬
stellen. Aus diesem Grunde beantragt die kommu¬
nistische Fraktion, wie gesagt, daß die unteren Gruppen
überhaupt wegfallen.

Wir sind aber auch weiter der Auffassung, daß die
Gruppen 1 bis 7 nicht ausreichend besoldet siud. Es
ist nach unserer Auffassung nötig, daß hier eine
Steigerung, und zwar für die unteren Gruppen mehr,
für die oberen weniger, im Netrage von etwa 20 bis
30 Prozent vorgenommen werden muß. Davon ist
hier nicht die Rede.

Meine Damen und Herren von den bürgerlichen
Parteien! Wenn Sie von Not und Armut sprechen,
dann behandeln Sie diese Dinge gewöhnlichso, als ob
das etwas Naturwüchsiges sei, als ob an diesen Dingen
nichts zu ändern wäre. Aber hier bei der Nesoldungs-
politit liegt es klar zutage, daß Sie selbst die wirt¬
schaftlichen Grundlagen schaffen. Sie selbst bewilligen
das, was die Menschen,die im Dienst der Provinzial-
verwaltung stehen, nachher zu ihrem Lebensunterhalt
haben, Sie selbst sind also hier die Ursache, und wenn
Sie beweisenwollen, daß es Ihnen ernst mit Ihren
menschenfreundlichenund beamten- und angestellten-
freundlichen Reden ist, so müssen Sie nach unserer
Auffassungden Anträgen, die die kommunistische Partei
zu diesen Punkten gestellt hat, beitreten.

Ich möchte noch den Antrag unserer Fraktion be¬
züglich Zahlung der Beiträge für die Sozialversiche¬
rung von feiten der Provinz erwähnen. Das ist eine
Forderung, die Wir allgemein erheben. Die Organe
des Staates und der Kommunen, soweit sie als Arbeit¬
geber in Frage kommen, sollten in dieser Beziehung
vorbildlich sein und diese nicht allzu hohe Belastung,
die sie sehr gut tragen können, ans sich nehmen. Wir
stellen diesen Antrag — eine alte Forderung, die wir
erheben — erneut.

Bezüglich der Ausführungen, die zu Punkt 5 gemacht
worden sind, die hiermit in engstem Zusammenhang
stehen, möchte ich noch betonen: Eine wirklich gerech¬
tere Beförderungs- und Besoldungspolitik bei den Be¬
amten und Angestellten wird sich nur dann erreichen
lassen, wenn die Organisationen der Beamten und
Angestellten sich endlich zusammenschließenmit den
übrigen Organisationen der Arbeiterschaft zu einem
einheitlichenKampfe gegen das jetzige reaktionär bür¬
gerlich-kapitalistischeSystem, wenn sie ihre Interessen
gemeinsam vertreten nach Klasscngesichtspunktenund
nicht nach den Besoldungsgesichtspuuktcnirgendwelcher
Gruppen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren!
Wenn uns die Frage gestellt wird, ob wir für die Er¬
höhung der Besoldungen der niederen Besoldungs¬
gruppen eintreten, so ist dies wohl eine müßige Frage,
weil wir jederzeit bereit sind, hier für Verbesserungender
Besoldungsordnung dieser niedrig bezahlten Gruppen
einzutreten.
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Was mich veranlaßt, hier das Wort zn nehmen, ist
der Antrag zu Drucksache90. Wir werden hier der
Ablehnung zustimmeu, und zwar aus ganz bestimmten
Gründen.

Es ist nicht umsonst gegenwärtig auch der Arbeit¬
nehmer zur Beitragsleistung in der Krankenversiche¬
rung herangezogen. Damit ist auch der Ginfluß des
Arbeitnehmers bei den Kassenorganen gesichert. Wenn
wir aber nun Wegbereiter dafür sein wollten, daß
dieser Einfluß in den Krankenkassenorganen ein¬
geschränktwird, dann, glaube ich, würden wir so han¬
deln müssen, wie es hier seitens der kommunistischen
Fraktion vorgeschlagenworden ist.

Wenn wir einmal den Zeitpunkt erreichen werden,
wo die Arbeiterschaft eine genügende Macht auf die
maßgebende gesetzgebende Körperschaft — das ist der
Reichstag — wird ausübeu tönuen, dann wird sich auch
über die Frage reden lassen, daß von dein Arbeitslohn
nicht auch uoch ein Beitrug für die Sozialversicherung
seitens des Arbeitnehmers zu entrichten ist, und zwar,
ohne ihm den Einfluß auf diese sozialen Versichcrungs-
organe zu nehmen.

Wir sind deshalb der Auffassung, daß wir uns
einem solchen Anträge zur Zeit hier in diesen, Hanse
nicht anschließenkönnen, weil das dazn führen würde,
daß überall dort, wo bies Platz greift, sich schließlich
auch im Reichstag eine Mehrheit finden könnte, die den
Arbeitnehmern den Einfluß in den Kassenorganen
nimmt. Nehmen Sie nur einmal die Verhältnisse in
den Innungskrnnkenlassen, wo bereits eine andere Ver¬
teilung der Beiträge eingetreten ist. Heute müssen die
Arbeitnehmer zwei Drittel des Beitrages allgemein
zahlen. Aber bei den Innungskrankenkassen ist die
Möglichkeit 'der Halbierung gegeben. Dort ist auch
sofort die Halbierung 'des Einflusses der Versicherten
auf die sozialen Organe gegeben. Wenn wir hier auch
Wegbereiter für andere Versicherungsarten sein wollen,
müssen wir diesen Weg beschreitcn. Aus dem Grunde
können wir diesen Anträgen nicht folgen. Wenn es
uns möglich sein wird, im Reichstage etwas 'derartiges
zu erreichen, ohne den Einfluß der Versicherten einzu¬
dämmen, dann find wir mit Ihnen einer Meinnng
und bereit, nach der Richtung hin mit Ihnen Hand in
.Hand zu gehen.

Es ist 'dann aber weiter in dem Antrage gesagt, daß
für die Beamten die freiwillige Krankenversicherung
übernommen werden soll. In dieser Allgemeinheit ist
auch dieser Antrag nicht anzunehmen, weil auch hier
gesagt ist, daß es für die Angestellten gelten soll. Bei
den Angestellten ist ja die Pflichtversicherung ebenso
wie für die Arbeiter gegeben, wenn auch nur bis zu
der Gehaltsgrenze von 2700 Mark. Bis zu dieser
Grenze sind sie versicherungspflichtigund ist auch der
Arbeitgeberanteil ohne weiteres gegeben. Der Antrag
rennt also nach der Richtung hin offene Türen ein.

Ebenso dürfte es bezüglich der Ruhcgehaltskasse
stehen. In der AngesteUtenversichcrungbesteht eben¬

falls für die Angestellten eine Pflichtversicherung bis
zur Gehllltsgrenze 'von 6000 Mark. Also weiß ich wirk¬
lich nicht, was dieser Antrag nach der Richtung hin
bezwecken soll. Es ist also hier bereits auf Grund des
Gesetzes erfüllt, was Sie hier in dem Antrage bezüg¬
lich der Angestellten wünschen.

Aus diesen Gründen können wir dem Antrage nicht
zustimmeu. Wir werden deshalb für die Ablehnung
stimmen.

Vorfitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Holten.

Abgeordneter Hollen: Meine Damen uud Herreu!
Den Antrag der sozialdemokratischenFraktion (Druck¬
sache 127), der sich mit dem nebenberuflichcuMusizieren
der Beamten befaßt, ziehen wir zurück, weil wir er¬
fahre« habeu, daß inzwischender Herr Landeshaupt¬
mann durch eine Verfügung das nebenamtliche Musi¬
zieren bereits in der Provinz geregelt hat (Zuruf des
Abgeordneten Dr. Wesenfeld: Nicht inzwischen, son¬
dern vorher!), am 15. März, ehe der Musikerverband
seine Beschwerde an uns gerichtet hat. Ich möchte
aber den Herrn Landeshauptmann bitten, doch streng
darauf zn achten, daß das nebenamtliche Musizieren
gegeu Entgelt nur erlaubt wird, wenn erstens die zu¬
ständige Dienststelle,der Herr Landeshauptmann, oder
der Dezernent ihre Zustimmung zu jedem einzelnen
Mnsikgcschäft gegeben hat, und wenn zweitens die Ver¬
mittlung des Musitgeschäfts dnrch den zuständigen
öffentlichenArbeitsnachweis erfolgt. Sie darf nur dann
erfolgcu, wenu erwerbslose Musiker nicht vorhanden
sind. Wir glauben, daß mit dieser Verfügung des
Herrn Landeshauptmanns den berechtigten,Wünschen
der erwerbslosen Musiker und der Musiker überhaupt
Rechnung getrugeu wird, behalten uus aber vor, wenn
weiter Klagen laut werden, im nächsten Jahr nochmals
zu deu Dingcu Stellung zu nehmeil.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Theißen.

Abgeordneter Theißen: Meine Damen und
Herren! Ich möchte nur kurz auf die Ausführungen
des Herrn Abgeordneten Hanck eingehen. Ich verstehe
Sie nicht ganz. Sie wollten nicht Schrittmacher dafür
werden, daß die Arbeiter ben bisher maßgeblichenV>>'-
fluß bei den Krankenkassen durch Annahme unseres
Antrages verlieren. Ja, Herr Abgeordneter ,Hauck, m>
lauu mir sehr gut vorstellen, daß die anderen alles
zahlen und gar nichts zn sagen haben. (Abgeordneter
Schröer, Essen: Sehr gut!) Ich verweise Sie auf das
Beispiel in Rußland, das liebt die SPD. ja so sehr-
Dort zahlen die Unternehmer, soweit dort noch welche
vorhanden sind, die ganzen Beiträge zur Sozial¬
versicherung und sie haben in den Kassen gar keine
Stimme, also auch lein Recht. (Sehr gut! bei den
Kommunisten.) Aber Sie wollen von Rußland uiclsts
wissen. Ich empfehle Ihnen aber in diesem Falle, ein¬
gehend das russische Beispiel zu studieren.

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitere Wortmeldung"
liegen nicht vor. Wenn ich keinen Widerspruch h"^'

^
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lasse ich über die Punkte 9, IN und 28 gemeinschaftlich
abstimmen. Ich bitte 'diejenigen,die für diese Anträge
auf Ueberweisungan den Provinzialausschuß sind, sich
zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist so be¬
schlossen.

Zu Punkt 11 bitte ich diejenigen,die für den Antrag
ws I. Fachausschussessiud, sich zu erheben. - Das ist
t>>e Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommeil nun zu
Punkt 12: Antrag des I. Fachausschusses

Zu dem
^Haushaltsplan „V erschicdcne 3" f ü r

das Rechnungsjahr 1927, in Verbin¬
dung hiermit

b) Antrag der Zentrumsfraktion auf
Erhöhung des Zuschusses an die
Fachschule für Wirtschaft und Ver¬
waltung in diesem Haushaltsplau
um 18NN Mark;

c) A n t r a g der soz i aldem ot rati schen
Fraktion auf Ginsetzung eines Be¬
trages von 15NNN0Mark für Kinder¬
speisung in den gleichen Haushalts¬
plan.

Punkt 13: Antrag des I. Fachausschusses
^,u dem Antrage der kommunistischen
«raktion auf Einstellung eines Be¬
trages von 5N0000 Mark für Kinder-
lpe'isung in den Außerordentlichen
Haushalt.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Maus.
Abgeordneter Maus: Zu dem Haushaltsplan

lagen im I. Fachausschuß verschiedeneAnträge vor,
Machst ein Antrag der Zcntrninsfmktion auf Er-
» !"ng des Zuschusses an die Fachschule für Wirtschaft
und Verwaltung um 1800 Mark. Diesem Antrage hat
«er I. Fachausschußzugestimmt.

Hann 'lagen zwei Anträge betreffend Kinderspeisung
°r und zwar ein sozialdemokratischerAntrag, in den

"Ntemc Summe von 150NNN Mark einzusetzen,uud
^"Antrag der kommunistischen Fraktion, in den Haus-
«ltsplan 5NN000 Mark einzusetzen. Längere Erörte-
u»rgen entspannen sich im Fachausschuß I über die

"ellungsfrage. Einige Mitglieder glaubten den An-
ragen auf Kinderspeisung nur dann zustimmen zu

be.7"?"' wenn ausdrücklich die Deckung gleich "üt-
oi.'I^m ^,^^ ^,^,^^ Mi^^chcr des Fach-
slf'5'usses waren der Meinung, daß durch Ver-
^."U"a einzÄner Etntsposten ein Ausgleichgeschaffen

"ben tonnte und man dadurch die 150 000 Mark bei
^'.W'edmes" einsetzen könnte. Inzwischen hat der

auch beschlossen,daß der Betrag
^" ^0000 Mark nach Möglichkeit aus Ersparnissen

«NderenHaushaltspläueu gedeckt werden solle.
Pr^" ^' Fachausschuß schlägt Ihnen daher vor: Der
Nn^" 'Mandtag wolle 'den Haushaltsplan und die

"age annehmen. Zu c: Der Netrag von 15NN0U

Mark soll nach Möglichkeit aus Ersparnissen bei an¬
deren Haushaltsplänen gedeckt werden.

Der Fachausschuß schlägt Ihnen des weiteren zu
Punkt 13 vor, den Antrag der kommunistischen
Fraktion, IM NNO Mark in den Etat für Kinderspeisung
einzusetzen, abzulehnen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dunder: Unser Antrag auf Ein¬
setzung von 5NN NNN Mark in den Haushaltsplan „Ver¬
schiedenes"zum Zwecke der Kinderspeisung hat im
Provinzialausschuß sowohl wie im I. Fachausschußein
Begräbnis erster Klasse erlebt. Wir sind nun ge°
'pannt, in der Oefscntlichkcit zu hören, mit welcher Be¬
gründung das wohltätige Zentrum den Mantel der
christlichen Nächstenliebe über diesen Antrag decken
wird. Wir sind anderseits gespannt, wie die sich
Sozialisten nennenden Demokraten in ber Oeffentlich-
keit der notleidenden Arbeiterschaft gegenüber die Ab¬
lehnung unseres Antrages begründen werden. Ich
glaube wohl, daß man nicht allzu lange und allzu viel
über das Elend, insbesondere über das grenzenlose
Elend der Kinder zu sprechen braucht, um hier vor
aller Oeffentlichkeit einmal denjenigen Kreisen die
Mäste vom Gesicht zu reißen, die sonst immer sür sich
in Anspruch nehmen, als seien sie diejenigen, die sür
das Wohl und Wehe der Armen eintreten und darauf
bedacht sind.

Wenn man die Statistiken, die von ben einzelnen
Wohlfahrtsämtern und auch vom Neichswoylfahrts-
Ministerium herausgegeben werden, durchliest, ist es
geradezu grauenerregend, unter welchenVerhältnissen
die Proletarierjugend, die Poletarierkinder heute da¬
hinvegetieren müssen. Es ist ein Unsinn, heute noch
davon zu reden: „Lasset die KiNdlein zu uns kommen
und wehret es ihnen nicht!" Wenn dieser Sah einen
Sinn haben soll, kann er nur den haben: Gebt ihnen
möglichstwenig, damit sie schnell verhungern und sie
dann zu uns kommen in das Reich der Seligkeit.

Im vorigen Jahre ist nach einer Statistik der reichs¬
durchschnittlicheVerdienst im Monat Dezember 42,94
Mark für eine Familie mit zwei Kindern gewesen. Der
Verbrauch für «den notwendigen Lebensunterhalt be¬
trug 43,03 Mark. Wenn man diesen Satz zugrunde
legt und dabei berücksichtigt, daß das im Monat De¬
zember gewesen ist, also in dem Monat, in den das
Weihnachtsfestfällt, wo einmal eine ganze Reihe von
Leuten nebenberuflich tätig sind oder noch zu Ueber¬
stunden herangezogen werden, wo zum anderen nicht
festzustellenist, welche Kategorien von Arbeitern und
Angestellten unter die Berechnungsziffer fallen, dann
ergibt sich daraus schon, daß der Verdienst absolut nicht
ausreicht, um die notwendigen Nebensunterhaltungs-
kosten zu bestreiten. Daß anderseits aber in Wirklich¬
keit die Löhne zwischen 23 und 36 Mark, mit einigen
wenigen Ausnahmen, die höher sind, schwanken, das
ist wohl eine feststehende Tatsache entgegen der Statt-
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stik, die von den einzelnen Aemtern herausgegeben
wird, die natürlich zum Guten frisiert wird. Berück¬
sichtigt man auf der einen Seite, daß die Erwerbslosen,
die Wohlfahrtsunterstützungsempfänger, die Waisen
und Altersrentner bisher mit einen: Satz austommeu
müssen, der geradezu unter aller Würde ist, berück¬
sichtigt man auf der anderen Seite, daß die Herren
Abgeordneten dieses Hohen Hauses 20 Mark pro Tag
notwendig haben, um ihre Auslagen zu bestreiken,und
dazu noch Uebernachtungsgelder sowie Verdienstausfall
erhalten, und vergleicht man damit, was den Aermsten
der Armen gegeben wird, so kommt einem mit aller
Deutlichkeit zum Bewußtsein, in welch grauenhaftem,
grenzenlosem Elend die minderbemittelten Bevölke¬
rungsschichten leben.

Bei Rundfragen und ärztlichen Untersuchungen in
Schulen wurde festgestellt, daß der größte Teil unserer
Voltsschulkinder heute an Rachitis, Tuberkulose und
sonstigen Volkskrankheitenleidet, daß eine große Zahl
der Kinder ohne Frühstück zur Schule kommt, ohne
Abendessenzu Bett gehen muß und kein Mittagessen
erhält. Diese Zustände kann und wird man natürlich
in der kapitalistischenWirtschaftsordnung nicht beseiti¬
gen, weil dadurch die Profitrate des Unternehmertnms
gefährdet wird. Aber zum mindesten muß man doch
darauf hinwirken, daß dieses Elend bis zu einem ge¬
wissen Grade herabgedrllcktwird.

Das Wohnungsclend schreit geradezu zum Himmel.
In einzelnen Haushalltungen sind bis zu 10 Personen
beiderlei Geschlechtsin einem oder zwei Räumen zu¬
sammengepfercht,müssen vier bis fünf Kinder in einem
einzigen Bett oder auf einem Strohsack schlafen. Diese
Zustände gebären erst das, was nachher in den Für-

oder in den Heimen für sitt¬
lich oder moralisch Gefährdete sich als Auswirkn»!',
zeigt. Gerade das Zentrum, das immer Kavon redet,
die Moral und Sittlichkeit unseres Voltes sei gefährdet,
trägt mit dazu bei, daß derartige Zustände sich heraus¬
bilden, aus dem einfachen Grunde, weil die Vertreter
des Zentrums im Reichstage und im Landtage immer
wieder alle Anträge der Kommunisten auf Erhöhung
der Löhne, der Erwcrbslosenuuterstützuug und der
Wohlfahrtsunterstützung, auf Beseitigung der Woh¬
nungsnot usw. ablehnen.

Ferner ^besteht eine ungeheure Netten- und Wäsche¬
not. Der größte Teil der heute in den Volksschulen
eingeschultenKinder geht ohne Hemd, ohne Strümpfe.
Im Winter, im Frühfahr und Herbst ficht Man die
abgehärmten Prolctariertinder auf nacktenFüßen zur
Schule schleichen. (Zuruf aus der Mitte: Auf dem
Lande sieht man das oft!) Aber nur im Sommer,
nicht lm Winter. In den Städten müssen die Kinder
vielfach auch in den kalten Jahreszeiten mit nackten
Füßen durch den Schnee oder den Dreck zur Schule
waten.

Im vorigen Jahre hat die ProvinzialUerwaltiing
leine Mittel für >die Kinderspeisung zur Verfügung ge¬
stellt, wohingegen im vorvorigen Jahre noch 150 000

Mark zur Verfügung standen. Nichtsdestowenigersind
im vergangenen Jahre aus Reichsmitteln über eine
Million Mark in das Rheinland geflossen, die an die
einzelnen Gemeinden verteilt wurden. Es wurde so¬
mit wenigstens ein kleines Palliatibmittelchen an¬
gewandt, um dem ungeheuren Elend der Schulkinder
einigermaßen zu steuern.

Wenn nun im Reichstag der Antrag der sozial-
demokratischenFraktion auf Wiedereinsetzungder Po¬
sition von 5, Millionen Mark für Kinderspeisung ab¬
gelehnt wurde, so kann das für uns lein Grund sein,
auch seitens der Provinz diese Speisung nicht durch¬
zuführen. Ich möchte schon sagen: Wenn man etwas
geben will — das gilt insbesondere für die Herren von
der sozialdemokratischenFraktion —, kann man es
natürlich nicht dabei bewendenlassen, 150 000 Mark ein¬
zusetzen. Da find 500 000 Mark oder eine Million Mark
noch zu wenig. Aber, weil wir wissen, daß selbst
500 000 Mark abgelehnt werden, ist es natürlich zweck¬
los, noch mehr zu verlangen. (Lachen.) Sie brauchen
nicht darüber zu lachen, Sie lehnen ja schon diese
500 000 Marl ab. (Zuruf des Abgeordneten Haas:
Deshalb nehmen wir ja 150 000 Mark!)

Das Zentrum gibt immer vor, auf diesem Gebiete
eingreifen zu wollen. Für unseren Antrag einzutreten,
wäre zum mindesten Pflicht dericnigen Abgeordneten
der Zcntrumsfrvttion, die sich Arbeitervertreter nennen.
Der Sprecher der Zentrumsfraktion im Provinzial-
ausschuß lehnte rundweg überhaupt die Einsetzung
einer Summe für Kinderspeisung ab. Erst nach Rück¬
sprache mit der Zentrumsfraktion fah er sich ge¬
zwungen, im Provinzialausschuß zu erklären, daß die
Zentrmnsfraktion der Position von 150 000 Mark ent¬
sprechend dem Antrage der Sozialdemokraten zu¬
stimme. Das heißt, die Vertreter des Zentrums in den
einzelnen Ausschüssenhaben nach ihrer eigenen Auf¬
fassung erklärt: Wir lehnen diese Dinge ab. Aber das
Zentrum insgesamt konnte diese große Verantwortung
»richt auf sich nehmen, diesen Antrag ganz abzulehnen.
(Glocke des Vorsitzenden.)Sind die zehn Minuten schon
um? Das geht aber flott.

Ich möchte nur noch ganz kurz darauf hinweisen,
daß es Wohl möglich ist, diese Summe aufzubringen,
ohne die Provinzialumlagc zu erhöhen, wenn ins¬
besondere diejenigen Vertreter, die auch in den Stadt-
verordnetenverfammlnngen der Großstädte sitzen, dar¬
auf hinwirken, daß die Repräsentationskosten, die
Dispositionsfonds der Herren Oberbürgermeister und
die sonstigen nebensächlichenAusgaben für alle mög¬
lichen und unmöglichenAusstellungen gestrichen werden.
Alle diese Positionen zusammengerechnet,ergeben eine
enorme Summe, mit der man auf diesem Gebiete sehr
viel leisten kann. Wenn dann noch von der Provinz
ein kleiner Zuschuß, ein gewisser Anreiz den Gemeinden
gegeben wird, bedeutet das, daß auf dem Gebiete der
Kinderspeisung noch manches erreicht werden taun.

Wir beantragen zu unseren Anträgen auf E>N'
sctzung von 500 000 Mark namentliche Abstimmung,



73, Rheinischer Provinziallandtag, 6. Sitzung am 9. April 1927. 201

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat die Frau
Abgeordnete Becker.

Abgeordnete Frau Becker: Meine Herren und
Damen! Meine Fraktion hat den Antrag gestellt,
150 09« Mark in den Etat für Kindersipeisungeinzu¬
setzen. Im vorigen Landtag war derselbe Antrag ge¬
stellt worden. Er wurde aber mit der Begründung ab¬
gelehnt, das sei Reichssache,das brauche die Provinz
nicht zn übernehmen, 'weil die Verwaltung dieser
Gelder Schwierigkeiten und Umständlichkeitenmit sich
brächte. In diesem Jahr ist das ja nun nicht der Fall.
Wir haben gehört, daß der Reichstag die Mittel ab¬
gelehnt hat. Folglich müssen wir hier als Provinzial-
lnndtag Stellung dazu nehmen, etwas für die Kinder-
fürsorgc zu tun.

Wir haben hier die örtliche Kinderfürsorge 'im Auge.
Neber den Gesundheitszustand der Kinder an und für
sich brauche ich keine Ausführungen zu machen. Er
wird immer wieder erörtert, darüber sind wir alle im
Bilde. Aber die örtliche Erholungsfürsovge muß mehr
als bisher gefördert werden, weil nicht allen kranken
und unterernährten Kindern die Möglichkeit gegeben
wird, in Anstalten und Erholungsheimen unter¬
zukommen. Daher müssen wir den Kindern, die von
diesen Maßnahmen nicht erfaßt werden, innerhalb der
Familie eine große Betreuung zukommenlassen. Wir
»Nissen natürlich mit dieser Maßnahme gewissermaßen
eine vorbeugende Fürsorge verbinden.

Wir haben uns hier im Hause immer über die Für-
suvgeerziehnngund ihre Auswirkungen unterhalten. Ich
möchte nun behaupten, daß das, was wir an der Ge¬
sundheit der Kinder tun, auch vorbeugende Fürsorge
>n erzieherischerHinsicht ist. Ich glaube, auch die Eltern
dieser Kinder, die hier erfaßt werden, werden es be¬
grüßen, wenn im Laufe der Sommermonate ihre
Kinder von den einzelnen Organisationen ins Freie
geführt werden. Dort werden sie kräftig ernährt, und
es wird mich in erzieherischerund belehrender Hinsicht
W manches geboten. Ich erinnere an die Ausflüge, die
t>>e Arbeiterwohlsahrt im letzten Jahre gemacht hat,
auch in den Jahren vorher, die auch von den Zuschüssen
bedacht worden war. Wir hatten im letzten Jahr hier
'» Düsseldorf über 5,000 Kinder erfaßt und hatten uns
natürlich Mühe gegeben,nur die Aermsten der Armen
Mit in diese Kinderreihe hineinzubringen.

Wir müssen mich vor allen Dingen daran denken,
d"ß die Mütter derjenigen Kinder, die nur die Waisen¬
rente von 10 Mark — im Höchstfalle16 Mark — be¬
kommen, diese Kinder nicht ernähren können, und daß
"Uch für die Kinder, deren Eltern nicht versichert«e-
wesen sind, etwas Besonderes getan werden muß.

Wir haben von dem Berichterstatter gehört, daß
^r Ausschuß sich auf den Standpunkt gestellt hat,
«lesen Antrag anzunehmen. Ich möchte das Hohe Haus
"ten, dem beizupflichten.

Ich höre, daß auch die Auswahl von den Schul-
arzten nicht immer so getroffen wird, wie sie getroffen

werden müßte. Es sind oft bei den Kindern, die in
Anstalten und Heime geschickt werden, nicht immer die
ärmsten und bedürftigsten.

Ich kann mich natürlich nicht dem Antrage der
kommunistischenFraktion anschließen (Zuruf des Ab¬
geordneten Oberdörster: Weil Sie der Kirche das Geld
bewilligen müssen!), nicht, weil mir die 500 000 Mark
zu viel sind. Ich möchte noch viel mehr für unsere
armen Kinder, besonders in den untersten Schichten,
haben. (Zuruf des Abgeordneten Oberdörster: Das
sind ja Phrasen!) Wer in der Wohlfahrtspflege tätig
ist, weiß ganz genau, daß leine Summe zu hoch ist, um
das gesundheitlicheund sittliche Niveau unserer Jugend
wieder emporzubringen. Aber es ist keine Aussicht da¬
für da, daß sich im Ausschuß und hier im Hohen
Hause eine Mehrheit dafür findet, die 500 000 Mark
anzunehmen. So sollen wir doch nehmen, was wir
eben herausholen tonnen. Wir haben schon öfter er¬
lebt, daß die 'kommunistische Fraktion Anträge stellte,
die 'die unsrigen drei bis viermal überflügelten, die
aber abgelehnt wurden, während die Anträge unserer
Fraktion, die sich in bescheidenerenGrenzen hielten,
angenommen wurden. Wir sind ja von Ihnen ge¬
wöhnt, daß Sie nur Anträge stellen,die für uns un¬
annehmbar sind, weil sie von der Mehrheit des Hauses
augelehnt werden. Wir stehen deshalb auf dem Stand¬
punkt, nicht Kirchturmpolitik zu treiben, sondern Prak¬
tische Arbeit zu leisten, die etwas für unsere Leute
herausholt. (Zuruf eines kommunistischenAbgeord¬
neten: Kirchenpolitiktreiben Sie!) Es ist eine unnütze
Demonstration, die Sie immer veranstalten. (Weitere
Zurufe von kommunistischer Seite.) Wir sind es ja ge¬
wöhnt, daß wir von Ihnen in dieser Weise angepflaumt
werden. Aber davon lassen wir uns nicht leiten. Wir
treiben vernünftige Politik, die auch etwas für die Be¬
völkerung erreicht. Ich bitte deshalb das Hohe Haus,
den Antrag auf 150 000 Mark anzunehmen.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht mehr vor.

Ich beabsichtige, zunächst über den kommunistischen
Antrag zu Nr. 13 auf 500 000 Mark, dann über die
Anträge 12 c, 12 l, und 12 ^ abstimmen zu lassen.

Zu Puukt 13 ist vou dem Herrn Abgeordneten Dun-
drr namentliche Abstimmung beantragt worden. Nach
8 39 der Geschäftsordnung bedarf dieser Antrag der
Unterstützung von l5 anwesenden Abgeordneten. Ich
bitte diejenigen, die für den Antrag auf namentliche
Abstimmung sind, sich zu erheben. — Der Antrag ist
genügend unterstützt.

Ich bitte die Herren Abgeordneten, ihre Plätze ein¬
zunehmen und sich der Stimmzettel, die in Ihren
Schubladen liegen, zu bedienen. Diejenigen, die für
den Antrag des I. Fachausschussesauf Ablchnung des
loinmunistischcnAntragessind, bitteich, die Weiße Karte
mit Ja auszufüllen. Also die Ja-Karte bedeutet An¬
nahme des Antrages des Fachausschusses aus Ab¬
lchnung des kommunistischenAntrages.
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Nach der Geschäftsordnung hauen die Herren Bei¬
sitzer die Stimmzettel einzuziehen. Vs bars zwischen
der Abstimmung und der Verkündigung des Er¬
gebnisses weiter verhandelt, aber nicht beschlossen
werden. Ich schlagedeshalb vor, die Abstimmung zu
12 und 13 zu vertagen und in die Erörterung zu
Puukt 11 einzutreten.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Dr.
Adenauer.

Abgeordneter Dr. Adenauer : Meine Herren!
Ich verstehe die Sachlage doch so, daß jetzt über den
kommunistischenAntrag, 5NNN0N Mark zu geben, ab¬
gestimmt wird. Der Herr Präsident schlägt vor, die
Abstimmung so vorzunehmen, daß derjenige, der diesen
Antrag ablehnen will, einen Ja-Zettel abgibt. Ich
halte das erstens nicht für richtig und zweitens glaube
ich, daß eine starte Konfusion eintreten wird. (Zuriü
des Abgeordneten Hack: Die ist schon da!) Wenn man
einen Antrag ablehnen will, muß man doch einen Nein-
Zettel nehmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Dr. Adenauer, ich kann mich doch nur an die Tages¬
ordnung halten. Hier handelt es sich um die Annahme
oder Ablehnung des Antrages des Fachausschusses.
Selbstverständlich ist das kompliziert. Ich tanu aber
doch nur ii'ber diesen Antrag des Fachausschusses,der
zur Abstimmung vorliegt, abstimmen lassen. (Zuruf
des Abgeordneten Dr. Adenauer: Dazu ist aber ein
Abänderungsantran gestellt! Zuruf des Abgeordnelen
Dr. Kaiser: Ist ja egal! Zuruf des Abgeordneten
Dr. Adenauer: Aber es gibt Konfusionen!) Ich glaube,
es war ganz klar, wie ich es eben aussprach. Ich kann
nur über diesen Antrag des Fachausschussesabstimmen
lassen. Diejenigen, die für den Antrag des Fach¬
ausschussessind, wonach der Antrag der kommnmsti-
schen Fraktion abgelehnt wird, haben einen Ja-Zettel
abzugeben.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Frisch.
Abgeordneter Frisch: Ich habe schon festgestellt,

daß in verschiedenenFällen, so auch bei den vorher¬
gehenden Punkten, z. B. bei der Eisenbahn, in einer
Weise Verfahren worden ist, wie es nach unserer Auf¬
fassung nicht richtig ist. Man muß zunächst über den
weitestgehendenAntrag abstimmen lassen, um nachher
auch den anderen die Möglichkeit der Zustimmung zu
dem Ausschußantrage zu geben. Man kann also nicht
zunächst über den Ausschußantrag abstimmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das habe ich ja vor¬
geschlagen. Also die Abstimmung geht jetzt vor sich:
Ns muß der Name auf den Zettel geschrieben werden.
Der Zettel ist dann abzugeben. Wir tonnen aber
weiter verhandeln.

Ich schlage vor, jetzt in die Beratung der Punkte
14 bis 16 einzutreten.

Zur Geschäftsordnung hat das Wort Herr Ab¬
geordneter Oberdövster.

Abgeordneter Oberdörster: Herr Adenauer hat
zur Abstimmung Ausführungen gemacht, die darin

ausllangen, daß eine gewisse Unklarheit darüber besteht,
daß in diesemFalle nicht über den Antrag selbst, son¬
dern über den Antrag des Ausschusseszu diesen! An¬
trage abgestimmt wird. Ich glaube, wenn wir noch
einen Augenblick reden, dann erreichen wir vielleicht,
daß die Unklarheit so groß wird, daß unser Antrag an¬
genommenwird. Uns wäre das sehr angenehm. (Zuruf
des Vorsitzenden:Das ist nicht zur Geschäftsordnung!)
Aber ich möchte vor der Abstimmung noch einmal be¬
tonen, daß es notwendig ist, klar und eindeutig zu
sagen, ob über den Antrag des Ausschusses zu unserem
Antrage oder über unseren Antrag selbst abgestimmt
wird.

VorsitzenderDr. Iarres: Herr Abgeordneter, ich
habe es schon wiederholt gesagt: Es wird abgestimmt
über den Antrag des Fachausschusses. Diejenigen, die
entsprechenddem Antrage des Fachausschnssesfür die
Ablehnung des konnnunistischcnAntrages sind, stimmen
mit Ja.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Dunder.
Abgeordneter Dunder : Ich möchte darauf hin¬

weisen, daß man uns hiermit die Möglichkeit nimmt,
bei eventueller Ablehnung unseres Antrages einem
anderen Antrage zuzustimmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Durchaus nicht, Herr
Abgeordneter. Komplizieren Sie bitte die Sache nicht.
Ich habe gesagt: Zn 13 wird zunächst abgestimmt, dann
zn 12°, b und a. (Zuruf des Abgeordneten Dunder:
Dann habe ich das überhört!) Wenn Sie genauer zu¬
hören wollten, tonnten wir schneller fertig werden.

Ich bitte die Herren Stimmzähler, die Stimmzettel
einzuziehen.

Wir kommen zu den Punkten 11, 15, und 16.
Punkt 14: Antrag des V.Fachausschusses

») zu der Entschließung der Zentrums-
frattion, betreff e n d Gewährung
einer Meistbegünstigung für die
französische Weineinfuhr bei Ab¬
schluß des endgültigen Handels¬
vertrages mit Frankreich;

l>) zu dein Antrage der K PD. - F rak ti on ;
c) zu dem Antrage der Wirtschaftlichen

Vereinigung.
Punkt 15: Antrag des V.Fachausschusses

zu dem Antrage der Wirtschaftlichen
Vereinigung auf Abänderung des Wein-
gesctzes über „Hefewein".

Punkt 16: Antrag des V.Fachausschusses
zu der Entschließung der KPD. -Fraktion,
betreffend Stellung eines Antrages an
die Reichs- nnd Staatsreg lernng auf
Niederschlagung der an Kleinwinzer
gewahrten Kredite.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Bergweiler.
Abgeordneter Vergwciler: Meine Damen und

Herren! Der V. Fachausschuß hat beschlossen, Ihnen
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vorzuschlagen, die Ihnen vorliegende abgeänderte
Resolution Nr. 11N der Zentrumspartei, betreffend das
Handelsprovisorium mit Frankreich, in unveränderter
Form anzunehmen.

Meine Damen und Herren! Der V. Fachausschuß
hat beschlossen, Ihnen vorzuschlagen, den Antrag der
WirtschaftlichenVereinigung (Nr. 137) abzulehnen, da
es nicht Aufgabe bes Provinziallandtages sein kann,
in einzelne Details der Gesetzgebung,zumal einer so
schwerwiegendenFrage wie der Abänderung des Wein-
gesetzes, einzutreten und etwa einen einzelnen Para¬
graphen des Wcingcsetzesherauszugreifen.

Meine Damen und Herren! Der V. Fachausschuß
schlägt Ihnen weiter vor, die beiden Abändernugs-
anträge (Drucksache121) der KommunistischenPartei
und der Wirtschaftlichen Vereinigung (Drucksache 126)
abzulehnen.

Zu Nummer 120 der Drucksachen habe ich namens
der großen Mehrheit des FachausschussesAblehnung
zu beantragen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Sommer.

Abgeordneter S o m m c r : Bei der Beratung >>»
V. Fachausschuß über die vorliegenden Anträge und
Entschtießungen (Punkte 14 bis 1«) hat man versucht,
die Dinge so hinzustellen, als ob tatsächlich bei den
Winzern wieder eine gewisseBeruhigung eingetreten
sei. Dabei steht fest, daß am 3. April in Teuheim
eine Kundgebung der Winzer stattgefunden hat, in der
eine Entschließung angenommen wurde, worin es
heißt: Das Vertrauen der Winzer zur Neichsregierung
ist erschüttert, die Winzer haben zu derReichsrcgierung
lein Vertrauen. Allerdings kann man, soweit man
diese Entschließung überschaut, feststellen,daß es sich
dabei wieder um ein ganz geschicktesManöver handelt,
das die Herren von Guerard usw. mit den Winzcr-
»ötrn schon seit zwei bis drei Jahren treiben. Sie legen
eine Entschließung vor, wonach man lein Vertrauen
"lehr zu der Rcichsrcgiernng hat, i» der mau selbst sitzt,
um daun »nieder zwei bis drei Satze tiefer dagegen zu
brotestieren, daß die Reichsregierung die deutschen
Winzer an die französischenWinzer ausliefert. Das
sind wunderbare Formulierungen, in denen vor allen
Dingen an das Nationalgesühl dieser Berufsschichteu
appelliert wird. In Wirklichkeit werden doch die
deutschen Winzer nicht an die französischenWinzer
verschachert. In Wirklichkeit werden die deutschen
Winzer hoch als ein Schacherobiett im Interesse der
deutschen Industrie mißbraucht. Das muß hier wieder¬
holt festgestellt werden. Es ist demagogisch, wenn man
Mit solchen Dingen die Winzer von dem Erkennen
ihrer wirklichen Lage ablenken will. (Sehr richtig!
links.) Wir werden diese Dinge, auch den Tanz, den
Man hier im ProvinziallaNdtag sowohl in den Fach¬
ausschüssen als auch im Plenum vorführt, benutzen,um
M zeigen, daß die Zentrumspartei diese Dinge nicht
auszieht, um wirklich den Winzern zu helfen, sondern

nur, um diesen Entrüstungssturm der Winzer gegen
die Politik der Deutschen Reichsregierung als Geschäfts¬
trägerin der Schwerindustrie aufzufangen und sie bei
der Stange des Zentrums zu halten. (Hört, hört! bei
den Kommunisten.)

Wenn wir uns die Entschließung weiter besehen,so
haben wir zur Drucksache 50 in Drucksache 121 den
Antrag gestellt, die Entschließung des Zentrums ab¬
zuändern, und zwar nach der zweiten Zeile zu sageil:
„Beim Abschluß des Handelsvertrages mit Frankreich
die Interessen der rheinischen Kleinwinzer zugunsten
der großkapitalistischenInteressen der Schwerindustrie
zu verschachern und der französischen Weincinfuhr
Meistbegünstigung zu gewähren."

Ich hoffe, daß diejenigen, die das selbst eingestehen,
den Mut haben, für diese Erklärung zu stimmen, daß
sie sich wenigstens nicht durch den Fraktionszwang oder
von der Angst, vor anderen Leuten in Ungnade zu
kommen,davon abhalten lassen, dieser Ergänzung zu¬
zustimmen.

Weiter liegt eine Entschließung der Fraktion der
WirtschaftlichenVereinigung vor, und zwar:

„Der Probinziallanding wolle beschließen, dieReichs-
regicrung zu warnen, beim Abschluß des endgültigen
Handelsvertrages mit Frankreich im Interesse der
Schwerindustrie, aber zum Nachteil der rheinischen
Winzer der französischen Weineinfuhr Meistbegünsti¬
gung zu Newähren."

Wird die von uns hier vorgeschlageneErgänzung
zur Drucksache 50 abgelehnt, so werden wir der Ent¬
schließung, die hier von der WirtschaftlichenVereini¬
gung beantragt ist, unsere Zustimmnng geben.

Weiter liegt hier eine Entschließung, ebenfalls von
der WirtschaftlichenVereinigung, vor, in der von der
Regierung verlangt wird, schleunigstein Gesetz über
Hefewein usw. in Kraft zu fetzen. Wir können dieser
Entschlicßnng ebenfalls nicht zustimmen,und zwar des¬
halb nicht, weil wir der Auffassung sind, daß der
Betrug des Steuerfiskus, diese gefärbten Weine ein¬
zuführen, sie zu entfärben und dann als gute Weine
in den Handel zu bringen, nach unserem Dafürhalten
nicht ohne Wissen der maßgebendenInstanzen geschieht
und daß heute diese Instanzen noch nicht genügend ein¬
gegriffen haben. Es ist Sache der Winzer, hier einmal
konkret die Dinge dorthin zu bringen, wohin sie ge¬
hören, damit die Negierung einmal rücksichtslosein¬
schreitet. Aber wir befürchten,daß man das nicht tun
wird, da immerhin die Verstpvung der Behörden mit
gewissen Kreisen so stark fortgeschritten ist, daß man
dort nicht ein, sondern sechs Augeu zudrückenwürde,
wenn man sechs Augen hätte.

Weiter haben wir eine Entschließungan die Reichs¬
und Staatsrogierung zur Niederschlagung der den
kleineu Winzern gewährten Kredite vorliegen. Man
wird nachher wie im V. Fachausschuß sagen: Dafür
sind wir nicht zuständig. Dann werden die und die
Kategorien auch kommen und dasselbe verlangen. Aber,
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Ihr Herren Abgeordneten vom Zentrum und von der
Bürgerlichen Arbeitsgemeinschaft, wir werden sehen,
was Ihr bei dieser Abstimmung tun werdet, und wir
sind uengierig, was Ihr bei dem M)000-Mark-Projekt
des Herrn Dr. Ereutz tun werdet. Wenn wir feststellen,
das; Ihr diesen Antrag ablehnt nnd nachher für die
Ncunvorlage des Herrn Dr. Creutz zu haben seid,
dann werden wir dies ebenfalls den Winzern klar vor
Augen führen. Hoffentlich gelingt es, trotz der An¬
wendung der demagogischstenMittel, dem Zentrum, das
oben allein das Monopol der Vcrdummung der Winzer
hat, nicht die Winzer noch einmal soweit zu verblödeu,
das; sie sich bei den nächsten Wahlen wiederum vor den
Karren der Schwerindustrie spannen lassen, (Lachen
im Zentrum.) Hoffentlich gelingt es den wenigen
Kräften, die dort in diesem Gebiet arbeiten, den Win¬
zern den Schleier von den Augen abzureißen, damit
sie erkennen, daß Zentrumspolitik nicht Schutz der
Religion, soudern Verschacherung des Kleinbürger¬
tums uud des Mittelstandes im Interesse der Schwer¬
industrie bedeutet. (Sehr richtig! bei den Kommu¬
nisten!) Wir hoffen, daß die Mehrheit wenigstens der¬
jenigen, die hier vorgeben, die Interessen der Winzer
zu vertreten, für unsere Entschließung bzw. die Ent¬
schließung der Wirtschaftlichen Vereinigung stimmen,
Diesenigen, die das nicht tun, haben nicht das Recht,
fiir die Winzer zu sprechen. Einer großen Reihe der¬
jenigen, die hier für die Winzer sprechen, namentlich
den Großgrundbesitzern, wird es zu lange, bis sie die
Winzer im Sack haben, bis sie ihnen soweit die seidene
Schnur um den Hals gezogen haben, daß sie noch zu
ihren so und soviel tausend Morgen das Wenige der
Winzer noch hinzuraffen können. Die Winzer werden
einsehen, daß sie diesen Enteignungsprozeß unter dem
wunderbaren Gesang der Zentrumspartei nur durch
einen rücksichtslosenKampf gegen diese Kreise ver¬
hindern können. (Lauter Beifall bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Nlbertz.

Abgeordneter Albertz: Meine Damen »nd
Herren! Wenn wir jetzt nochmals Gelegenheit habeu,
zur Frage der Winzer Stellung zu nehmen, dann ganz
kurz.

Zunächst zur Drucksache50 der Zentrumsfraktion,
die ja bezüglich der Handclsvertragsabfchliisse mit
Frankreich wünscht, daß die Meistbegünstigung den
französischenWeinen nicht gewährt wird. Meine poli¬
tischen Freunde stehen nun schon auf dem Standpunkt,
daß dieser Wust von Entschließungen, die hier im
Rheinischen Provinziallandtag bezüglich der Winzer
eingebracht werden, eitel Spiegelfechterei ist. (Abgeord¬
neter Dr. Pattberg: Sehr richtig!) Denn sowohl bei
dem Abschluß der provisorischen Handelsvertrags¬
verhandlungen mit Frankreich wie auch bei deu end¬
gültigen Verhandlungen wird sich zeigen, daß alles das,
was hier heute bezüglichder Winzer vorgebracht wird,
b" der Beurteilung der realen Unterlagen zum Nb-
»chluß von Handelsverträgen nicht haltbar ist und daß

man dort wirtliche Realpolitik machen muß. Mehr
richtig! rechts.) Ich stehe uämlich auf dem Stand¬
punkt, daß auch die Entschließung, die Herr Abgeord¬
neter von Guerard zu den vorbereitenden Vertrags¬
verhandlungen mit Frankreich abgegebenhat, ebenfalls
eitel Spiegelfechterei ist, denn die Verhandlungen, die
unter der Leitung des Ministerialdirektors Dr. Posse
abgeschlossenwurden, haben nichts anderes erwiesen,
als daß man sich den nüchternen Tatsachen beugen
muß, daß wir, wenn wir als Industrieland ausführen
wollen, den Einfuhrländern mit Agrarprvtmiten, Obst
uud Wein usw. Konzessionen machen müssen. Wenn
man sich dann hierher stellt und wie ein Fuchs den
Gänsen predigt, so nennen wir das eitel Spiegel¬
fechterei.

Wir stimmen trotzdem für den Zentrumsantrag
Nr. 50, müssen aber den Antrug der Wirtschaftlichen
Vereinigung sowie den der Kommunisten ablehnen
(Zuruf des Abgeordneten Hack: Nachtigall, ick hör dir
laufen!), aus der reinen Erkenntnis heraus, daß wir
die HandelsUertragsverhandlungen dazu benutze»
müssen, um auf der anderen Seite wiederum unserer
Industrie, unserem Handel usw. Arbeitsgelegenheit zu
schaffen. Das sind die Gründe, die uns dazn zwingen,
zn diesen Dingen diese Stellung einzunehmen.

Interessant ist es aber, wenn man die Vertreter,
die sich gestern als Winzervertreter hier aufgespielt
haben, einmal bei Licht betrachtet und an ihre Hand¬
lungen die Sonde der Kritik legt. Dann muß man
feststellen, daß es weniger Winzer- als Händler-
vertreter, d. h. Vertreter derjenigen Kreise sind, die
vorgeben, die Winzer zu schützen, aber in Wirklichkeit
— 'ich habe schon einmal dazu ausgeführt, daß 90 Pro¬
zent der Winzer Kleinwinzer sind — die Produtte der
lleinen Winzer in deren Notlage aufzulaufen Ge¬
legenheit haben, weil sie bessere Lagen haben, sie zu
verschneidenund infolgedessenhöhere Preise dafür zu
erzielen. (Sehr richtig!) Sie sehen, auch das ist eitel
Spiegelfechterei, wenn diese Leute sich hier als Iuter-
essenvcrtrcter der Kleinwinzcr hinstellen.

Nun etwas zu der Drucksache 137, dem Antrage des
Herrn von Detten. Was will der Herr von Detten
mit diesen: Antrage eigentlich sagen? Er sagt, wir
sollen darauf einwirken, daß die Abänderung des Wein¬
gesetzes über Hefewcine schleunigst in Kraft gesetzt
wird. Zunächst frage ich: Sind wir als Provinzial¬
landtag befugt, in dieser Form in eine Reichsgesetz-
gebung einzugreifeu? Ich muß schon sagen, daß es
eine ziemlicheAnmnßnug ist, wenn wir uns einbilden,
daß wir in ein solch wichtiges Gesetz, welches eine
durchaus gründliche Kenntnis der Materie voraus¬
setzt, in dieser Form und in dieser Zusammensetzung
des Provinziallandtags überhaupt eingreifen.

Was sind Hefewcine? Die Winzer sind selbst noch
nicht darüber klar und die Händler auch noch nicht.
Es wird nur behauptet, daß unter der Firma Hefewein
geschmuggeltwird, d. h. daß bieser Wein für guten
Wein in den Handel gebracht wird. Dagegen wehren
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sich die Händler. Ans der anderen Seite Haben sich aber
auch die Konsumenten zu wehren, daß unter dieser
Firma überhaupt derartige Dinge vor sich gehen. Da
wäre es doch richtig, wenn sich die Interessententreise
einmal deutlich darüber aussprächen, was eigentlich
mit diesen Dingen gemeint ist. Wenn feststeht, daß der
sogenannte Hefewein zu 5NU Mark das Fuder in den
bandst gebracht wird, und die Händler sich dagegen
wehren, daß dies geschieht, t>. h. daß dem Konsum billi¬
ger Wein zugeführt wird, dann ist die Frage auszu¬
werfen: Ist es richtig, daß das geschieht, oder ist es
nicht so, daß dieser billige Wein wiederum von den
Händlern aufgekauft wird, um für 950 Mark in den
Handel gebracht zu werden? ve lacw ist es doch so,
daß das konsumierende Publikum von diesen Steuer¬
hinterziehungen oder Schiebungen überhaupt keinen
Nutzen hat. Wenn das schon einmal feststeht, haben
wir keine Ursache, dafür einzutreten, daß diese Gesetzes¬
änderung in Kraft gesetzt wird.

Noch etwas anderes. Es ist von uns verlangt
worden, daß wir dafür eintreten sollen, daß der so¬
genannte vin i-ll8s, der südlicheRotwein, der hier für
^2 Mark Zoll das Hektoliter eingeführt wird, nicht
mehr entfärbt wird. Wie ist der praktischeVorgang?
Dieser Rotwein wird zu 32 Mark Zoll das Hektoliter
eingeführt, während der Weißwein zu 45 Mark ein-
geführt wird. Es gibt ein Mittel für 2,80 Mark oder
3 Mark, das dazu angetan ist, den Rotwein zu ent¬
färben, um chn zu der Qualität des 45er-Weins zu
stempeln. Was tritt nun ein? Man verlangt, daß das
nicht geschehen soll. Wir stehen schon auf dem Stand-
Punkt: Wenn es möglich lst, auf diesem Wege den
Weinkonsum zu heben und billigere Weine, die in den
Qualitäten genau dieselben sind, auf den Markt zu
bringen, so erweisen wir dadurch den Winzern den
größten Dienst. Wir lehnen den Antrag ab aus dem
einfachen Grunde, weil wir darin eine Klausel sehen,
die dazu angetan ist, den Wein, der zn 32 Mark ein¬
geführt wurde, auf dem Wege über den Zoll von
45 Mark den, Konsumenten zu verteuern. Wir sind
deshalb ganz entschiedendagegen, daß das Weingesetz
über diese beiden Punkte so schnell wie möglich m
Kraft gesetzt wird.

Ich möchte auch da an die wirNich «leinen Winzer
appellieren und denen sagen, sich die Arbeit ihrer wirk¬
lichen Verufsgenossen einmal anzusehen. Dann werden
sie schon feststellentonnen, daß die Berufsgenossen, die
s'e als ihre Vertreter gewählt haben, zu 90 Prozent
pro 6uin<, arbeiten.

Nun etwas zu der Drucksache 120 bezüglich Nieder¬
schlagungder Kredite und Unterlassung der Pfändung
Mr Eintreibung der dein kleinen Winzer gewährten
Nutstands'tredite. Wir haben schon einmal grundsätz¬
lich unsere Stellung zu diesen Dingen bekannt gegeben,
-wir sind gegen Annahme dieser Entschließung au^
wissendenpraktischen Gründen. Es gibt im Deutschen
^>ch, auch im lieben Rheinland noch sehr viele andere
kreise, die auf diesem Wege Staatslredite durch Ver¬

mittlung von Sparkassen, Kreiskassen usw. erhalten
haben. Ich erinnere nur an das Handwerk, an den
Handel, an die Mittelindustiie usw. Das ist nun ein¬
mal eine Tatsache. Aus meinen eigenen Arbeiten in
dieser Angelegenheit weiß ich: Nehmen wir diese Ent¬
schließungan, dann find wir logischerweise verpflichtet,
auch allen Anträgen, die von diesen Kreisen, die diese
Kredite erhalten haben, kommen, nicht zu widerstehen.
Wir müssen tonseguenterweise dann auch diesen An¬
trägen zustimmen. (Sehr richtig!) Darin liegt eben¬
falls, daß wir uns den der Großindustrie und dem
Großhandel aus Reichsmittelu zur Verfügung ge¬
stellten Krediten ebenfalls wohlwollend gegenüber¬
stellen müssen, wie das in dieser Resolution verlangt
wird. Das von uns zu verlangen, ist ein bißchenviel.
Wir können wahrhaftig nicht dazu übergehen und rest¬
los die gewährten Kredite niederschlagen. Das können
wir Wirklich nicht machen. Wir stehen vielmehr auf
dem Standpunkt, daß man jeden Einzelfall prüfen
und dort, wo sich Härten herausstellen, eingreifen soll.
Ich stehe weiter auf dem Standpunkt, daß, wo es nicht
möglich ist, diese Kredite hereinzubekommen,und wo
der Ruiu irgendwelcher Winzer damit verbunden
wäre, es Pflicht der ProvinzialUerwaltung ist, diesen
Leuten zu helfen.

Darum möchten wir beantragen, daß aus dem
Fonds „Verschiedenes"zur Verfügung des Pruvinzial-
ansschnssesfür diese Zeit, zur Milderung der Not, die
durch die Zurückziehung der Kredite entstehen würde,
Mittel zur Verfügung gestelltwerden, damit derartige
Härten abgewendet werden.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter von Stedman,

Abgeordneter v o n Sted m n n : Meine Damen und
Herreu! Der Wortlaut der Entschließung der KPD.
und der Wirtschaftlichen Vereinigung hat in erster
Linie angestoßen. Wir können uns nicht auf den
Standpunkt stellen, daß hier im ProUinziallandtag der
eine Berufsstand gegen den anderen ausgespielt wird.
Wir sind als Mitglieder des Provinziallandtags Ver¬
treter der gesamten Provinz und haben gleichmäßig
für alle Verufsstände zu sorgen. Meine Damen und
Herren! Gs wird Ihnen vielleicht nicht unbekannt
sein, daß sowohl der landivirtschnftlicheBerufsstand
und die Winzer, wie auch die Industrie mit dem ab¬
geschlossenen Handelsprovisorium nicht einverstanden
waren. Das ist eine feststehende Tatsache. Wir tonnen
aber auch an der Tatsache nicht Vorbeigehen,daß alle
Handelsverträge, die Deutschland abgeschlossen hat und
abzuschließenbereit ist, auf dem Boden der Meist¬
begünstigung abgeschlossen werden. In diesem Augen¬
blicke nun in einer demagogischenForm Anträge zn
stellen, welche unter Umständen Wünsche und Hoff¬
nungen in dem schwergeprüftenWinzerstande hervor¬
rufen könnten, die sich nachher als unerfüllbar er¬
weisen, das kann man als vernünftiger Mensch nicht
mitmachen. Wir wollen bloß, daß Hoffnungen erweckt
werden, wenn sie sich auch verwirklichenlassen.
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Ein Wort zur Abänderung des Weingesetzes,dem
Vorschlage der Wirtschaftlichen Vereinigung.

Meine Damen und Herren! Der Provinziallandtag
ist nicht das Forum, wo solch subtile technische Fragen
behandelt werden können. An der Abänderung des
Weingesetzes arbeiten seit Jahr und Tag die gesamten
Wiuzerorganisationen des Deutschen Reiches uud
machen ihre Vorschläge,und die Abänderung des Wein¬
gesetzes taun bei den stark widerstreitenden Interessen
des Rheins, der Mosel, der Nahe, der süddeutschen Be¬
zirke usw. bloß dadurch verwirklicht werden, daß man
innerhalb der deutschen Weinbauverbände, innerhalb
der Berufsorganisationen ein Kompromiß herbeiführt,
mit dem sich alle Weinbaugebiete einverstanden er¬
klären können. Ich muß Ihnen aber sagen, daß gerade
diese technische Soite der Sache sehr schwerwiegende
Erörterungen hervorrufen würde und außerdem kaum
jemand hier im Provinziallandtage mit Ausnahme
von vielleicht zwei oder drei Herren überhaupt in der
Lage wäre, die Folgen eines solchen technischenBe¬
schlusses zu beurteilen.

Ich bitte also, den Antrag der WirtschaftlichenVer¬
einigung abzulehnen. Ich muß für die Winzerorgaui-
sationen in Anspruch nehmen, daß unsere Winzer
durchweg zu ihren Organisationen Vertrauen haben.

Nun ein Wort zu den Krediten. Meine Damen
und Herren! Wenn Zwangsmaßnahmen bezüglichder
Wmzertreditc heute vorkäme», dann tonnten Sie über¬
zeugt sein, daß die Führer der Organisationeu darüber
unterrichtet wären. Ich habe bisher von solchen
Zwangsmaßnahmen gegen die Winzerschaft in keiner
Form etwas gehört. Ich kann Ihnen aber auf der
andereil Seite sagen, daß durch Vermittlung des Herrn
Oberpräsidenten und der Behörden die Zinsen, die
unter einem Betrage von 10 Mark liegen, in diesen,
Jahre nicht einmal erhoben werden, um eben den
Meinwinzerstand zu schonen. Die ganze Kreditaktion
für den Weinbau liegt in erster Linie in den Händen
des Herrn Oberpräsidenten der Rheinprovinz, und ich
glaube sagen zu können, daß die gesamte Wiuzerschast
gerade zu dem Herrn Oberpräsidenten das vollste Ver¬
trauen hat, daß er dafür sorgen wird, daß dem Winzer¬
stande nicht wehe getan wird.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter von Netten.

Abgeordneter von Detten : Meine Damen und
Herren! Es ist bestritten worden, daß der Rheinische
Provinziallandtag der Ort wäre, wo die Winzer¬
angelegenheiten zur Sprache gebracht werden sotten,
wenigstens in bezug auf die Neichsweingesetzgebung.
Meine Herren! Ebensogut wie im Bayrischen Land¬
tage diese Dinge zum Teil zur Sprache gekommensind,
ist es doch Wohl klar, daß auch der Rheinische Pro¬
vinziallandtag, der doch fraglos einen sehr großen Teil,
wenn nicht den größeren Teil der deutschen Winzer
vertritt, für diese Interessen sein Wort erheben darf
und kann. Die Materie ist zum Teil allerdings reichs¬

gesetzlich.Aber, meine Herren, wir verlangen ja auch
nur in unseren Anträgen, daß der Anstoß gegeben
wird, daß diejenigen Dinge, die die gesamten Weiubau-
und Weinhandelsorganisationen bezüglich z. B. des
Hofeweines beschlossen haben, nun endlich durchgeführt
werden. Es sind Stellen bei der Reichsregierung, die
diesen Zeitpunkt hinausschieben.Damit das aber sofort
kommt, haben wir unsere Anträge gestellt.

Zunächst zu dem Hefewein. Die Hefeweinc sind be¬
kanntlich durch das Weingesetzerlaubt, und zwar das
ganze Jahr hindurch. Weinbau und Weilchandel sind
dafür eingetreten, auch durch Ihre Spitzenorgani-
satiun, Herr Kollege von Stedman — was Sie Wohl
wissen dürften —, daß die Herstellung dieser Weine
auf die gleiche Zeit beschränktwird, die für die Zucke-
niug der Weine vorgeschriebenist bzw. ganz verboten
wird. Der Anstoß, daß dies endlich durchgeführt wird,
ist Zweck unseres Antrages. Denn es hat sich bei
den immer schlechter werdenden wirtschaftlichen Ver¬
hältnissen der Winzer herausgestellt, daß die Hefe-
Weine ln einzelnen Teilen der Weinbaugebiete sich zu
einer Landplage entwickelthaben.

Meine Herren! Dann hat der Herr Abgeordnele
von Stedman gesagt, daß man die einzelnen Weinbau-
gebiete und Winzerorgan isatlonen nicht gegeneinander
ausspielen solle. Er hat weiter gesagt, es handele sich
um so subtile Dinge, daß sie hier nicht erörtert werden
lünnten. Diese subtilen Dinge müssen auch im Reichs¬
tag erörtert werden, wo voraussichtlich nicht mehr
Fachleute sind als im Rheinischen Provinziallandtag.
Herr von Stedman hat von der Zahl 1 als Fachleute
gesprochen. Ich möchte nach seinen Ausführungen
sogar diese Zahl bezweifeln. Ich hoffe, daß wir hier
in diesem Hohen Hause genau soviel Intelligenz auf¬
bringen tüuuen, um diese Dinge zu beurteilen, wie es
der Reichstag oder sonst ein Parlament kann.

Bezüglich der Abänderung des Weingesetzeö, soweit
es die Hefeweine betrifft, Herr von Stedman, sind
nämlich alle Weinbau- und Handelsorganlsationen sich
einig gewesen. Die Puncte habe ich gerade Heraus¬
gclassen, wo sie nicht einig warm, das ist bekanntlich
die Deklaration des Verschnitts mit Auslaudsweinen.

Meine Herren! Das Vertrauen zu den Organi¬
sationen hat Herr Kollege von Stedman schon erwähnt.
Wer hat denn dieses Vertrauen angegriffen? Gerade
weil die Organisationen einig sind, Herr von Stedman,
deshalb wird der Antrag gestellt.

Man sagt, daß gewisse Parteien nicht etwa den
Zweck verfolgen, den Winzern MirMch zn helfen, son¬
dern in erster Linie besorgt sind, daß die Anträge der
WirtschaftlichenVereiuiguug abgelehnt werden.

Meine Herren! Dann zu den vi»« rozs«. Es ist
dies bereits ein Kind des neuen Abkommensmit Frank¬
reich. Die sachverständigenAusführungen des Herrn
von der Sozialdemokratischen Partei in allen Ehren,
Aber, VerehrtesterHerr Kollege,zu den vier Fachleuten
gehören Sie, glaube ich, nicht, die Herr von Stedman
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diesem Hohen Hause zubilligt. (Heiterkeit.) Meine
Herren! Diese vin« ross» sind rotschillerndeWeine, die
man in Württemberg Wohl Schillerweine nennt. Diese
Weine kommen jetzt auf Grund des neuen Abkommens
mit Frankreich in ungeheuren Mengen herein, weil es
nämlicl, durch die nach dem deutschen Wcingesetzer¬
laubte Gutfärbung möglich ist, diese Weine zu Weiß¬
wein umzugestalten. Nun hat der Herr Redner der
SozialdemokrntischenPartei einen gewaltigen laux pa«
gemacht. Er glaubte, mit diesem Mengenimport, damit
würden die Winzer unterstützt. Das Gegenteil ist der
Fall. Die Winzer verlangen, daß die Weißweine mit
45 Mark Zoll hereinkommen. Stattdessen werden auf
diesen, UmwogeWeißweine zu 32 Mark hereingelassen.
Das verbitten sich die Winzer ganz energisch,daß in
dieser Form ihre eigenen Interessen verletzt werden.

Zu dem Antrag 50 bzw. 124 und 126. Wir haben
den Antrag der KommunistischenPartei aus dem
Grunde abgelehnt, weil er uns formell nicht ganz
richtig erschien. Von Verschacherungwollen wir nicht
sprechen, selbst wenn es richtig ist. (Hört, hört! bei den
Kommunisten.) Meine Herren! Unser Antrag ist aber
dem Sinne nach genau dasselbe wie der kommunistische
Antrag. Wir sind von dein Gesichtspunkteaus der Auf¬
fassung, daß es unbedingt erfordevlichist, daß wir hier
sagen, daß wir im Interesse der Schwerindustrie ver¬
tauft worden sind. Herr von Stedman, nicht nur 1924
sind wir verkauft worden, sondern setzt geht genau das¬
selbe Theater los. Wenn ich Ihnen den Kaltulierstift
>u die Hand gebe, könnte ich es Ihnen ganz genau
vorrechnen, wie heute gegenüber den italienisch-spani¬
schen Handelsverträgen der Frangose ganz enorm im
Vorteil ist durch die Möglichkeit der vin« i-°«e«. Dein
Uebel ist auf keinem anderen Wege beizutommeu als
in der Form, daß man bittet, daß die Reichsregierung
den Begriff Rotwein den Zollbehörden gegenüber
tiarer umreißt. Nebenher das Verbot der Entfärbung.
Heute kommen die Weine, wenn sie einen kleinen rosa
Schimmer haben, bereits als Rotwein herein, nnd
tonnen in Weißwein verwandelt werden. Wenn der
Begriff Notwein so gestaltet würde, daß das unmöglich
wird, tonnten wir dieser Angelegenheit zustimmen.

Meine Herren! Herr von Stedman hat gesagt, wir
wollen Roallpolitik treiben. Ich möchte ihn nur an
eins erinnern: 1924 waren Sie doch sicherlich nicht mit
der Realpolitik einverstanden, die damals zu den Bern-
tasteler Unruhen führte. Ebensowenig, wie dies damals
der Fall war, ist es heute mit dem Abkommen mit
Frankreich der Fall, so daß wir die verdammte Pflicht
und Schuldigkeit haben, hier geschlossen gegen diese
Machenschafteneinzutreten. Das hätte ich allerdings
v°n Ihnen erwartet, Herr von Stedman, namentlich
weil Sie Führer der Winzerorganisation sind. M-
lleordneter Gerlach: Hört, hört!)

Nun haben die Herren von der Kommunistischen
Partei uns mit dem Antrage recht gegebenbzw. wolleil
unseren» Antrage zustimmen. Genau so werden wir
^hrem Antrage zustimmen. Aber, meine Herren,

denken Sie bitte daran, was Sie auf Ihrem letzten
Parteitage für eine Resolution bezüglich des Mittel¬
standes gefaßt haben. Die müssen Sie dann auch ab¬
ändern. Der Mittelstand soll danach verproletarisiert
und atomisiert werden. Das machen wir bei Ihnen
nicht niit. (Heiterkeit.)

Meine Herren! Dann hat die Sachverständigkeit
des Herrn Pitard — ach Pardon, HerrPitard,Sie sind
ja nicht sachverständig,es war Herr Albertz — hier
etwas vom Verschneidenerzählt. Wenn Sie davon eine
Ahnung haben wollten, müßten Sie zunächst erst ein¬
mal 19 Jahre in die Schule gehen, in diese Schule des
Verschneidens nämlich; sonst kommen Sie doch nicht
hinter diese Geheimnisse.

Meine Herren! Nun zu den Krediten. Nachdem
der Ruhrindustrie 790 Millionen seinerzeit geschenkt
worden sind, sollte man es wirklichfür möglich halten,
daß den Winzern, die im Jahre 1924 durch den Handels¬
vertrag mit Spanien bekanntlich betrogen uud aus¬
gepowert sind, diese 36 Millionen ebenfalls gegeben
werde» könnten. Das ist unsere Ansicht. Das wäre
richtige Mittelstandspolitik, nicht, wie Herr von Sted¬
man, sagte und wie ich es eben zum ersten Male hörte,
daß man denen, die bis zu 10 Pfennig oder 10 Mark
Zinsen zu zahlen haben, die Zahlung schenkt, wahr¬
scheinlich, weil man eingesehenhat, daß die Einziehung
mehr Kostenverursacht. (Abgeordneter von Stedman:
Sehr richtig!) Das ist kein Entgegenkommen.Da sollte
mail die gesamten Zinsen erlassen. Das wäre das
Richtige.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Bergweiler.

Abgeordneter Bergweiler: Meine sehr ver¬
ehrten Damen und Herren! Ich bin vollkommenmit
Herrn von Stedman darin einig, daß es die Herreil
ruhig den Winzerorgnnisationen überlassen können, die
Interessen der Winzer zu vertreten. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hack: Solange, bis sie das Finanzamt
stürmen müssen!)

Ich möchte noch mit ein paar Worten auf das Pro¬
visorische Handelsabkommen mit Frankreich zurück¬
kommen. Dieses Handelsprovisorium, welches bis zum
39. Juni d. I. läuft, ist vor einigen Tagen, wie Sie
wissen, vom Reichstag endgültig angenommen worden.
Durch den Abschlußdieses Handelsprovisoriums ist der
deutsche Weinbau wieder in große Unruhe versetzt
worden, was in dem vollständigen Daniederliegen des
Weinhandels in den Weinbangebieten auch schon in
die Erscheinung tritt. Die Winzer befürchten mit
Recht, daß die kaum eingetretene Besserung wieder ver¬
loren geht. Sie alle, meine Damen und Herren, kennen
die traurige Lage der tleiueu und mittleren Winzer, die
durch die Inflation ihre Betriebsmittel verloren haben,
ihre 1924er und 1925er Weine unter dem Gestehungs-
preis verkaufen mußten, nur um Geld zum Leben zu
bekommen. Im Jahre 1926 war gerade bei den kleinen
und mittleren Winzern durch die Maifröste, die vielen
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Rebkranlheiten und die schlechteBlüte eine totale
Mißernte, so daß taum ein Fünftel einer vollen Grnte
erzielt wurde. Dieser Jahrgang liegt nun noch fast
ganz beim Winzer, soweit er überhaupt etwas geerntet
hat. Ich will Sie nicht länger mit der Schilderung
der traurigen Lage aufhalten und nur hervorheben,
daß durch die schlechtenHandelsverträge gerade für
Wein, der, wie mit Bedauern gesagt werden muß, stets
als Handelsodjekt benutzt wurde, in der Hauptsache
diese Notlage entstanden ist.

In dem jetzt abgeschlossenenProvisorium sind die
Zollsätze, die für Spanien und Italien nach hartem
Kampfe ausgehandelt wurden, festgelegt worden, und
zwar für Weißwein 45 Mark Pro Doppelzentner und
für Rotwein und Dessertwein 32 Mark bei einem Kon¬
tingent für die drei Monate von 70 <M Hektoliter;
mindestens soviel, Wie an der Mosel und am Rhein
in diesemJahre gewachseil sind, bei einem Werte von
zirka 10 Millionen Mark. Als Kompensation sind uns
ganz unzureichende Kontingente für industrielle Pro¬
dutte gewährt worden, wie auch Herr von Stedman
schon gesagt hat, so daß auch die Industrie mit diesem
Handelsprovisorium sehr unzufrieden ist.

Die südlichen Länder Frankreich, Spanien und
Italien produzieren viel billiger und haben nicht ein
Drittel der Kosten für 10UU Liter Wein wie wir. Des¬
halb muß der Weinbau verlangen, daß mindestens
solche Zollsätze eingeführt werden, daß er lebensfähig
bleibt.

Hinzu kommt der unselige Verschnittparagraph in
unserem Weingesetz,wonach 49 Prozent ausländischer
Wein, verschnitten mit 51 Prozent deutschem Wein, als
deutscher Wein, Moselwein oder Rheinwein, je nach
Art, verkauft werden taun. Dieser importierte aus¬
ländische Wein würde in den meisten Fällen den An¬
forderungen, die das deutsche 'Weingesetzstellt, nicht
genügen. Das wage ich zu behaupten.

Meine Damen und Herren! Die Rheinprovinz und
die Poesie des Rheines ist untrennbar mit dem deut¬
schen Wein verbunden, und so hoffen die rheinischen
Winzer, daß der Rheinische Provinziallandtag hilft,
ihre traurige Lage zu bessern, soweit es in seinen
Kräften steht.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Sa aßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Nimbourg.

Abgeordneter Dr. Limbourg: Ich kann ein
Wort nicht unwidersprochen lassen, das Wort von dem
Vertraue» der Winzer und Landwirte zu dem Ver¬
halten des Herrn Obevpräsidenten in der Kreditfrage.
Das ist dieselbe Sache wie mit den Saatguttrediten,
Sie wurden damals den Leuten quasi aufgedrängt,
und nachher hat man sie bei ihnen in der schärfsten
Weise wieder herausgeholt. Meine Herren! Diese
Wiirzertredite waren — die Winzer sind sich selbst
dessen nicht bewußt geworden — mehr oder minder
Schweigegelder.Seid schön ruhig, macht keinen Radau
K la VerNkastel,dann bekommt ihr auch etwas. Den

Winzern hätte man sagen sollen: Ueberlegt es, wie
schwer es nachher für euch ist, das Geld zurückzuzahlen.
Ich halte es für unmoralisch, daß man diese Gelder,
die man den armen Leuten damals in dieser großen
Unruhe und Not gegeben hat, setzt zurückfordert, nach-
dem sie sich etwas beruhigt haben.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dunder : Ich möchte zur Geschäfts¬
ordnung eine sachliche Richtigstellung vornehmen. Wir
haben lm Provinzialausschuß, wo man unseren Antrag
abgelehnt hat, vorher einen Satz eingefügt, weil wir
ebenfalls gesagt haben, daß wir nicht »vollen, daß
generell diese Dinge so gehandhabt werden, da eine
Reihe von Leuten, die sich selbst kleine Winzer nennen,
in Wirklichkeit aber keine sind, die Zahlungen nicht
geschenkt bekommensollen. Wir haben hinter dem Wort
„sämtliche" „ans Antrag und nach Prüfung an die
Kleinwinzer in den letzten Jahren" usw. gesagt. Ich
weiß nicht, von wem das im Provinzialausschuß über¬
sehen worden ist, ob man es bewußt oder unbewußt
gemacht hat, um hier den Antrag der Kommunistische»
Partei demagogischin der Oeffentlichteit auszuschlach¬
ten. Ich beantrage, das nachzuholen und diese» Satz
hier einzuflechten.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. S außen: Die
Besprechung ist geschlossen.Ich gebe zunächst das Er¬
gebnis der namentlichen Abstimmung zu Punkt 13 be¬
kannt. (5s sind 137 Stimmen abgegeben, davon war
eine ungültig. Von den gültigen l3ll Stimmen waren
mit Ja 12» und 1U mit Nein. Der Autrag des Fach¬
ausschusses ist also angenommen und der Antrag der
kommunistischenFraktion abgelehnt.

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über
Punkt 12, und zwar lasse ich zunächst abstimmen über
den Antrag des Fachausschusseszu Punkt 12 <-, dem
Antrage der sozialdemokratischenFraktion auf Ein¬
setzung 'von 15NUU0 Mark für 'Kinderspeisung 'in den
Haushaltsplan. Wer für den Antrag des Fach¬
ausschusses ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Der
Antrag ist angenommen.

Wer für den Antrag des Fachausschusseszu dem
Antrage der Zentrumspartei auf Erhöhung des Z»"
fchusses für die Fachschule für Wirtschaft und Ver¬
waltung ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Der
Antrag ist ebenfalls angenommen.

Wir kommenzur Abstimmung über 12 a, den Haus¬
haltsplan. Wer für den Antrag des Fachausschusses
ist, den 'bitte ich, sich zu erheben. — Angenommen.

Wir kommen setzt zur Abstimmung über Punkt 14/
und zwar zunächst über den Antrag des V. Fach¬
ausschusses zu den Anträgen unter -», t> und c, wie
sie aus der Drucksache 140 ersichtlich sind. Wer für den
Antrag des Fachausschusses ist, den bitte ich, sich 5«
erheben. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Stein: Ich
bitte, über die Punkte getrennt abstimmen zu lassen!)
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Ich lasse abstimmen über den Antrag des Fach¬
ausschusseszu den Antragen unter 2, b und c. Das
ist außerdem der weitergehendeAntrag. Wer für den
Antrag des Fachausschussesist, den bitte ich, sich zu
erheben. — Die Antrage sind angenommen. Damit
sind die Anträge der KPD. und der Wirtschaftlichen
Bereinigung abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über Punkt 15:
Antrag des V. Fachausschusseszu dem Antrage der
wirtschaftlichen Vereinigung auf Abänderung des
Weingesetzesüber Hefewein. Wer für den Antrag des
Fachausschusses auf Ablehnung dieses Antrages ist, den
bitte ich, sich zu erheben. — Auch dieser Antrag ist
angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über Punkt 1«:
Antrag des V. Fachansschusseszu der Entfchließuug
der KPD.-Fraktiun, betreffend Stellung eines An¬
trages nn die Reichs- und Slnatsregicrung aufRicder-
schlagnng der an Kleinwinzer gewährten Kredite. Wer
N'r den Antrag des Fachausschussesauf Ablehnung
dieses Antrages ist, den bitte ich, sich zn erheben. —
Auch dieser- Antrag ist angenommen.

Wir kommen zn
Punkt 17: Antrag des V. und 1. Fach¬

ausschusses
2) zu de m N n t r a g e der Zentr u m s -

fraktion auf finanzielle Förderung
des Obst- nnd Gemüsebaues in der
Rheinpr 0 v! nz, nebst

K) dem Antrage der Arbeitsgemein¬
schaft auf Bereitstellung eines Be¬
trages von L0000 Mark zn dem er¬
wähnten Zwecke.

Das Wort hat der Berichterstatter des V. Fach¬
ausschusses,Herr Abgeordneter Tcnhaeff.

Abgeordneter Tenhaeff: Meine Damen und
Herren! Der- V. Fachausschuß schlägt Ihnen die An¬
nahme der Antrüge 52 und 64 vor, den letzteren aller-
bl'igs mit dem Zusatz, daß die Verwendung der Mittel
durch den Provinzialausschuß im Verein mit der Laud-
wirtschaftOkanimerund dem Provinzialverbande rhei¬
nischer Erwerbs-, Obst- und Gemüsezüchtererfolgt.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen : Das
^"'t hat für den Berichterstatter des I.Fachausschusses,
^err» Abgeordneten Schäfer, beziehungsweiseals sein
Vertreter, Herr Abgeordneter Maus.

Abgeordneter M aus: Der I. Fachausschuß emp-
neh'lt, dem Beschlusse des V. Fachansschussesbeizu-

,>,, Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen : Das
^rt hat Herr Abgeordneter Sommer.

tlä
Abgeordneter Sommer.,,. -------...... ^ „ ..,...... Zu Drucksache 52 er-

>n«n wir, daß wir die Entschließung der Zentrnms-
^n«ei ablehnen, und zwar betrachten wir es als eine

^Hebung, daß die Zentrumspartei hier anscheinend
maubt, für sich allein das Recht in Anspruch nehmen
'" dürfen, die Kleinbauern, die kleinen Interessenten

in der Frage des Gemüsebaues usw. zu vertreten. Es
trifft hier genau dasselbe zu wie bei den kleinen Win¬
zern. Wenn die Zentrumspartei besonders auf dem
Lande sich an diese Kreise wendet, so nur deshalb, um
dort im Interesse anderer Schichten diese Kreise vor
den Karren der Zentrumspolitik zu spannen.

Wir haben im V. Fachausschuß bereits zu Druck¬
sache 81 erklärt, daß wir nur dann zustimme», wenn
hinzugefügt wird, daß diese Hallen zur Verpackung usw.
unter kommunale Regie kommen, daß sie nicht das
Objekt irgendwelcher privater Unternehmer werden.
Ist die Zeutvumsfraktion bereit, diesen Znsatz zu
macheu, dann stimmen wir der unter Drucksache«4
eingebrachten Entschließung zu.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Hollen.

AbgeordneterHolten: Meine Damen nnd Herren!
Wir stimme» dein Antrage zu. Ich möchte aber die
Gelegenheit benutzen und kurz auf die Polemik des
Herrn Kollegen Heuser eingehen. Der Herr Kollege
Heuserhat in feiner Polemik gegen mich zum Ausdruck
gebracht,daß die Zahle», die ich bezüglich des Etats der
Landwirtschaftstammer angeführt habe, auf falsche»
Informationen beruhen, also falsch seien. Ich muß
feststellen, daß die Zahlen, die ich gebraucht habe, dem
Haushaltsplan 1927, und die Zahle», die Herr
KollegeHeuser angeführt hat, dem Haushaltsplan 192«
entnommen sind. Es ist also schon so, daß ich den
Gaul richtig aufgezäumt habe, Herr Kollege Heuser,
daß Sie dagegen sich anscheinend im Zaumzeug ver¬
griffen habe». (Heiterkeit.) Herr Kollege Heuser
hat sich un Hand des Haushaltsplans
1927 davon überzeugt, daß die Zahlen,
die ich angegeben habe, richtig sind und
daß Staatszuschüsse in Höhe von 1 268 744 Mark für
die Landwirtschaftskammer im Etat 192? erscheine».

Ich darf wohl hoffen, daß die Herren von der Land¬
wirtschaft den Bauern gegenüber die Behauptung, daß
ich falsche Zahlen benutzt hätte, nicht aufrecht erhalte»,
sondern das richtigstellen. lZuruf des Abgeordneten
Heuser: Ihre Hoffnungen werden nicht enttäuscht!)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Heuser.

Abgeordneter Heuser: Meine verehrten Damen
und Herren! Ich habe volles Verständnis dafür, daß
Herr Kollege Holten, ganz im Gegensatzzu mir, das
Bedürfnis hat, auf unsere Auseinandersetzung von
vorgestern noch einmal zurückzukommen.

Für die von mir gebotenenZahlen aus den, Etats-
jahr 192«, für deren Richtigkeit ich einstehe, nehme ich
selbstverständlichden Vorzug in Anspruch, daß es
Zahlen eines vollständig abgeschlossenenEtatsjahres
sind.

Darüber hinaus möchte ich aber noch eins sagen:
Ich bin der Ansicht, daß nebeneinander gereihte Zahlen
zur Beurteilung des finanziellen Gebarens der Lano-
wirtschaftskammer für die Rheinprovinz gar keine
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Unterlage bieten. Meines Erachtens gibt es dafür
nur zwei Gesichtspunkte,und zwar erstens: Das Ver¬
hältnis der Verwaltungskosten zu den für die tatsäch¬
lichen für sachliche Fürderungsbestrebuugen gemachten
Aufwendungen. (Abgeordneter Schroer, Huchhale»:
Sehr richtig!)

Zweitens ist die Höhe der Kammerbeiträge für die
Beurteilung des finanziellen Gebarens der Landwirt-
schastskammervon ausschlaggebenderBedeutung; darin
glaube ich mit dem Herrn Kollegen Holten einig zu
sein. Ich erkenne es dankbar an, daß Herr Kollege
Holte» bestrebt ist, die Kammerbeitrane niedrig zu
halten. Ich kann ihm zu seiner Beruhigung sagen,
daß im lausenden Etatsjahr diese Kammerbei träge um
5> Prozent herabgesetztworden sind. Ich bin nicht so
boshaft, wie ich überhaupt uicht boshaft bin. (Zuruf
des Abgeordneten Hack: Aber gehässigsind Sie!) Das
scheint ein Ihnen sehr geläufiger Begriff zu sein, Herr
Kollege Hack. Ich wiederhole, ich bin nicht so boshaft,
zu behaupten, daß dieser ganz vereinzelte Fall der
Herabsetzung der Leistungen für öffentliche Verbände
hier bei der Landwirtfchaftstammer dein Umstände zu¬
zuschreiben wäre, daß mir in der Landwirtschafts-
tammer für die Rheinprovinz noch keine sozialdemu-
kratische Fraktion haben.

Darüber hinaus muß ich noch eins sagen: Ich be¬
wundere tatsächlich die besondere Qualifikation des
Herrn Kollegen Holten, als Spaisamkeiisapostel auf¬
zutreten und Spartommissar zu sein. Ich möchte ihm
aber raten, sich ein dankbareres Obsett für die Ve-
tätigung dieser seiner Qualifikation auszusuchen. Ich
glaube, daß er auf der Suche nach einein solchen Objekt
nicht einmal die nach meinem ländlichen Begriff schon
etwas weite Reise von Köln bis nach Bonn zu machen
braucht. (Heiterkeit. Zuruf des Abgeordneten Stein -
büchel: Wen meinen Sie? Zuruf des Abgeordneten
Dr. Adenauer: Sie meinen den Rheinischen Nauern-
verein!) Das werden Sie selbst wissen; ich werde mich
in stadtkölnischeVerhältnisse nicht einmischen. Ich
glaube, daß dort soviele und so zahlreiche gualifizierte
Leute sind, um die Auseinandersetzung in ihrem eigenen
Haushalt auszutragen, daß die Hineinmischung eines
Vertreters der Landwirtschaft nach der Richtung hin
das Bild nicht noch amüsanter machen könnte, als es
ohnehin schon ist. (Heiterkeit.)

Einen Punkt aus der Etatsrede des Herrn Kollegen
Holten von vorgestern habe ich in der mir ungewohnten
Situation des Parteipolitischen Gefechts vergessen zu
widerlegen. Ich bewundere Ihren Mut, Herr Kollege
Hüllen, daß Sie uach dem negativen Ergebnis der in
der bochverratsangelegenheit gegen den Kammer-
Vorsitzendeneingeleiteten Untersuchung uuch einmal
auf die Sache zurückkommen. Wenn es sich einmal
darum handeln sollte, wirklichen Putschabsichten und
Putschversuchen entgegenzutreten, werden Sie, Herr
Kollege Holten, uud Ihre Freunde meine politischen
Freunde und mich an Ihrer Seite sehen. (Zuruf des
Abgeordneten Hüllen: Das würde mich freuen!) Aber

ich will Ihnen eins sagen, Herr Kollege Hollen. (Zuruf
des Abgeordneten Hack: Unter einem wirklichenPutsch
versteht er, wenn die Arbeiter etwas unternehmen!)
Nein, nein, ich bin in der Beziehung paritätisch nach
der linken und der rechten Seite, also beruhigen Sie
sich, Herr Kollege Hack. Wir sind ja immer die Leute,
die sehr paritätisch veranlagt sind. Ich gebe Ihnen
Brief und Siegel darauf, daß wir bei der Behandlung
dieses Punktes ganz besonderen Wert auf paritätische
Nehauidluug nach beiden Seiten legen. (Glocke des Vor¬
sitzenden. Iurus des stellvertretenden Vorsitzenden
Dr. Taaßen: Die Redezeit ist erschöpft.)

Ich darf noch eins sagen: Ihre Aufmerksamkeitnach
der Richtung hin brauchen Sie auf die Landwirtschafts-
lammer für die Rheinprovinz nicht auszudehnen. Denn
das sage ich Ihnen allen Ernstes auf Grund meiner
ganz genauen Kenntnis von Land und Leute», daß es
nach meiner festen Ueberzeugung keinen einzigen ernst
zu uehmeuden Bauer» innerhalb des Rheinlaudes gibt,
der es nur einen Augenblickdulden würde, daß au der
Spitze der Naudwirtschaftskammer für die Rhein-
Provinz ein Mann stände, der in irgendeiner Form
mit dem Kapitalverbrechen des Hochverrats in Ver¬
bindung stände. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmunn:
Das Mißtrauen ist berechtigt!)

Stellvertretender VorsitzenderDr. S außen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Holten.

Abgeordneter Hollen : Ich hatte nicht die Absicht,
die ganze Debatte neu aufzurollen, sondern es mal
nur meine Absicht, zu verhüten, daß ich oder meine
Fraktion in den Verdacht kommen soll, mit falsche»
Zahle» zu operieren.

Aus deu Ausführungen des Herrn Kollegen Heuser,
die er gegen, mich gemacht hat, war zu entnehme»,
ebenso auch aus der ganzen Aufmachung in der Presse,
daß meine Zahlen falsch wären, daß ich also versucht
hätte, die kleinen Bauer» mit meinen Zahlen zu
täuschen. Das konnte ich natürlich nicht unbesehen
hinnehmen, sondern ich war verpflichtet, festzustellen,
daß meine Zahlen stimmen und daß Ihnen, Herr
Kollege Henser, ein Lapsus unterlaufen ist, indem Sie
meinen Ausführuuge» nicht richtig gefolgt sind. Ma)
dem Stenogramm habe ich ausdrücklich darauf
hiugewiescu, daß der Etat der Landwirtschaftstammel
l,N Millionen Mark an Zuschüssenerfordert. Weiter
habe ich gesagt: Insgesamt erfordert der Etat ein
Mehr gegen 192t>. (Abgeordneter Hoffmaun: Hüll,
hört!) Daraus mußte» Sie ersehen, daß ich die
Etatszahlen von 1927 angezogen hatte.

Im übrigen mächte ich noch einmal Herrn Kollegen
Henser und den anderen Herren von der Landwirt'
schast gegenüber das unterstreichen, was ich am Diens¬
tag gesagt habe: Soweit es sich darum handelt, die
landwirtschaftliche Produktion zu heben und zu f^
dern, haben wir bisher immer unseren Mann gestanden
und dazu beigetragen. Wir werden es auch in Zukumt
tun. Wir haben es heute wiederum bewiesen, >»^>"
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wir den betreffendenAnträgen zugestinimthaben. Aber
das lnnu uns nicht abhalten, Kritik zu üben, wo wir
es für nötig halten. Und wir haben es für notwendig
befunden, Kritik an den Verwaltungskosten der Rhei¬
nischen Landwirtschaftskmnmer zu üben. Diese Kritik
lassen wir uns von Ihnen nicht nehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Die
Besprechung ist geschlossen. Wir kommen zur Ab¬
stimmung.

Wer für den Antrag der vereinigten Fachausschiisse 1
und V ist, den bitte 'ich, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit. Der Antrag ist angenommen.

Wir kommenzu den verbundenen Punkten l8 bis 20.
Punkt 18: Antrag des IV. und I. Fach¬

ausschusses
2) zu dem Haushaltsplan der Provin-

z i a l - S t r a ß e n v e r w a l t u n g ;
K) z u d e m H a u s h a l t s p l a n f ii r d i e U n t e r -

stützung des Gemeinde- und Kreis¬
ln egebaues
für das Rechnungsjahr 1927.

Punkt 19: Antrag des IV.Fachausschusses
3« dem Haushaltsplau über die Unter¬
stützung zum Bau und Betrieb von
Kleinbahnen für das Rechnungsjahr
19 2 7.

Punkt 20: Antrag des IV. und I. Fach¬
ausschusses

2) zn dem Bericht und Autrag des Pro¬
vinz ialau sschusses, betreffend die
Aufnahme einer Anleihe im Betrage
von i:i Millionen Mark zwecks Durch¬
führung eines von Reich und Staat
durch Zinszuschüsse geförderten Ar¬
beitsbeschaffung sp r og ramm s für den
Straßenbau ;

>>) zu dem Zusatzantrage der KPD-
Fraktion auf Erhühnng der Anleihe
auf 20 Millionen Mark.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Freiherr
v°u Salis-Soglio.

Abgeordneter Freiherr von Salis-Soglio:
steine Damen und Herren! Das Interesse für die

wächst zweifellos von
^«br zu Jahr. Die Verkehrsmittel haben sich so ver-
wnben, daß durch die Personenautos tatsächlich eine
"unäherung von Stadt und Land erfolgt. Es werden
außerdem heute auf den Provinzialstraßen Lasten be¬
wegt, die sMh^ nur die Schienen kannten. Aus diesen
""den Uniständen haben sich zwei Aufgaben für die
b ^'"""Verwaltung entwickelt. Die eine Aufgabe
"weht darin, das alte Straßennetz den neuen Ver-

anzupassen. Die zweite Aufgabe ist,
">e ^iege, welche der Verkehr sich als neue Durchgangs-
wege gesichert hat, nunmehr ans der Unterhaltung der
Gemeinden auszuschalten und in das Provinzialnetz

aufzunehmen. Beiden Aufgaben ist die Provinzial-
verwaltuiig in den letzten zwei Jahren mit Ent¬
schiedenheitzu Leibe gerückt. Der Fachausschuß IV
läßt der ProUinzialverwaltung für die geleistete Arbeit
seinen vollen Dank aussprechen.

Meine Damen und Herren! Zur Erfüllung dieser
Aufgaben sind nngehenre Mittel erforderlich. Ich will
Ihnen nur kurz einige Zahlen nennen, damit Sie den
ungefähren Umfang dieser Arbeitsleistung kennen.

Vor allem muß bei den vorhandenen Straßen die
alte Schutterdecke an den dem Verkehr stark ausgesetzten
Strecken beseitigt werden, denn diese Schotterdecke
genügt nicht mehr für die erhöhte Nelastung. Die
Flickarbeiten an der überlasteten Schotterdeckesind so
kostspielig,daß eine vollständig neue, den Verkehrs¬
verhältnissen angepaßte Befestigung geschaffen werden
muß. Welche Decke nun die beste ist, das ist heilte noch
eine schwebende Frage. Die Verwaltung steht auf dem
Standpunkt, daß die zwar teuerste, aber beste Decke,
sowohl was die geringere Unterhaltung als die un¬
begrenzte Haltbarkeit angeht, das Kleinpflaster ist. Es
hat auch den Vorzug, daß das Material in heimischen
Brüchen gewonnen wird und daß zum Brechen, zur
Vemvbcitung, zur Einstampfuug des Steins große Ar¬
beitskräfte lohnend beschäftigt werden. Aber dieses
Kleinpflaster hat den Nachteil, W0UU Mark pro lau¬
fenden Kilometer bei 6 Meter Straßenbreite zu tosten.
Die nächstbillige neuzeitlicheDecke ist wohl die Asphnlt-
bitumcndecke.Sie tostet ungefähr 00 000 Mark, hat
aber den Nachteil, daß das Bitumen als ein Neben¬
produkt des Petroleums eine Auslandsware ist und,
umfassendangewendet, unsere Handelsbilanz ungünstig
beeinflußt. Alle übrigen Deckungsarten werden unter¬
sucht. Man hat noch lein abschließendesUrteil.

Nun war bereits der 71. Provinziallandtag, der im
vorigen Frühjahr tagte, sich darüber Aar, daß diese
großen Aufgaben, die der Provinz bevorstehen,nicht
im Rahmen des ordentlichen Etats bewältigt werden
tonnen. Man, war dazu übergegangen, Darlehen aus¬
zunehmen, und sagte sich: Flickarbeitensind viel teurer
als Zinsen und Amortisation dieses Darlehens. Das
ist der Grundgedanke, warum damals der 71. Pro-
vinsiaUandtall die Deckung dieser Mehrkosten durch
eine Anleihe vorschlug. Der FachausschußIV empfiehlt
Ihnen, aus diesem Wege weiter fortzusahreu.

Das, meine Damen und Herren, mußte ich voraus-
schicken, uni Ihnen den Etat in kurzen Worten erklären
zu tonnen.

Wenn Sie nun den Etat selbst vornehmen — es
ist Seite 2, 12 und 13 —, so finden Sie in den Ein¬
nahmen ziemlichdieselbenSnmmen wie im Vorjahre.
Nur bei Titel I Nr. 4 ist ein Posten eingcschoben.Er
heißt: Zuschuß des Staates zur Verminderung der
Zinsenlast der 13-Millionen-Anleihe. Dieser Posten
hat folgende Vorgeschichte. — Ich verweise da zugleich
auf Drucksache 2. — Wir hatten im 71. Provinzial-
lnndtag die Anfunhme des Darlehens von 10 Millionen

,7 '
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Mark beschlossen. Es stellte sich aber im Laufe der Zeit
heraus, daß Kiese lN Millionen uuMreichend wareu.
Man hä'tte den Netrieb der Steinbrüche bereits im
Herbst einstellen müssen. LZ Ware dann das Material
in diesem Frühjahr sehr viel teurer geworden. Man
entschloß sich daher, obwohl der Landtag nicht mehr
zusammenzurufen war, vom Provinzialausschnß aus
eine weitere Anleihe von 13 Millionen zu genchmigcu.
Für biese 1>'l Millionen wird in der Drucksache 2 die
nausträgliche Genehmigung begehrt. Dem Provinzial-
ausschuß wurde die Aufnahme dieser 13 Millionen da¬
durch erleichtert, daß im Arbeitsbcschaffungsprogramm
der Neichsregierung für diese Summe eine Zins¬
ermäßigung zunestaudeu wurde, und zwar für das
erste Jahr 1 und für die beiden nächsten Jahre 3 Pro¬
zent. Diese zugestandenen 1 Prozent finden Sie unter
Nr. 1 in Einnahme verrechnet mit 520 000 Mark. Ich
mache darauf aufmerksam, daß, wenn dieser Absatz 1
genehmigt ist, Sie ohne weiteres auch die uachträgliche
Genehmigung zu den 13 Millionen gegeben haben.

Auf der Eiunahmeseite ist sonst nichts zu bemerken.
Die Ausgab« deckt sich auch im allgemeinen mit der
der Vortriegsjahre. Wir haben vor wie nach dieselbe
Anzahl von Landesbannmtern (12) mit l<>« Straßen-
meisterbezirten. Ein einzelner Bezirk des Landes-
bauamles hat ungefähr 500 Kilometer Straßenlängc.
Die Straßenmeister haben zirka 60 Kilometer unter
sich. Soweit die Kilometerzahl viel höher geht als 00,
steht ihnen ein besonderes Kraftrad zur Verfügung.
Das sind alles Punkte, die verhältnismäßig sehr wenig
zu Buch schlagen.

Zu Buch schlagen dagegen in Titel IV 2 die lau¬
fenden Unterhaltungskosten mit 13,4 Millionen. In
diesen Unterhaltungskosten sind aber nicht die neuen
Straßendecken, von denen ich vorhin sprach, aufgeführt,
sondern das sind nur die regelmäßig wiederkehrenden
Ausbesserungen und Aenderungen, der nicht übermäßig
belastetenStraßen, wie sie sich eben im Laufe der Zeit
herausstellen, also der Straßen, die in der nächsten Zeit
Nicht mit "dieser guten neuzeitlichcn Befestigung ver¬
sehen werden. (3s ist nur der regelmäßige Betrieb.

Nun kommt unter 2l> die Kehrseite der Medaille.
Da sind nämlich in Ausgabe 2,49 Millionen eingesetzt.
Das sind die Zinsen der 10 Millionen, die in: Früh¬
jahr, und der 13 Millionen, die später aufgenommen
wurden. Auch in Zukunft würden unter diesen Posten
die Zinsen der Darlehen für den neuzeitlichen Ausbau
zu rechnen sein, immer ausgehend von dein Gedanken,
daß eben ldie Ersparnis bei der Ausbesserung der
Straßen grüßer wird, wenn der Straßenba» neuzeit¬
lich gestaltet ist, so daß diese beiden Posten sich Eigentlich
ergänzen.

Das Schlußresultnt des Etats der Provinzial-
strußenverwaltung ist ein Minus oder ein Zuschuß von
20 Millionen. Aber, meine Damen und Herren, das
ist doch nicht so ängstlichzu nehmen, denn der Provinz
fließen aus der Kraftfahrzeugsteuer !3 Millionen zu.

Sie finden in eineni der letzten Anträge der heutigen
Sitzung näher ausgeführt, daß die Krustfahrzeugsteuer
vom Staate zuungunsten der Rheinprovinz falsch be¬
rechnet wurde. Wir wollen hoffen, daß man in Zu¬
kunft eine richtige Berechnung einstellt und daß diese
l3 Millionen Nicht verringert, sondern sogar erhöht
werden. Immerhin heute sind es 13 Millionen.
Nehmen Sie dann noch aus der Dotatiunsrente von
10 Millionen, ungefähr 2 Millionen auf bie Strahen-
verwaltung, so haben Sie im ganzen 15 Millionen aus
auswärtigen Mitteln, und die Provinz braucht selbst
nur 5 Millioueu aufzubringen.

Das, meine Herren, über den Hauptetat der Pro-
vinzialstraßeuverwnltung.

Nun nehme ich deu Etat 7, Unterstützung des Ge¬
meinde- und Kreisweaebaues. Dieser Etat hat leider
keine direkten Einnahmen, sondern nur Ausgaben. Er
bestand früher nur aus einer Position, Niese eine
Position hieß: Unterstützung des Gemeinde- und
KreiswegVbaues, einschließlich des Baues und der
Unterhaltung der Straßen und Brücken, teilte sich in
2 und K, und betrug schon seit langem 1700 000 Mark.
Dieser Fonds ist heute zweifellos nicht mehr aus¬
reichend.("Sehr richtig!) Die Kommuuen stellen immer
größere Ansprüche an den Ausbau der Wege, die ihnen
noch dauernd verbleiben, so daß, wie gesagt, dieser
Betrag momentan unzureichend ist. Wir habeu aber
keine Erhöhung 'dieses Postens begehrt, weil die finan¬
zielle Lage der Provinz zur Zeit eine so ungünstige ist.
Wie ungünstig die Verhältnisse aber für unsere Ge¬
meinden und Kreise sind, mögen Sie daraus ersehen,
daß sür die 1,7 Millionen Mark bereits 7000 Anträge
vorliegen, die alle technisch durchgearbeitet sind und an
sich befürwortungsfähig und befürwortungKwürdill
wären. Sie müssen also aus Jahre zurückgestellt
werden.

Nun kommt sine neue Position Nr. 2 für die In¬
standsetzungund den Ausbau Po» in das Provinziai-
straßennetz zu übernehmenden Gemeinde- und Kreis-
Wegen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Die
Redezeit gilt zwar nicht für den Herrn Berichterstatter.
Aber ich glaube, doch einem nnausgesprochenenWunsche
des Hauses zu folgeu, weun ich deu Herrn Bericht¬
erstatter bitte, sich nach Möglichkeit etwas kürzer zu
fassen.

Abgeordneter Freiherr von Sal is - S og l i o :
Diese Position ist eingesetztzur Erfüllung der zweiten
Aufgabe, von der ich vorhin gesprochenhabe, nämlich
der Erweiterung des Straßennetzes. Sie umfaßt eine
Million, in Wirklichkeit nur 730 000 Mark, weil von
den 13 Millionen, die vorigen Sommer aufgenommen
worden sind, auf diesen Fonds 3 Millionen herein-
geuomme» worden sind und dieser Fonds nun aiub
für die Verzinsung verwandt werden muß. Auch hier
ist dieser Netrag bei weitem unter dein für nns an st^
Wünschenswerten eingesetzt. Denn es sind für die >'»
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Vorbereitung befindlicheAufnahme von 000 Kilometer
2 Millionen noch nötig.

Zur Ergänzung des Etats, dessen Genehmigung
vorgeschlagenwirb, ist der Antrag der Drucksache 139
eingebracht. Er soll das Programm der neuzeitlichen
Umgestaltung uud der Uebernahme einzelner Wege ans
'dem Gemeindeverband in das Provinzialnetz fortsetzen.
Wir hatten ursprünglich in der Fachabtcilnng einen
größeren Netrag vorgesehen,haben uns aber mit dem
Fachausschuß l dahin geeinigt, daß nur 6 Millionen
als neues Darlehen aufzunehmen sind, und auch dieses
nur dann, wenn von der Reichsregierung günstigere
Zinsbcdingungcn gewährt werden, als bisher gegeben
wurden sind. Nach der Zusicheruug der Verwaltung
soll von diesen 6 MiMoneu mindestens 1 Million für
die vorhin unter Nr. 2 des Etats 7 vorgesehenenUeber¬
nahmestraßen verwendet werben.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Sanßcn : Das
Wort hat der zweite Berichterstatter, Herr Abgeord¬
neter Dr. Hartmann, Nemscheid.

Abgeordneter Dr. Hart m ann, Nemscheid:Meine
Damen und Herren! Ich taun wich wohl kurz fassen.
Es ist schon vorgetragen worden, 'daß der Haushalts¬
plan der noch eine Er¬
höhung um annähernd 2,3 Millionen erfahren hat.
Diese Erhöhung ist allein darauf zurückzuführen, daß
zum ersten Male die Verzinsung nnd Abschreibungfür
die Anlcihemittel vorgesehen ist.

Der Haushaltsplan der Straßenverwaltung schließt
insgesamt mit einem Zuschuß von 22 Millionen ab,
bas heißt mit mehr als der Hälfte des Betrages, der
überhaupt bei der Provinzialverwaltung durch Steuern
und Ueberweisungen zu decken 'ist. 'Gleichwohlhat der
I. Fachausschußvorgeschlagen,diesen Etat zu genehmi¬
gen. Er ist auch der Auffassung, daß schon recht vieles
>n unserer Provinz zur Verbesserung des Straßen¬
netzes geschehen sei und daß vielleicht auch die Nheiu-
Vrovinz zu denjenigen Provinzen gehört, die nach der
Richtung nm meisten geleistet haben. Sie ist aber
weiter der Auffassung, daß es notwendig ist, auf dem
blatten Lande noch mehr für die Verbesserung der
Straßen zu sorgen, vor allen, durch Anlage des Klein-
bflasters.

Der I. Fachausschußschlägt Ihnen deshalb 'die Ge¬
nehmigung bieser Hanshaltspläne vor, ebenso die Ge¬
nehmigung der neuen Anleihe von 6 Millionen. Ich
nniß bemerken,daß mit 'dieser Anleihe die Provinzial¬
verwaltung zu der respektablen Schuldeusumme von
^5 Millionen kommt. Aber die Anleihe ist doch not¬
wendig. Infolgedessen hat auch der Fachausschußdieser
Ausgabe zugestimmt. Er bittet nur den ,k»rrn Landes¬
hauptmann, dafür zu sorgen, daß bei der Bewilligung
seitens 'des Reiches und des Staates zur Verbilligung
meses Geldes darauf hingewirkt wirb, daß diese An¬
leihe möglichst weit über drei Jahre hinaus zur
Amortisation gegeben wird.

Densolbeu Wunsch hat auch der Fachausschuß bei
-"Unkt 2, bei der nachträglichen Bewilligung der

13 Millionen. Der Fachausschuß erkcunt an, daß es
richtig war, diese 13 Millionen aufzunehmen. Er gibt
auch zu, daß diese Maßnahme eiuc günstige Wirkung
sowohl bezüglicki der Beschnftiguug von Erwerbslosen
als auch für unsere Stein'industrie ausgeübt hat. Wir
möchten aber auch da die Bitte auschlicßcu,daß, wenn
eine Vergünstigung von Reich und Staat für 'die
Mittel aus dem Arb^itsbeschaffungsprograinmeintritt,
sie möglichst auch mit rückwirkender Kraft auf diese
Anleihe ausgedehnt wird.

Der Fachausschußbittet dann, den Punkt l> nntcr 20
mit der Annahme der neuen Anleihe von 6 Millionen
für erledigt zu erklären.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Franken.

Abgeordneter Franken : Daß man für den Aus¬
bau und die Verbesserung der Straßen mehr tun
mußte, als es zuerst vorgeschlagenwar, darüber war
sich der FachausschußIV sofort einig, als Wir uuseren
Antrag einbrachten, 7 Millionen zu Wegebauzwecken
'der Landgemeinden bereitzustellen und 3 Millionen,
um damit die Erweiterung des schon vorhandenen
Steinbruchbesitzes 'der Provinzialverwaltung vorzu¬
nehmen und damit auf die Preisgestaltung in der
Steinindustrie mehr noch als bisher einzuwirken.

Wenn wir 7 Millionen für den Wegebau in den
Landgemeinden beantragt haben, so kommt "das ja
dem Antrag dieser Landgemrinden gleich, die sa auch
7 Millionen in Anspruch nehmen wollen. Wir stehen
auf dem Standpunkt, baß Wir nicht allein durchgehende
Straßen und solche Straßen, die nachher von der
Provinzialverwaltung übernommen werben tönneu,
bczuschussenoder beleihen sollen, sondern wir sollen
vor allen Dingen den Landgemeinden, wo die Mittel
hierfür kärglich sind, helfen. Vor einigen Tagen noch
ist im Kreistage in Eochem eine Entschließung ein¬
stimmig angenommen worden, die sich mit den kata¬
strophalen Verhältnissen 'des Wegebaues in diesem
Kreise befaßt. Wenn wir die aus diesen Verhältnissen
sich ergebenden Finanzschwierigkeiten dieses Kreises
sehen, so ist es Nur, baß wir mehr tun müssen, als
zuerst vorgeschlagen war.

Im FachausschußIV waren verschiedene Abgeord¬
nete ber Ansicht, daß mau unbedingt zu 'den: kommen
müsse was auch im vorigen Jahre ausgegebeu worden
ist —'bas sind bekanntlich22 Millionen -, um eines¬
teils die Steinindnstrie fortlaufend beschäftigen zu
können uud 'damit auch der Arbeiterschaft Lohn und
Brot zu geben und anderseits mehr noch als bisher
die Straßen weiter ausbessern zu tonnen.

Dann ging aber die Sache an den FachausschußI.
Der FachausschußI erklärte sich mit diesen Ausgaben
M3 zu 22 Millionen Nicht einverstanden, sondern schlug
vor, daß man 6 Millionen anleiheweise aufnehmen
solle und zwar nin unter der Bedingung, baß reich¬
haltige Mittel des Reiches und 'des Staates bereit¬
gestellt werben, um zur Verzinsung und Tilgung bei-
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zutragen. Wir sind der Ansicht,daß es Nicht dein Pro-
Uinzialansschuß anheimgestellt werden kann, die wei¬
tere Entwicklung der Dinge zu regeln, sondern
daß hier der Provinziallandtag endgültig beschließen
muß, daß auch in dem nun doch schon sehr gekürzten
Programm wenigstens so weiter verfahren wird. Also
wir stehen auf dem Standpunkt, daß die Stcinindustric
weiter beschäftigtwerden muß, damit die Arbeiter dort
auch den Winter hindurch Arbeit haben.

Im IV. Fachausschuß ist von seilen der Verwaltung
erklärt worden, daß, wenn nicht diese großen Aufträge
im vorigen Jahre an die Stcinindustrie gegeben
worden wären, die Arbeiterschaft zum allergrößten Teil
hätte entlassen werden müssen. Das trägt natürlich
wieder in vermehrtem Maße dazu bei, daß man zn
"dem Sozialetat beisteuern muß. Um dies zu verhindern,
haben wir alle Interesse daran, die Stcinindnstric zu
beschäftigen.

Es ist ja schon in der Drucksache 2 darauf hin¬
gewiesen,daß bei der Bearbeitung des Steinmaterials
das Verbot von Ueberstunden usw, vorgesehen ist. Wir
möchten aber hier auch noch einmal darauf hinweisen.
Uns ist noch nicht die Garantie gegeben worden, daß
in der Steinindustric gerade jetzt in den Sommer¬
monaten nicht noch viel länger als acht Stunden ge¬
arbeitet wird. Wir verlangen 'unbedingt, baß der
Achtstundentag innegehalten wird, damit auch den
Winter hindurch die Arbeiterschaft einigermaßen be¬
schäftigt werden kann und zu leben hat.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen:
Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Wir kommen
zur Abstimmung.

Zunächst zu Punkt 18, dem Antrage des I. Fach¬
ausschusses,wie er aus Drucksache139 ersichtlich ist.
Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu er¬
heben. — Der Antrag ist angenommen.

Dann kommen wir zu Punkt 19, dem Antrage des
I V. Fachausschusses. Wer für diesen Antrag ist, den
bitte ich, sich zu erheben. — Der Antrag ist an¬
genommen.

Endlich kommen wir zu Punkt 2», dem Antrage
des IV. und I. Fachausschusses.Wer für diesen Antrug
der beiden Fachausschüsse ist, den bitte ich, sich zu
erheben. — Anch dieser Antrag ist angenommen.

Ich nehme nunmehr auf Grund des § 16 der Ge¬
schäftsordnung die Puukte 21, 25, 2« und 27
Vor, zu denen Wortmeldungen nicht vorliegen.

Zu Punkt 21: Antrag des IV. und I. Fach¬
ausschusses zu dem Bericht und Antrag
des Prouinzialausschusses, betreffend
Bewilligung einer Beihilfe zu den
Kosten der Verbesserung der Straßen¬
brücke über die Mosel zwischen Nullah
und Alf,
hat das Wort als erster Berichterstatter Herr Ab¬
geordneter Meyer.

Abgeordneter Mchcr: Der IV. Fachausschuß
bittet, die Vorlage einstimmig anzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßcn : Als
zweiter Berichterstatter Herr Abgeordneter Dr. Hart¬
mann, Remscheid.

Abgeordneter Dr. Hart mann, Remscheid: Der¬
selbe Vorschlag wird vom Fachausschuß I gemacht.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen:
Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur
Abstimmung. Wer für den Autrag der beiden Fach¬
ausschüsse ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Der
Antrag ist angenommen.

Punkt 25: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Antrage der sozialdemokrati-
schen Fraktion, betreffend Erhöhung
der Ortslöhne.

Der Berichterstatter scheint zn verzichten. Ich lasse
über den Antrag des I. Fachausschussesabstimmen.
Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu er¬
heben. — Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen zu
Punkt 26: Antrag des I. Fachausschusses

zu dem Antrage der Zentru msfraktiun
an die Reichs- und Staa tsre g ie r un g,
betreffend Verwendung von Natur-
st einen der Steinindustrie des besetzten
Gebietes zum Bau von öffentlichen Ge¬
bäuden, Brücken usw.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord¬
neter Görlinger.

Abgeordneter Görlinger : Der Fachausschuß
schlägt unveränderte Annahme vor.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen:
Wortmeldungen liegen Nicht vor. Wir kommen zur
Abstimmung. Wer für den Antrag des Fachausschusses
ist, den bitte ich, sich zu erheben, — Auch dieser Antrag
ist angenommen.

Punkt 27 muß zurückgestellt werden, da nachträglich
eine Wortmeldung eingegangen ist.

Wir kommen dann zu den vereinigten Punkten 29
bis 31.

Punkt 29: Antrag des I. und III. Fach¬
ausschusses zu dem Haushaltsplan
„Außerordentlicher Haushalt" für das
Rechnungsjahr 1927.

Puu'kt 3N: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betreffend Aufnahme
einer Anleihe von 5 7915NN Mark.

Punkt 31: Antrag des I. Fachausschusses
zu dein Haushaltsplan der Vermögens-
und Schuldenverwaltung für das Rech¬
nungsjahr 1927.

Punkt 32: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan über Steuern
und Ueberweisungen aus Reichs- «n«
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Staatsmitteln für das Rechnungsjahr
1927.

Punkt 33: Entschließung des 1. Fach¬
ausschusses über die Verteilung der
Kraftfahrzeugst e u e r.

Punkt 3!: Antrag des l. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan der Provinzial-
verwaltung für das Rechnungsjahr 1927
und Vorbericht hierzu, nebst

Bericht uud Autrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Aenderung des
Entwurfs des Haushaltsplans für 1927.

Zur Geschäftsordnung Herr AbgeordneterDr. Hart¬
mann, Remscheid.

Abgeordneter Dr. Hart mann, Remscheid: ^ch
bitte, den Punkt 21 vorher zu behandeln, weil Punkt 3,!,
Aufnahme einer Anleihe, doch davon abhängig ist, ob
die 300 00« Mark bewilligt werden oder nicht. Even¬
tuell müßte die Anleihe um diesen Betrag erhöht
werden.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Sanken: Das
Wort hat her Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Hurion: Herr Abgeord¬
neter Hartmann hat insofern recht, als Pnnkt 30 nicht
verhandelt werden kann, ehe der Punkt betreffs des
Nürburgrings "verhandelt ist. Infolgedessen möchte ich
den Vorschlag machen, den Punkt 30 aus der gemein¬
schaftlichen Behandlung heranszunehmcn und nur die
Punkte 29, 31 bis 34 jetzt gemeinschaftlich zu behandeln.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßcn : Ich
stelle demgemäß die Punkte 29 und 31 bis 3! zur Be¬
sprechung. Ich werde bann die Punkte 24 und 30 ver¬
binden und darüber im Anschluß hieran verhandeln
lassen. Erhebt sich hiergegen Widerspruch? — Das ist
wicht der Fall. Dann ist so beschlossen.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord¬
neter Dr. Hartmann, Romscheid.

Abgeordneter Dr. Hartmann, Remscheid:Nach¬
dem die Ausgaben in den einzelnen Haushaltsplänen
v°n den zuständigen Fachausschüssenfür notwendig
erachtet worden sind, schlägt Ihnen der I. Fachausschuß
unveränderte Annahme vor.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Der
zweite Berichterstatter, Herr Abgeordneter Vuchsm-
schütz, scheint zu verzichten.

Wir treten in die Debatte ein. Zunächst hat Herr
Abgeordneter Oberdörster das Wort.

Abgeordneter Oberdörster: Wir von unserer
Fraktion sind nicht zu diesem Provinziallandtag in der

^ Hoffnung gekommen,daß dieser nur für das kommende
^ ^"hr «inen Etat feststellen würde, der wirtlich dem

Bedürfnis der breiten Arbeitermasse entspricht. Die
bisherige Abstimmung über die Einzeletats ist deshalb
Nlr uns keine Enttäuschung. Wie diese Etats aus-
sehen, darauf will ich nicht nochmals im einzelnen
zurückgreifen,sondern nur feststellen, daß die von uns
eingebrachten Verbesserungsnnträge im Interesse der

minderbemittelten und unter den wirtschaftlichenVer¬
hältnissen lebenden Nevöllcrungsschichten abgelehnt
wurden. Dieser Etat trägt in keiner Weise diesen Be¬
dürfnissen Rechnung. Aus diesem Grunde müssen wir
den Etat in seiner Gesamtheit ablehnen.

Dabei wollen Nur noch einmal betonen, daß der
Eharatter insbesondere der Fürsorgeerziehung durch
die Beratungen und durch die Beschlüssedes jetzigen
Provinziallandtags in keiner Weise eine Aenderung er¬
fahren hat, daß die Einrichtungen der Provinz, die der
Fürsorgeerziehung dienen, weiter nichts sind als Ein¬
richtungen gegen die Arbeiterklassein diesem Klasscn-
und Zuchthausstaat.

Wir stellen weiterhin noch einmal fest, daß die hier
durch den Etat festgesetzten Pflegcsätze in keiner Weise
genügen, um die Anstaltsinsassen uud diejenigen, die
in Familieupflcge sich befinden, auch nur einigermaßen
ausreichend zu ernähren. Wir stellen weiter fest, daß
die Beträge, die für Bekleidung und sonstigeBedürf¬
nisse eingesetzt sind, einfach lächerlich zu nennen sind
und in keinem Verhältnis zu dem wirklichen Bedürfnis
stehen.

Dafür sind auf der anderen Seite namhafte Beträge
sowohl auf Vorschlag der Provinzialverwaltung wie
auch noch über diese Vorschläge hinaus für andere
Zwecke bereitgestelltund bewilligt worden, die nicht im
Interesse der arbeitenden Bevölkerung liegen. Für die
Beaufsichtigungder Fürsorgezüglinge werden Hundert¬
tausende ausgegeben, die weiter nichts sind wie Sub¬
ventionen für klerikale Organisationen. Der Zweck der
Fürsorgeerziehung läuft nicht darauf hinaus, wirklich
selbständige, charakterfesteMenschen zu erziehen, son¬
dern willige Ausbeutungsobjekte zu dressieren.

Man hat Zuschüsse zur Renovierung alter Kirchen
gegeben, die man als Kunstdmtmäler bezeichnet,die
mit Kunst in den meisten Fällen nichts zu tun haben.
Eine Reihe sonstiger Liebesgaben steckt in den ver¬
schiedenen Positionen des Etats, Liebesgaben, die
irgendwelchen Kreisen zugeführt werden, die heute
nicht uutcr der Not am stärksten leiden. Dann er¬
innere ich an die Besoldung der politischenBeamten,
die nach unserer Auffassung weiter nichts sind wie
Kommis von Louis Hagen, Thhssen und Vogler, die
deren Interessen durchzusetzenhaben. Der Etat ist
weiter nichts als dasjenige, was diese Leute diktieren.

Auf der anderen Seite gab es für Arbeitsbeschaffung
weiter nichts Wie Worte, denn das, was vorhin bezüg¬
lich der Anleihe beschlossenworden ist, wird wahrschein¬
lich nicht eintreten, weil die Voraussetzungen, die au
die Aufnahme der Anleihe geknüpft sind: die Zins¬
verbilligung von Staat und Reich, von diesen nicht
gewährt werden. Das gleiche gilt für den Wohnuugs-
bau. Auch hier in keiner Weise eine Förderung des
gemeinnützigen Wohnungsbaues. Nur Worte, wo es
sich darum handelt, den Arbeitern zu dienen, wo es sich
darum handelt, die Not zu lindern, wie es in die Er¬
scheinungtritt bei der Bereitstellung von Mitteln für
die notwendigste Ernährung der Kinder,
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Deshalb stellen wir ckls Ergebnis dieses Etats eine
Wetterführung des alten Kurses fest, der barin besteht,
auf Kosten ber breiten Massen !die Profite der Be¬
sitzenden nicht m Frage zu stellen. Aus den: Grunde
entspricht der Etat n^icht »den Bedürfnissen her rhei¬
nischen Bevölkerung, sondern nur den Interessen einer
kleinen Oberschichtdes Nheinlandcs. (Sehr gut! bei
den Kommunisten.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Sa aßen : Das
Wort hat der VerMterstattcr, Herr Abgeordneter
Hartmann.

Abgeordneter Dr. Hartmann, Rcmscheid: Ich
hatte nur den Bericht zum Pnnkt 20 gegeben. Herr
Oberdörster hat bereits zu den anderen Punkten ge¬
sprochen.

Bei Punkt 31 wird unveränderte Annahme emp¬
fohlen.

Zu Punkt 32 steht der Fachausschußauf dem Stand¬
punkt, daß die Schätzung der Ueberwcisuug aus der
Reichsciukommcnstcuerebenso wie die Schätzung der
Provinzialumlage Wohl zutreffend ist.

Der Fachausschuß gibt auch seiner Freude darüber
Ausdruck, das; es nicht notwendig geworden ist, eine
Erhöhung der Provinzialumlage eintreten zu lassen.
Er ist in der Mehrheit der Auffassung, das; die
Kommunalverbände wirklich am Rande ihrer Kräfte
stehen und das; es deshalb unbedingt notwendig ist,
davon abzusehen, die Pruvinzialnmlagc irgendwie zu
erhöhen.

Zu Punkt 33 hat der 1. Fachausschuß auch Stel¬
lung genommen. Er freut sich sehr, wenn diese Ent¬
schließungeinmütig angenommen wird, Er hält es für
ein großes Unrecht, wie heute die Kraftfahrzcugstrucr
verteilt wird.

Der I. Fachausschuß rechnet damit, daß in den
Kreisen der Parlamentarier aller Parteien ans dem
Rhcinlandc die Prouinzialverwaltung die Unter¬
stützung finden wird, nm eine bessere Regelung der
Mraftfahrzeugsteuer zu erzielen.

Dem Punkt 31 hat der Ausschuß zugestimmt. Er
schlägt Ihnen unveränderte Annahme vor. Er ist sich
darüber klar, daß diese Entschließung für einen Finanz¬
ausschuß nicht ganz leicht ist, weil doch noch immer der
Fehlbetrag vou -1,0 Millionen in der Schwebe bleibt.
Er hält es aber auch für richtig, ihn nicht in diesen
Haushaltsplan für 1927 vorzutragen, sondern zn war¬
ten, ob nicht bessere Zeiten kommen, wo die Umlage
ohne weiteres die Abtragung einer derartigen alten
Schuld ermöglicht.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Stcinbüchel.

Abgeordneter Steinbüchel: Meine Damen und
Herren! Meine Fraktion möchte die Gelegenheit nicht
vorübergehen lassen, ohne auf den Ernst der Finanz¬
lage der Prouinzialucrwaltung hinzuweisen. Der
Brutto-Etat ist in diesem Jahre von 1N9 auf 123 Mil¬
lionen Mark gestiegen, der Retto-Etat von 1N9 ans

115 Millionen Mark. Das ist ein Beweis dafür, daß
die Geschäfteder Prouinzialverwaltung in einer stän¬
digen Steigerung begriffen sind. Für das Jahr 1925
ist ein Defizit von 1,4 Millionen festgestellt worden.
Der vorläufige Ueberblicküber das Jahr 1926 ergibt,
daß, alles in allem gerechnet, bei den verschiedenen
Steucrarten (Kraftfahrzeugsteuer, Einkommensteuer
und dergleichen)ein Mindcreintommen von einer Mil¬
lion Mark vorhanden ist, während es im übrigen der
Prouinzialverwaltung gelang, die Ausgaben so zu be¬
schränke!:,daß sie über die Etatsansätze nicht Hinans¬
gingen. Also bleibt auch hier eiu Defizit von wenigstens
einer Million Mark. Für die beiden Jahre 1925 und
1926 ist also mit 5,4 Millionen Mark Defizit zu rechnen.
Davon entfallen für das Jahr 1925 3,28 Millionen
Mark auf den Ausfall an Steuereinnahme». Ferner
kommen noch für das Jahr 1925 2,25 Millione» Mark
Ausfall an Dotationen, hinzu. Man ersieht daraus,
daß der Betriebsfonds, der anf Grund einer Anleihe
gebildet wurde — wie ich betoncu will —, nicht auf
Grund uon Ucberschüssen aus vergangenen Jahren, wie
es ja meistens bei den Kommunen der Fall ist, durch
die Defizite der beiden Jahre Wohl schon gänzlich ver¬
schwunden ist.

Allein dieses Bild zeigt uns, daß die Finanzlage der
Provinz doch ernst ist. Sie ist wohl auf mehrere Ur¬
sachen zurückzuführen, einmal anf den Finanzausgleich,
der sowohl die Kommuucu als auch die Provinzen
außerordentlich schlecht gestellt hat. Namentlich der
letzte Finanzausgleich, der vor kurzem im Reichstage
beschlossen ist, läßt doch erkennen, daß die Zeiten nicht
besser, im Gegenteil noch schlechter zu werden drohen.
Dieser Finanzausgleich hat ja i» der Hauptsache eiuc
politische Seite. Der bayerische Staat, Nadcu uud
Württemberg sind bevorzugt, Preußen, Sachsen uud
Hamburg gewaltig benachteiligt wurden. Es ist wirk¬
lich ein Finanzausgleich zugunsten der Föderalisten,
aber nicht ein Finanzausgleich, der gerade die Staaten
stärkt, die doch die wirtschaftlicheGrundlage für ganz
Deutschland bildeu. Das ist außcrurdeutlich bedauerlich.
Wir bedauern sehr, daß gerade das Zentrum sich her¬
beigelassen hat, diesen« Finanzausgleich zuzustimmen,
der doch den Westen außerordentlich bedrückenmuß.

Die zweite Ursache liegt bei den kommunalen Ver¬
tretern sowohl im Provinzialansschnß als anch im Pro-
vinziallandtag. Gerade die Vertreter der Kommune»
haben darauf gedrückt,daß die Provinzialumlage nicht
erhöht würde. Die steigenden Aufgaben der Provinz
tonnten deshalb nicht voll befriedigt werden, weil man
eben bei derselben Umlage bleiben wollte. Das hat
weiter zur Folge, daß eine Menge sozialer Aufgaben
nnf der einen Seite unterbleiben müssen und daß auf
der anderen Seite namentlich Straßenbauten und der¬
gleichen vernachlässigt werden. Wenn man schließlich
diese Ausgaben trotzdem einmal machen muß, wie bei
den Straßcnbauten, dann beginnt eben die Schulden¬
wirtschaft — oder vielmehr, sie hat schon begonnen und
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muh sich schließlich ius Uneudlichc fortsetzen. Gerade die
kommunalen Vertreter sollten doch ein Empfinden da¬
für haben, daß eine derartige Finanzpolitik nicht weiter
getrieben werden kann. (Hört, hört!) Ich meine, gerade
unsere Oberbürgermeister nnd Landräte müssen sich
doch sagen, daß, wenn schließlich immer stärker steigende
Prozentsätze der Provinzialausgaben für Verzinsung
nnd Tilgung von Schulden verwandt werden müssen,
dann die Proviuzialaufgabcn leiden müsse», sowohl
was deu Straßenansban als auch was die sozialen Auf¬
gaben anbetrifft. Ich meine, gerade die Herren, die so
gewaltige Summeu für Messen, Stadionbauten u»d
Ausstellungshallen bereitgestellt haben, die sich jetzt,
wie man hört, sogar schon Kohlenfeldcr anschaffen
(Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Das sind aber
nur einige Oberbürgermeister!), haben doch zu einem
wesentlichenTeil darauf gedrückt, daß die Umlage der
Provinzialverwaltung auf diesem Satz blieb. Also ich
meine, wenn man sparen will, soll man doch erst einmal
im eigenen Hause sparen und nicht sagen: Erst sparen
die andern, und dauu kommcu wir in letzter Linie.

Meine Damen und Herren! Auch ein Ucbcrblick
über die Anleihewirtschaft zeigt ein Bild, das uns
einigermaßen mit Schreckenerfüllen muß. Im Jahre
I92l! oder 1921 hatten wir noch keine Schulden. Dann
lling es los. Im Jahre 1926 wurden 20 Millionen Mark
Anleihe für Straßeubauteu uud zur Anffnlluug des
Betriebsfonds bewilligt, dann im Juli 1926 wieder 1,'!
Millionen Mark für das Arbeitsbeschaffnngsprogramm.
Uud wir haben jetzt weitere 6,25 Millionen Mark Au-
lcihe zur Erhöhung des Kapitals der Laudcsbauk, für
die Aggcrtalspcrrc und dergleicheu beschlösse».Ferner
hat der Proviuziallandtag soeben die Straßenbau¬
anleihe vou 6 Millionen Mark bewilligt. Hinzu kommt
das Defizit von 5,5, Millionen Mark. Unsere Gesamt-
schulden betrage» demnach augenblicklich50,75 Mil¬
lionen Mark, eine Zahl, die, glaube ich, Ihueu wohl¬
bekannt uud auch zum Bewußtsein gekommenist.

Ich habe demgegenüber einmal die Schulden der
Provinz iu der Friedeuszcit uach ciuer jahrzehnte¬
langen Tätigkeit festgestellt. Diese Schulden betrugeu
"ur 72,75 Millioucu Mark. Also wir haben in zwei
Jahren schon soviel Schulden angehäuft wie früher
vielleicht in 50 oder 60 Jahren der Provinzialtätigkeit.
(Abgeordneter Haas: Hört, hört!) Ich meine, die
bcrreu Kummunalvertreter sollte» sich doch einmal
überlegen, ob man dabei den Stnudpuukt weiter ver¬
beten taun, die Provinzialumlage auf die Dauer auf
derselben Höhe zu belassen. (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Dichgans: Ein großer Teil ist der produktiven Er-
werbslosenfürsorge zugute gekommen!) Nein, meine
Herren, das sind die Nettobeträge. Gewiß, es sind
ewige Beträge dabei, die niedrig verzinst werden, aber
die Schuld ist da. Diese Schulden kommen uns zum
Teil in den ersten zwei bis drei Jahren etwas geringer,
weil wir Zinsznschüsse von der Reichsrcgierung be¬
kommen. Aber nach einigen Jahren geht es los. Wir

müssen heute bereits annähernd 5 Millioucu Mark
für Verziusnng und Tilguug zahlen. In einigen
Jahren werden diese Beträge Wohl schon 0 oder 7 oder
vielleicht sogar « Millionen Mark betragen. Dabei
müssen wir berücksichtigen, daß das, was wir hier aus¬
gegeben haben, nicht iu erster Linie für wirtlich
»'erbende Betriebe ausgegeben ist. Wenn die Großstädte
Anleihe» erheben, dann geschieht es meistens, um sich
Grundbesitzanzuschaffenoder Aktien des N. W. E. und
dergleichenzn lanfen, die nach einigen Jahren bereits
doppelt so viel wert si»d, als sie ihnen gekostet haben.
Also dort steht den Schulden mindestens ein Ver-
mügcnsbetrag in Höhe der Schulden, wenn nicht ein
noch viel größerer Aktivbetrag, gegenüber. Bei der
Provinzialverwaltung wird im weseutlichcudas Geld
für Straßeubauteu augewcudct. Diese Straßeu werden
zerstört nnd können in keiner Weise als ein Aktivum
der Provinz betrachtet werden. Auch die Gebäude der
Heilaustalteu, die die Proviuz errichtet, sind nicht in
erheblichemMaße aktive Werte. Nehmen Sie einmal
an, man wollte eine Heilanstalt einstelle». Was tonnte
damit begonnen werden? So gut wie gar nichts.

Meine Fraktion ist der Ansicht, daß es, um die so¬
ziale» Aufgaben in Zukuuft «icht leiden zu lasscu, Auf¬
gabe der Provinzialverwaltung, des Herrn Landes¬
hauptmanns uud des Proviuzialausschusses ist, einmal
diese Finanzwirtschaft recht gründlich nachzuprüfen,
uud auch die Herren Laudtagsabgcordneten sollten sich
doch einmal diese Gewissensfragcmit allem Ernst vor¬
legen.

Es muß überlegt werde», ob wir »icht dazu über¬
gehe» sollen, in kommende»Jahre» erhebliche Beträge
zur Tilgung der Schulden in den Etat einzusetzen.
Zweitens ist zu übcrlcgru, die Provinzialumlage zu er¬
höhen, sie wenigstensaber ans eine ganz andere Grund¬
lage zn stellen. Heute wird eiu fester Netrag als Pro¬
vinzialumlage ausgcschriebcu; mehr oder weuigcr knuu
nicht erhoben werden. Aber die Städte haben bei
einem günstigen Finanzausgleich oder bei einem
günstige» Ertrag der Gewerbesteuer die Möglich¬
keit, weit höhere Beträge eiuzuuehmcu, als sie iu
ihre»: Etat angesetzt haben. Es gibt Städte, die 50, 60,
70 Prozent mehr Gewerbesteuer ciugcuommeu haben,
als iu ihren Etats steht. Die Herren aus den
Kmnmunalucrwaltnugeu wissen darüber genau Be¬
scheid. Die Provinzialvcrwnltuug legt aber »ur immer
einen festen Betrag um. Es fragt sich, ob nicht an
solchen steigenden Erträgnissen der Kommuneu nnd der
Lnndtrcise auch die Provinzialverwaltung teilnehmen
soll, d. h,, es werden Prozentsätze der Einkommenstener
und der Nealstcuern ausgeschrieben nnd, weuu mehr
eingeht, partizipirrt auch die Provinzialverwaltung an
den gesteigerten Einnahmen (Zuruf des Abgeordnete»
Dr. Dichgans: Dann muß sie nnch an den fallenden teil¬
nehmen!) Das wird schlecht gehen, denn hier bei der
Provinzialuerwaltnng sind fast 100 Prozent der Aus¬
gabe!, Iwaugsausgabcn, die nicht abgrdrosselt werden
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können — denken Sie an die Heilanstalten, an die
Straßenbauverwaltung und dergleichen —, während
die Kommunen immer doch ihre Finanzgcbarung viel
lockerer gestalten und, wenn einmal ein schlechtes Jahr
kommt, auch die im Etat vorgesehenenAusgabebeträge
nicht ganz auszugeben brauchen. Die Kommunen sind
in der Hinsicht viel freier gestellt als die Provinzial-
verwaltung.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen :
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Be¬
sprechungist geschlossen. Wir kommenzur Abstimmuug,

Ich lasse zunächstzu Punkt 29 über den Antrag des
I. und III. Fachausschussesabstimmen. Wer für den
Antrag ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Der Antrag
ist angenommen.

Ich bitte dann die Damen und Herren, die zu
Punkt 3l für den Antrag des I, Fachausschusses(Druck-
sache 145) sind, sich zn erheben. — Auch dieser Antrag
ist angenommen.

Wer ist für den Antrag des I. Fachausschusseszu
Pnntt 32? — Auch dieser Antrag ist angenommen.

Wir kommen zn Punkt 33 (Entschließung des l. Fach¬
ausschusses über die Verteilung der Kraftfahrzcng-
steurr). Wer für die Annahme ist, den bitte ich, sich
zu erheben. — Auch angenommen.

Endlich stimmen wir ab über Punkt 34 (Antrag des
I. Fachausschusseszum Haushaltsplan der Provinzial-
vcrwaltung nebst Vorbericht). Wer für die Annahme
ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Auch dieser Antrag
ist angenommen.

Nunmehr kommen wir gemäß Beschluß des Land¬
tags zu den zur gemeinsamen Beratung gestellten
Punkten 24 und 30.

Punkt 24: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Antrage des Abgeordneten Dr.
Ereutz auf Gewährung eines weiteren
verbilligten Darlehens von 3N0N00 Mark
an den Kreis Adenau zum Bau des Nür-
burgringes.

Punkt 30: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betr. Aufnahme
einer Anleihevon 579 15NNMarl.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Dr. Hart¬
mann, Nemscheid.

Abgeordneter Dr. Hartmann, Nemscheid: Ich
»lochte bitten, den Punkt 3« zurückzustellen. Er hat
gar leine Verbindung mit dem Punkt 24, dem Nür-
burgring. Der andere Punkt wird sich ohne weiteres
erledigen lassen. Ich glaube doch, daß es zweckmäßig
ist, die beiden Punkte getrennt zu verhandeln.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen : Zur
Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Ich wehre mich entschieden
dagegen, daß man jetzt auf einmal den Punkt 24 be¬
handelt. Wir haben jetzt doch Punkt 29—34 hinter dem
Punkt 20 behandelt.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Herr
Abgeordneter Haas, ich darf Ihnen zur Aufklärung
sagen, daß soeben die Punkte 29—34 zur Besprechung
staudeu. Dann ist, als Sie nicht hier waren, beantragt
worden, den Punkt 30 herauszunehmen, weil er von
Punkt 24 beeinflußt wird. Darauf hat das Hohe Haus
beschlossen, den Puutt 30 aus der gemeinsamen Be¬
ratung der Punkte 29—34 herauszunehmen uud ihn ge¬
meinsam mit Punkt 24 zu behandeln. So ist beschlossen
worden.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Ober-
dörstcr.

Abgeordneter Ob erdör ster: Es ist schon richtig,
daß vorhin beschlossen wurde, deu Punkt 30 mit
Punkt 24 zu behandeln. Daraus geht aber nicht hervor,
daß die Verhandlung der Punkte 24 und 30 vor den
Punkten 22 und 23 erfolgen muß. Ich protestiere gegeu
die Abänderung der Tagesordnung, die hier vom Vor¬
sitzenden vorgenommen wurde.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Ich
stelle fest, daß ich keine Abänderung der Tagesordnung
vorgenommen, sondern ausdrücklich vorhiu vor¬
geschlagenhabe, die Punkte 24 und 30 zusammen im
Anschluß an die Punkte 29—34 zur Besprechung zu
stellen. So hat das Hohe Haus beschlossen.Wenn jetzt
der Antrag gestellt werden soll, anders zu verfahren,
so bitte ich, einen solchen Antrag zu stellen. Dem kann
nicht stattgegeben werden, wenn zehn Abgeordnete
widersprechen. Wollen Sie einen Antrag stellen?

Abgeordneter Oberdörster: Ich halte es nicht
für zweckmäßig,durch eine lange Geschäftsordnungs-
debatte hier den Geschäftsgang aufzuhalten. Ich lege
deshalb keinen Wert darauf, jetzt zu beantragen, daß
so beschlossen wird. Meine Auffassung war die, daß
Punkt 30 im Anschluß an Punkt 24 behandelt werden
sollte.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Es
wäre Sache des Herrn Abgeordneten gewesen, bei der
Beschlußfassung seine Bedenken geltend zu machen.

Wir kommenalso nunmehr zuPunkt 2 4 und 3 0.
Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abge¬

ordneter Kocnzgen.
Abgeordneter Koenzgen: Der Ausschuß schlägt

unveränderte Annahme des Antrages vor.
Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Das

Wort als Berichterstatter zu Punkt 30 hat Herr Ab¬
geordneter Dr. Hartmann, Nemscheid.

Abgeordneter Dr. Hartmann, Nemscheid: Der
I. Fachausschuß schlägt Ihnen vor, die Anleihe nicht
in Höhe von 5 791500 Mark zu genehmigen, sondern in
Höhe von 6 251500Mark. Es sind nämlich noch 100 000
Mark für die Brücke Vullah—Alf und 60 000 Marl
nach Ihrem Beschluß zur Unterstützung der Verkaufs-
hallen von Gemüse und Obst einzusetzen. Bei der
Summe von 6 251500 Mark ist Voraussetzung, daß Sie
noch 300 000 Marl für den Nürburgring bewilligen.

^
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Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Pikard.

Abgeordneter Pikard: Meine Damen und
Herren! Wenn wir uns heute wiederum mit der Frage
des Nürbnrgrings beschäftigenmüssen, so muß ich kon¬
statieren, daß diese Frage nachgeradeunerträglich wird.
(Abgeordneter Marx: Sehr richtig!) Als wir seiner¬
zeit nm die Bewilligung der Mittel für den Nürburg-
ring angegangen wurden, ist uns versichert worden,
daß mit der angeforderten Summe das Unternehme»
fertiggestellt werden tonnte. Wir haben dann fortgesetzt
erlebt, daß Nachforderungen über Nachford?rungcn
kamen und daß es nicht richtig war, wie uns immer
gesagt worden ist, daß das Unternehmen durchaus
durchdachtsei, denn wenn es durchdachtgewesen wäre,
dann könnte setzt diese Nachforderung nicht kommen,
die nach der Auskunft, die uns gegeben worden ist,
deshalb notwendig ist, weil die vorgeseheneDecke nicht
den technischenAnforderungen entspricht und durch
eine neue Betondeckeersetzt werden muß.

So kann es in dieser Frage nicht weitergehen. Es
ist heute so, daß im Regierungsbezirk Koblenz alle Ge¬
meinden uud alle Kreise unter diesem Zustande leiden.
Es wird fortgesetztbei allen Anträgen auf Newilliguug
von Notstllndsarbciten daranf verwiesen, daß der Re¬
gierungsbezirk Koblenz so und so viel Millionen Mark
bekommenhabe und daß weitere Mittel nicht bewilligt
werden tonnten.

Aber ich muß auch die Aufmerksamkeit auf eine
andere Seite der Frage richten. Herr Dr. Ereutz hat
sich nicht nur als ciu tüchtiger Fachmann erwiesen, son¬
dern er hat auch im Kreise Adenau eine künstliche Ar¬
beitslosigkeit geschaffen. (Abgeordneter Hofsmaun:
Hört, hört!) Wir haben in den Gewerkschaftenfest¬
gestellt, daß dort nicht, wie es Aufgabe der produktive»
Erwerbsloscnfürsorge ist, die durch die Krise arbeits¬
los gewordenen beschäftigt wnrdcn, sondern es sind
dort auch Leute beschäftigt worden (Zuruf des Abge-
«rdnrtcn Marx: Viele!), die vorher nie in der In¬
dustrie oder sonst irgendwo gearbeitet haben. Gegen
dieses Vorgehen haben die Gewerkschaftenganz ent¬
schieden Stellung genommen, wie denn überhaupt
gegen die ganze Art, wie mit der Arbeiterschaft am
Nürburgring oft umgesprungen worden ist und noch
umgesprungen wird, von feiten der Gewerkschaften und
auch von feiten unserer Partei ganz entschiedenEin¬
spruch erhoben werden muß. Wir wollen hoffcu, daß,
wenn die Autostraße gebaut wird, diese Dinge mcht
wiederkehren. Wir werden nach dieser Richtuug die
Augen sehr wohl aufhalten. (Zuruf eines kommmnsw
schen Abgeordneten: Sie hätten unsere Antrage nnt-
unterstützcn müssen!) Bitte, wir stellen unsere Antrage
selbst. (Abgeordneter Haas: Sehr richtig!) W,r wer¬
den sie auch so stellen, daß sie im Interesse der Arbeiter¬
schaft liegen; das könnt Ihr uus schon zutrauen.
. Meine Damen und Herren! Aus den Gründen, die
"h eben angeführt habe, sind wir nicht imstande,wertere

Kredite für den Nürburgring zu bewilligen. Meine
Fraktion lehnt die Nachforderung ab.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßcn: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dr. üimbonrg.

Abgeordneter Dr. Limbourg: Was der Herr
Vorredner sagte, stimmt durchaus. Ich habe scho» im
vorigen Jahr darauf hingewiesen, daß das Unter¬
nehmen ohne jede Grundlage, ohne Rentabilitäts¬
berechnung, ohne eine Berechnung, was das Unter¬
nehmen am Schluß kosten soll, angefangen wurde. Es
ist angefaßt worden wie ein Kasinoscherz der Leutnants.
Gin solcher Scherz wird vielleicht mit Stubenarrest
geahndet. Aber in diesem Falle geht darüber ein
Kreis bankrott. Man muß sich verbitten, daß solche
Scherze mit der Bevölkerung unseres Landes geübt
werden. Ein Herr, der kein Risiko trägt, sollte von
solchen Sachen die Finger lassen.

Gestern wurde hier gegen Beamte gesprochen,die
bodenständig sind, wie Ghrenbürgcrmeister und Ehren-
amtmänncr. Diese Herren können sich keine solchen
Witze erlauben. Aber Herren, die, wenn eine solche
Sache zusammenklappt, irgendwoandcrs hin versetzt
werden, z. B. ins Verkehrsministerium, können die Be¬
völkerung in dieses Elend bringen, in das der Kreis
Adenau mit Sicherheit kommt.

Ich höre, daß selbst bei den Herren, die jetzt die an¬
geforderte Summe bewilligen wollen, zum Teil die
Meinung vertreten wird: Mit den 300 000 Mark geht
die Sache Pleite, uud ohue sie geht sie auch Pleite. Dann
wäre es aber doch richtiger, wenn die 300 000 Mark fiir
den Kreis Adenau besser verwandt würden, das ist die
Auffassung meiner Freunde uud meine eigene.

Aber nicht allein dagegen, wie das Unternehmen in
finanzieller Hinsicht angefaßt wurde, haben wir die
größten Bedenken, sondern auch, wie ich schon erwähnte,
gegen die Personalpolitik. Der Leiter dieses Unter¬
nehmens hat ja zugegeben, daß er dort einen Mann
beschäftigt,der zehnmal vorbestraft ist; auf sedcu Fall
hat er es nicht bcstritten. (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Grcutz: Das ist widerlegt!) Ich bin selbst in der
Gerichtsverhandlung zugegc» gewesen, wo ein Ober¬
sekretär der Regierung das unter Eid ausgesagt hat.
Da wissen Sie, was los ist.

Aber weun Sie mit diesen zehn Vorstrafen nicht
genug haben, so will ich Ihnen erzählen, was der
Mann sich sonst noch hat zuschulde» kommen lassen.

Er ist auch Molkcreifachman». In Bracht ist eine
Meierei. Dort hat dieser Mann als Leiter der Meierei
Margarine im großen unter die Butter gemischtuud
hat diese Margarinebutter als Butter verkauft und
das Plus eingesteckt. (Hört, hört! links.) Danach
tonnen Sie sich bei dem Bürgermeister von Bracht selbst
erkundigen.

In der Meierei Trier-Süd war er auch. In Bracht
wurde keiue Anzeige erstattet; es ist ja selbstverständlich,
daß eine Meierei nicht gerne eine solche Sache hinaus¬
trägt. In Trier-Süd hat die Sache damit geendet, daß
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er wegen der Kasse vors Gericht kam. Da kam er mit
einem blauen Auge davon und rutschte gerade so durch
die Maschen.

Ich glaube, jetzt werden Sie Wohl genug haben, Es
ist nötig, daß ich Ihueu so das Bild ciumal zeichne.
Das Wild habe ich uicht allem, soudern das hat jeder
Mensch bei uns im Kreise. Das haben anch die Mit¬
glieder der Partei der Mitte, der Sie ja angehören (zu
Herrn Dr. Ercutz).

Ich habe schon erwähnt, wie er die amerikanischen
Autos unterschlug. Er mußte zum amerikanischen
Major kommen uud das Geld hcrausgebeu. Da sagte
der amerikanische Major: „Das tnt kein braver Mann!"
Aber das sind ja Lente aus dem wilde» Westen, wir
sind ja bessere Menschen. (Zuruf des Abgeordneten
Oberdörstcr: Ist der auch im Kirchenvorstand?) Nein,
aber er hat das richtige Tuch.

Meine Herren! Dieser Mann war während der
Jahre bei uns Dolmetscher; als solcherwar er auch in
der Wohnungskommission. Welchen Einfluß er da
hatte, könucu Sie daraus ersehen, daß er z. N. einer
Witwe das Angebot machte, wenn sie ihm ihr Haus
verkaufe, werde sie von Einquartierung verschont
bleiben. Anderen Leuten hat er die Wohuuug frei¬
gegeben und dafür ciu Schwein erhalten. (Heiterkeit.)
Wenn Sie es wollen, kann ich Ihnen die Unterlagen
dafür geben; das Schwein ist aus Rittersdorf gekommen.

Die Möbel des Reichsvermögensamtes hat er grgcu
bares Geld vertauft. Eine Frau Gierens hat für 17N0
Francs Möbel bei ihm gekauft. Die Leiucnbestäudedes
Reichsvermögensamtes hat er der Haushälterin eines
Offiziers der Besatzung zum persönlichen Gebrauch
gegeben, um sich gefällig zu erweiseu. Kohlen des Be-
sahungsamtcs hat er gegen Schweine au Private ver¬
kauft. Ich habe hier die Adressenstehen. Meine Herren,
die Mieten, die für die Quartiere der Besatzung ge¬
zahlt wurden, hat er nur mit 5—20 Prozent der
Summen ausbezahlt, die für die Quartiergeber auge¬
fordert uud überwiesen wurden. (Zuruf des Abgeord¬
neten Henser.) Das ist keine Rederei, das sind Fest-
stellungeu eines Sachverständigen, Herr Henser; Sie
müssen sich einmal für den Fall interessieren. Ich mnß
Ihnen doch einmal zeigen, was da für eine Personal-
Politik getriebeu wird. (Zuruf aus der Mitte: Was
hat das mit dem Nürburgring zu tun?) Ich taun mir
denken, daß es Ihrer Partei sehr unangenehm ist,
wenn hier solch schmutzige Wäsche gewaschen wird.

Die Gas- uud Wasserrechnungcn hat er nur mit
einen, Bruchteil der Summen, die gebucht wurden,
den Hausbesitzern ausbezahlt. Die Nechuungsformnlare
hat er gefälscht. Seine Telephongespräche gingen als
Besatzungsgesprächedringend. Als eines Tages gegen
ihn ein Flugblatt erschien,wnrde ich auf Veranlassung
dieses Herrn zum frauzüsischeu Delegierten bestellt.Der
famose Leiter des Besatzungsamtes kam aus dem
Zimmer des Delegierten heraus uud sagte zu mir:
«Ihr sterbt nicht auf dem Bett!" AIs der Delegierte

mir dann Borhaltungen machte, sagte ich: Ich habe
nichts mit der Besatzung zu tun, sondern mit dem Ne-
satzungsamt. Weil die Dinge zwischen der Besatzung
und der deutschen Behörde so lagen, deshalb wird
nach Auffassung weitester Kreise bei uns der Fall so
erledigt, wie er erledigt wird. Bei uns siud weiteste
Kreise der Nevölteruug der Auffassung, daß der Manu
gar uicht falleu gelassen werden kann, denn wenn er
auspackt, dauu brechen gerade die Herren einer großen
Partei uud auch von anderen Parteien den Hals. (Hört,
hört! links. Znruf des Abgeordneten Henser: Die
anderen sind nicht so zerbrechlich wie Sie!) Mein Hals
ist noch da, wen» Ihre Partei bei uus deu Hals ge-
brochcuhat. Meine Herren! Wir hatten im Jahre 1923
bei uns in Trier — ich biu uicht zu Hause gewesen,
ich habe mich ferngehalten — einen Kommissar, der zu
dem Lumpigstcu gehörte, was damals auftrat. Dieser
Kommissarhat noch vor einem Jahr in Trier als Zeuge
unter Eid erklärt, daß Ihr bewährter Beamter noch
heute sein treuester Freund ist. Durch den Sachver¬
ständigen Strang wurden die Akten untersucht und,
wie Herr Strang zum Staatsauwalt bestellt wurde,
um sein endgültiges Gutachten abzugeben, sagte er:
Herr Limbourg hat recht mit seinen Angriffen. Da
wurde dem Herrn Strang die Sache entzogen. (Zuruf
aus der Mitte: Da wurde der Straug stranguliert!
Heiterkeit.) Der Herr Strang weiß Bescheid. Wenn
man dagegen angeht, meine Herren, dann erlebt man
dasselbe wie hier. Es ist Ihnen ja sehr unangenehm.
Mir ist am Gericht in Trier gesagt worden: Wenn Sie
uns noch einmal so kommen, dann werden existenzver¬
nichtende Geldstrafen über Sie verhäugt. Trotzdem
werden sie nichts von dem wegnehmen, was ich sage.

Nun der Fall des Bürgermeisters von Fricken. Er
war gewissen Leuten uuaugenchm. (Glocke des Vor¬
sitzenden.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßcn: Ick)
mache den Herrn Redner darauf aufmerksam, daß der
Fall des Hcrru Bürgermeisters von Fricken mit dem
Nürburgriug nichts zu tun hat.

Abgeordneter Dr. Limbourg: Er hat aber mit
dem Fall Bongartz z» tun, Herr Vorsitzender.Der Herr
Vorsitzendehat selbst festgestellt,daß nach seinem Ein¬
druck stark gegen Fricken bei der Besatzung gehetzt
worden war, damit er wegkam,und dabei hat Bongartz
die Rolle gespielt. (Znruf aus der Mitte: Darüber muß
eine Denkschrift ausgearbeitet werden! Heiterkeit.)
Bei uns sind Sie so erledigt, Sie brauchen nicht erst
Denkschriften zu machen. Wenn solche Leute dort be¬
schäftigtwerdcu, dann können wir zu dem Unternehmen
kein Vertrauen haben.

Ich will Ihnen noch etwas sagen. Dem Vertreter
einer gewissen Partei wurde damals zur Separatisten-
zeit ini Stadtrat von Nitburg gesagt, speziell eine'«
Herrn, der sich Major a. D. nennt: Ich erinnere S'^
an Ihren Eid als Offizier und Beamter. Das ist Ih^
Partei. Das wurde im Stadtmt gesagt, damit S"
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nicht übergingen. Meine Herren! Wenn ein Unter¬
nehmer mit solchen Leuten arbeitet, können wir kein
Vertrauen zu ihm haben, besonders wenn Lente dabei
sind, die auch in finanzieller Hinsicht eine solch dunkle
Vergangenheit haben wie dieser Mann. Deshalb sind
wir gegen das System, das beim Nürburgring herrscht.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Sa aßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Theißen.

Abgeordneter Theißen: Meine Damen und
Herren! Wenn das Geschäftdes Nürbnrgrings so gut
ist wie nach den Darlegungen des Herrn Vorredners
der Geschäftsführer dieses Unternehmens, dann kann
die Provinzialverwaltung, dann kann der KreisAdenau,
dann kann die Bevölkerung, die da in Frage kommt,
ihr blaues Wunder erleben. Wir sind der Auffassung,
daß dieses Unternehmen ein Faß ohne Boden ist. Wir
haben im vergangenen Jahre die Anleihe für den Nnr¬
burgring abgelehnt, weil wir der Auffassung sind, daß
es sich nur um eine verkappte Liebesgabe nn die Auto-
"wbilindnstriellen und indirekt anch an das ausländische
Kautschnktapital handelt. Wir sind der Anffassmig,daß
für die Milliuncnbeträge, um die es sich hier handelt,
uiel dringendere Aufgaben vorliegen, als derartige
Subventionen der Automobilindustrie. Wir lehnen
deshalb, genau aus deuselbcu Grüudeu wie im ver¬
gangenen Jahre, anch diesmal die Anleihe für den
Nürburgring ab.

Einigermaßen verwunderlich ist aber die Stellung¬
nahme der Sozialdemukratischcn Partei in diesem
Jahre. Im 7l. Provinziallandtag hat die Sozialdemo-
tratische Partei der ersten Anleihe zugestimmt, und
"war mit folgender Begründung. Der Herr Abgeord¬
nete Haas hat damals gesagt: „Trotzdemwerden meine
freunde dem Beschlußentwurf des Proviuzialaus-
schusses zustimmen, weil er in seinem Schlußsatz neuau
Mtlegt, daß das Darlehen nur unter bestimmten Vor¬
aussetzungen gegeben werden soll nsw." „Weil der An¬
trag derartig vorsichtig gefaßt ist, daß wir uns setzt im
^ngcnblick durchaus nicht festlegen, stimmen meine
«reunde dafür." (Znruf des Abgeordneten Haas: Daß
!"ir uns nicht festgelegt haben, sehen Sie! Wir stimme»
letzt dagegen!) Jetzt stimmen Sie dagegen, nachdem
°as Geld schon zum größten Teil verwandt ist, nachdem
der Schaden schon eingetreten ist. (Zuruf eines tom-
'nunistischeuAbgeordneten: Nachdemder Bankrott nn-
"ermeidlich geworden ist!) Sie scheinen erst die not¬
wendigen praktischen Erfahrungen machen zu müssen,
natürlich müssen diese Erfahrungen zum Schaden der
"bettenden Bevölkerung sein.

Der Herr Abgeordnete Haas hat aber in seinen da¬
maligen Ausführungen bemängelt, daß eine Vorlage
ulier den Nürburgring, welche der Provinzialansschuß
Kriegen sollte, dem Provinziallandtag nicht zugegangen

Trotzdem stehen wir heute vor der Tatsache, daß die
Proviuzinlverwnltuug uns eine zweite Anleihe für den

"- Ich Vermissediese Vorlage bis heute. Der Pro-
"nzlalausschuß sollte sich über die Fuudierung des
Unternehmens erst einmal genauer informiere» und
°ann Bericht erstatten. Dieser Bericht fehlt bis hente.

4>roo!»zml>^,^>lll.„u ...^ >,...>, z..,.,.« ^„.
Nürburgring vorschlägt. Dieses Verfahren ist kenn-
zeichnend für das ganze System.

Zu der Frage der Anleihe überhaupt haben wir nur
zu erklären, daß wir der Anleihe znstimmen,unter dem
Vorbehalt, daß die Mittel aus dieser Anleihe nicht zu
Zwecken verwandt werden, wie sie in der Anleihe zum
Nürburgring vor nus liegen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Eaaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Pohl.

Abgeordneter Pohl: Meine Damen und Herren!
Uns hat diese Vorlage doch sehr überrascht. Die ganzen
Beratuuge» habe» immer unter dem Zeichen der
Finanznot gestanden, und auf einmal erscheint eine
Vorlage von 300 000 Mari, der, wie ich fest überzeugt
bin, viele innerlich ablehnend gegenüberstehen. Wenn
auch ein Betrag von 300 000 Mark in einem Etat von
t20 Millionen keine große Rolle z» spiele» scheint, so
ist er für uns doch insofern wichtig, als man selbst bei
der Kiudermilchnichts geben zu lü»»e» glaubte. (Sehr
gut! bei deu Kommunisten. Zuruf des Abgeordneten
Möunig: Das ist doch teiu Etatsposten!) Wenn da mit
Pfcunigeu gerechnet wurde, daun will es uns unver¬
ständlich erscheinen,wie man für ein solches Unter¬
nehmen in letzter Stunde eine Forderung von 300 000
Mark aufstelleu lauu. (Zuruf des Abgeordneten Dn»°
der: Herr Major, Sie habe» auch vergesse», für die
Kiudermilchzu stimme»!) Das wisse» Sie »icht, lieber
Herr. (Zuruf liuts: Das töuueu Sie im Protokoll
nachlesen!) Dann bitte ich, »achzulese». (Glocke des
Vorsitzenden.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Ich
bitte, den Redner nicht z» nuterbrechen.

Abgeordneter Pohl: Meine Dame» nnd Herren!
Selbst wenn man Geld genug hätte, müßte man sich
doch fragen, wenn man ueu bewilligt: Ist dieses Geld
»utzbriugeud angelegt, oder kommt es au eine Stelle,
wo es niemals ein Wiederkommengibt? Ferner ist es
für eine Anlage, die »ach mei»er Ueberzeugungdauernd
Mittel erfordern wird. Meine Damen und Herren!
Ich habe die Arbeit gesehen, wie sie ausgeführt wurde;
ich teune die Anlage nnd stehe als Technikerauf dem
Standpunkt, daß hier dauernd Mittel notwendig sind,
wenn die Nahn im Betrieb bleiben soll. Außerdem
wechselt dauerud die Beanspruchung dieser Straße.
Wir werden durch die Vervolltommunng der Tcchuik
immer neue Anforderungen erhalten, und so können
wir dauernd Zuschüsse zu diesemUnternehmen leisten.
Es wird eine wunde Stelle im Proviuzialetat bleibe»,
so lange diese Anlage besteht. Wir lehnen sie daher
ab und sagen: Die Proviuz hat wichtigere Aufgaben
zu erfüllen, als nutzlos Geld auszugeben. Dann foll
die Provinz erst einmal denen ihr Geld gebe», die ihr
früher ihre Gelder gegeben haben und die man heute
»icht culfwertenwill. (Sehr gnt!)
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Stellvertretender Vorsitzender Dr, Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter back.

Abgeordneter Hack: Es ist änßerst interessant, fest¬
zustellen,daß bei der Beratung des Nürburgrings Herr
Landrat Dr. Ereutz damals hier gestanden und zn den
Kommunisten gesagt hat: Wenn Sie der Vorlage nicht
zustimmen, dann werde ich zu den Erwerbslosen hin¬
ausgehen und ihnen sagen, daß sie durch die Kommu¬
nisten leine Arbeit bekommenhaben. (Sehr gut!) Die
Erwerbslosen, die Sie nun eingestellt haben, sind,
scheint es, Leute vom Schlage Limbourgs (Heiterkeit),
Leute von dem Schlage, den Herr Limbourg soeben ge¬
kennzeichnethat. Ja, vom Schlage Limbourgs. Herr
Limbonrg hat mit seinen Ausführungen die Leute ge¬
schlagen,und zwar gründlich.

Aber ich habe mich znm Wort gemeldet, um eins
festzustellen:Das Zentrum war, soviel uns bekannt ist,
sich vorhin noch nicht ganz ini klaren darüber, wie es
sich zn der Vorlage verhalten sollte. Herr Abgeordneter
Limbourg hat dann über die Diebstähle nnd die
sonstige» Tatsachen, die gegen einen Herrn bei dem
Unternehmen des Nürburgrings vorliegen, etwas ge¬
sagt, und — das bitte ich, festzuhalten — darauf kommt
der Herr Landeshauptmann zum Herrn (5rentz und
sagt: Herr Ereutz, ich gratuliere, der Herr Limbourg
hat Ihnen die Vorlage gerettet. (Hört, hört! links.)
Was bedeutet das? Das bedeutet, daß die Anführung
dieser Diebstähle und der anderen Geschichtengenügt,
daß das Zentrum dafür stimmen wird. Das sind die
Leute zur Bekämpfung von Schmutz uud Schund. (Sehr
richtig! links.) Ich kann nicht nur zitieren, meine
Damen und Herren, ich kann auch parodieren: „Mir
ist s, als ob ich die Hände nms Haupt dir schlagen sollt'.
(Heiterkeit.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Dr. Erentz. (Zuruf links: Jetzt kommt
das Kreuz!)

Abgeordneter Dr, (5 reutz : Meine Damen nnd
Herren! Es sind allerhand unnötige Worte gesprochen
wurden im Zusammenhang mit den Vorwürfen, die
gegen einen Angestellten erhoben werden. Ich habe mir
einen Ttrafregisteranszug von der zuständigen Staats¬
anwaltschaft besorgt und habe festgestellt,daß lediglich
eine Vorstrafe vorliegt. Diese Vorstrafe besteht in einer
Geldstrafe infolge einer Beleidigung des Herrn Lim¬
bourg. (Heiterkeit. Hört, hört! rechts.) Ich glaube,
daß danach zu der Sache weiter nichts mehr zu sagen ist.

Ich will nicht in die Einzelheiten wieder hinein¬
steigen, die ich im vorigen Jahr Ihnen schon ausein¬
andergesetzt habe, sondern will nur kurz auf das ein¬
gehen, was an ernsthaften Ausstellungen seitens ein¬
zelner Vorredner geltend gemacht wurde.

Es ist uns insbesondere vorgeworfen worden, das
Projett sei nicht hinreichend durchdacht gewesen. Das
scheint sich besonders auf die Art der Planung zu be¬
ziehen. Soweit es sich um die Planung handelt, ist dies
bis zu einem gewissen Grade richtig. Sie müssen be¬

denken, daß wir 1925 uns in einer Lage befanden, die
uns infolge der eigenen Wirtschastsnöte zwang, Er¬
werbslose so schnell wie möglich zu beschäftigen.In¬
folgedessenwaren Nur gezwungen, die Arbeit schon zu
einer Zeit zu beginnen, als nur die allgemeinePlanung
vorlag und während des Fortschreitens der Arbeiten
die Planung zu spezialisieren. Meine Damen und
Herren! Es ist doch jedem, der etwas mit Tiefbau zu
tuu gehabt hat, bekannt, daß man im Tiefbau nicht auf
Heller und Pfennig alles voraus berechnen kann, son¬
dern daß immer wieder gewisseNachforderungen und
Kostenerhöhungen kommen. (Znruf eines kommunisti¬
schen Abgeordneten: Trotz der Ausbeutung, die da ge¬
trieben worden ist?) Die Erwerbslosen waren bei uns
im allgemeinen sehr zufriedcu. Kurz und gut, diese
Erhöhungen der Kosten,die im Tiefbau entstanden sind,
sind unter allen Umständen z» verantworten. Hinzu
kam, daß auch »och, um die Anlage wirtlich modern zu
gestalte«, während des Baues manche Anregungen ver¬
wertet werden mußten, um tatsächlich die Sportanlagen
so modern wie möglich zu gestalten.Hinzu kamen ferner
einige Verlegungen der Tracc und das Versagen einiger
Steinbrüche; infolgedessen mußteu die Steine weiter
herangeholt werden. Das trug alles zur Verteuerung
bei. Das ist durchaus normal uud uichts Besonderes,
zumal die Verteuerung nicht in dem Umfange erfolgte,
wie es teilweise behauptet wird.

Dann wurde darauf hingewiesen, daß durch die Be¬
reitstellung von Mitteln zum Nürburgring der Regie¬
rungsbezirk Koblenz in seinen sonstigen Teilen ge¬
schädigt wurden sei. Meine Damen nnd Herren! Ge¬
rade das Gegenteil ist der Fall. Die Mittel für den
Nürburgring sind nachweisbar — was jederzeit durch
den Herrn Regierungspräsidenten in Koblenz erhärtet
werden kann — ganz gesondert von Berlin her ge¬
flossen. Also diese Mittel sind schon einmal mehr in
den Regierungsbezirk Koblenz gekommen, außer dem
gewöhnlichenKontingent. Das gewöhnlicheKontingent
wurde aber auch noch dadurch verstärkt, daß im Zu¬
sammenhang mit dem Ban des Nürburgrings in dem
linksrheinischen Teil des Regierungsbezirks Koblenz
manche Straßen sofort mit Mitteln der produktiven
Erwerbslosenfürsorge in Angriff genommen werden
mußten, die sonst in absehbarer Zeit überhaupt nicht in
Angriff genommen worden wären. Das bezieht sich be¬
sonders ans Mähen und Ahrweiler. Sie sehen, daß da¬
durch nicht nur kein Schaden entstanden ist, sondern daß
tatsächlichdas Geld direkt von Berlin geflossenist.

Es wurde weiter die Ausstellung gemacht, daß bei
uns künstlich Erwerbslose geschaffen worden feie».
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wer das
behauptet, kennt überhaupt nicht die Notlage in der
Eifel. Ich möchte doch manchen städtischenVertreter»,
insbesondere auch deu Herren Arbeitervcrtretern, emp¬
fehlen, sich die Lebenshaltung in der Eifel einmal an¬
zusehen. (Sehr gut! in der Mitte.) Dann würden Sie
das bestätigen, was einer ihrer politischen Freunde bei
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einer Besichtigungeinmal sagte, indem er erklärte: Hier
gibt es ja noch nicht einmal ein Kino, hier hielte ich es
nicht einen Tag aus, (Heiterkeit.) Aber abgesehen da¬
von, die Lebenshaltung ist eine derartig einfache und
notdürftige, daß jeder, der etwas Herz und etwas Mit¬
gefühl für die Bevölkerung hat — uud das muß man
Wohl als Berwaltungsbemnter in besonders hohem
Mähe haben — geradezu erschüttert ist, wenn er sieht,
unter welchen Lebensbcdinguugen die Bevölkerung dort
in dieser landwirtschaftlich überaus arme» und land¬
schaftlich überaus schöne» Gegend zu vegetieren hat.

Ich will damit nicht ein Schmerzenslied singen, das
nicht praktisch bewiesen werden kann. Ich habe hier
einige Zahlen mitgebracht, die ich Ihnen kurz mitteilen
will. Unsere Betriebe in der Eifel sind im allgemeinen
mit einem Einkommrnssatz von 140 Mark pro Hektar
zur Einkommensteuer veranlagt. Ich habe hier das
amtliche Schreiben des Finanzamtes vor mir liegen.
Die Durchschnittswirtschaft in der Eifel beträgt etwa
5 Hektar. Das sind fünfmal 110 Mark. Ich mache aus¬
drücklich darauf aufmerksam: Da ist alles, was derEifcl-
bauer mit seiner Familie zum Leben hat, in Geld um¬
gerechnet. Das ist das reine Einkommen, das bei
5 Hektar also fünfmal 140 -- 700 Mark ausmachen
würde. Meine Damen und Herren! Um diesen außer-
ordeutlich geringen Betrag zu verdienen, müssen auf
einer 5 Hektar großen Fläche, auf einem 5 Hektar großen
Bauerngut mindestens der Bauer selbst und zwei volle
Arbeitskräfte dauernd beschäftigt sein. Sie sehen, daß jede
Arbeitskraft im Durchschuittein Verdienstvon 230 Mark,
»nmiich ein Drittel von 700 Mark, hat, pro Jahr ge¬
rechnet. Wenn Sie dem gegenüberstellen,daß dem Er¬
werbslosen ein Existenzminimum von etwa 900 Mark
>m Jahr gesichert ist, dann werden Sie wohl erkennen,
wie es mit der Notlage der Eifclbevöllerung praktisch
aussieht. Dann haben Sie den besten Beweis, daß die
^eute bei weitem nicht das Existenzminimum haben,
das man einem anderen ohne weiteres zubilligt, was au
»ch auch durchaus berechtigt ist. (Zuruf des Abgeord¬
neten Marx: Was wollen Sie damit fagen, Herr
College Creutz?)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Ich
""te, den Redner nicht zu unterbrechen.

Abgeordneter Dr. Ereutz: Ich will damit sagen,
°aß an sich schon der Eifelbaucr in seinem Erwerb ge¬
ringer gestellt ist als der Erwerbslose im Rahmen der
^rwerbslosenfürsorge (Zuruf links: Das wird be-
Nntten!), daß also eine Bedürftigkeit vorliegt. Das
andere Kriterium für das Hereinnehmen in die Er-
"^'bslosenfürsorge ist bekanntlich die Bersichcruugs-
VNicht. Infolgedesse» tonnten bei uns nur solche Leute
n die Erwerbslosenfürsorge hereingenommen werden,
'e eine dreimonatige VersicherungspflichtigeVeschäfti-

uu»g nachwiesenund bei denen außerdem Bedürftigkeit
uurlag. M sollte damit beweise»,daß, soweit die ver-
' Herungspflichtige Beschäftigung vorhanden war, die

Bedürftigkeit nicht angezweifelt werden tonnte; das
war der Sinn der Sache.

Meine Herren! Damit habe ich Ihnen auseinander¬
gesetzt, wie es mit den Erwerbslosen bei uns steht. Ich
kann dazu noch sagen, daß wir im vorige» Jahre, als
Nur 3000 Erwerbslose beschäftigten,nur etwa 700 aus
dem eigenen Kreise hatten. Die übrigen 2300 waren aus
dem ganzen Regierungsbezirk Koblenz.Darüber hinaus
kann ich zur weiteren Beruhigung mitteilen, daß wir
jetzt auch auf das Ruhrgcbiet gegriffen haben, um Er¬
werbslose zu beschäftigen,und daß uns auch Leute aus
der Gegend von Essen zur Verfüguug gestellt werde»
solle». (Zuruf eines kommunistischen Abgeordneten: Wo
werden die untergebracht?) Die werden in den Ar-
beitcrunterkünften untergebracht, die unter dauernder
Kontrolle der zuständigen Stelleu stehen.

Meine Damen und Herren! Damit wollte ich das
aus dem Wege räumen, was bisher gesagt worden war.
Im übrigen möchte ich aber noch allen Ernstes auf
folgendes aufmerksam machen: Die Anlage des Nür-
burgrings ist im In- und Auslande — ich habe ins¬
besondere auch noch dieses rote Heft hier verteilen lassen
— anerkannt uud darüber hinaus sind Abschlüsse für
vier große internationale Veranstaltungen so bindend
getätigt, daß, wenn jetzt bei einer Ablehnung dieses
kleinen Darlehens, das Nur selbstverständlichzurück¬
zahlen werden, die Folgen ganz unabsehbar sind. Wir
würdeu uns dann über den Rahmen des Rheinlandes
hinaus auch dem Auslaude gegenüber, das schon zahl¬
reiche Nennungen zn den Vernnstaltuugen gegeben
hat, blamieren. Ich möchte daher allen Ernstes die
Bitte an Sie richten, im Interesse des Ansehens auch
der Rheinprovinz, in der das Projett dieser Anlage
entstand, die gewünschten restlichen Gelder zu be¬
willigen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren!
Ich muß doch zu de» Ausführungen des Herrn Abge¬
ordneten Meißen einiges sagen. Er hat aus dem vor¬
jährige» Protokoll vom 2«. März 1920 zitiert, wo wir
zu dem Nürburgring gesprochenhaben. Da habe ich
ausgesprochen,daß meine Freunde das ganze Unter¬
nehmen sehr kritisch ansehen und nicht so optimistisch
sind, wie der Herr Abgeordnete Ereutz, der auch
voriges Jahr gesprochen hat, sondern daß wir der Mei¬
nung sind, daß der Provinzialausschuß eingehend
prüfen muß, ob die Provinz überhaupt Mittel für den
Nürburgring bewilligen kann. Ich habe am Schlüsse
gesagt: Weil der Antrag derartig vorsichtig gefaßt ist
uud wir uns jetzt im Augenblickdurchaus nicht fest¬
legen, stimmenmeine Freunde zu. Der Antrag bestand
nämlich darin, daß der Provinzialausschuß prüfe» und
das Recht haben sollte, bis zu 450 000 Mark zu be¬
willige». Wir haben zu diesem Zwecke der Prüfung eine
Besichtigungdes Nürburgrings im vergangenen Jahre
seitens des Pruvinzialausschusses vorgenommen und
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haben dann in Adenan selbst eine eingehende Aus¬
sprache gehabt. Einige Wochen später ist im Provinzial-
nusschuß beschlossen worden, die 450 900 Mark zu be¬
willigen. Aber nm diesen Beschluß herbeizuführen,
haben wir, soweit es irgendwie möglich war, nns
Sicherheiten geben lassen. Erstens einmal, muß ich noch
betonen, wollten Reich nnd Staat keine Zuschüsse mehr
bewilligen, wenn nicht auch die Provinz einen Betrag
zur Unterstützung des Nürburgrings als Darlehen be¬
willigte. Ferner haben wir gesagt, müssen wir gesichert
sei», und in dem Beschluß des Provinzialausschusses
heißt es: „Alle dinglichen Sicherheiten,
die vom Kreise Adenan Reich und Staat
für die Verzinsung und Tilgung ihrer
Darlehen gegeben werden, erstrecken sich
auch auf die Verzinsung und Tilgung des
P r uv inzialdarlehns. Außerdem wird z n r
Sicherung des P r ob inzialdarleh n s eine
Sicheru ngshhp othek auf das dem Kreise
Adenan gehörige Wald gut Sonne »Hag
eingetragen." Wir haben also außerdem, daß
unsere Hypothek genau so behandelt wird wie Reichs¬
und Staatsdarlehcn, gleichzeitig eine Sicherungs-
hhpothel auf das Waldgut eingetragen bekommen. Es
heißt dann weiter: „Ueberdieausden Erträg¬
nissen des Nürburgrings zu zahlende
4prozentige Verzinsung hinans wird
ein weiteres Prozent Verzinsung vom
Kreise Adenan aus anderen Mitteln zu¬
gesichert." Also es steht hier der ganze Kreis
Adenau dahinter. Und weiter uuter Ziffer 0: „Um
sicherzustellen, daß die Erträgnisse des
Nürburgrings auch tatsächlich für die
Verzinsung und Tilgung der Reichs-,
Staats- und Provinzialdarlehen verwen¬
det werden, wird den behördlichen Geld¬
gebern ein entscheidender Einfluß auf
die Verwaltung der Rennbahn, soweit
es sich um finanzielle Fragen handelt,
und auf die Fest stellung uud Verwendung
der Erträgnisse eingeräumt." Diese Sicher¬
heiten wurden damals gegeben. Dann haben wir im
Provinzialausschuß für die 450 000 Mark gestimmt.

Ich möchte dein Herrn Kollegen von der kommu¬
nistischen Frattion aber sagen: Ihr Vertreter, Herr
Knllb, der längere Zeit bei der Besichtigung mit mir
zusammengegangen ist, hat sich ebenfalls damals für
den Nürburgriug ausgesprochen nud hat auch nachher
bei der Abstimmung nicht dagegen gestimmt.Das möchte
ich ausdrücklich feststellen. (Zurufe eines kommunisti-
scheu Abgeordneten: Das Gegenteil ist richtig! Sehen
Sie das einmal im Stenogramm nach!) Ich rede von
der Provinzialllusschußsitznng, wo die 450 000 Mark
bewilligt worden sind, nicht von der Sitzung hier, wo
wir nichts bewilligt haben. (Glocke des Vorsitzenden.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßeu : Die
Redezeit Ihrer Fraktion ist erschöpft.

Abgeordneter Haas : Ich stelle weiter fest, daß es
vor allen Dingen auf eins ankommt. Wenn wir im
vorigen Jahre 450 000 Mark bewilligt haben, fu bindet
nns dirs dnrchans nicht, heute weitere .'!00 000 Mark zu
bewilligen. Wir habeu dargelegt, daß wir aus be¬
stimmten Erfahrungen und Gründen heraus heute
gegeu die M»00U Mark stimmen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Limbourg.

Abgeordneter Dr. Limbourg: Alles, was
meine» Ausführuugeu von dem Herrn aus Adenau
entgegengesetztwurde, ist recht kindlich und uaiv. Er
hätte gerade so gut bei einer alten Tante nachfragen
können; die hätte ihm vielleicht eiue noch günstigere
Austuuft gegeben. Die Regierung wnßte »och »ichts
vu» de» Vorstrafen; deshalb haben wir die Regierung
darauf aufmerksam gemacht. Daraufhin hat ein Ober-
setretär der Regierung dies festgestellt nud es eidlich
bei Gericht ausgesagt. Zu dieser Aussage habe ich mehr
Vertrauen. Außerdem kann ich noch eins sagen: Er
ist auch vom deutschen Kriegsgericht bestraft worden,
soviel ich weiß, wegen Urkuudeufälschuug, Das habe
ich eben vergessen zn erwähne». Daß aber die Vor¬
strafe gegen Herrn Limbourg eiu Gruud zur Beförde¬
rung war, halte ich für ganz gut möglich.

Ich will Ihnen noch mehr sagen: Dieser Herr suchte
Material, weil Nur ihm lästig Ware». Er lau, zu
einem städtischen Angestellten und sagte: Die Lim-
bourgs haben Auftrag erteilt, die Heizung zu zer¬
stören, wenn die Besatznng in das Hans einziehen will.
Daraufhin wurde diese Angabe ans dem Landratsamt
Bitburg vervielfältigt, mit dem Stempel des Landrats
abgestempelt nnd vom Kreissekretär Säglitz unter¬
schrieben. Und souderbarerweise kam das Schriftstück
in die Hände der Besatzung, anch in die Hände des
Abgeordneten Reises, und ich glaube, sogar der Herr
Severiug in Berlin soll sie bekommen haben. Ich
mußte zur Besatzung, und Gott sei Dank war man
dort so vernünftig, einzusehe», daß dies ei»c üble A»-
zcige war, die mich vors Kriegsgericht bringe» sollte.

Stcllvcrtretettdcr VorsitzenderDr. Saaßen : Herr
Abgeordneter, die Ausführungen gehören uicht zur
Sache.

Abgeordneter Dr. Limbourg: Der Herr Bon-
gartz hat uns einmal angezeigt, weil ein Wildschwein
Erzberger bei uns hieß. (Heiterkeit.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßeu: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Wesenfeld.

Abgeordneter Dr. Wcfenfeld: Meine Damen
nnd Herren! Die Ausführungen des Herrn Abge¬
ordneten Dr. Ereutz standen zu dem Punkte der
Tagesordnung, den wir augenblicklichbehandeln, dem
Nürburgring, doch nur in einem sehr mittelbare» Zu¬
sammenhang. Mau kau» durchaus die Meinung teilen,
daß der Kreis Adeuau iu bezug auf Arbeitslosigkeit
und Erwerbslosigkeit ganz besonders übel gestellt ist.
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Man kann durchaus der Meinung sein, daß deshalb
Veranlassung gegeben wäre, daß der Provinzialland-
tag für den Kreis Adennn etwas Besonderes tun
niiisse. Man kann aber trotzdem, wie die Arbeits¬
gemeinschaft es einmütig tut, auf dem Standpunkt
stehen, daß die Art und Weise, wie der Nürburgring
zustaude gekommen ist, gerade.;« ein Musterbeispiel da¬
für bietet, wie eine so große Sache nicht gehandhabt
werden soll. (Sehr richtig! links.)

Meine verehrten Damen und Herren! Ich bin in
der Zeit, als die Dinge im Proviuzialausschuß zuerst
behandelt wurden, nicht Mitglied dieses Ausschusses
gewesen. Aber ich glaube, daß die Zahlen, die ich Ihnen
ieht nenne, doch den Tatsachen entsprechen.Das Unter¬
nehmen begann mit einem Projekt von 1,5 Millionen
Mark. Das war allerdings ein Projekt, das nicht ganz
den Umfang hatte wie das gegenwärtige. Dann stieg
das Projekt auf rund 3 Millionen Mark, Dann kam
die Sache an den Proviuzialausschuß, als rund 5,6
Millionen Mark ansgegebcn waren, und es wurde be¬
hauptet, wen» der Provinziallandtag 150N«<> Mark
llnbe und Reich und Staat entsprechendeZuschüsse in
Form von Darlehen gewährten, würde mit (!,5 Mil¬
lionen Mark das Unternehme» unter allen Umständen
durchaus fertig sein. (Hört, hört! links.) Wenn ich nicht
sehr irre, ist damals auch von feiten der Provinz eine
Nachprüfung vorgenommen worden, und man hat fest¬
stellt, daß in der Tat mit C.,5 Millionen Mark uuter
allen Umständen der Nürburgring nicht nur fertig,
sondern selbstverständlichanch benutzbar sein würde,
^s mußte deshalb sehr in Erstaunen setze», als uns
nachher von dem Herrn Abgeordneten Dr. Crcutz mit¬
geteilt wurde, daß mit dem Gelde, das bis dahin be¬
willigt war, zwar der Straßenbau a» sich fertig sei,
daß er aber »icht eine solche Decke erhalten könnte, daß
Man auf der Bahn Rennen veranstalten könne.

Meine Damen nnd Herren! Wenn eine Vorlage
m dieser Art stufenweise dauernd steigt, dann muß
doch entweder von vornherein die ganze Kalkulation
außerordentlich oberflächlichgewesen sein — und ich
glaube, wir haben doch Veranlassung, auch hier im
provinziallandtag es ruhig cmszusprechcn, daß das
WM das Urteil der Mehrheit dieses Hauses ist, auch
wenn die Herren es nicht öffentlich fagen — oder aber,
"'eine Herren, die Sache ist von vornherein ganz un¬
überlegt angefangen worden. (Sehr richtig! rechts.)

Ich darf sagen, daß diese Kritik die einmütige Kritik
meiner Frennde von der Arbeitsgemeinschaft ist.
^Nn wir trotzdem in diesem Falle verschieden stimmen
'""den, so geschieht es deshalb, weil eine Anzahl
meiner Frennde glaubt, daß der Nürburgring an sich
"N Wert sei, das für die Nheinprovinz und ins-
e'ondere für den Kreis Adcnau ganz außerordentliche

^edeutung habe, daß man ein derartiges Werk nicht
el,/" lassen dürfe nnd daß es deshalb zweckmäßig sei,

^M ,n den sauren Apsel zu beißeu. Aber auch diese»
""neu Freunde» hat die letzte Bemerkung des Herrn

Dr. Creutz ihren Entschluß nicht leicht gemacht. Denn,
verehrter Herr Abgeordneter Dr. Lreutz, mit einer
solchen ^ ich will den Ausdruck „Drohung" nicht ge¬
brauchen — Andeutung: „Wenn Ihr jetzt die :!00 0W
Mark »icht bewilligt, dann kann am 11. Juni die
große Sache nicht stattfinden!" haben Sie für etwaige
weitere Versuche — ich hoffe nicht, daß sie noch in
petto sind — von der Provinz Geld zu bekommen, ganz
gewiß den Weg nicht günstig bereitet. Ich glaube,
mau hätte doch diese Wendung lieber nicht gebrauche»
sollen.

Ein Teil meiner Freunde wird aus den ange¬
gebenen Gründen für die Borlage stimmen. Der
größere Teil wird das, wie ich vermute, nicht tun, son¬
dern wird sich auf deu Standpunkt stellen, daß wir
nicht in der Lage sind, bei unseren Finanzen MUOM
Mark für dieses Unternehmen herzugeben.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen:
Weitere Wortmelduugen liegen nicht vor. Die Be¬
sprechung ist geschlossen.Herr Abgeordneter Ober-
dörster hat namentliche Abstimmung beantragt. Für
namentliche Abstimmung ist die Unterstützung von 15
Mitgliedern dieses Hauses erforderlich. Ich frage: Wer
unterstützt deu Antrag? — Diese Zahl ist gegeben.

Wir treten in die namentlicheAbstimmung ein. Ich
schlage vor, die Verhandlungen in dieser Zeit fort¬
zusetzen und in die Besprechung der Punkte 22 und 4
einzutrete»:

Punkt 22: Antrag des I. Fachausschusses
,,) z u dem Antrage der Zcutrums-

frattion an die Reichs - und Staats -
regierung, auf stärkere Förderung
der Wiederbelebuug der Wirtschaft
i u d e r R h c i» p r o v i u z u u d a u f U e b e r-
w eisung ausreichender Mittel an
die Gemeinden und Gemein dever-
bäude zur Unterstützung der Opfer
der Wirtschaft;

i>)zu dem Zusatzantragc der sozial-
demokratischen Fraktion zum An¬
trage der Zentrumsfraktion, betr.
Rationalisierung und Zusammen¬
legung von Betrieben im west I ichen
Industriegebiet, und Abiinde-
rungsantrag der Ientrumsfrat-
tion zu dem Zusatzantrag der SPD-
Fraktion.

Punkt 4: Antrag des I. Fachausschusses
,u der Entschließung der Zentrums¬
fraktion an die Reichs- und Staats-
regierung, betr. besondere BerucksichN-
aung der Rheinprovinz lnfolge der
»eaenüber dem übrigen Deutschland re¬
lativ größeren Zahl der Arbeitslosen
bei Gewährung der aus der produktiven
Erwerbslosenfürsorge zu Notstands -

18
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arbeiten zur Verfügung stehenden
M ittel.

Zu der namentlichen Abstimmung mache ich darauf
aufmerksam, das; über den Antrag des I. Fachaus¬
schusses auf unveränderte Annahme abgestimmt wird.
Wer also für die Annahme dieses Antrages, d. h. gleich¬
zeitig für die Bewilligung der Anleihe ist, der stimmt
mit Ja.

Zur Geschäftsordnung hat das Wort Herr Abge¬
ordneter Dr. Wesenfeld.

Abgeordneter Dr. W es enfeld: Das ist doch aus¬
geschlossen. Wir tonnen unmöglich die beiden Punkte
bei der Abstimmung zusammenfassen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Herr
Abgeordneter Wesenfeld, ich habe gesagt: Es findet
eine namentlicheAbstimmung über Punkt 24 statt. Nach
dieser namentlichen Abstimmung werde ich getrennt
über Punkt 3« abstimmen lassen. Es wird also voll¬
kommenIhren Wünschen entsprochen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dr. Wefenfeld: Der Herr Vorsitzendehat
gesagt, wer jetzt mit Ja stimmt, stimmt damit auch für
die Auleihe!) Der Antrag bei Punkt 30 enthält den
Antrag des I. Fachausschussesauf Bewilligung dieses
Darlehens an den Nürburgring. Wer also für diesen
Antrag stimmt, muß mit Ja stimmen; wer ihn ab¬
lehnen will, mit Nein.

Das Wort zu Punkt 4 hat als Berichterstatter Herr
Abgeordneter Gürlinger.

Abgeordneter Görlinger: Ich bitte Sie, die
Drucksache 43 zur Hand zu nehmen. Der 1. Fachaus¬
schuh hat auf Antrag der sozialdemokratischenFraktion
dort nach 3) hinzugefügt: „Einbeziehung des gemein¬
nützigen Wohnungsbaues für Kleinwohnungen". Es
ist damit einem Wunscheder Städte Rechnung getragen
worden, die sich seit langer Zeit darum bemühen, daß
auch der gemeinnützigeKleinwuhnungsbau als produk¬
tive Erwcrbslosenfürsorge anerkannt wird.

Im übrigen schlägt der I. Fachausschuß unver¬
änderte Annahme vor.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. S außen : Zu
der Abstimmung habe ich namens des Bureaus mit¬
zuteilen, daß gebeten wird, daß die Herren Abgeord¬
neten, deren Name doppelt vorkommt, ihren Wahl¬
kreis hinzusetzen.Ich darf auch bitten, den Namen im
Interesse der Beschleunigung etwas deutlicher zu
schreiben.

Nun hat der Berichterstatter zu Punkt 22, Herr
Abgeordneter Maus, das Wort.

Abgeordneter Maus: Meine Damen und Herren!
Der Antrag des Zentrums liegt Ihnen in Drucksache 4,
vor. Er beginnt mit den Worten: „Durch die Ratio¬
nalisierung und Zusammenlegung von Betrieben
haben sich in den westlichenIndnstriegebieten Deutsch¬
lands Zustände herausgebildet, die auf die Dauer un¬
tragbar find." Daß diese Zustände untragbar sind,

darüber war sich die Fachtommission I einstimmig
klar. Jedoch wurden die Gründe von den verschiedensten
Seiten verschiedenbewertet. Ein Teil der Mitglieder
des Fachausschusseswar der Auffassung, daß an diesen
Zuständen die Rationalisierung und Zusammenlegung
der Betriebe schuld sei, ein anderer Teil, daß es die
Folge der ungünstigen wirtschaftlichenKonjunktur sei,
wieder ein anderer Teil, daß es mit der Ruhrbesatzuug
zusammenhinge. Wir haben uns im Fachausschuß1 da¬
hin geeinigt, daß die Worte „Durch die Rationalisie¬
rung uud Zusammenlegung von Betrieben" gestrichen
und dafür gesagt wird: „Durch die Betriebseinschrän-
kuugen". In dieser Fassung empfiehlt Ihnen der Fach¬
ausschuß 1 die Annahme der Drucksache 41.

Es war dann unter Drucksache 86 ein Antrag der
sozialdemokratischenFraktion eingebracht, der in zwei
Teile zerfällt. Der erste Teil des sozialdemokratischen
Antrages wurde mit Mehrheit angenommen. (5r lautet:

„Ferner wird die Reichsregierung ersucht, dem
Reichstag möglichstbald ein Gesetz vorzulegen, wonach
die Altersgrenze in der Invaliden- und Angestellten-
Versicherungvon 65 auf 60 Jahre für den Bezug der
Rente bzw. des Ruhegeldes herabgesetztwird."

Der Fachausschuß I empfiehlt die Annahme dieses
ersten Teiles.

Der zweite Teil des sozialdemokratischenAntrages
lautet:

„Weiter spricht der Proviuziallandtag den dringen-
den Wunsch aus, der Reichstag möge dem Arbeitszeit¬
notgesetzeine Fassung geben, wodurch die achtstündige
Arbeitszeit festgelegt wird und Ueberarbeit nur mit
Zustimmung der Vertretung der Arbeiterschaft gegen
entsprechendeZuschläge geleistet werden darf."

Der Fachausschuß I schlägt Ihnen vor, diesen
zweiten Absatz abzulehnen, da er überholt sei, weil zur
Zeit im Reichstage das Gesetz unmittelbar vor der Ver¬
abschiedung stände.

Es ist weiter ein Abäudcrungsantrag der Zen-
trnmsfrattion, gezeichnet Hebborn, Hillen, Iansen,
Äierwirth, Koenzgen, Künning, Ewald Weber, Elfes
und Eickmann, eingegangen. Dieser Antrag hat aber
den Fachausschuß l nicht beschäftigt, weil inzwischen
leine Sitzung des FachausschussesI mehr war. Ich muß
ihu aber zur Keuntnis bringen er lautet:

„Der letzte Abschnitt des Antrages der SPD,-
Frattion ist wie folgt zn ändern:

„Weiter spricht der Provinziallaudtag deu dringen-
deu Wunsch aus, der Reichstag möge dem Arbeitszeit¬
notgesetz eine Fassung geben, wodurch die 48-Stunden'
Woche gesichert uud Ncberarbeit nur i» dringende»
Fällen nach Verständigung mit der Arbeitnehmerver-
trrtnng gegen entsprechendeZuschläge geleistet werden
dürfen."

Dieser Antrag ist auf Wuusch der Antragsteller
zurückgezogenworden, mit der Begründung:
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„Da durch die Verabschiedung des Arbeitszeitnot-
gesetzes in der Reichstagssitzungvom 8. April der An¬
trag der sozialdemotratischenFraktion (Drucksache 86)
gegenstandslos geworden ist, ziehen die Antragsteller
obigen Antrag (Drucksache138) zurück,"

Nunmehr empfiehlt Ihnen der Fachausschuß I
folgendeu Antrag:

„Der Provinziallandtag wolle unter Ablehnung des
zweiten Absatzesdes Antrages der sozialdemotratlschen
Fraktion die Anträge annehmen mit der Maßgabe, daß
in der Ginleitung an Stelle der Worte „Rationali¬
sierung und Zusammenlegung von Betrieben" geseht
wird „Betriebseinschränknngcn".

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Oberdörster.

Abgeordneter Oberdörster: Ich bedauere, daß
die hier jetzt zur Beratung stehendenFragen nicht zu
einem früheren Zeitpunkt einer gründlichen Erörte¬
rung unterzogen worden sind. Wenn man diese An¬
träge in ihrem Wortlaute sich ansieht, sollte man zu
der Auffassung kommen, daß bor allen Dingen un
Zentrum eine Arbeiterfreundlichkeit Porhanden ist, die
nicht überboten werden kann. (Sehr richtig! im Zen¬
trum!) Aber ich sage Ihnen bon vornherein: Das,
was hier geleistet wird, ist ein nicht zu überbietendes
Doppelspiel von feiten des Zentrums. (Sehr richtig!
bei den Kommunisten.) Man predigt hier große Tone
von günstigeren Bedingungen für die Notstands¬
arbeiten. Man bringt dann auch einen Zusatzantrag
von den christlichenGewerkschaftenein, in dem mau
den Achtstundentag fordert, und gestern im Reichstag
hat das Zentruni mit dem Bürgcrblock dem Arbeits¬
zeitnotgesetz zugestimmt, welches den Zehnstuudentag
zur Regel macht. (Hört, hört! bei den Kommunisten.)
Herr Hcbborn, das dürfen Sie heute schon gewußt
haben. Weuu der Berichterstatter davon bereits geredet
hat. daß die Drucksache 138 zurückgezogensei, so weiß
ich nicht, ob er das namens der Antragsteller gemacht
hat, weil ich nicht weiß, ob in, Ausschuß die Sache in
den, Sinne behandelt worden ist. Ich sage noch einmal:
Das, was hier von feiten des Zentrums beantragt
wird, suwohl hinsichtlichder günstigeren Bedingungen
für die Durchführung von Notstandsarbeiten, wie hin¬
sichtlich der rechtlichenBehandlung der Altpensionäre,
der Wcrlskassen und der Zurverfügungstellung von
Mitteln an die Gemeinden zur Unterstützung dieser
Arbeiter, alles das ist darauf zugeschuitten, den Zen¬
trumsarbeiter zu täuschen, ihm die wirtliche reaktio¬
näre, arbeiterfeindliche Politik des Zentrums unsicht¬
bar zu machen. (Sehr richtig! bei den Kommuuisten.)
Diese Doppelrolle muß man mit aller Eindeutigkeit
feststellen. Gestern haben diese Leute bei namentlicher
Abstimmung dem Arbeitszeitnotgesetz zugestimmt. Und
was sehe« wir weiter? Wir sehen, daß die staatlichen
Organe, für deren Politik das Zentrum mit den ge¬
samten bürgerlichen Parteien und den Sozialdemo¬
traten verantwortlich ist, immer noch trotz dieser Ar¬

beitslosigkeitSchiedssprüchefällen, bei denen der Acht¬
stundentag keine Rolle spielt. Für die Eisenbahner hat
man gestern wieder einen Schiedsspruch gefällt der
die 9stünoige Arbeitszeit vorsieht und der an den
Dienstvorschriften der Eisenbahnen nichts ändert
Gestern hat man in Solingen wieder einen Schieds¬
spruch gefällt, der die 53-Stundenwoche vorsieht. Und
in Karnap. wo die Bergarbeiter es gewagt haben, nach
7 Stunden die Grube zu verlassen, hat das Profit-
gierige Unternehmertum die Leute ausgesperrt. Ich
bin einmal gespannt, ob der ADGB. und die Gewerk¬
schaften den Mnt aufbringen werden, dort, wo die
Arbeiter den Kampf gegen dieses Arbeitszeitnotgesetz
aufnehmen, sich hinter die für den Achtstundentag
Kämpfcnden zu stellen, oder aber ob sie, wenn ein ver¬
bindlich erklärter Schiedsspruchvorliegt, erklären: Das
ist Gesetz; dagegen können wir nicht kämpfen; damit
müssen wir uns abfinden; das sind wilde Streiks, die
wir ablehnen müssen.

Es ist charakteristisch,was gestern insbesondere
Stegerwald gegenüber den Sozialdemokratcn im
Reichstage gesagt hat. Stegerwald hat gestern der
Sozialdemokratie links und rechts Ohrfeigen versetzt,
die meines Erachtens auch einen schon ziemlich fanati-
sierten und an das Zentrum geketteten Sozialdemu-
traten veranlassen müßten, nun eine Kursänderung
vorzuuehmen uud wirklich im Kampf der Arbeiter¬
schaft gerade zu stehe,,. Stegerwald hat dort den
Sozialdemukraten ins Stammbuch geschrieben, durch
forsches Auftreten könne man die Arbeitszeitfrage nicht
lösen. Er hat ihnen dann weiter gesagt: Was wollt Ihr
denn? Ihr habt eure Pflicht getan. Euch braucht
man heute nicht mehr. Wir sind heute stark genug,
die Arbeitszeit durchzusetzen, die im Interesse des
Unternehmertums und des Uuternehmerprofits not¬
wendig ist. Er sagte dann: In Preußen hängt ihre
Mitwirkung in, Staate nicht von ihnen, sondern vom
Zentrum ab. — Durchaus richtig! Aber diese Prügel
werde,, ihre Wirkung immer noch nicht erreichen, son¬
dern diese Prügel werde» die Sozialdemokraten ein¬
steckenund werden weiterhin nicht nur das Zentruni,
sondern das gesamte Bürgertum in seiner reaktio¬
näre», Politik gegen die Arbeiterklasseunterstützenund
die Kampfkraft der Arbeiterschaftschwächen.(Sehr gut!
bei deu Kommunisten!) Und im Reich, sagt Steger¬
wald, regiere» wir gauz gut ohne sie. Er meint da¬
mit die Sozialdemotraten. Na. im Augenblickmimt
man Opposition; aber es bleibt bei dieser Mimik. Man
wird in keinem Falle wagen, den Kampf gegen das
Unternehmertum und den Bürgerblock, der politisch
die Interessen dieses Unternehmertums wahrzuuehmeu
hat, zu führen.

Nun haben die Sozialdemotraten in Verbindung
mit dieser Sache den Antrag gestellt, die Reichsregie-
rung zu ersuchen,baldigst ein Gesetz vorzulegen, nach
dem die Altersgrenze in der Invaliden- und Ange¬
stelltenversicherungvon 65 auf 60 Jahre herabgesetzt

18"



228 73. Rheinischer Provinziallcmdtag, 6. Sitzung am 9. April 1927.

wird. Ich glaube, es ist erst einige Wochen oder noch
nicht einmal einige Wochen, sondern erst eine Woche
her, daß darüber im Reichstage in Verbindung mit der
Erhöhung der Beiträge zur Invalidenversicherung eiue
Abstimmung erfolgt ist. Wir haben nicht die Hoffnung,
daß diese Rcichsregierung, dieser geschäftsführende
Ausschuß der deutschen Ausbeuter, ein solches Gesetz
einbringen wird. Wir haben nicht die Auffassung, daß,
wenn es eingebracht wird, dieser Reichstag ein solches
Gesetz annehmen wird. Wenn es darüber zur Ab¬
stimmung kommen sollte und man den Sozialdemo-
traten sagt: „Aber das erfordert 270 Millionen Mark
jährliche Mehrausgaben, dafür haben wir doch kein
Geld, wir müssen doch die Mittel für die Reichswehr
usw. haben", dann bin ich einmal gespannt, ob nicht die
Sozialdcmotratie auch im Parlament selbst bei der
Vertretung dieses Antrages versagen wird. Aber wir
erklären: Darüber wird nicht in diesem Parlament ent¬
schieden, sondern das ist eine Frage der Macht zwischen
der Arbeiterklasse und dem Unternehmertum.

Wir werde» diesem Antrage in dieser Formulierung
zustimmen, aber ohne daran irgendeine Illusion zu
knüpfen, als wenn dieses Parlament und diese
Rcichsregierung auf diesem Gebiete etwas machen
würden.

Dabei muß man feststellen,daß auch das Geld, das
die Sozialversichertcn in der Vorkriegszeit an Bei¬
trägen gezahlt haben, ihnen in der Inflation gestohlen
wurden ist, daß anch das sich heute in den Klauen der
Sachwertbesitzerbefindet, genau wie die kleinen Spar¬
beträge der sonstigen Bevölkerung. Wir haben in der
Vorkriegszeit allein bei der Invalidenversicherung ein
Stammkapital von rund 2 Milliarden Mark gehabt.
Die Hälfte dieses Betrages, kapitalisiert, genügte zur
Bezahlung der damaligen Invalidenrenten, die damals
Hungcrrenten waren uud die auch heule in keiner
Weise den allernotwrndigsten Lebensbedürfnissen an¬
gepaßt sind, trotzdem heute die Arbeiter diese unge¬
heuren Beiträge bezahlen, die in der dritten Lohn¬
gruppe bereits 7X> Prozent des Grundlohns der be¬
treffenden Klasse betragen.

Zusammenfassendmöchte ich sagen, daß diese Dinge
hier weiter nichts sind, wie ein Theater, eine Komödie,
daß wir den Zentrumsarbeitcrn diese Komödie klar
machenwerden, daß wir ihnen begreiflich machen wer¬
den, daß sie nicht länger ihre Interessenvertretung dem
Zentrum übertragen dürfen, daß wir der Arbeiterschaft
insgesamt klar machen werden, daß nicht die Hoffnung
auf Parlamentarische Gesetze das richtige ist, sondern
daß die Arbeiterschaft um die Aufrechterhaltuug ihrer
Lebenshaltung den Kampf führen muß, daß uur durch
den Kampf entschiedenwird, in welchem Maße die Ar¬
beiterschaft ihre Bedürfnisse wird befriedigen tönneu.
Und wn werden der Arbeiterklasse sagen, daß sie sich
em Beispiel nehmen muß an, Reichsverband der deut¬
chen Industrie, in dessen Präsidium neben dem Katho-
ulen, dem Protestanten, dem Atheisten auch der Jude

sitzt, wo es keine Rassen-, religiöse und politische
Gegeilsätze im Kampf gegen die Arbeiterklasse gibt.
Wir werden der Arbeiterschaft fagen, daß in diesem
Kampfe ihre gemeinsamen Interessen das Bindeglied
sein, daß llllX politischen nnd religiösen Gegensätze
überbrückt werden müssen, damit sie gemeinsam den
Kampf gegen ihre Ausbeuter und Unterdrücker führen.
Dann werden die Arbeiter auch begreifen, daß in diesem
Kampf um ihre Existenz das Ziel nicht erreicht werden
kann, sundern daß sie gegen die kapitalistischeRaub¬
wirtschaft selbst kämpfen müssen, daß sie in Gemein¬
schaft mit den schaffenden Kreisen, gemeinsam mit den
kleineren Schichten gegen den gemeinsamen Feind, das
Großkapital, kämpfen müssen, wenn sie auf die Dauer
eine wirtlich menschenwürdigeLebenscxistenz erhalten
wollen. Dann werden sie begreifen, daß dieses ganze
parlamentarische Shstem mit diesen Verwaltungsaus-
schüsseu der Bourgeoisie beseitigt werden muß, daß an
seine Stelle das Deutschland der Arbeiter, schafsenden
Landwirte und kleinen Mittelschichten treten muß.
(Bravo! bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren!
Als am erstell Tage unter den reichlich vielen Anträgen
der Zentrumspartei auch der Antrag zu finden war,
den wir jetzt im Augenblick behandeln, nämlich die
Drucksache 41, habe ich mir gesagt, es scheint doch, als
wenn in der rheinischen Zentrumsfrattion der Ver¬
such gemacht wird, wirtlich sozialpolitisch etwas mehr
zu tun, als das Zentrum des Deutschen Reichstags in
den letzten Monaten getan hat uud sich immer mehr
anschickt, zu tun. Nachdem aber der Antrag im Fach¬
ausschuß behandelt worden ist nnd niit Zustimmung
der Zentrumsfrattion eine wesentlicheAbänderung er¬
fahren hat, habe ich doch all diesem sozialen Vorstoß
hier schon etwas Zweifel bekommen. Man ver¬
meidet nämlich jetzt, die Tatsache zu kon¬
statieren, daß die Arbeitslosigkeit in
erster Linie auch durch die starke Ratio¬
nalisierung gefördert wird. Man hat sich
dazu herbeigelassen, statt der Worte
„R a t i o n a l i s i e r u n g und Zusammen-
leguug" zu sagen „Be t r iebsein schrän¬
kn ngen". Ich bin der Auffassung, daß das eine ge¬
waltige Milderung, ein Sammelname ist, uuter dem
man alles verstehen kann, der vor allen Dingen an der
Tatsache vorbeigeht, daß aus technischen und wirt¬
schaftlichenGründen im letzten Jahre in Deutschland
eine sehr starke Rationalisierung innerhalb der In¬
dustrie, ganz besonders im Westen, stattgefunden hat.
Und eine erhebliche Zahl unserer Arbeitslosen ist auf
diese ungeheuer starten Rationalisierungsbestrebungen
ohne jede Rücksichtauf die Arbeiterschaft zurückzuführen-

Ich habe vor zwei Jahren im Preußischen Landtage
eine Rede gehalten und habe auch die Rationali-
sierungsbestrebungen besprochen. Ich habe sie damals
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begriiht und für notwendig gehalten, habe aber hinzu¬
gefügt: Der Erfolg, der Gewinn der Rationalisierung
darf nicht den Unternehmern zugute kommen,sondern
musz der Arbeiterschaft und der Allgemeinheit zugute
kommen. Heute sehen wir aber — und das ist das
Traurige bei der Sache — daß tatsächlich die Nationali-
sieruug eiuzig und allein Vorteile für die Unternehmer
gebracht hat und nicht für die Arbeiter und die Allge¬
meinheit. Nach wie vor lange Arbeitszeit, dabei aber
schärfste Arbeitsmethoden auf der einen Seite und hohe
Gewinne der Unternehmer ans der anderen Seite. Wir
haben oftmals aus dcu Kreisen der Bürgerlichen in
früheren Jahren hören müssen, daß die Arbeitsleistung
weit znrückgegangcn sei uud daß die Arbeiterschaft
lange nicht mehr so viel leiste wie in der Vorkriegszeit.
Seit einem Jahre, seitdem die Rationalisierungs-
brstrebungcn eingesetzthaben, sehen wir fast in allen
Industriell das Gegenteil. Wir sehen, daß die Arbeits¬
leistung weit höher ist als in der Vorkriegszeit. Jetzt
hören wir aber nicht, daß die Bürgerlichen sagen: Seht
euch einmal diese glänzende Arbeitsleistung an; auf
Grund dieser Arbeitsleistung kann man doch wirklich
höhere Löhne zahlen, kann mau doch die innere Kauf-
lraft des Voltes stärke», kauu man dafür eintreten,
daß eine kürzere Arbeitszeit eintritt. Durchaus nicht,
sondern man geht an dieser Steigerung der Arbeits¬
leistung geflissentlich vorbei. Wir brauchen uus
nur dic Abschlüssc dcr Atticugcse I lschaf -
t e n i n d c n l e tz t e n W o ch c n a n z u s e h e» ; d a u u
schen wir übera I l einc gewaltigc Stcigc -
rung dcr Gewinne. Die Dividendcn stei -
Neu nicht allein in der Industrie, fin¬
de r n b e i d e n B a n k c n n o ch u i e l st ci r t c r. W ! r
sehen eiuc starke Ansammlung von Ka¬
pital in einzelnen wenigen Händen. Da-
hei Millionen Arbeitsloser, Millionen
Notleidender und selbstverständlich
einen sehr schwachen Innenmarkt. Dabei
brauche» wir so notwendig eine Stär¬
kung der iunereu Kaufkraft, um unsere
Ne steigerte Produttion unterbringen
6u können.

Aus allen diesen Gründen haben wir uns gesagt:
^>r müssen erst einmal dafür eintreten, daß für die¬
jenigen Arbeiter, die durch die schlechte Konjunktur, die
'"ationalisiernng uud gleichzeitig durch ihr Alter u,cht
"ehr unterkommen können, das Alter zum Bezug der
Alters- und Invalidenrente herabgesetzt wird. Daher
"nser Antrag, von 65 auf LN Jahre zu gehen. Ich be¬
ruße es, daß der Rheinische Provinziallandtag ein¬
mütig diesen Antrag annehmen wird, hoffe aber auch,
°aß sich die politischen Parteien dieses Landtages bei
"N-en Ncichstagstollegen dafür einsetzen,damit sie vor
«u«n im Reichstage dafür eintreten, daß ein der-
""'?" Gesetzentwnrf kommt. (Zuruf eines kommu-
"MschenAbgeordneten: Das wird vergessen!)Ich sage,

'ch hossp »2

Den Antrag, den wir gestellt haben, für dru Acht¬
stundentag einzutreten — es ist der zweite Absatz
unseres Antrages —, ziehe ich zurück, weil durch die
gestrige Abstimmung im Reichstag die Möglichkeit, in
diesem Arbeitszcitnotgesetzden Achtstundentag festzu¬
legen, nicht mehr vorhanden ist. Es ist hier schon
gesagt worden: Die Rechtskoalition des Reichstags hat
mit 11 Stimmen Mehrheit gestern das Arbcitszeitnot-
gcsetz angenommen und damit mehr oder weniger start
den Zehnstundentag zur Regel gemacht. Meine Damen
und Herren! Ich frage trotz der Attacke von Stcger-
wald gestern, was dazu die christlichen Ge¬
werkschaftsmitglieder sagen. (Abgeordneter
Hoffmann: Sehr gut!) Es waren die christ¬
lichen Vertreter hier in Düsseldorf, die
vor vier Wochen in einer scharfen Ent¬
schließung den Achtstundentag verlangt
haben. Es waren die christlichenArbeitcrvertrcter,
die mit den freien und Hirsch-DunckerschrnGewerk¬
schaften vor mehreren Wochen gemeinsam den Acht¬
stundentag wollten. Und es ist kein anderer als ihr
Führer Stegerwald, der gestern uuter alle» Umständen
im Reichstage das gutgeheißen hat, was die Rechts¬
koalition im Reichstag fertigbrachte. Es muß
meiuer Ueberzeugung nach für einen
christlichen Gewerkschaftsführer und einen
christlichen Arbeiter sehr, sehr traurig
sein, wenn er Stegerwald Arm in Arm
mit dem Grafen Westarp im Reichstage
Sozialpolitik treiben ficht. Wir sehen, daß
die Arbeiterschaft sich wesentlichmehr einig sein muß,
um dem geschlossene» Unternehmertum gegenüber auch
ihre berechtigtensozialen uud kulturellen Forderungen
durchsetzen zu können. (Sehr richtig! bei den Sozial-
drmotraten.)

In diesem Zusammenhange möchte ich noch sagen:
Wenn Herr Oberdörstrr hier an die christlicheArbeiter¬
schaft appelliert, muß er sich auch sage,,: Es ist nicht
richtig, wcuu er in demselben Atemzug gegen den ADGB.
und die sozialdemukratischeuGewerkschaften spricht.
(Zuruf des Abg. Oberdörstrr: Sie tun doch auch nichts!)
Wollen wir die Einigkeit, wollen wir eine geschlossene
Arbeiterfront haben, um große soziale und kulturelle
Forderungen durchzusetzen, dann müssen wir es ver¬
meiden, in dem Ton immer und immer wieder von den
Gewerkschaften zu reden, wie die Kommunisten es bis¬
her getan haben. Kollege Oberdürstcr,wenn Sie sagen:
Wir wollen sehen, ob der NDGV. hinter die Arbeiter
tritt, die für den Achtstundentageintreten, so bin ich
der Auffassung: Dann kommt es darauf an, daß die
Arbeiterschaft nicht aufgeputscht wird an der einen
oder anderen Stelle und wild losgeht, sondern daß sie
diszipliniert, in ihren Organisationen vom NDGB. ge¬
führt, losgeht. Anders ist es nicht möglich. Dann
möchte ich noch ein Wort zu der christlichen Arbeiter¬
schaft sagen. Wir haben heute über die Winzer ge¬
sprochen. Meiner Meinung nach ist das politische Mo-
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ment nicht start genug hervorgetreten. Sehen Sie sich
einmal die Winzcrdebatte hier im Landtag an und
sehen Sie sich einmal die Verhältnisse an der Mosel und
überall da an, wo das Zentrum immer und immer »nie¬
der den kleinen Winzern ihre Notlage vorhält uud
ihnen einpaukt: Es müsse» Handelsverträge ohne
Meistbegünstigung für Wein usw. gcschasfenwerden.
Ueberall Agitationsreden, uud im
Reichstag geht man Arm in Arm mit der
Rechtstoalition. Vorgestern beschloß
man, daß 57000 bis 5 « 0 0 0 Hektoliter
Wein aus Frankreich hereingelassen
werden. Das ist eine Art der Agitation dranßcn im
Lande, die sich mit den Tatsachen im Reichstag nnd in
der Gesetzgebunguicht «erträgt. So ähnlich, Kollege
Struuk, liegen die Dinge beim Achtstundentag. Sie
reden draußen im Lande zu ihrru christlichenGewerk¬
schaften: Unter allen Umständen Achtstundentag, und
im Reichstag muß der Führer Ihrer Gewerkschaft
eiue solche Rede halten, wie er sie gestern gehalten hat.
Ich bin der Meinung, das liegt daran, weil man
glaubt, man hätte die Sozialdemokraten, wie Stegcr-
wllld gestern ansgeführt hat, uicht mehr notwcudig.
In Preußen, sagt Stegcrwald, sind wir Zentrumsleutc
dominierend uud Ihr Sozinldcmotraten nicht, nud hier
im Reiche regieren wir schön mit den Rechtsparteien.
(Zuruf des Abgeordneten Strunk: Das seid Ihr ja
selbst schuld!) Ich biu überzeugt, daß derjenige Teil der
christlichen Arbeiterschaft, der kritisch die Dinge be¬
trachtet, zugeben muß, daß es zum Schaden der Ar¬
beiterschaft geschieht. Aus diesen Gründen wird die
christliche Arbeiterschaft in ihrer Mehrzahl fiudeu, daß
das Abwege sind.

Nun noch ein Wort. Kollege Strunk, wenn Sie
rufen, das wären wir selbst schuld, so sage ich, hier
in diesem Hanse sitzen Zentrumsführcr, die noch besser
als ich wissen, daß, wenn man erst so getan hat, als
wollte man eine große Koalition nach links, dies eitel
Spiegelfechterei war und nichts anderes. AIs Eurtius
den Auftrag hatte, eiue Regierung zu bilden, am Zen¬
trum scheitern mußte, geschah mir deshalb, weil das
Zentrum selbst die Führung der bürgerlichen Rcchts-
regicrung in die Hand bekommen wollte. Es sitzen
mehrere Zentrumsführer in diesem Hause, die das
aus eigener Erfahrung besser wissen als ich. Ich bin der
festen Ueberzeugung, hätte das Zentrum so, wie es mit
rechts regieren wollte, mit liuks regieren »vollen, und
hätte es den notwendigen Druck auf die Deutsche Volks-
partci ausgeübt, daun brauchte heute eine Rechts-
loalition im Reiche nicht zu sei«, dann hätten wir eine
große Koalition haben tönuen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Dunder: Die wäre aber nicht besser als die
andere» Die Schuld liegt nicht an der Sozialdcmo-
kratie, die Schuld liegt an der Zentrumspartei, die
Ueber in ihrer großen Mehrheit mit rechts geht; der
linke Flügel der Arbeiterschaft um Wirth hat herzlich
wenig Einfluß. Der Einfluß ist im Reichstag noch

viel geringer als hier im Provinziallaudtag. Hier ist
er aus taktischen Gründen allmählich doch etwas zum
Vorschein gekommen. Also erst den Ginfluß im Reich
nnd in Preußen stärken, Kollege Strunl, und, wenn
Sie das fertig gebracht haben, dann tönneu wir zu
jeder Zeit Koalitionspolitik machen, die besser im
Interesse der Arbeiter liegt, als die Rechtspolitik, die
jetzt gemachtwird. (Sehr richtig! bei den Sozialdemo-
kratcn.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und
Herren! Die namentliche Abstimmung ist noch nicht
geschlossen.Ich frage, ob noch Mitglieder des Hanfes
da sind, die ihre Stimme abgeben wollen. Ich mache
darauf aufmerksam,daß zwei Stimmzettel ohuc Nameu
abgegeben »norden sind; die würden ungültig sein.
Wenn sich keiner mehr zur Abstimmung meldet — das
ist nicht der Fall —, schließe ich die Abstimmung.

Ich gebe das Ergebnis »nie folgt bekannt: Mit Ja
haben gestimmt C,0, mit Nein W, 0 Euthaltungen nnd
2 ungültig. Der Antrag unter 2! ist also abgelehnt
worden. (Vravo! links. Zuruf eines Kommuuisten:
Das ist die erste Zcutrumsnicderlage!)

Wir haben dann über Punkt.W (Antrag des I. Fach¬
ausschusses betr. Aufnahme einer Anleihe von 5 79t 5>U0
Mark) abznstimmen. Dieser Antrag ist offiziell be¬
richtigt worden. Er geht jetzt dahin:

„Der Provinziallandtag »volle den Antrag an¬
nehmen mit der Maßgabe, daß sich der Gesamtbetrag
um 1«> 000 Mark auf 5 95,t 5,00 Mark erhöht." Wer für
diesen abgeänderten Antrag des I. Fachausschussesist,
den bitte ich, sich zn erheben. — Es ist so beschlossen.

Wir kommen nun zu Punkt W, verbunden mit
Punkt t, zurück.

Ich erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten Dr.
Stein.

Abgeordneter Dr. Stein: Meine Damen und
Herren! Der vorliegende Antrag der Zentrumspartei
ist uns durchaus sympathisch.Wir freue» uns darüber,
daß derartige Anregungen nach Berlin gehen. Wir sind
insbesondere damit einverstanden, daß das Schwer¬
gewicht auf die Wiederbelebung der Wirtschaft in der
Rhcinprovinz gelegt wird. Insbesondere nnch ist uns
die Zustimmung zn diesem Autrage dadurch erleichtert
worden, daß der I. Fachansschnßden einleitenden Satz
abgeändert und damit erst die ganze Sachlage richtig
dargestellt hat.

Meine Damen und Herren! Das einzige, »uns wir
dabei bedauern könnten, ist, daß man nicht mit einem
Satz noch darauf eingegangen ist, in welcherWeise eine
Wiederbelebung der Wirtschaft herbeizuführen wäre.
Da wäre doch in erster Linie der Hinweis am Platze
gewesen, daß der außerordentliche Steuerdruck in
irgendeiner Form eine Milderung erfahren mnß.
Meine Damen und Herren! Davon werden wir nicht
abkommen. Wir glauben auch, daß sich in »vetteren
Kreisen auch außerhalb unserer engeren Freunde dieser
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Gedanke immer mehr durchsetzen wird. Schließlich,
meine Damen und Herren, ist ja doch auch die Wieder¬
belebung der Wirtschaft die allerbeste Sozialpolitik, die
man treiben lann. Wo die Wirtschaft nicht einiger¬
maßen bestehen kann, ist letzten Endes auch keine
Sozialpolitik möglich. Gerade die durch die Rationali¬
sierung herbeigeführte Gesundung der Wirtschaft ist,
wie ich gegenüber einem der Vorredner hervorheben
möchte, in allererster Linie auch zugunsten der Ar¬
beiter, weil nämlich dadurch verhindert worden ist, daß
die Unternehmer überhaupt vollständig zusammen¬
gebrochen sind.

Meine Damen und Herren! Der weitere Antrag
der Suzialdemokratischen Partei, der hiermit ver¬
bunden ist nntcr Drncksache 80 findet unsere Zustim¬
mung nicht. Wir sind der Auffassung, daß es nicht er¬
forderlich ist, auf die Rcichsrcgieruug bzw. deu Reichs¬
tag dahiu einzuwirken, daß die Altersgrenze in der
Invaliden- nnd Altersversicherung von 05> ans 00 Jahre
erniedrigt wird. Meine Damen und Herren! Der
Mittelstand ist im allgemeinen höchst selten in der
Lage, mit 00 Jahren mit dem Arbeiten aufzuhören.
Die Mittclständler sind meist auch noch mit 70 Jahren
tätig. Da sehen wir keine Veranlassung, dcm Arbeiter,
wenn er noch arbeiten kann, das Arbeiten gewisser¬
maßen mit 60 Jahren unmöglich zu machen. Denn
wenn man dem Arbeiter mit 00 Jahren den Anspruch
auf eine Reute gibt, wird »ach allgcmciucr Erfahrung
doch die Sache darauf hinauslaufe», daß er die Rente
bezicht und anf die Arbeit verzichtet. Diesem Autrage
können wir ans keinen Fall znstimmeu. (Zuruf des Ab-
neurdurteu Dunder: Würden Sie jetzt noch am Fcuer-
ofeu arbeiten können, Herr Stein?)

Herr Kollege Hans hat ausgeführt, daß unter den
heutige» Verhältnissen eine Konjunktur der Industrie
und der Banken herbeigeführt wurden sei, während
alle anderen darben. Meine Damen und Herren! Ich
Ulaube, mit dieser Konjunktur der Industrie und der
Vnnteu ist es wirtlich nicht allzu weit her. Neun wcuu
Sie sich eiumal dir Dividende» ansehen, die jetzt tat¬
sächlich heranskommcu, uud damit das Betriebskapital
vergleichen, das in den Nntcrnehmnngcu arbeitet, ist
die Vcrziusuug, die dabei herauskommt, außerordeutlich
dürftig, uud eine gewisse Verziusuug des Betriebs¬
kapitals ist unbedingt uötig. Das hat schon ein großer
Vorgänger der heutige» Sozialdcmotratcn gesagt, daß
uhnc de» Profit die Kamme »icht rauche».

Meine Damen und Herren! Schließlich ist ja doch
der heutige Znstand, daß alle diejenigen Kreise, die
">cht gerade den: internationale» Kapital angehöre»,
«'ehr oder weniger verarmen, eine Folge der Politik
°« Sozialdcmotratcn, die sich ja letzten Endes immer
darauf abstellt, dem internationalen Kapital in die
Vnnde zu arbeiten.

Meine Damen und Herren! Man muß sich einmal
"«sehen, wie eigentlich die Interessen der Arbeiter ver¬
beten sind. Ich und meine Freunde als diejenigen,

die der ganzen Frage der Arbeitszeit etwas fern
stehen, haben heute ein derartiges Nufeinanderplatzcn
der beiden Richtungen in der Arbeiterbrwegnng gehört,
daß man schließlich sein eigenes Wort nicht mehr ver¬
stehen konnte. Ich glaube, meine sehr verehrten Damen
und Herren, etwas mehr Ruhe bei diesen Verhand¬
lungen Ware zu empfehlen, nnd etwas mehr Objek¬
tivität gegenüber dem Standpunkt der anderen. Wenn
Sie uns Mittelständlcrn gegenüber objektiver wären,
dann würden Sie schließlich erkennen, daß der Stand¬
punkt, den wir vertreten, daß uämlich das Interesse
des Arbeiters von demjenigender übrigen Angehörigen
der Nation durchaus nicht so getrennt ist, wie Sie es
darstellen, doch seine Berechtigung hat. Dann blieben
uns so überflüssige — ich gestatte mir, es zu sagen —
Auseinandersetzungen, wie wir sie vorhin anhören
mußten, erspart. (Zuruf des Abgeordneten Huffmann:
Sie müssen uoch einiges hinzulernen, Herr Doktor!)
Ihren Unrcim brauche ich nicht mehr hinzuzulerucu.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hebborn.

Abgeordneter Hebborn: Meine Damen uud
Hcrrcu! Herr Abgeordneter Kollege Haas hat eben be-
souders die Arbeitszeitfragc aufgcworfeu. Wir hatten
es schon erwartet, daß er die Gelegenheit wahrnehmen
würde, um die christlicheArbeiterschaft in seinem
Sinne aufzuklären.

Die Arbeitszeitfragc wird heute von den verschie¬
densten Gesichtspunktenaus beurteilt. Je nachdem,ob
mau sie von sachlichenoder vou agitatorischen, oder
parteipolitischen Gesichtspunkten ansieht, kommt man
auch zu einer Stellungnahme in der Arbeitszeitfragc.
Wir sehen trotz aller Reden, die Herr Kollege Haas
gehalten hat, daß z. V. in den letzte» Monaten die
Gewerkschaftenversucht habeu, in der Arbeitszeitfragc
ctwns für die Arbeiter zu tun. Wir konnten feststellen,
daß in den letzten Monaten hier im engeren und wei¬
teren Bezirk eine Menge Schiedssprücheauch von den
freien Gewerkschaften anerkannt wurden, die eine
^stündige tarifliche Arbeitszeit vorsahen. Es Ware«
nicht nur sozialistische Geschäftsführer iu den einzelnen
Verwaltungsstellen namentlich des Deutschen Metall¬
arbeiterverbandes, sondern sogar Kommunisten, tue
anch diesen Schiedssprüchen zustimmten. Wenn tncsc
Tatsachen vorliegen, dann ist es geradezu eigenartig,
wie Herr Kollege Haas eine derartige Rede gegen die
Führer der christlichen Gewerkschaften halten kann.
Wir sind das ja schon gewohnt aus der Vorkriegszeit,
als die Sozialdemotraten noch in demselben radikalen
Fahrwasser segelten, wie heute die Kommunisten es
tun- damals beschwerten sie sich gerade so wie heute.
Man hat schon oft von sozialistischenFührern im
Kampf gegen die christlichenGewerkschaftenden Aus-
fpruch gehört: Man soll die Massen streichelnund die
Führer vor den Bauch treten. Es scheint in der Tat,
meine verehrten Damen und Herren, daß heute die
Sozialdemokraten diesen Modus Wieder aus der
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Rumpelkammer herausholen. Speziell Herr Kollege
Haas hat in diesem Sinne soeben seine Rede gegen
die Führer der christlichenGewerkschaftengehalten.

Nieine sehr verehrten Damen und Herren! Ange¬
sichts dessen, was Herr Kollege Haas gesagt hat, muß
ich doch die Frage aufwerfen, warum eigentlich der
Achtstundcutllg beseitigt worden ist. Wir wissen, daß
wir damals nach der Revolution den schematischcn
Achtstundentag hatten. Die Sozialdemolratie brachte
damals nicht den Mut auf, iu der Nachkriegszeit eine
Regelung zu finden, die der Entwicklung Rechnung
trug. Schließlich kam es so weit, daß die Arbeitgeber
allein diktierten, als die Krise einsetzte. Wir haben
das außerordentlich bedauert. Aber wir haben schon
damals, Anfang l!)2!!, gesehen, daß mit großen Phrasen
diese Frage uicht zu erledigen ist. (Zuruf des Abge¬
ordneten Schröcr, Essen: Was Sie sagen, sind
Phrasen!) Wir haben gesehen, daß lauter Reden für
den Achtstundentag geführt worden sind. Aber nach¬
her hat sich herausgestellt, daß er doch uicht gehalten
werden tonnte. (Zuruf eines tommuuistischcn Abge¬
ordneten: Weil Ihr nicht wolltet!) Und damals, meine
verehrten Damen und Herren, waren die Sozialistcn
noch iu der Regierung. Gerade da, als die Arbeitgeber
den großen Einfluß bekamen und als das Ermächti¬
gungsgesetz vorbereitet und beraten wurde, wareu die
Sozialdcmokraten noch iu der Regierung. Und heute,
wo das Notgcsetzgeschaffenwerden soll, kommen Sie
und sagen: Seht, die Führer der christlichenGewerk¬
schaftenverraten die Interessen der Arbeiter.

Wenn Herr Haas beklagt, daß das Zentrum uicht
mehr mit der Linken regiert, so stelle ich die Gegen¬
frage: Warum ginge» denn die Sozialisten damals
aus der Regierung? Darauf will ich Herrn Kollegen
Haas auch die Antwort geben: Weil seine Kollegen
in der Reichstagsfrattion nicht den Mut aufbrachte»,
gegen radikale Strömungen vou kommunistischerSeite
sich zu wehren, (Zustimmung im Zentrum.) Das sind
dir Ursachen. Wenn man einen Sozialisten draußen im
Lande hört, der sachlich und vernünftig eingestellt ist,
so sagt er selbst: Das war die größte Dummheit, die
die Soziaidemolraten jemals machen konnten. Gerade
im Interesse der Arbeiter ist dies zu bedauern ge¬
wesen.

Herr Kollege Haas hat in dem Zusammenhange ge¬
sagt, die Zcntrumspartci wolle in der Rechtskoalitiou
die Führung habeu. Ich will einmal annehmen, daß
es so wäre, daß die Zentrumspartci wirtlich danach
strebte, die Führung in der neuen Regierung zu be¬
kommen. Dann hat sie dies nur im Interesse der Ar¬
beiter in der Zentrumspartei und auch im Interesse der
gesamten deutschen Arbeiterschaft gewünscht. Sie
wollte auch in sozialen Fragen einen entscheidenden
Einfluß nach wie vor in der Regierung ausüben.
Wenn dann leider die Sozialisten nicht mehr Wolleu,
muß sich die Zentrumspartei nach anderen Koalitionen
umsehen. Ich habe die feste Ueberzeugung, daß auch

die sozialdcmukrntischrnArbeiter zum allergrößten Teil
mit dem nicht einverstanden sind, was die Reichstags¬
frattion der Sozialdcmokratischc» Partei gemacht hat.
(Zuruf des Abgeordneten Duudcr: Krach im Reichs-
ba»»cr!)

Meine Damen und Herren! Weil wir nun au der
Arbeitszcitfrage sind, will ich ein Paar kurze Worte
über das sagen, was kürzlich durch das Nutgeseh ge¬
schaffen worden ist. Wir geben zu, daß durch das Not¬
gesetz »richt das herausgekommen ist, was wir als Ar¬
beiter erwartet haben. (Hört, hört! links.) Das be¬
weist die Tatsache, daß wir als Arbcitervertrcter hier
im Provinziallandtag durch die Zentrumspartei den
Abändcrungsantrag gestellt haben, daß wir die 48stün-
dige Arbeitswoche gesichert haben wollen und daß,
wenn Ucbcrstnndcn absolut uotwcudig sind, ei» Zu¬
schlag gezahlt werden soll. Meine Damen und Herren!
Wir sehen in der ueueu Notverordnung — das möchte
ich mich Herrn Kollegen Haas sagen — den großen
Vorteil, daß für die Arbeitsstunden, die über ^
Stunden die Woche geleistet werden, grundsätzlich ein
bestimmter Zuschlag gezahlt werden soll. Hätten wir
dc» l92/> gehabt, so würde die Arbeitszeit »icht so über¬
mäßig verlä»gcrt geworden sein, wie es in vielen In¬
dustrien der Fall war. Wenn Ihr damals mit uns
diesen Schritt getan hättet, würden wir es jetzt zweifel¬
los nicht notwendig haben, dieses neue Notgcsetz zu
schaffe». (Ziirufe kommnnistischcrAbgeordneter.) Ich
sage: Darin sehen Nur den großen Vorteil, daß die
Arbeitsstunden, die über ^ Stunden hinaus geleistet
werdcu, im Grunde genommen, mit einem 25 prozen-
tigen Zuschlag bezahlt werden sollen. Deshalb kann ich
es nicht verstehen, wenn hier Herr Kollege Obcrdörstcr
von einem Doppelspiel, von einer Komödie der Zcn-
trumspartei spricht. Meine Damen und Herren! Wer im
Verlaufe dieser Woche die Verhandlungen im Pro¬
vinziallandtag anfmerksam verfolgt hat, wird abwägen
tonnen, ans welcher Seite und bei welchen Parteien
die größte Komödie gespielt worden ist. Ich bin über¬
zeugt, das Urteil eines sachlichen Ncnrteilcrs wird
nicht zum Schaden der Zentrumspartei, souderu zum
Nachteil der Kommuuisteu ausfallen. Davon bin ich
felsenfestüberzeugt: In keiner Partei versteht man so
Komödie zu spielen wie ausgesprochen bei den Kom¬
munisten. Da sollten Sir hier nicht davon rede», daß
andere Parteien eine Komödie aufführen.

Dann möchte ich zum Schluß noch ein kurzes Wort,
das vielleichtauch dem Kollegen HaaS bekannt ist, über
eine andere Frage sagen, die vielleicht als Gegenstück
zur Arbcitszeitfrage behaudelt und besprochenwerde»
kann.

In den letzten Monaten mache» die Sozialisten
dranße» im Lande so außerordentlich viel Geschreivon
der Mictprciscrhöhuug, von der Erhöhung des Miet¬
zinses. In Wirklichkeitaber liegen die Dinge doch so,
daß ans der Preußische» Regierung die sozialistischen
Minister Sevcring und Braun selbst für diese Er-
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höhnng gestimmt haben. (Hört, hört!) Meine sehr ver¬
ehrten Herren, das ist doch jedenfalls ein Doppelspiel,
wenn die verantwortlichen Minister für die Erhöhung
stimmen,und draußen im Lande wird den Leuten klar¬
gemacht, welch großes Unrecht nun den Mietern ge¬
schehen sei. Daran mögen Sie auch die Frage der Ar¬
beitszeit beurteilen, die eben sowohl von kommunisti¬
scher als auch von sozialistischerSeite angeschnitten
wurde. Wir als Zentrumsarbeiter haben die Ver¬
handlungen iibcr die Arbcitszeitfrage scharf verfolgt.
Wir sind zu der Ueberzeugung gekommen,daß unsere
Leute iu Berlin in den letzten Wochen für die Arbeiter
in der Arbcitszeitfrage mindestens soviel herausgeholt
haben, wie es nur mit Ginschlußder Kommunisteu und
Sozialistcn jemals hätte geschehen können. (Lauter
Beifall im Zentrum.)

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Haas, aber nur für zwei Minuten.

Abgeordneter Haas: Ich werde mich also be¬
schränken.

Erstens folgende Erklärung an den Kollegen Hcb-
born: Die Mieterhöhung, die am I.April und I.Ottobcr
eintritt, ist im Deutschen Reichstag beschlossen worden,
und die Abgeordneten Braun und Scvcring haben mit
der gesamten Sozialdemokratic dagegen gestimmt.Also,
Herr KollegeHebborn, nicht wahr! (Zuruf: Rcichsrat!)

Eine weitere Richtigstellung: Wie kann man
Schiedssprüche, die irgendwie von Schlichtuugsstcllen
gefallt und von Gewerkschaftsführern zur Aunnhmc
empfohlen werden, mit einer Gesetzgebung im Deutschen
Reichstag über die Arbeitszeit vergleichen? (Sehr
richtig! bei den Sozialdemokratcn.) Das ist doch durch¬
aus zweierlei, Herr Kollege Hebborn. Das wissen Sie
als Gewerkschaftsführer sehr gut, und es sieht meiner
Meinung nach wie ein Iongleurkunststückchen aus,
wenn man das hier erzählt. Sie wissen aber auch,
weshalb die Sozialdemokratic aus der Neichsregicrung
1923 ausgetreten ist. Sie wissen ebenso, daß die Deutsche
Volkspartei es in erster Linie verhindert hat, daß die
große Koalition mit Einschluß der Sozialdemokratic
Zustandekam. Diese Verhinderung war aber »ur mög¬
lich, wcil das Zentrum der Deutschen Voltspartei zu¬
viel nachgrgebenhat und weil führende, tüchtige Zen¬
trumsleute lieber die Rechtskoalition haben wollten
ats die Iintskoalition mit den Sozialdemotraten. (Zu¬
ruf eines kommunistischen Abgeordneten: Das Zentrum
bat nachgegeben, weil Ihr überflüssig geworden seid!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
abgeordneter Dunder. Ihm stehen noch vier Minuten
zur Verfügung.

Abgeordneter Dunder: Es ist ja sehr inter¬
essant, wenn man sich die Auseinandersetzungeu zwi¬
schen Zentrum und Sozialdemokraten anhört.

Zunächst ein paar Bemerkungen zu den Aus¬
führungen des Zentrumsvertreters. Wenn er bei
seiner Polemik gegen den ADGB. glaubt, auch den

kommunistischen Geschäftsführern des Deutschen Metall-
arbeiterverbcmdeseins auswischenzu können, so möchte
ich ihm sagen, daß er über die Vorgänge nicht infor¬
miert ist uud daß es eine glatte Lüge ist, wenn er be¬
hauptet, der kommunistische Vertreter habe diesem Ar-
bcitszeitabkummcn zugestimmt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Dunder, Sie haben einem Mitgliede dieses Hauses den
Vorwurf der Lüge gemacht. Ich rufe Sie deshalb zur
Ordnung. (Zuruf eines kommunistischenAbgeord-
nctcn: Stimmt auch!) Ich rufe auch Sie zur Ordnung.

Abgeordneter Duudrr (fortfahrend): In der Ge-
schäftsführcrkonfcrcnz hat der kummuuistischcVer¬
treter gegen das Arbeitszeitabtommen gestimmt, und,
wcun der ADGB.-Vcrtrcter des betreffenden Kreises
dem zugestimmt, daun ist das »icht seine Verant¬
wortung.

Nun zu der Frage, die Herr Abgeordneter Haas
vorhin aufgerollt hat. Es ist sehr interessant, wenn
man hier die Gegensätze und die Kluft, die zwischen
der Auffassung dieser Herren in dieser Frage, einmal
als Abgeordnete und zum andern als Verantwortliche
Minister oder Beigeordnete besteht, präzisiert bekommt.
Ich möchte doch sagen, daß der Ministerpräsident in
Preußen immer noch der Sozialdemokrat Braun ist
und daß er für die Verfügung der Mieterhöhung ver¬
antwortlich ist, weil er das Kabinett leitet und Ge¬
legenheit hat, eine solche Verordnung zu hintertreiben
nnd zu uuterbiudeu. Wenn er als Abgeordneter im
Reichstag dagegen stimmt, so besagt das nichts. (Zuruf
des Abgeordneten Verlach: Sie müssen noch etwas
Ncichsvcrfassung studiere»!) Ich habe kein Interesse
daran, die Reichsverfassungso geuau zu studiereu. wcil
ich mich um den Laden nicht kümmere.

Aber ich stelle fest, daß das Zentrum und die Sozial¬
demotraten nun in einer gewissen Reibung sich be¬
finden. Uns freut es außerordentlich, wenn das Reichs¬
banner sich jetzt so in den Haaren liegt; auf der einen
Seite Hü und auf der anderen Hott! (Heiterkeit!) Die
ganze Frage der Regierungsbeteiligung ist nicht eine
Frage der Vertretung der Arbeitcrinteressen, meine
Herrschaften. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)
Die gauzc Frage der Beteiligung an der Regierung
ist eine Frage der Futterkrippe, ist eine Frage der
Cliquenwirtschaft, ist nur eine Frage der betreffenden
Kreise, für die man sich einsetzt, nicht aber für die
breite Masse der Arbeiter, Angestellten und kleineren
Beamten.

Man kann ja die ganze Vergangenheit hier nicht
mehr aufrollen; einmal ist die Zeit dazu zu kurz, und
zum zweiten ist es schon oft genug gesagt worden. Im
Jahre 1923. als bei dem zweiten Ermächtigungsgesetz,
das vom Reichspräsidenten Friedrich Ebert unter¬
zeichnetwar, die neue Arbeitszeitverordnung in Kraft
trat, wurde den Arbeitern in Deutschland der Acht¬
stundentag geraubt. Dafür sind verantwortlich die
Sozialdemokratcn und auch die sogenannten Arbeiter-
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Vertreter im Zentrum. Es hat keinen Zweck, heute mit
schöneil Gesten den Arbeitern erzählen zu wollen, man
wolle den Achtstundentag wieder erobern. Den Acht¬
stundentag kann man nicht mit Petitionen, durch
Rcichstagsabstimmungcn, durch irgendwelche schönen
Phrasen, die man der Arbeiterschaft borsetzt, erringen,
sundern mir, wenn die Arbeiterschaft in geschlossener
einheitlicher Front auf den Plan tritt uud sich den
Achtstundentag durch riesige, gewaltige Streiks er¬
kämpft. (Glocke des Vorsitzenden.) Wenn die Arbeiter¬
schaft sich einmal den Achtstundentag auf diesem Wege
erkämpft hat, dann wird auch keine Macht mehr im¬
stande sei», der Arbeiterschaft den Achtstundentag
wieder zn entreißen, trotz Ermächtignngsgcsche, trotz
Polizei und Reichswehr.

Vorsitzender Dr. Iarres: Als Berichterstatter
der Fachkommission I hat Herr Abgeordneter Maus
das Wort.

Abgeordneter M aus: Ich muß darauf hinweisen,
daß durch den Umstand, das; Herr Abgeordneter Haas
den zweiten Absatz des Antrages der sozialdcmotrati-
schen Fraktion zurückgezogen hat, nuumehr die Fassung
des von der Fachkommission! befürworteten Antrages
abgeändert werden muß, ohne das; dadurch sinngemäß
eine Aenderung im Beschlußentwurf eiutritt. Ich
»lochte Ihnen den jetzt vorgeschlagenen Beschlußeut-
wurf vorlesen.

„Der Provinziallandtag wolle den Antrag der
Zentrumsfraktion (Drucksache4l) annehmen, mit der
Maßgabe, daß in der Einleitung an Stelle der Worte
„Rationalisierung und Znsammrnlcgnng der Betriebe"
gesetzt wird „Betriebscinschränkungen", mit dem Znsatz
der sozialdemotratischen Fraktion, lautend:

„Ferner wird die Rcichsregierung ersucht, dem
Reichstag möglichstbald ein Gesetz vorzulegen, wonach
die Altersgrenze in der Invaliden- und Angestellten-
Versicherungvon 65 auf 60 Jahre für den Bezug der
Reute bzw. des Ruhegeldes herabgesetztwird."

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Die Besprechung ist geschlossen.

Ich lasse zunächst über Punkt l abstimmen und
bitte diejeuigeu, die für deu Autrag des I. Fachaus¬
schusses zu Punkt 4 sind, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit.

Dann lasse ich über Punkt 22 abstimmen.
Zunächst der Antrag des l. Fachausschusseszu 2.

Wird getrennte Abstimmuug gewünscht? Das ist nicht
der Fall. Dann lasse ich über 2 und K zusammen ab¬
stimme», und zwar in der Formulieruug der Druck-
sache l^, wie sie der Berichterstatter eben verlesen hat.

Wer für diesen Antrag des I. Fachausschussesist,
den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit.
Damit ist Punkt 22 erledigt.

Wir kommen zu
Punkt 23: Antrag des I. Fachausschusses

z u d e m A n t r a g e d e r s 0 z i a l d e m 0 t r a t i s ch c u

Fraktion auf Einsetzung eines Betrages
von 100000 Mark in den nächstjährigen
Haushalt der P r 0 v inzia I v erw altu ng zur
Verbilligung der von der Landcsbank
zur För 0 eruug des gemeinnützigen Woh¬
nungsbaues llusgcliehencn Hypotheken.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord¬
neter Görlinger. (Zuruf des Abgeordneten Haas:
Verzichtet!)

Dann hat das Wort Herr Abgeordneter Oberdörster.
Abgeordneter Oberdörster: Bei den Etats-

ueratuugru des Vorjahres haben wir beantragt, 5,00 000
Mark zur Zinsverbilliguug für den gemeinnützigen
Wohnungsbau bereitzustellen. Wir haben in diesem
Jahr schon mit Rücksicht darauf, daß hier für die För¬
derung des Wohnungsbaues kein Verständnis Vor¬
hände» ist, davou abgesehen, diesen Antrag zu wieder¬
hole». Wir möchten aber nicht versäume», darmlf hiu-
znwcisc», daß, wem, uur der gute Wille Vorhände» ist,
man den gemeinnützigen Kleinwuhnnngsbau ganz ge¬
waltig fördern tonnte, wenn die Landesbank gerade
für diese Darlehen, die neben der Hauszinssteuer er¬
forderlich sind, erträgliche Zinssätze nehmen würde.
Dazu ist die Landesbank, die im letzten Jahr mit einem
Ucbcrschußvon 2X Millioucu abgeschlossen hat, durch¬
aus in der Lage. Wir wünschen deshalb, daß, wenn
der sozialdemotratische Antrag, im nächsten Jahr
100 000 Mark zu diesem Zweck in den Haushaltsplan
einzustellen, angenommen wird, bereits in diesem
Jahr der Vcrwaltuugsausschuß der Landesbank bei
der Zinsfcstsetzuugfür die Baudarlcheu deu niedrigsten
Zinsfuß festsetzt, der möglich ist. Das wird auf die Ge¬
schäftsergebnisseder Landesbank keine allzu großen
Eiuwirtuugeu habe»; dnuu werden die Uebrrschüssc der
Landesbank immer noch reichlichsein. Auch wenn be¬
reits im vergangenen Jahr das Stammkapital der
Landcsbank schon 10 Millionen Mark betragen hätte,
so wäre es immerhin noch eine Dividende von rund
275^ Prozent gewesen, was die Landesbank an Ueber-
schnß hcrausgewirtschaftet hat. Wir sind also der Auf¬
fassung, daß bei gutem Willen der Provinzialverwal-
tung, die doch eiuen entscheidendenEinfluß im Ver-
waltnngsrat der Landesbank hat, auch in diesem Jahr
noch dnrch die Landesbank selbst der Wohnungsbau eine
wesentlicheFörderung erfahren tonnte.

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Besprechung.

Ich bitte diejenigen, dir für den Antrag des I. Fach'
ausschussessind, sich zu erhebe». — Das ist die Mehr¬
heit.

Wir kommen z»m letzten
Punkt 27: Antrag des III. und I. Fach¬

ausschusses zu dem Bericht und Antrag
des Provinzilllausschusses, betreffend

1. Uebernahme von Bürgschaften auf
Grund der dem ProvinzialausschuÜ
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durch den 71. Provinziallandtag
erteilten Ermächtigung,

2. Ermächtigung des Provinzialaus-
schusses, im Rechnungsjahr 1927
nochmals Bürgschaften in Höhe von
8 0NNN0 Mark zu übernehmen.

Berichterstatter für den III. Fachausschuß ist Herr
Abgeordneter Vierwirth. (Zuruf: Verzichtet!) Be¬
richterstatter für den I. Fachausschuß ist Herr Abge¬
ordneter Görlingcr. — Auch dieser hat verzichtet.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Renner.
Abgeordneter R cnncr : Wir sind gegen die Ueber¬

nahme von Bürgschaften, besonders in der Höhe, zur
Stärkung der privaten Anstalten. Wir erblicken in
dieser Bürgschaftsübernahme durch die Proviuz eine
versteckte Subvention für diese Anstalten. Wir sind der
Auffassung, daß bei der heutigen Flüssigkeit des Geld¬
marktes, vor allen Dingen bei der finanziellen Stärke
der Hintcrmänncr dieser zcntrums-christlichcn Anstal¬
ten, es immerhin leicht sein müßte, auf dem freien
Markt die notwendigen Hypotheken sich zu beschaffe».
Wir sind vor allen Dingen aber auch deshalb dagegen,
weil wir der Auffassnng sind, daß die Provinz kein
Interesse daran hat, diese privaten Anstalten zu unter¬
stützen, da wir bekanntlich fordern, daß die Verbin¬
dungen zwischender Provinz und ihren Fürsorgezög-
lingen uud dcu privaten Anstalten nach Möglichkeit
bald abgebaut werden sollen. Wenn man sich einmal
die Liste der hier verlangten Bürgschaften durchsieht
und sich vor allen Dingen einmal die Begründung der
^erwaltuug durchliest, dann stößt man auf gewisse
Differenzen. Die Verwaltung sagt, sie habe ein Inter¬
esse daran, den privateil Anstalten Hypothekenzu ver¬
mitteln aus dem Mangel eigener Anstalten heraus und
weil die Zahl der Fürsorgezöglinge des Provinzialver-
bnndes sich dauernd vergrößere.

Vei den Positionen findet man unter K einen Be¬
trag von 25 0UN Mark als Hypothek für das Lehrlings-
vaus M.Gladbach. Ich weiß nicht, wie man mit der
darunter stehenden Bemerkuug die Uebernahme der
Hypothekfür das üehrlingshcim des Karitasvcrbandes
'« Gladbach begründen will. Hier haudclt es sich um
nichts anderes als um eine ausgesprochene Unter¬
nutzung einer politischen Ginrichtung der Zcntrums-
Partei.

Zum Abschluß noch ein Wort. Borhin haben wir
Über „politische Zusammenhänge" von einem Zentrums-
^rrn eine Rede gehört, die so anmutete, als wenn er
^u lauter Naivlingen spräche, zu Menschen, die von
°°u Zusammenhängen tatsächlich nichts verstehen. Ich
v'll deshalb einmal die Zusammenhänge auf suzial-
"ounschem Gebiete, die Auswirtuug der Koalition der
Zerren Sozialdemotraten mit dem Zentrum turz
'reifen. I« einer Periode, wo Sie. meine Herren, die
A te regierenden Bürgerlichen, unter dem Druck der
"rbeitermassen, die damals marschierten, standen.

haben Sie freiwillig, ohne daß die Arbeiterschaftdarum
zu kämpfen brauchte, Zugeständnisse gemacht. Da er¬
hielt der Arbeiter den Achtstundentag, das Betriebs-
rätegcsetz usw. Da hat man den Kriegsopfern, den
Sozialrentnern nsw. Zugeständnisse gemacht.Dank der
verräterischen Politik der Sozialdcmokratcn, dank der
Politik, die Sie unter den Schlagworten: „Nur Mehr¬
arbeit kann uns retten!", „Die Republik muß gerettet,
unterstützt uud ausgebaut wcrdeu!" gemacht haben,
dank der Politik der Rationalisieruug der Betriebe,
dank der Politik der Verwischung der Gegensätze
zwischen Unternehmer nnd Arbeiter unter Ihrem Bei¬
stand kam es dann dazu, daß der Einfluß der Arbeiter
immer geringer wurde und daß man heute dazu über¬
gehen kann, Sie mit einem eleganten Fußtritt hinaus¬
zukomplimentieren, meine Herren Sozialdemotraten,
Sie sind es schuld. Aber die Answirtuugen des Ver¬
rates trägt die Arbeiterschaft,und die Auswirlnug auf
sozialpolitischemGebiete ist ciu stetiger, systematischer
Abbau. Deshalb sagen wir der Arbeiterschaft nnd dem
Prrsonentrcis, für den wir arbeiten, daß ein Aufban
der sozialen Gesetzgebung,ein Aufbau der Rechte der
Arbeiterschaft nur erkämpft werden kann durch Zu¬
sammenfassung aller proletarischen Elemente. Darnm
sind wir für den Klassenlampf und nicht für die Wirt¬
schaftsdemokratie.Wir werden es auch eiucs schöucn
Tages erleben, daß wir unsere Ziele erreichen.

VorsitzenderDr. Iarrcs: Wortmclduugrn liegen
nicht mehr vor. Die Besprechung ist geschlossen.

Ich bitte diejenigen, die für den Antrag des l. nnd
I ll. Fachausschusses siud, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit. Gs ist so beschlossen.

Damit ist die Tagesordnung erledigt. Ich habe
aber noch mitzuteilen, daß eine Entschließung der tom-
muuistischen Fraktion vorliegt:

„Durch das Gesetz zur Bekämpfung von Schmutz
nnd Schund ist das Landcsjngendamt znr Antrags-
bchörde geworden.

Nach den Erklärungen des Vertreters des Landes-
jugeudamts im FachausschußII betreibt das Landes¬
jugendamt mit besonderem Nachdruckuud besonderer
Energie die Tätigkeit auf diesem Gebiete im Sinne des
Zentrumsantrages.

Der Provinziallandtag sieht in dem Gesetz eine
Maßnahme zur Kuebeluug freiheitlicher Kultur-
bcstrebungen, insbesondere Unterdrückung revolutio¬
närer Werke in Wort und Bild. Der Provinzialland¬
tag protestiert gegen die Tätigkeit des Lnndesjugend-
amtcs im Sinne des Zcntrumsantrages und fordert
vom Reichstag die sofortige Aufhebung des Gesetzes."

Nach der Geschäftsordnung können Abänderungs-
auträge uud Anträge auf Annahme einer Entschließung
im Anschlußa» die Verhandlung über einen bestimmten
Gegenstand bis zum Schluß der Verhandlung über die
Besprechung des Gegenstandes gestellt werden, auf deu
sie sich beziehen; sie müssen schriftlicheingereicht wer-
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den. Auf der heutigen Tagesordnung steht meiner
Meinung nach kein Gegenstand, ans den sich diese Ent¬
schließungbeziehen tonnte. Ich sehe deshalb keine Mög¬
lichkeit, über diesen Antrag zu beraten.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Hack.
Abgeordneter Hack: Es ist eine ausgezeichneteArt

und Weise gewesen, wie man den Antrag der kommu¬
nistischen Fraktion sabotiert hat. Ich muß dazu noch
einmal sagen, wie er zustande gekommen ist.

Im Fachausschuß II wurde zunächst der Antrag
der Zentrumspartci, mit Nachdruckuud Energie die
Bekämpfung von Schmutz und Schuud zu verlangen,
zur Besprechung gestellt. Ich habe dann Ausführungeu
gemacht, und sofort nach meinen Ausführungen — ich
habe zuerst zu dem Punkte gesprochen— hat die Zcn-
trumspartei mit den anderen Fraktionen darüber be¬
raten, wie es nun möglich sei, diesen Antrag wieder
verschwinden zu lassen, ohne daß er auf die Tages-
ordnuug käme. (Hört, hört! bei den Kommunisten,)
Dann hat man eine schriftliche Formulierung gefunden,
in dem Glanben, der Antrag sei damit znrückgcnommen.
Auch ich als Mitglied des II. Fachausschussesbin in
dem Glauben gewesen und habe, um die Tatsachen des
wirklichen Schmutzes und Schundes nachweisen zu
tüuucu, trotzdem eine Entschließung zu dem Landcs-
iugcndamt, das als Punkt auf der Tagesordnung stand,
eingebracht. Da ist mir ans dem Bureau vou Herru
Verwaltungsdirektor Wicrtz gesagt worden: Der An¬
trag der Zentrnmsfrattion erscheint auf der Tagesord¬
nung. Ich habe erklärt, daß unsere Entschließung, die
wir ja uach der Geschäftsordnung stellen tonnten, nur
dann zurückgezogeuwird, wenn der Antrag des Zen¬
trums zur Verhandlung kommt. Weil Zweifel zwischen
unserer und meiner Auffassung — ich stand auf dem
Standpunkt, er sei zurückgenommen worden ^ und
der Auffassnng des Bureaus, des offiziellen Bericht¬
erstatters, bestanden, haben wir uns an die noch an¬
wesenden Mitglieder des II. Fachausschussesgewaudt.
Auch diese haben erklärt, der Antrag sei nicht zurück¬
genommen in dem Sinne, daß er nicht auf die Tages¬
ordnung kommen könne, sondern er sei als erledigt zn
betrachten insofern, als die Verwaltung dem Zentrums-
antrage stattgegeben habe, er müsse aber auf die Tages¬
ordnung kommen.

Heute ist nun aber dieser Pnntt von der Tages¬
ordnung abgesetzt worden. Damit ist uus die gcschiifts-
ordnungsmäßige Möglichkeit, zu diesem Punkte eine
Entschließung einzubringen, genommeil worden. Ich
bezweifle, daß das möglich ist. Jeder, der die Ge¬
schäftsordnung mit gesundem Menschenverstand durch¬
sieht, wird finden, daß diese Möglichkeit geschäftsord¬
nungsmäßig nicht besteht. Aber auch Gcschäftsordnnngs-
fragen sind Machtfragrn. (Hört, hört! bei den Kommu¬
nisten.)

Meine Herren! Sie werden unserem Antrage —
das wissen wir — nicht zustimmen, nnd die Herren
vom Zentrum wünschen ihn nicht. Aber bezeichnend

ist die Tatsache, daß Sie den Antrag zurückgezogen
haben, nachdem ich ausgeführt hatte, wo in Wirklichkeit
Schmutz und Schuud zu finden sind. (Sehr gut! bei
den Kommunisten.)

Borsitzender Dr. Iarres: Ein Antrag wird nicht
gestellt?

Abgeordneter Hack: Es wird der Antrag gestellt,
damit es nach der Geschäftsordnung möglich ist, Ent¬
schließungeneinzubringen, die Sitzuug auf eiue Minute
zu vertagen. Dann kann der Antrag auf die Tages¬
ordnung der nächsten Sitzung gesetzt werde», und in
einer Minute können wir darüber verhandeln.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Sie beantragen also
eine Vertagung der Verhandlungen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hack: Und die Eröffnung einer neucu
Sitzung iu einer Minute!) Meine Damen und
Herren! Sie haben den Antrag gehört. Ich bitte die¬
jenigen, die für den Alltrag sind, sich zu erheben. Das
ist dir Minderheit. Der Autrag ist abgelehnt. (Zuruf
des Abgeordneten Hack: Sie haben Wohl Angst, es
käme zuviel Schmutz heraus?!)

Herr Abgeordneter Hack, ich muß Sie wiederholt
darauf aufmerksam machen, daß Sie als Schriftführer
nicht in die Verhandlungen eingreifen können. (Abge¬
ordneter Hack: Zur Geschäftsordnung möchte ich be¬
merken . . . .)

Sie haben nicht das Wort. (Abgeordneter Hack: Ich
bitte zur Gcschäftsurdnnng ums Wort!) Dann be¬
mühen Sie sich nach vorn an das Rednerpult.

Abgeordneter Hack: Ich möchte feststellen,daß ><H
auch gestern schon eine Rüge bekommenhabe, weil ich
von hier oben eine Bemcrtuug gemacht habe. (Zuruf
von rechts: Mit Recht!) Nach Ihrer Auffassung mit
Recht, nicht aber nach der Geschäftsordnung. Ich bitte
den Herrn Vorsitzenden,mir zu sagen, wo in der Ge¬
schäftsordnung steht, daß ich von da oben wenig"'
eine Bemerkung macheu darf llls von da unten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich glaube, das ergibt
sich von selbst aus dem Begriff des geschäftsführcndeu
Bureaus.

Das Wort wird weiter nicht gewünscht. Dann habe
ich dem Herrn Oberpräsidenten als Regicrungs-
tummissar mitzuteilen, daß die Verhandlungen des
Hauses zu Eude geführt sind.

Oberpräsident Dr. Fuchs: Meine Damen u»°
Herren! Wenn ich auf Ihre Tagung zurückblicke, l"
erkenne ich an erster Stelle die Verabschiedungdes anw
dieses Mal wieder von der Provinzialverwaltuna >nn
besonderer Sorgfalt aufgestellten Provinzialhaushalts,
der der Provinz die Unterlage bietet für die Erfüllung
ihrer wirtschaftliche», sozialen und kulturellen Auf¬
gaben. Ich begrüße es freudig, daß dieser Etat keine
Steigerung des zur Erhebung gelangenden Prozent'
satzes der Reichsstcuerüberweisungen in sich schließ,
wenn auch die Umlagesumme an sich etwas gestiegen
ist. In einer Zeit, in der alles nach dem Abbau der
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öffentlichen Lasten ruft, darf die Provinz nicht mit
dem Beispiel des Gegenteils vorangehen.

In Ihre Verhandlungen hat auch die Politik hin-
eingespielt. Es wurde die Frage laut, ob sich das
Staatsschiff wohl auf rechter Fahrt befinde, wenn die
Vielheit und teilweise Gegensätzlichkeitzentraler Ge¬
walten die Möglichkeit praktischen Norwnrtskommens
hemme. Ich teile diese Sorge, deren Berechtigung nicht
ganz von der Hand zu weiseu ist. Auch mir will es oft
scheinen,als wenn in dem erwähnten Umstände eine
der Ursachen zu suchen sei, daß die Klagen über die
Zurücksetzung der rheinischen Interessen nicht ver¬
stummen wollen. Es geht eine gewisseVerdrossenheit
durch das Land über Maßnahmen, die man mit der
Bedeutung der Rheinprovinz nicht in Einklang brin¬
gen kann. Diese Bedeutung liegt nicht etwa allein in
dem Werte unserer hochentwickeltenBevölkerung, der
Früchte und Schätze unseres Bodens, sondern auch, und
zwar nicht zuletzt, in deu Opfern, die wir in den ver-
llmigeiien schweren Jahren als deutsche Grenzwacht
bringen mußten und auch gerne gebracht haben.
Alles dieses haben wir nicht für Geld ge¬
tan. Wir tonnen auch nicht eine restlose Abgeltung der
Schäden erwarten, die wir zwangsläufig, uuserer Lage
und den Ereignissen entsprechend, zn übernehmen
hatten. Aber Sie, meine Damen und Herren, ver¬
langen eine kräftigere Stiirkuug der rheiuischen Wirt¬
schaft und ferner für die Betreuung der Kommunal-
uerbände die Anwendung gerechter Maßstäbe bei der
Verteilung der allgemeinen Staatsmittel.

Ich freue mich, feststellenzn können, daß in bczug
auf die Gründung einer Ruhrprovinz bei diesem Hohen
banse nur eiue Meinung besteht. Sie lehnt in Ueber¬
einklang mit der — ich kann Wohl sagen — gesamten

^rheinischenBevölkerung die Ruhrproviuz ab, da ihre
Errichtung den glücklichen inneren Ausgleich innerhalb
unserer Provinz zerstören uud statt dessen zwei feind-
uche Rachbarn an die Stelle setzen würde.

Meine Damen uud Herren! Kein Einsichtiger wird
uns das Vorbringen unserer Sorgen verübeln. Es ist
°les für uns sogar eine Pflicht, die unserer Liebe zum
"eich und zu Preußeu entspringt. Natürlich müssen
unsere Klagen auch mit fester Hoffnung und mit dem
Gefühle des Zutrauens zum Staate gepaart sein. Wir
°urfen nicht vergessen, daß seit dem Umbau unseres
Unterlandes noch keine neun Jahre verflossensind und
l>aß die Zeit der Zuckungen uud des Einspieleus der
"euen Kräfte auf allen Gebieten des staatlichen Lebens
"°<h nicht vorbei ist. Erst die weitere wirisch aft-
^e Erstarkung Deutschlands, die befriedigende

Lösung des Arbeitslosenproblems wird dieser Periode,
die wir nun einmal zu durchleben berufen sind, das
ersehnte Ziel setzen. Bis dahin muß jeder an seine m
Platze mitarbeiten ohne in die Absichtendes anderen
von vornherein Mißtrauen zu setze». Wenn ich es als
meine Aufgabe ansehe, auf diese Pflicht bei jeder Ge¬
legenheit hinzuweisen, so geschieht es in der Erkennt¬
nis, daß Deutschland nur daun wieder bessere Zeiten
sehen wird, wenn eine kräftige Vertretung
eigener Interessen, sowohl des einzelnen wie
der öffentlichenVerbände, Hand in Hand geht mit der
Liebe zum Vaterlande, dem Glauben an seinen weiteren
Aufstieg und mit der Hoffnung, daß jeder einzelne von
uns den Beginn einer glücklicherenZeitspanne mög¬
lichst noch selbst erlebt.

Mit diesem Wunsche erkläre ich namens der Staats¬
regierung den 73. Rheinischen Provinziallandtag für
geschlossen.(Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort wünscht
noch Herr Abgeordneter Maus.

Abgeordneter M aus: Namens der Fraktionen
der Zeutrmnspartei, der Arbeitsgemeinschaft nnd der
WirtschaftlichenVereinigung habe ich Ihnen, sehr ver¬
ehrter Herr Vorsitzender, unseren aufrichtigsten und
herzlichsten Dank für die unparteiische und korrekte
Führung der Geschäfteauszusprechen.

Ich benutze die Gelegenheit, auch an dieser Stelle
Ihnen in Ihrer Eigenschaftals Oberbürgermeister der
Stadt Duisburg aufrichtigstenDank zu sagen, daß Sie
gestern dem Provinzinllandtage Gelegenheit gegeben
haben, die hervorragenden Hafenanlagen Ihrer Stadt
zu besichtigen, und uns auch durch einen geselligen
Abend erfreuten.

Ich bitte Sie, unseren Dank auch den Herren stell¬
vertretenden Vorsitzenden und den Herren Schrift¬
führern zu übermitteln,

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich danke Ihnen für
die Freundlichkeit. Ich erfülle gerne die Pflicht, meinen
Stellvertretern im Vorsitz und den Herren Schrift¬
führern für ihre mühevolle Arbeit den verbindlichsten
Dank zu sagen.

Ich glaube, ich spreche aber auch in Ihrer aller
Sinne, wenn ich namentlich auch dem Landtagsburcau
und dem Steuographenbureau für ihre ausgezeichnete
Vorarbeit uud ihre ausgezeichueteu Dienstleistungen
hier verbindlichst danke. (Lebhaftes Bravo!)

Ich schließe die Sitzung.
(Schluß 1 Uhr.)
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